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Vorrede. 


Die  vorliegende  Arbeit  über  das  Reichshofgericlit  ist  be- 
stimmt, in  der  Literatur  der  deutschen  Rechts-  und  Ver- 
fassungsgeschichte eine  Lücke  auszufüllen,  die  bisher  freilich 
wohl  nur  Wenigen  recht  fühlbar  geworden  ist.  Wir  be- 
sitzen ziemlich  genaue  Nachrichten  über  das  fränkische 
Pfalzgericht  und  sehr  eingehende  Kunde  von  der  Verfassung 
und  dem  Verfahren  des  Reichskammergerichts,  aber  äusserst 
kümmerlich  ist  Alles,  was  bisher  über  das  Reichshofgericht,, 
welches  die  zeitliche  Verbindung  zwischen  jenen  bildete,  be- 
richtet und  gelehrt  wurde.  Seit  der  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts,  wo  in  rascher  Folge  die  noch  oft  zu  erwähnen- 
den Werke  von  Blum,  Harpprecht  und  Senckenberg  er- 
schienen, ist  diese  einst  so  wichtige  Institution  des  öffent- 
lichen Lebens  unseres  Volkes  nicht  mehr  monographisch 
behandelt  worden:,  in  wenigen  Sätzen,  oft  mit  wenigen 
Worten  pflegt  man  in  neuerer  Zeit  den  Gegenstand  zu  er- 
ledigen. Dies  erklärt  sich  zum  Theil  daraus,  dass  man  die 
Bedeutung  grade  dieser  Institution  für  die  Geschichte  der 
Verfassung  und  des  Prozesses,  sowie  ftbr  die  Entwickelnng 
des  materiellen  Rechts  viel  zu  wenig  würdigte,,  zum  Theil 
aber  auch  aus  der  Massenhaftigkeit'  de»  Materials,  welches 


Digitized  by 


Google 


IV 

bewältigt  werden  muss,  ehe  überhaupt  an  eine  Darstellung 
der  Verfassung  dieses  Qerichts,  des  dort  üblichen  Verfahrens 
und  der  Rechtsprechung  desselben  gedacht  werden  kann. 

Denn  nicht  auf  die  kurzen  Sätze  der  Rechtsbücher,  — 
nicht  auf  bestimmte,  viel  behandelte  Quellen  kann  sich  diese 
Darstellung  gründen,  sondern  eine  Fülle  vereinzelter  Be- 
richte bei  den  Schriftstellern  des  deutschen  Mittelalters, 
Formelbücher  und  Briefsammlungen,  vor  allem  die  über- 
reichen Urkundenschätze  der  Vergangenheit  sind  zu  be- 
nützen, wenn  auch  nur  einigermassen  abschliessende  Resultate 
gewonnen  werden  sollen.  Es  ist  keine  leichte  und  keine 
angenehme  Arbeit,  diese  Fülle  der  Quellen  zu  durchforschen ; 
vieles  muss  durchsucht  werden,  das  dann  doch  nicht  die 
geringste  Aufklärung  darbietet,  anderes  gewährt  wohl  Hin- 
weise, aber  keine  bestimmten  Nachrichten,  und  wenn  man 
schliesslich  alles  Gewonnene  überblickt,  so  finden  sich  über- 
all noch  Lücken,  die  nicht  auszufüllen  sind,  und  das  end- 
liche Resultat  bleibt  trotz  aller  Mühe  und  Arbeit  weit  zurück 
hinter  dem,  das  man  selbst  zu  erreichen  hoffte  und  das  nun 
auch  andere  erwarten.  Ich  habe  diese  Schwierigkeiten  ge- 
kannt und  mich  niemals  darüber  getäuscht,  dass  ich  das 
Ziel,  das  mir  stets  vor  Augen  war,  nicht  ganz  erreichen 
würde,  aber  ich  habe,  als  mich  frühere  Arbeiten  einmal  auf 
diese  Bahn  geführt  hatten,  jene  nicht  gescheut  und  nach 
diesem  ehrlich  gestrebt;  mögen  andere  nun,  nachdem  die 
Bahn  gebrochen  und  geebnet,  zum  Gedeihen  der  Wissen- 
schaft auf  demselben  Gebiete  weiter  streben. 

Vor  allem  wünschte  ich  Anlass  gegeben  zu  haben,  dass 
nach  zwei  verschiedenen  Richtungen  hin  weiter  gearbeitet 
werde.  Meine  Untersuchungen  betreffen  nur  das  königliche 
Gericht  am  Hofe  des  Königs  und  zwar  nur  im  Verhältniss 
zum  Reiche.    Es  bleibt  also  zu  wünschen  eine  Arbeit  über 
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die  Yerwaltung  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  in  Italien, 
eine  andere  über  die  königlichen  Landgerichte,  besonders 
das  zu  Rotweil.  Dies  ist  das  eine.  Zum  andern  war  es  un- 
möglich, einzelne  Fragen  des  Staats-  und  Prozessrechts,  die 
mir  bei  der  Arbeit  entgegentraten,  in  diesem  Werke  zu  be- 
handeln, nicht  nur,  weil  mir  schliesslich  eine  gewisse  Be- 
schränkung zur  Pflicht  wurde,  sondern  vor  Allem,  weil  die* 
selben  von  anderen  Gesichtspunkten  aus  gelöst  werden 
müssen.  Einige  derselben  habe  ich  in  der  Einleitung  an- 
gedeutet, andere  werden  sich  dem  Kundigen  namentlich  im 
zweiten  Bande  von  selbst  darbieten,  und  ich  wünsche  nichts 
lebhafter,  als  andere  zu  bestimmen,  die  Lösung  solcher  Auf- 
gaben zu  versuchen,  überhaupt  das  Unvollkommene  meiner 
Arbeit  zu  vervollständigen  und  das,  was  ich  in  Zweifel  Hess 
oder  richtiger:  aus  Gründen,  die  an  geeigneter  Stelle  an- 
gegeben sind,  in  Zweifel  lassen  musste,  aufzuklären.  Es 
vfürde  mich  reich  belohnen,  wenn  ich  in  solcher  Weise  an- 
zuregen vermocht  hätte. 

lieber  die  Disposition  des  ganzen  Werkes,  insbesondere 
über  Bedeutung  und  Inhalt  des  vorliegenden  geschichtlichen 
Theils,  habe  ich  mich  in  der  Einleitung  zu  demselben  aus- 
gesprochen. Nicht  unerwähnt  darf  ich  lassen,  dass  das 
Manuscript  des  ersien  Bandes  berqjits  im  Frühjahr  vollendet 
war  und  der  Druck  eben  beginnen  sollte,  als  der  deutsch- 
österreichische Krieg  eine  Vertagung  nothwendig  machte. 
Dadurch  wurde  es  mir  möglich,  noch  die  Literatur  dieses 
Jahres  zu  berücksichtigen,  darunter  auch  die  im  fünften  Ab- 
schnitt mehrfach  angeführte  Schrift  von  Tomaschek.  Es  ist 
keine  Schmälerung  des  Verdienstes  derselben,  wenn  ich  be- 
kenne, dass  ich  persönlich  darin  keine  Förderung  meiner 
eigenen  Untersuchungen,  nicht  einmal  eine  irgend  erhebliche 
Ergänzung  des  Materials  habe  finden  können;   nur  einiges 
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Ungedruckte,  das  der  Verfasser  aus  den  Wiener  Reichs- 
registraturbiichem  mittheilt,  war  mir  natürlich  uubekannt^ 
darunter  auch  die  fClr  das  Hofgericht  anscheinend  so  wichtige 
Rechtsaufzeichnung,  auf  die  er  sich  mehrfach  bezieht  und 
durch  deren  vollständige  Veröffentlichung  er  der  Wissenschaft 
einen  erheblichen  Dienst  leisten  könnte.  Einige  andere 
neuere  Publikationen,  wie  Toeche^s  schönes  Werk  über 
Heinrich  VI.  und  die  acta  imperii  selecta,  welche  Ficker 
aus  Boehmer^s  Nachlass  herausgegeben  hat,  konnte  ich  fttr 
den  ersten  Band  nicht  mehr  benutzen. 

Der  zweite  Band  des  Werkes  —  Verfassung,  Verfahren 
und  Rechtsprechung  des  Reichshofgerichtes  —  wird,  wie  ich 
hoffe,  im  Sommer  künftigen  Jahres  erscheinen  können. 

Greifswald,  2.  December  1866. 


Otto  Franklin. 
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Einleitung. 

Der  Kaiser  sitzt  an  Grottcs  Statt  des  Menschen  Schirmcr,  sagt 
ein  altes  Wort,  —  er  ist  Vater  des  Reichs,  ein  anderes.  Als 
dem  Träger  der  höchsten  Gewalt  fällt  ihm  znerst  nnd  zunächst 
die  Pflicht  zu,  die  innere  Rechtsordnung  zn  erhalten,  allen 
Gliedern  des  weiten  Reichs  Recht  nnd  Frieden  zn  wahren.  Er 
ist  die  Quelle,  der  Schöpfer  alles  Rechts  nnd  gemeiner  Richter 
überall,  tlber  alle  Reichsangehörigen,  in  allen  Sachen,  Ober  alle 
andern  Richter. 

Die  Wahrnehmung  dieses  höchsten  Richteramtes  ist  die 
wichtigste  unter  den  Regontenpflichten  des  Königs.  Man  wählt 
ihn  zum  Richter,  sagen  deshalb  die  Quellen ;  Richter  des  Reichs, 
römischer  Richter  wird  er  oft  genannt;  er  sei  ein  guter  Richter 
gewesen,  ist  das  höchste  Lob,  welches  die  Schriftsteller  des 
Mittelalters  einem  Herrscher  nachrufen  können. 

Ist  der  König  gewählt  nnd  kömmt  zur  Krönung  nach 
Aachen,  so  fleht  die  Kirche  zunächst,  Gott  möge  ihm  Weisheit 
und  Gerechtigkeit  verleihen,  dass  er  flberall  das  Recht  stärke. 
Dann  fragt  ihn  der  Kölner  Erzbischof,  ob  er  das  Reich  regieren 
wolle  nach  dem  Rechte  seiner  Vorfahren,  ob  er  ein  treuer 
Richter  nnd  Schirmherr  der  Armen  nnd  Reichen,  der  Wittwen 
nnd  Waisen  zu  sein  gedenke.  Das  gelobt  der  Erwählte.  Und 
wieder  betet  man,  der  König  möge  hervorragen  durch  Liebe 
znm  Recht,  die  Gerechtigkeit  in  den  Tagen  seiner  Herrschaft 
erblühen,  das  Volk  durch  ihn  auf  die  Pfade  des  Rechts  ge- 
leitet werden.  Ist  darauf  die  Weihe  vollzogen,  so  übergeben 
ihm  die  Bischöfe  Schwert  und  Sceptcr  mit  der  erneuten  Mah- 
nang,  die  Gerechtigkeit  zn  lieben,  das  Unrecht  zn  hassen  und 
mit  Strenge-  zn  strafen.  Hat  der  König  daiin  endlich  auch  die 
Krone  empfangen,  so   führen   ihn  die  geistlichen   Fürsten   zum 

FnuikUn,  Belchshofffcricht.  I.  t 
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Altar,  dass  er  dein  Reiche  Iluldo  schwöre:  der  Kirche  Recht 
und  Frieden  zu  erhalten,  das  Kcicli  nicht  zu  mindern,  des 
Volkes  Wohlfahrt  zu  fördern  und  ihm  Recht  zu  pflei^cn. 

Dies  ist  <lcr  letzte  Eid,  den  der  König  schwört,  spater 
darf  er  keinen  andern  ahleisten,  sein  Wort  ist  Eid  genug.  Von 
dem  Augenhlicke  aher,  da  er  Fluide  geschworen,  gilt  er  dem 
Reiche  zu  treuer  Rechtspflege  verbunden.  Da  wir  das  Reich 
übernahmen,  verpflichteten  wir  uns,  jedem,  der  Unrecht  leidet, 
den  Trost  des  Rechts  zu  gewähren,  —  dazu  sind  wir  von  Gott 
gesetzt,  dass  wir  Gewalt  und  Unrecht  schwächen  und  vertilgen, 
das  Recht  handhaben  and  stärken  sollen:  so  bekennen  die 
Könige  in  zahllosen  Urkunden ,  und  selbst  die  am  wenigst 
TQchtigen  unterlassen  es  nicht,  sich  als  Schuldner  der  Gerechtig- 
keit zu  bekennen. 

Und  zwar  galt  es  als  eine  Pflicht  des  Königs,  seines  Richter- 
amtes persönlich  zu  warten.  Pap^t  und  Synoden  mahnen  die 
Könige  immer  wieder  an  die  Erfüllung  dieser  ihrer  Aufgabe;« 
die  Fürsten  betrachten  es  als  einen  Grund  zur  Absetzung  des 
Königs,  wenn  er  das  Gericht  vernachlässigt;  das  Volk  endlich 
benrtheilt  den  Werth  oder  Unwerth  der  Regierung  eines  Herr- 
schers wesentlich  danach,  wie  während  der  Dauer  derselben 
Recht  und  Friede  gehandhabt  worden.  Die*  Nation  war  nicht 
unempfänglich  fär  kriegerischen  Glanz,  sie  begleitete  die  Erfolge 
der  deutschen  Waifen  mit  der  lebendigsten  Theilnahme,  sie 
freute  sich  der  Ausdehnung  der  politischen  Macht,  des  Ansehens 
der  deutschen  Könige  auch  bei  den  Fremden,  aber  die  Erhal- 
tung der  inneren  staatlichen  Ordnung  galt  ihr  doch  als  das 
Wichtigste.  Daher  bewahrt  die  Ueberlieferung  gerade  denjenigen 
Regenten,  welche  diese  am  sorglichsten  aufrecht  erhielten,  eine 
besonders  freundliche  Erinnerung,  darum  schmückt  die  Sage 
gerade  ihr  Sehalten  und  Walten  mit  allerlei  anmuthenden  Zügen. 
So  werden  Heinrich  I.  und  Otto  I.  wegen  der  Strenge  ihres 
Gerichts  gepriesen,  ebenso  Heinrich  H.  und  Konrad  IL,  Hein- 
rich HL  heisst  die  Richtschnur  der  Gerechtigkeit,  Lothar  der 
beharrliche  Freund  und  Genosse  des  Rechts;  dagegen  wird  be- 
klagt, dass  Otto  IL  das  Recht,  welches  die  goldene  Grundlage 
der  Herrschaft  seiner  Väter  gewesen,  vernachlässigt  habe,  dass 
bei  Heinrich  IV.  Niemand  habe  Recht  finden  können,  dass  auch 


Digitized  by  VjOOQIC 


3 

Heinrich  V.  der  Rechtspflege  koinc  Sorgfalt  gewidmet  habe. 
Insbesondere  forderte  die  Anschauung  des  Volks,  dass  der  König 
den  Armen  und  Schutzlosen  ein  guter  Kichtcr  Rci.  Von  Otto  I. 
wird  es  gerühmt,  er  habe  die  einer  armen  Wittwe  zugefügte 
Schmach  als  einen  Frevel  gegen  die  eigene  Würde  zu  bestrafen 
versprochen  und  dies  auch  gehalten  ^)v  als  einen  glückvor- 
heissenden  Anfang  der  Regierung  Konrads  JI.  preist  es  Wipo, 
dass  dieser  gleich  auf  dem  Krönungszuge  den  Armen,  die  sich 
klagend  herandrängten,  zu  ihrem  Rechte  verhelfen  habe^);  von 
Heinrich  HI.  dagegen,  dessen  Eifer  für  die  Erhaltung  des 
Friedens  sonst  allgemein  gepriesen  wurde,  wird  doch  erzählt, 
er  habe  nicht  Sorge  genug  getragen,  die  Rechtsangelegenheiten 
der  geringeren  Leute  zu  erledigen  und  sei  deshalb  von  gött- 
lichen Strafgerichten  ereilt  worden  ^). 

Die  Ausübung  der  dem  König  zustehenden  oberstrichter- 
lichen Gewalt  geschah  in  der  fränkischen  Zeit  durch  das  Pfalz- 
gericht, im  Mittelalter  durch  das  Reichshofgericht.  Die  Schrift- 
steller, Rechtsbücher  und  Urkunden  gebrauchen  zur  Bezeichnung 
desselben  die  verschiedensten  Namen,  der  eben  gewählte  aber 
erscheint  vor  andern  geeignet,  das  üQr  das  ganze  Reich  com- 
pctente  Gericht  am  Hofe  des  Königs  sowohl  von  den  landes- 
herrlichen Hofgerichten,  als  von  jenen  königlichen  Hofgerichten 
zu  unterscheiden,  deren  Wirksamkeit  sich  nur  über  einzelne 
Tbeile  des  Reichs  erstreckte.  Dieses  Gericht  hatte  keine  feste 
Statte;  es  war  da,  wo  sich  eben  der  König  aufhielt;  es  wurde 
besetzt,  wie  Zeit  und  Umstände  es  gestatteten;  es  wurde  bald 
mit  grösseren,  bald  mit  minderen  Feierlichkeiten  gehalten.  Aber 
alle  diese  Zufälligkeiten  änderten  nichts  an  der  Stellung  des 
Gerichts.  Ob  der  König  selbst  oder  ein  Beamter  oder  ein  für 
den    einzelnen    Fall   Beauftragter   demselben    vorsass,   ob    die 


*)  Vglch.  die  Erzähinng  in  meiner  Abhandlung  in  den  Forsch ungen- 
zur  de nt sehen  Geschichte  IV.  473. 

*)  Wiponis  Tita*  Chuonradi  imp.  c.  5-  Goldast  const  I.  230  gibt 
die  SchluBSworte:  felix  initium  rcf:^)andi  ccrnitur  csbo,  ubi  plus  festinatur 
ad  facicndam  logcni ,  quam  4id  bcnediccndnm  regem  als  —  Kesponsum. 
Vglch.  Forschungen  494. 

•)  Ex  Othloni  libro  visionum,  vis.  15  SS.  XL  384;  vglch.  For- 
schnngen  502  fg. 
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iniichtigsten  Fürsten  dos  Reichs  oder  die  geringsten  ünterthancn 
vor  demselben  erschienen,  ob  Fürsten,  Edle,  Freie,  Ministcri«ilen 
oder  Bürger  als  ürtheiler  anwesend  waren,  ob  es  im  Heerlager, 
auf  einsamer  Pfalz,  auf  Hof-  oder  Reichstagen  gehalten  wurde, 
wo  immer  endlich  es  der  König  hegen  Hess:  —  es  war  stets 
dasselbe,  das  höchste  Gericht  im  Reiche,  das  Reich  selber,  wie 
viele  Quellen  sagen. 

Mit  der  Stellung,  Bedeutung  und  dem  Einflüsse  dieses 
höchsten  Gerichts  auf  die  Rechtscntwickelung  im  Reiche  soll 
sich  dos  vorliegende  Werk  beschäftigen.  Es  wird  dargestellt 
werden:  die  Gerichtsgewalt  und  Gerichtsverfassung  im  zweiten 
Buch,  das  Verfahren  im  dritten,  das  vierte  soll  eine  Znsammen- 
stellung der  in  den  Erkenntnissen  des  Gerichts  angenommenen 
Rechtsgrundsätze  darbieten,  um  die  Bedeutung  der  Recht- 
sprechung des  Hoi^erichts  für  das  materielle  und  formelle  Recht 
des  Mittelalters  zu  zeigen,  dem  Ganzen  aber  in  dem  ersten 
Buche  eine  Geschichte  des  Gerichts  vorausgehen,  über  deren 
Zweck  und  Inhalt  ich  mich  zunächst  noch  auszusprechen  habe. 

So  schön  und  bedeutungsvoll  der  Gedanke  war,  dass  der 
Beherrscher  des  Reichs  persönlich  für  die  treue  und  gewissen- 
hafte Handhabung  des  Rechts  verantwortlich  sein  solle,  so  grosse 
Nachtheile  hatte  es  doch,  dass  man  das  Geschick  des  obersten 
Gerichts  abhängig  machte  von  den  Schicksalen  der  Regenten. 
Schwer  wog  schon  der  Nachtheil,  dass  das  Gericht  dem  wan- 
dernden Hofe  des  Königs  folgen  musste,  denn  es  ward  dadurch 
für  einen  grossen  Theil  des  Volkes  von  vornherein  unmöglich, 
Schutz  und  Schirm  gegen  Unrecht  und  Gewalt  bei  demselben 
zu  suchen.  Aber  nnverhältnissmässig  schädlicher  war  es,  dass 
die  Rechtspflege  überhaupt  abhängig  war  von  der  persönlichen 
Fähigkeit  und  Tüchtigkeit,  den  Neigungen  und  Abneigungen 
des  Königs,  dem  Einfluss  seiner  Freunde,  Rathgcber  und  Höf- 
linge, vor  allem  von  dem  Gange  der  politischen  Verhältnisse. 
Denn  es  leuchtet  ein,  dass  auch  der  wohlwollendste  und  tüch- 
tigste Regent  der  Rechtspflege  doch  nur  dann  die  gehörige 
Sorge  widmen  konnte,  wenn  die  staatlichen  Verhältnisse  ihm 
die  Möglichkeit  dazu  gewährten,  dass  dagegen  Kämpfe  mit  aus- 
wärtigen Feinden,  Aufruhr  und  Empörung  im  Innern  regelmässig 
einen  Stillstand  des  Gerichts  herbeiführen  mussten,  dass  endlich 
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von  der  Ausführuug  erkaunter  Urtheile,  Bestrafung  des  Uü< 
gehorsams,  Zaclitigung  der  Gewaitthat,  vou  einer  erfolgreichen 
Wirksamkeit  des  Gerichts  überhaupt  nur  dann  die  Rede  sein 
konnte,  wenn  der  König  Macht  und  Einfluss  genug  bösass^  dem 
Spruche  seines  Gerichts  Gehorsam  zu  erzwingen.  So  sind  die 
Schicksale  des  Hofgerichts  abhängig  von  dem  Glück  oder  Un- 
glück unserer  Könige,  der  Erhebung  und  Schwäche  der  Reichs- 
gcwalt;  die  Geschichte  desselben  ist  zugleich  eine  Geschichte 
des  öffentlichen  Rechtszustandes  und  auf  das  Engste  verwebt 
mit  der  politischen  Geschichte  Deutschlands.  Dies  zu  zeigen, 
ist  eine  der  Aufgaben,  welche  das  erste  Buch  dieses  Werkes 
lösen  soll. 

Die  zweite  besteht  darin,  Einsicht  zu  gewähren  in  die  um- 
fassende Thätigkgit  des  Gerichts.  Die  Wisscuschaft  kann  sich 
dauernd  nicht  mit  den  dürftigen  Nachrichten  genügen  lassen, 
welche  die  Rechtsbücher  in  dieser  Hinsicht  darbieten.  Wir 
wissen  daraus  wohl,  dass  der  König  Richter  war  über  der 
Fürsten  Leib,  Ehre,  Eigen  und  Lehen ,  dass  alle  Rechtssachen 
auch  anderer  Parteien  im  Wege  des  Rechtszuges  schliesslich 
an  das  Reich  gelangen  konnten,  dass  dem  König,  wie  Münze 
und  Zoll,  so  auch  das  Gericht  ledig  wurde,  wenn  er  in  eine 
Stadt  des  Reichs  kam.  Aber  das  ist  auch  ziemlich  Alles.  Wie 
die  ursprünglich  so  ausgedehnte  Competcnz  des  Reichshofes 
immer  mehr  und  mehr  eingeschränkt  wurde,  wie  sich  jene  Lehre 
der  Rechtsbücher  vom  Zuge  an  den  König  praktisch  gestaltete, 
erfahren  wir  nicht,  und  noch  weniger  gewinnen  wir  ein  Bild 
von  der  Fülle  der  Geschäfte,  welche  thatsächlich  durch  das 
Hofgericht  zu  bewältigen  waren.  Wie  so  ganz  anders  gestaltet 
sich  aber  unsere  Anschauung,  wenn  wir  die  gesammten  Geschichts- 
qnellen  des  Mittelalters,  die  Aufzeichnungen  der  Schriftsteller 
imd  die  unendliche  Zahl  der  Urkunden  mit  in  Betracht  nehmen. 
leb  habe  es  versucht,  diese  reichen  Hilfsmittel  in  vollem  Masse 
heranzuziehen  und  auf  Grund  derselben  mit  der  äusseren  Ge- 
schichte des  Hofgerichts  zugleich  eine  Darstellung  der  wichtigeren 
daselbst  verhandelten  Prozesse  zu  verbinden.  Dabei  musste  ich 
mir  freilich  eine  doppelte  Beschränkung  auflegen.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  Oekouomie  des  vorliegenden  Werkes  bin  ich  nur 
aaf  die  rechtsgeschichtlich  interessanteren  Prozesse  näher   ein- 
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gegangen,  auf  minder  wichtige  habe  ich  nur  an  geeigneter  Stelle 
hingewiesen.  Bedauerlicher  war  eine  Einschränkung,  zu  der 
die  Beschaffenheit  unserer  Quellen  nöthigte.  Die  Geschichts- 
schreiber meiden  vielerlei  über  Einleitung  und  Ausgang  ver- 
schiedener Prozesse,  aber  die  Nachrichten  sind  zum  Theil  so 
-vereinzelt  und  lückenhaft,  doss  sie  weder  einen  Einblick  in  die 
tbatsächlichcn  Verhältnisse  des  einzelnen  Falles,  noch  ein  Ur- 
theil  über  den  prozessualischen  Verlauf  der  Verhandlungen  ge- 
statten. Ebenso  vorhält  es  sich  mit  den  Urkunden.  Nur  in 
den  seltensten  Fällen  sind  sie  in  so  zusammenhängender  Folge 
erhalten,  dass  wir  daraus  den  gcsammten  gerichtlichen  Hergang 
eines  Prozesses  zu  erkennen  vermöchten.  Bald  sind  es  nur 
Ladebriefe,  bald  nur  Urtheilc  oder  Executionsdccrcte  oder  end- 
lich Achtbriefe,  die  uns  vorliegen,  und  so  erhalten  wir  wohl 
Kunde  über  Einzelnheiten  des  Verfahrens^  aber  nicht  über  das 
gesammte  Verfahren  im  einzelnen  Falle.  Alle  jene  Nachrichten 
der  Geschichtschreiber,  alle  diese  Urkunden  in  der  Geschichte 
des  Gerichts  zusammenzustellen,  wäre  ein  wenig  nützliches 
Unternehmen  gewesen;  das  Einzige,  was  geschehen  konnte,  war, 
dieses  an  sich  sehr  umfangreiche  Material  für  die  Darstellung 
der  Verfassung  und  des  Verfahrens  zu  benützen,  und  dies  ist 
denn  auch,  wie  das  zweite  und  dritte  Buch  dieser  Arbeit  zeigen 
sollen,  in  ausgedehntem  Masse  geschehen.  Diejenigen  Urkunden 
aber,  welche  Weisthümer  des  königlichen  Hofes  enthalten,  sind 
im  vierten  Buche  sämmtlich  vereinigt. 

Endlich  aber  soll  dieses  erste,  der  Geschichte  des  Hof- 
gerichts gewidmete  Buch  noch  den  Zweck  erfüllen,  die  in  den 
folgenden  Abschnitten  enthaltene  Darstellung  der  Verfassung  und 
des  Verfohrens  wesentlich  zu  ergänzen.  So  reiches  Material 
wir  für  dieselbe  besitzen,  so  lässt  dasselbe  doch  grosse  Lücken, 
welche  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  unserer  Quellenkunde 
nicht  genügend  auszuftlllen  sind.  Es  war  möglich,  das  Ladnngs- 
verfahren,  das  Finden  des  Urtheils,  die  Execution  in  das  Ver- 
mögen, den  Achtprozess  eingehend  zu  schildern,  aber  es  ist 
nicht  möglich,  z.  B.  den  Strafprozcss,  oder  im  Givilprozess  die 
Lehre  vom  Beweisrecht  und  der  Beweisführung,  auf  Grund  dos 
für  das  Hofgericht  vorhandenen  Materials  selbständig  darzu- 
stellen.    Für    andere    Fragen  —  z.  B.  wie   machten    sich  die 
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Staodesverhältnisse  am  Hofgericht  geltend?  wann  musste  das 
Verfahren  in  einem  bestimmten  Lande  stattfinden?  u.  s.  w.  — 
finden  sieb  zwar  Zeugnisse  mancherlei  Art,  aber  sie  reichen  für 
sich  aliein  doch  nicht  aus,  ein  bestimmtes  und  zuverlässiges 
Urthcil  zu  begründen.  Aber  wenn  gleich  unsere  Nachrichten 
nicht  genügen,  gewisse  Abschnitte  des  Prozesses  erschöpfend 
zo  behandeln,  oder  diese  einzelnen  Fragen  abschliessend  zu 
erörtern,  so  ergänzen  sie  doch  das,  was  wir  anderweitig  dar- 
über wissen,  und  werden  für  spätere  Arbeiten ,  welche  den  ge- 
sammtcn  deutschen  Prozess  und  nicht  nur  den  vor  dem  Uof- 
gericht  zum  Gegenstande  haben,  oder  die  Lösung  der  zuletzt 
angedeuteten  Fragen  von  allgemeineren  Gesichtspunkten  aus 
versuchen,  nicht  ohne  Werth  sein.  Deshalb  habe  ich  grade 
auf  solche  Stelleu  in  diesem  geschichtlichen  Theil  hingewiesen 
und  darf  hoffen,  dadurch  auch  für  andere  Untersuchungen  einiges 
genützt  zu  haben. 

Ich  beginne  die  Geschichte  des  Hofgerichts  mit  der  Wieder- 
herstellung des  Reichs  unter  Heinrich  L  und  führe  sie  fort  bis 
zur  Begründung  des  Kammergerichts  unter  Friedrich  UI.  Der 
Stoff  ist  in  fünf  Abschnitte  vertheilt.  Für  den  ersten  derselben 
durfte  ich  meine  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte 
(IV.  465 — 534)  veröffentlichte  Abhandlung  über  das  Hofgericht 
in  der  Zeit  von  Heinrich  L  bis  Lothar  von  Sachsen  benutzen 
und  ich  habe  dies  an  mehreren  Stellen,  wo  ich  nit^hts  zu 
kürzen,    hinzuzufügen  oder  zu  ändern   wusste,    wörtlich   gcthan. 
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Von  Heinrich  I.  bis  Lotliar  IL 
919-1137. 

Zwei*  Jahrzehnte  fast  waren  seit  dem  allzu  frühen  Dahinscheiden 
Kaiser  Arnolfs  vorübergegangen,  als  man  Herzog  Heinrich  aus 
sächsischem  Stamme  zum  Herrscher  des  Eeiches  erwählte.  Die 
Lösung  schwerer  Aufgaben  war  seiner  Regierung  zugewiesen. 
Weder  der  unmündige  Ludwig  noch  Konrad  I.  hatten  vermocht, 
im  Geiste  ihres  kräftigen  Vorgängers  zu  herrschen.  Grosse 
Umwandelungen  in  der  Verfassung  des  Reichs  vollzogen  sich 
und  natürlich  nicht  ohne  schwere  Kämpfe.  Die  £inheit  der 
Nation  drohte  sich  aufzulösen,  die  königliche  Autorität  wurde 
erschüttert,  die  innere  Zerrüttung  schritt  immer  weiter  vor. 
Unrecht  und  Gewaltthat  blieben  unbestraft,  der  Wehrlose  fand 
keinen  Schutz  bei  dem  König  gegen  Vergewaltigung,  die  Kühn- 
heit auswärtiger  Feinde  stieg  von  Jahr  zu  Jahr,  denn  die  Kraft 
des  Reiches  verzehrte  sich  in  inneren  Kämpfen  und  es  blieb 
den  einzelnen  Stämmen  überlassen,  ^sich  der  drängenden  An- 
griffe der  Nachbarvölker  zu  erwehren. 

So  mu^ste  denn  Heinrich  vor  allem  bestrebt  sein,  durch 
Einigung  der  Stämme  dem  Reiche  auch  die  Kraft  zum  Kampfe 
und  Widerstände  nach  Aussen  zurückzugewinnen.  Er  konnte 
es  nicht  mehr  versuchen,  so  unmittelbar  ordnend  und  herrschend 
in  die  Verwaltung  der  einzelnen  Länder  einzugreifen,  wie  es 
nach  der  Auffassung  Karls  des  Grossen  und  seiner  nächsten 
Nachfolger  hätte  geschehen  sollen,  aber  er  fühlte  sich  doch 
und  regierte  als   Beherrscher  des   Reichs;    alle  Stämme  waren 


Digitized  by  VjOOQIC 


12 

ihm  zu  Dienst  und  Treue  verpflichtet,  aber  gegen  alle  übte  er 
auch  die  Pflichten  seines  königlichen  Amtes  *). 

Freilich  ist  es  bei  der  Dürftigkeit  der  Quellen  auch  der 
sorgsamsten  Forschung  nicht  möglich  gewesen,  nachzuweisen, 
welche  Regierungsrechte  er  im  Einzelnen  den  aussersächsischen 
Stämmen  gegenüber  behauptete.  üeber  die  Rechtspflege  am 
königlichen  Ilofe  insbesondere  haben  wir  fast  gar  keine  Kunde  ^). 
Aber  dafür  sind  Zeugnisse  genug  vorhanden,  dass  er,  ein  eifriger 
Förderer  des  inneren  Friedens,  mit  grösslcr  Sorgfalt  nach  Her- 
stellung und  Erhaltung  der  staatlichen  Ordnung  strebte  und 
über  Hohe  und  Niedrige  mit  gleicher  Strenge  und  Unparteilich- 
keit richtete.  Die  Fürsten  und  Herrn,  sagt  eine  spätere  Quelle, 
fürchteten  ihn  sehr;  vor  seinem  Gericht  galt  nicht  Rcichthum 
und  nicht  Freundschaft,  sondern  das  Recht  allein:  so  niussten 
sich  die  Herrn  und  alle  Andern  dem  Rechte  beugen  und  alle 
Lande  standen  in  Frieden'). 

So  war  das  Reich  neu  geeint,  als  Otto  I.  die  Hegieruug 
übernahm.      In    den    ersten    Jahren    freilich,    als    er    mit    den 


^)  lieber  die  Zustände  des  Reichs  unter  Ludwig  dem  Kinde  und 
Konrad  I.  vglch.  Dümmlcr:  Ostfräuk.  Reich  II.  558  und  63L  Uebcr 
(He  Bedeutung  des  Königthunis  Heinrich  I.  siclie  Waitz:  Jahrbücher 
des  d.  Reichs  unter  H.  (Berlin,  1863)  S.  114  und  195,  dessen  Grund- 
anschauimgen  ich  für  durchaus  wohlbegründet  erachte. 

')  Das  wenige  uns  Bekannte  habe  ich  in  den  Forschungen  zur 
deutschen  Geschichte  lY.  467  zusammengestellt.  Von  den  vierzig  und 
einigen  unverdächtigen  Urkunden,  welche  Waitz  a.  a.  Ü.  210,  11  und 
Stumpf:  Reichskanzler  H.  1  (Innsbruck,  1865)  S.  3—7  nachgewiesen 
haben,  bezieht  sich  keine  auf  die  Verwaltung  der  königlichen  Jurisdiction. 

')  Die'vürsten  und  die  herren  vorchten  in  sSre;  si  muosten  nach 
rehte  rillten.  Wer  vür  in  kern  umbe  schulde,  dar  dorfte  in  nieman 
umbc  bitten,  da  horte  weder  guot  noch  vriuntschaft  vür:  er  rihte  nach 
rehte  Dö  wären  die  herren  rcht,  dö  muosten  die  andern  ouch  reht 
sin.  D6  stuonden  die  laut  mit  vride.  (Der  künige  buoch  niuwer  6 
bei  D  a  n  i  e  1  s  I,  CGV.)  Vglch.  Kaiserchronik  v.  15857  bei  M  a  s  s  m  a  n  n  II. 
445.  —  Cont.  Reg.  ad  a.  936:  U.  rex,  praecipuus  pacis  sectator  und 
ad  a.  *M):  initium  sui  regni  disciplina  servaudae  pacis  inchoavit.  — 
Ruotgeri  vita  S.  Bruuonis  c  3:  Nimis  longum  est  prosequi,  quomodo 
memoratuH  rex  —  ad  iUam  tarn  gratae  pacia  serenitatem  perveuerit, 
cum  ipse  omnia  regni  spacia  et  continuis  flnitimorum  incursionibus  et 
gravissimis  inter  cives   ettam  et  cognatos   dissonaionibus   coucussa  et 
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Wenden  und  Ungarn  zn  kämpfen  und  wiederholte  Aufstände  im 
Innern  niederzuwerfen  hatte,  vermochte  er  wenig  Sorge  auf  die 
Erhaltang  innerer  Ordnung  zu  Verwenden ,  aber  nach  dem  Er- 
löschen dieser  Kämpfe  begann  wieder  die  Herrschaft  der  Ge- 
setze ^) '  und  der  Kaiser  wusste  dieselbe  so  wohl  zu  schützen, 
dass  selbst  während  seiner  vieljährigen  Abwesenheit  in  Italien 
keine  innere  Fehde  die  Ruhe  des  Reichs  ernstlich  erschütterte. 
Denn  der  König  war  ein  strenger  Richter  und  liess  kein  Ver- 
brechen ungeahndet  ^}.  Und  wie  er  selbst ,  tief  durchdrungen 
von  der  Bedeutung  seines  königlichen  Amtes,  Eintracht  und 
Friede  zn  erhalten  strebte,  so  standen  ihm  unter  den  weltlichen 
und  geistlichen  Fürsten  patriotische,  treu  ergebene  Männer  zur 
Seite,  die  seine  Bestrebungen  mit  Eifer  unterstützten.  Die 
glückliche  Zeit  seines  Regiments  wurde  noch  ein  Jahrhundert 
später  von  den  Schriftstellern  gepriesen  ^). 

Unter  seinen  nächsten   Nachfolgern   änderten  sich  die  Ver- 


atrociter  vcxata  rcpcrerit.  —  Scd  post  aliquantnlbm  temporis  —  tantus 
amor  coUigavit  domeaticos ,  ut  nihil  unqnam  in  quolibct  potcntissimo 
rejrno  coniunctius  videretur  (S.  S.  IV.  255).  —  Bist.  Brunwilarensis  c.  3 
bei  Lacomblct:  Archiv  IV.  171). 

0  Widukind  IL  ti:  Ficbant  praotcrea  miilta  nofaria  n  soditiosis, 
homicidia,  periuria,  depopulationcs ,  inecndia;  acquum  pravumqne, 
sanctimi  pcriuriumque  illis  diebus  parum  proccdebant,  und  dagegen 
II.  37:  Igitur  cum  bella  intestina  extcmaquc  ccssarcnt,  legcs  divinae 
atqne  hamanac  auctorali  vigore  pollcnt. 

*)  Ucber  die  innere  Verwaltung  des  Reichs  unter  Otto  I.  vglcli. 
Giesebrccht  I.  277-'95.  Die  Strenge  seines  Gerichts  wird  oft  er- 
wähnt; Rnotgeri  vita  Bnmonis  c.  32:  nee  defuit  ibidem  severa  in  ira- 
probos  et  importunos  civcs  regni  censara  iadicii.  —  Syri  vita  S.  Maioli 
(S.  S.  IV.  651):  strenue  rempublicam  gnbemabat;  vglch.  auch  die  von 
mir  in  den  Forsch,  z.  d.  G.  IV.  473  mitgetheilto  Erzählung,  nach  welcher 
die  bei  Goldast  coli.  III.  303  veröffentlichte  nnächte  Constitution  Otto's  I. 
bearbeitet  ist 

»)  Sigeberti  Gembl.  vita  Dcoderici  ep.  Mett.  c.  7  (S  8.  IV.  467) : 
jnre  felicia  dixerim  Ottonis  teropora,  cam  claris  pracsiilibus  et  sapien- 
tibos  viris  res  publica  Bit  rcformata,  pax  aecclesianim  restaurata, 
honestas  rcligionis  redintegrata.  Erat  videre  et  re  ipsa  probare,  verum 
esse  illnd  philosophi :  forttmatam  esse  rempublicam,  si  vel  reges  saperent 
▼el  regnarent  sapientes.  Praeerant  enim  popnlo  regni  non  mercenarii, 
sed  pastores  clarissimi.  Vglch.  auch  das  epitaphinm  Ottonis  Magni, 
S.  S.  IV.  630,  37. 
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bältnissc  sehr  erheblich.  .  Von  Otto  IT.  bemerken  spätere  Auf- 
zeichnungen grade/u,  er  liabe  die  Roc.litspfleii:e  vernachlässifft  ^), 
was  insofern  riclitig  sein  mag,^als  ihm  die  Unruhen,  mit  denen 
er  zu  kämpfen  hatte,  nicht  gestatteten,  den  inneren  Angelegen- 
heiten jene  volle  und  unablässige  Sorge  zu  widmen,  welche 
nothwendig  gewesen  wäre,  um  überall  den  Frieden  und  das 
Recht  zu  wahren.  Für  den  jugQndlichen  Otto  III.  aber  iluhrten 
zunächst  seine  Mutter  und  Grossmutter  die  Regierung,  und 
es  ist  wohl  unstreitig,  dass  sich  unter  dieser  Herrschaft,  so 
edel  und  grosssinnig  immer  die  fürstlichen  Frauen  wareu,  die 
Autorität  des  Königthums  nicht  in  dem  alten  Glänze  erhalten 
Hess.  Und  als  dann  der  junge  König  selbst  die  Verwaltung 
übernahm,  trat  ebenfalls  keine  wesentliche  Veränderung  ein. 
Seine  stete  Abwesenheit  jenseits  der  Alpen  hatte  entschiedene 
Nachtheile  für  die  deutschen  Lande  zur  Folge  ^),  und  die  grosse 
Vorliebe  Otto's  für  römische  Einrichtungen  und  römisches  Recht 
trug  nicht  wenig  dazu  bei,  die  Gemüther  zu  erbittern^)  und  die 
Sehnsucht  nach  einem  kräftigen  deutschen  Königthum  zu  er> 
wecken,  wie  es  die  beiden  ersten  Herrscher  aus  sächsischem 
Hause  geübt  hatten. 

Erst  unter  Heinrich  II.  ward  diesem  Verlangen  genuggethan, 


*)  Ann.  Magd.  974:  noglecta  namque  insticia  et  iudicio,  quaofnorant 
Ätiroa  prcparatio  sedis  patcrnan  (S.  S.  XVI.  ir>3). 

')  Constantini  ?ita  Adalhcronis  c.  2?):  imperii  sui  regna  et  patriae 
devastabantur.    Vglch.  dio  Kaiserchronik  v.  1()(K)2. 

')  Hierüber  vglch.  Giese brecht  I.  718  fgg.,  Wilmans  in  den 
Jahrbftchcm  des  deutschen  Reichs  II.  2,  133  fgg.  Es  gab  am  Hofe 
Otto's  Logotheten  und  Archilogotheten.  Als  amator  legis  Romanae 
bezeichnet  schon  Abbo  von  Fleury  (f  1004)  den  Kaiser ;  er  veranlasste 
dio  Richter  nach  römischem  Recht  zu  richten  und  wandte  selbst  das- 
selbe bei  Entscheidungen  in  Italien  an:  Wilmans  135,  N.  3,  Giose- 
brecht  726,  8G4,  77,  Stobbe:  Rechtsqnellen  I.  613fgg.  DasflOtloni. 
in  späteren  Quellen  als  iusticia  mundi,  sectator  insticiae  bezeichnet 
wird,  erklärt  sich  vielleicht  grade  ans  dieser  BegfinBtignng  des  römischen 
Rechts.  Aber  auch  die  Vermuthung  liegt  nicht  fem,  dass  man  dabei 
an  jenes  Edikt  des  Kaisers  über  die  Gerichtszeiten  (leg.  IL  36,  von 
Goldast  coli.  III.  304  Otto  I.  zugeschrieben)  gedacht  hat,,  durch  welches 
dio  Zahl  der  Tage,  an  denen  nicht  Gericht  gehalten  werden  durfte, 
erheblich  beschränkt  wurde.    Vglch.  Forschungen  z.  d.  G.  IV.  482. 
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denn  mit  Recht  vrurde  er  als  der  Friedfertige  gepriesen,  als 
ein  Feind  aller  Willkür,  als  der  Wiederhersteller  lange  ersehnter 
Ordnung  im  Reiche  ^).  Gegen  alle,  welche  den  Frieden  brachen, 
wurde  mit  gleicher  Strenge  verfahren;  mehrere  Fürsten  ver- 
loren wegen  dieses  Vorgehens  ihre  Aemter^);  die  Bnrgeu  der 
Rahcstörer  wurden  gebrochen;  Räuber  und  Diebe  mit  dem 
Galgen  bestraft  ^).  Es  geschah  wohl,  dass  der  König  selbst  als 
Ankläger  auftrat^);   noch  häufiger  sass  er  selbst  zu   Gericht °), 


^)  lieber  die  Bemühungen.  Heinrichs  zur  Wahrung  des  inneri»n 
Friedens  vglch.  Forschungen  a.  0.  488  fg.  und  neucnlinRS  Pal) st  in 
Hirsch:  Jahrb.  d.  d.  R.  unter  Heinrich  H.  Bd.  2,  S.  454. 

*)  So  wurden  Markgraf  Werner  von  der  Nordiuark  und  Gunzelin 
von  Meisscn  wegen  Fricdensbmchs  ihres  Amtes  entsetzt;  ge^en  letzteren 
zf^igte  sich  der  König  besonders  streng:  Thietmar  VI.  34].  Vglch. 
Hirsch  H.  27G. 

')  Thietmar  VI.  30  a.  101  fi:   Cesar  interim  ad  Merseburg  veniftns. 
Hii   tunc    mnlti    latrones   a   gladiatoribus   singnlari    certamine    devirti 
snspendia  perienmt;  VII.  37  a.  1017:    ronvcninnt  ibidem   fures   iussu 
iniperatoris  et  a  congredientibus  devicU,  laquco  tradimtur.   Vglch.  nocli 
das.  V.  17,  sowie  die  ann.  Qnedlinb.  ad  a.  1019  und  21  und  die  Verse 
lies  Diaconus  Bebo  an  Heinrich  H.  bei  Hirsch  I.  545  und  besonders  553 
Quamvis  sis  cunötis  mcrito  laudandus  in  actis. 
Est  tarnen  hacc  laudnm  clarissima  gcmma  tuarnm, 
Quod  nimis  odibiles  odis  tu  maxime  fures, 
Ncc  cessas  digna  sceleratos  perdere  pocna, 
Qni  fiirtis  mnndnm  devastant  more  luporum 
Et  facinnt  plures  luctn  miserando  gementes; 
An,  qnalis  questus  dominis  est  indo  paratus! 
Quis  dcus  est  venter  tantummodo  nee  deus  alter. 
Talis  jnsticiae  per  amorem  prorsus  alihorre, 
Atque  diabolicam  furum  prosterne  catervam, 
Dives  inopsque  tibi  pctat  ut  pia  prcroia  Cristi 
Tali  pro  merito. 
*)  So  klagt  der  König  1014  vor  den   Fürsten   über  einen  Land- 
friedensbrecher: post  iroperatoriam  lamentationem  optimi  quique  dedere 
consilium. 

*)  Thietmar  VI.  7.  a.  1004  in  Strassburg:  domus,  in  qua  rex  po- 
palo  legis  justiciam  dabat,  cecidit;  vglch.  Adalboldi  vita  c.  42.  — 1014: 
Interim  cesar  in  Alstidi  popnlis  jura  dabat;  Thietmar  VII.  6.  —  1010: 
anf  einem  Hoftagc  zu  Altstadt  legt  Heinrich  persönlich  viele  Händel 
bei;  Thietmar  VII.  35.  —  1018:  —  fit  magna  in  Birgihm  principnm 
conflnentia,  nt  ibi  corrigeretur  per  judicia,  qnod  diu  viciatum  est  populi 
negligentia,  et  temeritas  magna;  ders.  VIII.  9. 
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lind  CS  erging  dann  so  strenges  Recht,  dass  es  Heinrich  später 
selbst  im  Woge  der  Begnadigung  zu  mildern  suchte  *).  Wohl 
kam  es  vor,  dass  das  Volk  diese  oder  jene  Entscheidung  des 
Königsgerichts  als  unbillig  tadelte  ^),  aber  im  Allgemeinen  rflhmte 
man  seine  Rechtspflege  und  die  eiserne  Strenge  seines  Regiments  ^). 
In  demselben  Sinne  und  Geiste  regierten  seine  Nachfolger. 
Konrad  IL  wird  von  seinem  Biographen  nicht  mit  Unrecht  als 
FriedensfBrst  und  treuer  Hüter  des  Rechts  gepriesen*).  Gleiches 
war  von  Heinrich  III.  zu  rühmen.  Ihm  gelang  es,  einen  so 
friedlichen  Zustand  herzustellen,  wie  er  seit  Jahrhunderten  im 
Reiche  unbekannt  war^);  keine  Spur  mehr  von  Zwietracht, 
schrieb  1044  der  Abt  Bern  von  Reichenan  an  den  König, 
nirgends  mehr  Diebstahl,  Sacrilegien  und  andere  Verbrechen; 
ein  fester  Friede  war  im  deutschen  Reiche,  sagt  Helmold  von 
di^er  Zeit;  er  beruhigte  das  ganze  Land,  berichten  die  Augs- 
burger Annalen  •).  Deshalb  nannten  ihn  die  Schriftsteller  den 
treucsten  Freund  des  göttlichen  Friedens,  den  guten  Heinrich ''), 
der  eben  um  seines  Eifers  für  denselben   den    reichsten   Segen 


*)  Ann.  Qiiedl.  1013:  -7  ut  alios  dignitatc  cxutos,  alios  saae  gratiae 
diilccdiae  iniuste  privatos,  remittendo  priori  rcdderet  loco;  das.  1012: 
multiB  reis  indulgentia  a  rege  donata  est,  aliis  venia  repromissa. 

*)  Vglch.  die  Erzählung  bei  Thietmar  VT.  6. 

»)  Bebe  a.  a.  Ü.  ö49  f  vita  Meinwerci  c.  193,  vita  Bernwardi  c.  43. 

*)  Wipo  vita  Chuonradi  iraperatoris  (S.  S.  XI.  254)  c.  ö,  6,  23,  38 
und  c.  40  (versus  pro  obitn  Chuonr.  imp.): 

Postquam  replevit  Franciam  per  pacis  abund^mtiam, 
Mitigavit  Alamannos  et  omnes  regni  tyrannos, 
Saxonibus  et  Noricis  imposuit  fracna  legis 
pacis  nbicumque  dator. 

'^)  —  pacera  —  multis  seculis  inanditam  efficicens  (lieriin.  Aug.  Chron. 
1043^,  —  pacem  hactenus  inauditem  tarn  in  tota  Suevia  quam  in  aliis 
regni  provinciis  regia  censara  per  edictnm  confirmavit  (chron.  Wirzib., 
S.  S.  VI.  30).  Vglch.  ann.  Sangall.  maiorcs  1043,  Lamberti  ann.  and 
ann.  Hildesh.  1044,  sowie  ann.  Wirziburg.  (S.  S.  IL  243).  Ueber  Hein- 
richs Friedensbestrebnngcn  siehe  ausser  dem  in  den  Forschungen  IV. 
501  FiFwähnten  ucnerdings  auch  Stein  ho  ff:  Das  Königthum  und 
Kaiserthum  Heinrich  III.  (Göttingen,  65). 

*)  Das  im  Text  erwähnte  Schreiben:  Ai^chiv.  f.  K.  Österreich. 
Goschichtsq.  XX.  191,  Hclmodi  chron.  Slavonim  (Lübeck  1659)  1.  22, 
ann.  Angnstani  S.  S.  111.  126. 

^)  Translatio  S.  Servatii  er  51,  Kaiserchronik  v.  16296. 


Digitized  by 


Google 


17 

Gottes  erfahren  habe  ^).  Aber  der  Kaiser  hielt  aach,  nm  die 
stete  Erhaltung  des  Friedens  zu  ermöglichen,  strenges  Gericht 
gegen  die,  welche  ihn  zu  brechen  wagten;  er  war  hart,  selbst 
graasam:  der  Ketzerei  Verdächtige  Hess  er  aufhängen^,  Raab- 
bargen niederreissen  ^),  ein  Christ  wurde  wegen  Tödtung  eines 
Juden  geblendet  und  verlor  die  Hand^).  Sein  Eifer  für  die 
Rechtspflege  erwarb  ihm  bei  den  verständigeren  Zeitgenossen 
den  Namen  linea  iustitiae^)  und  nur  darüber  wurde,  wie  wir 
aus  der  Erzählung  des  Mönches  Othloh  wissen,  geklagt,  dass 
die  Armen  und  Geringen  mit  ihren  Klagen  am  Hofgericht  nicht 
rasch  genug  gehört  wurden.  Gegen  das  Ende  seiner  Regierung, 
als  ihm  die  Ungunst  der  politischen  Verhältnisse  nicht  mehr 
gestattete,  mit  dem  früher  oft  bewährten  Eifer  die  innere  Ord- 
nung zu  überwachen,  entstand  im  Volke  grosse  Unzufriedenheit 
and  man  murrte,  dass  er  Frieden  und  Recht  nicht  mehr  in 
derselben  Weise  zu  schirmen  bemüht  sei,  als  er  es  im  Anfang 
getfaan  habe  ®) :  es  war  der  Umschlag  der  öffentlichen  Meinung 
nach  dem  Wechsel  des  Glücks,  das  Heinrich  bisher  so  freund- 
lich begleitet  hatte. 

Lauter  und  allgemeiner  wurden  solche  Klagen,  als  die 
Regierung  an  Heinrich  IV.,  einen  fünfjährigen  Knaben,  überging. 
Zwar  wird  berichtet,  dass  seine  Mutter,  die  schöne  Agnes  von 
Poitiers,  die  Reicbsgeschäfte  mit  Weisheit  und  Geschick  in 
seinem  Namen  verwaltet  habe,  aber  doch  sank  das  Ansehen  der 


>)  Ex  Othloni  libro  visionnm,  H.  S.  XL  382. 

^  Herim.  Aug.  chron.  1052:  Imperator  —  qaosdam  hereticos  — 
in  patibalo  suspendi  iussit 

*)  H.  Aug.  1054:  rex  —  per  Alamanniam  transiens  et  furibua  in- 
festua  nonnnlla  corum  conventicnla  cxuri  iubens. 

*)  Giese brecht  IT.  647. 

*)  Heiarici  tertii,  quem  H.  lineam  institfae  cuncti  prudentiores 
cognominant  Wipo  im  Prolog  zur  vita  Chuonradi,  dann  c.  1.  derselben 
nnd  V.  145  fgg.  des  tetralogiis,  S.  S.  XL  250,  55. 

•)  Herim.  Aug.  chron.  1053 :  Quo  tempore  regni  tarn  primores  quam 
iDferiores  contra  impcratorem  magis  magisque  mussitantes ,  jam  dudiim 
eiim  ab  inchoate  iiisticie,  pacis,  pietatis,  divini  timoris  multimodaeque 
virtotis  tenore,  in  quo  de  die  in  dicm  debuerat  proficere,  panlatim  ad 
quaestum  et  incuriam  qnandam  deficere,  multumque  se  ipso  deteriorem 
fore  caasabantur. 

Franklin,  Rekhshofgericht.   I.  2 
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Krone  merklich  rasch.  Im  Jahre  1062  wnrdc  die  Regen tin 
ganz  von  der  Leitung  der  Angelegenheiten  des  Reichs  entfernt 
und  von  den  Fürsten  die  unpraktische  Bestiniraung  getroffen, 
dass  jeder  Bischof,  in  dessen  Sprengel  der  junge  König  ver- 
weilen würde,  die  Geschäfte  des  Hofes  besorgen,  auch  die  an 
das  Königsgericht  gelangenden  Rechtssachen  erledigen  sollte  *). 
Bald  gab  man  diese  Einrichtung  auf,  Anno  von  Köln  und 
Adalbert  von  Bremen  fibernahmen  die  Regierung,  bis  im  Jahre 
1066  wieder  eine  Aenderung  getroffen  wurde,  wonach  die  Füh- 
rung der  Geschäfte  auf  einzelne  Bischöfe  in  einem  gewissen 
Wechsel  überging.  Mit  1070  etwa  begann  dann  das  selbständige 
Regiment  des  Königs,  aber  es  ward  nicht  zum  Heile  des  Landes 
gefllhrt.  Nicht  lange  währte  es,  so  war  Heinrich  mit  den 
Fürsten  zerfallen,  dann  folgten  die  verheerenden  Kämpfe  mit 
den  Sachsen,  der  Streit  mit  Gregor  VII.,  die  Wahl  der  Gegen- 
könige, blutige  Bürgerkriege,  endlich  die  Empörung  der  Söhne 
des  Kaisers:  —  eine  Zeit  schwerer  Noth  und  harter  Leiden 
fttr  das  deutsche  Volk.  Als  Heinrich  noch  ein  Knabe  war, 
sagt  Hclmold,  entstand  im  Reich  allgemeine  Verwirrung,  denn 
jeder  erhob  sich  gegen  den  andern  und  allcUebel,  Raub,  Brand 
und  Mord  breiteten  sich  ans  in  den  Landen,  und  nicht  besser 
ward  es  leider,  als  er  herangewachsen  selbst  die  Zügel  der 
Herrschaft  übernahm.  Achnliche  Klagen  über  den  Verfall  gött- 
lichen und  menschlichen  Rechts,  über  die  Entfesselung  aller 
schlimmen  Leidenschaften ,  über  die  Grausamkeit  und  Rohheit 
der  Kriegführenden,  über  die  Leiden  aller  Stände  des  Volkes 
tönen  wieder  ans  den  Aufzeichnungen  aller  Zeitgenossen*)  und 
geben  ein  erschreckendes  Bild  von  der  Trostlosigkeit  des  Rechts- 
zustandes im  Reiche.  Dass  dieses  Bild  getreu  ist,  kann  nicht 
bezweifelt  werden,  denn  nothwendig  folgte  dem  Verfall  der  Macht 
des  Königs  die  Aufiösung  der  inneren  Ordnung  und  die  Macht- 
losigkeit des  höchsten  Gerichtes.  Zwar  rühmt  der  begeisterte 
Biograph  Heinrichs  demselben   nach,  dass   er  Fehden,  Gewalt- 

*)  Lambert!  ann.  1CH>*2:  —  utopiscopns  quilibct,  in  cuius  diocosi  rex 
tum  temporis  moraretur,  ne  quid  detrimenti  respnblica  patoretiir,  pro- 
videret,  et  caiisis,  quac  ad  regem  delatae  futsscnt,  potissimiim  provideret. 

')  Ich  habe  solche  Zeugnisse  zusammengestellt  Forschungen  IV. 
508  und  512. 
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thfitigkeiten  und  Raubzüge  verhindert,  den  Frieden  wiederher- 
gestellt,  dem  Gesetz  Aöhtuug  gesichert  habe  ^),  allein  von  solchen 
friedlichen  Bestrebungen  konnte  doch  erst  in  dem  letzten  Jahr- 
zehnt der  Regierung  des  Kaisers  die  Rede  sein  und  auch  dann 
wurden  sie  durch  die  bald  wieder  aufflammenden  Bürgerkriege 
traurig  unterbrochen.  Von  der  (Rechtspflege  aber  am  königlichen 
Gericht  vernehmen  wir,  obwohl  der  Biograph  auch  diese  preist, 
nicht  viel  des  Guten.  Wie  es  mit  derselben  bis  zu  der  Zeit, 
da  ^jsinrich  selbständig  zu  regieren  {begann,  beschaffen  gewesen, 
ist  aus  den  Quellen  nicht  ersichtlich  ^).  Dem  König  selbst  fehlte 
es  nicht  an  Gaben,  die  ihn  grade  für  die  Verwaltung  des  höchsten 
Riehteramtas  besonders  geeignet  machten,  denn  er  war  voll  Geist 
und  Scharfsinn  *^),  dabei  mild  und  gütig  gegen  die  Armen  ^),  und 
griff  Auch  zn  JZeiten  mit  Strenge  gegen  diejenigen  durch,  welche 
sich  dem  Recht  nicht  fügen   wollten  ^),    Aber  er  war  auch  bei 


')  Vita  Heinnci  lY.  imperatoris:  Prohihebat  quoque  bcUa,  vio- 
lentiam  et  rapiuas;  nitcbatur  pulsam  pacem  Qt  iusticiam  revocare, 
ncglcctas  Icges  restituere  et  sceleris  licentiam  resccarc.  Quos  assuetos 
sceleri  per  cdictum  coercere  non  potuit,  per  ccnsuram  legis  et  ins 
cnriae,'  mitius  tarnen  quam  culpa  exigcret ,  correxit.  An  einer  andern 
Stelle:  —  iUo  recedente  insticia  terras  reliqnit,  pax  abiit.  lieber  die 
lAndfrieden  aus  fleinriehs  Zeit  vgloh.  J'orschnngen  512,  13. 

*)  Lamberti  ann.  1072  berichten,  4a^  als  Anno  von  Köln  in  diesem 
Jahre  die  Verwaltung  der  Reicbsgeschäfte  übernommen,  daraus  grosser 
Vortheil  auch  für  die  Rechtspflege  erwachsen  sei :  nam  cum  rcx  omncm 
cansanim  cognitionem  a  so  ad  archiepiscopum  —  reicere  soleret,  ille 
nee  gratia  cninsquam  nee  odto  ab  iure  -ad  iniuriam  unquam  abduci  po- 
:t«nit;  sediudicahat  omnia,  sicut  scriptum  est,  sine  personamm  acceptione 
nee  considerans  persoufun  pstuperis  in  iudicio  nee  honorans  vultum  po- 
tentis.  Auch  zu  1075  preisst  Lambert  die  Gerechtigkeit  Annos  und 
die  ann.  S.  Disib.  nennen  ihn  signifer  iustitiae ;  aber  wenn  es  sein  oder 
seines  Bisthums  Interesse  galt,  zeigte  der  Bischof  nicht  eben  besonderes 
Gerechtigkeitsgefühl 

')  Vita  Heiurici:  Tarn  snbtilis  ingenii  tamque  magni  consilii  fuit, 
ttt  QWfa  sententia  principum,  vel  in  causa  decernendi  iuris,  vel  in 
tractandis  regni  negotiis  hesitaret,  ipse  cito  nodum  solveret,  et  quid 
aequins,  quid  ntilius  esset,  taipquam  ab  ipsius  archano  sapientiae 
snmptnm,  edoceret. 

*)  Nimis  pins,  misericors,  pater  pauperum:  Mar.  Scot. ;  valde  com- 
.patiens  et  misericors:  Ann.  S.  Disib. 

*)  Vglch.  die  Erzählung  in  der  vita  Wolfhelmi:  S.  S.  XII.  187. 

2  * 
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der  Rechtspflege  leidenschaftlich  und  unhesoanen;  man  klagte, 
dass  er  die  Formen  des  Verfahrens  nicht  achte  und  allerlei 
Willkürlichkeiten  zulasse;  die  Zügellosigkeit  der  Sitten  und  die 
Bestechlichkeit  der  Rathgeber  und  Günstlinge  Heinrichs  wurde 
laut  gerügt.  Das  Recht  sei  käuflich  geworden,  riefen  die  Feinde 
des  Königs,  und  priesen  dagegen  die  unparteiische  Rechtspflege 
am  Hofe  Rudolfs  von  Schwaben  ^).  Manches  ist  ohne  Zweifel 
tibertrieben  in  diesen  Berichten  erbitterter  Gegner,  aber  That- 
sache  ist  es,  dass  gegen  die  Handhabung  des  Rechts  durch  das 
Hofgericht  wiederholt  und  in  der  bestimmtesten  Weise  Miss- 
trauen geäussert  wurde. 

Auch  die  Regierung  Heinrichs  V.  brachte  dem  Reiche  nicht 
den  ersehnten  Frieden.  Zahlreiche  Berichte  lassen  vielmehr 
(ersehen,  dass  in  den  ersten  Jahren  seiner  Herrschaft  die  Zucht- 
losigkeit  sich  noch  steigerte  und  dass  das  Land  unter  der  fort- 
wuchernden  Unordnung  schwer  zu  leiden  hatte  ^).  Vom  Jahre 
lt!9  an  machte  sich  freilich  die  königliche  Gewalt  kräftiger 
bemerkbar,  aber  das  Uebel  war  schon  so  tief  eingewurzelt,  dass 
wiederholte  Landfriedensedicte  wirkungslos  blieben.  Der  Rechts- 
pflege, sagt  Ekkehard's  Chronik,  widmete  der  König  keine  grosse 
Sorgfalt^;,  während  richtiger  zu  sagen  wäre,  dass  er  darauf 
ebenso  wenig  Sorge  zu  verwenden  vermochte,  als  er  unter  den 
unruhigen  Zeitverhältnissen  den  Landfrieden  schützen  konnte. 
Immerhin  aber  bahnte  der  König  bessere  Zustände  an ,  welche 
dann  sein  Nachfolger  Lothar  dauernd  herzustellen  strebte. 
Diesem  war  die  Erhaltung  des  Friedens  eine  Hauptaufgabe 
seiner  Herrschaft,  und  er  löste  sie  so  wohl,  dass  aller  Orten 
im  Reich  die  Zeit  Lothars  als  eine  überaus  glückliche  und 
reich  gesegnete  gepriesen  wurde*).     Ueber  die  Handhabung  des 

»)  Lambert :  bist.  Hersfeld.  V.  141 :  palatium  perditis  moribus 
plenum  est;  Bertholdi  Zwif.  ehren.  X.  110:  tune  in  aula  regia  omnia 
iura  erant  venalia;  von  der  Zeit  nach  1062  sagt  die  Repgowische  Chronik: 
It  ene  konde  öc  nt'^man  n^gen  recht  vindcn.  —  Das  Lob  des  Gegen- 
königs Rudolf:  Bertholdi  ann.  ad  a.  1077. 

')  Zeugnisse  dafür  sind  zusammengestellt  in  den  Forschungen  lY. 
523,  wo  auch  von  dem  Landfrieden   aus  Heinrich^s  Zeit  gehandelt  ist. 

')  Ekkehard  1125:  jnsticiis  regni  non  mnltum  invigilavit. 

*)  Ann.  Col.  max.  1137:  Hujus  regis  tempora  jocnnda  fnere.  Hie 
pace  affluebat,  concordia  regnabat,  tranquillitate  imperabat,  moderatione 
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Rechts  Seitens  des  Hofgerichts  haben  wir  leider  grade  aus 
diesen  Jahren  nur  sehr  dürftige  Kunde,  aber  wir  müssen  doch 
schliessen,  dass  sie  allgemein  den  Wünschen  der  Nation  ent- 
sprach. Denn  als  eifrigen  Freund  der  Gerechtigkeit  und  als 
strengen  Richter  allen  Unrechts  rühmen  die  Zeitgenossen  den 
Kaiser  ^).  Deshalb  nennt  ihn  eine  spätere  Aufzeichnung  „des 
Landes  Vater  und  Herrn"  und  mit  Liebe  gedachte  man  seiner 
in  allen  Theilen  des  Reichs.  In  Sachsen  zumal  feierte  man 
freudig  sein  segensvolles  Wirken  und  Schaffen:  Dese  keiser 
hogede  woi  dat  rike;  bi  sinen  tiden  was  got  vrede,  sagt  die 
Repgowische  Chronik  und  die  Kaiserchronik  rühmt:  Er  war  wol 
des  rtches  h^rre,  hl  im  was  der  vride  guot^). 

Die  Nachrichten  der  GeBchichtschreiber  über  die  Rechts- 
pflege am  königlichen  Hofe  sind  ans  dieser  Zeit  äusserst  spär- 
lich und  beschränken  sich  auf  kümmerliche  Mittheilungen  über 
die  Bestrafnng  einzelner  Hochverräther.  Unter  König  Arnolf 
wurde  890  der  Graf  Udalrich  vom  Linz-  und  Argcngau,  welcher 
sich  an  einer  Verschwörung  betheiligt  hatte,  seiner  Eigengüter 
verlustig  erklärt,  und  gleiche  Strafe  traf  wegen  desselben  Ver- 
gehens 894  den  Grafen  der  böhmischen  Mark,  Engildeo,  und  die 
Prinzessin  Hildegard,  eine  Tochter  Ludwigs  des  Jüngeren  *).    Im 

folgebat.  Face  belloque  clarissimus  erat.  —  Bertholdi  Zwif.  ehren.: 
Temporibus  Lotharii  imperatoris  pacifici  per  totum  regnura  pax  com- 
posita  et  sacramento  est  confirmata  (8.  S.  X.  110).  —  Aon.  Palidenses 
1125:  Nam  diebus  ipsius  ecclesia  pace  gaudebat,  divini  etiam  cultus 
relitdo  crescebat,  cunctaruraquc  rerum  opulentia  prospere  habiindabat. 
—  Helmoldi  chron.  Slav.  I.  c.  41:  tranquillitas  temporum,  abundantia 
rerum.  Ganz  vereinzelt  ist  der  Tadel,  den  Anselmi  cont  Sigeb.  ad. 
1132  ausspricht:  —  nihil  dignum  regali  serenitate  egit,  —  nihil  de  statu 
regni  ordinäre  voluit,  immo  omnium  rerum  querelas  in  respectu  destulit. 

*)  Justitiae  amator  et  tenax,  —  iusticiae  socius,  iniusticiae  ini- 
micus  nennen  ihn  z.  B.  ann.  Palid.  1125,  vita  Norberti  (S.  S.  XII.  702)  und 
die  ann.  S.  Jacobi  Leodiensis  (S.  S.  XVI.  (>40). 

^  Braunschweig.  Reimchronik  bei  Leibnitz  111.  46;  Repg.  Chr. 
herausg.  von  Massmann,  S.  407  und  Kaiserchronik  v.  17182,  herausg. 
von  dems.,  II.  530;  künige  buoch  niuwer  e  bei  Daniels  I.  CGXXI. 

•)  Dumm  1er:  Gesch.  des  ostfränk.  Reichs  U.  341  fg.,  391  fg.  Was 
den  Recbtospruch  gegen  Hildegard  betrifft,  so  sagt  Arnolf  in  einer  Ur- 
kunde von  895  (Mon.  Boica  XXXI.  1.  176),  es  seien  ihr  alle  Güter  ab- 
gesprochen worden:  cum  consilio  et  iudicio  Frankorum,  Bawariorum, 
Saxonum  atquc  Alamaunorum  fidelium  nostrorum. 
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Jahre  903  Hess  König  Lndwig  die  Güter  der  Babenbergischen 
Brüder  Adalhard  und  Heinrich  wegen  Landfriedensbruclis  ein- 
ziehen, den  dritten  Bruder,  Adalbert,  aber  drei  Jahre  später 
wegen  Hochverraths  enthaupten  0.  Dieselbe  Strafe  wurde  von 
Konrad  I.  917  gegen  die  schwäbischen  Grafen  Erchanger  und 
Berthold  und  deren  Neffen  Liutfrid  ausgesprochen  und  voll- 
zogen^). Gegen  Otto  I.  brach  gleich  im  ersten  Jahre  seiner 
Kegierung  eine  Verschwörung  aus,  an  der  sich  des  Königs 
Stiefbruder  Thankmar,  Herzog  Eberhard  von  Franken  und 
andere  betheiligten;  sie  wurden  sämmtlich  rasch  unterworfen, 
Thankmar  beim  Kampfe  getödtet,  Eberhard  begnadigt,  ihre  An- 
hänger zum  Tode  verurtheilt ').    Ein  anderer,  weiter  verbreiteter 

^)  Adalhard  und  Heinrich  waren  im  Kampfe  mil  den  Konradinern 
getödtet  worden  und  erst  nach  ihrem  Hinscheiden  Wurde  zu  Forchheim 
oder  auf  der  Burg  Theres  die  Confiscation  ihrer  Güter  verfügt,  (M.  B. 
XXVIII.  1.  120:  ob  nequitiae  eorum  magnitudinem  iudicio  Franchorum, 
Alamannorum,  Bawoariorum,  Thuringionum  seu  Saxonum  legaliter  in 
nostrum  ius  publicatae  snirt).  Adalbert  wurde  906  wegen  eines  neuen 
Angriffes  auf  die  Konradiner  an  den  Hof  des  Königs  nach  Tribur  be- 
rufen, erschien  aber  nicht;  als  der  König  darauf  die  Burg  Theres  be- 
lagerte, unterwarf  sich  Adalbert  zwar,  wurde  aber  neuer  Pläne  gegen 
die  Ruhe  des  Reichs  angeschuldigt,  vor  Gericht  gestellt  und  zum  Tode 
vernrtheilt.  Regin.  chron.  (ä.  S.  I.  612):  — in  praesentia  totius  exerci- 
tus  manibus  vinctis  adductus,  omnibus  adiudicantibus  capitalem  sus- 
cepit  sententiam.  Liudprand.  II.  6.  Die  übrigen  Quellenzcugnisse  sind 
für  das  Recbtsverfahren  ohne  Interesse.  Vglch.  Dum  ml  er  a.  a.  O. 
Ö22  fgg.,  537  fgg.  und  Rintelen  in  den  Forschungen  z.  d.  G.  III.  ä2()fgg. 

*)  lieber  die  Gerichtsverhandlung  ist  Näheres  nicht  bekannt;  sie 
fand  wahrscheinlich  im  Schwäbischen  statt.  D  tt  m  m  1  e  r  608  fgg.,  Rintelen 
357,  Stalin:  Würtemberg.  Gesch.  I.  269  fgg. 

*)  Ueber  Thankmar  Giesebrecht  I.  2ö0.  Was  Eberhard  zum 
Aufstände  bewog,  erzählt  Widukind  II.  6  (S.  S.  HI.  439,  vglch.  ann. 
Sax.  937,  VI.  601).  In  Betreff  des  gegen  die  Empörer  ergangenen 
Strafgerichts  vglch.  cont.  Reg.  939:— Dancmar--in  Eresburgo  castcllo 
occiditnr  aliique  sequaces  eins  truncantnr  aut  suspenduntur.  —  Ann. 
Quedl.  937:  Nam  Thancmar  miserabiliter  occisus,  alii  autem  truncati, 
suspensi  sunt.  Everhardus  privatns  honore  degradätus  est;  Wigman 
▼ero  supplicando  pedibus  regis  reconciliatus  est.  —  Widukind  II.  11 : 
Thiadricum  et  tres  amitae  illius  filios,  qui  Thancmaro  manus  iunxerant, 
lege  Francorum  dampnatos  strangulo  fecit  deficere.  (S.  S.  I.  618,  III. 
Ö6,  441).  Vglch.  Hrotsvithae  gesta  Oddonis  v.  198  —  201  und  ann.  Sax. 
ad  a.  938. 
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Aui$t4ind  im  Jabre  939  warde  unterdrückt,  ohne  dass  es  zo^ 
einem  Strafgericht  gekommen  zu  sein  scheint,  wogegen  eine 
abermalige  Verschwörung  im  Jahre  94  t  vielen  der  Theilnehmer 
das  Leben ,  anderen  die  Freiheit  kostete  ^).  Dann  blieb  es 
mehrere  Jahre  hindurch  ruhig,  bis  sich  953  der  Sohn  des 
Königs,  Liodolf,  der  Herzog  Konrad  von  Lothringen  und  Erz- 
bisehof  Fnedrich  von  Mainz  aufs  Neue  zu  einem  Aufstände 
gegen  Otto  I.  und  dessen  Bruder,  Herzog  Heinrich,  vereinigten; 
der  König  hielt  in  Folge  dessen  zu  Fritzlar  Gericht  über  die 
Empörer;  Konrad  und  Liudolf  wurden  ihrer  Uerzogthümer  ent- 
setzt, der  Bischof  flüchtete,  andere  Theilnehmer  am  Aufstande 
wurden  verbannt^).  Otto  IL  hatte  ebenfalls  viele  Jahre  hin- 
durch mit  aufständischen  KeichsfOrsten  zu  kämpfen.  Im  Jahre 
974  wurde  er  einer  Verschwörung  des  Herzogs  Heinrich  von 
Bayern  mit  dem  Bischof  Abraham  von  Freisiugen  und  den 
Herzögen  von  Böhmen  und  Polen  nur  dadurch  Herr,  dass 
sich    der    beiden   Hauptanstiiter    mit    List    bemächtigte '). 


*)  Man  gedachte  den  König  zu  Ostern  941  zu  ermorden.  Das 
Vorhaben  wurde  entdeckt,  viele  Theilnehmer  hingerichtet,  Erzbischof 
Friedrick  von  Mainz  suchte  sich  vom  Verdacht  der  Mitschuld  zu  reinigen, 
ward  aber  doch  nach  Fulda  in  Haft ,  gesendet  Cont.  Reg.  941:  Hein- 
ricos,  frate?  regis,  cum  quibusdam  Saxonibns  conspirat,  quorum  qui 
maiores  videbantur,  rex  decoDari  iubebat  Fredericus  arcbicpiscopus, 
quia  conspirationis  huius  particeps  videbatur,  publica  se  examinatione? 
perceptione  corporis  et  sanguinis  domini,  coram  popnlo  in  ecclesia 
purgavit.  —  Ann.  Quedl.  941 :  Otto  rex  —  quosdam  —  oocidi,  quosdam 
tero  exilio  relegari  iussit.  —  Hrotsvitbae  g.  Odd.  v.  3^i2-3r>:  Quidam 
iadicio  quidni  dantur  capitali,  quidam  de  patria  longe  pelluntur  amanda. 
—  Widukind  IL  31 :  Caeteri  autcm  insidiarum  conscii  —  secundum  leges 
sceleribus  suis  meritas  poenas  solventes  capite  caeduntur.  Der  Urheber 
der  Verschwörung,  Herzog  Heinrich,  des  Königs  Bruder,  flüchtete  zu- 
erst, wurde  dann  in  Ingelheim  in  Gewahrsam  gehalten  und  söhute  sich 
erst  Weihnachten  41  mit  Otto  I.  aus.  Widukind:  Heinricus  autem 
fugiens  regno  cessit.  —  Cont.  Reg.:  Fratrcm  vero  suuni  ingelheim 
cufitodiae  mancipabat.  —  Liudprandi  antapod.  IV.  34:  Jussit  eura  itaque 
rex  ad  palatium  suiun,  quod  in  Francia  in  loco,  qui  Ing.  dicitur,  con- 
sUti^um  est,  proflcisci,  —  quoad  — ,  quid  super  eo  faccret,  sapieutum 
consilio  definiret  (S.  S.  HI.  326.) 

«)  Ck)nt.  Reg.  ad  h.  a.,  Widukind  IH.  16,  vgl.  ann.  Sax.  S.S.  VI.  610. 

*)  Sehr  kurz  sind  Thietniar  III.  c.  3  und  die  ann.  Hildesh.  ad  a. 
974;    aus   jenem  hat   der   ann.  Saxo,    aus    diesen    die   ann.  Magdeb. 
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Zwei  Jahre  später  regte  derselbe  Herzog  Heinrich  p  welcher 
ans  der  'Gefangenschaft  in  Ingelheim  entkommen  war,  in  Bayern 
einen  neuen  Aufstand  au.  Der  König  zog  gegen  ihn  in  das 
Feld,  Regensburg  mnsstc  sich  ergeben  und  dort  wurde  Heinrich 
seines  Herzogthums  entsetzt  und  mit  einer  grossen  Zahl  seiner 
Ajihänger  in  Acht  und  Bann  gethan  ^) ;  er  selbst  flüchtete  zu  den 
Böhmen,    aber    gegen    seinen   Gefährten   Askuin   von   Kärnthen 


geschöpft.  Ausführlicher  berichten  die  von  Gicsebrecht  hergestellten 
Ann.  Altahenses  und  Lambcrti  ann.  a.  974,  bei  Pertz  SS.  Ill,  63.  Die 
Ann.  Alt.  erzählen:  Haiuricus  dux  Bavarorum  et  Abraam  episcopuB 
inienmt  consilium  cum  Bolislao  et  Misecone,  quomodo  imperatori  suum 
imperium  disperderctur.  Imperator  vero ,  tali  nefando  compcrto  con- 
silio,  congregavit  omnes  principcs  snos  et  interrogavit  eos,  quid  modo 
facturus  esset,  illique  invenerunt,  ut  Popponcm  episcopum  et  Gebe- 
hardum  comitem  transmitteret  ad  praedictum  ducem  et  eum  vocarent 
ad  suum  placitum  per  edictum  et  omnes,  qui  cum  eo  erant  in  eadem 
conspiratione,  et,  si  minime  venire  vellcntac  in  tali  pertinacia  voluissent 
perdurare,  tunc  demum  procul  dubio  se  es^c  spirituali  gladio  peremtos. 
HainricuB  dux  illico  ut  audivit  legationem  corum,  Domino  opitulaute, 
sine  uUa  dilationo  se  praesentavit  domino  imperatori  cum  eis  omnibus, 
qui  erant  in  eo  consilio,  ut  ille  bt^  eis  fccisset,  quidquid  sibi  placuisset 
Continuo  transmisit  ducem  in  Ingelnheim  atquc  Abraam  ep.  Corobiam 
aliosque  quoque  huc  et  illuc.  Bei  Lambert  a.  974  (SS.  III,  63)  wird 
die  Sache  so  berichtet:  Hcinricus,  dux  Bajoariorum,  et  Abraam  episcopus 
—  inierunt  contra  imperatorem  pravum  consilium.  At  Imperator  tali 
nefando  comperto  consilio,  congregavit  omnes  princijies  suos,  et  quid 
inde  faceret,  consilium  petiit.  Qui  dederunt  ei  consilium,  ut  mitteret 
ad  ducem  U.  et  Bopponcm  ep.  et  Gebhardum  comitem  eosque  ad  pla- 
citum invitaret  per  edictum.  Qui  sine  dilatione,  deo  donante,  dedit  se 
in  potestatem  imperatoris. 

^)  Lambert!  ann.:  Otto  —  Heinricum  ducem  expulit  —  Ann.  Hil- 
desh.:  Heinricus  dux  Bajowariorum  sua  potestate  depositus  et  excom- 
municatus  degit  cum  Sclavis.  —  Ann.  Altah. :  altera  vice  perrexit  im- 
perator  ad  Bavariam,  Heinricum  ducem  expulit,  Bavariam  Ottoni  duci 
Suevorum  committit  regendam.  —  Thietmar  III,  ö:  anno  vero  d.  i.  976 
HainricuB ,  dux  Baw.,  honore  et  communione  privatus  Boemiam  iugit.  — 
Excommuuicatio  H.  ducis  bei  Pertz.  legg.  IL  2.  171:  canonicam  et 
apostolicam  auctoritatem  secuti,  Heinricum  sanctae  huius  Ratisponen- 
sis  ecclesiae  sedque  regni  domui  nostri  imperatoris  invasorem  et  hos 
sui  sceleris  complices  et  fautores  — -  a  sancta  catholica  et  apostolica  dei 
ecciesia  separamus  et  iudicio  sancti  Spiritus  excommunicamus. 


Digitized  by 


Google 


26 

wurde  die  Todesstrafe  aasgesprochen  ^).  Zum  dritten  Male  zettelte 
dann  Heinrich  977  eine  Verscbvörung  an,  welche  Otto  nur  mit 
Waffengewalt  zu  unterdrücken  vermochte;  vor  einem  zu  Magde- 
bui^  Ostern  978  gehaltenen  Fürstengericht  wurde  gegen  die 
Theilnehmer  verhandelt :  Heinrich  von  Bayern  wurde  des  Landes 
verwiesen,  Heinrich  der  Jüngere  von  Kärnthen  und  der  sächsische 
Graf  Ekbert  verloren  ihre  Besitzungen ,  Bischof  Heinrich  von 
Augsburg  wurde  unter  die  Aufsicht  des  Abts  von  Verden  an  der 
Ruhr  gestellt,  durfte  aber  bald  wieder  in  sein  Bisthum  zurück- 
kehren^. Unter  Heinrich  H.  wurde  Ernst  von  Ocsterreich, 
welcher  sich  mit  dem  Markgrafen  Heinrich  zu  Schweinfurt  und 
dem  Bruder  des  Königs,  Brnn,  in  eine  Verschwörung  eingelassen 
hatte,  zu  schwerer  Strafe  verurtheilt*),  während  die  anderen 
Hauptschuldigen  flüchteten.  Aus  der  Zeit  Kourads  IL  ist  zu- 
nächst des  Prozesses  gegen  Ernst  von  Schwaben  zu  gedenken. 
Schon  im  Jahre  1025  hatte  er  an  einem  Bündniss  gegen  den 
Kaiser  theilgenommen ,  erlangte  aber  damals,  als  er  reumüthig 
vor  Konrad  erschien,  rasch  die  Gunst  des  letzteren  wieder.  Als 
dieser  aber  1027  in  Italien  verweilte,  griff  Ernst  mit  seinen 
Genossen,  unter  denen  sieh  namentlich  der  in  Bayern  und 
Schwaben  reich  begüterte  Graf  Weif  befand ,  zu  den  Waffen  und 
nnr  die  schnelle  Rückkehr  Konrads  nach  Deutschland  (Juni  des- 
selben J.)  brach  die  Kraft  der  Empörung.  Kaum  auf  bayerischem 
Boden  angelangt,  verfügte  der  König  über  die  Güter  des  Grafen 


')  Urkunde  bei  G i es e brecht  in  Ranke's  Jahrb.  II.  1.  32:  sed 
iam  legum  diffinicione  imperialis  maiestatis  reus  totiusque  popiili  iudicio 
perpetualiter  damnatus,  vita,  lege,  praediisque  omnibus  privatus. 

')  Ann.  Hildesh  978 :  Heinricns  quondam  dux  cum  Hcinrico  minore 
et  Ekbertus  comes  iussu  imperatoris  comprehensi  sunt  et  exilio  depu- 
tati.  —  Thietmar  II.  5:  In  consequenti  aono  H.  dux  et  E.  comes  et  H. 
presnl  apud  imperatorem  accusati,  Magadaburg  capti  sunt  et  exilio  de- 
putati  longo.  —  Vita  Oudalrici  c.  28:  —  postea  statuto  tempore  —  ad 
colloqnium  imperatoris  vocati  sunt;  cum  quibus  ctiam  IL  episcopus  ad 
imperatorem  se  ad  cxcusandum  de  praedicto  reatu  venit,  ut  restitutus 
gratiae  eius  ad  propria  redire  mereretur  Peracto  pro  certo  colloquio, 
Heinricus  et  aequivocus  eius  in  exilium  missi  sunt,  U.  autem  episcopus 
adWerdinam  —  abbati  ad  custodiendum  commendatus  est 

>)  Thietmar  V.  21,  Adalberti  vita  H.  c.  26,  vergl.  Hirsch:  Jahr- 
bücher I.  299  flg.,  323  flg. 


Digitized  by 


Google 


2» 

• 

Weif,  die  diesem  als  Hochverräther  abgesprochen  wurdea^).  Zu 
Ulm,  auf  schwäbischer  Erde  also,  sollte  dann  gegen  Ernst  von 
Schwaben  gerichtet  werden,  aber  es  scheint  zu  keiner  Gerichts- 
verhandlung gekommen  zu  sein,  denn  der  Herzog  ergab  sich  auf 
Gnade  und  Ungnade  dem  König.  Er  wurde  nach  Giebichensteia 
zur  Haft  gesendet  ^),  ebenso  Graf  Weif  auf  kurze  Zeit  in  Sicher- 
heit gebracht.  Das  gleiche  Schicksal  ereilte  andere  Theilnchmer 
an  der  Verschwörung,  und  nur  wenige  derselben,  wie  Graf 
Werner  von  Kiburg ,  suchten  dem  König  mit  Waffengewalt  zu  wider- 
stehen; aber  ihre  Burgen  wurden  gebrochen  und  binnen  Kurzein 
die  Uuruhen  völlig  beigelegt.  Auch  der  jüngere  Herzog  Konrad, 
der  Vetter  und  einstige  Mitbewerber  des  Königs  um  die  Krone, 
war  des  Einverständnisses  mit  den  Aufständischen  verdächtig 
und  wurde  kurze  Zeit  in  Haft  gehalten;  er  erlangte  bald  die 
Freiheit  wieder,  aber  ein  Theil  seiner  Burgen  war  ihm  gebrochen, 
ein  Theil  seiner  Lehen  ihm  entzogen  worden  ^).  Zwei  Jahre 
später,  1029,  war  Ernst  seiner  Haft  cutlassen  worden ,  und  der 
Kaiser  belehnte  ihn  mit  dem  Herzogthum  Bayern,  das  seit  dem 
Tode  des  alten  Herzogs  Heinrich  erledigt  war.  Später  scheint 
indess  den  Kaiser  diese  Verleihung  gereut  zu  haben,  er  erbot 
sich  ^  vielmehr,  seinem  Stiefsohn  das  demselben  abgesprochene 
Herzogthum  Schwaben  zurückzugeben,  wenn  er  nur  eidlich 
geloben  wolle,  Werner  vou  Kiburg,  seinen  alten  Freund  und 
Anhänger,    der  noch  immer   geächtet  war,  als   Reichsfeind    zu 

*)  Boehmer:  lieg.  Nr.  1326  Schenkung  für  das  Bisthuni  Brixen. 
Ueber  Ernst  vergl.  Gie  sehr  echt  II.  236  f.,  252,  264  f 

«)  Wipo  c.  19  und  20:  Imperator,  —  in  Augusta  Vindelica  coHo- 
quium  familiäre  cum  suis  fidclibus  tenens,  de  proditoribus  patriae  tra- 
ctare  coepii     lüde  ad  oppidnm,  quod  lllma  vocatar,  veniens,  coUoquium 

publice  condictuin  illic  habnit. dux  (Emestus)  sine  omni  pactione 

imperatori  so  reddidit;  quem  caesar  in  Saxoniam  exulari  fccit  super 
qnandam  rupcm ,  quae  Gibichenstein  dicitur,  ut  ibi  castigatus  a  rebellione 
ulteniis  desineret  *-  Herimanni  Aug.  chron.  ad  a.  1027 :  Counradus  rcx 
aput  Ulmam  placitnm  habuit  ibique  ad  deditionem  venientes  Ernuslum 
ducem,  privignum  sunm,  et  Wclph  comitem  cum  aliis  acctpiens,  per 
aliquod  tempus  exilio  deputavit 

')  Wipo  c.  21 :  —  dux  Chuono ,  patruelis  ejus ,  prius  rebellis,  se 
reddidit,  quem  inipcrator  in  liberis  custodüs  aliquantulum  castigavit  de- 
Btructisque  munitionibus  suis»  quas  optimas  habuit,  in  gratiam  illum 
rccepit  totumque  honorem  suum  sibi  restituit 
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Terfolgen.  Wie  voraasznseben ,  weigerte  sich  Ernst ,  auf  eine 
solche  Bedingting  einzugehen;  er  verliess  zfiruend  den  Hof  und 
wurde  nun  selbst  wieder  geAcbtet,  in  den  KircbenbAnn  getban, 
seiner  Gflter  und  Lehen  verlustig  erklärt  und  mit  Waffengewalt 
bekämpft:  noch  in  demselben  Jahre  fand  er  und  mit  ihm  sein 
Freund  Werner  im  Kampfe  gegen  die  Verfolger  seinen  Tod^). 
Ein  anderer  Hochverrathsprozess .  wurde  ]0tl5  gegen  den 
Herzog  und  Markgrafen  Adalbero  von  Küruthon,  einen  Schwager 
des  Kaisers,  verbandelt.  Die  Quellen  sind  aucli  hier  sehrdür^ 
tig;  Adalbero  wurde  von  Konrad  selbst  angeklagt,  seiner  Lehen 
verlustig  erklärt  und  mit  seinen  Söhnen  verbannt,  das  Herzog- 
thum  aber  an  äen  jüngeren  Konrad,  den  Vetter  des  Kaisers, 
Terliehen  *).  Aber  wir  besitzen  über  diese  Vorgänge  das  Schrei- 
ben eines  unbekannten  Klerikers  an  den  Bischof  Azeko  von 
Worms,  welches  in  mannigfacher  Hinsicht  Interesse  erregt'). 
Die  Verartheilung  des  Herzogs  veranlasste  unter  den  deutschen 
Fürsten  grosses  Aufsehen  und  nicht  geringe  Unzufriedenheit,  da 
man  in  dem  Verfohren  des  Kaisers  einen  neuen  Versuch  er- 
ki^nnen  mochte ,  die  herzogliche  Gewalt  in  Deutschland  über- 
haupt zu  vernichten.  Dann  aber  scheint  auch  die  Formlosigkeit 
des  Verfahrens  gegen  Adalbero ,  der  gar  nicht  vorgeladen  zu  sein 


*)  Wipo  c  25:  ibi  (zu  Ingelheim  Ostern  1030)  Ernnstus  —  duca- 
tom  recepit,  eo  tcnore,  ut  Wezelonem  militem  suuro,  qui  multis  ikctio- 
nibns  regnum  turbaverat,  quasi  bestem  reipublicae  cum  omnibns  suis 
persequeretur,  idque  se  facturum  cum  sacramento  confirraaret.  Quod 
cum  dux  facere  nollet,  hostis  publicus  imperatoris  dijudicatus  est,  et 
penitus  ducatu  amisso,  cum  paucis  inde  recessit  Imperator  vero  com- 
muni  consilio  omnium  principum  regni  eundem  Ernustum  et  cunctos 
justitiae  et  paci  reluctantes  ab  episf^opis  excommunicari  fecit  eorumque 
res  publicari  jUBSit  Vgl.  Herimanni  Aug.  ehren,  a.  1030:  Ernust  dux 
denuo  imperatori  refragatur,  ducatu  privatur.  Ueber  das  Ende  des 
jungen  Herzogs  Wipo  c.  27.  28. 

^.Annal.  Hildesh.  ad  a.  10d6.  Herim.  Aug.  chron.  ad  a.  1036. 
Ann.  Altall.  1035.  Dazu  noch  Wipo  c.  38:  Eodem  anno  (1085)  A.  dux 
Carantonorum  imperatoris  gratiam  perdeus,  ducatum  amisit  et  in  exilium 
missüs  est,  und  c.  21:  Paulo  post  A.  dux  Histrianornm  sive  Carintano- 
mm,  reus  majestatis,  victus  ab  imperatore,  cum  filiis  suis  exulatusest, 
et  dncatnm  ejus  iste  Cbuono  (S.  26  N.  8.)  ab  imperatore  suscepit. 

*)  Das  Schreiben  ist  mehrfach  veröffentlicht,  Notisenblatt  1856 
S.  520  flg.,  zuletzt  von  Gie seh  recht  11,  G77. 
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scheint,  wenigstens  nicht  erschienen  war,  und  das  Bestreben  des 
Kaisers,  auf  die  zum  Gericht  berufenen  Fürsten  einzuwirken, 
gerechtes  Befremden  erregt  zu  haben.  Bald  nach  der  Yerurthei- 
lang  Adalberos  versammelten  sich  einige  Reichsfürsten  zu  Mainz, 
um  über  den  Vorfall  zu  berathen,  und  über  die  dort  gepfloge- 
nen Besprechungen  berichtet  jener  Kleriker.  Man  erzählte  sich 
daselbst,  schreibt  er,  Kaiser  Konrad  habe,  von  altem  Hass  gegen 
seinen  Schwager  Adalbero  entflammt,  den  am  Hofe  versammelten 
Fürsten  gradezu  aufgetragen,  demselben  im  Wege  Rechtens  seine 
Fürstcnthümer  abzusprechen.  Die  Fürsten  hätten  sich  berathen, 
dann  aber  erklärt,  sie  könnten  ein  solches  Urtheil  nur  in  Gegen- 
wart des  jungen  Königs  Heinrich  und  nur  danp  fällen,  wenn 
lezterer  selbst  zuerst  unter  ihnen  für  dasselbe  stimmte«  Hein- 
rich sei  nun  hinzugerufen  worden,  und  Kaiser  Konrad  habe  ihm 
erklärt,  er  werde  es  als  ein  Zeichen  kindlicher  Liebe  ansehen, 
wenn  er  mit  allen  Mitteln  Adalbero  verfolge:  das  Herzogthum 
müsse  letzterem  durchaus  abgesprochen  werden  ^).  Heinrich 
weigerte  sich  aber,  eingedenk  eines  bei  früherer  Gelegenheit  mit 
dem  Herzog  abgeschlossenen  Vertrages,  dem  Befehl  des  Vaters 
zu  gehorchen.  Bitten  und  Drohungen  nutzten  nichts,  bis  end- 
lich der  Kaiser  zu  den  Füssen  des  Sohnes  niedersank  und  ihn 
beschwor,  sich  doch  diesmal  nicht  dem  Willen  des  Vaters  zu 
widersetzen.  Da  endlich  erklärte  Heinrich,  er  sei  dem  Herzog 
Adalbero  durch  einen  Schwur  gebunden,  den  er  auf  Veranlassung 
seines  Erziehers ,  Bischof  Fngelbert  von  Freisiug,  geleistet  habe. 
Auf  viele  Fragen  erklärte  nun  dieser,  der  Schwur  habe  nichts 
enthalten,    was    nicht  auch    ohnedies  hätte    beobachtet  werden 


^)  Ferunt  >—  imperatorem  — ,  veteris  existente  causa  odii,  vehe- 
menter animatum  esse  in  Adalberonem  ducem  et  marchionem,  et  ita 
animatum,  quod,  convocatia  coram  se  principibus,  scUicet  E.  A.  marchio- 
nibus  (Gicsebrec'ht :  unfehlbar  Eckard  von  Meissen  und  Adalbert  von 
Oesterrcich)  caeterisque  principibus,  qui  tunc  ibi  iutererant,  quatinus 
ipsi  Adalberoni  ducatum  suum  et  marchiaro  iudicio  abdicarent,  pre- 
ceperat.  Sed  ipsi  non  id  nisi  in  presentia  et  iudicio  filii  suiHein- 
rici  re^is  tieri  debere,  accepto  cousilio,  responderunt  Quo  vocato,  im- 
perator  iniuriam  suam  exposuit,  filium  Buum,  quatinus  Adalberonem 
omnimodo  insequeretur,  ut  ipse  eum  se  diligere  cognosceret,  postulavit 
simulquc  ducatum  sibi  iudicio  abdicandum  et  nunciavit  et  rogavit. 
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müssen:  Heinrich  habe  dem  Herzog  nur  gelobt,  dass  er  ihm' 
niemals  wolle  Schaden  znfügen  an  seinem  Gute ,  ausser  wenn  er 
dasselbe  in  Folge  Rechtspmchs  verloren  haben  würde  ^).  Da 
ward  der  Kaiser  zornig,  entliess  Engelbert  aas  der  Yersamm- 
lang  nud  setzte  dann  seinen  Willen  bei  den  Fürsten  dennoch 
darch:  man  kehrte  znm  Gericht  znrück  nnd  Herzogtham  und 
Mark  wurden  dem  Angeklagten  abgesprochen  ^. 

Auch  unter  Heinrich  HI.  musste  das  königliche  Gericht 
wiederholt  gegen  aufständische  Reichsfürsten  einschreiten.  Als 
1044  die  Kunde  von  dem  Verrathe  des  Herzogs  Gottfried  von 
Oberlothringen  an  den  König  gelangte,  versammelte  er  die  Fürsten 
—  vielleicht  zu  Aachen  —  und  beschied  jenen  vor  dieses  Gericht. 
Anfangs  läugg^ete  der  Herzog,  wurde  aber  bald  durch  Zeugen 
flberfohrt  und  zum  Verlust  des  Herzogthums  und  zur  Haft  ver- 
artheilt,  die  man  ihm  aber  erliess,  da  er  seinen  Sohn  als  Geissei 
stellte.  Als  letzterer  starb,  begann  der  Herzog  den  Kampf  aufs 
Neue,  musste  sich  aber  1045  dem  König  ergeben,  und  wurde 
nun  nach  Giebichenstein  gesendet ^) ;  bald  wieder  entlassen,  er- 
hielt er  auch  Land  und  Würde  zurück,  wurde  derselben  aber  nach 
einem  dritten  Aufetande  1047  nochmals  entsetzt  Im  Jahre  t048 
wurde  zu  Pöhlde  über  den  sächsischen  Grafen  Tbietmar  gerich- 

')  —  non  aliud  esse  iuramentum  dixit,  ac  qnod  absqite  iuramento 
custodiri  oporteret,  scilicet  ne  sibi  in  bonis  suis  dampno  esset,  ni  forte 
ex  iudicio  perdidisset.  Offenbar  hatte  sich  Adalbero  durch  dieses  Ver- 
sprechen gegen  befürchtete  Gewaltthätigkeitcn  Seitens  des  Kaisers 
sichern  wollen. 

*)  —  qno  facto  redivit  ad  iudicinm  abdicaturqne  Adalberoni  ducatus 
et  marcha.  —  Bei  den  beiden  zuletzt  erwähnten  Recbtsfällen  bin  ich 
dem  Wortlaut  meiner  Darstellung  in  den  Forsch,  z.  d.  Gesch.  IV  495 
gefolgt  lieber  das  Verfahren  gegen  Udalrich  von  Böhmen  vergl.  da$. 
498  Note  2. 

*)  Ann.  Altah.  1044:  Postcaqnam  id  cacsari  nnntiatnm  est,  conven- 
tarn  principum  cogit,  magna  frequentia  eius  ordinis  Godefridnm  accersit, 
qui  quod,  qoae  moliebatitr,  clam  adhnc  esse  opinaretnr,  apparet.  Inter- 
rogätusque  de  foedere  et  coniuratione  primo  fingebat,  alia  dissimulnhat 
Post  abi  dissimnlantem  testes  introdncti  consciique  coargnunt,  senatiis 
procemm  decrevit,  uti  abdicatns  inferiore  Lotharingia  Godefridns  filinm 
obsidem  daret  in  liberaque  cnstodia  haberetur.  ~  Lambert!  ann.  1046: 
dux  —  in  Giebichenstein  missiis  est  custodiendns.  —  Sigeb.  Gembl.  ad 
a.  1045,  ann.  Leod.  1044,  5.     Vergl.  Giesebrecht  U.  398  flg.,  435. 
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tet;  von  einem  seiner  Dicnstmannen  angeklagt  <  einen  Mord- 
anschlag  gegen  den  König  gerichtet  za  haben,  wollte  er  seine 
Unschuld  dnrch  gerichtlichen  Zweikampf  darihun,  wurde  aber 
TOB  dem  Ankläger  besiegt  und  getödtet^).  Ebenfalls  wegen 
Hochverraths  wurde  der  Iler^KOg  Konrad  von  Bayern  vom  Königs- 
gericht  verurtheilt.  Trotz  dringenden  Abmahnungen  des  Kaisers 
Und  Papstes  hatte  Konrad  mit  dem  Bischof  Gebhard  von  Regens- 
burg  eine  blutige  Fehde  geführt.  Beide  wurden  deshalb  wegen 
Friedensbmchs  nach  Merseburg  geladen,  und  da  der  Herzog  aus- 
blieb, ward  ihm  sein  Herzogthum  abgesprochen,  während  Gebhard 
ungestraft  blieb.  Da  dieser  Spruq^  unter  den  Fürsten  Un- 
zufriedenheit erregte ,  sollte  die  Verhandlung  auf  einem  Reichs- 
tage zu  Tribur  Ende  desselben  Jahres  wiederholt  werden,  aber 
auch  diesmal  blieb  Konrad  aus.  zettelte  in  Kärnthen  und 
Bayern  Unruhen  an  und  nöthigte  den  König,  sich  selbst  nach 
Bayern  zu  begeben,  wo  die  Acht  über  den  Empörer  ausgesprochen 
und  die  Einziehung  seiner  Gflter  verfügt  wurde  %  Den  Bischof 
Gebhard  ereilte  zwei  Jahre  später  gleichfalls  ein  hartes  Gescliick; 
als  Hauptanstifter  einer  grossen  Fttrstenverscliwörang  gegen  d^o 
Kaiser  wurde  er  gefangen  genommen  und  wegen  Yerauohs  zum 
Hochverrath  und  Yerwandtenmorde  —  er  war  der  Oheim  Hein- 
richs —  zur  strengen  Haft   verurtheilt,    während  andere  Theil- 


*)  Lamberti  ann.  ad  a.  1048 :  Ibi  ^  Diotmarus  comcs  —  cum  a 
militc  suo  Arooldo  accusatus  fuiaset  de  inito  contra  impcratorcm  con- 
silio,  congrcssus  cum  eo,  ut  obiectum  crimen  manu  propria  purgarot, 
victus  et  occisus  est.  —  Adami  gesta  Hammab.  eccl.  pontif.  BI.  c  8: 
Caesar  —  per  ittäidias  ab  Thiedmaro  comitc  circumvcntas,  archicpiscopi 
nostri  studio  defonsus  est.  Quare  idem  comcs. a  caesarc  vocatua  inius, 
cum  se  purgare  dudlo  mallet^  a  satellite  suo  -*  Amoldo  est  inter- 
fcctus 

*)  Ann.  Altah.  10&8:  —  cum  Imperator  .Mcraiburg  pascha  porageret, 
illuc  cvocavit  utruroque  ad  generale  colloquium  pluresque  principes, 
quorum  iudicio  dux  memoratus  ducatu  est  depositus.  —  Von  dem  zu 
Tribur  abgehaltenen  Reichsconvent  erzählt  I|erim.  Aug.  chron.  10i>3 : 
Ad  quem  Conradus,  dudum  Boiariae  dux,  venire  nolens,  cum  expeditis 
militibus  regi  rebellari  roolie ns  —  quibusdam  inibi,  quae  prius  habuerat, 
possessionibus  ab  impcratorc  privatus  est,  cas  quasi  legalitcr  acquirente- 
Darunter  werden  Lohns-  und  Allodialbesitzungcn  ausser  dem  Herzog- 
thum zu  verstehen  sein. 


Digitized  by 


Google 


31 

nehmer  mit   der  Acht   nnd   dem    Verlast    ihrer  Güter   bestraft 
worden  *). 

Zahlreich  waren  aach  unter  Heinrich  IV.  die  Prozesse  ähn- 
licher Art:  t072  verlor  Berthold  von  Kftrnthen  sein  Herzog- 
thmn,  wie  es  heisst,  ohne  genügende  Prüfung  seiner  Schuld^); 
zwei  Jahre  sjHUer  wurde  Anno  von  Köln  des  Vcrraths  angeklagt 
nnd  mnsste  sich  durch  einen  Eid  von  der  gegen  ihn  erhobenen 
Beschuldigung  reinigen^};  1077  wurde  der  Gegenkönig  Rudolf^) 
mit  seinen  Anhängern  und  1086  der  sftchsische  Markgraf  Eck- 
bert ^)  in  die  Acht  eriilärt,  1088  aber  dem  ältesten  Sohne  des 
Kaisers,  König  Konrad,  wegen  Empörung  gegen  den  Vater  das 
Recht  der  Nachfolge  abgesprochen  ^).  Das  grösste  Aufsehen  aber 
erregte  in  dieser  Zeit  der  Prozess  gegen  Otto  von  Nordhetm, 
den  Herzog  der   Bayern'')     Derselbe   war  durch   einen  Edlen, 


>)  Ann.  Altah.  1055:  Angiistus,  ubi  haec  ei  imnciata  sunt,  Regino- 
bnrgium,  caput  Boiariae,  petit,  convonttis  ihi  agit.Oobhardiim  patrimm, 
ep.  urbis,  freqnenti  scnatu,  parricidii  et  laesac  maiestatis  accersit.  Cri- 
men primo  distimulantem  negantemqnc,  deinde  mairifostis  iiidiciis  con- 
victum,  in  vincula  ooi\jicit,  diligenti  castodia  assenrari  inbet.  Vergl. 
ann.  August,  Bertholdi  ann.  1065  und  ehren.  Wirzib.  (S.  S.  Vi.  31). 

')  Lamberti  ann.  1073:  Ibi  (Bamberg,  Weihnachten  d.  J.)  BerthoUlo 
duci  —  ducatum  sine  legitima  discussione  abstulit 

")  Lamb.  1074:  Gumque  rex  de  bis,  quae  compcrerat,  severissime 
quaestionem  promulgaret,  proditae  qaidem  reipublicac  crimen,  quod 
ohiciebatiir,  sacnuneato pttrgavit  Ebenso  die  vita  Annonis IL  c.  22  (X 1. 4H5). 
*)  Bertholdi  ann.  1077:  Rex  autem  Heinricus,  habito  Ulmae  cum 
qaibus  potcrat  CDlloqnio,  regem  Ruodolfnm  cum  ducibus  suis  —  et  cae- 
teris  Alemannorum  ipsi  consentaneorum  maioribus  secundom  legem  Ale- 
raannicam,  quaisi  dlgnos  jngulari,  fecit  judicialiter  adjudicatos  dampnari 
et  poriter  dignkatibus  et  beneticiiB  suis  privari.  Vgl.  Stumpf  Reg.  ^15. 
*)  Boehmer:  Rag.  1922,  23,  30,  Stenzel  I.  Ö25,  38,  Floto  II. 
316,  Giesc brecht  III.  597  flg. 

*)  Vita  Heinrici  c.  7:    Igitur  multis  procerum  conventibus  habitis, 

Imperator  super  filio   suo   Chuonrado  conquestus  est Tandem 

Omnibus  in  unam  sentcntiam  coeuntibus  et  concordi  favore  approban- 
tibns,  Imperator  minorem  filium  (Heinrich  V.),  invasorc  (Konrad)  prius 
ex  decrcto  curiae  dijudicato,  heredem  regni  sui  constitiiit  (SS.  XII.  27H,  7). 
')  Am  besten  Lamberti  ann.  1070,  dann  Bruno  de  bollo  sax-  c.  19, 
Kkkeh.  ehren.  1071,  ann.  Altah.  1070,  Bertholdi  nnd  Laub.  cont.  IV. 
1071,  Stadensos  1105.  Vergl.  Qiese brecht  HI.  151  fgg.,  Stenzel  I, 
260  fgg. 
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Egino,  beschnldigt  worden,  ihn  znr  Ermordung  des  Königs  an- 
gereizt zu  haben:  durch  jedes  Beweismittel,  erklärte  der  An- 
kläger, wolle  er  die  Schuld  des  Herzogs  beweisen  (si  inficiaretur, 
paratum  se  quo  vis  iudicio  verbis  suis  fidem  facere).  Der  König 
berief  darauf  den  Beschuldigten  vor  ein  in  Mainz  zu  haltendes 
Gericht  (Juni  1070),  setzte  dort  don  Gegenstand  der  Anklage 
auseinander  und  bestimmte  alsdann,  dass  Otto  nach  sechs  Wochen 
vor  dem  königl.  Gericht  in  Goslar  erscheinen  und  sich  durch 
Zweikampf  mit  Egino  von  der  gegen  ihn  erhobenen  Beschul- 
digung reinigen  solle  ^).  Diese  Entscheidung  erschien  den  Fürsten 
unbillig,  denn  es  sei  weder  gut  noch  gerecht,  dass  ein  Mann 
von  höchstem  Adel  und  untadelhaftem  Rufe  mit  einem  Ankläger 
kämpfen  solle,  der  seine  edle  Geburt  längst  durch  die  schlimm- 
sten Verbrechen  entehrt  habe  (hominem  ingenuum,  sed  omni 
flagitiornm  genere  inflammatum,  nennt  ihn  auch  liambert).  Der 
Herzog  indess,  vertrauend  der  Gerechtigkeit  seiner  Sache  und 
nicht  achtend  dor  eigenen  hohen  Stellung  oder  des  üblen  Rufes 
des  Gegners,  gedachte  dem  König  zu  gehorchen,  erschien  des- 
halb zur  bestimmten  Zeit  in  der  Nähe  von  Goslar  und  erklärte 
sich  bereit,  an  den  Hof  zu  kommen  und  sich  auf  jede,  den 
Fürsten  angemessen  scheinende  .  Weise  zu  rechtfertigen,  wenn 
ihm  nur  Sicherheit  geboten  würde  fUr  sein  Erscheinen  und  für 
die  Freiheit  seiner  Yertheidigung  (si  tuto  causam  dicere  liceret). 
Hierauf  wollte  Heinrich  nicht  eingehen;  unbedingt  solle  sich  der 
Herzog  zum  Zweikampf  stellen  oder  er  werde,  ohne  Rücksicht 
auf  etwa  abweichende  Ansichten  der  Urtheilcr,  für  des  Ver- 
brechens schuldig  erachtet  werden  ^),  Als  nun  Otto  nicht  er- 
schien, versammelte  der  König  die  sächsischen  Grossen  —  der 
Herzog  gehörte  seiner  Abstammung  nach  dem  sächsischen  Stamm 
an  ^  und  nach  deren  Spruch  wurde  der  Angeklagte  des  Hoch- 


>)  Larabert:  Igttiir  rex  eum  Mogontiam  cum  cctcris  principibus 
cvocavit,  quid  delatiim  esset  exposnit,  negantiquc  inducias  in  sex  hebdo- 
tnadas  dedit,  ut  Kai.  Augiisti  Goslariam  vcniens  objectum  crimen,  con- 
gressiiB  cum  accusatoro  suo,  manu  propria  refelleret 

*)  Lambert:  ni  U\  faccret,  se,  omissa  legum  dissidcntinm  simuHate, 
relegato  sententiarum  certamine,  pro  convicto  confessoqne  eum  in  tanti 
sceleris  immanitate  habtturum. 
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Ycrraths  schuldig  und  seiner  Lehen  verlnstip  erklärt,  seine  AUo- 
dialbesitzongen  worden  einp:ezo[?eii  nnd  die  Acht  über  ihn  ver- 
hängt ^).  In  Geniässheit  dieses  Spruches  wurden  sogleich  mehrere 
Burgen  des  geächteten  Herzogs  zerstört  und  das  Herzogthum 
Bayern  schon  zu  Weihnachten  1070  dem  Schwiegersohn  Otto's, 
dem  jungen  Herzog  Weif,  verliehen.  Es  ist  bereits  erwähnt 
worden ,  dass  das  Verfahren  des  königlichen  Gerichts  grade  in 
diesem  Falle  wesentlich  das  Vertrauen  in  die  Gerechtigkeit  nnd 
Unparteilichkeit  desselben  erschütterte^). 


*)  Lambert:  Postera  die  rex  principes  Saxoniae,  quod  ex  his  ori- 
undus  esset  et  hi  propter  privatas  inimicitias  maxime  invisum  eum  ha- 
berent,  sententiam  super  eo  rogavit.  Qui  eum  tanquam  roanifesti  cri- 
miois  deprehensum  reum  maiestatis  iudicaverunt  et  si  caperetur,  capi- 
tali  in  eum  sententia  animadvertendum  fore  decreverunt.  —  Die  ann. 
Altah.,  welche  aber  an  dieser  Stelle  schwerlich  gleichzeitige  Aufzeich- 
nungen enthalten,  berichten :  Caesar  —  subito  frequenti  senatn  a  scriba 
legem  Saliam,  qua  capitale  est  in  principem  coniurare,  recitari  inbet  et 
nniversos  confestim  iureiurandi,  quo  cuncti  pro  salnte  reipublicae  atque 
principis  adstricU  erant,  admonet  sententiamque  rogat  Omnes  in  sen- 
tentiam legis  pedibus  (ut  ajunt)  eunt:  fit  senatusconsultum,  Otto  hbstis 
indicatus,  proscribitur,  bona  eins  confiscantur,  praedia  publicantur,  Bo- 
iaria  caesari  adindicatur.  Ueber  die  Schuld  Otto's  ist  es,  wie  auch 
Giesebrecht  IIL  151  hervorhebt,  schwer,  ein  sicheres  Urtheil  zu 
fUlen;  ich  glaube,  man  darf  nicht  einmal  sagen,  er  habe  sich  dem 
Zweikampf  entziehen  wollen.  Dass  der  Herzog  zahlreiche  Feinde  am  Hofe 
hatte,  ist  bekannt,  aber  grade  sächsische  Grosse  werden  darunter  nicht 
genannt;  als  entscheidend  für  die  Wahl  Goslars  als  Gerichtsstätte  wird 
daher  nur  der  Umstand  anzusehen  sein,  dass  das  Stammgut  der  Familie, 
die  cnrtis  Nordheim,  in  dem  sächsischen  Gau  Rittega  (bei  Göttingen)' 
gelegen  war.  Vglch.  Schrader:  Die  älteren  Dynastenstämme  zwischen 
Leine,  Weser  und  Diemel  (Göttingen,  1832). 

*)  Als  zwei  Jahre  später  Rudolf  von  Schwaben  an  den  Hof  gerufen 
wurde,  um  sich  wegen  verschiedener  gegen  ihn  erhobener  Anschul- 
digungen zu  rechtfertigen,  weigerte  er  sich  dessen  aus  Furcht,  es 
könnte  ihm  ergehen  wie  dem  ßayernherzog  und  anderen,  welche  ohne 
gesetzmässige  Verhandlung  verurtheilt  worden  seien  (Lambert :  —  quos 
rex  praecipitata  sententia  absque  discussione  Icgitima  dampnaverat). 
Und  die  Sachsen  forderten  1075,  der  König  solle  sich  verpflichten,  ihre 
Ffthrer  vor  ein  Gericht  der  Fürsten  zu  stellen:  nee  antepublicam  prin- 
cipnm  ceterorum  audientiam  et  legitimam  discussionem  aliquod  in  eos, 
quod  se  neu  deceat,  decemat ;  diem  potius  statuat,  locum  designet ,  co- 

FrmnUin^IUiehBhorgerioht.  I.  3 


Digitized  by  VjOOQIC 


34 

Unter  Heinrich  des  Fünften  Regiernng  wurden  der  Herzog 
von  Lothringen,  später  der  rheinische  Pfalzgraf  Siegfried,  sowie 
der  Herzog  Lothar  von  Sachsen  und  Rudolf  von  der  Nordmark 
wegen  Hochverraths  in  die  Acht  erklärt^;.  Auch  unter  Lothar 
traf  dieselbe  Strafe  mehrere  Reichsfttrsten  *);  aber  nur  das  Ver- 
fahren, Welches  derselbe  gegen  Friedrich  von  Schwaben  anord- 
nete, hat  allgemeineres  Interesse.  Heinrich  V.  hatte,  wie  dies 
stets  zu  geschehen  pflegte,  die  Güter  der  vor  seinem  Gericht 
geächteten  Fürsten  eingezogen  und  ein  Theil  dieser  Besitzungen 
war  mit  dem  Erbe  des  Königs  auf  Friedrich  übergegangen. 
Diesen  Besitz  machte  ihm  Lothar  streitig,  indem  er  behauptete, 
dass  die  Güter  der  Geächteten  dem  Reiche  anheimfielen  und 
nicht  in  das  Eigenthum  des  regierenden  Königs.  In  diesem 
Sinne  sprach  sich  auch  anf  einer  zu  Regensbnrg  gehaltenen 
Reichsversammlung  das  Gericht  der  versammelten  Grossen  aus: 
rege  —  in  couventu  principura  inquirente,  praedia  iudicio  pro- 
scriptoruro  a  rege,  si  iuste  forifactoribus  abindicata  fuerint  vei 
pro  bis,  quae  regno  attinent,  commutata,  Qtnim  cedant  (ditioni 
regiminis?)  vel  proprietati  regis:  jndicatum,  potins  regiminis 
subiacere    ditioni    quam    regis    proprietati^).      Friedrich     aber 


piam  det,  tute  coram  veniendi  et  tuto  causam  dicendi,  ut  secundum 
palatinas  leges  iusta  examinatione  habita  vel  puniat  convictoa  vel  absol- 
vat  innocentes.    (Lambert,  1076,  vglch.  Bruno  c.  45.) 

>)  Das  Strafverfahren  gegen  Herzog  Heinrich  fand  noch  bei  Lebzei- 
ten Heinrich  IV.  statt.  Ekkchard  HOB:  —  Heinricum  ducem,  iudicio 
optimatom  reum  maiestatis  et  hostem  rcipublicae,  ducatu  privat  ac  genera- 
lem  expeditionem  contra  Lotharingiam  indicit.  Ann.  Gol.  max.  1106 : 
H.  dux  Loth.  regi  subditur,  ducatu  privatur,  Uodoni  Hildesh.  episcopo 
commendatnr.  Vglch.  Sigeb.  Gembl.  chron.  ad  h.  a.  (S.  8.  VI.  371).  — 
Ueber  Siegfried  ann.  Gol.  max.  1109:  comes  8.  palatinns,  quod  in 
partem  regis  male  sentiret*  accusatus,  custodiac  a  rege  deputatur.  — 
Ueber  den  dritten  Fall  vglch.  ann.  Hildesh.  1112:  Imperator  natalem 
Domini  Goslariae  cclebrat.  Dissensio  Liutgeri  et  Roudolfi  cum  impera- 
tore.  Unde  principum  sententia  utrique  dampnantur.  Ann.  Sax.  zu 
dcms.  Jahre. 

*)  So  wurde  1119  der  Graf  Gerhard  von  Geldern  wegen  Hochver- 
raths angeklagt  und  über  diese  Sache  zu  Worms  verhandelt  Zu  einem 
Urthcil  kam  es  jedoch  nicht,  da  der  Angeklagte  sich  dem  König  ohne 
Bedingungen  unterwarf.    Ann.  Sax.  S-  S.  VI.  76G. 

»)  Ann.  S.  Disibodi  a.  1125,  ann.  Sax.  ad  a,  1127. 
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weigerte  sich  nicht  nur,  diesem  Urtheil  Folge  zu  leisten,  son- 
dern begann  sofort  offene  Feindseligkeiten  gegen  Lothar,  sodass 
dieser  nach  dem  Urtheil  der  Fürsten  die  Acht  aussprach  ^)  und 
den  Reichskrieg  gegen  den  Herzog  verkünden  liess.  Der  Kampf 
begann  aach  noch  im  Jahre  1126  und  wurde  mit  wechselndem 
Geschick  mehrere  Jahre  hindurch  geführt,  bis  endlich  die  steigende 
Macht  des  Kaisers  die  Hohenstaufen  znr  Unterwerfung  nöthigte.  % 
Ueber  andere  Prozesse  enthalten  die  Geschichtschreiber  nur 
äosserst  dürfUge  Berichte,  da  wohl  nur  Weniges  von  der  Thätig- 
keit  des  königlichen  Gerichts  allgemeiner  bekannt  wurde  oder 
in  weiteren  Kreisen  Beachtung  fand.  Und  selbst  wenn  dies 
der  Fall  war,  beschränkten  sich  die  Quellen  auf  ganz  kurze 
Mittheilungen.  Grosses  Aufsehen  erregte  ein  im  Sommer  979 
zu  Magdeburg  gehaltenes  Fürstengericbt,  hauptsächlich  wohl 
deshalb,  weil  der  Spruch  der  Urtheiler  im  Widerspruch  stand 
mit  der  Ueberzeugung  des  Volkes.  Gero,  Graf  in  Nordthüringen, 
bisher,  wie  es  scheint,  durch  das  besondere  Vertrauen  Otto  II. 
aasgezeichnet,  wurde  von  einem  gewissen  Waldo  der  Untreue 
angeklagt  und  auf  Befehl  des  Königs  verhaftet.  £in  Zweikampf 
sollte  nach  dem  Beschluss  des  Gerichts  über  die  Schuld  oder 
Unschuld  des  Angeschuldigten  entscheiden.  Zweimal  wurde  der 
Ankläger  verwundet,  dann  aber  sank  Gero  erschöpft  nieder  und 
vermöchte  den  Kampf  nicht  fortzusetzen.  Waldo  legte  die 
Waffen  ab,  suchte  sich  durch  einen  Trunk  zu  erfrischen,  stürzte 
aber  plötzlich  entseelt  zu  Boden.  Das  Volk  erachtete  deshalb 
die  Angelegenheit  zu  Gunsten  Gero's  entschieden,  das  Gericht 
aber  erkannte  ihn  des  ihm  zur  Last  gelegten  Verbrechens  für 
überwiesen  und  der  Kaiser  liess  ihn  sogleich  enthaupten^);  die 


>)  Ann.  Col.  max.  1126:  Fridericns  dnx  Alsatie  nova  quedam  contra 
regem  mölitur,  principum  iadicio  dampnatur.  Ebenso  ann.  Sax.  1126 
(S,  S.  VI.  763)u 

•)  Vgl.  Forschungen  z   d.  Gesch.  IV.  630. 

*)  Ganz  kurz  ann.  Corb.  979 :  Gero  comes  decollatus  est  —  Dann 
ann.  Hildesh.:  Infidelitas  Geronis  comitis  per  Waldonem  publicata  est; 
nnde  et  ipsi  extra  civitatem  Magadaburg  in  campo  jnxta  Albiam  dimican- 
tes  ab  invicem  interfecti  sunt,  et  ad  ultionem  infidelitatis  reus  Gero 
comes  decollatus  est.  Lamlierti  ann.  ad  h.  a.:  Gero  comes  a  Waldone 
quodam  accusatus,  dum  eum  in  singulari  certamine  occidisset,  ipse  tarnen 
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Stimme  des  Volks  aber  bezeichnete   die   Vollstrecknng  des   Ur- 
theils  als  Ermordung  eines  Unschaldigen  ^). 

lieber  eine  vor  Otto  III.  stattgehabte  Gerichtsverhandlung 
besitzen  wir  einen  ausfQhrlichen  Bericht  in  einer  allerdings  spä- 
teren Aufzeichnung^).  Die  Mönche  des  Klosters  zu  St.  Gallen 
hatten  über  ihren  Abt  Gerhard  allerlei  zu  klagen  und  stellten  ihre 
Noth  dem  König  in  einem  ausführlichen  Schreiben  dar,  indem 
sie  sich  zugleich  erboten,  ihre  Beschuldigungen  vor  dem  höch- 
sten Gericht  zu  beweisen.  Otto  befrug  die  anwesenden  Grossen, 
Bischöfe  und  Aebte  um  Rath  und  beschloss  endlich,  die  Par- 
teien zur  Verhandlung  vorzuladen,  wiewohl  viele,  welche  ähn- 
liche Anklagen  ihrer  Untergebenen  fürchteten ,  empfohlen  hatten, 
dem  Abte  zwar  seine  Uebergriffe  zu  verweisen,  aber  auch  den 
Mönchen  strengere  Beobachtung  der  klösterlichen  Regel  und 
Gehorsam  gegen  ihren  Oberen  anzubefehlen.  Am  festgesetzten 
Tage  erschienen  nun  die  Mönche  und  der  Abt  vor  dem  Gericht. 
Als  erstere  die  Bestellung  eines  Fürsprechers  forderten,  behaup- 
tete Gerhard  zunächst,  er  allein  sei  deren  gesetzlicher  Vertre- 
ter, und  es  bedurfte  erst  eines  Urtheils  der  Fürsten,  am  den 
Klägern  die  von  ihnen  beanspruchte  Vertretung  zu  sichern.  So- 
dann behauptete  der  Abt,  er  müsse,  als  höher  an  Würde,  vor 
den  Mönchen  gehört  werden,  drang  aber  auch  mit  diesem  Ver- 
langen nicht  durch,  da  ein  weiteres  Urtheil  den  Anklägern   die 


ab  imperatore  decollatus  est.  —  Am  ausführlichsten  Thietmar  III,  7: 
Accusatus  apud  imperatorem  Gero  comes  a  Waldone  —  captus  — .  De- 
indeque  convocatis  ad  Magathaburg  eunctis  regni  principibuB,  congressi 
sunt  hü  judicio  in  insula  quadaoi  singiilari  certamine,  vnlneratusqae  in 
cervicem  bis  Waldo,  andencius  insequitur  hostem,  percuticnsque  ictu 
valido  Caput,  prostravit  enndem.  Interrogatns  autem  Gero  comes  ab 
eodero,  si  plus  potuisset  pugnare,  coactus  est,  quod  iam  defecisset,  pro- 
fitf^ri.  Waldo  tunc  egrcssus,  aqua  refocilatur,  depositis  arrois,  et  post 
tergum  mortuus  cecidit  Tunc  Gero  jussus  est  decreto  jndicum  et  voce 
imperatoris  a  car)iifice  quodam  decollari. 

>)  Dies  bemerken  ausdrücklich  Thietmar,  der  ann.  Saxo,  die  ann. 
Magdeb.  und  die  vita  Godehardi :  post  innocentem  jnxta  vocem  populi 
Geronis  comitis  necem. 

«)  Casnum  S.  Galli  cont.  altera  c.  3  (S.  S.  II.  152).  Bei  der  Dar- 
stellung folge  ich  wieder  meiner  Abhandlung  in  den  Forschungen  zur 
d.  Gesch.  IV.  485  fgg. 
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Priorität  siqherte  ^).  Nun  tragen  die  Mönche  ihre  Beschwerden 
dem  Kaiser  mündlich  vor ,  zuerst  allgemeine  Klagen  ttber  das  un- 
würdige Leben  und  Treiben  des  Abtes,  dann  drei  bestimmte 
Anklagepunkte :  er  habe  Simonie  getrieben  mit  den  Kirchen,  die 
Güter  der  Kirche  zu  Lehen  verliehen,  die  Schätze  des  Stifts 
verschleudert  (symoniace  ecclesias  vendidit,  res  ecclesiae  inbene- 
ficiavit,  thesauros  dissipavit);  wann,  wo,  mit  welchen  Personen 
das  geschehen,  wollen  die  Mönche  beweisen,  sonstige  Anklagen 
verschweigen;  aber  wenn  das  Vorgebrachte  die  Absetzung  des 
Angeschuldigten  noch  nicht  begründen  sollte ,  dann  gedenken  sie 
weitere  und  noch  schwerere  Vorwürfe  zu  erheben.  Der  Abt 
suchte  sich  zunächst  durch  allerlei  Vorspiegelungen  zu  verthei- 
digen,  sah  aber  doch  bald  die  Nutzlosigkeit  derselben  ein,  und 
gedachte  nun,  auf  andere  Weise  den  gewissen  Verlust  seiner 
Ehre  und  seines  Amtes  abzuwenden.  Zu  dieser  Zeit  war,  so 
erzählt  die  Chronik,  am  Hofe  des  Königs  ein  Graf  Muozo  (pri- 
mus  in  anla)  von  besonderem  Einfluss,  und  nach  seinem  Rath 
ordnete  der  König  alle  Geschäfte.  Diesen  gewann  der  Abt,  da  die 
weitere  Verhandlung  der  Sache  auf  den  folgenden  Tag  verschoben 
worden,  durch  grosse  Versprechungen  für  sich.  Der  Graf  verwandte 
sich  in  der  That  für  den  Angeschuldigten  und  veranlasste  den  König 
zu  ungerechtem  Handeln  ( —  sicut  semper  per  enm  regni  judicia 
claudicabant  ~,  regem  —  a  justis  judiciis  deflectit).  Der  König 
versammelte  die  Fürsten,  setzte  ihnen  auseinander,  dass  wich- 
tige Reichsgeschäfte  zu  erledigen  seien,  und  dass  die  Unter- 
suchung der  Anklage  der  Mönche  viel  Zeit  erfordern  würde, 
und  schlug  endlich  vor:  causam  ipsorum,  judicto  dimisso,  con 
Mio  tractemus.     Die  Fürsten  stimmten  bei,  einige  freilich   kla- 


*)  Cum  autem  Imperator  ad  discutiendum  hanc  causam  pro  tribu- 
D&li  coDsedisset,  abbate  et  fratribus  in  causa  positis,  fratres  priores 
sibi  advocatum  et  defensorem  postulant.  Econtra  abbas  et  sui,  non 
alium  monacho  nisi  abbatem  suum  advocatum  dandum,  proclamant. 
Cum  autem  non  ita  esse  fratres  canonum  auctoritate  probarent,  iudicio 
^principum  abbati  et  fatribus  advocati,  quos  elegerant,  dati  sunt  Sed 
cum  abbas  suam  causam  quasi  prioris  et  in  dignitatc  positi  prius  au- 
diendam  esse  diceret  et  fratres,  an  ita  esset,  sub  iudicio  principum 
posnissent ,  ipsi  priorem ,  qui  accusatores  fuerant,  loqueudi  locum  obti- 
naemnt 
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gend  über  die  Ungerechtigkeit  solcher  Behandinng.  Nnn  berief 
der  König  den  Abt  nnd  die  Mönche  und  suchte  letztere  durch 
eine  Ansprache  /n  beruhigen.  Wenn  es  ihnen  gestattet  würde, 
stellte  er  vor ,  öffentlich  flber  das  schlimme  Treiben  ihres  Oberen 
zo  klagen,  so  würde  daraus  mehr  Böses  als  Golcs  entstehen; 
denn  dabei  mttsstc  die  Ehre  und  das  Ansehen  der  Mönche  über- 
haupt leidön  und  die  Nützlichkeit  der  Klöster  würde  von  man- 
chen in  Frage  gestellt  werden.  Sein  Rath  sei  also,  die  Strei- 
tenden in  Frieden  zu  versöhnen ,  und  er  selbst  wolle  die  Be- 
schwerden, welche  die  Mönche  rücksichtlich  des  Schaltens  ihres 
Abtes  erhoben  hätten,  abstellen;  sollte  derselbe  später  wieder 
Grund  zu  Klagen  geben  ^  so  würde  er  vom  Könige  sofort  und 
okne  weiteren  Antrag  dei*  Mönche  (vobis  tacentibus  et  quiescen- 
tibüs)  seines  Amtes  entsetzt  werden.  Die  Kläger  faudett  zwar 
wenig  Tröstliches  in  dieser  Rede,  aber  als  kluge  Leute  wider- 
sprachen sie  dem  König  nicht,  sondern  schlössen  die  Verhand- 
lung ihrerseits  mit  den  Worten:  sie  kehrten  zwar  önv^rrich- 
teter  Dinge  heim,  aber  es  beruhige  sie,  dass  sie  zu  dem  bösen 
Treiben  ihres  Abtes  nicht  geschwiegen  hätten ;  das  weitere  Schick- 
sal ihres  Stiftes  stellten  sie  nun  -der  Sorge  des  Königs  anheim. 
Dieser  warnte  den  Abt  nochmals  in  strenger  Rede  und  entliess 
jene  dann  in  Frieden.  Auf  dem  Heimwege  aber  klagten  sie, 
dass  doch  so  oft  das  Glück  dem  Bösen  hold  sei,  und  trösteten 
sich  durch  den  Hinblick  auf  das  Leben  heiliger  Väter,  die  so 
häufig  gleich  ihnen  Unrecht  zu  tragen  gehabt  hätten.  Einer 
unter  ihnen  aber,  ein  Versmachcr,  dichtete  folgende  Spott- 
reime: 

Otto  rex,  tua  lex  qnia  semper  venditur  auro, 

Hie  gentes  frustra  querunt  judicia  justa, 

Otto  dum  regnas,  non  sunt  judicia  regni, 

Otto  dum  regnas,  regnat  pecunia  tecum. 

Plus  valet  argentum  tecum,  quam  lex  sapientum. 

Impie  rex  Otto,  cur  fulmina  te  patiuntur? 

Te  regnare  dolens  cur  non  tibi  terra  dchiscit? 

Tu  cum  Gerharde  nostro  nimis  ad  bona  tardo, 

Et  cum  dampnatis  utrique,  precor,  pereatis. 
Mannigfaches  Interesse  erregen   die  Prozesse;    in   welche  zu 
verschiedenen  Zeiten  die   bekannte'  Gräfin  Adele,  die  deutsche 
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Medea,  verwickelt  war  ^).  Ihr  Vater,  Graf  Wichmann,  aus  einem 
sächsischen  Gescblechte,  hatte  im  Jahre  966  daa  Kloster  des 
heiligen  Vitus  aaf  dem  Eltenberge  bei  Emmerich  gegründet  und 
theils  mit  Erbgütern,  tbeils  mit  Reiclisgfltern  ausgestattet^). 
Die  ältere  Tochter  des  Stifters,  Lindgardc,  warde  die  erste 
Aebtissin  des  Klosters  nnd  wendete  demselben  auch  die  ihr  aus 
der  Erbschaft  des  Vaters  zugefallenen  Gater  zu.  Die  zweite 
Tochter  Adele,  zuerst  mit  dem  sächsischen  Grafen  Immed  ver- 
mählt, griiT  nach  Wichmann's  Tode  die  von  diesem  vorgenommene 
Schenkung  an  und  nahm  einen  Theil  des  dem  Kloster  aber- 
wiesenen  Erbgutes  für  sich  in  Anspruch^).  Noch  bei  LebEeiten 
der  Liudgarde  wurde  ttber  diese  Angelegenheit  am  Hofe  Otto  li. 
verhandelt,  sie  kam  aber  erst  viel  später  zur  Erledigung.  Denn 
als  die  Aebtissin  gestorben  war  —  sie  soll  von  ihrer  Schwester 
vergiftet  worden  sein  —  aberfiel  Adele  das  Kloster  nnd  riss 
die  von  ihr  beanspruchten  Güter  an  sich,  musste  sie  aber  auf 
Befehl  Otto  III.  wieder  herausgeben^).  Inzwischen  vermählte 
sich  Adele  mit  dem  lothringischen  Kitter  Balderich,  welcher 
abermals  das  Kloster  angriff,  dafür  aber  vom  König  zu  einer 
höhen  Geldstrafe  vernrtheilt  wurde  ^).  Ende  des  Jahres  996 
kam  dann  die  Angelegenheit  auf  einem  Tage  zu  Nimwegen  zum 
Austrage;  das  Kloster  wurde  anter  den  besonderen  Schutz  des 
Königs  gestellt  und  behielt  den  grössten  Theil  seiner  Güter, 
auch  der  von  Liudgarde  geschenkten;  nur  vier  Ilöfc  wurden  an 
Adele  als  Pfand  de«?  Friedens  und  der  Freundschaft  zurück- 
erstattet*).    Trotz  dieser  Einigung   suchte  Balderich   sich   nach 

^)  Vglch.  Giesebrecht  U.  150  fgg. 

<)  Vglch.  die  Urkunden  Otto  I.  und  II.  bei  Lacomblet  I.  Nr.  110, 12, 15. 

')  Sie  forderte  quandam  proprietatis  iara  traditae  partem  und  be- 
hauptete: quod  pater  eins  secundum  Saxonicam  legem  absque  eius  con- 
sensQ  et  licentia  nuUam  potuisset  facere  traditionera;  totam  patris  sui 
donationem  pcrdnxit  in  errorem.  Aus  der  Urkunde  Otto  III.  vom 
18.  Decbr.  996. 

*)  Alpertus  de  div.  temp.  c  3  (S.  S.  IV.  70^):  set  non  multo  post 
ex  praecepto  Ottonis  IIL  imperatoris  cimi  dedecore  expulsa. 

*)  Alpertus  a.  a.  O.  —  delictum  Balterici  -  pecuiiia  expiatum  est 

*)  Urkunde  üt>er  das  in  Nimwegen  gehaltene  placitum  bei  Schaten  I. 
343,  Leibnit.  ann.  III.  671,  Lacomblet  L  Nr.  127,  vglch.  £rhat*d :  Reg. 
L  685.    Nicht  genau  ist  Alpert:  Rex  vero  altiori  consilio  in  posterum 
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dem  Tode  Otto  III.  noch  einmal  in  den  Besitz  des  Klosters  za 
setzen,  bis  Heinrich  II.  die  Wiederherstellung  des  von  seinem 
Vorgänger  geordneten  Zustandes  erzwang  ^).  Bald  aber  worden 
noch  andere  nnd  schwerere  Anklagen  gegen  Adele  erhoben. 
Ans  ihrer  Ehe  mit  dem  Grafen  Immed  hatte  sie  zwei  Söhne, 
Dietrich  nnd'  Meinwerk ;  letzterer  war  seit  Jahren  Bischof  von 
Paderborn  nnd  erfreute  sich  gleich  seinem  Brnder  der  beson- 
deren Ganst  Heinrich  II.  Im  Jahre  1014  nun,  als  Meinwerk 
mit  dem  König  in  Italien  weilte,  liess  Adele  ihren  Sohn  Dietrich 
auf  seiner  Burg  Upplade  flberfallen  nnd  ermorden,  worauf  Balderich 
die  Besitzungen  desselben  sofort  in  Besitz  nahm.  Als  indess 
der  König  nach  Deutschland  zurflckgekehrt  war«  wurde  auf 
Betreiben  Meinwerk's  gegen  die  Gräfin  und  ihre  Mitschuldigen 
die  Anklage  wegen  Hochverraths  nnd  Verwandtenmordes  erhoben. 
Adele  wurde  zum  Tode  verurtheilt,  nnd  es  bedurfte  vieler  Bitten, 
um  Meinwerk  zu  bewegen,  in  eine  Mildemng  der  Strafe  durch 
die  Gnade  des  Königs  zu  willigen.  Endlich  stellte  er  doch 
eine  Aenderung  der  Strafe  dem  Ermessen  des  Königs  anheim, 
nnd  dieser  bestimmte  nun  nach  dem  Rath  aller  anwesenden 
Fürsten,  dass  Adele  einen  grossen  Theil  ihrer  Güter  dem  Könige 
überlassen  sollte,  der  sie  an  die  Kirche  zu  «Paderborn  schenkte, 
und  dass  Graf  Balderich  durch  ähnliche  Abtretungen  seine  Sobald 
büsste^).      Beide    Angeklagten     behielten    hiernach    Leben   und 


loci  illius  Stabilitäten!  praevidere  volens,  Noviomago  concilio  indicto, 
cum  undique  freqnentissimi  illuc  convenirent,  tractandum  ee  praedicto 
loco  statnit.  Aderat  cum  sua  coniuge  Baltericus,  eo  quod  sententiae 
senatomm  proceseerant,  ut  ille  convictns  secnndum  legem  in  perpetuum 
ab  illius  expostulatione  ecclesiae  se  eximeret  sicque  karta  et  privilegio 
loci  stabilitatem  firmaverunt. 

^)  Darüber  Alpert  I.  c.  4  und  5:  •—  Heinricus  —  iterum  locum 
illum  in  priorem  statum  reduxit 

*)  Die  Vita  Meinwerci  c.  132.  134,  S.  S.  XL  133,  ist  die  Hanpt- 
quelle.  Hervorzuheben  folgende  Stelle:  —  lila  maledicta  per  legales 
induciaa  cum  suis  fautoribus  Dortmanniam  vocatur  et  miy'estatiB  rea 
filiiqne  propra  parricida  morti  adjudicatur.  Quibusdam  autem  inhu- 
manitatem  episcopi  erga  matrem  suam  falsa  compassione  causantibus 
et  pro  correctione  culpae  veniam  et  vitam  postnlantibus,  episcopus  diu 
multuraque  restitit,  et  carnem,  quae  peccaverat^  temporaliter  puniendam, 
ut  Spiritus  salvaretur  in  die  Domini,  assernit.    Tandem  victus  —  acce- 
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Freiheit,  wurdea  aber  nicht  lange  nachher  wegen  eines  neuen 
Verbrechens  abermals  an  das  Hofgericbt  geladen.  Am  ().  October 
1016  Hess  Adele  den  s&chsischen  Grafen  Wichmann,  mit  dem 
Balderich  nach  langjährigen  Streitigkeiten  endlich  Frieden  ge- 
schlossen hattet,  menchiings  ermorden:  wie  es  scheint,  ohne 
Wissen  ihres  Gemahls.  Als  die  That  ruchbar  wurde,  griff  man 
die  BuFg  Upplade  von  allen  Seiten  an.  Balderich  flflchtete  bald, 
Adele  aber  erlangte  nach  hartnäckigem  WidersUinde  von  den 
Belagerern  freien  Abzog:  die  Burg  wurde  von  Grund  aus  zer- 
stört^; beide  Ehegatten  irrten  hilflos  umher,  und  vriewohl 
Balderich  sich  später  vor  dem  Kaiser  von  der  Mitschuld  an 
der  Ermordung  Wichmanns  zu  reinigen  suchte  ^),  wandte  sich 
sein  Schicksal  dennoch  nicht  günstiger:  in  Elend  sollen  beide 
£hegatten  verkommen  sein. 


dens  ad  imperatorem,  ejus  jndicio  et  arbitrio,  qaomodo  terminaretur, 
secundum  qnod  bonori  imperii  congrueret  et  animae  ejus  expediret, 
commiait.    Ygteh.  Erhard,  Heg.  I,  Nr.  862—867. 

0  Heber  die  Streitigkeiten  zwischen  Balderich  und  Wichmann  vglch. 
Alpert  de  div.  temp.  IL  c.  1.  2.  4.  6.  9—12.  In  früheren  Jahren  hatte 
der  König  selbst  zwischen  ihnen  einen  Frieden  vermittelt :  tandem  utri- 
que  a  rege  in  castra  sunt  vocati.  Et  cum  diu  causa  discuteretur  — 
inter  se  regia  potestate  pacem  habere  jussit.  Qua  sacramento  firmata, 
diacesserunt. 

•)  Alpert  n.  c.  12.  13.  Thietmar  VII.  33. 

*)  Auf  einer  Synode  zu  Nimwegen  (Alpert  II.  c.  16:  concilio  in- 
dicto)  am  16.  M&rz  1018.  Die  Vertheidigung  wurde  ihm  durch  das 
turbulente  Verhalten  der  am  Hofe  des  Königs  versammelten  Fürsten 
und  Grossen  unmöglich  gemacht.  Alpert  II.  17  erzählt:  His  actis  rebus, 
de  nece  Wicmanni  cum  Baldrico  quaestionem  habere  instituit  (der 
König).  Quumque  ad  hunc  conventum  multi  adessent,  imperator  Bal- 
dricnm,  publica  data  fide,  advenire  jussit.  In  quem  cum  acerrimae 
sententiae  proferrentur,  et  iUe  summo  conatn  se  inculpabilem  per  omnes 
justitias,  quas  imperator  constitueret,  demonstrare  cuperet,  dux  Gode- 
friduB  et  Bemhardus  omnem  purgationem  sui  faciendam  legibus  inter- 
dixemnt,  propterea  quod  saepius  inter  illnm  et  Wichmannum  fides  et 
pax  sacramento  confirmata,  semper  iUe  prior  discidiam  fecerit,  et  ideo 
ejus  satisfactionem  ulterius  non  recipiendam  esse,  qui  convictus  tam 
manifestis  iudiciis  periurus  ezisteret.  Cumque  loqui  conantem,  ne  causam 
suam  diceret,  interciperent  et  in  euoi  frenderent,  saevientes  ob  innocentis 
mortem  et  vix  conspectum  eins  ferrent,  res  iam  pene  in  eo  erat,  ut 
militinm  manibus  discerperetur.    Cumque  videret  se  in  arco  positum  et 
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Nur  eines  Prozesses  gedenken  wir  noch  in  etwas  ausföhr- 
licher  Weise  ^),  da  er*  mehr  als  ein  anderer  geeignet  ist,  er- 
kennen zu  lassen,  wie  sehr  die  Rechtspflege  am  Hofe  von  der 
persönlichen  Tüchtigkeit  des  Herrschei-s  und  den  guten  oder 
schlimmen  Einflüssen  angeschener  Rathgeher  abhängig  war.  Die 
reiche  Abtei  Malmedy  stand  bis  auf  die  Zeiten  Heinrich  IV.  in 
engster  Verbindung  mit  dem  Kloster  Stablo,  beide  auch  unter 
einem  Abt,  und  der  junge  König  hatte  im  Jahre  1065  diese 
Znsammengehörigkeit  ausdrücklich  bestätigt,  namentHch  auch 
die  Bestimmung:  ut  utrumque  sit  subiectum  coenobium  sab 
unius  abbatis  regimine  *).  Unmittelbar  darauf  aber  schenkte 
Adalbert  von  Bremen,  damals  Patronus  des  Königs,  die  Abtei 
Malmedy  an  den  Erzbischof  Anno  von  Köln  und  es  stand  zu 
befürchten,  dass  sich  derselbe  sofort  in  den  Besitz  des  Gutes 
setzen  würde.  Auf  Bitten  des  Abts  von  Stablo  nahm  sich  der 
Klostcrvogt,  Herzog  Friedrich  von  Lothringen,  der  Sache  an 
und  Hess  Itfalm^dy  gegen  feindliche  Angriffe  befestigen.  Als 
die  Kunde  hiervon  an  den  königlichen  Hof  gelangte,  ward«  auf 
Betreiben  der  Höflinge  der  Abt  wie  der  Herzog  vor  das  Gericht 
Heinrich's  geladen;  die  erste  Ladung  Hessen  beide  unbeachtet, 
einer  zweiten  folgte  der  Abt  persönlich,  während  Friedrich  nur 
einen  Bevollmächtigten  entsandte  ^).  Die  Verhandlung  fand  zu 
Tribur  statt  und   war  sehr  tumultuarisch  *) ;    der  Vertreter  des 

evadere  posse  diffideret,  voce  magna  clamavit  petens  amilium  *  regis. 
Clamore  eins  audito,  surrexit  rex  et  extensa  manu,  ne  pnblicam  datam 
iidem  laederet,  ex  manihus  saevientium  eripuit  et  iam  desperatum  abire 
a  facie  eins  iassft.  lieber  das  Ende  Balderich's  und  der  Adele  vglch. 
Giesebrecht  H.  157,  158. 

^)  Hanptquelle  ist  ausser  den  anzufahrenden  Urkunden  das  Send- 
schreiben der  Mönche  von  Stablo  an  die  Christenheit,  worin  der  end- 
liche Sieg  ihres  Heiligen  geschildert  wird,  der  sog.  triumphus  S.  RemacK 
bei  Pertz  S.  8.  XL  433—61.  Vglch.  Forschungen  a.  a.  O.  517  und 
Aug.  Müller:  Anno  11.  der  Heilige.  (Leipzig,  1858)  S.  82  fgg. 

*)  Martene:  coli  ampl.  H.  70,  triunphns  J.  c.  4.  S.  440. 

•)  üeber  die  erste  Ladung  triumph.  c.  5;  zu  dem  zweiten  Termin 
wird  nach  c.  6  der  Abt  unter  der  Verwarnung  geladen :  ut,  si  non  pro- 
peraret  ad  curiam  indicto  die  vcl  tempore,  praeiudicium  pati  haberet 
totins  boni,  qnod  tenebat  ex  rege. 

*)  At  ille,  ubi  propter  quae  venerat  coram  exposnit,  alii  aliter 
assensere,  alii  vero,  a  quibns  —  privato  magis  quam  publico  uegotio 
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Herzogs  kehrte  bald  wieder  zurttck,  der  Abt  ward  am  Hofe 
Karttckgebalten,  konnte  aber  die  Schenkang  nicht  rückgängig 
machen;  als  aach  er  endlich  entlassen  warde,  hatte  Anno  bereits 
von  Malmedy  Besitz  ergriffen.  Wieder  wendet  sich  nan  der 
Abt  an  den  Vogt  —  Herzog  Gottfried  der  Bärtige  bekleidete 
jetzt  das  Amt  —  und  dieser  begab  sich  auch  mit  dem  Vertreter 
von  Stablo  abermals  zu  Heinrich  IV.  Der  Hof  weilte  jetzt  in 
Goslar.  Viele  Geistliche  nehmen  sich  des  Klägers  an,  es  findet 
wieder  eine  Gerichtssitznng  statt,  doch  aach  diesmal  bleibt  die 
Sache  unerledigt,  wie  man  sagt,  weil  Herzog  Gottfried  die- 
selbe nicht  mit  dem  Eifer  vertrat,  als  er  wohl  hätte  thun 
sollen  ^).  Ittdess  der  bisherige  nngOnstige  Erfolg  sehreckte  den 
Abt  nicht  ab,  alle  Schätze  seines  Klosters  verwendete  er,  nm 
sich  Frennde  und  Gönner  zu  gewinnen,  und  selbst  dem  Könige 
sollen  nicht  geringe  Summen  gezahlt  worden  sein.  In  der  That 
zeigte  sich  Heinrich  auch  geneigt,  den  Mönchen  gerecht  zu 
werden,  immer  aber  wusste  Anno  die  Ausführung  solcher  Ab- 
sichten zu  verhindern  und  selbst  die  ernsten  Mahnungen  der 
päpstlichen  Curie  vermochten  den  Erzbischof  nicht  zum  Nach- 
geben zu   bewegen^).     Da  endlich,   nach  sieben  langen  Jahren, 

curia  regi  videbatur,  reiii  omnem  perturbaverc,  utrosque  vidclicet,  quia 
Tim  contra  regnum  fedssent,  mcritos  praeiudicium  subire. 

')  Uebcr  den  Aufenthalt  in  Goslar  triumph.  I.  13:  Dominus  vero 
abbas  de  illata  initstitia  conquestus,  privatim  et  publice  quibuBCumqne 
potest  Bomani  imperii  episcopis  et  ducibus  non  cessat  rem  suam  noti- 
ficare,  quos  etiam  suifragari  postulat  iu  hac  sui  necessitate.  Multis 
ergo  huiusmodi  coiupassione  susccpta  injustum  hoc  esse  factum  pro- 
fitentibuB  veritatemquc  regi  non  occiüendam  benigne  suggerentibus,  de- 
cretum  est  tandem,  iudicari  debere,  si  licitum  fuisset,  id  fieri  sine 
causa  et  indice.  Godefridus  dux  admonitns  legem  dare  iudicii,  recte 
iudicat,  vicario  Scti  Remacli  bonum  debere  restitui,  quod  ab  eo  nefas 
fuisset  aufferri.  Cuius  sententiae  >-  contradixit  archiepiscopus ;  sed, 
ut  multi  tunc  dixere,  post  iudiciam  latum  contradicentcm  illum  satis  ex 
insto  rectoque  posset  evincere,  si  fidelis  advocatus  —  voluisset  bonum 
Sancto  solidare.  Dann  wird  erzählt,  wie  die  Sache  von  einem  Gerichts- 
tage zum  andern  verschleppt  worden  (de  curia  in  curiam  iudiciornm 
semper  extenditur  dilatio),  dass  der  Abt  dem  König  grosse  Summen 
habe  zahlen  mQssen,  und  mit  dem  Bedauern  geschlossen:  irrito  nobis 
mansit  promissio  impcrialis. 

*)  Ueber  die  Verhandlungen  im  Jahre  1066  und  die  späteren 
Schritte  der  Mönche  von  Stablo  vglch.  triumph.  I.  14,  II.  1,  6.  8,  9. 
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ward  ein  Hoftag  nach  Lüttich  ausgeschrieben  (Mai  1071)  und 
bekannt  gewacht,  wer  etwa»  zu  klagen  hätte  in  den  deatschen 
Landen,  sollte  dort  vor  dem  König  erscheinen  ^).  Wieder  zog 
dorthin  der  Abt  von  Stablo,  mit  ihm  seine  Mönche,  die,  wie 
im  Jahre  1060  schon,  die  Gebeine  ihres  Heiligen  mit  sich 
führten.  Am  festgesetzten  Tage  wird  vor  dem  König,  den 
Fürsten  und  Bischöfen  über  die  Sache  verhandelt,  aber  es 
scheint,  als  sollte  dieselbe  abermals  vertagt  werden.  Da  be- 
schliessen  die  Mönche  in  Gesammtheit  zum  Könige  vorzudringen. 
Sie  finden  ihn  beim  festlichen  Mahle,  einer  ergreift  das  Wort 
und  fleht  laut  um  Gerechtigkeit  für  den  Heiligen.  Bischof 
Hermann  von  Bamberg  verspricht  baldige  Erledigung  der  Sache, 
aber  die  Mönche  bleiben  ungläubig,  holen  den  Leichnam  des 
heiligen  Remaclus  herbei,  setzen  die  Bahre  auf  den  Tisch  des 
Königs  und  fordern  nochmals  gerechte  Erhörung  ihrer  Bitten. 
Der  König  verspricht  Hülfe  für  den  folgenden  Tag  und  entfernt 
sich  dann  mit  Anno  und  den  übrigen  Tischgenossen.  Nun  ge- 
schehen Zeichen  und  Wunder  an  der  Bahre,  die  über  Nacht 
in  der  königlichen  Pfalz  bleibt.  Am  folgenden  Morgen  bringt 
man  den  Leichnam  in  ein  Gotteshaus,  neue  Wunder  ereignen 
sich,  durch  welche  denn  der  starre  Sinn  des  Erzbischof  endlich 
gebeugt  wird:  er  willigt  in  die  Rückgabe  Malmödy's,  und  nach- 
dem diese  durch  den  König  vollzogen,  ziehen  die  Klosterbrüder 
jubelnd  und  triumphirend  mit  ihrem  Heiligen  nach  Hause  ^. 

Was  uns  die   Geschichtschreiber  über  die  Rechtspflege  am 
königlichen   Hofe   berichten,   ist,   soweit   es   irgend    selbständige 


*)  Triumph.  H.  c.  1:  Regalis  curia  condicta  erat  Legiac  celehrari. 
Illic  omnes,  qui  habebant  causam  judicii,  jussi  sunt  convenire  de  singu- 
lis  partibus  Romani  imperii. 

*)  In  einer  Urkunde  von  1089  bestätigte  Heinrich  später  nochmals 
die  Zusammengehörigkeit  beider  Klöster  und  erw^nt  dabei  auch,  die 
Zurückgabe  von  Malmedy  sei  erfolgt:  sancto  Remaclo  praescntialiter 
oblato  causa  expetendae  justitiae.  Ebenso  wird  in  einer  Urkunde  des 
Erzbischofs  Friedrich  von  Köln  für  Stahle  1128  gesagt:  per  beathm 
Remaclum  in  curia  regis  miraculis  inestimabilibus  corruscantem  con- 
victis  Omnibus,  qni  adversae  partis  erant,  rcceptum  est  a  Stabulensibus 
Malmundarium ;  Martene  II.  88.  Vglch.  auch  die  Urkunde  Heinrich  V. 
ebendaselbst  S.  82. 
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Bedeatnng  za  haben  scheint,  in  dem  vorhergehenden  dargestellt. 
Eine  willkommene  Erweiterung  des  Materials  erhalten  wir  durch 
die  Urkunden,  welche  freilich  nur  in  geringer  Zahl  vorhanden 
sind,  aber  doch  wenigstens  eine  Einsicht  in  den  Umfang  der 
Geschäftsthätigkeit  des  Königsgerichtes  zu  gewähren  im  Stande 
sind.  Fflr  die  Strafrechtspflege  zunächst  sind  die  zahlreichen 
Urkunden  von  Wichtigkeit,  welche  über  Schenkungen  von  con- 
fiscirten  GQtem  ausgestellt  wurden  ^) :  sie  sind  häufig  die  einzigen 
Zeugnisse  für  stattgehabte  Gerichtsverhandlungen  und  geben  nicht 
selten  ein  viel  ausführlicheres  Bild  derselben,  als  die  kümmer- 
lichen  Notizen   der  Annalen^).     Für    den    Givilprozess  sodann 


')  Sie  sind  für  diesen  Zeitraum  nachgewiesen  in  den  Forschungen 
z.  d.  6.  IV.  474,  91,  95,  {X)ö,  6,  17  nnd  an  andern  Stellen. 

*)  Ein  schlagendes  Beispiel  bietet  der  oben  S.  31,  Note  t>  erwähnte 
Froxess  gegen  den  sächsischen  Markgrafen  Ekbert,  über  welchen  uns 
am  besten  mehrere  Schenkungßurkanden  Heinrich  lY.  vom  7.  Febr. 
und  3.  April  1086  und  1  Febr.  1089  (Böhmer  1922,  23,  30,  Stumpf 
2879,  80,  93,  Erhard  Reg.  1234,48,  Mieris  J.  73,  Schwarzenberg 
I.  67,  Heda  139  fg.)  unterrichten.  Ich  gehe,  um  die  Bedeutung  solcher 
Urkunden  zu  zeigen,  auf  die  Sache  grade  an  dieser  Stelle  etwas  näher 
ein.  Ekbert  von  Meissen,  vielfach  und  trotz  bewiesener  Untreue  von 
Heinrich  lY.  hoch  begünstigt,  stellte  sich  auch  im  Jahre  1085  wieder 
an  die  Spitze  einer  Yerschwörung.  Der  König  sammelte  ein  Heer,  zog 
nach  Thüringen  und  hielt  zu  Weimar  Gericht  über  den  Abtrünnigen, 
der  in  die  Acht  und  seiner  Güter  verlustig  erklärt  wurde:  einen  Theil 
derselben,  den  Oster-  und  Westergau  in  Friedland,  erhielt  der  Bischof 
Konrad  von  Utrecht.  Darüber  erzählt  nun  Heinrich  in  der  ersten 
Urkunde:  Ob  huiusmodi  culpam  illius  comprovinciales,  tarn 
Saxones  quam  Thuringi,  cum  caeteris  principibus  nostris  coram  nobis 
ex  iure  gentium  inde  sententiam  proferentes,  ipsum  Sicut  manifestum 
faostem  regni  et  imperii  persequendum  censuemnt,  praedia  vero  eins 
et  quae  a  nobis  habuerat  beneficia,  imperial!  nostrae  ditioni  ac  potestati 
adiudicaverunt  —  und  in  der  zweiten :  Qnod  ubi  compertum  habuimus, 
—  Duringiam  intravimus,  ubi  congregati  principes  Saxoniae  et  Duringiae 
et  aliorum  regnorum  in  loco,  qui  dicitur  Wehemar,  Egberti  praedictt 
qnondam  marchionis  omuia  bona  nostrae  potestati  adiudicaverunt,  di- 
centes  regni  vastatorem  et  in  regno  regnantis  doroini  sui  persecutorem 
regni  bonis  recte  privari  debere  ipsumque  a  regni  finibus  persequendum 
fore.  Quorum  iusto  iudicio  confirmationem  adstipulantes,  bona  eins  in 
nostram  potestatem  accepimus.  —  Im  Jahre  1087  unterwarf  sich  Ekbert, 
erhielt  seine  Mark  und  die  Graftchaften  zurück,  aber  schon  1088  regte 
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bieten  uns  die  Urkunden  bei  Weitem  nicht  die  Aufklärung,  die 
wir  so  dringend  wünschen  mochten.  Auffallend  zwar,  aber  doch 
leicht  erklärlich  ist  es,  dass  sich  Gerichtsbriefe  zu  Gunsten  der 
Laien  nur  in  äusserst  geringer  Zahl  erhalten  haben.  Die 
wenigen  Fälle,  über  die  wir  Kunde  besitzen,  betreffen  Streitig- 
keiten um  Grundeigenthum  und  meist  findet  sich,  dass  bei  den- 
selben das  Interesse  der  königlichen  Kammer  in  der  einen 
oder  anderen  Weise  betheiligt  ist^).  Unverhältnissmässig  viel 
grösser  war  stets  der  Eifer  des  Clerus,  sich  urkundliche  Zeug- 
nisse für  seinen  Besitz  und  Erwerb,  für  seine  Rechte  und  Frei* 
heiten  zu  erhalten.  So  kennen  wir  denn  auch  aus  dieser  Zeit 
eine  grosse  Menge  von  Documenten  über  Schenkung  und  Restitution 
von' Gütern  an  Bisthümer,  Klöster  nnd  Kirchen;  in  vielen  Fällen 


er  eine  neue  Verschwörung  an.  Der  Kaiser  ergriff  abermals  die  Waffen 
gegen  den  treulosen  Freund,  mnsste  aber  besiegt  aus  Sachsen  flüchten 
und  stellte  zu  Regensborg  am  1.  Febr.  1089  eine  neue  Urkunde  aus, 
in  der  nun  über  das  bei  Quedlinburg  während  des  Feldzuges  gehaltene 
Gericht  Mittheilung  geschieht :  Iterum  ergo  in  Saxoniam  reversi  sumus, 
ubi  collecti  priucipes  Kgbertura  —  praescripto  iudicio  dampnaverunt 
Nam  Sigefridus,  Ottonis  quondam  ducis  (0.  von  Nordheim)  filius,  £g- 
bertnm  ut  publicum  regni  hostem  et  domini  sui  imperatoris  inimicum 
persequendum  iudicavit.  Henricus  autem  marchio  suiqne  aequales 
marchia  aliisque  bonis  suis  privari  debere  eundem  Egbertum  judi- 
cavenmt  sibiqne  oblata  nostrae  potestati  assignaverunt.  (Anwesend 
waren  bei  dem  Gericht  in  Quedlinburg  die  Erzbischöfe  von  Bremen 
nnd  Magdeburg,  die  Bischöfe  von  Münster,  Minden,  Naumburg,  Halber- 
stadt, Ilildesheim,  Merseburg  und  Bamberg,  sowie  drei  benannte  und 
mehrere  unbenannte  Edle).  Vglch.  dazu  noch  die  bei  Heda  139  mit- 
getheilte  Urkunde  für  Utrecht :  Lex  est  et  ins  gentium  in  inimicos  regis 
aperte  deprehensos,  aperte  communem  totius  regni  persecutionem  pati, 
nt  sicut  periurii  infamia  sunt  exleges,  ita  bonorum  omninm  suorura 
flaut  exheredes;  insuper  tarn  ipsi  quam  possessiones  eorum  regali  sen- 
tentiae  puniendi  subiaceant.  —  Haec  sententia  principum  nostromm  iudicio 
super  Egbertum  quondam  marchionem  dicta  est,  ut  quod  in  nos  exercere 
non  timuit,  in  se  recipiat,  videlicet  ut  in  regno  partem  non  habeat,  qni 
nos  integro  regno  privare  laborat. 

M  Urkunde  von  972  (zu  Gunsten  Otto  I.):  Herrgott  H.  84  fg.,  von 
1000:  Mon.  Boica  XXVIII.  1.  281,  von  1027  (in  einer  Streitsache 
zwischen  Konrad  11.  und  dem  Bischof  von  Freising):  Meichelbeck  I. 
221,  von  1055:  Lacomblet  L  114,  ferner  Gudon:  cod.  dipl'  Mog.  I.  39Ä, 
Teschenmacher:  ann.  Cliviae  cod.  dipl.  Nr.  III.  und  wenige  andere. 
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geschah  die  Zurückgabe  ohne  vorhergehendes  rechtliches  Ver- 
fahren ^)  —  uud  dann  haben  die  Urkunden  für  uns  kein  näheres 
Interesse  —  in  andern  wurde  jedoch  vorher  der  Rechtsanspruch 
der  Kirchen  und  die  Rechtmässigkeit  oder  Unrechtmässigkeit 
der  früheren  Entziehung  des  Besitzes  gerichtlicher  Prüfung 
unterzogen  und  dann  sind  die  darüber  ausgestellten  Zeugnisse 
allerdings  von  Bedeutung  für  die  Geschichte  des  Prozesses^}. 
Aber  auch  sonst  finden  wir  den  Clerus  gar  häufig  vor  den 
Schranken  des  königlichen  Gerichts.  Nicht  selten  war  es ,  wie 
wir  schon  sahen,  dass  Klosterbrüder  bei  dem  König  über  ihre 
Oberen  klagen  ^) ;  ein  anderes  Mal  beschweren  sie  sich  über 
das  Eindringen  fremder  Mönche  *) ;  von  mehreren  Bewerbern  um 
dasselbe  Kirchenamt  sucht  jeder  die  Gunst  des  Ilofes  zu  ge- 
winnen ^) ;  die  Klöster  streiten  mit  den  Bischöfen  um  ihre  Frei- 
heit von  der  bischöflichen  Jurisdiction*),  oder  um  Rechte  und 
Besitzungen  aller  Art''};  auch  unter  einander  rechten  die  Stifter 


')  Ich  habe  solche  Urkunden  nachgewiesen  in  den  Forschungen  IV. 
474,  80,  83. 

>)  Auch  solche  sind  angeführt  a.  a.  O.  491,  95,  520«  27  und  an 
andern  Stellen.  Vita  Bennonis  ep.  Osnabr^  (S.  S.  XII.  70) :  —  Communi 
itaque  sententia  —  conclusum  est,  eeclesiam  Osnabrugenscm  spoliatam 
publice  resUtuendam.  -^  Im  Jahre  1107  erfolgt  eine  Restitution:  Omni- 
bus —  nostris  fidelibns  idem  iniustum  et  sacrilegum  acclamantibus 
(Erhard:  cod.  dipl.  I.  Nr.  178),  etwas  später  eine  andere:  ex  iudicio 
tarn  episcoporum  quam  principum  nostrorum,  qui  nobiscum  omnes  con- 
sensernnt  in  id  ipsum  (Wenck  III.  64).  Auch  Schenkungen  an  Klöster, 
welche  der  König  lediglich  bestätigen  soll,  gebt  bisweilen  eine  gericht- 
liche Prüfung  der  Gesetzmässigkeit  des  Geschäfts  voran:  Urkunde  von 
1108  im  Archiv  fQr  Kunde  österreichischer  Gcschichts- 
quellen  VI.  295. 

';  Vglch.  vorher  die  Erzählung  aas  den  cas.  S.  Galli  cont.  alt.  c.  3 
und  aber  die  Klagen  der  Mönche  zu  Fulda,  Lambert!  ann.  1063. 
*)  Cod.  princ.  olim  Lauresh.  abb.  I.  224,  Forschungen  IV.  527. 
••)  Vglch.  z.  B.  cas.  S.  Galli  cont  IL  c.  8  (S.  S.  IL  160.) 
*)  Urkunde  Otto  I.  fUr  St.  Maximin  g(^en  den  Erzbiscbof  Rotbert 
von  Trier  von  953  bei  Beyer  L  Nr.  1%  S.  256. 

^)  So  970  der  Bischof  von  Worms  gegen  Kloster  Lorsch  (S c h  an  n  a  t : 
ep.  Worm.  cod.  prob.  22),  ebenso  1023  (Stumpf  1Ö16),  972  Bischof 
Lindolf  zu  Osnabrück  gegen  die  Klöster  Herford  und  Corvei  (Moser: 
üsnabr.  Gesch.  IL  6),  1049  Bischof  von  Wirzburg  wider  Fulda  (Dronk^ 
Nr.  752,  S.  361),  Anno    von  Köln  gegen  Brauweiler  (vita  Wolfhelmi: 
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um  Gut  und  Besitz  ^) ;  Aebte  und  Bischöfe  lassen  sich  ihre  Frei- 
heiten^), oder  das  Eigen th um  an  weltlichem  Gut  ^)  durch  Rechts- 
spruch bestätigen,  und  wie  Klagen  gegen  die  Grafen  wegen 
Verletzung  der  kirchlichen  Immunität^),  so  sind  auch  solche  gegen 
die  Kirchenvögte  Ober  allerlei  Missbräuche  bei  Verwaltung  ihres 
Amtes  schon  in  dieser  Zeit  nicht  selten  ') ;  dazu  kommen  dann 
Streitigkeiten  des  Clerus  mit  den  Städten  *)  und  den  Ministerialen 
der  Stifter''),  Beschwerden  über  niedere  Gerichte^),  sowie  end- 
lich zahlreiche  Prozesse  geistlicher  Corporationen  'mit  einzelnen 
Herrn  und  Familien  aus  dem  Laienstande*). 

S.  S.  XII.  180,  namentl.  1H7),  Reginhard  von  Hersfeld  gegen  Biathum 
Halberstadt  (Wenck  III.  64),  Abt  Rustan  von  St.  Blasien  wider  den 
Bischof  von  Basel  (Herrgott  II.  139,  Tronill  at  I.  243)  u.  a.  m 

^)  Streit  zwischen  Fulda  und  Hersfeld  Aber  die  Benutzung  eines 
Flusses  (Urkunde  von  979  bei  Dronke  Nr.  720,  S.  335),  zwischen  den 
Dienstmannen  beider  Klöster  (das.  Nr.  737,  S.  348.) 

*)  So  974  das  Erzbisthum  Trier  (Honthcim  I.  382,  Beyer  I.  247), 
1102  das  Kloster  Weissenburg  (M.  B.  XXXI.  1.  377),  1114  Marien- 
einsicdeln  (Herrgott  II.  154,  ann.  Heremi  176,  Tschudi  I.  54), 
1134  das  Kloster  Hersfeld  (Wenck  H.  as.) 

■)  Der  Abtei  Prüm  wird  948  der  Besitz  des  Klosters  Süstern  be- 
stätigt: generali  iudicio  decretnm  et  determinatum  est,  prefatam  ab- 
batiam  malus  jnste  et  legaliter  inri  monasterii  Prumiensis  —  competere, 
quam  ulli  alii  bominum  (Hontbeim  I.  382,  Beyer  I.  250.) 

*)  Klage  des  Bischofs  von  Osnabrück  gegen  einen  Grafen  Bernhard 
wegen  ungerechtfertigter  Eingriffe  in  die  Jurisdiction  des  bischöflichen 
Vogts  (Moser  H.  Nr.  23,  S.  21)  und  des  Bischofs  Arnold  von  Worms 
(Stumpf  II.  acta  imperii  68  fgg.) 

»)  Urkunde  für  Prüm  von  1099:  Beyer  I.  463,  fttr  Weissenburg 
1102:  Schoepflin  Als.  dipl.  I.  181,  für  das  Adalbcrtstift  zu  Achen 
1103:  Lacomblet  1.  109  (unächt?  Stumpf  3004),  für  das  Kapitel  zu 
Augsburg  1104:  M.  Boica  XXXIII.  1,  13,  fttr  St.  Blasien  von  1125 
und  26:  Herrgott  II.  139,  49,  Trouillat  I.  243,  51. 

•)  Ann.  Col.max.1131 :  S.S. XVII.  756,  Schoepflin  a.a.O.  1.193. 

')  Vita  Chuonradi  archiep,  Salisb.  S.  S.  XI.  69. 

•)  Galmei:  bist,  de  Lorr.  IL  preuves  292. 

•)  Fttr  Corvei  1028:  Sc  baten  ann.  Paderbr.  1. 474,  für  den  Bischof 
von  Strassburg  1059:  Schoepflin  I.  169,  für  die  Servatinskirche  zu 
Mastricht  1087:  Jocundi  translatio  S.  Servatii  (S.  S.  XII.  127),  für  Prüm 
1101:  Beyer  I.  459,  für  das  Michaelskloster  zu  Bamberg:  Schannat 
vind.  litt  I.  43,  für  Marieneinsiedeln  1114:  Herrgott  II.  154,  für  die 
Abtei  Siegburg  1131:  Lacomblet  IL  83  u.  s.  w. 
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Von  Konrad  III.  bis  zam  Ende  des  grossen  Interregnims. 
1138-1273. 

Die  Herrschaft  der  Hohenstaufen  eröffhete  unter  wenig 
günstigen  Anssichtcn.  Mit  dem  Tage  der  Wahl  Konrad  des 
Dritten  begann  der  verhängnissvolle  Kampf  gegen  die  Weifen, 
der  fast  ein  Jahrhundert  hindurch  das  Reich  in  seinen  Grund- 
festen erschütterte.  Vom  März  1138  bis  zum  Mai  1142  währten 
die  Zwistigkeiten  des  Königs*  mit  Heinrich  dem  Stolzen  und 
Heinrich  dem  Löwen  ^).  Dann  trat  zwar  Ruhe  ein,  aber  nur 
auf  kurze  Zeit,  weil  die  Verleihung  des  Herzogthums  Bayern 
ao  Heinrich  Jasomirgott  zu  neuen  Kämpfen  mit  Weif  VT.  Anlass 
gab,  während  gleichzeitig  der  Westen  des  Reichs  durch  heftige 
Fehden  erschfittert.  wurde.  Das  Jahr  1 146  brachte  dann  noch 
schwereres  Unheil ;  ein  blutiger  Krieg  mit  den  Ungarn ,  der 
wenig  rühmliche  Zug  des  Königs  nach  Polen,  unausgesetzte 
Fehden  in  Oberlothringen  und  in  Schwaben,  fanatische  Juden- 
verfolgungen am  Rhein,  in  Franken,  Bayern  und  Kärnthen:  all 
dies  beunruhigte  das  Reich  und  erschütterte  das  Ansehen  des 
Königs.  Im  Anfange  des  Jahres  1147  gestalteten  sich  die 
Verhältnisse  günstiger^),   aber  leider  rüstete  sich   Konrad  nun 


')  Vglcb.  Jaff^:  Geschichte  des  dentschen  Reichs  unter  Konrad  HI. 
Hannover,  1845. 

*)  Konrad  sagt  selbst  in  einem  Briefe  an  Eugen  HI.,  es  sei  auf 
dem  Frankfurter  Reichstage  vom  März  1147  ein  allgemeiner  Landfriede 
zu  Stande  gekommen :  ordinataque  et  Ürmata  communi  per  omnes  regni 
nostri  partes  solida  pace.  (Ep.  Wibaldi  30  hei  J äff 4:  Mon.  Corb.S.  111 
and  Mart.  90.) 

FnnkUn,  Reiehaliofgericht  I.  4 
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sofort  zum  Kreuzzuge  und  überliess  während  seiner  fast  zwei- 
jährigen Abwesenheit  die  Regierung  seinem  unmündigen  Sohne, 
dem  eben  gekrönten  König  Heinrich,  welchem  seine  Rathgebei* 
selbst  empfahlen,  sich  nicht  allzu  eifrig  um  die  Geschäfte  zu 
bekümmern  ^).  In  Folge  dessen  aber  wurden  die  Zustände  im 
Reich,  namentlich  als  Herzog  Weif,  kaum  ans  Syrien  heim- 
gekehrt, neue  Feindseligkeiten  gegen  das  königliche  Haus  er- 
öffnete, so  bedenklich^),  dass  Konrad  schon  vom  Orient  aus 
den  Herzog  Friedrich  von  SchwaJben  nach  Deutschland  schicken 
musste:  ad  cognoscendum  vel  potius  ad  corroborandum  imperii 
statttin.  Aber  auch  oJta  der  König  selbst  zurftckgekehrt  war, 
gelangte  das  Reich  nicht  zur  Ruhe.  Kaum  war  Herzog  Weif 
unterworfen,  so  erhob  sich  Heinrich  der  Löwe,  um  seine  An- 
sprüche auf  Bayern  durchzusetzen.  Greiang  es  nun  auch  dem 
König,  der  Entscheidung  dieses  Streits  durch  Waffengewalt  einige 
Zeit  hindurch  auszuweichen,  so  ward  ihm  doch  in  anderen 
Theiien  des  Reichs  der  Kampf  nicht  erspart:  in  Bayern  brach 
eine  gefährliche  Empörung  der  Söhne  des  Pfalzgrafen  Otto  von 
Witteisbach  aus,  am  Niederrhein  flammten  verheerende  Fehden 
auf.  Und  endlich  musste  Konrad  doch  daran  denken,  den 
mächtigen  Sachsenherzog  niederzuwerfen.  Ende  des  Jahres  1151, 
als  der  König  seinen  Römerzug  vorbereitete,  drang  er  mit  einem 
Heere  in  Sachsen  ein,  aber  nach  wenigen  Wochen  schon  kehrte 
er  zurück  und  dieser  Rückzug  glich  einer  schmählichen  Flucht. 
Bald  darauf,  nach  einer  wenig  glücklichen  und  wenig  glanzvollen 
Regierung,  verschied  Konrad  HL  am  15.  Februar  1152.  Weder 
in  den  Grenzlandcn  noch  im  Innern  des  Reichs  hatte  er  das 
königliche  Ansehen  zu  erhalten  vermocht,  und  nicht  mit  Un- 
recht sagt  der  Chronist:   Huius  regis  tempora  admodum  tristia 


')  Ep.  Wibaldi  88  bei  Jaff6  161  und  M.  73. 

^)  Von  mancherlei  Unruhen  giebt  der  Brief  Konrads  an  König 
Heinrich  aus  dem  Frühjahr  1148  (ep.  Wib.  Jaffe  S.  163,  legg.  II.  8ä) 
Kenntniss,  in  welchem  der  junge  König  ermahnt  wird,  alle  Verächter 
der  königlichen  Gewalt  vor  sein  Ho%ericht  zu  zielten  (iudicio  curiae 
tuae  condemnari  —  praecipimus).  Zu  Ende  desselben  Jahres  sollte 
nach  dpDi  Schreiben  Heinrichs  legg.  II.  86  ein  Hoftag  zu  Frankfurt 
stattfinden:  ad  informandum  regni  statnm  et  pacem  firmandam* 
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fnerniit;  —  qnodam    infortnnio    res   publica   sub   eo   labefactari 
eeperat  *). 

Weit  kräftiger  und  energischer  zeigte  sich  das  königliche 
Regiment  nnter  seinem  Nachfolger.  Unmittelbar  nach  seiner 
Wahl  nnd  Krönung  richtete  Friedrich  I.  ein  Schreiben  an  Papst 
Engen,  in  welchem  er  versicherte,  er  wolle,  getreu  seinem  Eide, 
Alles  daran  setzen,  den  Hilflosen  und  Armen  und  dem  ganzen 
ihm  aoTertranten  Volke  Recht  nnd  Frieden  zu  schaffen  und  zu 
erhalten^).  Dieses  Eides  blieb  er  sich  wohl  bewnsst.  So  lange 
immer  Friedrich  im  Reiche  verweilte,  war  er  unermüdlich  in 
der  Ausgleichung  von  Fehden  und  Streitigkeiten  aller  Art  und 
zog  von  Land  zu  Land,  um  den  Frieden  herzustellen  und  zu 
siebem  ^).  Aber  freilich  verliess  er  oft  Deutschland  nnd  dann 
erwachte  die  kaum  geschlichtete  Zwietracht  anfs  Neue,  das 
Land  ward  furchtbar  verwüstet^),  und  je  mächtiger  die 
Kämpfenden  waren,  um  so  grösser  auch  das  Unheil,  welches 
dem  Reiche  und  Volke  zugefügt  ward  ^}.  Im  Allgemeinen  jedoch 
flbte   die    Strenge    des    Kaisers    einen    sehr   wohlthätigen    Ein- 


»)  Ann.  Col.  Maximi  S.  S.  XVII.  764.    ' 

•)  Legg.  n.  89:  —  iuxta  professionis  nostrae  formulara  —  viduis  ac 
pnpillis  et  nniverso  populo  nobis  commisso  legem  et  pacem  faciamus 
et  conservemus. 

•)  Vglch.  2.  B.  ann.  Palid.  ad  a.  1168,  69  (S.  S.  XVI.  94)  nnd 
Helmoldi  chron.  II.  11. 

*)  Cnria  Ratisb.  1155  im  Einladungsschreiben  Qegg.  IL  98) ;  Quia 
terram  Tentonicam  propter  absenciam  nostram  hinc  inde  roalis  perttir- 
batam  ad  bonam  pacis  et  tranquilljtatis  reforroare  intendimus.  A  Bavaria 
itaque  incipientes,  at  maxima,  qnae  in  ea  exorta  sunt,  mala  eradicemus 
et  ad  pacem  revocemus  curiam  generalem  —  indiximus.  —  Der  Erz- 
bischof  Eberhard  von  Salzbarg  schreibt  1160  dem  Kaiser  nach  Italien: 
Preterea  tota  nostra  provincia  sie  subitanea  calamitate  bellomm  et 
mcendiomm  opprimitnr,  nt  nisi  divina  gratia  et  vestra  iroperiali  sublevetnr 
anctoritate ,  in  desolationem  tota  redigatiir.  (Legg.  IL  128).  —  Otto 
Frising.  n.  28:  —  totum  pene  transalpinam  imperiiim  seditionibus 
raotaum,  ferro,  flamma,  publicisqne  congressionibus  tnrbatnm,  absentiam 
sai  sensit  praesulis. 

')  Otto  Frising.  L  c.  vom  Erzbischof  von  Mainz  und  dem  Pfalz- 
grafen vom  Rhein :  —  dno  hi  principcs  tanto  ad  nocendum  efßcaciores, 
qnanto  fortiores,  totam  pene  Rheni  provinctam  et  praccipuc  Moguntinae 
civitatis  nobile  territorinm  praeda,  caede  et  incendiis  commacnlant 

4* 
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üuss^)   und  zu  Zeiten  erfreute  sich    das  Land   einer  Ruhe,  wie 
seit  langen  Jahren  nicht:  abundautia  pacis  fuit^. 

lieber  die  Rechtspflege  am  Hofe  Friedrichs  wird  viel  Gutes 
berichtet.  Es  fiel  wohl  auf,  dass  der  Kaiser  häufig  seine  Ent- 
schlüsse wechselte^),  aber  man  wusste  doch,  dass  Bestechungen 
bei  der  Curie  ohne  Erfolg  blieben^).  Wurde  durch  schwebende 
Rechtsfragen  das  Interesse  des  Königs  oder  seines  Hofes  mit 
berührt,  so  Hess  man  es  auf  eine  Entscheidung  der  Fürsten  an- 
kommen, die  dann  nicht  selten  gegen  den  Wunsch  der  Hoflcnte 
erkannten  ^).     Ueberhaupt  verwaltete  Friedrich   sein  königliches 

^)  Hoc  tarn  districto  iudicio  (gegen  den  Pfalzgrafen  Hermann  von 
Stablcck)  per  totam  transalpini  imperii  latitudinem  promulgato,  tantas 
oranes  terror  invasit,  ut  universi  magis  quiescere ,.  quam  bellorum'  tur- 
bini  inservire  vellent. 

<)  So  die  ann.  Scheftlar.  maiores  ad  a.  1157  (S.  S.  XVn.  336).  Die 
Nachricht  bezieht  sich  anf  den  am  18.  September  1156  zu  Regens- 
burg verkündeten  Landfrieden  (legg.  H.  101),  Über  dessen  Aufrecht- 
haltung der  Kaiser  sehr  streng  wachte.  Otto  Fris.  IL  28:  —  in  publice 
residens  consistorio  —  treugam  —  iurari  fecit  Porro  tanta  ab  ea  die 
nsque  in  praesentiarum  toti  transalpuio  pacis  iucunditas  ^rrisit  imperio, 
ut  non  soluro  imperator  et  Augustus,  sed  et  pater  patriae  iure  dicatnr 
Friderirus. 

')  Yglcb.  die  Erzählung  über  den  Streit  des  Grafen  Theodorich 
von  Flandern  mit  dem  Bischof  Nikolaus  von  Cambray  in  den  ann. 
Camerac.  ad  a.  1152  (S.  S.  XVI.  523)  und  den  Bericht  der  Mönche  von 
St.  Trond  in  der  contin.  sec.  gestorum  abb.  Trudon.  IV.  c.  20  ad  a. 
1171  (S.  S.  X.  357). 

*)  Ueber  einen  missglückten  Bestechungsversnch  berichten  die  aun. 
Camerac.  ad  a.  1169  (S.  S.  XVI.  552). 

')  Ansprechend  und  belehrend  ist  folgende  Erzählnng  der  ann. 
Ottenburani  minores  ad  a.  1180  (S.  S.  XVU.  316):  Der  neu  gewählte 
Abt  Beruold  von  Ottenbeuern  begiebt  sich  an  den  Hof  Friedrichs  nach 
Ulm  und  erhält  von  ihm  die  Regalien.  Bald  darauf  hält  er  sich  wieder 
beim  Kaiser  auf:  de  curiali  exactione  vel  remnneratione  cum  ipso  electo 
cancellarius  studiose  pertractat.  In  haec  suos  etiam  imperator  cnpiens 
adiuvare,  prior  prorupit  in  vocem,  dicens  omnino  iuris  esse,  ut  qai 
duces  et  comites  ceterosque  nobiles  viros  inbeneficiaret,  promotna  ab 
ipso  per  sceptum  hominibus  curiae  suae  deberet  pariter  conferre 
donationes.  His  obiectionibus  abbas  reapondens  dixit,  in  prfvilegiis 
contineri  suis,  se  ab  omni  regio  negocio  esse  liberum,  preter  quod  in 
promotione  sua  domno  imperatori  duos  canes  pariles  in  HbertatiB 
testimonium  offerre  deberet.    Itemque  rogat  privilegia»    qne  secnm  de 
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Richteramt  besonnen  und  mit  Milde.  Aber  freilich  \iar  er  auch 
beharrlich  iu  seinem  Streben,  das  Recht  allein  walten  zu 
lassen  ^),  und  kannte  bei  der  Rechtspflege  keinen  Unterschied 
der  Person.  Die  mächtigsten  Fürsten  wurden  vor  das  könig- 
liche Gericht  gezogen  und  zu  harten  und  schmählichen  Strafen 
verurtheilt,  der  Trotz  widerstrebender  Städte  streng  geahndet, 
zahlreiche  Raubburgen  wurden  zerstört*)  und  unrechte  Be- 
drückung, soweit  Macht  und  Mittel  reichten,  überall  beseitigt. 
So  war  der  edle  ritterliche  Fürst  und  Heldenkönig  seinem 
Volke  aach  ein  treuer  Richter  und  Pfleger: 

Den  keiser  solt  man  immer  klagen. 

dem  rlche  künde  er  ^re  bejagen. 


monasterio  tulerat,  recitari,  ut  dignitates  yel  iura  ecclesiae  suae  curia 
certius  regnosceret.  Leguntur  itaque  privilegia  imperatorum,  Ottonis 
videlicet  et  Lotharii  nee  non  ipsius  Friderici  imperatoris.  Sed  quidam 
ea  sinistre  interpretantes  de  curia,  dicunt  iustitiam  suam  in  bis  pro- 
scriptam  non  esse,  magis  magisque  suggerentes  domino  buo,  ut  prccipiat 
abbati  curialem  persolvere  exactionem.  Igitur  pancos  secum  ibi  habens 
imperator  de  principibus  regni  sui  ncc  tale^  quid  volebat,  sine  consilio 
eonun  deterroinare  ac  satisfacere  cupientf  parti  ntriqae,  memorato 
abbat!  generalem  curiäm  apud  Herbipolim  celebraturus  indicit,  ubi  se- 
cundum  sibi  a  priucipibus  condictam  scntentiam  expedire  se  attentius 
precipit.  Ibi  coadunatis  principibus,  Suevorum  scilicet,  Francorum  et 
Saxontun,  ventilata  est  in  palatio  nostre  profectionis  causa,  datis 
etiam  ab  imperatore  advocatis,  alterutram  partem'  disccrnendi.  Cum 
igitur  incasEum  ageretur  negocium  imperator  secundo  ecclesiae  nostrae 
inbet  recitari  privilegia  et  exponi.  Deinde  precipit  Trevcrensium  archi- 
episcopo,  litem  altercationis  huius  iudiciali  sententia  solvendo  dirimere. 
Antistes  siquidem  religiosns  placere  curialibus  nolens,  ne  detrimentum 
anime  sne  faceret,  communicato  principum  consilio,  adludicavit,  abbatem 
securum  fore  de  curiali  exactione  seu  de  remota  itineratione  atque  de 
omni  regia  Servitute.  Huic  ceteri  principum  consentientes  petitaque 
licentia  de  imperatore,  cum  integritate  ecclesie  nostre  seu  iusticia 
regressi  sumus  hilariter  ad  propria. 

^)  Yglch.  die  Erzählung  bei  Otto  Fris.  H.  3:  „constantfae  non 
parvnm  indicium/*  Wie  der  Kaiser  namentlich  auch  die  Rechtssachen 
der  Armen  z«  fordern  pflegte,  berichtet  Ragewin  H.  c.  3. 

*)  Otto  Fris.  n.  28  zu  1156:  —  princeps  circumquaque  non  im- 
pigre  discurrens,  nonnulloruro  raptorum  castra,  munitiones,  receptacula 
diruit,  quosdam  comprehensos  capitali  sententia  plectendo,  alios  pati- 
buli  tormento  torquendo.  -  Ann.  Col.  Max.  zu  1188  (S.  S.  XVII.  704.) 
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mit  zühteu  unde  mit  wisheit 

gewan  er  manic  huobe  breit, 

dar  zuo  bürge  unde  stete. 

mit  urteile  er  ez  allez  tete. 

des  rlches  phlac  er  vürwär 

abt  unde  vierzic  jär. 

dar  nach  verdarp  der  herre, 

man  klagten  nä  und  verre^). 
Aber  mit  so  starker  Hand  auch  Friedrich  im  Reiche  ge- 
waltet hatte  und  so  fest  begründet  seine  Macht  schien,  als  er 
im  Dienste  des  Kreuzes  hinauszog  in  den  fernen  Osten,  —  es  war 
doch  eine  schwere  Aufgabe  für  seine  jugendlichen  Nachfolger, 
in  seinem  Geiste  und  Sinne  die  Regierung  weiter  zu  führen. 
An  Talent,  an  Begeisterung,  an  redlichem  Willen,  des  Reiches 
Ansehen  zu  mehren  nach  Aussen,  den  Frieden  zu  fördern  im 
Innern,  fehlte  es  den  Jünglingen,  die  nach  ihm  die  Krone 
trugen,  wahrlich  nicht.  Heinrich  VI.  war  reich  begabt^  voll 
hoher  Ideale  und  kühner  Pläne,  gewandt  und  geübt  in  den 
Staatsgeschäften,  gelehrt  und  beredt  in  seltener  Weise,  gerecht 
und  milde  gegen  Hilfsbedürftige,  streng  und  selbst  gransam 
gegen  die  Feinde  und  Ungehorsamen  *).  Unter  günstigeren  Ver- 
hältnissen und  bei  längerer  Lebensdauer  hätte  er  es  wohl  ver- 
mocht, dem  Reiche  dauernden  Frieden  zu  sichern  und  die 
grossen  Ziele  zu  erreichen,  die  seine  kühne  Seele  verfolgte, 
aber  wenig  Gunst  gewährte  ihm  Anfangs  das  Schicksal  und  als 
endlich  die  Zeit  erschienen  war,  an  die  AusHlhrung  längst  ent- 
worfener Pläne  zu  denken,  da  verschied  er  nach  kaum  sieben- 
jähriger selbständiger  Regierung.  Und  den  grösseren  Theil 
dieser  kurzen   Zeit  hatte  er  in   Italien   zugebracht.     Gleich  im 


^)  Der  kaiser  und  kunige  buoch  bei  Massmannü.  543. 

*)  Ueber  die  Regienmg  Heinrichs  vglch.  Abel:  König  Philipp  der 
HohensUufe  (Berlin  1851)  S.  13— 3G,  Raum  er  II.  344  fgg.  Bei  Ab  el 
S.  300  fg.  sind  auch  die  Zeugnisse  über  den  Charakter  des  Kaisers 
zusammengestellt.  Herrn.  Altab.  ann.  (XVII.  385)  nennen  ihn  Justitia 
pollens  und  ehr.  Mog.  hei  Boehmcr  II.  265  rühmt  von  seiner  llogientng: 
quicvitque  terra  a  preliis,  eine  Anerkennung,  die  mehr  im  Hinblick  auf 
die  unverhältnissmüssig  unruhigeren  Zustände  der  folgenden  Jahre,  als 
im  Rückblick  auf  die  nächste  Vergangenheit  gerechtfertigt  ei-scheuit. 
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Jahre  1191  zog  er  über  die  Alpen,  empfing  isu  Rom  die  Kaiser- 
krone und  zog  weiter  hinab  nach  Apuiien,  von  wo  er  nifamios 
Ende  desselben  Jahres  nach  Deutschland  heimkehren  mnsste. 
Hier  fand  er  Unruhen  weit  und  breit  und  es  währte  zwei  Jahre, 
ehe  es  dem  Kaiser  gelang,  den  Widerstand  seiner  Gegner  zu 
brechen,  die  schlimmsten  Fehden  auszugleichen  und  den  Fneden 
nothdürftig  wiederherzustellen.  Dann  weilte  er  wieder  ein  Jahr 
in  Italien  (Mai  tt94  bis  Juli  95)  und  verliess  nach  wiederum 
einjährigem  Aufenthalt  im  Reiche  den  deutschen  Boden  im  Juli 
1196  auÜB  Neue,  nachdem  er  seinem  zweijährigen  Sohne  die 
Nachfolge  zu  sichern  gesucht  hatte.  Er  sah  Deutschland  nicht 
wieder:  in  der  frischesten  Manneskrafl  raffte  ihn  der  Tod  hin- 
weg. In  jähem  Sturze  brach  das  stolze  Gebäude  seiner  Macht 
und  Entwürfe  zusammen,  aber  mit  ihm  versank  auch  fttr  lange 
Zeit  das  Glück  und  die  Grösse  des  Reichs. 

Denn  nach  seinem  Dahinscheiden  ward  Deutschland,  wie 
sein  Nachfolger  selbst  schreibt,  tief  erschüttert  und  erbebte  in 
Unruhe  und  Unfrieden  in  allen  Theilen  und  Enden  so  furchtbar, 
dass  auch  die  Weisesten  die  Hoffnung  aufgaben,  das  römische 
Reich  je  wieder  zu  altem  Glänze  erstehen  zu  sehen:  jeder  lebte 
ohne  Richter  und  Recht  und  schaltete  und  waltete  nach  eigenem 
Gefallen^.  Im  Hinblick  auf  solche  Zustände  klagten  dann  die 
Zeitgenossen  traurig  über  den  Tod  Heinrichs.  „Mit  dem  Kaiser 
starb  auch  die  Gerechtigkeit  und  der  P'riedc,  und  die  ganze 
Welt  ward  erschüttert  in  seinem  Falle*',  schrieben  sie  und  hatten 
wohl  Grund,  also  zu  berichten.  Folgte  doch  nach  der  Doppel- 
wahl Philipp's  und  Otto's  (Mai  1198)  jener  furchtbare  Bürger- 
krieg, der  mit  kurzen  Unterbrechungen  zehn  Jahre  währte  und 
von  den  königlichen  Gegnern,    mehr  noch  von  ihren  Anhängern 

^)  Schreiben  Philipp's  an  den  Papst  (Legg.  II.  210):  Seit  satis 
prudentia  vestra,  qualiter  post  mortem  —  Henrici  —  turbatura  ftierit 
Imperium  et  mulds  turbattonum  incursibus  non  minus  mirabiliter  quam 
miserablliter  lacerari  coepit  et  agitari  et  per  orones  angnlos  et  ünes 
suos  ita  concuti,  ut  a  prudentibus  non  iramerito  desperari  posset  ipsnm 
Bomanum  Imperium  diebns  nostris  in  pristinura  statum  nanquaro  posse 
reformarl,  cum  quilibei  iam  sine  iudice  viveret  et  sine  lege,  et  qiiicquid 
Ubitam  foret,  faceret  pro  motu  et  arbitrio  suae  voluntatis.  Vglch.  Burch. 
Bii^er.  bei  Christmann  113. 
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mit  eiuer  Grausamkeit  aud  fessellose^i  Wuth  geführt  wurde,  wie 
man  nie  vorher  »olchcs  gesehen  hatte.  Verwüstung  der  Länder 
des  Feindes  war  meist  das  einzige  Ziel ,  wenigstens  das  alleinige 
Resultat  der  Feld-  und  Raubzüge  in  diesem  Kampfe.  Stadt  und 
Land  wurden  gleich  schwer  heimgesucht,  Kirchen,  Klöster  und 
Friedhöfe  wurden  roh  entweiht,  brennende  Dörfer  waren  die 
Feuerzeichen  der  Kriegführenden,  Saat  und  Ernte  ward  zertre- 
ten und  vernichtet  und  ruchlos  das  wehrlose  Volk  misshandelt, 
ermordet  und  geschändet^);  die  Verwilderung  der  Gemüther 
zeigte  sich  in  der  bodenlosen  Rohheit  der  Verbrechen,  zuletzt 
in  jener  grausen  That  Otto's  von  Witteisbach  —  Teutonicis  se- 
culis  scelus  inauditum  — ,  durch  welche  der  milde,  gütige  und 
liebenswerthe  Philipp  das  Leben  verlor,  als  er  eben  daran  war, 
seine  Herrschaft  dauernd  zu  sichern.  ,,So  Fried  als  Recht  sind 
todeswund**  klagt  Walther  von  der  Vogelweide  von  dieser  Zeit  ^). 
Nun  schien  sich  eine  frohere  Zeit  zu  eröffnen^).  Binnen 
wenigen  Monaten  erfolgte  die  allgemeine  Anerkennung  Otto  des 
Vierten  nunmehr  auch  auf  Seiten  der  hohenstaufischen  Partei, 
und  schon  auf  dem  grossen  Hofbage  zu  Frankfurt  im  November 
1208  wurden  ihm,  nachdem  er  geschworen  hatte,  des  Reiches 
Frieden  zu  wahren  und  ein  gerechter  Richter  zu  sein  immer- 
dar, die  Zeichen  der  Herrschaft  überreicht  Dann  verkündete 
Otto    einen  Landfrieden    für  da^  neu  geeinte  Reich^)   und   zog 


*)  Schilderungon  solohcr  Kriegszüge  bei  Abel:  Philipp  S.  91,  117, 
67,  77,  85,  241. 

*)  Ausg.  von  Wackernagel  und  Rieger  S.  0:  untriuwe  ist  in 
der  s&ze,  gewalt  vcrt  tt  der  sträze,  frid  und  reht  sint  s^re  wunt  Vgl. 
Braunschweiger  Reimchronik  bei  Leibnit.  III.  89. 

»)  Ueber  die  Jahre  1208  —  12  vglch.  Abel:  Kaiser  Otto  IV.  und 
König  Friedrich  II.    Berlin  1856. 

«)  Ann.  Gel.  Max.  (XVII.  823)  ad  a.  1208:  Ibi  rex  primo,  deinde 
ceteri  principes,  iurant  ürmam  pacem  terrae  marique  servandam,  omnes 
iniuBtas  exactiones  vectigalium  deponendas,  omnia  etiam  iura  a  Karolo 
magno  instituta  observanda  et  tenenda.  ~  Ann.  Stad.  ad  a.  1208:  Rex 
Otto  —  Btatim  habita  curia  in  Frankenevorde  pacem  reddidit  et  leges 
innovavit.  —  Otto  Sanbl.  (Fontes  III.  637):  Itaque  lege  pacis  promul- 
gata  regnum  turbaturo  paullisper  tranquillavit  —  Die  Braunschweigor 
Reimchronik  cap.  58  (Leibnit.:  S.  r.  Brunsv.  III.  116)  erzählt,  Otto  habe 
vor  den  Fürsten  und  Kardinälen  auf  das  Evangelium  geschworen,  |)er 
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dorch  alle  deutseben  Länder ,  um  ihn  bestätigen  zu  lassen :  so 
geschah  es  zu  Augsburg^)  im  Januar,  zu  Altenbnrg  im  Früh- 
jahr, zu  Wirzburg^)  im  August  1209.  Eine  neue  Bestärkung 
erhielt  der  Friede  durch  die  zu  derselben  Zeit  erfolgte  Ver- 
loboug  des  Königs  mit  Beatrix ,  der  Tochter  seines  früheren  Gegen- 
köm'gs  Philipp ,  und  so  kam  es ,  da^s  auch  während  der  langen 
Abwesenheit  Otto's  in  Italien  (August  1209  bis  Februar  1212) 
Eintracht  und  Ruhe  in  den  deutscheu  Ländern  herrschte*).  Als 


Kirche  Frieden  zu  halten  und  die  Geistlichkeit  in  allen  Freiheiten  zu 
srhötzco,  welche  ihr  von  König  Karl  und  späteren  Kaisern  verliehen 
worden,  und  dass  er  stets  mit  Eifer  über  die  Erhaltung  der  Ruhe  und  Ein- 
tracht wachen  und  männiglich  ein  gerechter  Richter  sein  wolle.  —  Auch 
das  chrou.  Sanpetr.  (Mencken  III.  237)  sagt:  Der  König  und  die  Für- 
sten hätten  den  von  Karl  dem  Grossen  eingesetzten  Frieden  beschwo- 
ren.   Amoldus  Lub.  VII.  c.  17.    Ann.  Reinbardbr.  IIH. 

')  Grade  zu  Augsburg  übte  der  König  strenges  Gericht  gegen  die 
Landfriedensbri^cher.  Otto  Sanbl. :  —  captisque  ibidem  quinque  pacis 
violatoribus,  uno  decollato,  quatuor  suspcnsis.  Burch.  Ursp.  ist  aus- 
fflhriicher:  Tunc  itaque  rcx^  peragratis  partibus  Reni,  advenit  in  Sve- 
viam:  coepit  autem  praedonibus  et  facinorosis  terrorem  incutere  et 
iudicia  super  eos  exercere,  potius  indignans  super  eos  per  superbiam, 
quam  amans  iustitiam.  Unde  et  contra  morcm  gentis  comites  seu  ba- 
rones  vel  principes  ad  se  venicntes  rebus  et  verbis  inhonestavit.  Feuda 
qooque,  quae  Philippus  babucrat  ab  ecclesiasticis  principibus,  etiam 
contra  voluntatem  illorum  obtinere  voluit  et  tarn  ipsos,  quam  ecciesias 
opprimere  coepit,  simulans  zelum  iustitiae,  cum  potius  ageret  süperbe. 
Unde  a  pauperibus  et  monachis  et  clencis  tanquam  defensor  collauda- 
batur  iustitiae,  sed  deus  aliud  respexit  in  corde.  —  Cumque  venisset 
Aogustam  —  multique  et  principes  et  milites  convenissent  ad  curiam, 
praecepit  imperator  marscalco  de  Callindin  et  militibus  suis,  quatenus 
malefiictores  investigarent  et  sibi  eos  exhiberent  in  indicio.  Unde  quam 
plurimi  milites  in  nocte  fngemnt;  comes  quoque  de  Grafisbach  vielen- 
t«r  ante  imperatorem  attractus  est  et  cappa,  qua  indutus  erat,  turpiter 
laniata.  Unde  timor  ipsius  cecidit  super  baronos  et  milites :  hi  namque 
in  Alemannia  plerumqno  solent  esse  praedones,  favorem  vero  maximum 
a  popularibns  et  claustralibus  acqnisivit. 

«)  Arnold.  Lub.  VII.  c  18.  19. 

•)  Ann.  Marbac.  (XVII.  172):  Omni  autem  tempore  Ottonis  per 
totnm  regnnm  Alomanniac  summa  pax  et  sccuritas  fuit,  ita  ut  omnes 
mirarentnr,  quod  etiam  in  absentia  cius,  dum  esset  in  Slcilia,  tantapax 
esse  potutt  in  terra.  Arnold  Lob.  VIl.  c.  17.  Auch  die  Braunschwei- 
ger SeinchroDik  bei  Leibnitz  a.  a.  0.  schildert  die  deutschen  Zustände, 
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der  Kaiser  hierher  zarUckkehrte ,  war  es  freilich  mit  dem  Frie- 
den vorbei.  Schon  seit  dem  November  1210  war  Otto  excom- 
muiiicirt  und  seit  dem  Herbste  1211  von  einer  Partei  des  König- 
thums  entsetzt  worden,  worauf  sofort  der  Bürgerkrieg  mit  sei- 
nen Schrecknissen  wieder  begann.  Allerdings  behauptete  sich 
der  Kaiser  noch  eine  Zeit  lang  in  Macht  und  Ansehen,  aber 
als  Friedrich  II.  gegen  Ende  des  Sommers  12 12^)  nach  Deutsch- 
land gekommen  war  und  sich  im  December  desselben  Jahres 
in  Frankfurt  zum  dritten  Male  hatte  zum  König  wählen  lassen, 
sank  die  Autorität  Otto's  IV.  in  raschem  Falle  und  blieb  schliess- 
lich auf  einen  sehr  kleinen  Theil  des  Reiches  beschränkt. 

Aber  auch  die  Macht  Friedrichs  erstarkte  nur  allmälig. 
Otto  IV.  setzte  bis  zu  seinem  Tode  (Mai  1218)  die  Opposition 
gegen  den  jungen  König  fort  und  selbst  nach  dem  Hinscheiden 
dieses  ersten  und  letzten  weifischen  Kaisers  konnte  das  so  lange 
und  so  schwer  vom  Btkrgerkriege  heimgesuchte  Land  nicht  sobald 
den  Frieden  wiederfinden.  Der  König  freilich  liess  es  an  der 
nöthigen  Energie  zur  Wiederherstellung  desselben  nicht  fehlen. 
Wir  wissen,  er  strafte  hart,  selbst  grausam,  aber  die  Strenge, 
die  er  im  Anfange  seiner  Regierung  gegen  die  Störer  der  öffent- 
lichen Ruhe,  gegen  die  zahllosen  Raubhorden,  welche  des  Reiches 
Strassen  unsicher  machten  und  den  Verkehr  geschäftiger  Wan- 
derer gefährdeten;  aller  Orten  zeigte,  erwarben  ihm  Liebe  und 
Dank  überall,  und  bis  in  die  dunklen  und  stillen  Klosterzellen 
verbreitete  sich  der  Ruf  seines  guten  Anfangs:  nur  dass  er  nicht 
in  gleicher  Weise  zu  herrschen  fortfuhr,  bedauerten  die  Zeit- 
genossen^).     Doch    dafür    wenigstens    sorgte    Friedrich,    als  er 


im  Gegensatz  zu  den  bisherigen  Unruhen,  in  diesen  Jahren  als  sehr 
günstige :  Da  wart  gut  tit  unde  frede. 

*)  lieber  die  Regierung  Friedrichs  bis  zum  Jahre  1220  vgl.  Schirr- 
macher I.  83-121,  Winkelmann  S.  27—85  und  107  fgg. 

')  Historia  Novient  monast.  (Fontes  III.  25) :  Iste  (Fredericus)  pacem 
firmat  et  predones,  quos  reperit,  indifferenter  dampnat.  Der  Verfasser 
dieser  Klostergeschichte  vergleicht  sp&ter  die  Regierung  Heinrichs  mit 
der  Friedrichs  und  macht  es  ersterem  namentlich  zum  Vorwurf,  dass 
er  die  Mahnungen  seines  Vaters,  für  Erhaltung  des  Friedens  zu  sor- 
gen, nicht  beachtet  habe  (paternis  moniUs  in  firmanda  pace  non  obtempe- 
rare).  —  Die  bist  abb.  Senoniensis  des  Mönches  Richer  (Fontes  III.  47) 
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1220  nach  Italien  zog,  dass  das  eben  begonnene  Werk  der 
Beruhigung  Deutschlands  n^cht  sofort  wieder  in  das  Stocken 
gerieth.  Dem  unmflndigen  König  Heinrich  wurde  Erzbischof 
Engelbert  von  Köln  als  Gubernator  des  Reichs  zur  Seite  gestellt : 
die  beste  Wahl,  die  P>iedrich  treffen  konnte.  Denn  der  grosse 
FQrstenmeister,  wie  Walther  von  der  Vogel  weide  den  Erzbischof 
nennt  ^),  war  ein  strenger  Wächter  des  Friedens  und  schritt  nn- 


berichtet  Ober  den  Anfang  der  Regierung  Friedrichs:  Rex  itaque  F. 
regnnni  Alemannie  sagaciter  circuiens,  quotquot  poiiiit  inveuire  räptores 
norturnos,  inccndiarios,  fures  et  alios  regni  molestatores,  magno  studio 
perquirebat,  inventosque  sine  aliqua  redemptione  decapitabat,  alios 
rotis  confringebat,  alios  supplicio  dampnabat,  alios  merabris  muttlatos 
dehonestabat,  alios  vcro  diversis  supplicits  ioterficiebat.  Quare  merca- 
torpseuro,  qui  et  vias  et  regionum  stratas  ita  pacificaverat ,  quod  securi 
quocumque  volebant  pergebant,  magno  affectu  diligebant.  Et  ita  fama 
sui  boni  initii  ubique  diffundcbatur  Scd  prob  dolor!  exitus  eins  in 
contrarium  yersus  est 

')  Bei  Wackernagel  und  Rieger  S.  59: 

Von  Kölne  werder  bischof,  sint  von  scnlden  fr6: 
ir  haut  dem  Hebe  wol  gedienet  unde  also 
daz  iuwer  lop  da  enzwischen  stiget  und  sweibet  hö. 
si  iuwer  werdekait  dekeinen  boesen  zagen  swaere, 
forsten  mcistcr,  daz  si  iu  als  ein  unnüze  drö. 
lieber  Engelberts  Charakter  und    die  Strenge   seines  Regiments  vglch. 
Schirrmacher    I.    133   fgg.,    Winkelmann   234  fgg.,     Ficker: 
Engelbert  81   %.,   101   fgg.     Die  Zeitgenossen  wissen   den  Eifer    des 
Gubemators  für  die  Erhaltung  des  Friedens   nicht    geuug    zu   loben. 
Gratia  pacis  reformande  neque  expensis  ncque  corpori  pepercit,  berich- 
tet die  vita  S.  Engelberti,  und  an  einer  andern  Stelle:   Cum  quo  (dem 
König  Heinrich)  et  sine  quo  diversas  regni  partes   perlustrans,  tantara 
fedt  pacem  ut  Augusti  tcmpora  crederes.    Videntes  huius  modi  virtutis 
opera  predones  et  dissensionis   amatores  —   tabescebant,   boni  vero  et 
maxime  negotiatores ,  ipsum  laudantes  ßt  benedicentes  dcura  pro  con- 
cessa  potestate  glorificabant  (Fontes  IL  299  und  302).    Derselbe  Schrift- 
steller (Caesarii  Heisterb.  cat.  aep.  Col.  a.  a.  0.  281)  bemerkt  in  einem 
andern  Werke:    tarn  strenue  et  tarn  fideliter  regni  negotia  per  totam 
Alemanniam  adroinistravit,  tantamque  pacem    fecit,  ut  gloria  et  fama 
nominis  eins  longe  lateque  diffunderetur.    Auch  die  ann.  Col.  Max.  und 
Levoldi  cat  aep.  Colon.  (Fontes  II.  291)  heben  hervor,  dass  er  überall 
festen  Frieden  hergestellt  habe.  —  Dass  die  treuga  Henrici  regis  (legg. 
IL  2Q6)  unter  König  Heinrich  VIL  ergangen  sei,  dürfte  jetzt  nicht  mehr 
zweifelhaft  sein,  aber  über  das  Jahr  der  Veröffentlichung  des  Friedens* 
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erbittlich  gegen  diejenigen  ein,  welche  die  öffentliche  Wohlfahrt 
zu  beeinträchtigen  wagten.  Ein  deutscher  Bischof  schrieb  da- 
mals dem  Papste ,  dass ,  wenn  Engelberts  Name  nicht  heilsamen 
Schrecken  durch  da^  Reich  verbreitete,  der  Frieden  überhaupt 
nicht  zu  erhalten  wäre,  und  wie  richtig  diese  Anschauung  war, 
zeigte  sich  nur  zu  sehr  nach  dem  frühen  Tode  des  ausgezeich- 
neten Mannes.  Weder  unter  der  Pflegschaft  des  Herzogs  Lud- 
wig von  Bayern,  noch  später  während  des  selbständigen  Regi- 
ments des  jungen  Heinrich  konnte  das  Reich  zu  ruhigen  und 
friedevollen  Zuständen  gelangen  *).  Wieder  brachen  aller  Orten 
Kriege  und  Fehden  aus ,  Heinrich  selbst  sah  sich  wiederholt  in 
Kämpfe  verwickelt,  die  Excommunication  des  Kaisers  hatte  neue 
Parteiungen^zur  Folge  und  der  Zwiespalt  zwischen  Vater  and 
Sohn,  welcher  sich  immer  schroffer  und  schroffer  entwickelt« 
und  endlich  mit  der  offenen  Empörung  Heinrichs  endete,  führte 
das  Reich  wieder  einmal  an  den  Abgrund  des  Verderbens.  Kaum 
ein  Land  gab  es  im  deutschen  Reiche,  welches  in  den  letzten 
Rcgierungsjahren  Heinrichs  nicht  von  den  schlimmsten  Kämpfen 
verwüstet  worden  wäre ;  grosses  Elend  war  überall,  und  es  ward 
bis  zur  Unerträglichkeit  gesteigert  durch  die  unsinnigen  und 
grausamen  Willkürlichkeiten ,  welche  man  gegen  zahlreiche  fried- 
liche Unterthanen  als  gegen  angebliche  Ketzer  anzuwenden  wa- 
gen durfte.  Allerdings  suchte  Heinrich  noch  im  letzten  Jahre 
I  seiner  Regierung  diesen  Uebelständen  durch  das  Frankfurter 
\  Friedensgesetz  vom  Februar  1234  zusteuern^),  aber  ein  Schrei - 
.  ben  Friedrichs  aus  dem  Sommer  desselben  Jahres^)  zeigt,  dass 

gesetzcs  herrscht  noch  immer  Streit.  Ficker:  Entstehungszeit  des 
Sachsenspiegels  S.  90  fgg.  setzt  sie  noch  in  die  Zeit  Engelberts  um 
1223  oder  24,  Schirrmac  her  IV.  543  fgg.  nimmt  dagegen  an,  die 
treuga  sei  grade  nm  der  vielen  Unruhen  wegen,  die  nach  Engelberts 
Tode  ausbrachen,  erlassen  und  auf  einem  Wirzbui-ger  Reichstage, 
Herbst  1226,  beschworen  worden. 

1)  Ueber  die  Zustände  Deutschlands  von  1227  bis  1235  vergl. 
Schirrroacher  L  147—227  und  Winkelmann  2ö7,  392,  478  fgg., 
Forschungen  zur  deutschen  Gesch.  H.  11—43. 

«)  Lcgg.  II,  301 ,  Hnillard-Br^holles  IV.  63«.  lieber  einen  Land- 
frieden  im  Elsass  vom  Jahre  1233  vergl.  ann.  Marb.  XVII.  177. 

*)  Legg.  II.  3()2.  H.  B.  IV.  471.  Scire  debetis  certissime  et  nulla- 
tcnus  dubitare ,  quod  si  Status  terre  vestre  malus  est,  et  turbatio  est  in 
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Tiele  Fürsten ,  Grosse  und  andere  im  Reich  zögerten ,  den  Frie- 
den überhaupt  nur  zu  beschwören.  So  tief  war  das  Ansehen 
Heinrichs  bereits  gesunken  und  an  eine  Handhabung  des  Gesetzes 
konnte  um  so  weniger  gedacht  werden,  als  der  König  selbst 
noch  in  demselben  Jahre  durch  eine  Heerfahrt  gegen  Otto  von 
Bajem  zu  neuen  Unruhen  Anlass  gab  und  bald  darauf  offen 
das  Banner  der  Empörung  gegen  seinen  kaiserlichen  Vater  erhob. 
Es  war  hohe  Zeit,  dass  etwas  Durchgreifendes  zur  Fest- 
stellung des  schwankenden  öffentlichen  Rechts  und  zur  Sicherung 
des  I^andfnedens  geschah.  Den  Versuch  dazu  machte  Friedrich  IL, 
als  er  1235  nach  Deutschland  zurückkehrte,  seinen  Sohn  von 
der  Reichsregierung  entfernte  ^),  und  einen  Reichstag  nach  Mainz 
berief,  auf  dem  ein  friedlicher  Znstand  des  Reichs  berathen 
werden  sollte^).  Das  Resultat  dieser  Berathungen  war  der  be- 
rühmte Landfrieden')  vom  15.  August    1235:    ein    Gesetz,   wel- 


partibus  vestris,  ut  audivimus,  supra  modum  nobis  displicet,  et  ut 
emendetnr  in  melius,  oronem  diligentiam  quam  poterimus  intendimus 
adhibere.  Mandamus  ergo  vobis  sub  obtentu  gracie  nostre,  ut  pacem 
finnatam  in  curia  celebrata  Frankenfurt  infra  quatiior  ebdomades  luretis, 
tam  diritibus  quam  pauperibas  nobis  subiectis,  ut  similiter  iurent  et 
scrvent,  iniungentes  diligentius  etmandantes:  quicumque  enim  noniuraverit 
et  mandatnm  nostrum  adimplere  neglexerit,  indignationem  nostram  in- 
dubitanter  se  noverit  incurrisse.  Et  hoc  etiam  volumus,  ut  precepU 
nostri  contemptores  in  proxima  curia,  quam  celebraturi  sumus,  manifeste 
in  nostra  presentia  nominentur. 

>)  lieber  Heinrichs  Empörung  und  Ende:  Schirrmacher  I.  238 
bis  256  und  IV.  539  fgg.,  Winkelmann  455  fgg. 

*;  Sehreiben  Friedrichs  an  alle  Getreuen  in  der  Lombardei  vom 
Juni  1235  bei  H.  B.  IV.  945:  —  generalem  curiam  —  indiximus  ce- 
lebrandam,  in  qua  disponetur  de  tranquillo  statu  tocius  imperii  nostri 
et  omnium  nostrorum  fidelium  et  super  iniuriis  et  offensionlbua,  qne 
kactenns  imperio  sunt  illate,  quas  excellentia  nostra  et  omnes  imperii 
principes  dissimulare  ulterius  non  debemus,  quia  ad  persequendum  et 
ad  refrenandnm  ius  imperii  de  cetero  potenter  et  unanimiter  inten- 
damus.  Vglch  das  Schreiben  des  Bischofs  Konrad  von  Hildesheim  an 
Papst  Gregor  bei  H.  B.  IV.  729,  in  welchem  ebenfalls  als  Zweck  des 
Mainzer  Tages  eine  Berathung  de  generali  bono  pacis  beseichnet  wird. 

*)  Legg.  II.  313—18,  die  deutschen  Texte  571  fgg.  Die  Literatur 
Über  das  Mainzer  Reichsrecht  ist  in  meiner  Schrift :  de  iusUtiariis  curiae 
iraperialis  S.  15  vollständig  angegeben ;  aus  neuester  Zeit  vglch.  noch 
Winkelmann. 
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ches  den  ZeitverhälUHssen  so  wob!  entsprach  und  grade  in  den 
wichtigsten  Punkten  so  sehr  die  angemessensten  Anordnungen  ent- 
hielt, dass  bis  zu  £nde  des  dreizehnten  Jahrhunderts  die  deut 
sehen  Könige  dasselbe  immer  und  immer  wiederholten  ^).  Der 
Kaiser  liess  es  auch  nicht  daran  fehlen,  die  neuen  Ordnungen 
sofort  ins  Leben  zu  führen  und  namentlich  die  unmittelbar  auf 
den  Landfrieden  bezflglicben  Bestimmungen  kräftig  zu  hand- 
haben :  namentlich  süddeutsche  Quellen  wissen  Tiel  Gutes  von 
der  Thfttigkeit  Friedrichs  in  dieser  Beziehung  zu  berichten  ^). 
Aber,  wie  ein  Zeitgenosse  sehr  richtig  bemerkte,  nusquam,  ubi 
rex  non  est  gubeinator  vel  potens,  non  potest  a  populo  pax 
haberi  ^).  Dies  bewahrheitete  sich  auch  letzt  wieder.  Der  Kai- 
ser blieb  nur  bis  zur  »Mitte  des  Jahres  1236  in  Deutschland, 
dann  zog  er  mit  Ueeresmacbt  gegen  die  Lombarden,  während 
in  Deutschland  selbst  ein  heftiger  und  verheerender  Krieg  gegen 
Friedrich  von  Oesterreich  ausbrach.  Im  Dezember  desselben 
Jahres  kehrte  er  nach  Deutschland  zurück,  besuchte  aber  nur 
Oestreich  und  einige  Thcile  Süddeutschlands  und  verliess  im 
Spätsommer  1237  abermals  das  Reich,  um  niemals  mehr   dahin 


*)  Von  Rudolf  25.  Juli  und  13.  December  1281  jsn  Nürnberg  und 
Mainz,  24.  März  87  xu  Wirzburf?,  8.  April  91  zu  Speyer,  von  Adolf 
2.  Oct.  92  zu  Köln,  von  Albrecht  98  zu  Nürnberg,  lieber  die  Wieder- 
holungen  und  Bearbeitung  des  Mainzer  Hechts  vglch.  Boehlan:  nove 
constitutioncs  domini  AI  Berti  (Weimar,  18f)8)  Einleitung. 

»)  Cent.  Sancruc.  (SS.  IX.  G38)  ad  a.  1235:  —  imperator  —  mul- 
tisque  bene  dispositis  secnndnm  iustitiam  seculi  et  ordinatis,  multa 
castra  nociva  destruxit,  omnibus  iustitiam  faciens,  tarn  maiores  quam 
minores  homines  iniustos  mortc  dampnavit. — Ann.  S  Rudb.  (das.  78(i) 
zu  demselben  Jahre :  Item  colloqnium  in  Augnsta  celebrans  mukös  male- 
factores  Bawarie  et  castra  proscripsit.  •>- Reinmar  von  Zweter  singt:  Der 
Keiser  wil  des  richcs  brdt  niht  unverdienet  ezzen:  nftch  gerihte  ist 
im  so  not,  daz  dem  hungrigen  bern  n&ch  höneges  sueze  nie  sd  n6t  en- 
wart  Gerihtes  wil  er  sich  nü  säten,  stn  h6chtri^endez  swert  muos 
durch  die  schuldehaften  waten.  Ir  vridebrechen  wizzet,  daz  man  iach 
von  den  vride  habenden  schart!  S welch  tunlbcr  sich  gein  sfner  wtsheit 
wetzet,  der  wird  der  sinne  von  sinnen  gar  entsetzet.  Volvort  er,  als 
er's  hat  begannen,  s6  hüeten  sich  vor  stnen  zügcn  sclph^rren,  harren, 
SW&  si  mflgen.  Des  t6ren  heil  hat  widcrswal  gewnnnen.  (Massmann: 
keiser  und  kOnigc  buch  III.  1155.) 

•)  Christ.  Mog.  bei  Boehmer  fontes  II.  2G5. 
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znrflckzQkehren  ^).  Die  Regieninf  sollte  sein  Sohn  Konrad  fahren, 
der,  eben  nennjährig,  in  demselben  Jahre  zum  König  gewählt 
worden  war.  Als  Pfleger  standen  ihm  Erzbischof  Siegfried  von 
Mainz  (bia  1241),  dann  Heinrich  Raspe,  Landgraf  von  Thüringen, 
TMT  Seite  (etwa  bis  1245):  von  dieser  Zeit  an  regierte  er  allein  ^ 
Man  rühmte  ihn  als  einen  edlen  Jüngling  von  strengem  Gerech- 
tigkeitsgefühl nnd  gern  zum  Frieden  hinneigend,  aber  die  Ver- 
hältnisse, in  die  er  hineingezogen  wnrde,  machten  es  ihm  nn- 
möglich,  Recht  nnd  Frieden  zn  erhalten.  Schon  im  Jahre  1239, 
als  Kaiser  Friedrich  znm  zweiten  Male  excommunicirt  worden 
war,  bildete  sich  unter  den  deutschen  Fürsten  eine  starke  Oppo- 
sition gegen  die  Hohenstanfen  und  drei  Jahre  später  brach  der 
Kampf  zwischeii  der  kaiserlichen  nnd  päpstlichen  Partei  offen 
MS.  Bald  hatte  die  letztere  auch  ein  sichtbares  Haupt:  Hein- 
rich von  Thüringen,  der  frühere  Pfleger  Konrads,  dann  Wilhelm 
von  Holland  wurden  als  Gogenkönige  aufgestellt  und  zwischen 
ihnen  and  dem  jungen  staufischen  Fürsten  ward  nun  Jahre  hin- 
durch der  Krieg  mit  wechselndem  Erfolge  geführt.  Aber  von 
1251  an,  als  Konrad  n^ch  dem  Tode  seines  Vaters  nach  Italien 
zog,  galt  die  Sache  der  Hohenstanfen  in  Deutschland  für  ver- 
loren und  Wilhelm  von  Holland  erlangte  allmälig  grösseres  An- 
sehen. Allerdings  aber  blieb  dessen  Macht  immerdar  beschränkt, 
einmal  durch  die  Parteien,  welche  ihm  die  Krone  verschafft 
hatten,  dann  in  Folge  der  Kämpfe,  die  er  in  seinem  eigenen 
Lande  mit  der  Gräfin  von  Flandern  und  den  Westfriesen  zu 
fahren  hatte,  lieber  den  Mittelrhein  reichte  sein  Einfluss  nie- 
mals hinaus  und  selbst  dort  vermochte  er  denselben  in  dem 
letzten  Jahre  seiner  Herrschaft  nicht  zn  behaupten.  Mit  Recht 
ist  von  ihm  gesagt  worden,  er  habe  die  Pflichten  eines  Königs 
gegen   das  Vaterland    nicht    erfüllen  können    und   deshalb   die 


>)  Seh  irr  mach  er  IV.  15  und  499  fgg.  sucht  nachsnweisen ,  dass 
der  Kaiser  doch  noch  einmal,  im  April  1242,  in  Deutschland  geweseu 
sei:  in  aller  Heimlichkeit,  um  den  Landgrafen  Heinrich  von  Thüringen 
•einer  Partei  zu  sichern.  Von  Eegierungsgeschäften  des  Kaisers  aus 
dieser  Zeit  ist  uns  aber  nichts  bekannt. 

^  Ueher  die  Regierung  Konrads  und  dessen  Stellung  zn  den  Qe- 
genkönigen  vgl.  Schirrmacher  IV,  201  fg.,  2G3  fgg. 
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Krone  nio  übernehmen  sollen;  denn  an  Macht  ^),  nicht  an  ^ntem 
Willen  fehlte  es  demselben,  und  seine  guten  Eigenschaften  blie- 
ben nicht  unbekannt^).  Unter  seinem  Nachfolger  ward  es  frei- 
lich noch  betrübender  im  Reiche:  er  versuchte  gar  nicht,  was 
ihm  allerdings  auch  nicht  möglich  gewesen  wäre,  in  Deutsch- 
land zu  regieren;  auf  kurze  Zeiten  nur  besuchte  er  das  Reich, 
seine  Wirksamkeit  erstreckte  sich  nicht  über  das  Flussgebiet 
des  Rheins  und  bestand  auch  dort  nur  in  Erkaufungen  und  Ver- 
mittelungen  ^).  Die  königslose,  die  schreckliche  Zeit  hatte  längst 
begonnen,  ehe  dieser  König  die  Augen  schloss. 

Und  furchtbar  war  diese  Zeit.  Mit  bitterem  Schmerze  be- 
klagen die  Dichter  den  überall  ausbrechenden  Jammer  und 
flehen,  dass  Gott  endlich  die  Fürsten  vereinen  möge  dem  Lande 
und  Volke  zu  Frommen,  dass  wieder  ein  Fürst  erscheine,  der 
Gericht  liebe  und  christliches  Gesetz  ^).  Aber  auch  die  Geschicht- 
schreiber, die  Urkunden  gewinnen  eine  beinahe  poetische  Fär- 
bung, wenn  sie  die  ganze  Tragik  der  schauervollen  Zustände 
zu    schildern   versuchen.      Die    alte    Sclilange    der    Zwietracht, 

*)  Wie  wenig  man  im  Reiche  auf  eine  kräftige  Handhabung  des 
Friedens  durch  den  König  rechnete,  zeigen  die  zahlreichen  Bündnisse, 
welche  in  dieser  Zeit  zur  Erhaltung  der  Ruhe  und  Sicherheit  des  Ver- 
kehrs geschlossen  wurden  (Legg.  IL  368,  09,  72,  79  fgg.,  Boehmer: 
cod.    dipl.  Mfr.  101,  3,  7,  8,  10,   Ennen    und   Eckerts  II.  344,  541, 

00,  00),  namentlich  einzelne  Aeusserungen  in  denselben  (z.  b.  Lcgg  368: 
per  quem  nostri  saltim  temiini  et  districtus  —  possint  ad  pacem  de- 
bitam  revocari).  Wilhelm  bestätigte  diese  Bündnisse  sehr  gern  (Legg. 
372,  75),  vermochte  aber  nicht  selbst  die  Aufrechthaltung  des  beschwo- 
renen Friedens  zu  überwachen  (non  valentes  locis  singulis  personaliter 
Interesse),  sondern  ernannte  den  Grafen  Adolf  von  Waldek  zu  seinem 
Statthalter:  Archiv  f.  Kunde  österr.  Geschichtsquellen  VI. 
103.  Für  die  Geschichte  Wilhelms  vglch.  Meermann:  Graf  Wilhelm 
von  Holland.  1787. 

')  Nam  pacis  amator,  iustUs  atque  districtus  iudex,  moribus  matu- 
nis,  pius  ac  mitis  apparebat  et  humilis  (Ann.  Erph.  XVI.  38),  —  in  pro- 
secutione  lustitiae  Studiosus  et  districtus  (chron.  Sanp.  HI.  265.) 

*)  Ueber  die  deutschen  Zustände  in  dieser  Zeit  vglch.  Lorenz: 
Deutsche  Geschichte  im  13.  und  14.  Jahrhundert  I.  43  fgg.,  138  ig., 
212,  412  fgg.  und  Sc  ha  ab:   Geschichte  des   rheinischen  Städtebnndcs 

1.  85  fgg.' 

*)  Beispille  sind  zusammengestellt  bei  Massmann:  keiser  und 
kunige  buochlll.  1159. 
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lesen  wir  da,  hat  mit  ihrem  Gifthanch  Alles  verderbt,  sodass  der 
einst  durch  den  Frieden  blühende  Zustand  des  Reichs  ganz  und . 
gar  verschwunden  ist;  die  Geister  sind  von  Hass  erfüllt,  die 
Rahe  ist  dahin,  aller  Orten  tobt  verderbenbringend  der  Bürger- 
krieg^). Man  hatte  Könige  und  do<'h  keinen  König,  heisst  es 
anderswo;  jeder  that  nur,  was  ihm  recht  schien,  jeder  schützte 
nur  sich  und  das  Seine,  einer  bereitete  dem  andern  alle  arge 
List  und  Nachstellung,  Brand  und  Raub,  Gefängniss  and  Mord 
and  all  das  blieb  ungestraft,  denn  Niemand  fürchtete  Gericht 
oder  Strafe  *^).  Das  römische  Reich  war  krank  so  manches  Jahr 
and  weder  Herr  noch  Dienstmauu  sorgte  um  dasselbe,  klagt  eine 
dritte  Quelle;  davon  kam  grosser  Jammer  und  Noth  und  Mord, 
keiner  ward  des  andern  froh,  keiner  fand  des  andern  Schutz 
and  die  Herren  selbst  suchten  nur  sich  zu  schirmen*).  Und 
endlich:  zwei  Jahrzehnte  lag  das  Reich  darnieder  ohne  König; 
die  Feinde  der  Christenheit  wurden  mächtig  und  es  herrschten 
viele  Kriege,  aber  schlimmer  war  es  doch,  dass  das  Reich  von 
christlichen  Fürsten  und  Edlen  zerrissen  ward  durch  Mord  und 
Raab,  durch  Brand  und  Verwüstung;  es  erfQllte  sich  das  Wort: 
In  illis  diebus  non  erat  rex  in  Israel,  sed  unus  quisque,  quod 
sibi  rectum  videbatur,  hoc  faciebat^). 

>)  So  in  dem  Schreiben  des  Erzbischofs  von  Köln  vom  24.  October 
1273:  Legg.  IL  393. 

*)  Job.  Victor,  bei  Boehmcr  L  289. 

')  So  die  oberdcntsche  Fortsetzung  des  Eike  von  Bepgow  bei 
Massmann  501. 

*)  Chr.  Sanpet.  bei  Mencken  HL  279.  Ausser  vielen  anderen 
bekannteren  Berichten  vglch.  auch  noch  ann.  Suevicf  (S.  S.  XVH.  281 : 
—  cum  Komana  respublica  longis  temporihus  sine  imperial!  administra- 
tione  quasi  desolationi  proxima  gemebunda  tepuisset)  und  besonders 
Moo.  Fürstenf.  chronica  de  gestis  principum  (B  oehme  r  I.  2):  —  vacante 
imperio  ac  nomine  gubernante  Romanum  imperium  tunc  tomporis  in 
sammo  discrimine  positura  fnit.  Tanta  etenim  dissensio  ac  turbacio 
pacis  fuit,  quod  pre  nimio  preliorum  incommodo  nusquam  tutum  fnit 
incedere  viatori.  Omnes  enim  provincie  regni,  maxime  per  totam  Ale- 
manniam,  invalcscentibus  prcliis  disturbabantur.  Malefici  etonim  et 
raptores  regnandi  sibi  vcndicabant  tcmerane  potestatem.  Tunc  enim 
pax  in  exiliam  migravit,  ubique  dissensio  et  pacis  turbacio  triumphavit. 
Auch  die  grossen  volkswirthschafitlichen  Nachtheile  der  rechtlosen  Zeit 
sind  dem  Verfasser  dieser  Chronik  nicht  entgangen. 

Frankün,  Reichshofgericht.   I.  5 
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So  hatte  man  Zustände  kennen  lernen,  wie  sie  bisher  un- 
erhört waren  im  Reiche,  und  man  schätzte  um  so  mehr  die 
Segnungen  des  festen  und  strengen  Regiments,  wie  es  später 
Rudolf  von  Habsburg  im  Reiche  führte.  Die  harten  Prüfungen 
dieser  Jahre  hätten  lehren  sollen,  wohin  es  mit  dem  Vaterlande 
kommen  musste  unter  schwachen ,  unmächtigen  Königen ,  ohne 
gewissenhafte  Handhabung  des  Rechts,  ohne  strenge  Selbstherr- 
schaft derer,  welche  berufen  waren,  allen  Schutz  und  Schirm 
zu  gewähren  gegen  Eigennutz,  Gewalt  und  Unrecht.  Aber  auch 
die  herbsten  Lehren  der  Geschichte  werden  leicht  vergessen,  die 
alten  Fehler  kehren  immer  wieder,  aber  auch  das  alte  Leid 
und  die  alte  Noth. 

Die  Verfassung  des  Hofgerichts  blieb ,  soviel  wir  ersehen 
können ,  bis  auf  Friedrich  IL  unverändert.  Letzterer  traf  aber 
auf  dem  grossen  Mainzer  Reichstage  von  1235  eine  Anordnung, 
welche  in  älterer  nnd^  neuerer  Zeit  zu  vielfachen  Missverständ- 
nissen Anlass  gegeben  hat,  obwohl  die  Bestimmung  des  Gesetzes 
deutlich  und  klar  genug  ist.  Die  vielfachen  Regierungsgeschäfte 
in  seinen  verschiedenen  Reichen,  sagt  der  Kaiser,  machten  es 
ihm  unmöglich ,  die  zahlreichen  Streitsachen ,  welche  an  sein 
Hofgericht  gebracht  würden,  persönlich  zu  erledigen.  Um  den 
Uebelständen ,  die  hieraus  für  die  Recht  suchenden  Parteien 
erwachsen  mflssten,  abzuhelfen,  habe  er  deshalb  beschlossen, 
.[  einen  Beamten  —  iustitiarlus,  Hofrichter  —  seinem  königlichen 
Gerichte  vorzusetzen,  welcher  in  allen,  der  Jurisdiction  des  Kai- 
sers nicht  ausdrücklich  vorbehaltenen  Sachen  an  Stelle  des  letz- 
teren und  mit  gleicher  Autorität  als  dieser  selbst  richten  solle  ^). 


*)  Const.  Mog.  c.  15  (Legg.  H.  317):  Trahnnt  ad  se  sollicitudinem 
imperii  regimcn  et  diversarum  negocia  tetrarum  et  rcgionnm,  que  cum 
semper  oxpediat  per  nostram  diligentiam  expediri,  qnerelanciuro  cansas 
quihns  personalitor  presidere  non  possumus,  per  Timm  probate  fidei, 
opinionis  honeste,  propositnm  iudiciis,^  loco  nostri  volnmus  termlnari. 
In  quo  pretcr  hec  qne  nostre  consnre  spccialiter  reservavimus,  invio* 
labile  iudiciam  attendatnr.  Statnimns  igitur,  ut  curia  nostra  insticia- 
rium  haheat,  virum  lihere  conditlonis,  qni  in  eodem  persistat  officio  ad 
minus  per  ännum,  si  bene  et  iuste  se  gesserit.  —  Cod.  Basil.:  „Wir 
setzen  das  unser  hofe  habe  einen  hofrichter,  der  ein  fryraan  syge,  der 
Bol  an  dem  ampte  beliben  zem  minsten  ein  iore,  ob  er  sich  recht  und 
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Za  diesem  Amte  könnten  nur  Freie  nnd  Männer  bewährten 
Rufes  gewählt  werden;  sie  sollten  mindestens  ein  Jahr  im  Amte 
bleiben,  einen  $id  leisten,  tren  und  gewissenhaft  zn  richten, 
der  Parteien  jederzeit,  ausser  an  Sonntagen  nnd  hohen  Festen, 
gewärtig  sein,  und  für  ihre  Mühewaltung  gewisse  näher  bestimmte 
Einkflnfte  erlialten. 

Die  einzelnen  Bestimmungen  über  den  Umfang  der  Juris- 
diction, die  Rechte  und  Pflichten,  sowie  die  gesammte  Stellung 
des  Hofrichters  werden  bei  der  Darstellung  der  Verfassung  und 
des  Verfahrens  am  Hofgericht  erörtert  werden,  hier  kömmt  es 
vorläufig  nur  daranf  an,  das  Wesen  der  Neuerung  im  Allgemein 
nen  zn  schildern  ^).  In  dieser  Beziehung  ist  nun  zunächst  völlig 
klar,  dass  es  gänzlich  irrthflrolich  erscheint,  die  Bestimmung  des 
Gesetzes  so  aniv^ufassen ,  als  wäre  durch  dieselbe  überhaupt 
erst  das  königliche  Hofgericht  in  das  Leben  gerufen  worden^). 
Auch  davon  ist  nicht  die  Rede,  dass  das  Gericht  des  Justitiars 
verschieden  sein  solle  von  dem  obersten  königlichen  Gericht 
Oberhaupt,  so  dass  etwa  ein  Gericht  des  Hofrichters  neben  dem 
des  Königs  bestanden  hätte  ^;.  Viehnehr  ist  das  Gericht  immer 
dasselbe,  mag  der  König  selbst  oder  eben  der  Justitiar  den 
Vorsitz  in  demselben  führen,    da  es   sich  lediglich  um  die  Ein- 

wol  behaltet.  —  Das  band  wir  dar  umb  gesetzet,  wan  es  uns  nütze 
duncket  allen  den  die  in  unscrDi  riche  sint  nnd  gemeinlichen  allen 
botten  (Senckenberg:  leuten)  den  .wir  nit  gaches  (Sckbrg.:  stettlich)  ge- 
ricbten  mügen  von  unsem  manigvaltigen  nnmassen/'  Die  ganze  const 
XV.  findet  sich  nur  in  einigen  der  deutschen  Texte  des  Mainzer  Reichs- 
rechts (z.  b.  den  Basler  und  Scnckenbcrg'schenManuscriptenbeiPertz 
legg.  IL  580,  Col.  II.  und  III.  und  dem  Görlitzer  bei  Boohlau:  uovc 
constitntiones  S.  41  fgg.  Col.  II),  fehlt  aber  in  anderen  (z.  B.  dem 
Manchener  bei  Pertz  a.  a.  O.  Col.  I). 

*)  Ich  habe  in  meiner  Schrift:  de  iustitiariis  cnr^ae  im- 
perialis  S.  18  fgg.  die  verschiedenen  Ansichten  über  die  Bedeutung 
der  neuen  Anordnung  ausführlich  dargestellt  und  wiederhole  .deshalb 
nur  die    dort  gewonnenen  Resultate. 

*)  So  haben  die  Sache  unter  andern  dargestellt:  Henr.  Balt. 
Blum  de  Kempis:  commentatio  iuris  publici  de  iudicio  curiae  im^ 
perialis  germanico  —  von  dem  kayserlichen  hofgericht  in  Teutschland 
(Francof.a.M.  1745) cap. I. §. G und  7,  sowie  Pfaff:  Geschichte  d.  Pfalz- 
grafenantes  (Halle,  1847)  S.  83. 

')  So  z.B.  Riedel:  de  comite  palatii  indiciispraefecto (1831)8.63. 

5» 


Digitized  by 


Google 


68 

Setzung  eines  Beamten  handelt,  der  fortan  einen  Theii  der  an 
das  Hofgericht  des  Königs  gelangenden  Sachen  an  Stelle  des 
letzteren  zur  Entscheidung  zu  bringen  hatte.  In  dieser  Beziehung 
hatte  der  Hofrichter  eine  ähnliche  Stellung,  wie  der  Pfalzgraf 
im  karolingischen  Pfalzgericht,  aber  ganz  unrichtig  ist  es,  an* 
zunehmen,  als  bestände  die  Neuerung  Friedrichs  II.  nur  darin, 
dass  er  dem  bisher  schon  immer  am  Hofgericht  fungirenden 
Pfalzgrafen  nur  einen  neuen  Titel  verliehen^);  denn  ganz  ab- 
gesehen davon,  dass  das  Amt  des  Pfalzgrafen  am  Hofe  längst 
untergegangen  und  die  Amtsbefugnisse  des  letzteren  in  vieler 
Hinsicht  andere  gewesen  waren,  als  die  des  Hofrichters,  ist 
auch  gar  kein  Grund  ersichtlich,  weshalb  man,  hätte  das  Amt 
wirklich  noch  bestanden,  statt  der  althergebrachten  Bezeichnung 
für  dasselbe  eine  neue  und  ungewohnte  hätte  wählen  sollen.  Es 
war  also  wirklich  ein  neues  ^)  Amt,  welches  Friedrich  II.  schaf. 


^)  So  Kirch:  de  iudiciis  provinc.  p.  9:  Statuendum  videtur,  fuisse 
spcciilatoris  tempore  praeter  principes  illos  —  deren  Ssp.  III.  53.  §.  1 
Erwähnung  geschieht  —  etiam  roagistratum  qnendam  palatii  insignem. 
Et  sane  is,  qui  pracsertim  hoc  nomine  utebatur,  in  ipso  palatio  con- 
Btitutus  iudex  erat,  qui  indc  ab  a.  1235  iustitiarius  cnriac  mutato  no- 
mine vocabatur. 

.*)  Maurer:  Geschichte  der  Fronhöfe  11.  204  spricht  die  Ansicht 
ans,  schon  Friedrich  I.  habe  ständige  Hofrichter  ernannt.  Dies 
ist,  sofern  es  das  kgl.  Hofgericht  in  Deutschland  anbetrifft,  ein  Irrtham. 
Die  l>eidcn  Urkunden  von  1258,  59,  auf  welche  sich  Maurer  beruft: 
Meichelbcck  I.  353,  54,  beziehen  sich  auf  Italien,  indem  Berzo,  iudex 
Ordinarius  sacri  palatii  gloriosi  imperatoris  Friderici,  et  Rogerius  Gate- 
rato,  ex  praecepto  praedicti  imperatoris  cognitores  causae,  communi- 
cato  multorum  pnidentium  consilio,  eine  Klage  wegen  Herausgabe  von 
Gütern  in  Italien  gegen  Ezzelinus  von  Basano  und  Gozelo  von  Camino 
entscheiden.  In  Italien  kommen  solche  iudices  sacri  palatii  oder  iudiccs 
domini  imperatoris  schon  viel  frQher  vor,  als  Maurer  anznehmen  scheint 
(so  ITghelli  y.  747  vom  Jahre  963,  Meichelbeck  I»  510  von  1041),  es  ist 
aber  nicht  zulässig,  solche  Urkunden  als  Zeugnisse  auch  fQr  die  Ent- 
wickclung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  in  Deutschland  zu  be- 
nutzen, (lieber  die  Bestellung  vom  Hofe  abgeordneter  Richter  in  Italien 
▼gich.  auch  Ragewin  II.  c.  3  zum  Jahre  1158.)  Die  von  Maurer  femer 
angefahrte  Urkunde:  Mon.  Boica  VI.  519,  in  welcher  Bertoldns  de 
Dirichbnrch,  imperialis  curie  iudex,  einen  Verkauf  gewisser  Grund- 
stücke an  das  Kloster  Steingaden  bekundet,  halte  ich  nicht  fAr  gans 
unverdächtig  —  weder  Ort  noch  Tag  der  Ausstellung  ist  angegeben  — ; 
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ähnlich  in  mancher  Hinsicht  dem  des  PfalKgrafen,  verschieden 
davon  in  anderen  Beziehungen.  Auch  eine  blosse  Nachahmung 
des  sicilischen  GrosshoQustitiariats  ist  die  Einsetzung  des  Hof- 
richters nicht;  die  gesamrote  staatsrechtliche  Stellung  der  bei- 
den  Beamten  war  vielmehr  eine  durchaus  verschiedene  und  ihre 
richterliche  Kompetenz  keineswegs  gleichartig^).  Der  Hofrichter 
hatte  keinen  bestimmten  Amtssitz,  er  sollte  dem  Hofe  des  Kö- 
nigs folgen  ^X  ^^^  ^^^  konnte  er  überhaupt  richten,  namentlich 
also  keine  Gerichtsbarkeit  im  Reiche  ausüben,  wenn  sich  der 
König  ausserhalb  desselben  befand').  Die  Einrichtung  war 
sonach  allerdings  sehr  mangelhaft,  insofern  weder  dorn  Uebel- 
Stande,  dass  das  höchste  Reichsgericht  keinen  bleibenden  Amts- 
sitz hatte ,  abgeholfen,  noch  für  die  so  häufigen  Fälle  der  Ab- 
wesenheit des  Königs  ein  Stellvertreter  desselben  fär  die  Rechts- 
pflege ein  für  allemal  ernannt  wurde.  Aber  trotz  dieser  Mängel 
wurde   die   Institution  doch  von  den  .folgenden  Regenten  immer 


stammt  sie  aber  wirklich  aus  dem  Jahre  1228,  so  bezieht  sie  sich  höchst 
wahrscheinlich,  wie  auch  nach  dem  Schluss:  prout  iuris  est  Suevorum 
anzunehmen  ist,  auf  das  „Landgericht  auf  dem  Hofe  des  Königs  zu 
Rotweil'S  sodass  der  Aussteller  der  Urkunde  vielleicht  dort  als  Richter 
iungirte.  Mir  ist  vor  dem  Jahre  1235  ein  ständiger  Hofrichter  an  dem 
wandernden  Hofe  des  Königs  nicht  vorgekommen. 

')  Die  Bemerkung  von  Ficker  (das  deutsche  Kaiserreich  in  seinen 
universalen  und  nationalen  Beziehungen  S.  108):  „Das  mit  Sizilianem 
besetzte  sizilische  Hofgericht  sollte  seine  Wirksamkeit  auch  auf  das 
Kaiserreich  erstrecken",  entbehrt  in  Wahrheit  jeder  thatsäcblichen  Be- 
grfindung.  Aber  auch  die  Ansicht  von  Winkelmann:  Friedrich H. 
478,  die  Stellung  des  Hofrichters  sei  wesentlich  der  des  sizilischen 
GrosshoQustitiars  gleich  gewesen,  kann  ich  nicht  billigen.  Denn  was 
Winkelmann  selbst:  de  administratione  regni  Siculi  S.  15  und  Fried- 
rich IL  350  über  den  Geschäftskreis  des  magister  iustitiarius  magnac 
curiae  nach  den  const.  Sicul.  (bei  Ganciani  I.  37—40,  H.-B.  lY.  1.  49  fg.) 
mittheilt,  zeigt  zur  Genüge,  wie  gänzlich  verschieden  die  Stellung  der 
beiden  Beamten  war.    Yglch.  auch  de  iustit.  c.  imp.  S.  26.  fg. 

*)  Gegen  Zöpfl:  Rechtsgeschichte  §.  47  Note  23,  welcher  an- 
nimmt, die  ganze  Anordnung  Friedrichs  habe  sich  auf  das  Landgericht 
zu  Rotweil  bezogen,  vgl.  de  iust.  S.  23  und  42  fgg. 

*)  Gegen  Unger:  Altdeutsche  Gervf.  §.  26,  S.  127,  dass  der  Hof- 
richter  bei  der  Abwesenheit  des  Königs  auf  den  verschiedenen  Rcichs- 
pSdzen  gerichtet  habe,  siehe  ebendas.  S.  23  fg. 
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wieder  bestätigt  und   erhielt    sich   unverändert  länger    als   zwei 
Jahrhunderte  ^). 

Der  erste  Hofrichtcr  war  Albert  von  Rosswach.  Noch  im 
September  1235  bestätigte  der  Kaiser  ein  vor  diesem  gefundenes 
Urtfaeil^).  Dann  sind  Urkunden  desselben  aus  dem  Februar 
1236  vorhanden^),  im  Mai  desselben  Jahres  erscheint  er  mit 
seinem  Amtstitel  als  Zeuge  in  einer  Urkunde  ftlr  Köln  ^),  scheint 
darauf  aber,  weil  Friedrich  im  Juli  nach  Italien  zog,  seine 
Stellung  verloren  zu  haben.  Als  der  Kaiser  im  Januar  1237 
nach  Deutschland  zurückkehrte,  bekleidete  das  Amt  der  edle 
C,  von  Wyler*).  Wer  am  Hofe  Konrads  IV.  und  Heinrich 
Baspe's  mit  der  Wahrnehmung  dieser  Stelle  beauftragt  war,  ist 
nicht  bekannt.  Wilhelm  von  Holland  wird  das  Amt,  solange  er 
mit  den  Hohenstaufen  zu  kämpfen  hatte,  schwerlich  besetzt 
haben,  da  es  in  dieser  Zeit  kaum  zu  einer  geordneten  Rechts- 
püege  am  Hofgericht  gekommen  sein  wird.  Im  Jahre  1255  er- 
nannte der  König  seinen  langjährigen  Freund  und  Berather,  den 
Grafen  Adolf  von  Waldeck  zum  Reichshofrichter,  übertrug  ihm 
aber  zugleich  Befugnisse,  die  dessen  Stellung  zu  der' eines  Statt- 
halters des   Königs   im   Reiche   erweiterten*).      In  zwei    offenen 

*)  Die  Bcstimmiing  der  const.  XV.  findet  sich  wiederholt  in  den 
beiden  Landfriedensgesetzen  Rudolfs  von  1281,  in  dem  von  1287  wnd 
in  dem  König  Albredits  von  1298  (Legg.  II.  435,  39,  51,  82  und  Boeh- 
lau  a.  a.  0.  42  fgg.j,  jedoch  in  allen  diesen  nicht  vollständig,  sondern 
nur  bis  zu  dem  Satze,  dass  der  Hofrichtcr  ohne  Willen  des  Königs 
Niemand  in  die  Acht  thun  oder  aus  derselben  entlassen  solle.  Dagegen 
findet  sich  in  sämmtllchen  eben  erwähnten  Landfriedensordnungen  noch 
eine  Bestimmung  über  die  Ladung  und  in  der  König  Albrechts  noch 
eine  Reihe  anderer  Regeln  (Legg.  482,  83,  Bochlau  48,  49),  die  an  ge- 
eigneter Stelle  Berftcksicbtigung  finden  werden. 

•)  Lunig:  R.  A.  XIX.  973,  Schoepflin:  Als.  dipl.  L  371, 
Senckenberg:  de  iud.  cam.  63,  H.-B.  IV.  766.  Vglch.  auch  die  Ur- 
kunde KonradsIV.  von  1239  bei  Schöpflin  a.a.O.p.382,  Sencken- 
berg 66  fgg. 

■)  Senckenberg  a.  a.  0.  65,  Harpprecht  L  95,  Wegelin: 
Gesch.  von  Toggenburg  I.  77,  H.-B.  IV.  824. 

*)  Lacomblet  11.107,  Ennen  undEckertzII.  161,  H-B.  IV.  875. 

•)  Kopp  IL  2.  134  Note  7. 

*)  Senckenberg:  de  iud.  cam  p.  22.  meint  irrthümlich,  Adolf 
von  Waldeck  habe  schon  1248  und  53  das  ihm  erst  später  übertragene 
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Anssdbreiben  au  alle  Gebreoen  im  Reiche  verkQndigte  Wilhelm, 
er  habe,  weil  er  nicht  überall  persönlich  sein  könne,  den  Grafen 
Adolf  als  generalem  iusticiarinm  nostrum  et  rei  publicac  eingesctet: 
ihm  sollten  alle  txetreueu  gehorchen,  in  seine  Hände  Lehns- 
snd  Treueide  leisten,  auch  Alles  nach  seinem  Rathe  ordnen,  bis 
der  König  selbst  za  Ihnen  käme;  alle  YerfQi^^ungen,  welche  Adolf 
treffen,  aüle  Verbindlichkeiten,  welche  er  eingehen  würde,  sollten 
vom  Könige  ratihabirt  werden  ^).  Adolf  war  also  nicht  nur  Hof- 
richter, ja  er  war  dies  streng  genommen  ttherhanpt  nicht«,  son- 
dern er  war  Vicar  des  Königs  in  allen  Theilen  des  Reichs, 
welche  dieser  nicht  besuchen  konnte,  und  daraus  erklärt  es 
sich,  dass  er,  weit  entfernt  vom  königlichen  Hofe,  dennoch  das 
höchste  Richteramt  fOr  den  König  ausüben  konnte.  Im  Mai 
1255  erlässt  Adolf  als  sacri  imperii  procurator  generalis  per 
Germaniam  constitutus  eine  Aufforderung  an  de^  Grafen  Peter 
von  Savoyen,  die  bvrgnndischen  Reichsorte  gegen  Hartmann  den 
jüngeren  Grafen  von  Kiburg  zu  schützen  ').  In  demselben  Monat 
entscheidet  er  als  iustitiarius  reipnbHcae  eine  Klage  des  Stiftes 
St.  Gereon  zu  Köln'),  und  wird  in  späteren  Urkunden *)imperia- 
lis  aulae  institfarius  oder  iustitiarius  regis  oder  iustitiarius  pro- 
vincialis  oder  endlich  regalis  aule  iusticiarius  provincialis  per 
Germaniam  genannt.  Zum  letzten  Male  finden  wir  des  Grafen 
in  dieser  Amtsstellung  in  Urkunden  vom  November  1255  ge- 
dacht; Ende  Januar  des  fblgenden  Jahres  verschied  König  Wil- 
helm und  damit  hatte  denn  auch  der  Auftrag  Adolfs  ein  £nde 
erreieht.     In  den  Zeiten  des  Zwischenreichs  lag  6ie  Rechtspflege 

Ant  bekleidet.  Vglcfa.  de  inst.  c.  imp.  92  fgg.  Zuerst  gedeckt  der 
König  seines  Hofrichters,  aber  ohne  d^nsöltien  namentlich  zu  bezeich- 
Dei,  in  der  confirmatio  pacis  vom  10. März  1255:  Legg.  H.  372,  Ennen 
and  Eckertz  II.  344. 

*)  Beide  Urkunden  jetzt  herausgegeben  von  Kopp:  Archiv  für 
Knttde  österr.  Gcschichtsquellen  VI.  103;  vglch.  auch  Lacomblet  IT. 
Nr.  412  S.  223. 

«)  Archiv  a.  a.  0.  104,  Zerleeder  I.  Nr.  33Ö. 

*)  Guden:  cod.  dipl.  I.  651,  Ha rpp recht  I.  90. 

*)Pertz:  373,  75,Boehmer:  cod.  dip. Mfr.  1. 95, 107,  Ennen  II. 
360,--Boehmer:  reg.  imp.  p. 421,  Reichss.  391,—  Schöpf! in  a.a.O. 
1.  414.  üeber  den  Titel  Adolfs  vglch.  auch  noch:  de  iust.  c.  imp  S.  94 
Note  a 
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am  Hofe  der  Könige  wohl  ebenso  darnieder,  als  die  Reichs- 
regierung überhaupt,  und  daher  ist  es  erklärlich,  dass  erst  unter 
Rudolf  von  Habsburg  der  Einsetzung  eines  Hofrichters  wieder  er- 
wähnt wird. 

Der  Mainzer  Landfrieden  von  1235  war  noch  in  anderen 
Beziehungen  von  Wichtigkeit  für  die  weitere  Entwickelung  des 
Hofgerichts.  Zugleich  mit  der  Einsetzung  des  Hofrickters  er- 
folgte die  Bestellung  eines  besonderen  Hofgerichtsschreibers, 
über  dessen  Amtspflichten  bei  der  Lehre  von  der  Verfassung 
des  Gerichts  zu  handeln  sein  wird.  Dann  wurde  die  regel- 
mässige Führung  eines  Präjudicienbuches  und  der  Achtregister 
angeordnet  und  dadurch  die  Rechtsprechung  selbst  in  feste 
Bahnen  geleitet  und  der  Achtprozess  geregelt.  Für  letztereo 
ergingen  auch  noch  besondere  Vorschriften,  meist  im  Anschluss 
an  das  ältere  Recht.  Im  Uebrigen  beschäftigte  sich  die  Gesetz- 
gebung fast  gar  nicht  mit  dem  Hofgerichtsprozesse;  vereinzelte 
Bestimmungen  über  die  Gerichtszeit,  über  das  Verhältniss  von 
Acht,  Reichsacht  und  Kirchenbann  in  den  Landfriedensgesetzen  - 
das  ist  Alles,  was  wir  in  dieser  Beziehung  besitzen,  und  so  sind 
wir  für  die  Erkenntniss  der  Verfassung  wie  des  Verfahrens  auch 
in  dieser  Periode  überwiegend  auf  die  Urkunden  und  die  Dar* 
Stellung  einzelner  Prozesse  in  den  historischen  Quellen  hin- 
gewiesen. 

In  bedeutungsvoller  Weise  tritt  uns  schon  in  diesem  Zeit- 
raum die  Erscheinung  entgegen,  dass  das  Ausehen  des  Hof- 
gerichts wesentlich  abhängig  war  von  der  politischen  Macht- 
stellung des  Königthums.  Wie  tief  die  Macht  Konrads  III.  er- 
schüttert war,  zeigte  sich  grade  bei  der  Rechtspflege,  indem  die 
Grossen  wie  die  minder  Mächtigen  es  wagen  konnten,  ungestraft 
den  Anordnungen  des  königlichen  Gerichts  zu  trotzen.  Im  Jahre 
1144  waren  zwischen  Heinrich  dem  Löwen  und  dem  Erzbischof 
von  Bremen  Streitigkeiten  wegen  der  Grafschaft  Stade  aus- 
gebrochen. Der  König  entschied  dieselben  zu  Weihnachten  des- 
selben Jahres  auf  einem  Hoftage  zu  Magdeburg,  Hess  sich 
aber  gleich  darauf  bestimmen,  die  Sache  einer  nochmaligen 
Untersuchung  durch  Schiedsrichter  zu  unterwerfen.  Vor  diesem 
erschienen  der  Erzbischof  und  der  junge  Herzog  Heinrich.  Die 
Verhandlung  begann,  aber  noch  ehe  sie  beendet  war,  griffen  die 
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Hannen  Heinrichs  zu  den  Waffen,  bcmftchtigten  sich  des  Erzbischofe 
and  schleppten  ihn  gefangen  noch  Lttneburg^);  gewiss  wird  der 
König  diese  Gewalttb&tigkeit  schwer  enipfonden  haben,  aber  es 
ist  nicht  bekannt,  dass  er  auch  nur  den  Versuch  gemacht  h&tte, 
dieselbe  gebührend  zu  strafen. 

Und  ein  anderer  Fall.  Im  Jahre  1150  war  wegen  Be* 
setzang  des  Bisthnms  Utrecht  ein  heftiger  Streit  ansgebrochea. 
Die  Grafen  Theodorich  von  Holland  und  Heinrich  von  Geldern 
mit  dem  grössten  Theil  des  Utrechter  Clems  hatten  sich  für 
Hermann,  den  Propst  von  St.  Gereon  zu  Köln,  entschieden, 
während  die  Dienstiente  und  Bürger  von  Utrecht  and  Deventer 
and  ein  Theil  der  Geisdichkeit  zn  Friedrich,  Propst  der  St. 
Georgskirche  in  Köln,  hielten  ^).  Die  in  Folge  dieses  Zwiespalts 
aasgebrochenen  Fehden  suchte  Konrad  zu  beseitigen,  indem  er 
die  Parteien  nach  Kttrnberg  berief.  Dort  erschien  nur  Hermann 
mit  seinen  Wählern,  während  die  Gegner  ausblieben^).  Dem- 
gemäss  erthcilte  der  König  nach  dem  Rath  der  anwesenden 
Forsten  dem  Erwählten  Hermann  die  Bdehnung,  Hess  sich  aber 
wiederum  durch  die  andere  Partei  bestimmen,  eine  neue  Unter- 
suchung des  Sachverhältnisses  anzuordnen.  Dieselbe  sollte  im 
Mai  1151  in  Nimwegen  vor  dem  Könige  selbst  stattfinden.  Die 
Bärger  von  Utrecht,  welche  inzwischen  Bischof  Hermann  aus 
der  Stadt  vertrieben  hatten,  erschienen  auch,  aber  erst  nach- 
dem sie  sicheres  Geleit  ertrotzt  hatten.  Eine  Einigung  der 
streitenden  Parteien  kam  nicht  zu  Stande  und  als  Konrad  die 
rechtliche  Verhandlung  eröffnen  wollte,  erklärten  die  ütrechter, 
die  Sache  sei  ganz  und  gar  kirchlicher  Natur,  auch  habe  bereits 
Berufung  an  den  Papst  stattgefunden  und  sie  dürften  daher  einem 
weltlichen  Richter  nicht  mehr  Rede  stehen.    So  zogen  sie,  ohne 


»)  Ann.  Stftdenses:  S.  S.  XVI.  324.    Vglch.  Ja  ff  6  S.  61  fgg. 

*)  Ueber  Ursprung  und  Ausgang  des  Streits  vglch.  J  a  ff  6  195, 99,201. 

')  Neqac  venernnt,  (sagt  Konrad  in  einem  Briefe  an  Eugen  III. 
(ep.  Wibaldl  bei  Jaffö  Mon.  Nr.  304  und  bei  Mart.  Nr.  306),  neque 
canonicam  excusationem  sen  legitimani  transmiserunt ;  nur  der  Vater 
Friedrichs,  Graf  Adolf  von  Hovele,  war  anwesend ,  um  einen  Aufschub 
der  Verhandlungen  zu  erbitten,  da  er  aber  absquc  attestatione  cleri 
et  populi  et  ccrtis  per  epistolas  mandatis  erschienen  war^  konnte  auf 
seine  Anträge  nicht  Rücksicht  genommen  werden. 
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die  woitei*e  VerhandlHng  abzuwarteo,  faeimwftrts,  und  der  König 
mnsste  abermals,  wenigstens  vorläufig,  die  beleidigende  Nicht- 
achtong  angestraft  lassen,  weil  ihn  die  im  Sttdeo  des  Reiche 
ansgebrochenen  Unruhen  nöthigten,  dorthin  zu  eilen. 

Ganz  anders  wurde  es  unter  Friedrich  I.,  weil  er  die  Macht 
besass,  Fürsten  und  St&dte,  die  Mächtigen  nicht  minder  als  die 
Geringen,  zum  Gehorsam  zu  zwingen.  Er  Übereilte  seine  Mass- 
regeln nicht,  aber  wenn  er  ein  Urtheil  gesprochen,  scheute  er 
auch  kmn  Mittel,  es  auszuführen.  Nicht  bloss  in  den  grossen 
politisdien  Prozessen,  tlber  die  wir  noch  zu  benchtes  haben 
werden,  auch  in  geringeren  Angelegenheiten  hielt  er  streng  aaf 
Beobachtung  der  herkömmlichen  Förmlichkeiten  des  Ycrfahrens 
und  gestattete  sich  selbst  in  Augenblicken  der  heftigsten  Aaf* 
regung  keine  Verletzung  derselben.  Der  Graf  von  Loota  war 
mit  einem  seiner  Ministerialen  in  Streit  gerathen.  Ein  Edler 
verpflichtete  sich,  letzteren  gefangen  zu  nehmen,  wenn  der 
Graf  versprechen  wollte,  denselben  körperlich  nicht  zu  verletzen. 
Diese  Zusicherung  ward  ertheilt,  aber  kaum  war  der  Gefangene 
in  den  Händen  seines  Gegners,  so  Hess  ihn  dieser  lebendig  be- 
graben. Nun  eilten  die  Verwandten  des  Todten  an  den  könig- 
lichen Hof,  klagten  mit  lautem  Geschrei  ttber  die  Tfaat  und 
schuldigten  jenen  Edlen  an,  um  bedungenen  Lohn  den  Gefangenen 
an  den  Grafen  ausgeliefert  zu  haben.  Friedrich  gerieth  in  hef- 
tigen Zorn  und  wollte  den  Beschuldigten  ungehört  verurtheilen, 
stand  davon  aber  sogleich  ab,  als  ein  Ritter  ihm  zurief,  er  habe 
erst  den  einen  Theil  gehört:  wenn  der  Beschuldigte  anwesend 
wäre,  könnte  er  sich  vielleicht  mit  guten  Gründen  rechtfertigen. 
Sofort  verschob  der  Kaiser  die  Fällung  des  Urtheils  und  er* 
theilte  dem  Angeklagten  die  Erlaubniss,  frei  vor  dem  königlichen 
Gei-icht  zu   erscheinen  ^).      In    der  That   erschien  der    letztere 

>)  Die  kleine  Erzählung  ist  aus  Gaesarii  Heisterbaceusis  monachi 
dialogtts  miracttlorum  (recogn.  Job.  Strange,  1861,  Bd.  II.  202,  aber 
a«ch  b^  Leibniz:  Scriptores  rer.  Brunsvic.  IL  532)  entlehnt: —  cnm 
mnlta  vociferatione  querimoniam  dcposuerunt,  dicentes,  quod  aecepta 
pecunia  comiti  illam  tradiderit  Cumque  Imperator  fremeret,  innocentem 
daamare  volens,  miles  quidam  honestus,  ascenso  scamno,  loqnendi  H- 
oentiam  petivit  et  obtinuit.  Domine,  inquiens,  medietaCem  vix  verbonim 
audivistii ;  si  miles  praesens  esset,  forte  bene  se  excusaret  Respondenle 
iniperatore;  licentiam  habeas  »ddueendi  eum,  miles  militem  adduxit 
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ttod  wassie  seiae  Unseliiild  oacbziiweiseD ,  aber  der  Kaiser,  ge- 
reizt darcb  die  Gegner,  wollte  dieselbe  nicht  anerkennen,  soa- 
dem  den  Ersobieaenen  bestrafen  lassen.  Wieder  erbob  sieb 
ND  sein  TertbckUger  nnd  rief  dem  Kaiser  zu,  wenn  er  diesen 
verletzen  würde  trois  der  gewftbrtea  Freiheit  des  Erscheineas, 
80  wtrde  Niemand  mehr  seinen  Worten  zu  glauben  wagen. 
Und  auch  diesmal  beruhigte  sich  Friedrich  und  entliess  dea 
Aügekiagtefi  unverletst,  freUich  ant  der  Drohung,  dass  wenn  er 
bei  anderer  Gelegenheit  in  die  HAnde  des  Kaisers  geratbeo 
werde,  alsdann  auch  wegen  des  begangenen  Yerraths  ttber  ihn 
jtericbtet  werden  solie^).  Dies  erwog  der  Bedrohte,  als  er  eiil- 
lassen  war,  kehrte  so^ch  zum  Gericht  znrfick  and  erklftrte, 
sich  zur  Stelle  jeder  Uatersnchong  zu  unterwerfen.  Da  ward 
der  Kaiser  hoch  erfreut,  es  wurde  auf  einen  gerichtlichen  Zwei- 
kampf erkannt,  aus  welchem  der  Angeklagte  als  Sieger  hervor- 
ging und  dann  sicher  zur  Heimath  zarOckkehrte  ^). 


*)  Qui  cum  per  advocatum  plene  se  excnsaret,  instigantibas  ad- 
versariis,  imperator  rcspondit:  Verba  suot,  Don  sie  poenam  evadet. 
Resistente  ei  milite,  qai  illum  adduxerat,  et  dicente:  Domine,  si  eum 
laeseritis,  mmquam  de  caetero  verbis  vestris  credctur,  placatns  im- 
perator adiecit:  modo  libenter  abscedat,  et  si  a  me  vel  a  meis  pos^a 
captus  fiierit,  traditionis  poenam  exsolTCt 

*)  Es  dürfte  willkommen  sein,  auch  den  Schluss  der  Erzählung 
nach  den  Worten  der  Quelle  kennen  zu  lernen:  Cumque  vir  nobilis 
Tcnisset  ad  limen  palatii,  sciens  longas  regibus  esse  manus,  stans  et 
apnd  se  deliberans,  rediit  ad  iudiciam,  dicens:  Domine,  uon  possam 
effiigere  manus  vestras;  tantum  praesumo  de  mea  innocentia  et  dei 
Diisericordia,  ut  in  instant!  paratus  sim,  me  defendere  secundum  quod 
iostitia  dictaverit,  et  cum  sim  nobilis,  iuri  meo  cedo.  Respondit  im- 
perator: modo  loqueris  sicut  probus  vir.  Quaesitns  est  in  parte  ad- 
versaria  miles  fortissimos,  qui  eum  singulari  ducllo  impeteret.  Die 
vero  altera  vir  nobilis,  praemissa  confessione  corpus  Dominicum  suscepit 
sicque  cum  adversario  suo  circolum  pugnatarus  intravit.  Quem  cum 
ille,  sicut  vir  validissimus,  impeteret  et  propelleret  et  venissent  simul 
ante  imperatorem,  audiente  tarn  imperatore  quam  circumsedentibus  prin* 
äpibus,  pugil  Clara  voce  ait  ad  militem:  Die  mihi,  comedisti  hodie 
iliqnid?  respondcnte  illo:  Etaam,  corpus  Domtni  mei  comedi,  roiser 
ille  snbiunxit:  ctiarasi  diabolum  coniedisses,  hodie  tc  prostemam.  Ut 
autem  Dominus  sacramcnti  virtutem  osteuderet,  mox  post  verba  Mas- 
phemiae  vires  blasphemo  subtraxit  et  suum  militem  adeo  roboravit,  ut 
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Aber  noch  von  der  Strenge  des  Kaisers  wissen  die  Schriftr 
sieller  viel  zu  berichten.  In  den  Anfang  seiner  Regiemng  Wli 
ein  Prozess  gegen  zwei  der  mächtigsten  Reichsfürsten  wegen 
Brnchs  des  Landfriedens.  Zwischen  dem  Mainzer  Erzbischofe 
Arnold  von  Seelenhofen  ^)  anf  der  einen  und  dem  rheinischen 
Pfalzgrafen  Hermann  von  Stahleck  sammt  zahlreichen  Genossen 
auf  der  andern  Seite  war  eine  heftige  Fehde  ausgebrochen, 
welche  das  Land  weit  und  breit  verwüstete.  Ais  der  Kaiser 
im  September  1155  zn  Begensburg  Hof  hielt,  erschienen  die 
Gegner  vor  seinem  Gericht,  om  über  einander  Beschwerde  zn 
fahren  ^),  aber  eine  Entscheidung  erfolgte  erst  zn  Worms  gegen 
Ende  desselben  Jahres.  Dort  wurden  beide  Parteien  des  Land- 
friedensbruchs und  anderer  Vergehen  für  schuldig  erachtet  und 
der  Pfalzgraf  mit  seinen  Genossen  zn  der  schmählichen  Strafe 
des  Hundetragens  verurtheilt;  dem  Erzbischof  selbst  erliess  der 
Kaiser  mit  Rücksicht  auf  dessen  Alter  und  Stellung  diese  Strafe, 
aber  mehrere  seiner  Anhänger  mussten  sich  derselben  unter- 
ziehen •). 


illutn  coram  se  minaret  ut  puenini  nee  Stare  posset.  Qai  tandem  se 
reddidit  sicque  —  miles  fidelis  victoriam  adeptiis  cum  multa  gloria  ad 
fiua  über  repcdavit.  Der  Erzähler  will  dies  Alles  von  einem  Augen- 
und  Ohrenzeugen  erfahren  haben.  Eine  ganz  ähnliche  Wundergescfaichte 
erzählt  Cäsar.  Heisterb.  übrigens  dist.  III.  cap.  18  (Strange  I.  134), 
aber  diesmal  spielt  die  Scene  in   Italien   und   vor  Kaiser  Heinrich  VI. 

>)  Ucber  die  Mainzer  Wirren  handelt  am  besten  Re  u  te  r :  Geschichte 
Alexanders  des  Dritten  und  der  Kirche  seiner  Zeit  (Leipzig,  Teubner 
ISeO).  I.  134  fgg. 

';  Otto  Fris.  IL  28  —  uterque  alter  de  altero  querimoniain  facientes. 
']irii)  )(A. 7l()  ')  Otto  Fris.  1.  c.  —  ambobusque    cum   coroplicibus   suis   reis  in* 

ventis,  alten  ob  senü  morumque  gravitatem  et  pontiücalis  reverentiam 
parcitur,  alter  poena  debita  plectitur.  Denique  vetns  consuetudo  pro 
lege  apud  Francos  et  Suevos  inolevit,  ut  si  quis  nobilis,  roinisterialis 
vel  colonus  coram  siio  indice  pro  huiusmodi  excessibus  reus  inventus 
fuerit,  antequam  mortis  sententia  puniatur»  ad  confusionis  suae  igno» 
miniam,  nobilis  canem,  ministerialis  sellam,  rusticus  aratri  rotam  de 
coraitatu  in  proximum  comitatum  gestare  cogatur.  Hunc  morem  im- 
perator  senrans,  Palatinum  istum,  magnum  imperii  principem,  cum  decem 
-  comitibus  complicibus  suis  canes  per  Teutonicum  milliare  coögit  — 
Martyrium  Amoldi  ep.  Mog.  (bei  B oe h m  e  r ,  Fontes  III.  277) :  —  omnes 
illos   sacrilegos  coram    se    Wormaciae   responsuros    domino   episcopo 
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Nicht  minder  streng  zeigte  sich  Friedrich  einige  Zeit  später 
gegen  den  Pfalzgrafen  Ungo  II.  von  Tübingen,  welcher  in  heftige 
Fehden  mit  den  Herzögen  Weif  VI.  und  Weif  VII.  verwickelt 
war.  Der  Kaiser  hatte  schon  im  Jahre  1164  einen  Vergleich 
Ewischen  den  streitenden  Parteien  zn  Stande  gebracht,  der  aber 
bald  darauf  von  den  Weifen  gebrochen  wnrde.  Auf  Veranlassung 
des  Pfalzgrafen  rief  Herzog  Friedrich  von  Schwaben  böhmische 
Kriegsvölker  zn  dessen  Beistande  herbei,  welche  aber  nicht  nur 
die  weifischen  Besitzungen,  sondern  überhaupt  alle  Gegenden, 
welche  sie  berührten,  furchtbar  verwüsteten  ^).  Auf  die  Kunde 
von  diesen  Gräueln  berief  der  Kaiser  einen  Tag  nach  Ulm,  um 
auf  schwäbischer  Erde  über  den  schwäbischen  Pfalzgrafen  zu 
richten.  Es  erschienen  die  beiden  Weifen,  Heinrich  der  Löwe, 
Herzog  Berthold  von  Zäringen,  Pfalzgraf  Hugo  und  viele  Grossen 
des  Landes  (maiores  terrae).  Ob  ein  Gerichtsverfahren  ein- 
geleitet wurde,  ist  nicht  bekannt,  denn  die  Nachrichten,  welche 
wir  Ober  den  Tag  besitzen,  erzählen  nur,  der  Kaiser  habe  dem 
Pfalzgrafen  Hugo  nur  eine  Wahl  gestellt:  sich  entweder  be- 
dingungslos in  die  Gewalt  der  Weifen  zn  .überliefern,  um  das 
ihnen  zugefügte  Unrecht  zu  büssen,  oder  sofort  die  Grenzen  des 
Reichs  als  Verbannter  zn  verlassen.  Der  Pfalzgraf  wählte  das 
erstere;  dreimal  warf  er  sich  vor  den  MS^elfen  zur  Erde,  ohne 
dass  diese  durch   diese  Demüthigung  zur  Nachsicht  zu  bewegen 

evocavit.  UM  —  penas  tanti  facinori  congmas  dederunt,  et  vindictam 
que  vnlgo  dicitur  bames  (Jaffö  III.  615:  harnescharre ,  der  inon. 
Kirsgartensis  bei  Lndewig:  Relqq.  II.  103,  der  diese  Stelle  aus  dem 
martyrium  entlehnt,  hat  arrestara)  in  medio  hycmis  horridissimi  tem- 
poris,  quilibet  in  ordine  sno,  socundnm  snam  dignitatem  vel  condicionem, 
nndipedes  ad  terminnm  usque  statutum,  pro  gracia  tanti  pontificis 
recQperanda,  proprio  collo  congestans.  In  primis  Hermannus  palatinus 
romes  Reni,  sicut  principalis  tanti  flagicii  auctor,  canem  per  medium 
hitnm  portarit,  idii  sellam  asinariara,  alii  subtellarium  (oder  sub- 
cellarium,  beim  mon.  Kirsg.  subsellarii)  instrumentum ,  alii  secundam 
Buam  convcnienciam  alia,  rigidis  plantis  algentibusqne,  tocioa  in  con- 
speetnferebantconcilii.  —  Die  ann.  S.  Disib.  (S.  S.  XVII.  29)  erzählen 
noch:  Kx  parte  vero  episcopi  canes  portare  qnidem  cocpernnt  Ludov. 
eomes  de  L.  et  alii,  sed  ob  reverentiam  archiepiscopt  cessare  ab  im- 
peratore  inssi  sunt. 

*)  lieber  die  Ursachen   nnd    den  Verlauf  des    Streites   vglch.  L. 
Schmid:  Geschichte  der  Pfalzgrafen  von  Tübingen  (18^)  S.  77—94. 
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waren,  dann  ward  er  gelangen  genommen  and  auf  eine  Feste 
in  Cbarrätien  gebracht,  wo  er  bis  zu  seinem  Tode  in  Haft  sass  ^). 
Belcannter  als  diese  Fäile  ist  das  Strafgericht,  welches^  im 
Jahre  1163  über  die  Stadt  Mainz  erging.  Erzbischof  Arnold 
lebte  in  stetem  Widerstreit  mit  einem  Theil  der  Bflrgerschaft 
von  Mainz  und  dem  mäehtigen  MinisterialeBgesclilecht  der 
Meingot.  Als  Friedrich  seinen  zweiten  Zug  nach  Italien  unter* 
nahm  und  den  Erzbischof  zur  Theilnahme  an  demselben  nöthigte, 
beanspruchte  letzterer  von  seinen  Bdrgern  und  Ministerialen 
die  Zahlung  einer  ausserordentlichen  Kriegssteuer.  Diese  ward 
verweigert  und  der  Erzbischof  musste  die  Heerfahrt  auf  eigene 
Kosten  unternehmen^.  Als  er  aber  nach  der  Uebergabe  Mai- 
lands in  sein  Bisthum  zurückkehrte,  suchte  er,  gestützt  auf  die 
Beschlüsse  des  Roncaiischen  Reichstages^)  von  1158,  die  Bei- 
steuer nachträglich  einzutreiben  und  verbannte  die  Führer  der 
gegnerischen  Partei  au«  der  Stadt.  Diese  aber  zogen  nach 
Italien,  nm  bei  dem  Kaiser  über  den  Erzbischof  zu  klagen,  und 
Friedrich  sprach  sich  zwar  nicht  unbedingt  zu  ihren  Gunsten 
aus,  empfahl  aber  doch  die  Wiederaufnahme  der  Verbannten  in 
die  Stadt  unter  der  Bedingung,  dass  sie  dem  beleidigten  Kircben- 
fUrsten  Genngthuung  leisten  würden.  Allein  es  kam  zu  keiner 
Ausgleichung.     In  Folge  eines  wüsten  Aufstandes  wurde  Arnold 


M  Otto  Sanbl.  (bei  H  o  c  h  mo  r  :  Fontes  III.  r>d7,  aber  irrig  zu  1104) : 
—  Palatino  nt  sine  omni  conditione  in  itianns  ipsoriim  se  tradat  pro 
iniima  ipsis  illata  aut  regno  cedat  ab  iniperatore  iubetiir.  Qui  trihns 
vicibtis  coram  diice  Weif  in  terram  cormens,  ipso  suscipere  dediguante, 
tandem  receptus  capitur  capttisqne  in  exilium  transportatiir.  Mon. 
Weingart,  bei  Hess  S.  4:i 

<)  Das  Nähere  bei  Reuter  I.  140  fgg. 

')  Leges  II.  %  und  113.  Auf  die  constitutio  de  inre  fendomm 
von  1158  bezieht  sich  meines  Erachtens  auch  die  Nachrieht  des  mar- 
tyrium  Arnoldi  (bei  Jaff^  628,  Boehmer  III.  287):  Interim  autem 
questio  coram  imperiali  presencia  de  beneficiis  eorum,  qui  milicie 
atipendia  contempsemnt  persolvere,  suborla  est.  El  exinde  principum 
omnium  emanavit  sentencia,  qnod  abiudicata  eis  forent  beneficia,  donec 
et  persolverent  Stipendium  secnndom  beneficiorum  iura,  et  contemptHm, 
quem  fecerant,  per  composicionis  dispendinm  dominis  suis  civiliter 
expiarent.  Ex  ore  igitur  principum  prolata,  ab  imiieratore  et  tota 
curia  cüufirmata  est. 


Digitized  by 


(Google 


7« 

von  Seelenhofen,  als  er  im  Octoher  1159  anf  kiir/e  Zeit  die  Stadt 
verlassen  hatte,  an  der  Rückkehr  verhindert..  In  tiefstem  Un- 
mnth  sprach  er  über  die  Stadt  das  Interdict  ans  nnd  begab  sich 
dann  nach  Italien,  nm  die  Hilfe  des  Kaifsers  gegen  die  rebellische 
Stadt  in  Ansprach  zn  nehmen;  aber  auch  eine  Gesandtschaft 
der  Empörer  Mar  dorthin  geeilt,  nnd  so  trafen  beide  Parteien 
im  Lager  vor  Crema  zusammen,  nm  ein  Urthäil  des  Kaisers  zn 
verlangen.  Nach  allem,  was  uns  ftber  die  Stimmnng  des  könig- 
lichen Hofes  berichtet  wird,  konnte  der  Ausgang  der  Sache 
nicht  zweifelhaft  sein.  In  Gegenwart  aller  anwesenden  Farsten 
klagte  der  Erzbischof  dem  Kaiser  die  Schuld  der  Bürgerschaft. 
Kaum  hatte  er  geendigt,  so  begannen  die  Fürsten  in  lauten 
Worten  über  die  Grösse  des  begangenen  Frevels,  Ober  die 
schwere  Untreue  der  Bürger  zu  klagen.  „0  über  die  Schmach,'' 
riefen  die  einen,  „sie  müssen  sterben,"  die  andern,  „zum 
Oalgen  mit  ihnen,'*  die  dritten,  ,;Sie  sind  als  Majestfitsverbrecher 
des  Todes  schuldig'*,  wieder  andere.  Endlich  wird  man  des 
Tumultes  Herr,  die  Angeschuldigten  werden  in  die  Versammlung 
geftbrt  nnd  suchen  sich  zn  vertheidigen.  Aber  kaum  haben 
sie  begonnen,  so  nöthigt  sie  die  Wuth  der  Fürsten  zum  Schweigen. 
Lügen  seien  hier  nicht  am  Platze,  rief  man  den  Mainzern  zu; 
von  allen  Seiten  drang  man  mit  Scbmähnngen  und  Vorwürfen 
auf  sie  ein,  wohin  sie  sich  wandten«  begegneten  sie  nur  drohen- 
den nnd  verächtlichen  Blicken  ^).  Es  verging  längere  Zeit,  ehe 
es  zu  einer  förmlichen  rechtlichen  Entscheidung  über  die  An- 
klagen des  Erzbischofs  kam.  Zu  Weihnachten  1159  fand  end- 
lich eine  Gerichtssitzung  statt.  Die  Fürsten  waren  geneigt, 
Aber  alle  Theiinehmer  am  Anfstande  die  Todesstrafe  anszusprechen, 
nahmen  aber  nach  längerer  Berathnng  davon  Abstand,  und  es 
erging  schliesslich  das  Urtheil:   die  Bürger  sollten  den  bei  dem 


<)  Vglch.  die  sehr  lebendige  Schilderung  dieser  Scene  im  martyriitm 
Arnold!  (Boehmor  295,  Jaff6  63S).  Sie  schliesst  mit  den  Worten :  qnales 
prindpnm  tociusqne  cnrie  invectiones  detulcrint,  quam  tnices  intuitns 
ferocesqne  animadversiones  experti  sunt,  qaanto  ludibrio  habiti,  quales- 
qne  damnaciunes  in  sc  snper  tarn  detestahili  tcmentate  sna  andierint, 
qnanto  pudore  affccti  a  conspectn  curfe  —  snblati  fiierint,  —  potest 
retinere  posteritas.  Es  braucht  kaum  bemerkt  tm  werden,  dass  die 
Quelle  zu  Gunsten  des  Erzbischofs  in  hohem  Grade  parteilich  ist. 
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Aufstände  geplünderten  Dom  und  die  bischöfliclie  Residenz 
wiederli erstellen,  die  Stadt  selbst  ohne  Widerspruch  dem  Erz- 
bischof wieder  eröffnen,  dem  letzteren  auch  für  alle  ihm  zuge- 
fügten Beleidigungen  angemessene  Genugthuung  leisten,  die 
Leiter  des  Aufstandes  überdies  noch  schwören,  die  Stadt  und 
das  Bisthum  zu  verlassen,  bis  sie  Arnold  wieder  zu  Gnaden 
aufnehmen  würde  ^).  Diesen  Eid  sollten  auch  die  am  Hofe  des 
Königs  anwesenden  Abgeordneten  der  Bürger  leisten,  der  Erz- 
bischof wollte  aber  ihren  Schwur  nicht  annehmen,  so  lange  sie 
excommunicirt  seien,  und  sie  wurden  deshalb  vom  Kaiser  zurück- 
gehalten. Die  Genugthuung,  welche  die  für  schuldig  Erklärten 
nach  dem  Urtheil  dem  Erzbischof  zu  leisten  hatten,  bestimmte 
derselbe  einige  Wochen  später  zu  Pavia  in  Gegenwart  des 
Papstes  und  Kaisers:  die  am  Aufstande  betheiligten  Cleriker 
sollten  die  Ehrenstrafe  des  Flundetragens  erleiden  und  dann 
mit  ihrem  kirchlichen  Oberen  ausgesöhnt  sein,  —  die  Leiter  des 
Aufstandes  aus  dem  Laienstande  sollten  von  dem  Kirchenbann 
befreit  werden,  aber  dann  das  Gebiet  der  Stadt  und  des  Bis- 
thnms  verlassen,  mit  der  Verpflichtung  jedoch ,  dem  Erzbischof 
jederzeit  auf  sein  Verlangen  zu  Recht  zu  stehen,  —  die  übrigen 
betheiligten  Bürger  endlich  trugen  keine  besondere  Strafe,  sollten 
aber  zur  vollständigen  Entschädigung  des  Erzbischofs  angehalten 
werden  ^X  Der  Kaiser  theilte  den  Mainzern  den  ergangenen 
Rechtspruch  inNunem  längeren  Schreiben  mit  und  beauftragte 
zugleich  den  Größen  Simon  von  Saarbrücken  und  andere  kaiser- 
liche Gesandte  mit  der  Vollstreckung  des  Urtheils^).  Mit 
diesen  kehrte  Arnold  nach  Deutschland  zurück  und  es  schien, 
als  würden  nun  in  der  That  alle  Zwistigkeitcn  friedlich  bei- 
gelegt werden.  Aber  einige  der  nach  dem  Rechtspruch  des 
Uofgerichts    aus   der   Stadt   Verbannten   waren   heimlich    dahin 

^)  Der  Bericht  über  die  Sitzung  und  der  Inhalt  des  Urtlieils  im 
martyrium  Arnoldi  (Boehmer  297,  Jaffö  üil): — cum  obicctis  respondere 
neqnirent  —  die  Abgesandten  der  Mainzer  —  ncc  esset  conveniens 
eorum  testimonimn,  et  ex  principnm  sententia  mortis  pena  addici  — 
univcrsi  debercnt,  iudicium  sie  mutatum  est  in  consilium,  ut  —  — . 

«)  Mart.  Arn.  300,  resp.  644. 

')  Das  Schreihen  des  Kaisers,  in  welchem  auch  die  Urüieilsexecu- 
toron  ernannt  werden,  Boehmer  298  fg.,  Jaffe  641. 
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zQrflckgekohrt,  wiegelten  die  Bevölkerung  zu  einor  neuen  Ver- 
^chwuroDg  Qof,  und  alß  sich  der  KrzbiRckofi  oiuHiek  nach  Mainz 
begeben  wpllte,  wurde  er  in  der  Nähe  der  Stadt,  im  St.  Jakohs- 
kloster,  am  24.  Juni  1160  mit  vielen  seiner  .G^^treven  grausam 
erschlagen  ^).  Lange  blieb  dies  Verbrechen  Seitens  der  welt- 
lichen Gewalt  u^estraft:  nur  der  Papst  hatte  nicht  lange  nach 
der  That  die  Excommunicalion  über  die  Mörder  ausgesprochen  '^). 
Aber  als  der  Kaiser  J  tOS  »ach  Deutschland  kam,  sollte  die 
Stadt  auch  die  Schärfe  des  weltlichen  Schwertes  empfinden. 
Zu  Ostern  dieses  Jahres  berief  Friedrich  ein^n  Hoftag  nach 
Mainz,  um  auf  diesem  Gericht  zu  halten.  Die  Stadt  war  ver- 
ödet, die  Bürger  hatten  sich  geflüchtet,  i}ur  Leute  der  niedrig- 
sten Klasse  und  die,  welche  sich  der  Gnade  dos  Kaisers  völlig 
sicher  fühlten,  waren  s^arückgeblieben.  lieber  das  Verfahren 
vor  dem  Gericht  ist  uns  nichts  überliefert,  über  das  Urtheil, 
welches  endlich  gefunden  wurde,  besitzen  wir  dagegen  sehr 
zahlreiche   Berichte^),    die   nur   leider    erheblich    von    einander 

*)  Das  Nähere  über  diese  Frevelthat  nach  dem  martyriuro  Arnoldi 
bei  Reuter  L  147  fgg. 

*j  Reuter  IL  1(K). 

*)  Die  wichtigsten  dieser  Berichte  lasse  ich  nachstehend  folgen. 
Christ.  Mog.  chron.  Boehmer  II.  264  (vglch.  HL  32.0)  und  Jatt'^  Ifl.  692: 
Ab  imperatore  proscripti  perpetuo  exilio  sunt  dampnati,  hü  scilicet, 
qui  manu  nefanda  ipsum  facinus  perpetrarunt.  Ipsa  civitas  omnibus 
inribus  et  libertatihns  ac  privilcgils  est  perpetue  privata.  Mnrus  et 
fossatum  et  alie  turrinm  mnniciones  sentencialiter  condempnata  et 
destnicta  funditus  et  eversa,  ita  nt  civitas  ipsa  deinccps  Inpis  et  cani- 
bns,  furibus  et  latronibns  pateat  pervia,  nee  unquam  babeat  rcediücandi 
facultatem.  Insuper  et  plebs  ipsa  perpetua  infamia  subiaceat,  tocius 
dehieeps  exsors  gracic  et  honoris.  Destructe  eciam  snnt  mnniciones 
ipsitis  ecclesie  in  diversis  locis  et  ecciesia  multipKciter  est  afflicta.  — 
Annaics  Scti  Disib.  (S.  S.  XVII.  30):  Imperator  —  Moguntiae  curiam 
habnit  ürbani  pene  omnes,  exceptis  valde  pancis  de  infimis  et  qui- 
bosdam,  qui  ad  gratiam  caesaris  prins  venire  meruernnt,  de  civitate 
fngerunt,  ne  inveniret  eos  ilHc  caesar.  Unns  quidam  de  tanta  turlia 
seclera&mra,  Brnnger  nomine,  captus  et  ante  caesarem  ductns,  capi- 
talem  sententiam  accepit  Godefrldus  abbas  Sancti  Jacobi  imperatori 
praesentatus,  nt  se  de  obiectis  expurgaret,  inducias  accepit;  sed  non 
valeos,  pulsns  est  ab  abbatia  et  patria.  —  Murns  etiam  civitatis,  inbentc 
caesare,  in  curcuitu  destnictus  est  —  Ann.  Reichersp.  (XVI I.  470): 
Imperator  —  magnam  et  iustam   vindictam   exercuit  apud  Mogontiam, 

Pranklln,  Relchsliofgericht.  I.  (3 
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abweichen  und  zum  Theil  ganz  entschieden  übertrieben  sind  ^). 
Diejenigen,  welche  bei  der  Ermordung  Arnolds  unmittelbar  mit- 
gewirkt hatten,  wurden,  sofern  man  ihrer  habhaft  werden  konnte, 
sogleich  fMtn  Tode  vernrtheilt,  die  Flüchtigen  mit  der  Reichs- 
aoht  gestraft,  anderen  Geldbussen  auferlegt;  die  Stadt  seibat 
verlor  einen  Theil  ihrer  Befestigungen  nnd  Mauern,  vielleicbt 
und  wenigstens  auf  Zeit  auch  ihre  Freiheiten  und  Stadtreckte. 
Allzu  streng  ist  das  Urtheil  also  gewiss  nicht  gewesen  und  eine 
Reihe  von  Jahren  später  erfreute  sich  das  goldene  Mainz  schon 
wieder  der  vollen  Gnade  des  Kaisers  und  sah  denselben  in 
seinen  Manern  das  glänzende  Reichsfest  von  1184  feiern* 

Auch  in  den  politischen  Prozessen  zeigte  der  Kaiser 
Mässigung  und  Vorsicht  in  der  Verfolgung  seiner  Gerechtsame 
und  Ansprüche,  aber  grosse  Strenge  bei  der  AusAkhrung  einmal 
ergangener  Rechtsprüche.  Es  ist  unmöglich;  jene  insgesammt 
hier  darzustellen,  aber  auf  zwei  derselben  wenigstens  muss  näher 
eingegangen  werden  ^),  da  sie  auch  in  rechtlicher  Beziehung 
vielfaches  Interesse  darbieten:  ich  meine  die  Prozesse  gegen  die 


destructo  pcnitns  muro  in  circiiitu  urbis,  suhversis  etiam  domibus  quam 
plurimis  civium.  —  Privavit  etiam  imperator  iure  propriae  hereditatis 
in  perpetuum  cum  omni  posteritate  sua  et  morti  predamnavit  omnes, 
qui  auctores  erant  in  necc  predicti  episcopi.  —  Ann.  Ratisp.  (XVII. 
589):  Mogontia  ~  in  iudicio  F.  imperatoris,  muris  subrutis  et  vallorum 
mnuitionihus  adequatis,  inxta  scita  legum  et  canonum  iure  civitatis 
privatur.  —  Ann.  Col  Maximi  (XVII.  7715):  —  plerosque  convictos  de 
interfectione  archiepiscopi  digna  ultione  mukavit  et  ad  edomandam 
superbiam  civium  murnm  civitatis  destrui  mandavit.  —  Ann.  S.  Petri 
Erphesf.  (XVI.  22):  Murus  Mogontiae  destructus  est  (al.:  excidium 
Mog.  factum  est)  ob  necem  A.  archiepiscopi.  —  Ann.  Palidenses  (XVI. 
92):  Imperator  —  murnm  civitatis  cum  tnrribus  dejecit,  (ann.  Magd. 
XVI.  192:  cum  domibus  destruxit),  interfectores  autem  proscrilieaa, 
quosdam  vita,  quosdam  rebus  omnibiis  abiudicavit. 

^)  Darauf  haben  schon  Räumer  IL*  123  und  Reuter  IL  161  und 
584  aufmerksam  gemacht. 

*)  In  Betreff  anderer  ist  auf  die  Darstellungen  der  Zeitgeschichte 
zu  verweisen;  über  die  Zwistigkeiten  insbesondere  zwischen  dem  Kaiser 
und  Philipp  von  Heinsberg,  Erzbiscbof  von  Köln,  vglch.  Abel:  Die 
politische  Bedeutung  Kölns  am  Ende  des  12.  Jahrhunderts  in  der  Kieler 
MonaUschrift  1852,  I.  445  fgg.,  Keussen:  De  Philippe  Heinsbcrgensi 
(Crefold,  1856)  S.  25  fgg.,  Peter:  Analecta  ad  histonam  Ph.  d.  H 
(Berlin,  18G1)  S.  52  fgg. 
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Erzhischöfe   der   Salzbnr^er    Diörese    und    Rcpen    Heinrich    den 
Löwen  von  Sachsen  und  Bajern.  ^ 

Nach  der  schismatischen  Wahl  der  Gegenpäpste  Alexander  III. 
ond  Victor  IV.  standen  die  Oberhirten  der  Salzbnrgor  Kirche 
beharrlich  zu  der  Partei  des  erstcren,  also  in  Opposition  gegen 
den  Kaiser,  und  dies  Verh&ltniss  dauerte  fort,  als  nach  Victor^s 
Tode  Paschalis  III.  zum  Gegenpapste  gewählt  worden  war^). 
Dennoch  hatte  Friedrich,  solange  Erabischof  Eberhard  lebte  and 
wirkte,  keine  Gewaltschritte  gegen  diesen  versucht,  obwohl  er 
es  nicht  daran  fehlen  Hess,  dem  angesehenen  Kirchenfürsten 
wiederholt  seine  Unzufriedenheit  erkennen  zu  geben.  Als  aber 
Eberhard  im  Juni  1 164  gestorben  war  und  man  an  seine  Stelle 
Konrad  von  Passan,  welcher  ebenfalls  der  alexandrinischen 
Partei  angehörte,  gewählt  hatte,  änderte  sich  alsbald  das  Ver- 
halten des  Kaisers,  indem  er  dem  Erwählten  die  Belehnung  mit 
den  Regalien  nur  dann  ertheilen  zu  wollen  erklärte,  wenn  der 
Bischof  sich  von  Alexander  III.  lossagen  wttrde.  Dessen  weigerte 
sich  Konrad,  trat  aber  dennoch,  ohne  die  Belehnung  erhalten 
zu  haben,  die  Verwaltung  der  ErzdiOcese  an  und  darauf  gründete 
der  Kaiser  dann  das  Strafverfahren  gegen  den  Erzbischof.  So 
scheint  es  *  wenigstens ,  denn  die  Bmchte,  welche  uns  über 
diesen  Prozess  erhalten  sind'),  gewähren  nicht  völlige  Klarheit 
Ober  die  rechtlichen  Gründe  der  schliesslich  getroffenen  Ent- 
scheidung. Der  geschichtliche  Zusammenhang  der  Thatsachen 
ist  aber  der  folgende.  Auf  dem  Wirzburger  Reichstage  vom 
Mai  1165  hatten,  wie  bekannt,  der  Kaiser  und  zahlreiche  geist- 
liche und  weltliche  Fürsten  geschworen,  niemals  den  Papst 
Alexander  III.  oder  seine  Nachfolger  anzuerkennen,  sondern  »ge- 
treulich bei  der  Obedienz  des  Gegenpapstes  Paschalis  auszu- 
harren; einen  gleichen  Eid  sollten,  so  ward  bestimmt,  innerhalb 
sechs  Wochen  alle  im  Reiche  schwören;  Geistliche,  welche  die 
Eidesleistung  verweigern  würden,   sollten   mit  dem  Verlust  ihrer 


')  Heber  d^e  Stellang  der  Salzburger  Erzhischöfe  zum  Kaiser  mid 
zo  den  Päpsten  vglch.  namentlich  Reuter  I.  128,  29.  II.  115-^20 
in.  66-102  und  363  fgg.  und  Wilh.  Schmidt:  Archiv  fflr  Österreich. 
Geschichtsquellen  XXXT7.  1-144. 

•)  Annales  Reiehersperg.  XVII.  472,  chron  Magni  presbyteri  XVIL 
488  nnd  ann.  Ratisp.  daselbst  5HH. 

6* 
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Stellen,  Laien  im  gleiclion  Falle  mit  dem  Verlust  ihrer  Lehen 
und  Allodien,  alle  aher  mit  der  Verhannong  bestraft  werden  ^). 
Konrad  von  Salzbarg  verweigerte  die  Eidesleistung ,  und  diese 
treue  Anhänglichkeit  an  Alexander  IIL  war  unzweifeihait  der 
eigentliche  Beweggrund  fiir  die  strengen  Massregeln,  welche  gegen 
das  Erzstift  ergriffen  wurden.  Rechtlich  aber  scheinen  dieselben 
dadurch  motivirt  worden  zu  sein,  dass  Konrad,  obwohl  ihm  die 
Belehnung  mit  den  Regalien  vom  Kaiser  versagt  worden,  dennoch 
die  Leitung  seines  ßisthums  übernommen  habe.  Denn  es  wird 
gemeldet,  der  Erzhischof  sei  dreimal  an  den  königlichen  Hof 
geladen  worden,  jedesmal  in  Fristen  von  sechs  Wochen.  Der 
dritten  Berufung  erst  sei  er  gefolgt.  Auf  dem  Reichstage  zu 
Nürnberg  (Februar  1166)  habe  dann  der  Kaiser  vor  den  Fürsten 
geklagt,  Konrad  habe  das  Erzbisthum  mit  Gewalt  an  sich  ge- 
rissen, denn  er  habe  von  ihm  die  Regalien  nicht  empfangen, 
noch  sei  er  von  Papst  Paschalis  bestätigt  worden.  Konrad  er- 
widerte durch  seinen  Fürsprecher,  den  Herzog  von  Bayern,  er 
sei  in  Folge  gesctzmässiger  und  canonischer  Wahl  zum  ßisthum 
gelangt;  dreimal  habe  er  auch  bei  dem  Kaiser  die  Belehnung 
nachgesucht,  wie  er  durch  Zeugen  nachweisen  wolle,  aber  sie 
sei  ihm  stets  versagt  worden ,  weil  er  den  Gegenpapst  Paschalis 
nicht  habe  anerkennen  wollen.  Lange  wurde  hierüber  gestritten, 
endlich  der  Erzbischof  ungnädig  entlassen  ^) ;    dass   schon    hier 

1)  Legg.II.  Idf).  Vglch.dieaiisführlicheDarstellungbeiReuterll.  li^. 

^)  Ann.  Heichersperg. :  Imperator  celchravit  curiam  apud  Nueren- 
berch  —  illucque  venit  archiepiscopus  Ghuonradus  post  tcrtiam  vo- 
cationem  et  tcrtiam  curiam,  quam  dederat  ci  Imperator  a 
fps^o  S.  Michaelis  (1165),  sex  septimanis  unicnique  vocationi 
depntatis.  Ibi  ergo  cum  constanter  respoodisset  coram  principibus 
ad  omnia,  quao  ei  imperator  obiciebat,  quod  acilicet  per  rapinam  tencret 
opiscopatum  Salzhtirgensem ,  cum  ncc  ab  eo  unquam  regalia  eiusdem 
opiscopatus  ncc  a  papa  suo  Paschali  spiritualia  susccpissot,  ipseqnc 
per  prolocutorcMn  suum,  ducem  Bawariae,  respondissct ,  se  non  per 
rajtinam  scd  per  legitiinam  et  canonicam  clectionem  clori  et  ministeria- 
Itum  et  totius  plebis  cundem  opiscopatum  suscepisse,  se  quoqne  insti- 
ciam  suam,  id  est  regaha,  tribus  vicibus  ab  eo  requisisse  eodem  anno, 
hocquo  tcstibus  probare  voluisset,  hancque  £ihi  ncgatam  fuissc  tribus 
Ticihus  pro  eo,  quod  nollet  ncc  debcrot  recipere  Paschalem,  qui  non 
esset  legitimus  pastor  ecclesiae,  tandera  post  multa  hinc  inde  dicta  tnnr 
jirimum  sine  gratia  imperatoris  recessit. 
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ein  Urtheil  gegen  leUtercn  ergangen,  melden  die  Quellen  nicht. 
Dagegen  ist  es  auf  dem  Ende  März  desselben  Jahres  zn  Laufen 
in  der  Nähe  von  Salzburg  stattgehabten  Hoflage  zu  einer  defini- 
tiven Entscheidung  gekommen.  Nach  einem  Spruch  der  Fürsten 
worde  Konrad,  der  sich  auch  jetzt  nicht  fQgen  wollte,  geächtet; 
die  in  Folge  der  Achtserklärung  für  erledigt  geltenden  Lehen 
und  sonstigen  Besitzungen  des  Erzstifts  wurden  an  Laien  ver- 
liehen; auch  alle  Cleriker  und  geistlichen  Brüderschaften,  welche 
im  Ungehorsam  gegen  den  Kaiser  verharrten,  verfielen  in  die 
Reichsacht  und  ihre  Güter  wurden  gleichfalls  eingezogen  ^). 
Sofort  begann  nun  auch  der  Raubkrieg  gegen  das  Bisthum, 
welcher  mit  verheerender  Kampfeswuth  geführt  wurde  und  eine 
schwere  Verwüstung  dos  Landes  zur  Folge  hatte*).  Auch  der 
Tod  Konrads  (September  11 6S)  machte  den  Gräueln  nicht  ein 
Ende.  Man  wählte  diesmal  Adalbei-t,  den  Sohn  des  Königs 
Wladislans  von  Böhmen,  der  sich  gleich  seinen  Vorgängern  zn 
dem  Pontifikat  Alexanders  hielt,  aber  jenen  weder  an  Charakter- 
festigkeit, noch  politischer  Gewandheit  und  persönlicher  Würde 
gleichkam.  Der  Kaiser  verweigerte  auch  ihm  die  Belchnung 
mit  den  Regalien  und  drang  auf  die  Wahl  eines  anderen  Erz- 
bisehofs, ein  Verlangen,  welches  bei  dem  Clerus  und  den  Mini- 
sterialen des  Erzstiftes  allmälig  auch  Ayklaug  fand,  als  sich 
die  Untüchtigkeit  Adalberts  mehr  und  mehr  hcraustelltc.  End- 
lich, nach  langjährigen  Verhandlungen^),  welche  Zcugniss  geben 
von  der  Langmuth  und  Mässigung  des  Kaisers  in  solchen 
Fällen ,  setzte  er  seinen  Willen  durch.  Im  Juni  !  1 74  fand  zu 
Regensburg    ein    ausserordentlich   zahlreich    besuchter  Reichstag 

0  Ann.  Ratisp.  XVII.  587 :  archippiscopura  ~  bestem  regni  pro- 
nunciavit.  —  Ann.  Reichersp.  I.  c:  —  iniperator  statim  qnasi  ex  iusta 
sententia  et  indicio  principum  inbeneficiavit  laicis  omries  possessiones 
eiasdcm  ccclesiae.  Proscripsit  etiam  et  pcrsecntioni  exposuit  omnia 
cenobia,  quae  erant  in  eodem  episcopatu  vcl  qiiae  iure  fiiudi  co  pcr- 
tinebant,  simnl  cum  prelatis  et  omnibus  possessionibus  suis,  quasi  qui 
Sri  essent  proscripti  et  excommunicati  Paschalts.  Vglch.  Schmidt  69. 

*)  Ann.  Reichersp. :  Exindc  toto  illo  auno  inccndiis  ac  rapinis 
alternisque  obsidionibus  quasi  ex  precepto  aut  voluntate  imperatoris 
idcoi  episcopatus  ex  magna  parte  vastatiis  est. 

*)  Sie  sind  vollständig  dargestellt  von  Reuter  III.  66—91  und 
Schmidt  M  fgg. 
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statt  ^).    Fast  alle  deutschen  Fürsten  waren  mit  grossem  Gefolge 
anwesend,  ebenso  alle   Saffragaubischöfc   der   Salzburger  Kirche 
mit  alleiniger  Ausnahme   des  Freisingers,   und  die  Prälaten  und 
angesehensten    Ministerialen    des    Erzbischofs.      Auch    Adalbert 
selbst  war  erschienen  und  es   sollte  über  ihn  jetzt  definitiv  vom 
Hofgericht  erkannt  werden,  denn  es  war,    wie   ausdrücklich   be- 
zeugt  wird,    der    dritte    Rechtstag,     der    in    dieser    Sache    auf 
bayerischem    Boden    gehalten    wurdet.     Als    das   Gericht  ver- 
sammelt  war,    brachte   der   Kaiser   alsbald   die   Frage   zur  Ab- 
stimmung, ob  Adalbert  von   Salzburg   seines  Amtes  zu  entsetzen 
sei.     Einer  der  Suffragauen  des  letzteren,  der  erwählte  Bischof 
von  Brixen,  gab   zuerst   das  Urtheil   ab,    dass    der   Erzbischof 
sein  Amt  verloren  habe;  ihm  stimmten  die   übrigen  anwesenden 
Cleriker  und  alle  Fürsten   mit  Ausnahme   des  Herzogs  Heinrich 
von  Oesterreich  zu  ').     Sofort  ward  auch   der  nach   diesem  Ur- 
theil erledigte   erzbischöfliche   Stuhl  wieder   besetzt,    indem   die 
anwesenden   Saizburger  Cleriker    und  Ministerialen   den   Propst 
Heinrich    von    Berchtesgaden  zum   Bischof    erwählten    und    der 
Kaiser  diesen  mit  den  Regalien  belehnte.     Aber  Alexander  III. 
erkannte  den  neuen  Erzbischof  nicht  an ;  Adalbert ,  obwohl  von 
den  Kaiserlichen  hart  verfolgt,  hielt  sich  doch   noch  in   einigen 
Tbeilen  der  Diöcese  und  abermals  ward   letztere  durch  schwere 
Kämpfe  heimgesucht,  deren  Verlauf  und  Ausgang  hier  nicht  ge- 
schildert werden  kann;  erst  als  Friede  geschlossen  war  zwischen 
Kaiser  und  Papst,  fand  auch  das  Salzburger  Erzstift  unter  einem 
neuen  Kircbenoberen  die  langentbehrte  Ruhe  wieder*). 


^)  Hauptquelle  das  chronicon  Magni  presbyteri:  S.  8.  XVII.  4U8 
und  die  Briefe  des  Papstes  Alexander  daselbst  499  fgg. 

')  Chr.  M.  p.:  —  tractaturi  de  ordinatione  archiepiscopatus  Salz- 
burgensis  et  diffiuitionem  accepturi  senteutiae  ex  iudicio  curiae.  Et 
haec  erat  terli^a  curia  pro  hac  causa  determinanda  in  partibus  Bawariae 
ab  imperatore  indicta  et  sollempniter  habita. 

*)  Chr.  M.  p. :  —  Imperator  collecta  curia  —  omnes  suffraganeos 
eiusdem  archiepiscopi  qui  aderant  ad  hoc  dcduxit,  ut  iu  scnteutiam 
Brixinensis  electi  magistri  Rieben  consentirent ,  qui  electus  ad  inter- 
rogationem  imperatoris  presentc  curia  scnteutiam  depositionis  in  archi- 
episcopum  nimis  proterve  dederat.  —  Prefatae  igitur  seutentiac  —  etiam 
principea  regni  pro  graüa  imperatoris  consentire  cogebaiitur. 

♦)  Reuter  III.  95,  316  fgg.,  363  fgg.,  Schmidt  110  fgg. 
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Weitaas  der  wichtigste  Prozess  aber,  weicher  unter  Kaiser 
Friedrich  I.  und  in  der  ganzen  hohenstaofischen  Zeit  überhaupt 
verhandelt  wurde,  ist  der  gegen  Heinrich  den  Löwen.  Der 
Starz  des  Herzogs  von  der  Höhe  einer  fast  königlichen  Macht 
war  ein  Ereigniss  von  so  tief  eingreifender  politischer  und 
staatsrechtlicher  Bedeutung,  dass  die  letztere  jedem  Darsteller 
der  Zeitgeschichte  in  das  Auge  fallen  musste,  und  daraus  er- 
klärt CS  sich,  dass  die  schliesslichen  Resultate  des  Prozesses, 
die  Aechtnng  des  Herzogs  und  die  Vertheiluug  seiner  FArsten- 
thflmcr,  von  fast  allen  gleichzeitigen  und  späteren  Quellen  er- 
wähnt werden.  Dennoch  herrscht  ttber  die  Einzelnheiten  des 
Verfahrens  gegen  Heinrich  noch  grosses  Dunkel .  das  sich  selbst 
bei  sorgfältiger  Berücksichtigung  aller  Zeugnisse  nicht  voll- 
ständig aufhellen  lässt. 

Es  ist  jBchon  gesagt  worden,  daßs  der  Kampf  zwischen  den 
Weifen  und  Hohenstaufen  unmittelbar  nach  der  Wahl  Konrads 
des  Dritten  seinen  Anfang  nahm.  Der  König  forderte  von 
Heinrich  dem  Stolzen  die  Heransgabe  eines  der  beiden  von  ihm 
besessenen  Herzogthflmer,  und  als  diese  verweigert  ward,  kam 
CS  sofort  zum  Kampfe.  Konrad  sprach  noch  im  Jahre  1138 
die  Acht  über  den  Herzog  aus  und  entzog  ihm  seine  Beichs- 
lehen,  indem  er  Sachsen  an  Albrecht  den  Bären  verlieh,  Bayern 
an  Markgraf  Leopold  von  Oesterreich  0-  Auch  nach  dem  Tode 
Heinrichs  währte  der  Krieg  fort,  bis  dessen  Sohn,  Heinrich 
der  Löwe,  anf  dem  Frankfurter  Reichstage  von  1142  seinen 
Ansprüchen  auf  Bayern  entsagte,  dagegen  Sachsen  zurückerhielt. 

*)  Die  Acht  ward  in  Wurzborg  ausgesprochen  und  das  Herzogthum 
Sachsen  an  Albrecht  verliehen,  aber  in  Goslar  scheint  sich  das  Ver- 
fahren wiederholt  zu  haben  (Weihnachten  1138).  Mon.  Wetngart  de 
Giielfig  principibus:  Ibi  (Wirzburg)  iudicio  quorundam  principum  dnx 
proscribitur  ducatuique  ei  abiudicantur.  Burch.  Ursp.  chron.  ad  a.  1136: 
Rex  —  HerbipoHm  penrenit,  nbi  iadicio  quorundam  principum  dux 
proBcribitur  et  in  proxima  nativitate  Domini  in  palatio  Goslariensi  du- 
catos  ei  abiudicatnr.  Ebenso  Otto  Fris.  chron.  VJI.  c.  23.  Vgkh. 
Jaff^:  Konr^d  IIL  S.  16  und  20.  Bayern  ward  erst  1189  an  Leopold 
TOD  Oesterreich  verheben;  nach  dessen  Tode  fl8.  Oct.  1141)  blieb  es* 
in  der  Hand  des  Kdnigs,  der  dann  erst  im  Frühjahr  1143  darttbef  zu 
Gunsten  Heinrichs  von  Oesterreich  vorfügte.  Jtaff^  S.  24  und  An- 
hang m.  S.  221. 
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Aber  schon  vier  Jahre  später  trat  Heinrich  wieder  mit  An- 
sprüchen auf  Bayern,  welches  Ilcrzogthum  inzwischen  an  Hein- 
rich Jasomirgott  verliehen  worden  war,  hervor,  Hess  es  indessen 
geschehen,  dass  der  König  die  Entscheidung  über  diese  An- 
sprüche bis  nach  seiner  Rückkehr  vom  Kreuzzage  vertagte  *). 
In  der  That  setzte  nun  Konrad  dem  Herzog  einen  Rechtstag  iu 
dieser  Sache  an,  welcher  im  Januar  1151  zu  Ulm  gehalten 
werden  sollte,  aber  Heinrich  blieb  aus  und  griff  vielmehr 
Bayern  mit  Heeresmacht  an*).  Dennoch  gewährte  ihm  der 
König  eine  neue  Frist  zur  rechtlichen  Begründung  seiner  An- 
sprüche^), Heinrich  versprach  auch,  vor  dem  Hofgericht  zu  er- 
scheinen, erfüllte  aber  seine  Zusage  nicht  und  nöthigtc  so 
endlich  den  König  zu  einem  Heereszage  nach  Sachsen,  dessen 
kläglicher  Ausgang  oben  erwähnt  wurde .-  die  Rechtsfrage  zwischen 
dem  Weifen  und  Heinrich  von  Oesterreich  war  also  ungelöst, 
als  Konrad  verschied. 

Auch  Friedrich  L  bemühte  sich  anfänglich  vergeblich  eine 
Ausgleichung  zwischen  beiden  ihm  so  nahe  verwandten  Fürsten 
herbeizuführen.     Es  wurde  darüber  auf  verschiedenen  Hof-  und 


>}  Otto  Fris.  de  gestis  Frid.  I.  hb.  I.  c.  43:  Ad  praedictam  curiam 
(Frankfurt  1147j  Henricus,  Henrici  Noricorura  ducis  filius,  qui  iam 
adoleverat,  vcnit,  ducatum  Noricum,  quem  patri  suo  non  iuste  abiudi- 
catum  asserebat,  iure  haereditario  reposcens.  Quem  princeps  multa 
prudentia  et  ingenio  inductum,  usque  ad  reditom  suum  suspendens, 
quiete  expoctare  persuasit. 

*)  So  schreibt  Konrad  an  den  Abt  VVibald  (Ja ff 6  Nr.  319,  Mart. 
Nr.  233):  Sanctitati  tuae  notum  sit,  quod  nos  ex  consilio  et  petitione 
principum  duci  H.  Saxoniae  ad  expostulandam  benefictalem  iustitiam 
curiam  Ulme  in  octava  Epiphaniae  indiximus.  .Ipse  vero  ad  eandem 
curiam  non  solum  venire  neglexit,  verum  etiam  armata  manu  ducatum 
Bawariae  occupare  conatus  est. 

')  Der  nächste  Reichstag  sollte  am  11.  Juni  1151  zu  Regensburg 
stattfinden  (aliam  curiam,  heisst  es  in  demselben  Briefe,  ex  iudicio 
principum,  —  ei  praefiximus,  querimonie  eius  satisfacturi).  Zu  dieser 
Verhandlung  erbat  sich  Heinrich  in  einem  Briefe  an  Wibald  (Jaff^ 
Nr.  320,  Mart.  290)  den  Beistand  des  letzteren  mit  dem  Bemerken, 
'Konrad  habe  versprochen,  quod  sccundum  insticiam  vcl  principum  con* 
silia',  qui  ad  curiam  confluent,  -^  so  nobis  responsunira.  Ein  dritter 
Rechtstag  ^fand  zu  Wit'zburg  im  September  oder  November  1151 'statt: 
Jaffe  Konrad  S.  204. 
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Reichstagen  verhandelt.  Der  ersten  Ladung  vor  das  Hofgericht 
folgte  nur  Heinrich  der  Löwe;  sein  Gegner  erschien  nicht,  spä- 
ter gehorchte  derselbe  zwar  der  Vorladung,  verweigerte  -aber, 
sich  auf  den  Prozess  einzulassen;  weil  er  nicht  gehörig  yorgela- 
deu  sei  ^).  Endlich  konnte  der  Kaiser  dem  Drängen  Heinrichs 
i\&s  Löwen  nicht  länger  ausweichen;  er  setzte  einen  vierten 
Kechtstag  an  (1 154)  und  als  Heinrich  von  Oesterreich  auch 
diesmal  nicht  erschien,  wurde  jenem  das  streitige  Hcrzogthum 
zngesprochen  ^).  Ein  Jahr  später  wurde  derselbe  auch  in  den 
Besitz  Bayerns  eingewiesen,  konnte  aber  nicht  allgemeine  An- 
erkennung finden^).  Eine  endgültige  Erledigung  des  Streits 
wurde  erst  1 1 56  zu  Regensburg  in  der  Weise  herbeigeführt, 
dass  Heinrich  Jasomirgott  auf  das  Herzogthum  Bayern  verzich- 
tete, welches  sofort  an  Heinrich  den  Löwen  verliehen  wurde, 
wogegen  letzterer  allen  Ansprflcheu  auf  die  Mark  Oesterreich 
entsagte,  welche  der  Kaiser^nach  Rath  und  Urtheil  der  Fürsten 
zum  Herzogthum  erhob  *). 

*)  Otto  Friä.  de  gestis  Frld.  H.  c.  7:  Rex  ergo  praedictam  litem 
jodicio  vel  consilio  decisurus,  utriquc  —  in  civitate  Hcrbipoli  curiam 
praefigit:  quo  dum  alter,  id  est  Hcnrici  ducis  filius,  vciiiret,  alter  se 
absentaret,  iterum  et  itenim  vocatur.  —  c.  9:  Ad  praedictam  curiam 
(Worms)  praenominati  duces  —  coutendentes  venerunt:  sed  altero, 
qiiod  legitime  vocatus  non  fuerit,  practcndente,  debitum  linem  negotium 
ibi  habere  non  potuit.  —  c.  11:  Proximo  -  Dcccmbri  utriquedoos  — 
in  civitate  Spira  principis  adsistunt  indicio,  sed  iterum  altero  de  legi- 
tima  vocatione  se  excusante  res  protelatur. 

*i  Itaque  Fridericus,  {fährt  Otto  Fris.  c.  11  fort,  tandem  alterins 
instantia,  qui  in  paternam  haereditatem ,  a  qua  diu  propulsus  fuerat, 
flcxus  —  finem  negotio  imponere  cogcbatur.  Proinde  in  oppido  Saxo- 
niae  Goslaria  curiam  celebrans  utrosque  duces  datis  odictis  evocavit. 
l'bi  dum  altero  veniente ,  alter  se  absentaret,  judicio  principum  —  Hen- 
rico  Saxoniae  duci  Baioariae  ducatus  adiudicatur. 

*)  Otto  Fris.  U.  c.  28:  —  Imperator  Ratispouam,  Norici  dura- 
tos  metropolim,  curiam  celebraturus  ingreditur,  habens  secum  Henricum, 
Henrici  ducis  filium,  in  possessioncm  eiusdcm  ducatus  mittendnm.  — - 
Igitor  sedente  ibi  publice  consistorio  imperatore  iam  saepe  nominatus 
H.  dux  possessionem  suam  patnunque  suorum  recipit  sedem.  Nam  et 
proceres  Baioariae  hominio  et  sacramento  sibi  obligantur  et  cives  non 
sohm  iuramento,  sed  etiam,  ne  nllam  vacillandi  potestatem  haberent, 
vadibus  obfirmautur. 

•)  Privilegium  •minus  für  Oesterreich  vom  17.  Sept.  115G  (Archiv 
filr  Kunde  österr  Geschichtsquellen  VIII.  110  fgg.,  S.  S.  XVII.  383  und 
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Von  dieser  Zeit  an  wuchs  die  Macht  Heinrichs  des  Löwen 
mehr  und  mehr.  Der  Kaiser  bezcigic  ihm  Gunst  vollauf  bis  zu 
jenem  verhängnissvollen  Augenblicke,  da  der  Herzog  dem  Lehns- 
herrn  in  einer  schweren  politischen  Krisis  Jede  Hülfe  verwei- 
gerte. Denn  nun  brach  xiie  Freundschaft,  welche  die  beiden 
Fürsten  bisher  vereinigt  hatte,  und  es  begann,  das  strenge  Straf- 
gericht gegen  Heinrich,  welches  seine  Macht  binnen  kurzer  Zeit 
so  völlig  vernichtete,  dass  er  hilflos  in  der  Fremde  eine  Stätte 
der  Zuflucht  suchen  musstc^). 

Die  Anregung  zu  dem  Rechtsveri'ahren  gegen  den  Herzog 
ging  nicht  vom  Kaiser  aus  und  nichts  wäre  unrichtiger,  als  in 
demselben  nur  einen  Act  der  Rache  fdr  die  Friedrich  I.  bereitete 
Demüthigung  erkennen  zu  wollen.  Wiederholt  hatte  der  Kaiser 
zwischen  Heinrich  und  anderen  geistlichen  und  weltlichen  Für- 
sten ,  welche  mit  eifersüchtigem  Auge  das  Wachsthum  der  Macht 
desselben  betrachteten ,  vermittelt.  Immer  wieder  waren  zwischen 
denselben  Zwistigkeiten  aller  Art  entstanden  und  so  fand  der 
Kaiser,  als  er  Ende  1 1 78  aus  Italien  nach  Deutschland  zurück- 


sonst  häufig  gedruckt):  —  de  consilio  et  iudicio  principum,  Wladizlao 
illustri  duce  Boeniiae  seDteotiam  promulgante  et  ouiiiibus  principibus 
apprubaotibos,  marchiani  Austriac  in  ducatum  commutaviiims.  (Prutz: 
Heinrich  der  Löwe  141  fg.  übersetzt  so:  Herzog  Ladislaus  nahm  die 
wichtige  Pcrgamentrolle  zur  Hand  und  verkündete  mit  lauter  Stimme 
<He  vorher  verabredeten  Satzungen!)  Urkpndenzeugeu:  der  Tatriarch 
von  Aquileja,  der  Erzbischof  von  Salzburg,  fünf  Bischöfe,  Herzog  Weif, 
Herzog  Konrad,  Friedrich,  Sohn  des  Königs  Konrad,  drei  Markgrafen, 
die  Pfalzgrafen  Hermann  und  Otto  und  des  letzteren  Bruder  Friedrich, 
sechs  benannte  Qrafen  et  alii  quam  plures. 

')  Die  Quellen,  freilich  von  sehr  verschiedenem  Werth,  sind  fol- 
gende: Scriptores  XVI  ann.  Sancti  Petri  Erphesfurdenses  S.  24,  25, 
Palidenses  95,  Magdeb.  Id4,  Stederburgenses  213,  14,  Stadenses  349; 
XVIL  ann.  Marbac.  161,  S.  Georgii  29G,  Scheftl.  337,  Herrn.  Altah.  384, 
chron.  M.  presb.  506,  ann.  Osterhov.  542,  Ratisp,  589,  Chuonradi  chron. 
Schir.  621,  aon.  Schir.  630,  Col.  Max.  789,  90,  Bremenses  857 ;  IX.  ann. 
Ausiriaci  fiOd,  41,  46,  617,  32;  Amoldus  Lubec  (ed.  1659)  S.  275,  76; 
chron.  Ursperg.  (1609)8.  226,  27;  chron. montts  Sereni  (rec.  Eckstein) 
S.  42;  Otto  Sanbl.  (Boehmer:  Fontes  III.  606);  Zeitbueh  des  Eike 
von  Repgow  (Mass  mann  426,  27);  constitutio  ducatus  Colon,  in  West- 
falia:  Logg.  II.  163,  Scibertz  I.  112,  Lacomblei  I.  331  und  Et - 
hard  IL  150. 
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kehrte,  den  Herzog  in  mannigfaehe  Fehden  mit  dem  Erzbischof 
Philipp  von  Köln,  dem  Bischof  Ulrich  von  Halberstadt  und  an- 
deren verwickelt.  Der  Herzog  eilte  dem  Kaiser  nach  Speyer  ent 
gegen  und  klagte  dort  über  seine  Gegner,  die  auch  ihrerseits 
zahlreiche  Anschuldigungen  gegen  den  mächtigen  Fürsten  erho- 
ben. Friedrich  entschied  zunächst  nichts,  lud  vielmehr  beide 
Parteien  vor  sich  nach  Worms,  Herzog  Heinrich  namentlich,  nm 
sich  auf  die  I^lageu  der  Fürsten  zu  verantworten  ^).  Auf  diesem 
Tage  zu  Worms  (Januar  1 1 79)  erschien  der  Herzog  nicht  ^)  und 
ward  deshalb  zu  einem  zweiten  Gerichtstage  vorgefordert,  Üer 
zu  Magdeburg  gehalten  werden  sollte.  Auch  diesmal  (Juni  1179) 
verschmähte    es    Heinrich,    vor    dem    Gericht  zu    erscheinen^), 

*)  Arnold.  Lub. :  circa  dies  illos  reversus  est  imperator  de  Italia, 
cui  occurrit  dux  apud  Spiram  et  illatas  sibiiniuriasa  domino  Coloniensi 
conqoestus  est  in  praescntia  ipsius.  Quod  imperutor  tunc  quidem  dissi- 
mulauB,  eis  curipm  ind'xit  apud  Wormaciam ,  duccin  tameu  praccipiic 
ad  audientiam  illuc  citavit,  rcsponsurum  querimouiis  princi- 
pum.  Es  ist  daher  unrichtig,  wenn  neuerdinf^  behauptet  wurde  (Prutz: 
bistoria  Henrici  Leonis  inde  ab  a.  1170  usque  ad  a.  1182.  Berlin,  1H63. 
S.  30),  Heinrich  sei  zu  diesem  Womiser  Tage  nicht  als  Angeklagter, 
sondern  als  Ankläger  geladen  worden;  erst  als  er  nicht  nach  Worms 
gekommen,  hätten  die  Gegner  ihre  Beschwerden  vorgebracht  mul  des- 
halb hätte  dem  Herzog  ein  neuer  Rechtstag,  der  zu  Magdeburg,  an- 
gesetzt werden  müssen,  um  sich  zu  rechtfertigen.  Auch  in  seinem 
grösseren  Werke:  Heinrich  der  Löwe  312  fgg.  scheint  Prutz  diese  Auf- 
fassung noch  festzuhalten. 

*)  Arn.  Lub.:  —  dux  eo  venfre  dissimnlavit;  Ann.  Col.  Max. S. 789: 
—  enm  ille  tarnen  absens  esset. 

*)  Ann.  Ck>l.  Max. :  Curia  apud  Magd,  satis  celebris ,  nbi  querimonia 
omnirno  pene  priacipum  habita  est  de  duce  Saxonum,  qui  iam  per 
annum  ad  audientiam  vocatus  venire  aut  noluit  aut  timuit,  ibique  frans 
eins  et  perfidia  primum  imperatori  detecta  est  — .  —  Arnold.  Lub.: 
Imperator  antem  aliam  ei  curiam  indixit  in  Magdelmrg,  ubi  Theodo- 
ricus  marchio  de  Landaberg  duellum  contra  cum  expetiit,  imponens  ei 
qoasdam  traditiones  contra  Imperium  factas.  ~  Dux  autem  venire  no- 
luit. Des  Antrages  des  Markgrafen  gedenken  auch  das  chron.  montis 
Sereni  (marchio  —  ducem,  tanquam  qui  contra  imperatorem  coniurasset, 
ad  duellum  coram  imperatore  saepius  provocabat,  sed  ille,  male  sibi 
conscius,  imperatoris  praesentiam  declinabat  — )  und  das  Zeitbnch  des 
Elke  von  Repgow  (Dö  klageden  de  vorsten  alle  over  den  hertogen 
lünric  unde  marcgraeve  Dideric  von  Landesberg  spräc  üp  en  kampltke 
dur  dat  de  Wenode  haddcn  gebraut  de  marke  to  Lüsizmittes  hertogen  räde). 
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suchte  vielmehr  bei  einer  persönlichen  Zusammenkonft  mit  dem 
Kaiser  denselben  zu  einer  Ycrmittclung  zwischen  sich  und  sei- 
nen Gegnern  zu  bewegen.  Als  aber  dieser  Versuch  misslang, 
setzte  Friedrich  dem  Herzog  einen  dritten  Rechtstag'  an ,  der 
wahrscheinlich  (Mitte  August  1179)  zu  Goslar  gehalten  wurde  ^). 
Als  Heinrich  auch  diesmal  nicht  erschien,  erkannten  die  Fürsten, 
dass  derselbe  in  die  Reichsacht  verfallen  sei  und  alle  seine 
Lehen  verwirkt  habe  ^).  . 

Bis  hierher  entsprechen  die  Nachrichten  durchaus  dem, 
was  uns  sonst  über  den  Prozcss  am  Uofgericht  bekannt  ist:  der 
Angeschuldigte  wird  dreimal  in  geräumigen  Fristen  preladen,  die 
Fürsten  finden  endlich  das  Urthcil  und  der  Inhalt  des  letzteren 
entspricht  durchaus  dem  j^cltenden  Reichsrecht.  Aber  nun  y.eigt 
sich  eine  Abweichung.  Der  Kaiser  verkündet  die  Acht,  auf 
welche  die  Fürsten  erkannt  haben,  nicht,  lässt  vielmehr  den 
Herzog  zu  einem  neuen  Gerichtstage  vorladen.  Bas  soll  auf 
Bitten  der  Fürsten  geschehen  sein'),  in   Wahrheit  aber  dürften 


*)  Die  aiin.  Pegav.  XVI.  262  erwähnen  auch,  es  seien  dem  Herzoge 
drei  Rechtstage  gesetzt  worden,  nennen  aber  Magdeburg,  Nürnberg 
und  Koyne  bei  Zeitz;  am  letzteren  Orte  hielt  sich  Friedrich  nach  den 
Reg.  2G15— 18  ehenfalls  im  August  auf  und  es  wäre  daher  möglich,  dass 
hier  und  nicht  in  Goslar  der  dritte  Gerichtstag  gchalteu  wurde ;  dass 
aber  die  beiden  erstercn  in  den  Aunalen  unrichtig  angegeben  sind, 
halte  ich  für  unzweifelhaft. 

')  Arn.  Lubec. :  Exinde  Imperator  tertiam  ei  curiam  Goslariae  prae- 
fixit,  ncc  minus  illam  supcrsedcndo  ncglexit.  Imperator  itaque  pro- 
cedens  in  concionem,  sententiam  adversus  eum  proposuit,  quaerens, 
quid  super  hoc  iustitia  decemeret,  quod  tertio  legitime  vocatus  iudicium 
declinaverit  et  per  contemtum  ad  audientiam  suam  venire  noluerit.  Gui  ex 
sententia  principum  responsum  est,  quod  iustitia  dictanto  omni  sit  ho- 
nore  destituendus ,  ita  ut  proscriptione  publica  diiudicatus  et  ducatu  et 
Omnibus  beneficiis  careat  et  alter  in  locum  eiua  consurgat.  Confir- 
mata  itaque  sententia  Imperator  id  adiudicavit  fieri.  Wie 
dessen  ungeachtet  Prutz  518  behaupten  kann,  die  Sentenz  der  Fürsten 
sei  kein  gegen  Heinrich  gefällteB  Urtheil  gewesen,  der  Kaiser  habe  ihm 
nur  die  Folgen  seines  Trotzes  klar  machen  und  zum  Nachgeben  be- 
wegen wollen,  ist  mir  unverständlich. 

*)  Arn.  Lubec:  Quartam  tarnen  curiam  adhuc  rogatu  principum  ei 
indixit,  ad  quam  cum  non  venisaet,  fecit  ut  superius  ex  sententia  prin- 
cipum instructus  erat  — . 
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politische  ROcksichten  und  rechtliche  Bedenken  ftr  diese  neoe 
Fristbewilligung  massgebend  gewesen  sein.  Zunächst  scheint  der 
Tag  ZQ  Goslar  (oder  zn  Koyne)  nicht  zahlreich  besucht  gewesen 
zn  sein  nnd  die  anwesenden  Forsten  mochten  es  bedenklich  fin- 
den, auf  alleinige  Verantwortlichkeit  das  Schicksal  eines  so 
mächtigen  Genossen  zu  bestimmen;  einen  Rechtspxuch  durften 
sie  dem  Kaiser  nicht  verweigern,  aber  die  Ausführung  des- 
selben wollten  sie  wohl  hinausgeschoben  sehen,  bis  sich  eine 
grösser^  Zahl  der  Fürsten  iu  gleichem  Sinne  ausgesprochen 
hätte.  Auch  im  Interesse  des  Kaisers  lag  es,  grade  in  dieser 
Sache  und  diesem  Fürsten  gegenüber  joden  Schein  der  Partei- 
lichkeit und  Uebereilung  zu  vermeiden,  um  so  mehr,  als  Hein- 
rich das  ganze  gegen  ihn  gerichtete  prozessualische  Veriahren 
bemängelte  und  den  Anspruch  erhob,  dass  über  die  gegen  ihn 
erhobenen  Anklagen  in  seinem  Ileimathlande  Schwaben  ent- 
schieden werde  ^).     Es  ist  kein  Grund ,   an    der  Richtigkeit  der 

\)  Wir  besitzen  hierüber  zwei  Nachrichten.  Zun&chst  Am.  Lub.: 
Dax  antem  ininste  de  sc  iudicatum  esse  affirmabat,  dicens  se  de 
Suevia  orinndum  et  nallum  proscriptione  damnari  posae,  non  convictum 
in  terra  nativitatis  suae.  Ueber  die  Berechtigung  dieses  Anspruchs 
vergl.  Homeyer:  über  die  Heimath  nach  altdeutschem  Recht  in  den 
Abhandlungen  der  philos.-histor.  Klasse  der  Berliner  Akademie  1852 
S.  17  fgg.  Die  zweite  Nachricht  bei  Burchard  Ursp.:  Ast  Imperator 
ipsnm  dncem  frequenter  evocat  ad  curiam  ad  obiecta  responsurum.  IJbi 
qaidara  principes  et  barones,  lauteres  dncis,  more  Theutonicorum ,  qui 
sine  lege  et  ratione  voluntatem  suam  pro  iure  statuentes,  contra  impe- 
ratorem  hoc  ins  teuere  volebant,  ut  Imperator  dncem  condcmnarc  non 
posset  vel  terras  snas  abindicare,  nisi  infra  terras  ducis  placitum 
statneret  Porro  qnidam  nobilis  exurgens  in  medium  proposuit,  qnod 
lege  dnellioimm  quo  et  lege  et  ratione  firmatur,  hoc  vellet  obtinere  / 
contra  quemlibet  secum  pugnare  volentem ,  quod  imperator  qüemhbet 
principem  posset  evocare  pro  iustitia  ad  locum  quemcumque  vellet  infra 
terminos  sui  imperii  existentem.  Gumque  nuUns  isti  se  offerret  ad 
pngnaro  edicto  imperatoris  praefata  sententia  pro  iure  perpetuo  statuta 
(^st,  quam  non  dubium  est  anctoritate  et  ratione  firmari.  Diese  Erzäh- 
lung erscheint  indess  ziemlich  bedenklich.  In  keiner  anderen  Quelle 
vird  eines  Zweikampfes  über  die  angeblich  streitige  Frage  gedacht  und 
namentlich  ist  es  unrichtig,  wenn  neuerdings  behauptet  wurde,  dass 
snf  dem  späteren  Wirzbnrger  Reichstage  eine  Entscheidung  über  die 
y^fte  in  der  angegebenen  Weise  erfolgt  sei.  Dass  sodann  die  Erzäh- 
lung anfmilig  an  Widukind  IL  10  (S.  S.  II.  440}  erinnert,  ist  nicht  erst 
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hierauf  bezüglichen  Nachricht  zn  zweifeln  und  es  ist  anznneh- 
nf>en,  dass  Herzog  Heinrich,  wenn  er  ttberhaapt  das  gegen  ihn 
beobachtete  Verfahren  angreifen  wollte,  das  gethan  haben  wird, 
ehe  der  erste  ihn  verurtheilende  Sproch  zu  Goslar  einging  ^). 
Nicht  unwahrscheinlich  ist  es,  dass  Heinrich  fttr  seine  Beschwifr- 
den  auch  am  Hofe  Anhänger  suchte  oii<l  fand,  und  dass  diese 
den  Einwand  des  Herzogs  auf  dem  Tage  zu  Goslar  geltend 
machten  ^).  Obwohl  sie  damit  nicht  durchdrangen ,  die  Mehr- 
heit der  ürtheilfinder  sich  vielmehr  für  eine  sofortige  Entschei- 
dung erklärte  und  der  Kaiser  sich  damit  einvei*standen  zeigte, 
mochte  doch  auch  diese  Opposition  Friodrich  bestimmen,  die 
Verkündung  der  Reichsacht  auszusetzen  und  auf  einem  neven 
Rochtstage  noch  einmal  die  Beschwerden  des  Herzogs  zu  er- 
örtern. 

Darin  stimmen  dann  alle  Quellen  überein ,  dass  die  Verkfln- 
digung  der  Acht  zu  Augsburg  am  15.  Januar  1 180  erfolgte  *).  Ueber 

besonders  hervorzuheben,  wohl  aber  darauf  hinzuweisen,  dass  die 
Acussernng:  die  Fürsten  hätten  verlangt,  es  sollte  ein  Gerichtstag  infra 
tcrras  diicis  gehalten  werden,  den  eigentlich  streitigen  Pnnkt  gar  nicht 
tritft.  Die  Tage  zu  Magdeburg  und  Goslar  waren  ja  in  Sachsen,  wozu 
das  eine  Herzogtbnm  Heinrichs  gehörte,  gehalten  worden,  das  Verlangen 
der  Fürsten  hätte  also  keinen  Sinn  gehabt,  während  der  Antrag  sehr 
beachtenswerth  erscheinen  musste,  wenn  er  dahin  ging,  es  solle  über 
den  Herzog  in  seinem  Heimat  blande  gerichtet  werden. 

')  Diese  Bemerkung  über  den  Zeitpunkt,  wann  Heinricli  seine  Be- 
schwerde prozessnaliseh  geltend  gemacht  habe,  ist  deshalb  von  Erheb- 
lichkeit, weil  Arnold.  Lub.  die  Sache  so  erzählt,  als  sei  dieselbe  erst 
erhoben  worden,  naclHlem  bereits  der  ganze  Prozess  deünitiv  erledige 
war:  Qnartam  tarnen  —  instmctas  erat  (Note  67)  et  Bemardum  comi- 
tem  de  Anhald  pro  eo  ducem  constitnit  et  episcopis  nt  sna  redperent, 
qnae  in  beneficio  habnerat,  mandat  et  bona  eins  publicari  praecepit 
linde  accepta  occaaione  qnidam  de  suis  allen ati  sunt  ah  eo.  Duxautem 
ininste  (Note  68)  — . 

*)  Soviel,  scheint  mir,  ist  aus  der  BrsMilnng  des  Bnrch.  Ursp. 
(Note  08)  KU  entnehmen. 

*)  Constit.  dnc.  Colon.:  —  contnmax  indicatus  est  ac  proinde  tarn 
ducatns  Bawarie  quam  Westfalie  et  Angarie  quam  etiam  nniversa,  qne 
ab  imperio  tennit  beneficia,  per  nnanimem  principum  sententiam  in 
sollempni  cnria  Wircibnrc  celebrata  ei  abindicata  sunt  nostroqoe  iuri 
addicta  et  potestati.  —  Otto  Sanbl.:  —  apud  Horbtpolim  —  sententia 
prinripnm  dncatu  Norico  cum   Saxonico  et  omni  prediomm   et  hene« 
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die  ia  Folge  dessen  iedfg  gewordenen  Horsio^thOmer  Hcinriolis 
verfügte  der  Kaiser  noch  in  demselben  Jahre.  Von  dem  Hcr- 
zogUinm  in  Sachsen  erhielt,  alshald  Erzbisrhof  Philipp  von  Köln 
den  eisen,  Bernhard  von  Anhalt  den  anderen  Theil  nnd  es 
ward  über  diese  Verleiliungen  auf  dem  feierlichen  Hofiage  zu 
Gellenhausen  die  mehrfach  erwähnte  constitiUio  duc.  Col.  aus- 
gestellt^),  das   Herzogthum    Bayern    aber    wurde    zwei    Monate 


ficiormn  possessione  feodali  pena  multatnr  privatnr.  —  Ann.  S.  Petri 
Erphesf.  a.  1180:  Imperatore  curiam  —  apud  Wirceburc  habcnte, 
Heinricns,  Saxonum  ac  Noricortim  hactenns  ducatn  potcns  et  famoslssi- 
mas  inter  regni  primatos,  nvidentibns  indictis  Romani  agnitus  hostis  im- 
perii,  presentiam  sai  regiac  maiestati  iam  diu  animose  subtrahons, 
Telot  inprobus  mnltamm  Invasor  ecciesiarum  et  violentus  nbiqne 
oppressor  Christi  panpenim,  ex  senti*ntia  imperatoris  et  unaniral  ron- 
sensn  episcoponim  scu  principiim  sr^s  omnibns  abdicatus,  cunctis  pcr- 
soquendus  proscribitnr  et  Saxoniar  dncatus  eidem  secrndum  censuram 
presencinm  ablatus,  Bemhardo  cnmiti  in  prescntia  solemnitcr  addicitur. 
—  Ann.  Magd.  a.  1180:  Dnx  H.  ab  imperatore  ad  curiam  Wircibnrc 
rocatns  et  venire  contempncns,  ex  sententfa  principum  röus  maiestatis 
et  privari  beneficiis  adindicatur ;  cni  Bemhardus  comes  in  ducatu  Saxo- 
nie  snbstitQttttr.  —  Arn.  Pegav.:  Imperator  —  curiam  habuit  in  Wirci- 
bnrg,  ad  quam  dnx  H.  vocatns  non  venit,  et  ideo  ex  sententia  princi- 
pan  rens  maiestatis  adindicatur.  Preterea  omnis  hereditas  eins  et  omnia 
beneficia,  qnae  ve]  a  regao  vel  ab  episcopis  possedit,  eidem  abiudican- 
tnr.  —  Ann.  Stad.:  Imp.  Werceb.  —  H.  duci  abiudicavit  omne  feodum, 
qaod  ab  imperio  tenuit  vel  archiepiscopis  vel  episcopis.  —  Chron.  mon- 
ti«  Ser.:  —  H.  dnx  terl'o  vocatus  venire  renuit.  Qnamobrem  ex  sen- 
tentia omninm  principum  reus  maiestatis  damnatns  est  omnisque  ei  he- 
reditaria  proprietas  et  beneficiaria  possessio  abiudicata  est 

')  Daniels  Rechtsgesch.  II.  3.  394  bestreitet  nicht  nur  die  Echtheit 
der  äusseren  Form,  sondern  auch  die  Richtigkeit  des  Inhalts  der  con- 
stitutio.  Nun  melden  aber  die  ann.  Pegav.  1180 :  Imperator  curiam  ha- 
boit  Getlinhusen  ^  et  -Bernhardo  comiti  —  dncatus  Saxoniae  ex  omninm 
principum  sententia  adindicatur  circa  orientalempartemHnminisWiscra; 
dncatum  vero  ad  occidentalem  plagam  einsdem  flnminis  in  Wcstfalia 
Coloniensis  episcopus  optinuit;  ferner  die  ann.  Stad.  118Ö:  Bern,  comes 
de  A.  snscepit  dncatum  Saxoniae  et  Pb.  Col.  dncatum  Westphaliae; 
endlich  ann.  Col.  Max.  zu  demselben  Jahre :  imperator  —  curiam  apud  6. 
habnit  Ibi  —  ep.  Col.  in  sua  diocesi  et  per  oranem  Westfaliam  et 
Angariam  eidem  ducatui  preficitur,  reliqua  autem  pars  per  omnem  Saxo- 
niam  comiti  B.  de  HannhaH  obvenit  Nach  diesen  und  anderen  Zeug- 
nissen kann  es  meines  Erachtens  keinem   Zweifel  unterliegen,  dass  es 
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später,    den    20.   Juni  .1180,     au    OUo,    von    WiUelsbarU    ver- 
liehen ^). 

Hiermit  enden  die  2<]arlirichtcn  über  den  Prozess  gegen  üvu 
einst   so   oiäK'.htigea    Fürsteji^).      Basch    folgte    dann   die   VoU- 


in  der  Absicht  des  Kaisers  lag,  die  ganze  Gewalt,  wie  sie  Heinrich 
rechtlich  zugestanden  hatte,  an  Philipp  nnd  Bernhard  su  Abertragen. 
Der  Erzbischof  insbesondere  erhielt,  wie  ueuerdings  Weiland:  Das 
sächsische  Ilorzogthiim  unter  Lothar  und  Heinrich  dorn  Löwen,  nach- 
gewiesen, die  Herzogsgewalt  über  das  gcsammtc  später  sog.  Westfalen, 
während  das  Hcrzogthum  Bernhards  sich  auf  das  Amt  und  Gebiet,  auf 
welchen  der  sächsische  Ducat  ursprünglich  begründet  war,  auf  die  Mark 
gegen  die  Slawen  und  die  angrenzenden  Gaue  beschränkte.  Am  a.  O. 
]'G6-  8(>.  Weshalb  in  der  constit  von  einem  ducatus  Angariae  et  West- 
faliae  die  Rede  ist  und  nicht  von  dem  ducatus  Saxoniae,  ist  ebcndort  er- 
örtert worden.  Die  Bezeichnung  des  Herzogthums  in  dieser  Weise  ist 
übrigens  den  Urkunden  jener  Zeit  doch  nicht  so  fremd,  als  Daniels 
meint,  wenigstens  nennt  sich  Bernhard  selbst  bald  dux  Saxoniae,  bald 
dux  Angariae  et  Westfaliae  (z.  B.  Ennen  und  Eckcrtz  L  58G),  ob- 
wohl ihm  herzogliche  Gewalt  in  Westfalen  entschieden  nicht  zustand. 
Vglch.  auch  Ficker:  Engelbert  228  fgg.  Prutz  324  lässt  sich  auf 
die  ganze  Frage  gar  nicht  ein. 

*)  Chron.  Magni  Presb.  XVII.  fiOÖ:  A.  llHOimperatorcuriamcelebra- 
vit   Ratispone  3.  Kai.  Julii Ibi  in   presencia  curie    imperator 

publice  questus  est  de  duce  Bawarie  et  Saxonic  domno  H ,  —  quod 
videlicct  iam  multo  tempore  et  regni  et  vitae  imperatoris  insidiator 
tuerit.  Principes  quoque  Saxonie  multas  graves  querimonias  adversus 
eunden  ducem  ibi  deposuerunt.  Tunc  ex  communi  senteutia  principum 
adiudicatum  est,  eum  debere  removeri,  quandoquidem  ad  iustaro  respon- 
sionem  vocatus  non  venerit.  Itaque  post  finitam  curiau  palatinus  comes 
dominus  Otto  senior  ducatum  Bawariae  de  manu  iuiperatoris  suscepit. 
Von  einem  zu  Kegensburg  erneuerten  Prozess verfahren  gegen  Heinrich 
konnte  nicht  die  Rede  sein,  vielmehr  ist  die  Erzählung  nur  so  aufzu- 
fassen, dass  dadurch  überhaupt  erklärt  werden  soll,  in  welcher  W^eise 
das  Reiclislehen  erledigt  worden  sei.  Die  ann.  Pegav.  und  Ratisp. 
nennen  statt  Regensburg  irrthümlich  Altenburg  als  den  Ort,  wo  die 
Verleihung  an  Otto  erfolgte;  die  ann.  Magdeb.,  Marbac.,  Scheftl.,  Herrn 
Altah.,  Otto  Sanbl.  u.  a.  nennen  den  Ort  gar  nicht 

^}  Es  bleibt  hier  noch  eine  Streitfrage  zu  erörtern,  welche  an  Otto 

Sanbl   (HI.  GIKJ)  anknüpft:  [Imperator] memor  contemtus  a  duce 

H.  apud  Clavennam  sibi  exhibiti  in  ipsum  vehenientissime  exarsit,  et 
quod  Italicis  hostibus  reipublice  contra  Imperium  faveret,  universis 
princi|)ibus  conqucritur;  dataque  ei  curiam  apud  ülmain  ipsum  ad  iudi- 
(iiini    snbeundum   imperiali  more   citavit.      Quo    non    veniente    curiam 
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strecknng  der  Rechtsprflche  gegen  deni^clben.    Vo»  vielen  Seiten 
aDgegrifficn,   zuletzt  vom  Kaiser  selbst  energisch  bekämpft,  ninsste 

ubi  aecandam  Ratispone  pre&cit  Quam  parvipendena  tertiam  nihilo 
mious  apad  Herbipolim  sibi  datam  supersedit.  Ibique  sententia 
principnm  ducatu  Norico  cum  Saxonico  —  privatur.  Die  Chronik  be- 
trachtet also  das  Verfahren  gegen  den  Herzog  als  hervorgerufen  durch 
die  feindselige  Gesinnung  des  Kaisers  gegen  Heinrich  und  als  veran- 
lasst durch  eine  Klage  des  ersteren:  beides  ist  narichtig.  Sodann 
keant  die  Quelle  die  Rechtatage  zu  Worms,  Magdeburg  und  Goslar  gar 
nicht,  nennt  vielmehr  zwei  Termine  zu  Ulm  und  Regensburg.  Ist  diese 
Angabe  zu  verwerfen?  Raumer  H.  181  lässt  die  Frage  ganz  un- 
berOhrt,  Prutz  diss.  8.  28,  9  erklärt  sich  unbedingt  gegen  OttoSanbl., 
indem  er  auszufahren  sucht,  die  Nachricht  von  einem  Hoilage  zu  Ulm 
im  Jahre  1179  beruhe  auf  einer  Verwechselung  mit  einem  daselbst  Ende 
1180  gehaltenen  Tage  und  bei  Erwähnung  der  Vertiandlung  zn  Regens- 
borg  habe  der  Chronist  an  die  imJuni  1180  dort  stattgehabte  Verleihung 
des  Herzogthums  Bayern  an  Otto  von  Wittelshach  gedacht.  Von  diesen 
Argumenten  ist  das  eine  absolut  hinfällig,  denn  wenn  Prutz  OttoSanbl. 
den  Vorwurf  macht,  er  verwechsele  d»e  Jahre  1179  und  80  (cnriam, 
qoae  exeunte  anno  1180  Ulmae  äabita  est,  de  Hcnrico  autem  Leone 
nihil  constituit,  ad  a.  1179  refert),  so  ist  der  Irrthnm  ganz  auf  Seiten 
dessen,  der  den  Vorwurf  erhebt  Die  Regesten  (Nr.  2618)  geben  ganz 
richtig  den  Aufenthalt  des  Kaisers  zu  Ulm  für  den  25.  Decbr.  1179  an 
und  die  aiin.  Pegav.  XVI.  263,  Magd.  194  sagen  allerdings:  A.  1180 
imp.  F.  Ulmae  natale  Domini  egit,  es  ist  aber  für  jeden  einleuchtend, 
dass  damit  das  Weihnachtsfest  1179  gemeint  ist,  wie  denn  auch  die 
Annalen  die  Versammlungen  zu  Wirzburg  und  Gellenhausen  (Januar  und 
April  1180)  nach  jenem  Tage  zu  Ulm  setzen.  (In  dem  neueren  Werke 
von  Prutz  323  ist  dieses  Argument  allerdings  fallen  gelassen,  aber  leider 
anch  die  ganze  Frage  unerörtert  geblieben.)  Ueberhaupt  aber  scheint  mir 
die  Nachricht  des  Otto  Sanbl.  nicht  unglaubhaft.  Wie  Arnold  von  Lübeck 
den  vierten,  in  Saddcutschland  abgehaltenen  Rechtatag,  den  wichtigsten 
Ton  allen,  nicht  kennt,  so  blieben  dem  sfiddeutschen  Schriilsteller,  der 
aasdrOcklicb  Alemannien  als  das  ihm  n&her  bekannte  Land  bezeichnet 
(Boehmer:  fontes  III.  LXXVI),  die  in  Norddeutschland  gehaltenen 
Ta^  fremd,  wogegen  ihm  nicht  entgehen  mochte,  was  sich  in  Bayern, 
Schwaben  und  Franken  ereignete.  Seine  Nachricht  lautet  so  bestimmt, 
das«  er  selbst  Zweifel  an  der  Richtigkeit  derselben  nicht  gehabt  haben 
kaan.  Er  gibt  den  Rechtsgrund  der  endlichen  Verurthcilung  zutreffend 
aa  mid  bezeichnet  ebenso  rkhtig  Augsburg  als  den  Ort,  wo  dieselbe 
erfolgte.  Bestimmt  sagt  er  auch,  dass  die  Tage  zu  Ulm  und  Regens- 
barg  vor  dem  au  Wirzburg  stattgefunden,  sodass  ein  Irrthnm  in  der 
Zeitfolge  kaum  anzunehmen  ist.  Ich  halte  Überdies  seine  Nachricht 
^ch  ans  noch  anderen  Gründen  für  wahrsoJieinlich  und  bin   der  Mei- 

FrankUo,  Relehsbofgericht.   I.  .7 
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Heinrich  zu  den  Füssen  Friedrichs  um  Gnade  flehen:  nichts  war 
ihm  geblieben  als  das  väterliche  Erbe,  Braunschweig  und  Lüne- 
burg, und  selbst  dieses  Besitzes  ward  er  nicht  froh,  sondern 
musste  verbannt  nach  Engtand  ziehen.  Aber  bald  kehrt  er  wie- 
der und  immer  bleibt  er,  wenn  auch  nicht  mehr  so  mächtig  als 
früher,  (Bin  gefürchteter  Feind  der  Hohenstaufen ,  namentlich 
Heinrich  des  Sechsten,  der  wiederholt  gegen  ihn  und  seinen 
Sohn  strenges  Recht  zn  üben  gedachte  und  geübt  hätte,  wenn 
nicht  politische  Rücksichten  und  Zwischenfälle  aller  Art  die 
Schuldigen  gerettet  hätten  *).  Und  der  Gegensatz  vererbt  sich, 
er  gipfelt  in  dem  Gegenkönigthum  Philipp's  und  Otto's,  er 
währt  auch  unter  Friedrich  II.  noch  fort,  bis  dieser  endlich  auf 
dem  Mainzer  Reichstage  von  1235  mit  dem  letzten  der  männ- 
lichen Nachkommen  des  alten  Löwen  dauernden  Frieden  schloss 
und  wieder  ein  weifisches  Herzogthum  errichtete. 

Kein  anderer  der  politischen  Prozesse  aus  der  hohenstau- 
iischen  Zeit  kömmt  dem  eben  dargestellten  an  Wichtigkeit  und 
Bedeutung  gleich.  Für  die  Kenntniss  des  Verfahrens  am  Hof- 
gericht sind  die  kümmerlichen  Nachrichten,  die  wir  darüber  er 
halten,  dass  dieser  oder  jener  Fürst  seines  Amtes  und  Besitz- 
thums  entsetzt  oder  geächtet  worden,  ohne  jeden  Werth  und 
dies  wenigstens  will  ich  an  einem  bestimmten,  für  die  politische 
Geschichte  nicht  unwichtigen  Falle  zeigen. 

Gegen  Herzog  Friedrich  II.  den  Streitbaren  von  Oesterreich 
waren  bei  Kaiser  Friedrich  IL,  der  selbst  viele  Beschwerden 
gegen  ihn  hatte,  von  Mitgliedern  der  eigenen  Familie,  von  sei- 
nen Unterthanen  und  von  benachbarten  Fürsten  viele  Klagen 
angebracht  worden.     Der  Herzog  wurde,    so   berichten    ans    die 


nnng,  dass  gogen  Heinrich  nicht  nnr  vier,  sondern  sechs  Rechtstage 
stattfanden:  Worms,  Magdeburg,  Goslar  oder  Koyne,  (Jim,  Regenshurg, 
(letztere  beide  in  dem  fast  fünfmonatlichen  Zeitraum  zwischen  denen 
zu  Goslar  und  Wirzbnrg,  zwischen  dem  August  1179  und  Januar  1180) 
und  Wirzburg.  Aber  erst  eine  neue  Bearbeitung  der  Regesten  Fried- 
richs des  £rsten  wird  uns  in  den  Stand  setzen,  ein  sicheres  Urtheil 
Über  diese  PVage  zu  gewinnen  nnd  es  ist  wohl  gerathen,  eine  eingehendere 
Erörternng  bis  auf  diesen  wohl  nicht  mehr  fernen  Zeitpunkt  zu  ver- 
tagen. Vglch.  auch  Cohn  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Gesch. 
I.  330. 

')  Vglch.  hierüber  Prutz:  Heinrich  der  Löwe  848  fg.,  382  fg. 
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Geschiohtschreiber,  wiederholt  durch  Briefe  und  Boten  an  den 
Hof  des  Kaisers  geladen,  erschien  aber  nicht  und  wurde  end- 
lich geächtet:  zu  Angsbnrg  soll  dies  nach  einer  Quelle  geschehen 
sein*).  Die  AnsfQhmng  der  Acht  wurde  dem  König  von  Böh- 
men, den  Bischöfen  von  Bamberg  und  Passau,  dem  Herzog  von 
Bayern  und  dem  Markgrafen  von  Brandenburg  übertragen;  die 
Folge  war  ein  erbitterter  und  verheerender  Krieg,  bis  sich  we- 
nige Jahre  später  der  Herzog  mit  dem  Kaiser  und  den  Fürsten 
aussöhnte  ^. 

Welches  Verfahren  nun  in  dem  Prozesse  gegen  den  Her- 
zog beobachtet,  auf.  Grund  welchen  Rechtssatzes  die  Acht  gegen 
denselben  verkündet  wurde,  erfahren  wir  aus  den  Quellen  gar 
nicht  Ein  Manifest,  welches  der  Kaiser  in  der  Zeit  des  Zer- 
wflrfnisses  und  jedenfalls  vor  der  Aechtung  des  Herzogs,  gegen 
den  letzteren  erliess,  gibt  nicht  viel  Aufklärung.  Es  wird  darin 
zunächst  dem  Herzog  zum  Vorwurf  gemacht,  dass  er  der  Ladung 
zu  dem  feierlichen  Reichstage  in  Mainz  (1235)  nicht  Folge  ge- 
leistet habe.  Dann  wird  erzählt,  wie  grosse  Beschwerden  gegen 
denselben  am  kgl.  Hofe  eingegangen  seien :  der  Kaiser  habe  aber 
immer  eine  gütliche  Beilegung  derselben  gehofft  und  den  Her- 
zog gebeten,  deshalb  vor  ihm  zu  Augsburg  zu  erscheinen,    und 


M  Cont.  Sancruc.  (IX.  638)  zu  1235:  Qui  etiam  Imperator  dncem 
Anstriae  multociens  multis  legatis  et  litleris  accersivit,  sed  ipse  velut 
saperbus  et  contumax  venire  contempsit;  zu  36:  Fridericus  dux  — 
Bepe  Tocatus  ad  curiam  ab  imperatore  Friderico  et  venire  contempnens, 
taodem  aententiam  proscriptionis  coram  muUis  prindpibus  incurrii,  tum 
propter  contemptnm,  tum  etiam  propter  qaerimoniam  multorum  prela- 
toniDi^  eccleaianim  et  principam  ac  diveraarum  personarum  ecclesiastici 
ordinia  et  potentie  secularis.  ^  Ann.  S.  Radb.  Saliab.  (IX.  786)  zu  1235: 
Dax  Aoatrie  ab  imperatore  aepe  ad  curiam  vocatua,  ire  contempait  — 
Herrn.  Allah,  ann.  ()^VII.  392)  zu  36:  Edicta  Friderici  imperatoris, 
inimicidaa  principam  contempait,  donec  ab  ipao  Friderico  per  aententiaa 
prindpum.in  curia  Auguste  celebrata  proacribitur  et  principatuum  auo- 
nun  honore  privaiur.    Vgleh.  Ampeckii  chron.  Anatr.  bei  Pez  I.  1214. 

>)  Ann.  Mellic.  IX.  506,  cont  Lamb.  559,  Garst.  597  fg.,  Sancr.  H. 
638;  ann.  8.  Rudb.  786,  7.  Vgl.  Schirrmacher  Kaiser  Friedrich  II. 
Bd.  ni.  6  fgg.,  Ghmel:  Die  österreichischen  PYeiheitsbriefe  in  den 
Hitznngaberichten  der  phil.-hiat.  Gl.  der  Akademie  zu  Wien  Band  XXIII. 
542  fgg.  und  Siegel  das.  XXXV.  118  fgg. 

7*     . 
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da  er  dies  nicht  habe  thun  wollen,  so  sei  er  später  nach 
Hagcnau  geladen  worden.  Auch  dort  sei  er  aber  nicht  crschie* 
nen  und  demnach  sei  dem  Kaiser  nichts  ttbrig  geblieben,  als 
endlich  auf  die  wiederholten  Klagen  der  Fürsten  zu  einer  Zttch< 
tigung  des  Herzogs  zu  schreiten  ^):  worin  diese  bestehen  sollte, 
sagt  das  Manifest  nicht,  aber  natürlich  wird  der  Kaiser  die 
Aechtung  und  Bekämpfung  des  Herzogs  im  Sinne  gehabt 
bähen. 

Man  sieht  ans  der  Darstellung  des  Kaisers  selbst, 'dass  die 
drei  Tage  zu  Mainz  (August  1235),  Augsburg  (October  bis  No- 
vember 1235),  Hagenau  (December  35  oder  Ostern  36)  keine 
Rechtstage  waren :  nach  Majaz  wird  der  Herzog  wie  alle  Reichs- 
fürsten  berufen,  nach  Augsburg  mit  dem  ausdrücklichen  Bemer- 
ken, er  solle  nicht  gezwungen  werden,  zu  Recht  zu  stehen, 
nach  Hagenau  wieder  ohne  jedes  gerichtliche  Pri^udiz.  Dennorh 
wurde  zu  Augsburg  (Juni  1236)  die  Reichsacht  verkündet  und 
ein  Heereszug  gegen  Friedrich  den  Streitbaren  angeordnet: 
wann  und  wo  fand  also  gegen  denselben  eine  Gerichtsverhand- 
lung  statt?     Man    ist    versucht»    anzunehmen,    es    habe    eine 


*)  H.-B.  IV.  2.  852.  Von  dem  Mainzer  Tage  heisst  es:  convoca- 
vimas  eum  —  prout  generahter  et  specialiter  singuli  principum  faerant 
evocati;  —  dnx  —  venire  contumaciter  recusavit  Vom  Angsburger 
Hofe :  monuimns  eum  et  benigne  rogavimns,  ut  ad  colloquium  preterite 
cnrie  preterita  hyeme  indictum  Auguste  veniret,  vbi  de  restkutione 
statns  8ui  comparanda  cum  —  principibus  —  et  cum  eo  dispooere  voleba- 
mns ;  provisa  ei,  iuxta  requisitionem  et  velle  snam,  securitate  coD«kictua 
de  personis,  quas  et  qnot  voluit  exegisse;  illam  eidem  gratiam  exhiben- 
tes,  quod  qnia  dahüabat  pro  huinsmodi  queremonüs  diu  morari,  pro- 
miaimus  ei  per  nuncios  suot,  quod  moram  et  reditum  ad  suam  pemutte- 
renn«  fieri  voluntatem,  et  quod  eum  super  obiectis  ad  juBticiam  nnüa- 
tenu«  cogeremus,  ctiamsi  deberenras  de  offensis  principum  satisiacere 
per  nos  ipsos.  Deinde  qnia  apnd  Augustam  ad  curiam  venive  noluit, 
snpplicanlihus  nebis  pro  iterata  oitatione  sua  -^  Salzburgensi  arehi* 
episcopo  et  aliis,  nunciis  suis  etiam  acceptantibos  ut  ad  Agenum  —  oita- 
retur,  indiximas  sibi  eundem  locnm  et  terroinum  oompetentem,  —  iMdem 
de  bono  statu  et  integritate  fune  sue  disponere  cupientes.  —  Ipae  vero 
--  semper  illusit.  ~  QuibuB  omnibua  laceasiti  —  ad  tpt  querimonias 
principum  in  nostrapresentia  replicatas,  ^  ad  qu^relaset  lachrymaa  matris 
sue  petentis  de  nostra  sede  iudicium,  ad  lachrymosas  veces  nobilium  et 
popalariaa  —  ad  condiguam  correctionem*  eiuadem»  exigente  iosticia, 
duximus  insurgcndum. 
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solche  fiberhaapt  Dicht  stattgeftiiideti ,  sonders  die  YereiTtlTei- 
Inng  sei  erfolgt  anf  Grund  des  bekannten  Rechtssatzes:  So 
der  Irene   einen    hof   wii    gebieten,   den  sol    er  gebieten    über 

sehs  Wochen. y  und  wer  dar  niht  knmt.  der  ist  dem  kange 

schnidic  eins  gewettes.  —  versumt  er  den  driten.  der  konc   sol 
mit  deren  forsten  orteil.  den  forsten  ze  aehte  ton.    (Swsp.  138, 
Ssp.  ITT.  64  §.  1).  Allein  dieser  Vermnthung  srtebt  entgegen,  dass  der 
Herzog  nach  dem  privil.  minos  von  1156  nicht  verpflichtet  war, 
die  ausserhalb  Bayerns  angesetzten  Hoftagc  des   Königs   zu   be- 
snchen,  also  auch  wegen  seiner  Nichtanwesenheit  zu  Mainss  und 
Hagenau  nicht    geächtet  werden   konnte  *).      Ist    die    Nachricht 
von  der  Yerkfindigjjng  der  Reichsacht  zo  Augsburg  im  Joui  1236 
also  richtig,   so  ranss  nach   Erlass  des  oben    erwähnten  Mani- 
festes der  Herzog  entweder  noch    zu    zwei   Hoftagen   in    Bayern 
eeladen  worden   sein  oder  es  ward,  ebenfalls  nach  dem  bezeich- 
neten Zeitpunkte,  gegen    denselben  ein    ärmliches    Gerichtsver- 
fahren eröffnet;  nach  der  einen  wie  nach  der  anilern   Seite  hin 
frewähren  uns  aber  die  Quellen   keine    Aufklärung  und  so   sind 
wir  rflcksichtlich   dieser  an    sich    wichtigen ,   rechtsgescbichtlich 
sehr  interessanten   Vorgänge    lediglich    auf  Yermuthungen    hin- 
gewiesen. 

In  noch  höherem  Grade  gilt  dies  von  anderen  politischen 
Prozesssen,  die  ich  deshalb  billig  übergehen  darf,  um  mich  sogleich 
zur  Darstellung  einiger  der  bedeutenderen  Strafprozesse  zu 
wenden,  über  welche  wir  cinigermassen  genauer  unterrichtet  sind. 
Des  strengen  Strafgerichts  gegen  die  Mörder  des  Erzbisehofs- 
Arnold  von  Mainz  ist  oben  gedacht  worden.  Einige  Jahrzehnte 
später  wurde  Bischof  .Konrad  von  Würzburg  von  den  beiden 
Rittern  Heinrich  und  ßotho  von  Kavensbarg  auf  offener  Strasse 
getödtet  und  sein  Leichnam  grausam  versttimnelt.  Dies  geschah 
am  6.  December  1202  und  als  nicht  lange  nachher  König  Philipp 


^)  Priv.  minoB:  Dax  vero  Austrie  de  ducatu  suo  aliud  servicinm 
noo  debet  imperio,  nisi  quod  ad  curiaS)  quas  imperator  prefixerit  in 
Bawaria,  evocatus  veniat.  An  der  Echtheit  des  priv.  minus  ist  nach 
den  AuafQhrungen  von  Ficker  (Sitzungsberichte  der  Wiener  Akadem., 
phil.-hist.  Klasse  XXIH.  489—516)  und  Berchtold  (Die  Landeshoheit 
Oestejxeichs.    München,  1862)  schwerlich  noch  zu  zweifeln. 
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die  Stadt  besuchte,  zog  ihm  der  Klerus  mit  einer  grossen  Menge 
Volkes  entgegen,  um  Hecht  zu  begehren  gegen  die  Verbrecher. 
Man  sang  jenes  Responsorium ,  wo  Jakob  um  seinen  verlorenen 
Sohn  klagt,  zeigte  dem  König  die  blutigen  Gewänder  des  Todten 
und  wies  ihm  die  zerfleischte  Hand,  welche  der  Bischof  bei  Ab- 
wehr der  Mörder  verloren  hatte.  Der  König  betrauerte  den 
Tod  des  ihm  einst  nahe  befreundeten  Mannes,  aber  er  that 
nichts,  die  Urheber  der  That  zu  bestrafen.  Die  einen  sagten, 
er  weigerte  Rechtens,  weil  Kourad  von  ihm  abgefallen  und  zu  der 
Partei  des  Gegenkönigs  Otto  übergetreten  war,  —  andere  behaup- 
teten, er  habe  die  Mörder,  als  die  nächsten  Blutsverwandten 
seines  treuen  Marschalls  Heinrich  von  Kallindin,  nicht  bestra- 
fen wollen^);  in  Wahrheit  aber  blieb  das  Verbrechen  ungeahn- 
det, weilBischof  Konrad  schon  seit  längerer  Zeit  vom  Reiche  geäch- 
tet war.  Dennoch  mochte  man  das  Verhalten  Philipps  um  so  mehr 
tadeln,  als  er  kurz  vorher  einen  Bruder  des  getödteten  Bischofs, 
den  Burggrafen  Gerhard  von  Querfurt,  welcher  den  Magdeburger 
Domdekan  Heinrich  von  Glinden  überfallen  und  geblendet  hatte, 
nicht  nur  zu  einer  schweren  Geldbusse,  sondern  auch  zu  der 
entehrenden  Strafe  des  Hundetrageus  verurtheilt  hatte  ^.  Uebrigeus 
blieb  den  beiden  Ravensburger  Brüdern  wenigstens  die  geistliche 
Strafe  nicht  erspart :  sie  wandten  sich  ungesäumt  nacl^  Rom  und 


*)  Chron.  montis  Sereni  70,  71:  Philippo  autem  regi  Herbipolim 
venienti  occurrit  cleriis  omnis  cum  multitudine  populi  de  interfectipne 
.episcopi  conquerentea  et  manum  eius,  quam  ille,  cum  occideretur,  capiti 
Opposuerat  et  quae  obscisa  fuerat,  cum  vestibus  cinientis  ostendentea  et 
cum  multis  lacryrois  cantantes  responsorium:  Videas  Jacob  —  regisque 
super  bis  iudicium  implorabant.  Et  rex  quidem  compassibiliter  lacri- 
matus  est,  sed  tarnen  iudicium  facere  dissimulavit:  aliis  dicentibus,  eiun 
de  morte  episcopi  propter  hoc,  quod  in  parte  Ottonis  regis  sentire 
coeperat,  non  vere  doluisse,  aliis  vero  asserentibus,  eum  timore  mar- 
schale!  a  ferenda  contra  homicidas  sententia  impeditum.  —  Arnold. 
Lub.  VII.  2. 

')  Quae  praesumtio,  erzählt  Arn.  Lub.  a.  a.  0.,  hoc  mulctata  est, 

ut  mille  marcas  argenti  iniuriato  persolveret  et  de  feudo  suo  ad  centum 

marcas  argenti  ecclesiae  maiori  resignaret   —  et  cum   quingentis   mili- 

,    tibus  militarem  ei  poenam  persolveret,   id  est,  ut  singuli  milites  de  loco 

/    perpetraü    sceleris    usque   ad   fores    maioris   ecclesiae   caniculum    de- 

'    ferrent 
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Papst  Innocenz  legte   ihnen   schwere   Kirchenbassen    zur  Sühne 
des  begangenen  Frevels  auf  ^). 

Ein  strenges  SA-afgericht  erging  einige  Zeit  später  ao^dem 
grossen  Frankfurter  Reichstage  vom  November  1208.  Am  21. 
Joni  war  König  Philipp  von  Hohenstaufen  durch  den  Pfalz- 
grafen Otto  von  Witteisbach  getödtet  worden.  Der  Mörder  selbst 
und  mit  ihm  seine  Mitverschworenen,  Bischof  Egbert  von  Bam- 
berg und  Heinrich  von  Andechs,  Markgraf  von  Isterreich,  waren 
entflohen.  Vor  seinem  Nachfolger  erschien  nnn  Beatrix,  die 
älteste  Tochter  des  Gemordeten,  um  Recht  zu  begehren  gegen 
die  Verbrecher: 

Ok  kwam  dat  mägetyn, 

Koning'  Filippus  dogterlyn, 

Dar  midden  an  den  ring, 

Do  gegenwordig  was  de  koning 

Unde  de  forsten  albedille. 

An  einen  tugtigliken  willen 

Seit  sek  Beatrix  dat  mägetyn, 

Dat  so  schone  was  unde  so  fyn, 

F6r  des  koningcs  fote  neder. 

Mid  grotem  torne  skreig  se  seder, 

Unde  bad  wrake  over  den  mördcr. 

De  oren  fader  sunder  sake  unde  wärder, 

Häddc  gemördcd  unde  geslagcn. 

Alle  de  dat  sagen, 

Beide  de  iungen  unde  de  alden, 

Ör  nn  nein  sek  des  künde  unthalden, 

Se  weinden  'mit  der  jungfrouwen, 

Dorg  dat  jammerlikc  schouwcn. 

Ek  wone,  dat  sulk  gebäre 

Demo  koninge  nein  froide  were. 

He  satte  sek  to  gerigte 

Na  koningliker  pligte 

Mit  fil  groder  ere, 
1^       Unde  forfästede  den  ni ordere 

Unde  lägede  al  syn  güd  fredelös^). 

«j  Vglch.  Abel:  König  Philipp  S.  161  und  358.  ♦ 

';  Braunschw.  Beimchr.  cap.  57,  beiLeibn.  S.  S.  rerum  Bi  unsv.  III.  1 U. 
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£s  war  aber  keineswegs  Mitleid  allein ,  das.  den  König  zu 
rascher  Ahndung  des  Verbrechens  bestimmte.  Wir  hören,  dass 
die  Färsten  allgemein  geltend  machten,  wenli  solche  Handlungen 
unbestraft  blieben,  so  sei  weder  der  König  noch  irgend  einer 
von  ihnen  selbst  vor  ähnlichen  Gefahren  sicher.  Sie  drängten 
deshalb  zu  einer  schnellen  Entscheidung  tind  diese  ei^ng  dann 
noch  zu  Frankfurt  dahin,  dass  sowohl  Otto  von  Witteisbach  als 
die  übrigen  an  der  That  Betheiligten  mit  der  Acht  zu  bestrafen 
seien  ^).  Als  dann  der  König  auf  seinem  Zuge  durch  das  Reich 
nach  Augsburg  gelangte  (Ncnjahr  1209),  wiederholte  er  dort  die 
Verkündigung  der  Reichsacht,  beraubte  die  Schuldigen  all  ihrer 
Würden  und  Ehren,  verlieh  ihre  Lehnsbesitzungen  an  andere  und 
überliess  ihren  Erben  nur  den   Genuss    der  Eigenbesitzungen  ^). 

*)  Am.  Lub.  VII.  c.  16.  Aderat  ibi  Beatrix,  filia  Philippi  regis, 
cum  suis  se  submittens  gratiae  domini  regis,  quam  prodnxit  dominus 
Spirensis.  Quae  elevata  voce,  cum  gemitu  et  suspiriis  et  lachrymis 
multis  conquesta  est  domino  regi  et  principibns  praesentibus  et  in 
commune  toti  orbi  Romano  de  impia  morte  patris  sui  et  de  impia  con- 
spiratione  Othonis  Palatini,  qui  cum  insidiose,  nihil  tale  suspicantem, 
in  propria  domo  occidit.  Cum  haec  dicerentur  facta  est  magna  prcssura 
coram  rege  condolentium  reginae  querimoniis,  qui  omnes  obortis  lachry- 
mis tantam  miseriam  deflebant.  Glamabant  sane,  si  scelus  perpetratiun 
inul^ura  maueret,  quod  neque  rex  neque  quilibct  principum  secure  vivere 
poBset.  Ad  voluntatem  igitur  omnium  dominus  rex  proscriptione  publica 
damnavit  homicidam  illum.  —  Ann.  Col.  Max.  (XVII.  823):  —  filia  Phy- 
lippi  regis  —  coram  rege  de  morte  patris  conquesta,  iudicio  omnium 
predictus  palatinus  et  eius  fautores  proscribuntur  et  dampnantur.  — 
Ann.  Austr.  (coiit.  Adm.  IX.  591):  Phylippus  rex  occiditur  —  ab  Ottone 
Palatino  comite;  episcopus  quoque  Babenbergeosis  Ekebertus  et  frater 
eius  Heinricus  marchio  Ystrie,  quia  super  hoc  facto  suspecti  habebantur, 
tam  a  principibus  quam  etiam  a  ministcrialibus  (al.  ab  omnibus  imperii 
principibus)  proscribuntur.  Vgl.  chron.  montis  Ser.  zu  1208  und  ann. 
Reinh.  S.  119. 

')  Die  cont  Adm.  filhrt  fort :  Otto  rex  —  generalem  curiam  apud 
Nürnberg  (!)  —  cum  principibus  celebravit,  ubi  omnes,  qui  in  morte  Phy- 
lippi  Tel  rei  vel  suspecti  habebantur,  sunt  proscripti  et  bona  eorum 
publicata.  —  Otto  Sanbir(Boehmer  F.  III.  657)  zu  1208;  —  apud 
Augustam  colloquium  habcns,  Ottoncm  palatinum  de  W.  nee  non  marchio> 
nem  de  Andehse  lege  Bavarica  sententialiter  proscripsit,  cosque  dignt- 
tatibus,  bencficiis  ac  prcdionim  suorum  reditibus  sine  spe  recuperationis 
iudi^ialiter  privavit,  dignitates  eorura  in  alles  transfereiis  alüsque 
beneficia  concedens,  reditibus  prediorum  heredibus  eorum  delegatis. 
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Erst  nach  diesem  zweiten  Spmeh  schritt  nan  zw  AusfiÜiraDg 
der  Reicbsacht.  Die  Burgen  des  P^lzgrafen  worden  gebrochen 
nod  dem  Boden  gleich  gemacht,  Otto  von  Witteisbach  selbst  im 
Febraar  1209  in  dem  Versteck,  wo  er  sich  ^eit  der  Aechtong 
aufhielt,  gefanden  und  von  dem  Marschall  König  fhilipp's, 
Heinrich  von  Kailindin,  getödtet:  das  Hanpt  des  Todten  wurde 
vom  Körper  getrennt  und  in  der  Donau  versenkt,  der  Leichnam 
blieb  Jahre  hindurch  nnbestattet.  Das  Geschick  der  beiden 
andern  Geächteten  gestaltete  sich  müder;  sie  flüchteten  zunächst 
io  die  Ferne,  wussten  -aber  später  die  Befreiung  von  der  Reichs- 
sicht zu  erlangen  und  erschienen  nach  wenigen  Jahren  wieder 
am  Hofe  der  staufischen  Könige  ^). 

Nicht  minder  ergreifend  ist  der  Bericht  Aber  eine  Gerichts- 
verbaodlang,  welche  1225  zu  Nürnberg  gehalten  wnrde.  Dort 
feierte  im  November  der  junge  Köuig  Heinrich  seine  Vermählung 
mit  Margarethe  von  Ocsterreich.  Gross  war  das  Festgepränge, 
aber  mitten  hinein  in  den  lauten  Jubel  tönte  plötzlich  die 
Schreckcnsbotschafl;.  dass  wenige  Tage  vorher  Erzbischof  Engel- 
bert von  Köln,  der  Regent  des  Reichs,  bei  Schwejm  von  seinem 
Neffen,  dem  Grafen  Friedrich  von  Isenburg,  meuchlings  ermordet 
worden  sei.  Die  Nachricht  erregte  überall  Entsetzen,  laut  er- 
tönte der  Ruf  nach  strenger.  Bestrafung  des  Verbrechens,  und 
Walther  von  der  VogcJ weide,  welcher  grade  zu  dieser  Zeit  in 
NüiTiberg  gewesen  zu  sein  scheint,  rief  den  Fluch  des  Himmels 
auf  den  feigen  Mörder  nieder: 

Swes  leben  icb  lobe,  des  tot  den  wil  ich  ienier  klagen, 
so  w^  im,  der  den  werden  fürsten  habe  erslagcn 
von  Kölne:  ouwd  des  daz  in  diu  erde  mac  getragen! 
in  kan  im  näh  stner  schulde  keine  marter  vinden : 
im  waer  al  ze  senfte  ein  eichtn  wit  umb  stnen  kragen, 
in  wil  sin  euch  niht  brennen  noch  zerliden  noch  schinden 
noch  mit  dem  rade  zerbrechen  noch  euch  dar  üf  binden: 
ich  wart  allez  ob  diu  helle  in  lebende  welle  slinden. 
Und  streng  genug  war  die  Strafe,  welche  den  Schuldigen  ereilte. 
Am   dritten   Tage  des  Hochzeitsfestes   sass   König  Heinrich   zu 

')  Ueber   die  Vollstreckung   der  Reichsacht  gegen  Otto  und   die 
Schicksale  seiner  Mitschuldigen  vglch.  Abel  a.  a.  0.  238-40und391fgg, 
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Gericht  aaf  der  Burg  zu  Nürnberg  and  es  erschienen  Edle  und 
Ministerialen  des  Erzbisthnms  Köln  mit  den  blutbefleckten 
Gewanden  Engelberts  und  begehrten  ein  gerechtes  Urtheil  über 
den  Schuldigen.  König  Heinrich  hörte,  von  innigem  Mitleid 
bewegt,  die  Klagen  und  fragte  den  Edlen  Gerlach  von  Bttdingen, 
ob  der  Verbrecher,  da  doch  die  überzeugendsten  Beweise  des 
begangenen  Mordes  vorlägen,  sofort  geächtet  werden  dürfe  oder 
nicht.  Der  Gefragte  urtheilte,  dass  die  Acht  ausgesprochen 
werden  könne.  Aber  ein  anderer  Edler,  Friedrich  von  Truhen- 
dingen, schalt  das  Urtheil  und  fand,  dass  der  Schuldige  nach 
seinem  Rechte  erst  peremptorisch  geladen  werden  müsse,  ehe 
man  ihn  mit  der  Reichsacht  strafen  dürfe.  Darüber  entstand 
erst  heftiger  Streit,  dann  ein  Handgemenge,  alle  drängen  sich 
zum  Ausgang,  eine  Treppe  bricht  und  mehr  als  fünfzig  zum 
Gericht  Versammelte  fanden    im  Sturze    den  Tod  ^).     Ob  trotz 

^)  Die  Darstellung  folgt  den  ann.  Reinh.  bei  Wegele  188:  Tercia 
autem  die  nnpciarum  Hinricus  rex  iudicio  prcsedit  in  Castro,  quod 
situm  est  supra  civitatcm.  Accedentes  igitnr  nobiles  (et)  meliores 
ecclesie  Coloniensis  ministeriales  exhibucrunt  vestimenta  —  cmcntata 
coram  rege  et  omnibus  principibus,  lacrimabili  vociferacionc  et  impetu 
gemebuddo,  postulantcs  iustum  iudicium  sibi  fieri  de  interfeccione 
domini  sui.  Rex  autem  audicns  qnerelas  eorum  misericordia  motus  est 
et  quereus  sentcntiam  a  nobili  G.  de  B.  sciscitatus  est,  si  in  presen- 
ciarum  iudicio  Romani  imperii  proscribendus  foret  nee  ne,  presertim 
cum  evidentissima  signa  ac  manifestissima  indicia  horoicidii  essent  iudi- 
cio presentata.  Respondit  itaque  G.  rcgi,  dictavit  sentcntiam  in  hunc 
modum,  quod  iure  proscripcioni  teneretur,  qtiippc  cum  cvidentissime 
dcclaratum  esset  homicidium.  Audiens  autem  nobilis  F.  de  T.  reclamavit, 
dicens,  pocius  esse  reum  peremptorie  citandum  iuxta  ius  suum,  quam 
in  praesenti  proscribi.  Super  qua  reclamacione  G.  indignatns  est  et 
cum  F.  graviter  cepit  coutendere  et  G.  e^convcrso  gravius  indignari 
et  factus  est  tantus  strepitus,  quod  XL.  et  VIII.  viri  sufTocati  ibidem 
succubuerunt  —  Des  Unglücksfalles  gedenken  auch  die  ann.  Elwan- 
genses  und  Neresb.,  sowie  das  chron.  Elwang.  (S.  S.  X.  20,  23,  37), 
die  ann.  S.  Rudb.  Salisb.  (IX.  783),  Erphord.  (XVI.  27),  Herrn.  Altab. 
und  die  notae  S.  Emmerammi  (XVII.  387,  575),  s&mmtlich  jedoch  ohne 
Beziehung  auf  die  Gerichtsverhandlung.  Andere  Quellen  erwähnen, 
dass  bei  der  Urtheilfindung  ein  heftiger  Streit  entstanden  sei :  altercatio 
maxiroa  facta  est  de  occisione  Colon,  episcopi  (ann.  Scheftlar.),  — 
dissidentibus  ex  sententia  invicem  episcopo  Trevirorum  et  quodam 
libero  comite   de  Truhendingen  (Chounradi  Scbir.  ann.  XVII.  633),  — 
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des  Widerspruchs  eines  Theils  der  im  Gericht  Anwesenden  die 
Acht  sofort  ausgesproehcn  wnrde,  ist  nicht  klar  ersichtlich,  doch 
geschah  es  jedenfalls  nicht  lange  darauf.  Als  nämlich  König 
Heiurich  wenige  Wochen  später  einen  Hoftag  zu  Frankfurt 
hielt,  erschien  der  neu  gewählte  Erzhischof  von  Köln  vor  ihm, 
nm  abermals  Recht  zu  fordern  gegen  den  Mörder  seines  Vor- 
gängers. Die  Aebte  Gotfried  von  Aitenburg  und  Heinrich  von 
Heisterbach  trugen  die  Leiche  des  Ermordeten  vor  die  Fürsten- 
Versammlung;  auch  die  Kleider  desselben  zeigte  man  wieder 
vor  und  die  Mannen  des  Erzstiftes,  welche  mit  entblössten 
Schwertern  dem  Zuge  voranschritten,  klagten  laut  um  Rache. 
Der  König  und  alle  um  ihn  VcrsammeHen  waren  durch  den 
Anblick  tief  erschüttert ^)^ und  einstimmig  beschloss  man,  dass 
gegen  Friedrich  von  Isenburg  nunmehr  die  Acht  vollstreckt 
werden  solle.  Eigengut  und  fiehen  ward  ihm  abgesprochen, 
jenes  den  nächsten  Erben,  dieses  dem  Herrn  ledig  erkannt, 
alle  Eide,  die  ihm  geschworen  waren,  wurden  gelöst,  sein  Weib 
zur   Wittwe,    die    Kinder    zu    Waisen    erklärt^).     Bald   darauf 


inter  Suevie  principes  et  liberos  —  cum  in  una  sententia  coadunari 
oon  possent,  altercatio  facta  est  (cont.  Garst.  IX.  59G),  —  binnen  dem 
gerichte  wart  en  twtuDgc  umme  cd  ordel ,  dar  mannich  sie  tö  kampe 
(singulare  certamen)  umme  b6t  (Zeitbuch  des  Eike  von  Repgow  bei 
Massm.  471  und  bist  imper.  bei  Mencken  III.  123.) 

«)  Caes.  Heisterb.  Vita  S.  Engclberti  (Boehmer:  Fontes  II.  321): 
Ascendens  inde  Frankcnvord  ad  colloquium  regis,  eicctus  episcopus 
corpus  martyris  duobus  abbatibus  —  deferendum  commisit.  Cumque 
presentatum  esset  corpus  Hcinrico  regi  atque  principibus  et  cum  eo 
mortis  eins  insignia:  intcrula  diptois  et  pileus,  iis,  qui  corpus  prae- 
cedebant  districtis  gladiis,  ut  habent  legum  iura,  contra  Fridcricum 
latronem  vociferantibus,  turbatus  est  rex  et  omnes,  qui  cum  illo  erant 

*)  Caes.  Heisterb.  a.  a.  0.:  Proscriptionem  vero  Friderici  in  celebri 
conventu  Norinbergensi  factam  renovavit,  omnibus  ei  abiudicatis  tarn 
allodüs  quam  feudis.  Feuda  libera  adiudicata  sunt  dominis  suis,  allodia 
proximis,  ministeriales  sive  ministri  et  homines  ä  iuramento  ei  prestito 
absoluti.  Uxor  eins  vidna,  liberi  eins  orphani  sunt  iudicati.  —  Reineri 
ann.  (XV I.  679) :  Qui  super  tarn  enormi  scelere  in  curia  regis  —  iudicio 
optimatum  tocius  imperii  dampnatus  est;  domicilia  et  castella  eins  ad 
solnm  dinita,  hereditates  dispertite  sunt,  et  ipse  vagus  et  profugns  et 
ftb  omni  fidelium  societate  excommunicatus,  nulla  certa  sede  consistit  — 
AiiD.,Stad.  (XVI.  359):  communi  principum  sententia  ab  omni  iure  us» 
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wurde  auch  der  Bann  tkber  den  Flüchtling  uud  alle  seine  Helfer 
ausgesprochen;  unstät  und  ruhelos  irrte  der  Uuglttckliche  laug^ 
Zeit  durch  Deutschland  uud  Italien,  dann  ward  er  gefangen, 
nach  Köln  ausgeliefert  und  dort  unter  furchtbaren  Qualen  hin- 
gerichtet ^), 

Die  Prozesse,  deren  wir  eben  gedachten,  geben  ein  Bild 
von  der  Zuchtlosigkeit  und  Hohheit  der  Zeit.  Es  ist  traurig 
und  abschreckend  genug,  aber  es  enthüllt  doch  noch  nicht  eine 
so  grause  Fülle  von  Elend,  als  die  Berichte  über  die  Ketzer- 
verfolgungen, die  wir  schliesslich  zu  erwähnen  haben.  Bis  zum 
Pontitikate  Gregor  IX.  waren  dieselben  in  Deutschland  ziemlich 
vereinzelt  geblieben,  dann  aber  nahmen  sie  unter  der  eifrigen 
Leitung  Konrads  von  Marburg  eine  solche  Ausdehnung  an, 
dass  ,, grosser  Jammer  über  das  Reich  kam  und  das  ganze 
Land  erzitterte.*'  Erst  begann  man  bei  den  Geringen,  dann 
Hess  man  in  Dorf  und  Stadt  verbrennen,  wer  irgend  verdächtig 
schien ,  und  griff  hinauf  in  die  Kreise  der  Mächtigsten  and 
Angesehensten,  um  auch  diese  ungescheut  und  ungestraft  zo 
richten.  Die  weltliche  Gewalt  Hess  die  Grausamkeiten  und 
Willkürlichkeitcn ,  welche  die  Ketzerrichter  wagten ,  nicht  nur 
geschehen,  sondern  begünstigte  dieselben.  Friedrich  II.  hat 
für  all  seine  Länder  strenge  Ketzergesetze  erlassen,  im  Jahre 
1232  auch  für  das  deutsche  Reich,  das  sich  immer  durch  Treue 
im  Glauben  ausgezeichnet  habe  und  deshalb  um  so  eifriger  vor 
der  Verbreitung  der  Häresie  bewahrt  werden  müsse.  Das 
Schlimmste  an  diesem  Gesetz  war  nicht  die  Härte  der  Strafen, 
mit  denen  es  die  Ketzer,  ihre  Nachkommen  und  jeden ,  der  sie 
zu  schützen  oder  zu  begünstigen  wagen  würde,  bedrohte,  son- 
dern es  war  die  Willkür,  welche  der  Kaiser  für  das  Verfahren 
gegen    die    der    Häresie    Verdächtigen    sanctionirte.     Jede    Be- 


que  in  quartam  generationem  exheredatur.  (!)  Auch  der  Rechtopmch 
Heinrichs  bei  H.  •  B.  H.  901  gehört  hierher,  wonach  der  Graf  von  Isen* 
bürg  auch  alle  Vogteirechte,  welche  er  lehnsweise  besessen,  verloren 
habe,  sicut  alia  feuda  ipsius  ad  suos  dominos,  ad  qiios  de  iure  spectabant, 
per  sentcntiam  principum  redierunt 

*)  üeber  das  gegen  den  Grafen  Friedrich  und  dessen  Bruder  statt- 
gehabte kirchliche  Strafverfahren  und  über  die  letzten  Schicksale  der 
Schuldigen  vglch.  Ficker:  Engelbert  S.  176  fgg. 
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rafiiBg  oder  Appellation  gegen  den  Sprach  der  Ketzerrichter 
ward  aasgeschlossen  nnd  dem  weltlichen  Gericht  keine  Prftfung 
des  Verfahrens  der  Inquisitoren  gestattet:  welche  Strafe  immer 
letztere  verhängen  wollten,  hatten  jene  zn  vollstrecken  0.  Daher 
die  völlige  Regel-  nnd  Zuchtlosigkeit  des  Verfahrens,  von  der 
ftamentlieh  die  Worraser  Annalcn  in  schlichten  Worten  ein 
ergreifendes  Bild  geben.  ,^Und  ^s  die  Ketzerrichter  sahen, 
berichten  dieselben,  dass  das  niedere  Volk  ihnen  anhing,  so 
gingen  sie  weiter  und  ergriffen,  wen  immer  sie  wollten,  ohne 
ein  anderes  Zeugniss,  als  dass  sie  selbst  sagten:  er  ist  ein 
Ketzer,  nnd  dann  mussten  die  weltliehen  Richter  den  also  Ver- 
ortheiften  vorbrennen.  Und  sie  beobachteten  kein  Maas  und 
nicht  die  Gebote  der  heiligen  Schrift  Darüber  klagte  der 
Glems  sehr,  weil  aber  das  Volk  von  den  ungerechten  Ketzer- 
richtern nicht  abliess,  so  herrschte  doch  immer  der  Wille  dieser. 
So  verurtheilten  sie  viele,  welche  noch  in  der  Stande  ihres 
Todes  den  Namen  des  Heilandes  Jesus  Christus  gläubigen 
Hensens  anriefen  und  inmitten  der  Flammen  den  Schutz  der 
Gottesmutter  und  aller  Heiligen  erflehten.  Hört,  wie  gross  das 
Elend  war!  Dann  gingen  sie  zu  den  weltlichen  Herren  und 
diese  begOnstigten  die  Verfolgung  der  Ketzer,  denn  es  ward 
ihnen  ein  Theil  der  Verlassenschaft  der  letzteren  verheissen. 
So  wurden  viele  Unschuldige  der  Habsucht  zum  Opfer,  und  als 
dann  das  Volk  doch  bedenklich  und  furchtsam  ward  und  fragte: 
warum  handelt  ihr  also?  so  antworteten  diese  Richter  ohne 
Erbarmen:  wir  wollen  Hundert  Unschuldige  verbrennen,  denn 
vielleicht  ist  doch  ein  Schuldiger  unter  ihnen.  Tunc  tota 
terra  tremait  et  volentes  non  valebant^).  Der  König  aber, 
welcher  Frieden  and  Recht  erhalten  und  jeden  Hilflosen  schätzen 


^  Legg.  IL  288,  89.  —  Ueber.  die  Ketzerverfolgungen  in  Deutsch- 
land unter  Friedrich  H.  vglch.  Winkelmann  432  fgg. 

»)  Ann.  Worm.  (XVII.  39)  zum  Jahre  1231.  Ann.  Col.  Max.  XVII. 
B4B:  Kam  et  propter  veras  hereses  et  propter  fictas  malti  nobiles  et 
ignobiles,  clerici,  monachi,  inclnse,  bargenses  —  ignis  supplicio  >  nimls 
precipiti  sententia  sunt  addicti.  Kam  eodem  die,  quo  qois  aocusatua 
est,  gen  iaste  sen  iniustc,  nnlKas  appellationis ,  nullius  defensionis  sibi 
i^fMgio  proficiente,  est  dampnatns  et  flammis  crudelibus  iniectus.  Vglch. 
auch  Albericus  bei  Leibn.  acc.  II.  543. 
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sollte,  sah  dem  rachlosen  Treihen  zu,  ohne  zu  verbieten,  ohne 
zu  strafen ;  man  sagte,  so  melden  uns  dieselben  Annalen ,  die 
Ketzerrichter  hätten  auch  ihn  durch  die  Aussicht,  einen  Theil 
des  Guts  der  Verbrannten  als  Beute  z9  erhalten,  zu  solcher 
Duldung  vermocht^}.  Die  Reaction  gegen  dieses  anarchische 
Verfahren  ging  auch  nicht  vom  König,  sondern  vom  Clerus  and 
den  Fürsten  aus,  die  dann  II«inrich  nöthigten,  ebenfalls  gegen 
die  Willkür  der  Verfolgungen  einzuschreiten.  Im  Juli  1233 
wohnte  der  König  einer  Versammlung  zu  Mainz  bei,  auf  welcher 
Konrad  von  Marburg  auch  den  Grafen  Heinrich  von  Sayn  d^r 
Ketzerei  /  beschuldigte.  Viele  Geistliche  nahmen  sich  des  ge- 
achteten Mannens  an  und  der  König  musste  ihm  eine  geräumige 
Frist  beiK'illigen,  um  sich  von  der  gegen  ihn  erhobenen  Anklage 
zu  reinigen  ^) ;  inzwischen  sollte  in  Rom  im  Namen  des  Königs 
und  der  Fürsten  Beschwerde  gegen  Konrad  erhoben  werden. 
In  der  That  erliess  auch  die  päpstliche  Curie  Vorschriften, 
durch  welche  das  Verfahren  der  Ketzerrichter  geregelt  werden 
sollte^},  allein  sie  hätten  wohl  nur  wenig  gebessert,  wenn  nicht 
die  weltliche  Gewalt,  einmal  aufgerüttelt,  nun  auch  selbständig 
das  Reich  gegen  Wiederholung  solcher  Gräuel  gesichert  hätte. 
Im  Februar  1234  hielt  König  Heinrich  einen  zahlreicher  be- 
suchten Hoftag  zu  Frankfurt,  auf  dem  diese  Angelegenheiten 
berathen  wurden.  Nach  manchen  Verhandlungen  fand  auf 
offenem  Felde  bei  der  Stadt  eine  Gerichtssitzung  statt,  in  der 
die  Sache  des  Grafen  von  Sayn  zur  Entscheidung  gebracht 
werden    sollte.      Diesmal    waren    keine    Ankläger    anwesend  — 

<)  Unverkennbar  ist  die  Beznguahmc  auf  das  von  Heinrich  ge> 
fuodene  Urtbeil  des  Reichshofes  vom  2.  Juni  1231  über  das  Vermögen 
der  Ketzer  (legg.  II.  284,  H.-B.  III.  465):  qiiod  heredes  condempnati 
bonis  eius  deberent  hereditariis  ac  patrimonio  gaudere,  beneficiis  eins 
similiter  ad  ins  et  potestatem  dominorum,  a  quibus  habeant,  reduntibos ; 
domino  vero,  cuiuscunque  esset  homo  condempnatus,  bonis  eius  roobili- 
btts  innitente;  hoc  tarnen  excepto,  quod  sumptus  ad  incehdium  bereu- 
corura  faciendi  et  merces  comitis  de  bonis  etiam  forent  mobilibus  re- 
cipienda.    Das  Urtbeil  ward  zu  Worms  gefunden. 

*)  Ann.  Erphord.  (XVI.  28):  -  comes  de  Seine  accusatns,  indu- 
cias  expurgacionis  ulteriores  obtinuit.  Vg]ch.ann.  Col.  Maximi  (XVII.  843.) 

*)  Ann.  Erph.  XVI.  29  und  Worm.  XVII.  39.  Das  Nähere  bei 
Winkel  mann  443  fgg. 


Digitized  by 


Google 


11t 

Konrad  von  Marburg  war  am  30.  Jali  1233  von  solchen,  die 
ebenfalls  seine  AnkFagen  fürchteten,  erschlagen  worden  —  nnd 
man  Hess  deshalb  den  Angeklagten  sofort  zum  Reinigungseide 
zu.  Mit  acht  Bischöfen,  zwölf  Aebten  des  Gistercienserordens, 
vielen  andern  Geistlichen  und  Weltlichen  leistete  er  den  Eid, 
ebenso  der  Graf  von  Solms,  der  unter  Thränen  öffentlich  er- 
klärte, er  habe  sich  frflher  nur  ans  Furcht  als  Ketzer  bekannt  ^). 
Aber  dabei  Hess  man  es  nicht  bewenden.  Gleichzeitig  erging 
auch  ein  Gesetz  in  das  Reich,  durch  welches  das  Verfahren 
gegen  die  der  Häresie  Angeschuldigten  den  weltlichen  Gerichten 
allein  vorbehalten  wurde;  diese  sollten  dabei  die  Billigkeit  nicht 
ausser  Acht  lassen  und,  was  das  Wichtigste  war,  nach  der  Ge- 
wohnheit des  Landes  verfahren.  Der  König  selbst  wie  die  an- 
wesenden Fürsten  verpflichteten  sich  zu  schneller  nnd  geordneter 
Rechtspflege  und  jede  Vernachlässigung  des  Gewohnheitsrechts 
der  einzelnen  Länder  bei  der  Rechtsprechung  ward  mit  Strafe 
bedroht^):  alles  dies  ward  angeordnet  in  dem  Landfrieden  von 
1234,  von  dem  wir  bereits  wissen,  dass  viele  sich  weigerten, 
denselben  zu  beschwören ,  und  den  König  Heinrich  dann  selbst 
zuerst  gebrochen  hat. 


*)  Ann.  Erph.  a.  a.  O.:  Deindc  —  rex  cum  omnibus  piincipibus  ac 
prelatis  qni  aderant  civitatem  egrediens,  in  campe  prcsedit  iudicio-, 
ibiqne  comes  de  Seyne  se  cum  octo  episcopis  et  duodccim  grisei  or- 
dinis  abbatibuB  ac  totidem  minoribus  iratribiis  et  tribus  predicatoribns 
ac  etiam  nigromm  abbatibus  et  clericis  seu  nobilibns  laicis  personis 
noo  pancis,  publice  et  confidenter  expurgavit;  idemque  comes  de 
Solmis  cum  suis  fecit,  obortis  lacrimis  publice  fatendo,  se  tantum  mortis 
mein  heresim  fnisse  professum.  Et  quoniam  legitimi  accusatores  non 
aderant,  ad  Infamie  expurgationöm  admitti  iure  dcbueranti  Vglch.  ann. 
Col.  Max.  XVII.  843  nnd  ausser  andern  auch  Eike  von  Repgow  bei 
Massroann  482:  Dar  dede  de  grave  van  Seyne  sine  unscult  urome  den 
ungelöven  mit  vele  göden  lüden. 

*)  Legg.  II.  301 :  Ad  hec  universis  indiciariam  potestatem  habenti- 
bns  —  prccipimus,  quatinus  ad  reprimendam  hereticorum  perfidiam  — 
solerter  intendant,  ac  in  iusti  prosecntione  indicii  preferant  eqnitatem. 
Dann  verspricht  der  König,  wenigstens  an  vier  Tagen  im  Monat  selbst 
dem  Gericht  vorzusitzen.  Ebendies  soll  jeder  andere  Richter  zu  den 
gewohnheitsmassig  feststehenden  Zeiten  tbun.  Die  Fürsten  sowohl  als 
andere  Richter,  welche  dies  nicht  thun,  sollen  dem  Könige  Busse 
zahlen:  —  iudicium  habens,  si  non  iudicaverit  secundnm  provinciarnm 
consuetudinem,  domino  regi  —  componet. 
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Ein  sehr  anschauliches  Bild  von  dem  Umfange  (ier  Ge- 
schäfte und  der  Wirksamkeit  des  Hofgeridhts  geben  auch  die 
zahlreichen  Rechtsprüche  und  sonstigen  gerichtlichea  Urkunden, 
welche  aus  dieser  Zeit  überliefert  worden  sind.  Die  erste 
Stelle  unter  denselben  nehmen  natürlich  diejenigen  Urlheiie 
ein,  welche  als  Weisthümer  der  königlichen  Curie  anzusehen 
sind.  Sie  beziehen  sich  auf  alle  Theile  des  Rechts,  insbesondere 
ist  das  Staatsrecht  des  Reichs  und  der  einzelnen  Territorien, 
.  der  Kirchen  und  Stifter  überwiegend  durch  solche  Rechtsprüche 
entwickelt  worden,  ebenso  aber  auch  das  Lehn-  und  Dienst- 
nuiBaenrecht,  der  Prozcss  üherhaopt  und  der  in  den  Lehnshöfen 
insbesondere,  endlich,  wenn  auch  in  erheblich  geringerem  Masse« 
das  Privatrecht.  Einen  wirklichen  Werth  für  ilie  Wissenschaft 
kann  nur  eine  systematische  Darstellung  des  Gesammtinhalts 
der  Weisthümer  haben ,  wie  sie  in  dem  letzten  Buche  diesen 
Arbeit  versucht  worden  ist,  weshalb  von  einer  Belrachtnniip 
einzelner  Urtheile  an  dieser  Stelle  abgesehen  werden  musste. 

Bedeutend  erheblicher  noch  ist  die  Zahl  derjenigen  Er- 
kenntnisse, in  denen  es  sich  nicht  um  die  Feststellung  von 
Principienfragen,  sondern  um  die  Regelung  roin  thatsäch lieber 
Verhältnisse  handelt.  Allein  der  überwiegend  grössere  Theil 
derselben  liat  nur  im  Zusammenhange  mit  anderen  Bedeutung 
für  die  Erkenntniss  der  Verfassung  und  des  Verfahrens  am 
üofgericht,  sodass  nur  sehr  wenige  übrig  bleiben,  welche  an 
und  fttr  sich  Interesse  genug  in  Anspruch  nehmen,  um  ein 
näheres  Eingehen  auf  dieselben  zu  rechtfertigen. 

Am  geringsten  ist  die  Zahl  der  Urkunden  der  letzteren  Art 
aus  der  Zeit  des  Königs  Konrad.  «Viele  und  in  Beziehung  auf 
den  Streitgegenstand  sehr  erhebliche  Rechtssachen  gelangten 
unter  seiner  Regierung  zur  Entscheidung  am  Hofgericht  ^),  aber 
nur  die  Prozesse,   welche  Wibald  von  Sublo  in  dieser  Zeit  am 

*)  ErzbiBthum  Trier  wider  das  Kloster  St.  Maxirain;  Hontheim 
I.  541,  Beyer  I.  565,  —  Kloster  St.  Blasien  wider  das  Bisthum  Basel: 
Neugart.  II.  71,  Dümg^  42,  —  das  Kloster  St  Blasien  wider  das 
zu  Schaffhausen:  Neugart  II.  81,  Dümg^  45,  —  das  Kloster  Mein- 
radazell  wider  die  Bürger  von  Schwyz:  Herrgott  II.  170,  ann.  Heremi 
deiparae  203  und  andere  mehr:  Sehöpflin  I.  224,  Dümg^  44,  Beka 
und  Heda  165.  Mon.  Boica  XXIX.  1.  305. 
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Hofe  fahrte,  fesseln  unsere  Anfmerksanikeit;  da  sie  so  recht 
geeignet  sind,  nns  mitten  hinein  zu  versetzen  in  den  lebendigen 
und  vielseitigen  Verkehr  am  königlichen  Gerichte. 

Wir  wissen,  eine  wie  bedeutende  Stellung  Wibald  unter 
Konrad  III.  und  Friedrich  I.  am  kOYiiglichen  Hofe  einnahm. 
Er  wnsste  seinen  Einfluss  auch  sehr  wohl  zu  benutzen  und 
wir  sehen  mit  Interesse,  wie  er  denselben  auszubeuten  versteht 
nnd  in  den  zahlreichen  Streitsachen,  die  er  selbst  oder  seine 
Klöster  Gorvey  und  Stablo  zu  fahren  hatten,  alle  Mittel  in  Be- 
wegung setzt,  um  sich  die  Curie  günstig  zu  stimmen.  Bald 
schreibt  er  den  Königen  direct,  bald  beauftragt  er  seine  Freunde, 
die  an  den  Hof  reisen,  fllr  ihn  thätig  zu  sein,  oder  er  setzt 
Rieh  mit  angesehenen  Hofbeamten  in  Verbindung,  um  sie  für 
sich  zu  gewinnen.  Er  schmeichelt  und  schmählt,  bittet  und 
klagt,  lobt  oder  tadelt  und  scheut  sich  nicht  vor  den  bittersten 
Bemerkungen  über  die  Langsamkeit  des  Prozessverfabrens.  Die 
erste  Frage,  die  Wibald  nach  der  Wahl  Fjiedrichs  L  an  einen 
vertrauten  Freund  am  Hofe  richtet,  ist  die,  ob  der  neue  König 
auch  die  Gerechtigkeit  liebe  und  in  der  Rechtspflege  recht 
eifrig  sei  ?  ^) 


*)  Ich  hebe  aus  dem  Briefwechsel  Wibalds  (Jaffö  Monum.  Cor- 
beiensia)  einige  der  zur  Bewahrbeitnng  des  Bemerkten  wichtigeren 
Stellen  hervor.  Ep.  Nr.  200  (Jaff^  S.  317):  Wibald  empfiehlt  einem 
Freunde,  der  an  den  königlichen  Hof  geht,  verschiedene  Angelegenheiten 
dos  Klosters  Corvcy;  Nr.  201,  er  klagt  schriftlich  bei  Konrad  HI.  über 
die  Äebtissin  von  Kemenade;  Nr.  202,  er  empfiehlt  dem  Notar  des 
königlichen  Hofes  ebenfalls  die  Angelegenheiten  von  Corvcy  und  be- 
schwert sich  namentlich  darüber,  dass  ein  Abgesandter  der  Äebtissin 
von  K.  bei  Hofe  Schreiben  gegen  ihn  erschlichen  habe :  er  persönlich 
sei  zwar  voller  Vertrauen  zur  Gerechtigkeit  des  Königs,  aber  das  über- 
mOthige  Auftreten  der  Gegner  beunruhige  ihn  doch  und  deshalb  möge 
der  Notar  günstig  für  ihn  wirken:  cetentm  —  nos  in  curia  laici 
alicuius  patrocinium  nunquam  quaesivimns,  sed  per  clericos  nostra 
omnia  disponere  consuevimns;  ep.  Nr.  203  antwortet  der  Notar  be- 
ruhigend; ep.  Nr.  205  bittet  Wibald  den  König,  er  möge  ihm  doch 
endlich  mittheilen,  was  über  das  Kloster  Kemenade  beschlossen  sei ; 
ep.  Nr.  206  schreibt  er  wieder  dem  Notar,  er  habe  wiederholt  Boten 
und  Briefe  an  den  königlichen  Hof  geschickt,  aber  gegen  alles  Recht 
noch  immer  keine  Antwort  erhalten,  quod  illis  precipue  solet  accidere, 
de  quomm  iam  pena  iuxta  legem  Juliam  de  reis  maiestatis  decernitur: 

Franklin,  Reiehshofgericht.   I.  g 
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Und, diese  Frage  erscheint  uns  sehr  natürlich,  wenn  wir 
sehen,  wie  häufig  grade  Wibald  genöthigt  war,  die  HiJfe  des 
Ilofgeri(  lits  in  Ansprach  zu  nehmen  ^).  Bald  sind  es  benach- 
barte Bischöfe,  Stifter  und  Abteien,  mit  denen  er  zu  hadern 
hat,  bald  mächtige  Edle  oder  Ministerialen,  die  seine  und  seiner 
Kloster  Rechte  beeinträciitigen.  Grosse  Unruhe  bereitete  ihm 
die  Ael>tissin  des  Nonnenklosters  Kemenade  selbst  dann  noch, 
als  durch  einen  Rechtspruch  dos  Uofgerichts  dieses  Kloster 
und  das   zu   Fischbeck    dem    Stifte    Corvey    incorporirt    worden 

der  Notar  solle  besonders  darauf  sehen,  dass  der  König  über  die  Sache 
keinen  sächsischen  Fürsten  zu  Rathe  ziehe,  denn  die  Fürsten  würden 
es  als  einen  grossen  Triumph  ansehen,  quod  nos  in  ea  curia  nunc  ad- 
juvent,  in  qua  nos  eoruro  causas  sacpc  sustcntavimus ,  quod  ipsorum 
adiutorium  non  absque  merccdc  vel  pracdii  alicuius  vel  pecuniae  con- 
dacere  posacmus ;  endlich  die  Anfrage  an  den  königlichen  Notar  Hein- 
rich nach  Friedrich  1. :  iitrura  diligat  institiam,  qui  indicat  terram,  ntnim 
in  codem  proposito  fervens  esset  au  lentns,  cfficax  an  vacuus.  Im 
Allgemeinen  vglch.  Janssen:  Wibald  von  Stablo  und  Malmedy. 
Münster,  1854. 

*)  Kp.  Nr.  257,  58  Klage  gegen  den  Edlen  von'  Hengebach,  ep. 
Nr.  180  gegen  den  Bischof  von  Minden,  3(X)  gegen  den  Bischof  von 
Lüttich  und  mehrere  Grafen,  3S8  gegen  Folcuin  und  Widukind,  womit 
389  und  91  (Antwortschreiben  Friedrich  I.  und  Bericht  des  Notar 
Heinrich)  zu  vergleichen  sind;  ep.  Nr.  446  enthält  wieder  andere 
Klagen;  ep.  4G0  beauftragt  Friedrich  den  Bischof  von  Münster  über 
eine  Klage  Wibalds  zu  richten  (accepimus  querelam  —  abbatis  Cor- 
bciensis  ac  ministerialium  ipsius  pfo  quodam  viro  nomine  M.,  quem 
captivam  tenct  homo  quidam  liber  nomine  Folkarus  de  terra  tua,  quem 
Corbeienses  asserunt  ministerialem  esse  ecclesiae  suae.  Quia  ergo 
imperii  nostri  dignitatem  in  eo  maxime  exaltamus,  si  iusticiam  et  iudi- 
,  cium  confugientibus  ad  nos  faciamus,  attente  industriae  tuae  iniimgimus, 
quatinus  acceptis  bis  litteris  nostris,  diem  utrique  parti  prcfigas  et, 
auditis  utrinsque  partis  allegationibus  et  disquisita  diligenter  veritate, 
si  Corbeienses  per  consanguineos  illius  probare  potuerint,  quia  sit 
ministerialis  ecclesiae  Corbeiensis,  liberum  eum  restituas,  sin  autem 
hoc  probare  non  valucrint,  prenominato  viro  eum  restituas);  ep.  44.H) 
Wibald  schreibt  dem  Bischof  von  Paderborn:  quod  de  reparandis 
mnnitionibus  oppidi  nostri  in  proxima  curia  —  iudicium  regni  coraro 
rege  et  universis  principibus  accepimus;  ep.  464,  Friedrich  I.  schreibt 
dem  Clerus  von  Osnabrflgg,  er  solle  sich  mit  Wibald  wegen  einer  Zehnt- 
Streitigkeit  vergloichen,  sonst  würde  er,  der  Kaiser ,  letztere  vor  sein 
Gericht  ziehen. 
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waren').  Viel  Bedrflcknngen  hatte  das  Stift  aneä  tob  den 
dortigen  Drosten  und  Schenken  %u  erfahren,  zur  Zeit  Wibalds 
namentiich  von  dem  Schenken  Rabano  and  dessen  Bruder 
Liodolf.  lieber  verschiedene  Ansprüche  der  letzteren  hatten 
bereite  die  Ministerialen  von  Corvey  ein  ihnen  ungünstiges  Ur- 
theil  gefällt;  da  si«h  aber  Rabano  diesem  AHSspmch  seiner 
Genossen  nicht  fügen  wollte,  so  beantragte  Wibald  1150  auf 
einem  Hoftage  zn  Speier,  dass  die  Ministerialea  des  Reichs 
Aber  dieselbe  Sache  ein  Urtheil  geben  sollten.  Konrad  III. 
ging  auf  den  Antrag  ein  and  das  Hofgericht  bestätigte  denn 
auch  die  Entscfaeidang  der  Gorveyer  Ministerialen  ^).  Ebenso 
gQnstig  lautete  ein  Rechtsprach  des  Hofgerichts  für  die  Mini- 
steriale«  von  Stablo  in  einer  privatrechtlieh  und  prozessualisch 
gleich  interessanten  Sache  ^).  In  den  Lehen  des  Klosters  Stablo 
erbten  nach  dem  Aussterben  der  männlichen  Linie  auch  die 
Weiber.  Ein  Ministeriale  Widricus  starb  mit  Hinterlassung 
einer  Tochter  und  ^ines  Scbwcstersohnes.  Die  Tochter  heira- 
Uiete  einen  andern  Ministerialen,  Everard;  dieser  erhielt  auch 
von  dem    Abte    nach    dem   Gewohnheitsrecht    des    Landes    alle 


*)  Erhard:  cod.  dipl.  Nr.  259. 

*)  Erhard  a.  a.  0.  Nr.  272.  Predictus  -  Corbeiensis  ahbas  —  im- 
petrtvit,  quod  in  plena  curia  nostra,  quam  Spire  celebravimus,  iudicium 
super  eodem  verbo  a  mimsterialibns  regni  sciacitati  sumus.  Qui  etiam 
in  Gonspectu  nostro  et  principum  regni  idem  iudicium,  quod  Corbeieuses 
invenerant,  pari  consensu  asseruerunt.  Bei  den  beiden  ersten  Streit- 
fragen wird  kurz  bemerkt:  iudicium  in venit,  iudicium  dedit  —  ministerialis 
noster;  bei  der  dritten  wurde  zunächst  ex  sententia  principum  der 
Sinn  der  Stiftoprivilegien  festgestellt  und  dann  wieder  nach  dem  Urtheil 
der  Ministerialen  der  concrete  Streitfall  gegen  die  Beklagten  entschieden. 
Der  Mitwirkung  der  Fürsten  bedurfte  es  wohl,  weil  nach  jenen  Privi- 
legien festgestellt  werden  sollte:  quod  nullus  rex,  nuUus  comes  — 
aliqnam  potestatem  infra  muros  ciusdem  ecclcsiac  exercendi  iudicium 
habeat  Als  bei  dem  Gericht  anwesend  nennt  die  Urkimde  die  Bischöfe 
von  Basel,  Constanz,  Speier,  vier  Achte,  alle  mit  ihren  Ministerialen, 
dann  clerus  et  popnlus  Wormaciensis  ecclesiae,  Fuldensis,  Lauresham. 
roonasterii  (quae  tunc  vacabant),'  den  Herzog  von  Schwaben,  Pfalzgraf 
Otto  von  Wittelsbaeh,  den  Markgrafen  von  Baden,  alle  mit  ihren 
Ministerialen,  mehrere  Grafen  und  den  Schenken,  Truchsess,  Kämmerer 
und  Marscliall  des  Königs.     • 

»)  Ep.  Wibaldi  Nr.  104  S.  1«0,  bei  Martene  Nr.  87  S-  259. 
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von  Widricas  hinterlassenen  Besitzungen  zu  Lehen,  wurde  aber 
von  jenem  Schwestersohn,  Ghuono,  aus  dem  Besitz  gesetzt. 
Deshalb  wurde  vor  dem  Abte  von  Stablo  and  einundzwanzig 
Stiftsministcrialen  eine  Klage  des  Everard  gegen  Chuono  ver- 
handelt. Ersterer  behauptete,  mit  Gewalt  seiner  Lehen  be- 
raubt worden  zu  sein,  letzterer  wendete  ein,  das  streitige  Gut 
sei  nicht  ein  Lehen,  sondern  Allode,  der  Erblasser  habe  es  zu 
freiem  Eigenthum  besessen  und  ihm,  dem  Verklagten,  die  Hälfte 
des  Guts,  als  Mitgift  seiner  Mutter,  der  Schwester  des  Widricos, 
zu  Erbe  gegeben.  Seitens  des  Klägers  ward  aber  geltend  ge- 
macht^ das  Gut  sei  von  Alters  her  Lehen  des  Klosters,  und 
dies  wollte  auch  der  Abt  des  Stifts  durch  vollgültige  Urkunden 
beweisen.  Beide  Parteien  erboten  sich  zum  Beweise  und  die 
Ministerialen  legten  denselben  dem  Kläger  auf,  qui  titulum 
legalis  beneficii  suo  litigatori  opposuerat.  Damit  war  der  Abt 
nicht  einverstanden  ^),  aber  noch  weniger  der  Prozessgegner, 
der  sofort  das  Urtheil  schalt.  Sogleich  unterbrach  der  Abt, 
als  Vorsitzender  des  Gerichts,  die  Verhandlung  und  sandte  den, 
welcher  das  erste  Urtheil  gefunden  hatte,  mit  einer  schriftlichen 


^)  Wibald  deutet  das  in  dem  Bericht  an  König  Heinrich  mit  den 
Worten  an :  miscentes  (die  Urtheilfinder)  niminun  equitatcm  cnm  iure 
et  veritatem  cum  indicio,  und  ich  meine,  die  Verstimmung  des  Abtes 
gründet  sich  darauf,  dass  die  Urtheilfinder  Überhaupt  erst  Beweis  for- 
derten über  die  Lehnsqualität  des  streitigen  Gutes  und  dieselbe  nicht 
schon  durch  die  Urkunde,  welche  er  selbst  vorgelegt  hatte ,  für  hin- 
reichend bewiesen  erachteten.  Dann  fährt  der  Bericht  fort:  Primus  in 
dicenda  indicii  sententia  fuit  Franco,  lator  praesentium,  ceteris  in  id 
ipsara  consentientibus  et  concorditer  id  ipsum  profitentibus.  E  con- 
trario Tespondit  Chuono,  Franconem  raentitum  et  tarn  ipsum  quam 
alios  falsum  dixisse  iudicium.  Erant  autem  numero  XXI.  Super  hoc 
ad  vcstre  maiestatis  presentiam  appellavit.  Nos  audito  Caesaris  nomine 
et  appellantis  voce,  nullam  nobis  reputantes  factam  iniuriam,  procedcre 
in  actione  cessavimus,  bcne  de  culmine  regiae  maiestatis  confidentes, 
quod  si  uterque  ad  vestram  curiam  venerit,  iuxta  legaünm  institutionum 
normam  vel  absolutionem  vel  condempnationem  debitam  accipiet.  Sin 
autem  appcllator  venire  neglexerit,  neu  enm  vestra  censara  impunitum 
relinquet,  nee  de  frustratoria  provocatione  lucrabitur  delationem  poenae, 
ut  omncs  subditi  vestri  timeant  vos,  videntes  sapientiam  dei  esse  in 
vobis  ad  faciendum  iudicium.  Quicquid  vero  super  hoc  vestra  curia 
iudicaverit,  nobis  —  per  litteras  vestras  significare  dignemini. 
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BarlegnDg  des  stattgehabten  Yerfohrcns  an  den  königlichen 
Hof;  dass  sich  anch  der  Urtheilscheltende ,  appellator,  dorthin 
begeben  wttrdo,  wurde  vorausgesetzt,  aber  doch  in  dem  Schreiben 
an  den  König  ausdrücklich  ersucht,  denselben  nicht  ungestraft 
zn  lassen,  falls  er  versäumen  sollte,  am  Hofe  rechtzeitig  zu  er- 
scheinen, üeber  die  Verhandlung  daselbst  ist  uns  leider  nichts 
bekannt,  denn  wir  besitzen  nur  ein  Schreiben  des  Königs  an 
Wibald,  in  welchem  er  mitthcilt,  dass  das  überwiegend  mit 
R<>ichsministcrialen  besetzte  Hofgerichl  gefunden  habe,  dass  das 
gescholtene  Urtheil  zu  bestätigen  sei.  Der  Abt  wird  deshalb 
beauftragt,  dieses  Urtheil  auszuführen,  auch  von  dem  Unter- 
legenen das  Gewette  und  die  den  Findern  des  gescholtenen 
ürtbeils  zukommende  Busse  einzuziehen  *). 

Aus  der  reichen  Zahl  der  vor  Friedrich  I.  ergangenen 
Rechtsprflche  heben  wir  zunächst  die  Entscheidung  wegen  der 
Grafschaft  Chiavenna  hervor,  welche  im  Jahre  1153  zu  Gunsten 
lies  Bischofs  von  Como  erging.  Die  Angelegenheit  wurde  zuerst 
in  Ulm  verhandelt,  aber  vertagt,  um  dieselbe  nach  eingehender 
Prüfung  durch  einen  Spruch  der  Fürsten  entscheiden  zu  lassen. 
Die  Parteien,  der  Bischof  und  die  Leute  von  Chiavenna,  wurden 
darauf  schriftlich  vorgeladen ,  vor  dem  königlichen  Gericht  in 
^  Konstanz  zu  erscheinen.  Dort  legte  der  Bischof  auch  alle  ihm 
bis  auf  die  neueste  Zeit  rücksichtlich  der  Grafschaft  ertheilten 
Privilegien  vor  und  brachte  zugleich  eine  Anzahl  Zeugen  mit 
sich,  welche  bekundeten,  dass  er  und  seine  Vorgänger  lange 
Zeit  in  dem  vollen  und  ruhigen  Besitz  der  Grafschaft  gewesen 
seien;  die  Gegenpartei  bat  abermals  um  Vertagung,  da  sie  ihre 

')  Ep.  lOö  S.  182,  bei  Mart  88  S.  20().  Heinrich  an  Wibald :  Cau- 
sam quam  ad  nos  industria  tua  scriptam  transmiserat,  —  examinavimus 
et  tarn  coosilio  quam  iudicio  curiae  oostrae  et  prccipue  ministerialium 
nostroruDi  scntentiam  iudicii,  quam  Franco  protulit,  ratam 
esse  censuimus  et  tarn  ipsuin  Franconem,  quam  cos,  qui  ipsum 
sccuti  sunt,  recte  iudicasse  auctoritate  regia  confirraavimus.  Ea  propter 
condempnamus  tibi  Cuononcm  niinisterialem  tuum  in  decem  libris  de- 
narioHiin  et  ainguHs  quibusque  comparibus  et  comministerialibus  suis 
in  tribus  libris,  de  baono  regio,  non  solum  pro  frustratoria  appellatione, 
^^d  etiam  pro  petulaotiori  consilio,  quo  ipsorum  opinionem  laceravit 
Tu  ergo  —  iudicium  a  nobis  confirmatum  effectni  manciparc  non 
differag  — . 
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Privilegien,  welche  älter  und  glaubhafter  seieu,  als  die  des 
ßischofs,  nicht  mitgebracht  hätte.  Dem  Antrage  ward  auch 
nachgegeben  und  ein  neuer  Gerichtstag  anberaumt,  der  in  Bam- 
berg stattfand.  liier  nun  wurden  die  Privilegien  beider  Parteien 
vorgelesen,  und  der  in  solcher  Art  erhobene  Beweis  fiel  durch- 
weg zu  Gufisten  des  Bischofs  aus.  Nun  suchten  die  Gegner 
eine  Entscheidung  dadurch  zu  vereiteln,  dass  sie  einwendeten, 
die  streitige  Grafschaft  gehöre  zum  Herzogthuni  Schwaben,  und 
sie  brauchten  deshalb  vor  Niemand,  als  vor  dem  Ucrzog  von 
Schwaben  zu  Recht  zu  stehen.  Aber  dieser  Einwand  ward  ver- 
worfen,  weil  die  Leute  von  Chiaveuna  ihre  Privilegien  jederzeit 
nicht  von  den  schwäbischen  Herzögen,  sondern  vom  Roic^he 
nachgesucht  und  erhalten  hätten.  Nach  längerer  Erörterung 
der  streitigen  Punkte  frug  dann  der  Kaiser  den  Bischof  von 
Augsburg  um  ein  Urtheii  und  dieser  fand,  dass  die  Grafschaft 
zum  Bisthum  Como  gehöre  und  der  Bischof  sofort  in  den  ihm 
entzogenen  Besitz  derselben  wieder  einzusetzen  und  darin  zu 
schätzen  sei.  Die  anwesenden  Cardinäle,  Bischöfe  und  welt- 
lichen Grossen  stimmten  dem  Urtheii  bei  und  Friedrich  be- 
stätigte dasselbe  ^). 

Einige  Jahre  später  fand  am  Hofgericht  ein  nicht  un- 
interessanter Lehnsprozess  statt.  Seit  langer  Zeit  war  es  im 
Bisthum  Kegensburg  üblich  gewesen,  dass  die  Lehngüter  der 
bischöflichen  Kirche  und  der  Abtei  St.  Emmeramm  daselbst 
niemals  an  MTeiber  verliehen  wurden,  (ut  benoficia  de  manu 
abbatis  ipsius  accclesiae  largienda  ratione  successionis  nunquani 
in  feminarum  transeant  potestatem).  Die  Tochter  eines  zu 
Regensburg  verstorbenen  liChnsmannes  des  Klosters  nahm 
dennoch  die  von  ihrem  Vater  besessenen  Güter  in  Anspruch 
und  klagte,  als  deren  Heransgabe  verweigert  wurde,  am  Hof- 
gericht. Der  Kaiser  lud  den  Abt  und  den  Bischof  vor  sich 
und  es  ward  sorgfältig  geprüft,  ob  der  Anspruch  rechtlich  be- 
gründet sei;  endlich  ward  von  dem  Vicedom  Udalrich  ein  der 
Klägerin  ungünstiges,  das  im  Bisthum  übliche  Gewohnheitsrecht 
lediglich  bestätigendes  Urtheii  gefunden,  von  den  Fürste§  ge- 
billigt   und    vom    Kaiser    contirmirt.      Die    Gerichtsverhandlung 

')  Ughelli  It.  Sacra  (Venedig,  1720)  V.  292. 
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fand  zu  Regensburg  statt,  eine  Urkuude  darüber  ward  erst 
einige  Zeit  später  auf  Antrag  des  Abtes  zu  Ulm  aus- 
gefertigt *). 

Zu  Gunsten  der  Bischöfe  von  Genf  erging  1 1  (>2  der  wich- 
tige Rechtspruch,  dass  der  Kaiser,  wenn  er  einmal  einem 
Bischof  die  Kegalien  für  einen  besimmten  Bezirk  erthnilt  habe, 
sp&ter  keineai  weltliclien  Fflrsteu  liechtc  eiuräunieu  dürfe,  welche 
die  früher  verliehenen  beschränkten^).  In  Gegenwart  fast  aller 
Fürsten  des  Reichs  hatte  der  Bischof  von  Genf  gc.srcn  den 
Henog  Berthold  von  Zäriugen  und  den  Grafen  Amadeus  von 
Genf  geklagt,  dass  sie  sich  wiederholte  Eingriffe  in  seine  Rechte 
erlaubt  und  namenilith  die  Verwaltung  aller  Regalien  an  sich 
gerissen  hätten.  Graf  Amadcns  war  selbst  anwesend  und  suchte 
seine  Ansprüche  gegen  den  Bischof  zu  vertheidigen,  freilich  aber 
mit  sehr  geringem  Erfolge.  Wie  es  scheint,  gründete  der  Ver- 
klagte sein  Recht  darauf,  dass  er  behauptete,  die  Regalien  für 
den  Herzog  Berthold  verwaltet  zu  haben,  welchem  dieselben 
später  als  dem  Bischof  vom  Reiche  verliehen  worden  seien, 
denn  der  vom  Bischof  von  Wirzburg  verkündete  Rechtspruch 
der  Fürsten  ging  dahin ,  dass  nach  der  ersten  Verleihung  der 
Regalien  in  dem  Bist h um  Genf  an  den  Kläger  die  spätere  Ver- 
gebung derselben  an  Herzog  Bcrthold  nicht  zu  Recht  bestehen 
könue.  In  Folge  dessen  kassirte  der  Kaiser  die  letztere  Ver- 
leihung, sprach  die  Verwaltung  der  Regalien  tWm  Bischof  allein 
zu  und  legte  beiden  Verklagten  ewiges  Stillschweigen  auf'*). 

Aus  den  nächsten    Jahren   sind   eine   Anzahl    KoclitsprUche 

^)  Ried  I.  Nr.  24«  S.  227,  Mon.  Boica  XXIX.  1,  WML 
*)  Zwei  Ausfertigungen  in  verschiedener  Form  bei  Spon:  histoire 
de  Geneve  II.  24  und  30. 

■)  Die  zum  Urtheil  gestellte  Frage  ging  dahin:  utrum  voncessio 
illa  de  rcgalibus  Gehcnn.  ecclesiac,  quam  duci  Berthohlo  feceramus, 
Stare  posset  vel  dcberet.  Inde  Wircib.  episcopus  commuuicato  consilio 
cum  archiep.  et  ep.  cctcrisquc  principibus  senteutiam  cum  landameuto 
et  assensu  commuui  —  protulit,  quod  post  primam  investituram  factam 
ia  cp.  Geb.  in  aliam  personam  transfundi  non  liceret  et  coucessio  duci 
facta  uullaten US  rata  esse  posset  Inde  est,  quod  —  donationem,  quam 
duci  B.  feceramus,  penitus  cassavimus ,  p  ipsam  superioritateui  —  ad- 
iudicavimus  cpiscopo,  silentium  perpctuum  imponentes  prefatis  duci 
et  comiti. 
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zu  nennen,  durch  welche  verschiedenen  Kirchen  und  Stiftern 
widerrechtlich  entzogene  Güter  restituirt  wurden.  So  erhält 
1157  das  Bisthuni  Passau  das  Gut  Merdingen  in  Schwaben 
zurück;  der  Bischof  hatte  es  Konrad  III.  unter  der  Bedingung 
überlassen,  dass  er  dagegen  im  Tausch  einige  Grundstücke  im 
Gebiete  seiner  Diöcesc  erhalte,  aber  diese  Bedingung  war  nicht 
erfüllt  worden,  und  da  Konrad  das  Gut  inzwischen  an  deu 
Herzog  Weif  verliehen  hatte ,  so  klagte  der  Bischof  gegen 
letzteren  auf  Zurückgabe,  welche  denn  auch  endlich  in  Folge 
eines  hofgerichtlichen  Erkenntnisses  erfolgte  ^).  Dem  Bisthum 
Basel  wurde  ferner  ilGO  die  ihm  von  den  Vorfahren  des  Kaisera 
entzogene  Burg  Rappoltstein  ^),  der  Kirche  zu  Hildesheini  das 
Schloss  Homburg  zurückgegeben^),  und  ähnliche  Fälle  mehr. 
Ueberhaupt  sind  es  vorzugsweise  Kirchen,  Klöster  und  ihre 
Vorsteher,  welche  unter  Friedrich  I.  den  Schutz  seines  könig- 
lichen Gerichts  in  Anspruch  nehmen,  und  es  ist  dabei  von  Inter- 
esse, wahrzunehmen;  wie  sich  in  allen  Entscheidungen  grade 
dieses  Kaisers  eine  ausserordentlich  kirchenfreundliche  Tendenz 
geltend  macht.  Es  würde  zu  weit  führen,  dies  im  Einzelneu 
nachzuweisen,  aber  ich  führe  wenigstens  die  wichtigsten  solcher 
Urtheiie  an,  die  zugleich  einen  Beweis  für  die  ausgedehnte 
Thätigkeit  des  Hofgerichts  in  dieser  Zeit  geben  werden*). 

»)  ürigg.  Guelf.  n.  578,  M.  B.  XXIX.  1,  344. 

•)  Herrgott  IL  Nr.  239,  S.  187,  Trouillat  I.  342. 

»)  Origg.  Guelf.  III.  547. 

*)  Entscheidung  zu  Gunsten  des  Klosters  Kremsmünster :  Origg. 
G.  III.  525,  ürkdb.  ob  d.  Enns  II.  372;  Hagn  Nr.  40  S.52;  -  über 
die  Grenzen  der  Diöcese  Verden  gegen  das  Bisthum  Halbcrstadt :  Süden- 
dorf  B.  L.  I.  2*,—  Entscheidung  der  Streitigkeiten  zwischen  dem  Erz- 
bisthum  Bremen  und  dem  Bischof  von  Verden;  Hodenberg,  Verdener 
Geschicbtsq.  IL  43;  —  Rechtspruch  zwischen  den  Bischöfen  von  Bam- 
berg und  Wirzburg  über  die  gaugräflichen  Hechte  im  Rangau:  Uss er- 
mann, Bamberg.  Nr.  CXXII.  S.  113,  M.  B.  XXIX.  1,  351;-Entschei- 
dnng  zu  Gunsten  des  Bisthums  Bamberg  wider  die  Abtei  Altaich:  M. 
B.  XXIX.  1,  311;  —  zu  Gunsten  von  Weissenbrunn  wider  die  Vögte: 
Ä.  a.  O.  320;  —  ebenso  für  SchaflThausen :  Fickler  S.  62;  —  für 
Paetterlingcn :  Schoepflin  I.  239,  Zeerlciler  I.  91 ;  — für  die  Abtei 
Nivelle:  Notizenblatt  I.  148;  —  Entscheidung  zu  Gunsten  des 
Bischofs  von  Bamberg  wider  Herzog  Hermann  von  Kärnthen:  M.  B. 
XXIX.  1,  382;  *  ebenso  für  Freisingen  gegen  Heinrich  den  Löwen: 
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Anch  voD  Kaiser  Heinrich  VI.  besitzen  wir  einige  beach- 
tenswertbe  Urkunden.  Zunächst  sind  zwei  Entscheidungen  ans  dem 
Jahre  1188  hervorzuheben,  welche,  nach  ßerathung  mit  den  Sa- 
pientes  und  Pmdentes,  die  am  kgl.  Hofe  weilten,  getroiTen  wur- 
den, ohne  dass  freilich  ersichtlich  wäre,  ob  damit  gelehrte 
Juristen  bezeichnet  sein  sollen  oder  nicht;  in  beiden  Fällen 
haodelt  es  sich  um  Streitsachen  zwischen  Geistlichen  und  Welt- 
hchen,  sodass  es  nicht  grade  unwahrscheinlich  erscheint, 
der  Kaiser  habe  sich  vor  der  durch  das  Gericht  getroffenen 
£iitscheidnng  mit  den  gelehrten  Geistlichen  seines  Hofes  über 
die  Auffassung  der  streitigen  Fragen  bcrathen^).  In  anderen 
Prozessen  ähnlichen  Charakters  wird  dagegen  der  Mitwirkung 
Gelehrter  nicht  gedacht.  So  werden  1 1 70  die  Rechte  der  Geist- 
lichen und  Bürger  von  Resan^on  nach  Rath  der  anwesenden 
Fürsten,  Grafen  und  Kdlen  neu  geordnet  ^)  und  in  derselben  Weise 
verschiedene  Streitigkeiten  zwischen  dem  Bischof  und  dem  Capitel 
zu  Speyer^),  sowie  zwischen  dem  Bischof  nnd  der  Stadt  Kon- 
stanz entschieden*);  auch  im  Strafprozess  erfolgt  das  Urtheil 
darch   die    Fürsten   oder   andere    Genossen    des    Angeklagten*). 


Meichelbeck  I.  365,  Origg.  G.  III.  545,  M.  B.  a.  a.  O  438;  —  zu 
Gunsten  des  Klosters  Maulbronn:  Würtemb.  Urkdb.  II.  189.  Vgl. 
noch  Schöpflin  Als.  dipl.  I.  237,  39,  Spon  a.  a.  0.  42,  p:rhard 
cod.  dipl.  II.  Nr.  377,  Herrgott  II.  Nr.  236  S.  183,  Lacomblet  I. 
346,  M.  B.  XXIX.  1   434  und  andere  Urkunden  mehr. 

')  Im  ersteren  Falle  wird  zu  Gunsten  der  Kanoniker  von  Toul  ent- 
schieden, dass  dem  Grafen  Mattheus  von  Zuffen  kein  Recht  gegen  die 
Leute  Yon  Auze  zustehe:  —  sapientium  curiae  nostrac  conimuuicato 
coDsilio  cognoTimus  et  per  sententiam  curiae  nostrae  sapientium  iudi- 
catum  est  (Galmet  II.  402).  Im  anderen  Falle  ergeht  das  Urtheil  zu 
Gunsten  des  Klosters  Gaiidersheim:  lis  prudentum  curiae  nostrae  sen- 
tentia  —  decisa  (Harenberg  129). 

')  Dun  od  I.  preuTes  LIII :  consilio  ducum,  marchionum,  comitum 
aliorumque  procerum. 

*)  Dümg^:  Reg.  Badensia  Ar*iang  Nr.  110  S.  153. 

*)  Dümg6  a.  a.  0.  Nr.  105  b.  150. 

*)  So  bekundet  Heinrich  in  einem  Privilegium  für  das  Bisthum 
Sitten :  nos  universa  allodia  et  feuda,  que  ipse  (Graf  Humbert  von  Sa- 
voyen)  intra  fines  Roroani*  imperii  possidebat,  observato  omni  modo 
ordine  iudicario  et  per  iustam  principum  imperii  sententiam  et  partum 
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Der  grösste  Theil  dieser  uud  anderer^)  Rechtsprüche  Heinrichs 
ist  übrigens  ohne  allgcmeiuei-es  Interesse  und  nur  auf  eine  Ent- 
scheidung möchte  noch  hinzuweisen  sein,  welche  deutlich  zeigt, 
dttss  sich  das  Verfahren  am  Hofgericht  trotz  der  bisweilen  er- 
folgten Zuziehung  Gelehrter  doch  ganz  und  gar  in  den  Formen 
des  deutschen  ^Prozesses  bewegte.  Der  Domscholastikus  Wil- 
helm zu  Minden  klagte  vor  dem  Kaiser  gegen  mehrere  Ministe- 
rialen des  Bisthums,  dass  sie  ihm  die  Leistung  gewisser 
Dienste,  die  auf  ihren  Höfen  hafteten,  verweigerten.  Die  Yer^ 
khigten  wandten  ein,  sie  hätten  dem  Kläger  nicht  Dienste  zu 
thun,  sondern  nur  eine  bestimmte  jährliche  Geldabgabe  zu  leisten. 
Bei  der  Entscheidung  handelte  es  sich  zunächst  am  die  Frage 
nach  der  Beweis])flicht  und  diese  wird  dahin  entschieden ,  dass 
die  Verklagten  den  Beweis  für  den  Umfang  ihrer  Rechte  und 
i'flichtcu  zu  erbringen  hätten.  Die  zweite  Frage  ist,  durch  wel- 
ches Mittel  der  Beweis  zu  führen  sei,  uud  es  wird  erkannt: 
durch  ein  Gottesurtheil.  Daran  schliesst  sich  die  weitere  Frage: 
durch  welches  Gottesurtheil?  und  auf  diese  findet  das  Hofgericht: 
durch  glühendes  Eisen.  Alle  drei  Urtheile  bestätigte  der  Kaiser 
und  beauftragte  den  Bischof  von  Minden,  die  Verklagten  anzu- 
halten, entweder  ihren  Verpflichtungen  gegen  den  Kläger  nach- 
zukommen oder  in  der  angegebenen  Art  zu  beweisen,  dass  sie 
von  denselben  frei  seien  *^). 

Die  trostlosen  Zustände,  welche  nach  dem  Tode  Kaiser 
Heinrichs  im  Reiche  eintraten,  verhinderten  ohne  Zweifel  eine 
regelmässige  Rechtspflege  an  den  Höfen  der  Gegenkönige.  Daher 
erklärt  es  sich,  dass  wir  von  Philipp  nur  sehr  wenige  Recht- 
sprüche kennen')  und  Urkunden  des  Hofgerichts  Otto  IV.    erst 


suorum  abiudicavimus  et  euin  secundum  iustitiam  condeinnatum  per- 
petuo  imperii  banno  subjecimus,  in  qua  condemnatione  dipin  clausit 
extremum. 

»)  Schannat:  bist.  Worm.  Nr.0')S.S8,  Kluit  II.  1  217,  Krem  er 
n.  Nr.  121  S.  2C)7,  Guden:  syll.  44,  und  andere. 

*)  Würdtwein:  sul«.  X.  10.,  Erhard  cod.  dipl.  II.  Nr  542. 

■)  Mehrere  vor  König  Philipp  abgeschlossene  Vergleiche  in  den 
M.  B.  XXIX.  1.  522,  23,  37,  XXXI.  1.  464;  einzelne  gerichtliche  Ent- 
Scheidungen  Philipps  sind  noch  nicht  gedruckt:  Reg.  86  und  100,  aii- 
dere  (2.  B.  Mon.  Zoll.  I.  27,  29)  ganz  unwichtig. 
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ans  der  Zeit  nach  den  Tode  seines    Gegners   häufiger   vorkom-  j 

men.  ^)  Und  auch  diese  lets^ereu  sind  nicht  von  erheblicher 
Bedeutung.     Gleich  im  Jahre  1209  ergeht  ein  Sprueh  des  Hof-  \ 

gerichts,  durch  welchen  die  vom  Kaiser  selbst  vorgenommene 
Schenkung  der  Abtei  Kivelle  an  den  Hersog  von  Lothringen  fttr 
un^ltig  erklärt  wii'd^).  In  demselben  Jahre  wurde  in  der 
Klagsache  des  Bischöfe  Walter  von-  Gurk  wider  den  Erzbischof 
von  Salzburg,  auf  Vortrag  des  Bischofs  Engelhard  von  Naurn* 
bürg,  das  Urtheil  verkündet,  dass  die  Verleihung  der  Regalien 
an  das  Gotteshaus  Gurk  nicht  dem  Reiche,  wie  Bischof  Walter 
behauptet  hatte,  sundoru  dem  Erzbischof  von  Salzbui-g  zustehe, 
da  letzterer  durch  die  Grftudungsurkuude  von  Gurk  und  durch 
frühere  Aussprüche  deutscher  Könige  nachwies,  dass  die  Wahl, 
Investitur  und  Weihe  der  Bischöfe  von  Gurk  den  Salzbnrger 
Erzbischöfeu  zukomme,  diese  Berechtigungen  auch  von  ihnen 
eine  lange  Zeit  hindurch  ungestört  ausgeübt  worden  seien  ^). 
Ausser  dieser  sind  dann  noch  einige  Entscheidungen  zu  Gunsten 
verschiedener  Klöster  erhalten  *) :  die  letzte  uns  bekannte  aus 
dem  Jahre  1215,  nach  welcher  Zeit  Otto  kaum  noch  irgend 
welchen  Einfluss  auf  die  allgemeinen  Ueichsangelegenheiten  be- 
sessen hat. 

Die  vor  Friedrich  IL  am  Hofgericht  gefundenen  Urtheile  sind 
zum  überwiegend  grösseren  Theile  eigentliche  Weisthttmer.  Was 
dann  von  Urkunden  noch  übrig  bleibt,  ist  nicht  erheblich.  Wir 
heben  hervor  zwei  Rechtsprüche  aus  dem  Jahre  1215  gegen 
die  Bürger  von  Kamerik;  durch  den  einen  werden  alle  Briefe, 
welche  die  Bürger  über  ihre  Gewohnheiten  ohne  Wissen  des 
Bischofs  und  zum  Nachtheil  der  dortigen  Kirche  erhalten  haben, 
widerrufen,  —  in  dem  andern  die  bereits  von  Otto  IV.  verfügte 


')  Aus  früherer  Zeit  ist  mir  nur  die  Urkunde  bei  Lacomblet  1. 
Nr.  563  S.  3%  vom  Jahre  1198  bekannt,  nach  welcher  die  Abtei  Werden 
io  Folge  eines  stattgehabten  gerichtlichen  Verfahrens  von  der  Zalilung 
einer  bisher  zur  Ungebühr  erhobenen  Steuer  befreit  wird. 

»)  Wiener  Notizenblatt  I.  150. 

'}  Ankershofen  :*  Urk.-Keg.  zur  Geschichte  Kärntens  im  Archiv 
für  österr.  Geschichtsquellen  XIV.  141. 

*)  M.  B.  XXXJ.  1.  470,  72,  Origg.  Guelf.  111.  827. 
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Aechtung  der  Bflrgerschaft  erneuert^).  Weiter  ist  erwäbnens- 
werth  ein  im  Jahre  1232  in  Italien  gefälltes  Erkenntuiss  za 
Gunsten  des  Bischofs  von  Worms-,  derselbe  hatte  geklagt,  es  sei 
ihn^  durch  den  Herzog  von  Bayern  eine  Villa  Neckarau  wider- 
rechtlich entzogen  worden  und  auf  Grund  des  darüber  geführten 
Beweises  ward  bestimmt,  der  Kaiser  solle  dem  Kläger  zur  Wie- 
dererlangung des  Gutes  bchülflich  sein  und  dem  Schnltheisscn 
von  Lantern  den  Auftrag  geben,  den  Bischof  in  den  Besitz  ein- 
zuweisen ^).  Zu  derselben  Zeit  ergingen  von  Italien  aus  mehrere 
Strafurtheile :  so  wurden  auf  Antrag  des  Bischofs  von  Regens- 
burg der  Graf  von  Wasserburg  wegen  Raubes,  der  Edle  Albrecht 
von  Entsel  wegen  allerlei  Gewaltthat  geächtet*);  auch  gegen 
alle,  welche  in  Worms  trotz  des  früher  ergangenen  Verbots, 
einen  Stadtrath  einzusetzen  sich  unterfangem  hätten,  die  Reichs- 
acht  verkündigt*).  Während  des  Aufenthalts  des  Kaisers  in 
Deutschland  in  den  Jahren  1235  und  36  wurde  eine  Anzahl 
sehr  wichtiger  Reichssentenzen  publicirt*),  in  den  späteren  Jah- 
ren'^Üer  Regierung  des  Kaisers  werden  dagegen  diese  und  die 
Rechtsprüche  überhaupt  seltener,  was  sich  wiederum  aus  den 
politischen  Verhältnissen  der  Zeit  erklärt.  Im  Ganzen  sind  aus . 
der  Zeit  von  1212  bis  50  weit  über  ein  halbes  Hundert  Ent- 
scheidungen des  Hofgorichts  und  des  Reichstages  bekannt  und 
die  meisten  derselben  werden,  wie  bemerkt,  im  vierten  Buche 
mitgetheilt  werden •). 


»)  Huillard-Breholles  I.  2.  406,  7. 

=)  H.-B.  IV.  360. 

»)  Ried  I.  370,  M.  B.  XXX.  1.  199,  201,  H.-B.  IV.  358,  59. 

*)  Schannat  I    369,  H.-B.  IV  335. 

•)  Auf  dem  Mainzer  Reichstage  wurde  auch  die  Klage  des  Grafen 
Stephan  von  Burgund  gegen  den  Grafen  E.  von  Urach  veijiandelt,  dass 
nämlich  der  letztere  die  Tochter  des  Klägers,  dementia,  Wittwe  des 
Herzogs  Berthold  von  Zäringeu,  gefangen  halte  und  sie  widerrechtlich 
ihrer  Güter  beraubt  habe.  Es  wurde  erkannt,  dass  der  Kaiser  die  Ge- 
fangene befreien  und  ihr  die  entzogenen  Güter  wieder  verschaffen  sollte. 
Zeerledcrl.  297,  H.-B.  IV.  753.  Vgl.  dazu  die  Urkunde  König  Hein- 
richs vom  Jahre  1224:  Zeerl.  I.  213  und  II.-B,  U.  819. 

')  Ausser  den  dort  zu  erwähnenden  und  bereits  hervorgehobenen 
Rechtsprüchen  führe  ich  noch  folgende  von  geringerer  Bedeutung  an: 
H..B.  I.  1.  323,  348,  I.  2.  636,  49,  58,  786,  821,  H.  1.  76,  IV.   1.   11 
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Vor  König  Heinrich  klagte  im  Jahre  1224  der  Graf  Berthold 
von  Graifesbach  gegen  den  Erzbischof  von  Salzburg  wegen  ge- 
waltsamer Besitzentziehung  einer  Burg  und  beantragte,  vor  Ein- 
leitung des  Prozesses  Aber  das  Eigenthum,  in  den  Besitz 
derselben  wieder  eingesetzt  zu  werden.  Der  Erzbischof  suchte 
sich  zunächst  vergeblich  durch  verschiedene  declinatorische  Ein- 
reden zu  schützen,  erhob  dann  aber  mit  besserem  Erfolge  den 
Einwand  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache ,  indem  er  be- 
hauptete, der  Kläger  sei  bereits  durch  ein  vor  König  Philipp 
ergangenes  Erkenntniss  mit  allen  seinen  Ansprachen  ab- 
gewiesen worden.  Die  Einrede  wurde  durch  Zeugen  bewiesen 
und  es  erfolgte  darauf  die  abermalige  Abweisung  des  Klägers, 
dem  das  Urtheil  nun  ewiges  Stillschweigen  auferlegte  ^). 

In  gleicher  Weise  und  aus  denselben  Gründen  wurde  wenige 
Jahre  später  eine  Klage  der  edlen  Frau  von  Heimesburg  gegen 
den  Bischof  von  Speyer  zurückgewiesen.  Es  handelte  sich  um 
Rückzahlung  einer  bedeutenden  Darlehnssumroe,  welche  der  Vor- 
gänger des  Verklagten  zum  Besten  seiner  Kirche  aufgenonfren 
hatte.  Der  Bischof  wendete  ein,  die  Klägerin  habe  ihn  bereits 
früher  wegen  desselben  Darlehns  in  Anspruch  genommen,  damals 
aber  sei  durch  Spruch  der  Fürsten  die  Klage  zurückgewiesen. 
Zum  Beweise  dessen  wurde  der  frühere  Gerichtsbrief,  von  König 
Heinrich  selbst  ausgestellt  und  besiegelt,  vorgelegt,  aber  doch 
wurde  erkannt:  der  Bischof  habe   durch   Zeugen   zu    beweisen, 

293,  501,  16,  762,  64,  888,  V.  74,  81,  83,  112,  VI.  53,  768.  Der  Kürze 
wegen  beschränke  ich  mich  darauf,  nur  die  Abdrücke  der  Urkunden  in 
dem  nmfangreichen  Werke  von  Huillard-Br^h.  anzuführen. 

>)  II.-B.  II.  800.  Der  Kläger  führt  an,  dass  der  Erzbischof  ihn: 
a  possessione  castri  —  in  M.,  qne  ad  se  pertinere  dicebat,  eieccrit  vio- 
lenter,  ante  litis  ingressum  se  restitui  postnlando.  Ad  quod  pred. 
*archiep.  post  mnltas  exceptiones,  per  quas  volebat  iadicium  declinare, 
respondendo  proposuit  ex  adverso,  quod  olim  apud  Angustam  coram 
—  Philippe  —  rege  —  ab  eodem  comite  in  eundem  modum  et 
snper  eodem  conventiis  fnit  et  per  advocatum  cinsdem  comitis similia 
omnino  proposita  foerunt  contra  ipsum  et  demum  de  communi  et  con- 
cordi  sententia  principum  a  tali  peticione  comitis  fnit  ~  absolutus. 
Quod  per  test^  omni  exceptione  maiores  coram  nobis  plenissime  com- 
probavit.  Unde  —  archieptscopum  reputamus  et  denuntiamus  ab  im- 
petitione  predicti  comitis  absolutnm,  eidem  comiti  super  bis  perpetunm 
Silentium  imponentes. 
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(iass  die  Klägerin  dorch  eine  Deiinitiventscheidung  mit  ihren 
Ansprüchen  abgewiesen  worden  sei,  und  dann  erst  könne  dieser 
und  ihren  Erben  ewiges  Stillschweigen  auferlogt  werden.  Der 
Verklagte  bewies  in  Folge  dessen  die  von  ihm  behauptete  That- 
Sache  durch  seinen  £id  und  den  zweier  Stiftsherren  von  Speyer, 
worauf  dann  eine  dem  früheren  Besohlusse  entsprechende  Ent- 
scheidung erfolgte^). 

Weniger  scharf  treten  die  entscheidenden  Rechtsgründe  in 
einem  Erkenntniss  von  1222  hervor,  weiches  wir  passend  an 
die  eben  mitgetheilten  Urtheile  anscliliessen*  Auf  Antrag  des 
Bischofs  Gebhard  von  Passau  erkennt  das  Hofgericht  zunächst, 
dass  ein  Bischof  alle  schwebenden  Streitsachen  in  dem  Prozess- 
stadium übernehmen  könne,  in  welchem  sich  dieselben  zur  Zeit 
des  Ausscheidens  seines  Vorgängers  befunden  hätten.  Der  Bischof 
klagt  dann  gegen  die  Edlen  Alram  und  Albert  von  Hals  und 
Genossen,  dass  sie  dorn  Bisthum  grossen  Schallen  zugefügt  hätten, 
und  beantragt,  ihm  Rechtens  zu  helfen  gegen  die  Verklagten 
an<#ihre  Burgen.  Der  König  entscheidet  auch  sofort,  dass  die 
Uebeithäter  und  ihre  Burgen  mit  der  Reichsacht  zu  strafen 
seien  und  beauftragt  alle  Ueichsge treuen,  zur  Vollstreckung  die- 
scs  Spruches  mitzuwirken.  Die  Urkunde  ist  in  doppelter  Be- 
ziehung beraerkenswerth.  Einmal  nämlich  werden  die  Verklag- 
ten gar  nicht  vorgeladen,  eine  Verhandlung  über  ihre  Schuld  und 
Verbindlichkeit  zum  Schadenersatz  findet  nicht  statt,  es  wird 
vielmehr  sofort  die  Acht  verkündet,  was  die  vorhergehende  Ver- 
urtheilung  der  Schuldigen  voraussetzt;  mit  Rücksicht  auf  den 
ersten  Antrag  des  Bischofs  ist  also  die  Sache  so  aufzufassen, 
dass  bereits  der  Vorgänger  Gebhards  gegen  die  Schuldigen  ein 
rechtskräftiges  Erkenntniss  erstritten  hatte,  letzterer  den  Prozess 


*)  Remling:  Speyer  I.  182.  H.B.III.  372.  Ad  qiiod episcopns 
respondit,  quod  cadem  domina  pro  eadem  causa  ipsum  qnando- 
cunquc  coram  nobis  —  convcnisse  et  tanrlem  —  sententia  principum  — 
a  —  tmpetidone  absolutus  fuisset,  sicut  probavit  litteriB  testimonialibus 
nostro  sigillo  et  aliorum  principum  sigillis  sigillatis.  Deindo  aentencia» 
tum  fuit  — ,  quod  si  per  vivos  tottes  possct  probare,  quod  in  iudicio 
nostro  absolutus  fuisset  sententia  diffinitiva,  noa  doniinae  silenciam  et 
suis  beredibna  indicera  dobercmus;  zum  Schluss:  nos  iterato  ipsum  et 
ecciesium  suaro  ab  impeticione  absolvimns. 
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in  diesem  Stadium  fibernahm  and  sofort  anf  Vollstreckung  des 
Urtheilfi  anzutragen  für  berechtigt  gehalten  wurde.  Dann  aber 
ist  noch  Folgendes  hervorzuheben.  Die  Acht  wurde  zu  Worms 
verkündet,  die  Yerartfaeilten  hatten  ihre  Heimath  in  Bayern, 
wo  auch  die  Bargen  derselben  lagen.  Deshalb  hätte  die  Acht 
ebenfalls  in  Bayern  ausgesprochen  werden  sollen:  es  war  dies 
ein,  damals  wenigstens,  unstreitiger  Rechtssatz  oder,  wie  Hein- 
rich selbst  sagt,  eine  lex,  über  wpiche  er  sich  aber  hinwegsetzen 
könne  wegen  des  dem  Kläger  als  Kreuzfahrer  zustehenden 
Rechts,  seine  Gegner  überall  prozessualisch  in  Ansprach  zu 
nehmen  ^). 

Mehrere  nicht  unwichtige  Urkunden  Heinrichs  beziehen 
sich  auf  die  Streitigkeiten  des  Bischofs  und  der  Stadtgemeinde 
Kamerik,  welche  Friedrich  IL  in  früheren  Jahren  vergeblich  zu 
beseitigen  gesucht  hatte.  Anfang  Juni  1 22(>  erschien  der  Bischof 
vor  dem  König  und  trug  vor,  dass  die  Bürger  Jahr  und  Tag 
excommunicirt,  später  mit  der  Reichsacht  belegt  worden  seien; 
von  der  Kirchenstrafe  seien  sie  dann  zwar  gelöst  worden,  Her 
Rciehsacht  aber  trotzten  sie  noch  immer.  Auf  die  Frage  des 
Bischofs,  was  nunmehr  gegen  die  Schuldigen  zu  gelten  habe, 
fand  das  Gericht,  dass  dieselben  für  friedlos  zu  erklären  seien  ^). 
Auf  Bitten  des  Königs  und  anderer  Fürsen  willigte  der  Bischof 
zwar  darein,  dass  die  Verkündigung  dieses  Spruches  ausgesetzt 
werde,  aber  erst  nachdem  durch  Umfrage  im  Gericht  fest- 
gestellt war,  dass  ein  solcher  Aufschub  nach  der  Gewohnheit 
des    Hofgerichts    zulässig    sei,    dass    daraus  .dem    Bischof   kein 


»)  M.  B.  XXXI.  1.  510,  Urkdb.  ob  der  Enns  II.  632,  H.-B.  II. 
2.  730.  Auf  die  erste  Frage  wird  das  Urtheil  gefunden:  ut  singulas 
caasas  cum  aliis  omnibus  ecclesie  sue  factis  in  hoc  ipso  debeat  inchoare 
articnlo  in  quo  predeccssorem  suum  illa  constiterat  dimisisae.  Der  die 
Acht  betreffende  Satz  lautet:  malefactores  eosdcm  pariter et  castra,  non 
obstante  eo,  quod  in  Bavaria  terra  non  extitimus,  prcsertim  cum  crucp- 
Bignatorum  Privilegium  hanc  legem  excludat,  proscriptionis  regie  sen- 
tentia  ->  conderopsavimus.  Der  Bischof  hatte  auch  ausdrücklich  be* 
antragt;  quatemis  secnndum  indulgentiam  cruce  signatia  a  Romana  sede 
conceasam,  ipsi  institiam  exhibere  curaremus. 

')  —  quod  sententia  dampnationis  contra  dictos  cives  perferretur, 
▼idelicet  quod  dampnati  essen t  et  exleges. 
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Rechtsnachtheil  erwachse,  und  dass  der  Bischof  jederzeit,  ohnc^ 
weiteres  prozcssaalisches  Verfahren,  die  Publication  des  Urtheils 
verlangen  könne  ^).  Wahrscheinlich  sah  sich  letzterer  zn  dieser 
Nachgiebigkeit  durch  Vergleichsverhandiungen  veranlasst,  welche 
zwischen  ihm  und  der  Bürgerschaft  zn  dieser  Zeit  stattfanden. 
Es  handelte  sich,  wie  es  scheint,  nm  Auslegung  der  beiden 
Parteien  früher  ertheilten  Privilegien,  über  weiche  nach  Verab- 
redung der  streitenden  Theile  am  Hofe  des  deutschen  Königs 
verhandelt  werden  sollte^).  Ende  desselben  Monats,  Juni  1226, 
war  der  Bischof  bei  Friedrich  II.,  um  von  diesem  eine  Aus- 
teguiig  der  Privilegien  zu  erbitten.  Auch  Abgesandte  der  Bür- 
gerschaft waren  erschienen,  aber  ohne  genügende  Vollmachten. 
Bei  der  Verhandlung  wendeten  sie  ein,  sie  seien  nur  gehalten, 
ihre  Privilegien  in  curia  Alemanie  vorzulegen,  nicht  aber  in 
Italien  ^).  Diese  Einreden  wurden  verworfen :  cum  ibi  sit  Ale« 
manie  curia,  ubi  persona  nostra  (des  Kaisers)  et  principes  im- 
perii  nostri  consistunt,  und  demnächst  die  Privilegien  des  Bischofs 
für  rechtsbeständig,  diejenigen  der  Bürgerschaft  f&r  unwirksam 
erklärt  und  gegen  letztere  noch  erhebliche  andere  Strafen  an- 
geordnet. Im  November  1226  finden  wir  aber  den- Bischof  und 
Bevollmächtigte  der  Bürger  (procuratores  sufficienter  instructos) 
wieder  bei  König  Heinrich  in  Wirzburg,  wohin  der  erstere  auf 


*)  —  hoc  sftlvo,  qnod  prins  per  sententiam  —  fuit  solempniter 
dpclaratum,  qnod  dilatio  proniintiationis  sententie  talis  de  iure  curie 
nostrc  fieri  potcrat  et  quod  nulluni  —  episcopo  —  possot  prciudiciura 
generarc,  maxime  cum  de  iure  curie  nostre  ad  hoc  .simus  adstricti, 
quod  sententiam  iam  dietam,  quandocunque  —  fucrimus  requisiti,  pro- 
ferre  debeamus,  niilla  —  alia  probatione  requisita  vel  acccpta.  U.-B. 
II.  876. 

*)  De  conscnsn  partium,  heisst  es  in  der  gleich  zu  erwähnenden 
Urkunde,  taliter  compromissio  —  facta,  quod  partes  scripta  sua  in 
Ciiria  Alcmanie  presentare  deberent. 

*)  —  pro  parte  -^  civinm  nemine  —  comparente,  licet  qnidam  ex 
civibus  ipsis  accederent  ad  eandero,  qui  nee  mandatnm  nee  procuratio- 
nis  Htteras  ostendebant  et  corara  —  principihus  — ,  quol  ipsis  dedimns 
auditores,  exciperent,  quia  privilegia  memorata  non  nisi  in  curia  Ale- 
manie ostendere  tenebantur,  dicentes  non  esse  curiani  Alemanie,  ubi 
nostra  esset  persona.    H.-B.  II.  2.  629. 
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Bitten  der  Stadt  neuerdings  vorgeladen  war.  Die  Gerichts- 
verhandlung begann  auch,  die  Städteboten  setzten  ihre  Angele- 
genheit auseinander,  aber  der  Bischof  verweigerte  die  Einlassung, 
indem  er  behauptete,  die  Bflrger  könnten  als  notorische  Reichs- 
ät hter  überhaupt  nicht  im  Gericht  auftreten,  auch  dürfe  ihnen 
Tom  Gericht  kein  Fürsprecher  gegeben  oder  sonst  irgend  ein 
Recht  zugestanden  werden^).  Und  mit  diesen  Einreden  drang 
der  Bischof  durch,  indem  ohne  jede  weitere  Verhandlung  durch 
einen  Spruch  des  Hofgerichts  das  von  dem  Kaiser  in  Italien 
gefundene  Urtheil  bestätigt  und  zum  Theil  noch  verschärft 
wurde ^).  Erst  zwei  Jahre  später  kam  eine  Aussöhnung  zwischen 
dem  Bischof  und  der  Stadtgemeinde  und  zwar  ohne  Mitwirkung 
des  deutschen  Königs  zu  Stande^).. 

Noch  eine  Reihe  anderer  prozessualisch  wichtiger  Entschei- 
dungen ist  uns  aus  der  Zeit  König  Heinrichs  erhalten.  Dahin 
gehört  eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  1260,  nach  welcher  die 
Aebtissin  von  Essen  durch  blosses  Dekret  in  den  ihr  gewalt- 
sam entzogenen  Besitz  einer  Vogtei  wieder  eingesetzt,  für  die 
Entscheidung  im  Petitorium  aber  ein  besonderes  Verfahren  vor- 
behalten wird^).  In  einem  anderen  Prozesse  wird  der  Grund- 
satz, dass  die  unterliegende  Partei  dem  Gegner  zum  Ersatz 
aller  Kosten  verpflichtet  sei,  mit  ausdrücklicher  Bezugnahme 
auf  das  Civilrecht  anerkannt.  Es  handelte  sich  um  eine 
Klage  der  Kanoniker  von  Mastri cht  gegen  den  Bischof  von  Lüttich, 
durch  welchen  sich  jene  beschwert  fühlten,  weil  er  Jurisdictions- 
rechte  über  sie  in  Anspruch  nahm   und   mehrere   derselben  ex- 


0  — *  ex  parte  episcopi  —  responsum,  qnod  nollatenus  respondere 
tenebfttur  eisdem  nee  advocatum  nee  ius  aliquod  in  curia  obtinere 
debebant,  cum  banne  imperiali  snppositi  essent  (S.  127N.  2)  etproscripti. 

«)  Legg.  II.  257,  H.-B.  II.  891,  vglch.  auch  das  Schreiben  II. 
m  daselbst. 

»)  Vglch.  die  Urkunde  bei  H.-B.  896  Note. 

*)  LacoDiblet  11.  89,  H.-B.  IB.  436:  —  abbatissam  de  pleni- 
todine  consilii  nostri  in  possessionem  advoeatie  sue  —  misimus,  ex  qua 
—  possessione,  sicut  asserebat,  a  comite  Adolfo  de  Marchia  per  vio- 
leotiam  fuerat  eiecta,  et  in  eadem  possessione  —  abbatissam  ab  Omni- 
bus dcfendere  proponimns  diligenter;  volumnsenim,  quod  si  prenotatus 
comes  —  affirmat,  se  aliquid  ins  habere  in  advocatia  antefata,  in  nostra 
presentia  proponat  plenam  iustitiam  recepturus. 

FnnkUn,  Reichshofgericht.  I.  9 
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commiinicirt  hatte.  Der  Verklagte  erschien  weder  selbst,  noch 
sandte  er  einen  Vertreter;  es  wurde  deshalb  in  contnmaciam 
verhandelt  und  dahin  erkannt,  dass  die  Bischöfe  von  Lüttich 
keinerlei  Jurisdiction  Ober  die  Kirche  zn  Mastricht  besässen,  da 
dieselbe  nach  Ausweis  der  vorgelegten  Privilegien  und  nach  dem 
Zeugniss  der  am  Gericht  anwesenden  Grossen  dem  Reiche  nn- 
mittelbar  unterworfen  sei:  Igitur  cum  victus  viotori  secundom 
iura  civilia  condemnari  debeat  in  expensis,  ad  instantiam  canoni- 
corum  snpradictorum  memoratum  episcopnm  condemnavimus  in 
centum  marchis  Colon.,  quas  per  sacramentum  probaverunt,  se 
in  eodem  negotio  expendisse  ^).  Ein  dritter  Prozess  ist  bemer- 
kenswerth  wegen  der  Intervention  einer  ursprünglich  am  Rechts- 
verfahren gar  nicht  betheiligten  Partei.  Auf  dem  Frankfurter 
Hoftage  von  1 233  wurde  vor  dem  König  ein  langwieriger  Streit 
Bwischen  dem  Grafen  E.  von  Urach  und  dem  Markgrafen  von 
Baden  ttber  die  Silberbergwerke  und  Gruben  im  Breisgau  ver- 
handelt. Beiden  Streitenden  unerwartet  erhob  aber  plötzlich 
der  Bischof  von  Basel  (surgens  e  raedio)  Ansprüche  auf  die 
streitigen  Werke,  indem  er  durch  die  Privilegien  seines  Bisthnms 
und  durch  Zeugen  bewies,  dass  ihm  allein  nach  kaiserlicher 
Verleihung  Rechte  an  denselben  zuständen.  Der  Beweis  wurde 
auch  für  genügend  erachtet  und  dem  Bischof  in  Gegenwart  der 
früheren  Parteien  das  Eigenthum  daran  zugesprochen^). 

Ausser  den  angeführten  Rechtsprüchen  besitzen  wir  von 
König  Heinrich  noch  eine  reiche  Zahl  anderer  Entscheidungen 
einzelner  Prozesse  von  minder  erheblichem  Interesse^)  und 
mehrere  Weisthümer,  die  an  geeignetem  Orte  Erwähnung 
finden  werden.  Auch  von  Konrad  IV.  sind  einige  wichtige 
Reichssentenzen  und  verschiedene  andere  Entscheidungen  von 
untergeordneter    Bedeutung    vorhanden*).     Unverkennbar    zeigt. 


1)  Miraeus:  opera  dipl.  IV.  237,  H.-B.  IV.  644. 

«)  Trouil|at  I.  630  Nr.  356,  H.-B.  IV.  629. 

»)  Kluit  I.  1,  429,  H.-B.  U.  737,  62,  817,  18,  19,  M.  B.  XXXI. 
1.  f>14,  H.-B:  II.  874,  79,  901,  lil.  313,  30,  ÖO,  66,  96,  415,  22,  36,  42, 
56,  IV.  641,  55,  94  und  noch  verschiedene  andere. 

*)  M.  B.  XXX.  1,  2Ö3,  73,  78,  83,  Fi  ekle  r  S.  88  Nr.  XIL  imd 
dazu  H.-B.  V.  1179,  81,  92»  96,  VI.  839,  4^  60, 
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sich  übrigens  unter  der  Regiernng  dieses  Herrschers  und  seiner 
Nachfolger  der  Einfiass  der  politischen  Lage  auf  die  Rechts- 
pflege. Im  Juli  1245  sprach  Papst  Innocenz  IV.  zu  Lyon  die 
Absetzung  Friedrichs  ans  und  forderte  die  Reichsfürsten  auf, 
ohne  Rücksicht  auf  Konrad,  einen  andern  König  zu  prahlen, 
and  im  Mai  des  folgenden  Jahres  wird  in  det  That  der  Gegen- 
könig Heinrich  Raspe  gewählt.  Die  nun  hereinbrechende  Ver- 
wirrung scheint  einen  vollständigen  Stillstand  der  Rechtspflege 
am  Hofe  Konrads  herbeigefilhrt  zn  haben,  denn  es  kann  kaum 
als  zufällig  betrachtet  werden,  dass,  soweit  bekannt,  der  letzte 
Recbtspruch  aus  der  Zeit  des  jungen  hohenstaufischen  Herr- 
schers eben  aus  dem  Jahre  1245  stammt.  Und  erinnert  man 
sich  ferner  der  Stellung,  welche  die  beiden  Gegenkönige,  später 
Richard  und  Alphons,  zum  Reiche  einnahmen,  so  kann  es  wie- 
derum nicht  befremden,  dass  wir  von  jenen  nur  sehr  wenige  ^), 
von  diesen  gar  keine  Gerichtsurkunden  begitzcA.  Auch  das  ist 
ein  charakteristisches  Zeichen  für  den  Jammer  der  Zeit;  es 
war  kein  Herr  und  kein  Richter  im  deutschen  Reiche. 


'j  Von  Heinrich  die  Reichssentenz  legg.  362,  von  König  Wilhelm  die 
Weigthftmer  legg.  866,  67,  68,  71,  73;  die  auf  Reichsflandem  bezttg- 
liehen  Rechtsprflche  König  Wilhelms  können  wegen  des  geschichtlichen 
Zosammenbanges  mit  andern  Urkunden  der  späteren  Zeit  erst  im 
nächsten  Kapitel  erwähnt  werden.  Ein  Urtheil  desselben  Königs  zu 
Gunsten  des  Erzbischofs  von  Besannen  gegen  die  Bürger  daselbst  in 
Sndendorf  Reg.  I.  Nr.  LIX  S.  109. 


9» 
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III. 

Von  Rudolf  von  Habsbnrg  bis  auf  Ludwig  den  Bayer. 

1273-1347. 

Nach  langen  Jahren  unsäglicher  Noth  nnd  trostlosen  Elends 
schien  endlich  die  Wahl  Rudolfs  von  Habsburg  im  September 
1273  die  Hoffnung  auf  gründliche  Besserung  der  Zostände  im 
Reiche  zu  rechtfertigen.  Das  Uebgl  ward  so  gross,  sagt  der 
Mönch  von  Fürstenfeld,  weil  Niemand  die  Bösen  zu  hindern 
wagte,  Niemand  den  mit  Unrecht  Bedrückten  Recht  zu  schaffen 
vermochte;  denn  keiner,  fügt  eine  andere  Quelle  hinzu,  pflegte 
des  Gerichts  und  wer  etwa  richtete,  Hess  sich  durch  Furcht, 
durch  Gunst  oder  durch  Gut  bestimmen  ^).  Das  sollte  nun  an- 
ders werden,  als  die  Fürsten  einen  König  gewählt  hatten,  der 
ein  sorgsamer  Pfleger  des  Rechts,  voll  weisen  Rathes  und  wahr- 
hafter Frömmigkeit  war'^)  und  von  dem  man  hoffte,  dass  er 
liicht  nur  die  neu  hervorbrechenden  Uebel  sofort  abthun,  son- 
dern auch  alles  Unrecht  ausgleichen  würde,  das  in  der  königs- 
losen Zeit  ungestraft  und  ungesühnt  geblieben  war'). 


^)  Mon.  Fürstenf  de  gestis  principum  I.  2.  (quia  non  erat,  qui  pro- 
hiberet  malorum  incursus,  non  erat,  inquam,  qui  faceret  iüdicium)  und 
der  keiser  und  könige  buoch   bei  Mass  mann  vv.  18100:  II.  S.  572. 

*)  Idem  rez,  heisst  es  in  dem  oben  erwähnten  Schreiben  Qegg.  II. 
393),  est  —  institie  nltor,  poUens  consilio»  fulgens  pietate. 

*)  ReichsbeschluBB  vom  19.  Novbr.  1274  (Legg.  II.  400):  Preterea 
ex  decreto  et  consüio  principum  difBnitum  est,  quod  dominus  Rom.  rex 
ins  debeat  reddere  de  omnibus  questionibus  civilibus  et  criminalibus 
a  coronacionis  sue  tempore  subortis,  et  que  -deinceps  orientnr;  item 
de  omnibns  questionibus  civilibus,  que  eciam  ante  sni  coronadonem 
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Die  ersten  Jahre  der  Regierung  des  neuen  Herrschers 
gingen  indess  vorüber,  ohne  dass  es  ihm  möglich  ward,  auf  die 
dentschen  Verhältnisse  recht  machtvoll  und  durchgreifend  ein- 
zuwirken. £s  musste  seine  Aufgabe  sein,  zunächst  die  ihm 
flbertragene  Macht  zu  befestigen,  ehe  er  daran  denken  durfte, 
dieselbe  fiberall  zu  entfalten.  Daher  sehen  wir  wohl,  dass  sich 
der  König  bemflht,  die  Glieder  des  Reichs  wieder  fester  ein- 
zufflgen  in  den  grossen  Organismus  desselben,  dass  er  auch  hier 
Qod  dort,  wo  immer  sich  sichere  Mittel  darboten,  widerstreitende 
Interessen  auszugleichen,  alten  Hass  und  Hader  zu  sfihnen 
sachte;  aber  filr  das  Reich  in  seiner  Gesammtheit^konnte  nicht 
viel  geschehen  und  in  manchen  Gegenden  wütfaeten  die  alten 
Fehden  und  Räubereien  noch  immer  fort^).  Erst  nach  dem 
Tode  Otakars  und  der  Pacifikation  Böhmens  entwickelte  Rudolf 
eine  ausgedehntere  Thätigkeit.  Zunächst  wurden  die  Verhält- 
nisse in  Oesterreich  geordnet^  der  Landfriedc,  welcher  dort 
schon  1276  verkündet  worden  war^,  verlängert  und  des  KQuigs 
ältester  Sohn  Albrecht  zum  Statthalter  der  vereinigten  Länder 
ernannt.  Dann  zog  Rudolf  nach  Bayern,  ftihrto  daselbst  zu- 
nächst eine  Sühne  zwischen  den  Herzögen  Ludwig  und  Heinrich 
herbei,  und  liess  darauf  beide  Fürsten  und  sämmtliche  Bischöfe, 
die  zum  Lande  Bayern  gehörten,  einen  Landfrieden  beschwören, 


emersemiit,  —  nisi  itulicio,  transactione  vel  composicione  amicabili 
sJDt  sopite.  Item  de  spoliis,  predis,  iniariis  et  dampnis  datis  tempore 
Friderici  quondam  imperatoris  inter  fautores  pape  et  imperii,  intendit 
dominus  rex  habere  consillnm  et  traetatum  cum  papa,  qualiter  fau- 
toribas  ntriusque  fiat,  quod  eqnum  visum  fuerit  tarn  pape  quam  regi. 
Item  rogat  et  consulit  omnibus  illis  dominus  rex,  qui  predas ,  incendia 
et  spolia  commiserunt,  a  tempore  mortis  Friderici  quondam  imperatoris 
uqoe  ad  coronacionem  ipsias  regis,  quod  amicabiliter  transigant  et 
componant  cum  offensis ;  rogat  eciam  offensos,  ut  non  sint  nimts  difß- 
ciles  in  recipienda  composicione ;  alioqnin  deliberabit  rex,  quid  expediat 
in  hac  parte.  Inter  hos  autem  censeri  non'debent,  qui  publici  fuerunt 
predones,  sanctarum  et  ecclesiamm,  nee  non  bella  publica  exercebant; 
6ed  de  talibus  fadendum  est  iudicium  sine  mora.  Item  qnestiones 
iam  mote  coram  rege  vel  suis  officialibus  debent  fine  debito  terminari. 

>)  Kopp  I.  66-358,  besonders  239  fgg.,  317  fgg. 

>)  Legg.  IL  410,  ürkdb.  d.  L.  ob  d.  E.  DI.  449;  über  die  im 
Jahre  1281  getroffenen  Anordnungen  vgich.  Kopp  L  353  fgg. 
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welcher  bis  Ende  des  Jahres  1284  währen  sollte^).  Wenige 
Wochen  darauf  musstcn  die  Bischöfe,  Grafen,  Freien,  Bicnst- 
noannen  nnd  insgesammt  alle  von  Franken  den  Landfrieden  von 
1235  aufs  Neue  beschwören  und  während  der  nächsten  fünf 
Jahre  zu  halten  geloben^)  und  in  gleicher  Weise  und  auf  die- 
selbe Zeitdauer  ward  noch  in  demselben  Jahre  auch  von  allen 
Fürsten,  Grafen,  Freien  und  Städten  am  Rhein  von  Gonstanz 
abwärts  dasselbe  Friedensgesetz  beschworen  ^).  Nach  Ablauf 
jener  fünf  Jahre  ward  auf  dem  gebotenen  Tage  zu  Augsburg 
im  März  1287  der  Frieden  auf  drei,  im  Jahre  1291  zu  Speyer 
auf  sechs  Jahre  verlängert*).  Aber  auch  in  vielen  andern  Thei- 
len  des  Reichs  kamen  in  dieser  Zeit  thcils  ohne  die  Mitwirkung 
des  Königs  ^),  theils  auf  seinen  Befehl  ^)  Landfriedensbündaisse 
zu  Stande. 

Aber  der  König  erkannte  wohl,  dass  sich  der  Friede  nicht 
erhalten    lasse    durch    Befehle    und  Gesetze   allein:   ein    Heer, 

»)  Regensburg  6.  Juli  1281:  Legg.  427,  Quellen  und  Erör- 
terungen V.  338-49. 

»j  25.  Juli  1281:  Legg.  432  fgg. 

»)  13.  Dccember  1281:  Legg.  436.  Vglch.  auch  die  Nachrichten 
über  den  Iloftag  zu  Bopard  vom  September  1282:  Legg.  440  und  ehr. 
Ellen h.  XVIL  125. 

*)  Legg.  448    52,  56  fg.    . 

»)  So  1278  am  Mittel-  und  Oberrhein  und  in  der  Wetterau :  cod. 
dipl.  Mfr.  1.  185,  —  1279  am  Niederrhein:  Lacomblet  11.  427,  in 
Sachsen,  Pommern,  Mecklenburg  u.  s.  w.:  Kopp  L  403. 

*)  Büudniss  zwischen  dem  König  und  Herzog  Ludwig  von  Bayern 
zur  Erhaltung  des  Friedens  in  Bayern  und  Schwaben  vom  Dccbr.  1282, 
erneuert  1286:  Quellen  V.  356,  Legg.  442,  46;  —  im  Jahre  1288 
wurde  der  Landfrieden  am  Oberrhein  wieder  befestigt:  Reg.  zum  1. 
April  1288;  —  im  Jahre  1287  errichtete  der  Erzbischof  Heinrich  von 
Mainz,  Statthalter  des  Königs  in  Thüringen  und  Meissen,  einen  fünf- 
jährigen Landfriden  fär  diese  Lande,  welchen  Rudolf  zugleich  mit  aillen 
vom  Erzbischof  gegen  Friedensbrecher  gerichteten  Urtheilen  bestätigte : 
Reg.  916,  17;  —  zu  Weihnachten  1289  begab  sich  Rudolf  selbst  nach 
Thüringen  und  ordnete  auf  dem  Hoftage  zu  Erfurt  den  Frieden  für 
Thüringen,  Meissen  und  Sachsen.  Chron.  Ellenh.  XVII.  132:  — 
pacem  in  terra  Thuryngie,  Saxonie  et  aliarum  circumiacentium  terrarum 
oriri  fecit  novam;  Fritsche  Closoner:  Strassb.  Chronik  3<),  39. 
Vgl.  auch  Bodmann:  cod.  cp.  36,  77,  116,  142,  55  fgg.,  CQ,  250  und 
an  anderen  Stellen.  » 
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schrieb  er  den  Bflrgern  von  Lübeck,  wird  mehr  zur  Erhaltung 
der  Ordnung  im  Lande  beitragen,  als  immer  wiederkehrende 
Hoftage  ^).  Dem  entsprechend  handelte  er  auch.  Bei  seiner 
Anwesenheit  in  Erfurt  in  den  Jahren  1289  and  90  Hess  Rudolf 
an  einem  einzigen  Tage  neunundzwanzig  bei  Jlmenau  gefangene 
Räuber  hinrichten  und  im  Ganzen  sollen  damals  hundertundelf 
Personen  wegen  Landfriedensbruchs  enthauptet  worden  scin^). 
Und  als  es  bekannt  ward,  dass  der  König  seine  Friedensgesetze 
mit  dem  Schwerte  befestigen  Hess,  erzählt  uns  ein  Chronist, 
flftchteten  die  Räuber  hinter  die  festen  Mauern  ihrer  Burgen. 
Der  König  aber  blieb  entschlossen,  Gewalt  zu  brauchen  gegen 
die  Frevler  und  sendete  seine  Ritter  und  die  Bürger  der  Stadt 
ans,  um  die  Festen  zu  brechen:  da  fielen  mehr  als  siebzig 
Flecken  und  Burgen  in  die  Hände  der  Stürmenden  und  wurden 
theils  zerstört,  theils  zum  Besten  des  Reichs  eingezogen,  ihre 
Bewohner  aber  zum  Tode  oder  zu  lebenslänglicher  Freiheits- 
strafe verurtheilt ').  So  wurden  auch  in  vielen  andern  Theilen 
des  Reichs  und  zu  verschiedenen  Zeiten  die  dem  Lande  schäd- 
lichen Burgen  gebrochen^)  und  reichsgesetzlich  bestimmt,  dass 
die  aus  solchem  Anlass  zerstörten  Befestigungen  nicht  wieder 
aufgebaut  werden  sollten*).  Es  war  ein  strenges  Regiment,  das 
der  König  führte,  aber  es  gereichte  Land  und  Volk  zum  Segen 
und  ward  von  den  Zeitgenossen  mit  Dank  gepriesen:  unter  der 
Herrschaft  dieses  Königs  war  in  allen  Theilen  des  Reichs  ein 
so  grosser  und  fester  Friede,  wie  nie  zuvor  wahrgenommen  wer- 

*j  Legg.  445,  cod.  Lubec.  I.  1.  415. 

«)  Ann.  Sindelf.  und  Worm.  XVII.  78  und  306,  chron.  Sanp.  1.  c. 
208  und  daraus  die  ann.  Reiuh.  255,  Job.  Yict.  IL  c.  5,  R  o  t  h  c :  Düring. 
Chronik  465. 

»)  Chr.  Sanp.  1.  c,  ehr.  Ellenhardi  XVII,  132. 

*)  Ann.  Worm.  breves,  chron.  EUenh.,  ann.  Colmar.  maiores,  ann. 
Sindelf. (S.S.  XVIL  77,  135,211, 13, 304, 5 >,  MartPol.ad  a.  1273  (Fontes 
II.  461,  62»,  Dalteri  de  Helmest.  not.  bist.  (ibid.  475),  oberdeutsche 
Fortsetzung  des  Eike  bei  Mass  mann  S.  502  (Der  künec  was  ein  guot 
▼ridemacher,  wante  er  zerbrach  alliu  die  roubijiuser,  diu  daz  lant  ge- 
schedigen  niohten),  Fritsche  Glosener  S.  31  fgg.  und  noch  andere 
Zeugnisse  mehr.    Vglch.  auch  Reg.  zum  Jahre  1284  und ^8. 

*)  Reg.  1039  zum  1.  Juni  1290.  Vglch.  auch  die  constitutio  pacis 
in  Aostria:  legg.  JI  411.  Hn.  43  tgg. 
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den  konnte;  ganz  Deutschland  ruhte  aus  von  früheren  Erschüt- 
terungen und  alle  Unterthanen  hatten  wieder  einmal  die  Macht 
des  Königs  fürchten  gelernt^). 


*)  So  das  chron.  Ellenh.  (XVII.  134):  öub  cuius  domini  R.  —  re- 
gimine  tanta  fuit  pax  in  omDibus  partibus  Alemanie,  etiam  usque  quo 
dominus  R.  spiritum  contineret  vite,  quod  tanta  et  talis  pax  in  ipsa 
terra  nunquam  fiiit  habita  vel  visa.  Adhuc  quievit  omnis  Alemania  in 
conspectu  cius  et  a  facie  sna  timuit  omnis  homo.  Ausser  andern  Be- 
richten vergl.  noch  chron.  Golmar.  (XVII.  243),  ann.  Scti  Rudb.  (IX.  800;, 
Joh.  Vict.  IL  c.  2  (Fontes  I.  303)  und  B  od  mann  78,  172,  234,  4« 
und  an  andern  Stellen.  Sehr  ansprechend  erzählt  auch  Ottokar  von 
Horneck  (Pez  120,  Massraann  II.  624),  wie  „scharhaft"  Bürger  und 
Kaufleute  zu  Rudolf  gezogen  kamen,  um  über  Friedensbruch,  Unsicher- 
heit der  Strassen  und  schlechtes  Gericht  in  all  der  Zeit  vor  ihm  zu  klagen : 

Nu  wart  der  künec  gedanchaft, 

waz  er  darzuo  taete.  — 

Die  vürsten  rieten  im  daz, 

ez  Solde  sin  sin  erstez  werc, 

daz  er  hin  ze  Nüremberc, 

ein  hof  solde  gebieten. 

al  die  ze  klagen  bieten, 

den  sold  er  daz  rihten  da.  — 

Der  künic  sprach:  „das  tuon  ich  gern." 

der  künic  des  niht  enliez, 

den  hof  ze  Nüremberc  er  hiez 

künden  unde  schrien: 

vürsten  gr&ven  vrien 

rittern  und  dienestman, 

den  wart  daz  kunt  getan, 

der  künic  wolde  rihten  alle  klage;  -«- 

nü  lie  der  künic  sehen 

und  siner  witze  geniezen. 

äne  bluot  vergiezen 

schuof  er  so  guoten  vride, 

wand  er  gebot  bi  der  wide 

von  wegen  unde  von  sträzcn, 

wer  des  niht  wolde  läzen 

s6  daz  er  iemen  iht  naeme, 

wem  man  des  überqnaeme, 

von  dem  der  vride  wurde  zebrochen, 
•  daz  wurde  an  im  gerochen 

daz  er  sin  nimmer  genüzze, 

wan  er  dar  umbe  vergüzze 

sines  bluotes  saf. 
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Aach  von  der  Rechtspflege  am  Hofe  Kadolfs  wird  viel 
Gflnstiges  berichtet.  Er  richtet  wohl  and  hasset  falsche  Käthe, 
sangen  die  Dichter,  ond  es  verbreiteten  sich  Sagen  im  Reiche, 
welche  die  Weisheit  und  Gerechtigkeit  des  Königs  verherrlichten  *). 
Durch  Yemiittelang  und  Sühne  suchte  er  mehr  zu*  erreichen, 
als  durch  strenge  Anwendung  der  Gesetze,  daher  die  Zahl  der 
durch  ihn  vermittelten  Einigangen  und  Schiedsprttche  eine  sehr 
bedeutende  ist^);  aber  auch  RechtsprOche  aus  seinerzeit  sind 
uns  viele  erbalten  worden.  Zur  Versöhnung  mit  seinen  Gegnern, 
selbst    mit   offenkundigen    Empörern    zeigte   er  sich   stets   gern 


^)  So  erzählt  das  ehren.  KMenh.  XVII.  133  (und  Pritsche  Glosener 
S.  39  fg.)  folgendes:  Als  König  Rudolf  zu  Erfurt  Gericht  hielt,  erschien 
vor  ihm  ein  fremder  Kaulinaün  und  klagte  gegen  einen  BUrger  der 
Stadt  auf  Zurtickgabe  einer  bedeutenden  Summe  Geldes,  die  er  bei 
letzterem  deponirt  habe.  Der  Verklagte  bestritt,  das  Geld  erhalten  zu 
haben  und  wollte  den  Kläger  gar  nicht  kennen.  Der  König  aber, 
welcher  von  der  Schuld  des  Verklagten  überzeugt  war,  betrachtete 
lange  und  ernst  die  Züge  desselben  und  äusserte  zuletzt,  ihm  gefalle 
gar  wohl  die  prachtvolle  Kopfbedeckung,  welche  Verklagter  trage.  Er- 
freut bot  letzterer  dieselbe  dem  König  zum  Geschenk.  Rudolf  nahm 
dieselbe  an  und  Übergab  sie  einem  Diener  mit  dem  Auftrage,  zu 
der  Frau  des  Verklagten  zu  gehen  und  gegen  Uebcrgabe  des  Schmuck- 
werks die  Herausgabe  der  vom  Kläger  deponirten  Summe  zu  fordern. 
Inzwischen  wurde  der  Verbrecher  am  Hofe  zurückgehalten.  Der  Diener 
erschien  wieder,  überbrachte  das  Geld,  und  der  also  überführte  Verklagte 
bat  flehend  am  Gnade.  Dominus  antem  rex,  inito  cum  nobilibus,  qui 
ibi  aderant,  consilio,  quid  de  tanto  calumpniatore  foret  ordinandum, 
qoi  omnes  simul  et  una  clamaverunt  voce,  eum  secundum  sui  delicti 
merita  fore  trucidandam  et  in  cauda  equi  debere  trahi  nsque  ad  locum 
tormentonim  eins.  Que  omnia  perducta  fiierunt  ad  effectam  et  morte 
pudibunda  est  interemptus.  Sine  mora  pecnnia  fuit  mercatori  restituta 
antedicto  et  clamavit  mercator  ille  dicens:  Vere,  quia  rex  iste  sanctus 
est,  et  multa  per  eam  dominus  mirabilia  dignatus  est  operüri.  Eine 
ähnliche  Erzählung  bei  Matthias  Neobnrg  (Urstisius  II.  108). 

*)  Nur  einige  seien  angeführt:  Sühne  zwischen  der  Abtei  und 
Stadt  Weissenburg,  zwischen  dem  Markgrafen  Rudolf  von  Baden  und 
der  Stadt  Strassburg,  den  Schenken  von  Limburg  und  der  Stadt  Hall, 
den  Herzogen  Heinrich  und  Ludwig  von  Bayern ,  dem  Landgrafen  von 
Lenchtenberg  und  dem  Kloster  Waltsassen,  dem  Erzbischof  Werner 
von  Mainz  und  Heinrich  von  Spanheim ,  dem  Deutschorden  und  der 
Stadt  Schweinflirt,  dem  Erzbischof  von  Mainz  und  Landgrafen  Heinrich 
von  Hessen,  dem  Herzog  Heinrich  von  Bayern  und  dem  Erzbischof  von 
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bereit  ^),  aber  wenn  es  sein  musste,  war  er  streng  und  selbst 
hart.  Den  falschen  Friedrich  Hess  er  wegen  Betruges  und  Zau- 
berei verbrennen^),  ebenso  einen  Edlen,  der 'schmählichen  Ver- 
brechens angeklagt  war  ^),  Todschl&ger  wurden  sofort  geächtet  ^), 
ein  Jude,  der  einen  Priester,  als  er  die  letzte  Wegzehrung  trug, 
angegriffen  hatte,  gesteinigt^),  mehrere  Ritter,  welche  den  König 
öffentlich  verspottet  hatten,  Hess  er  enthaupten,  andere  wurden 
durch  Rosse  zum  Richiplatz  geschleift  und  zum  Galgen  ver- 
urtheilt  •).   Solche  Strenge  verbreitete  einen  heilsamen  Schrecken 


Salzburg,  dem  Bischof  Heinrich  von  Trient  und  Meinhard  Grafen  von 
Tyrol,  der  Geistlichkeit  und  den  Bürgern  von  Speyer  u.  s.  w.  Reg. 
169,  260,  63,  523,  37,  642,  88,  706,  14,  801,  893,  918,  35,  54,  67, 
1219,  37.    Bodraann  183,  98,  229. 

^)  So  z.  B.  gegen  die  Bürger  von  Oppenheim,  Nordhansen,  Mühl- 
hausen, Freiburg,  Colmar,  Wetzlar,  dann  gegen  Graf  Eberhard  von 
Wirttemberg  und  seine  Helfer,  u.  s.  w.  Kopp  I.  65,  456,  614,  23,  37, 
745,  50  u,  a.  a.  0.     . 

*)  Urkunde  bei  Lacomblet  H.  478,  dann  ehr.  Ellenh.  und  ehr. 
Colm.  (XVn.  126  und  254),  mon.  Fürstenf.  (Fontes  I  14),  ann.  Seldent. 
(dasellist  HI.  528),  ehr.  Sanp.  (Mencken  UI.  293),  Matth;  Neob.  bei 
UrstisiuB  11.104,  Pritsche  Closener  30,  31,  Rothe:  Düring. 
Chron466,  Ottokar  von  Hörn  eck  bei  Pez.  S.  290  und  andere  Be- 
richte.   Vglch.  Reg.  S.  124,  Kopp  I.  736  fgg 

*)  Ann.  Basil.  (XVH.  201) :  Rex  —  dominum  H.  ob  vicium  sodomiti- 
cura  combussit 

*)  Ann.  Colm.  maiores  ad  a.  1289:  XVH.  216. 

»)  Henrici  Heimb.  ann.  1281  (XVH  717) :  Rndolfus  —  inter  alia 
iudicia  --  fecit  iudeum  queudam  lapidibus  obrui,  qui  fertur  sacerdotem 
cum  corpore  dominico  euntem  luto  nescio  vel  lapide  vulnerasse.  Daas 
der  König  andererseits  den  auch  zu  seiner  Zeit  schwer  heimgesuchten 
Juden  Recht  widerfahren  Hess,  berichtet  das  chron.  Colm.  XYII.  255. 

•j  Das  chron.  Ellenh.  (XVH.  132)  berichtet  vom  Aufenthalt  des 
Königs  in  Thüringen:  Qui  cum  singulos  et  universos  omnium  illarum 
provinciarnm  nobiles,  potentes  cum  inope,  ad  iudicium  Erfordiam  evo- 
casset,  scultetus  tamen  de  Rungen  cum  familia  nobilis  euiusdam  dicti 
de  Kerverberg  ipsum  dominum  irridentes  regem,  fingentes  immo  de 
paleis  fictum  colHgentes  regem  in  veri  domini  Ruodolfi  illusionem,  non 
modicum  scandalum  et  gravamen,  statuentes  super  menia  castri  stra- 
mineum  regem  et  ei,  illudendo  regem  verum,  fidem  indubitatam  servare 
promiserunt.  Quod  cum  ad  anres  domini  Ruodolfi  regis  pervenisaet, 
mox  mann  forti  castnim  obsedit  predictum  et  illud  exigente  eorum 
debito  expugnavit,  et  inhabitantes  cum  validissimia  vinculis  mancipavit, 
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und  sicherte  das  Ansehen   des  Hofgerichts.     Aber  doch  musste 
aach  König  Rudolf,  wie  der  sogleich  darzustellende  Prozess  um 
Reichsllandern  zeigt,   die  bittere  Erfahrung  machen,  dass  dieses 
Ansehen  nur  so  weit  reichte,   als  ihm  die   Möglichkeit  gewährt 
war,  dasselbe  mit  Waffengewalt  aufrecht  zu  erhalten:  ein  leider 
nur  zu  bedeutungsvolles  Vorzeichen  für  die  Stellung,  welche  das 
tiericht  in  den  späteren  Zeiten  des  Mittelalters  einnehmen '  sollte. 
Neun  Monate  währte  nach  König  Rudolfs  Tode  das  Inter- 
regnum und  es  zeigte  sich  in  dieser  Zeit   hinlänglich,   was    aus 
dem  Reiche  werden  müsste,  wenn  nicht  ein  gleich  kräftiger  und 
mächtiger  Herr  zur  Nachfolge  berufen  würde  ^).    Aber  die  Wahl- 
fCirsten  wollten  keinen  König  haben,   der  so  wenig  lenksam  und 
nachgiebig  sei,  als  der  Heimgegangene*):  sie  umgingen  Albrecht 
von  Oesterreich    und   wählten   Adolf  von   Nassau,    rücksichtlich 
dessen  der  Dichter  mit  Recht  fragen  konnte^): 
Waz  sol  das  graflein, 
Daz  nu  erweit  habent  die  pfaffen, 
dez  reiches  frum  schaffen? 
Denn  die  Jahre,  welche  nun  kamen,   brachten   viel  Unruhe  und 
Trübsal   über   das   Reich*).     Zwar   Hess   es   der  König  an  Be- 


dominum  etiam  castri  dictum  Krieg,  et  qucndam  nobilem  dictum  Fuwer 
cum  aliis  quatuordecim  uobilibus  capitali  prostravit  sententia,  alios 
vero  in  caudis  equorum  usque  ad  patibulum  trahi  percepit  suspenden* 
dos.    F.  ClosenerS.  39. 

»)  FritscheClosener  S.41  undChron  .Elleuh.  XVII.  134:  Statim 
com  ipse  dominus  Rudolfus  diem  suum  clausisset  extremiim,  rupta  et 
disBoluta  fttit  pax  generalis  per  totum  Alemauiae  regnum,  ac  si  in 
eadem  terra  pax  nun  quam  extitisset.  Es  mag  hier  aber  bemerkt  wer- 
den, dass  grade  diese  Quelle  sehr  parteilich  gegen  Adolf  und  für  die 
Habsburger  ist  Yglch.  Tempeltey:  de  Godofredo  ab  EnSmingen. 
BerMn,  1860. 

*)  Mon.  Ffirstenf.  (Fontes  I.  17):  Ideo  autem  hunc  ad  regem  pro- 
ficere  decreveruni,  quia  sperabant  eum  magis  eis  mitiorem  fieri  et  in 
suis  agendis  tractabiliorem.  Ad  hoc  ezhortante  eos  rege  Rudolfe,  contra 
(^oem  non  andebant,  mutire,  tantum  oppresserat  eos,  et  quando  volebat 
^  qneque  servitia  perui^ebat 

')  Ottokar  von  Horneck  bei  Pez.  S.  520. 

')  Chr.  8aDp.  Hl.  304,  chron.  Ellenh.  XYII.  135,  ann.  Reinh.  368. 
369,  Rothe  471  fgg. 
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mühungen,  den  Frieden  herzustellen ,  nicht  fehlen  ^),  nnd  wenn 
es  ihm  möglich  war,  richtete  er  streng,  selbst  grausam,  sodass 
man  wohl  von  ihm  sagte :  rex  non  iam  rex  sed  carnifex  ^).  Aber 
Adolf  von  Nassau  hatte  am  Anfang  viel  zu  wenig  Macht  and 
Ansehen,  als  dass  er  hätte  wirken  können  nach  Art  seines  Vor- 
gängers, und  als  er  dieselbe  kaum  erlangt  hatte,  neigte  sich 
seine  Herrschaft  bereits  dem  Ende  zu.  Bald  nach  BeendiguDg 
der  Kämpfe  in  Thüringen  und  Meissen  begannen  geheime  Ver- 
handlungen der  Wahlfürsten  über  die  Absetzung  des  Königs  *) 
und  im  Frühjahr  1298  gewannen  diese  Pläne  eine  festere  Ge- 
stalt. Der  £rzbischof  von  Mainz  berief  die  Kurfürsten  nach 
Mainz,  um  über  die  Lage  des  Reichs  gemeinsam  zu  berathen; 
auch  der  König  ward  aufgefordert,  an  dem  bestimmten  Tage  zu 
erscheinen  ^),  ebenfso  Herzog  Albrecht  von  Oesterreich ,  über 
dessen  Wahl  zum  Nachfolger  Adolfs  man  sich  bereits  geeinigt 
hatte  ^).  Wie  zu  erwarten  gewesen,  erschien  der  König  weder  anf 
dem   anberaumten   Tage    noch    auch  später,   als   die   Frist  ver- 


.  ')  Im  Jahre  1292  wurde  dcr.Wirzburger  Landfriede  König  Rndolfii 
erneuert:  legg.  IL  459,  im  folgenden  Jahre  für  Schwaben,  1295  für 
Sachsen  und  Thüringen  der  Landfrieden  geordnet.  Kopp  III.  1.  52,  95 
und  das  Mandat  des  Königs  vom  13.  Novbr.  1295:  legg.  463. 

*)  Zeugnisse  bei  Kopp  1.  c.  59,  90,  97.  Das  ehr.  Sanp.  zu  1295 
liest:  rex  non  iam  rex  sed  regni  fex.  Die  ann.  Reinh.  bei  Wege le  273 
sagen:  de  adventu  regum,  scilicct  Rudolphi  et  Adolphi,  quidam  dictavit 
hos  versus: 

Malti  gaudebant,  yenit  rex  quando  Rudolphus, 
Flures  plangebant,  rex  dum  venisset  Adolphus. 

')  lieber  die  Stellung  Adolfs  zum  Reiche,  die  Klagen  der  Fürsten 
und  ihre  Versammlungen  zu  Prag,  Kaden  und  Wien  ygicb.  Kopp 
204  fgg.,  besonders  236,  37,  46. 

*)  Urkunde  Yom  1.  Mai  1298  im  Archiv  für  Kunde  österr. 
Geschichtsquellen  II.  228.    Vglch.  ehr.  Ellenh.  XYII.  135. 

*)  Als  Vorwand  für  die  Herbeirufung  des  Herzogs  ward  angegeben, 
er  solle  sich  vor  den  Fürsten  auf  die  Beschwerden  Adolfs  rechtfertigen. 
So  sagt  wenigstens  Albrecht  selbst  in  dem  Schreiben  bei  Kopp  UL 
1.  258:  a  venerabili  G.  arcbiepiscopo  Maguntino,  sacri  imperii  per  Ger- 
maniam  archicancellario,  qui  hoc  sibi  de  iure  et  consnetudine  ascribit 
competere,  evocati  ad  excusationes  nostras,  si  qnas  haberemus,  —  coram 
ipso  rege  et  principibus  imperii  proponendas  ac  innocenciam  nostram 
ostendendam  super  indignacione,  quam  contra  nos  rex  praedictus  — 
conceperat  minus  inste. 
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Iftngert  worden  war,  and  die  Forsten  führten  deshalb  ihre  längst 
vorbereiteten  Pläne  unverzaglich  aus:  am  23.  Juni  1298  ward 
Adolf  des  Reichs  entsetzt  ^),  wenige  Tage  darauf  verlor  er  auch 
das  Leben  in  der  Schlacht  gegen  seinen  Gegner,  den  neu  ge- 
wählten  König  Albrecht.  Die  Fürsten,  welche  den  nnglttcklichen 
Herrscher  erst  erhoben  hatten,  dann  wenige  Jahre  später  ver- 
Hessen,  machten  ihm  vielerlei  Vergehen  zum  Vorwurf,  nament- 
lich dass  er  den  Frieden  nicht  nur  nicht  gewahrt,  sondern  ihn 
selbst  oft  freventlich   gebrochen,  dass  er  die   Rechtspflege  ver- 


*j  Urkunde  bei  Kopp  I.  905— 908 und  die  forma  depositionis  regis 
Adolphi  im  Formelbuch  König  Albrechts  :  Archiv,  f.  K.  österr. 
G^esch.  II.  229.  Der  Absetzung  des  Königs  ging  angeblich  ein  Rechts- 
▼erffthren,  wenigstens  eine  Prüfung  der  zahlreichen  gegen  den  König 
erhobenen  Beschwerden  voraus:  inquisicione  de  predictis  et  examina- 
tione  habita  diligenti,  dominus  Adolfus  rex  predictus  per  honestorum 
virorum  quam  plurium  viva  testimonia  et  alia  legitima  documenta  in- 
ventua  fuit  de  premissis  excessibus  et  criminibus  publice  et  notorie 
irretitus.  Vglch.  auch  die  Urkunde  bei  Kopp  III.  1  286.  Ottokar  von 
Homeck  (Pez  III.  BIG,  Massmann  IL  653)  schildert  das  Verfahren 
sehr  ansführlich: 

ze  gerihte  muoste  sitzeu 

von  Meinze  bischolf  Gerhart. 

dem  von  Sahsen  wart 

erteilet  durch  siebte, 

n&ch  geschriebem  rehte, 

daz  sie  dö  lesent  an  buochen — 

umben  grözen  gebresteo, 

dens  an  dem  kflnege  westen. 

Dö  daz  mit  rehte  dar  zuo  quam, 

einen  vürsprechen  er  dö  nam 

und  klagte  dem  bischolf 

üf  den  künic  Adolf 

eine  sache  swaere, 

daz  meineide  waere 

der  künic  dristunt  worden. 
Wegen  dieser  ersten  Anklage  wird  Adolf  durch  Spruch  der  Fürsten 
für  unwürdig  erklärt,  des  Reiches  Pfleger  zu  sein.  Dann  wird  der 
König  noch  sechs  anderer  Vergehen  angeschuldigt  und  über  jede  ein- 
zelne Klage  fnmh  ieclich  sache  sunderb&r)  von  den  Fürsten  erkannt 
Schliesslich  verkündigt  der  Erzbischof  von  Mainz,  dass  Adolf  des 
Reiches  entsetzt  sei,  und  löst  alle  Eide,  die  ihm  von  des  Reiches 
Unterthanen  geschworen  worden. 
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naclilässigt,  das  Recht  selbst  gebeugt  habe  ^),  und  sks  fahrten 
es  als  eine  HauptrückRicht  an,  die  ftie  zur  Absetzung  Adolfs  be- 
stimmt hätte,  dass  unter  seiner  Regierung  die  Unruhen  im  Reich 
nie  würden  beseitigt  werden  können,  sondern  die  Uebel  sieh 
immer  mehr  steigern  würden.  Uebertrieben  sind  diese  Be- 
schwerden ohne  Frage,  aber  gänzlich  unbegründet  gewiss  nicht; 
durch  gerechte  Urtheile  und  aus  vollwichtigen  Ursachen  ward 
er  vom  Reiche  entfernt,  sagt  eine  der  Quellen  ^)  zur  Geschichte 
König  Adolfs,  und  sie  wissen  insgesammt  nicht  viel  des  Guten 
von  seiner  Herrschaft  zu  rühmen. 

Bessere  Zeiten  erwartete  man  von  der  Herrschaft  seines 
Nachfolgers.  Der  neu  gewählte  König  ahmt  seinem  Vater  nach 
in  löblicher  Strenge  und  ist  so  kraftvoll  und  mächtig,  dass  man 
hoffen    darf,    er  werde    die    Ordnung    im    Reiche    zum  ßessern 


')  —  ipse  clamores  qnerelancium  obaudivit,  insticiam  &ccre  De- 
glcxit,  et  accusatos  non  solum  calunipniosc  dcfendit,  sed  ad  dcteriora 
etiam  provocavit;  —  deieravit  enim  multociens  communein  paoom 
terre,  tarn  sno  quam  incolarum  rcgni  Alemanic  nobilnim  et  plcbetornm 
iurciurando  firmatam,  dampnabiliter  violando ;  —  quod  regnantc  pro- 
dicto  domino  Adolphe  quies  tempomm  pcrturbatanon  possit  aliquatintis 
reformari,  sed  mala  multiplicarcntnr  in  terris  intolerabilius.  Auch  Otto- 
kar  rechnet  es  dem  Könige  zu  besonderer  Schmach, 

daz  er  mit  miete  und  mit  gfthee 

sich  bete  lAzen  wtsen  abe 

ab  rehtes  gerihtcs  pfat,  — 

Sit  doch  daz  rlche  wesen  sol 

flbcrvlflzzic  undc  vol 

gerihtes  nnde  rehtikeit; 
und  weiter,  dass  er  für  Erhaltung  des  Friedens  so  gar  nichts  gethan, 
dass  man  täglich  laut  die  Klagen  der  auf  Wegen  und  Strassen,  in 
Stadt  und  Land  schwer  Hoimgesnchten  halte  hören  müssen,  während 
doch  jeder,  der  zur  Ehre  gekommen  sei,  zum  Pfleger  des  Reichs  ge- 
wählt zu  werden, 

— -  solde  daz  zuo  k^ren 

tac  und  naht, 

sin  kraft  und  mäht, 

daz  er  beschirme  vor  vreisen 

witewen  und  weisen 

und  alle  ndt  dürftigen. 
*)  Chron.  Ellenh.  XVf I.  137 :  —  amoto  domino  Adolfo  a  regimine  — 
iustas  per  sententias  et  instis  ex  causis.   Fritscht*  Ciosener  S.  45,46. 
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fUiren  nnd  flberall  Rahe  nnd  Frieden  erhalten:  so  schrieben 
die  Rcichsfflrsten  ^)  nach  der  zweiten  Wahl  Alhrcchts  an  Papst 
Bonifacias  VIII.  Wenn  sich  diese  Erwartungen  nicht  sämmt- 
lieh  erAlllten,  so  lag  die  Schuld,  das  kann  keine  Frage  sein, 
weniger  an  dem  Willen  des  Königs,  als  grade  an  dem  Treiben 
derer,  welche  jene  Hoffnungen  ausgesprochen  hatten  und  die 
zn  allererst  verpflichtet  gewesen  wftren,  dem  Herrschor  die  An- 
bahnung und  Sichersteilung  dauernder  Reformen  zu  ermöglichen  ^). 
Aber  grade  die  Fürsten  waren  es,  welche  zuerst  den  Frieden 
im  Reiche  brachen  und  den  König  nöthigten,  sie  selbst  in 
blutigen  Kämpfen  zum  Gehorsam  zu  zwingen  und  alljährlich 
fast  die  deutschen    Lande  mit  -Heeresmacht   zu    durchziehen  ^). 


^)  Schreiben  vom  28.  Juli  1298  (legg.  II.  466-70):  —  Tirum  lUique 
nobilem  et  potentem,  —  laudabilia  strenuitatis  patente  yestigia  imi- 
tantem  —  valentem  et  potentem,  iura  imperii  regere  et  defensare  et 
in  melius  refonnare,  ac  in  statu  tranquillo  et  pacifico  conscrvare. 

*)  Hätte  Albrecht  nicht  zu  rechter  Zeit  Energie  angewendet,  so 
wäre  es  ihm  ergangen  wie  seinem  Vorgänger.  Denn  kaum  hatte  der 
König,  vielfachen  Klagen  nachgebend,  von  den  geistlichen  Knrfarsten 
die  Abstellung  der  neuen  lästigen  HheinzöUe  gefordert,  so  dachten  sie 
an  seine  Absetzung.  Eodem  anno  (1300)  evocatus  est  dux  Rudolfus 
ad  partes  Reni  ab  electoribus  imperii,  Mog.,  Col.  et  Trcv.  arcbiepiscopis, 
qood  ipse  iudicaret  de  rege,  quia  iudiciam  pertinet  ad  Palatinum. 
Dicebatnr  enim,  quod  principes  moverint  querimoniam  de  rege,  qualiter 
ipse  occidisset  proprium  snum  dominum,  scilicet  regem  Adolfnm,  id- 
Circo  non  posset  nee  deberet  esse  rez.  (Cont.  Herm.  Altah.  Fontes  III. 
558,  Matth.  Neob.  bei  Urstisius  II.  112,  Henr  de  Rebdorf  bei 
Freher-Strnve  I.  600.)  Spätere  Chronisten  bringen  mit  diesem  £r- 
cigni^s  die  Entstehung  des  Richteramtes  der  Pfalzgrafen  Überhaupt  in 
Verbindung:  —  principes  primarii  in  regno  Oermaniae  Rudolfiim  co- 
mitem  Pal.  Rheni  iodicem  statnerunt,  ut  deinceps  futuris  temporibus 
Bua  indnstria  hoc  officium  peragere  deberet,  ex  qua  consuetudine  reges 
Romanorura  moverentur,  ne  aliquod  malum  vitnperatione  dignum  in 
regno  moUrentur  ac  indigni  imperio  iodicarentnr.  Vit.  Ampeck  bei 
Pez  I.  12*^.  Das  Bündniss  der  vier  rheinischen  Kurfürsten  vom  Oc* 
lober  1800  ist  auch  ausdrücklich  contra  magnificnm  virum  Albertnm 
dncem  Anstrie,  qni  nunc  dicitur  rex  Teutoniae,  gerichtet. 

*)  Kriegszüge:  IdOO  gegen  Johannes  von  Hennegau,  IBOl  und  1802 
gegen  die  verbündeten  Kurfürsten  am  Rhein,  1304  gegen  Wenzel  von 
Böhmen,  1905  gegen  Eberhard  von  Wirttemberg,  1306  wieder  gegen 
Böhmen,  1307  gegen  Thüringen  und  Böhmen.  Vglch.  im  Allgemeinen 
Kopp  TU.  2:  König  Albrecht  und  seine  Zeit 


Digitized  by 


Google 


144 

Dauernd  vermochte  daher  Albrecht  die  Rechte  und  die  Ruhe 
des  Reichs  nicht  zu  sichern,  aber  während  seiner  Regierungs- 
zeit wenigstens  erhielt  er  den  Frieden.  Noch  im  Jahre  1298 
erneuerte  er  auf  einem  glänzenden  Hoflage  zii  Nürnberg  den 
Landfrieden  Rudolfs  von  1287;  drei  Jahre  später  empfahl  er 
den  rheinischen  Städten ,  sich  zu  verbinden ,  den  Frieden^  her- 
zustellen und  mit  allem  Eifer  für  die  Erhaltung  desselben  zu 
sorgen;  gleichzeitig  beschwor  er  selbst  mit  den  Bischöfen  von 
Basel  und  Strassburg,  den  Landgrafen  in  Ober-  und  Nieder- 
elsass  und  den  Städten  Basel  und  Strassburg  ein  Friedensbünd- 
niss ;  wieder  zwei  Jahre  später  sandte  er  den  Erzbischof  Gerliard 
von  Mainz  nach  Sachsen  und  Thüringen ,  um  dort  den  Krieg 
und  Hader  auszugleichen,  unter  dem  das  Land  litt,  und  noch 
kurz  vor  seinem  Tode  suchte  er  durch  umfassende  Anordnungen 
die  Zustände  in  Schwaben  besser  zu  gestalten  *).  So  zeigt  sich 
der  König  überall  als  ein  in  der  That  sorgsamer  Herrscher  und 
konnte  sich  wohl  mit  Recht  rühmen,  alle  Zeit  auf  das  Wohl 
der  Treuen  im  Reich  bedacht  gewesen  zu  sein^).  Unerbittlich 
war  er.  in  der  Bestrafung  des  Unrechts^};  wie  sein  Vater  Hess 
er  zahlreiche  Raubburgen  brechen*)  und  achtete  daranf,  dass 
in  den  entferntesten  Theilcn  des  Reichs  nichts  vorgenommen 
wurde,  was  dem  Frieden  nachtheilig  werden  konnte*).  So  kam 
es,  dass  die  Schriftsteller  die  Lage  des  Reichs  unter  Albrechts 
Regierung,  obwohl  er  so  zahlreiche   innere  Kämpfe  zu  bestehen 

»)  Legg.  IL  481—83,  74,  75,  80,  88—89.  Der  Nürnberger  Hoftag 
von  1298  war  einer  der  glänzendsten,  die  überhaupt  im  Mittelalter  ge- 
halten wurden,  denn  es  sollen  nach  den  uotac  Altah^  (XVn..423)  24 
Bischöfe  und  Aebte,  viele  weltliche  Fürsten,  nahe  an  4CX)  Grafen  und 
über  6000  Ritter  anwesend  gewesen  sein.  Vglch.  Ottokar  bei  Pce 
S.  630.  Der  dort  publicirten  Gesetze  gedenken  auch  die  cont  Ratisb. 
Altali  ann.,  Eberhardi  archidiac.  ann.  Ratisb.  und  Ellenh.  chron.  (XVU. 
138,  419,  597). 

*)  Legg.  U.  474:  nos  pacifico  statui  et  tranquillitati  subiectomm 
nostronim  ex  credito  nobis  ofücio  intendentes,  noctes  dacimiis  iu- 
sompnes,  ut  quietem  vobis  et  aliis  fidelibus  imperii  preparemus. 

')  In  selo  autem  iuris  imperialis  et  iniuriarum  retentione  rigidas: 
cont.  Zwetl.  IX.  663.  Vglch.  auch  die  cont  Vindob.  und  Floriac.  IX.  721. 

♦;  Joh.  Vict.  III.  c.  4. 

»j  Legg.  II.  479,  80. 


Digitized  by 


Google 


145 

hatte,  als  eine  sehr  glückliche  schildern  konnten^).  Und  auch 
das  ward  anerkannt,  dass  er  ein  strenger,  aber  gerechter  Richter 
war;  als  aasgezeichnet  durch  edle  Gerechtigkeitsliebe  rühmten 
die  Fürsten  den  Neagewfthlten  dem  Volke  ^)  und  von  seiner 
Treue  *im  Richteramte,  seiner  Fürsorge  auch  für  die  Geringsten 
im  Reiche  sind  uns  schöne  Beispiele  überliefert  worden^).  Den 
Fürsten  und  Grossen  mochte  das  Regiment  des  ernsten,  strengen, 
aof  die  Erhaltung  der  Güter  und  Rechte  des  Reichs  eifersüchtig 
bedachten  Herrn  schwer  und  gewaltthätig  erscheinen,  für  das 
Reich  selbst  aber  und  das  Volk  war  es  ein  grosser  Verlust,  dass  er 
nach  kaum  zehnjähriger  Regierung  dahinschied,  grausam  erschlagen 
dorch  Herzog  Johann,  den  Sohn  seines  jüngeren  Bruder  Rudolf. 
Auch  die  Regierung  seines  Nachfolgers  währte  nur  kurze 
Zeit,  aber  dennoch  wissen  die  Quellen  uns  viel  des  Guten  zu 
erzählen  von  seiner  Herrschaft.  Heinrich  VIL  war  so  recht 
von  Gottes  Gnaden  zum  königlichen  Amte  berufen :  rechtschaffen, 
muthig,  gottesfürchtig,  grossinnig,  reich  an  allen  Tugenden, 
unter  denen  vor  allen  Liebe  zum  Frieden,  Eifer  für  die  Ge- 
rechtigkeit glänzend  hervorstrahlten*).  So  schildern  uns  die 
Zeitgenossen  mit  seltener  Uebereinstimmung  und  in  herzlicher 
Liebe  das  Bild   des   Königs    und   lassen    uns    schliessen,    dass 


>)  Chron.  Ellenh.  (XVH.  137,  39):  Et  siluit  in  continenti  onmis 
terra  in  conspeeta  eins  et  facta  est  pax  magna,  que  confusa  succubnit 
antea  longo  tempore.  —  Erantque  omnes  guerre  sopite  et  vixerat  tota 
terra  in  pace. 

*)  Jiisticie  caltor,  consilio  pollens,  potens  viribus:  legg.  470,  71. 

•)  Vglch.  z.  B.  die  Urkde  Reg.  612  und  ann.  Austr.IX.  721  und  5L 

♦)  Mon.  Fürstenf.  (Fontes  I.  30):  elegerant  virum  perutilem  ad 
regnandum;  ann.  St  Udalr.  et  Afrae  August  (XVII.  435):  iusticie  cultor, 
Tidnammstrenuusnltor;  cont  Sancr.  (IX.  704):  zelator  pacis  et  iusticie ; 
ann.  Scti.Rndb.  und  Matseenses  (IX.  819,24):  pacis  amator  et justus  iudex; 
ann.  Reinh.  und  chron.  Sanp.  (S.  376  und  III.  319,  24):  amator  pacis, 
vir  mclite  fame  et  probus;  ann.  Lubic.  (XVI.  423):  omnibus  amabilis, 
exceptis  imperii  rebellibus,  quos,  ut  decuit,  domare  incepit;  Job.  Vict. 
IV.  c.  1:  rex  vero  exhibuit  se  in  omnibus  lods  iustnm  iudicem  et 
panpenim  defensorem.  Vglch.  n.  a.  noch  Petr.  Zittav.  bei  Dobner  V. 
285,  Ottokar  a.  a.  0.  820,  Benev.  de  Rambaldis  bei  Freher-Struve 
IL  19,  historia  de  Henrici  VII.  obitu  das.  647,  Job.  Vitor.  bei  Eccard 
II  1778,  Mart.  Polon.  cont  das.  1438,  Role?ink  bei  Pist-Struve  IL 
562.    Barthold  IL  BeiL  S.  64. 

Fnnkllii,  Reichibofgerlcht  I.  10 
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sein  Wesen  und  Wirken  von  der  Nation  dankbar  gewttrdigt  worde. 
Und  so  gewiss  es  ist,  dass  Heinrich  die  Frflchte  der  strengen 
Herrschaft  seines  Vorgängers  erntete,  so  darf  doch  anch  nicht 
yerkannt  werden,  dass  er  selbst  Alles  that,  den  Pflichten  seines 
königlichen  Amtes  zn  genügen.  Freilich  verliess  er  nach*  kaum 
zweijähriger  Regierung  Deutschland,  um  nie  mehr  dahin  zurück- 
zukehren, aber  wie  er  selbst  in  dieser  kurzen  Zeit  eifrig  be- 
müht gewesen  'war,  dem  Reiche  den  Frieden  zu  erhalten ,  so 
sorgte  er  auch  durch  die  Einsetzung  seines  Sohnes  zum  Reichs- 
verweser dafür,  dass  während  seiner  Abwesenheit  das  Land 
nicht  der  wohlthätigen  Einwirkung  der  Reichsgcwalt  entbehrte  ^). 
Der  Sinn  des  Königs  neigte  eher  zur  Milde  und  Versöhnlich- 
keit, als  zu  Härte  und  Unnachgiebigkeit,  aber  er  liess  anch  zur 
rechten  Zeit  Strenge  walten,  und  in  Deutschland  wie  in  Italien 
empfand  man  seinen  festen  Sinn.  Bei  der  Rechtspflege  achtete 
er  streng  auf  die  Beobachtung  der  hergebrachten  Formen  ^)  und 
durch  das  ganze  Reich  verbreitete  sich  der  Ruhm  seiner  Ge- 
rechtigkeit').  Wer  den  Frieden  brach,  ward  hart  gestraft^); 
einige  Edle,  welche  in  Bayern  Strassenraub  verübt  hatten,  liess 
er  bis  an  den  Rhein  verfolgen  und  später  enthaupten^};  gegen 


^)  Landfrieden  vom  Juli  und  August  1310:  Reg.  S.  276  und  78. 
Johann  von  Böhmen  hält  als  Reichsverweser  noch  1313  einen  Reichs- 
tag ad  procnrandum  pacificnm  statum  et  pacem  generalem  per  Aleman- 
niam.  Ueber  Heinrichs  Regierung  vglch.  überhaupt  Barthold  I.  277  — 
404,  II.  351  fgg.  und  Kopp  IV.  1. 

*)  Nicolai  ep.  Botront  rehitio:  Fontes  I.  122,  23. 

*)  Quem  faroa  communis  zelatorem  iudicii  et  iustitie  predicabat: 
cont.  Zwetl.  IX.  663;  hie  fuit  magnus  iusticiarins :  Mart  SCin.  bei 
Eccard  H.  1636. 

*)  Joh.  Vict.  IV.  c.  1:  Plara  etiam  pro  conservatione  pacis  per 
Universum  regnum  sancivit  et  de  omnibus,  cuius^nnque  Status  conditionia 
cssent,  qui  regnum  tnrbaverant  spoliis  vel  aliis  excessibus,  graviam 
sententiarum  iudioium  diffinivit. 

*)  Joh.  Vict  IV.  c.  3:  —  de  pace  et  concordia  sollicitus  valde 
existens,  super  civitatibus  precipue  et  mercantibus,  ut  pacifico  trans- 
irent,  vigilanti  animo  Intendebat.  ünde  quosdam  nobiles,  qui  pacem 
regiam  in  illia  finibus  temeraverunt,  et  bigas  civhim  cum  predosis  pannis 
Flandrensibus  abduxerant,  nsque  ad  inferiores  partes  Roni  perseqai 
mandavit  et  predonum  decapitatione  ablala  omnia  in  integrum  precipit 
dominis  suis  reddi. 
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den  Grafen  Eberhard  von  Wirttemberg,  aber  dessen  Bedrflckangen 
allgemein  geklagt  wurde,  sprach  er  die  Acht  ans  and  ordnete 
gegen  ihn  die  Reichsexecntion  an,  die  denn  auch  mit  solchem 
£rfolge  gef&hrt  wurde,  dass  der  Schuldige  fast  alle  seine  Be- 
sitzungen verlor  und  in  der  Fremde  Zuflucht  suchen  musste  0* 
So  kam  es,  dass  die  Zeitgenossen  rühmen  konntea,  es  habe  in 
den  Tagen  König  Heinrichs  durch  ganz  Deutschland  Ruhe  und" 
Frieden  geherrscht,  und  dass  sie  mit  tiefem  Bedauern  die  trau- 
rigen Zustände,  welche  nach  seinem  allzu  raschen  Tode  herein- 
brachen, mit  der  behaglicheren  Ordnung  verglichen,  welche  bis 
dahin  gewaltet  hatte  ^;. 

Denn  nun  tobte  in  Folge  der  Doppelwahl  Ludwig  des 
Bayern  und  Friedrichs  von  Oesterreich  der  Bürgerkrieg  mit  all 
seinen  Schrecknissen  wieder  einmal  durch  das  Reich.  Durch 
immer  wiederkehrende  Verheerungszüge  suchten  beide  Herrscher 
ihren  (regner  und  dessen  Partei  zu  schwächen  und  zu  schädigen, 
bis  endlich  die  Mühldorfer  Schlacht  im  Jahre  1322  eine  Ent- 
scheidung zu  Gunsten  Ludwigs  herbeiführte.  In  diesem  ganzen 
achtjährigen  Zeitraum  konnte  von  einer  ordnungsmässigen  Re- 
gierung des  Reichs  durch  den  einen  oder  den  andern  der 
Gegenkönige  nicht  die  Rede  sein;  beide  bemühten  sich  wohl, 
in   deigenigen   Theiien,    welche    ihrer   Herrschaft   unterworfen 


*)  Ann.  OsterhoY.  XVU.  555 :  Deinde  circa  Rennm  et  in  Alsada, 
Soevia  et  Franconia  per  advocatos  et  civitates.  coniuratas  bonam  pacem 
faciens,  comitem  de  Wirtenberch  sibi  et  imperio  rebellantem  per  de- 
Btmctionem  castrorum  et  devaatacionem  possessionum  incendiis  et 
npinis  quasi  omnino  destruxit.  —  Mon.  Fürstenf.  (Fontes  L  S3):  £x 
quo  multi  de  ipso  (comite  de  Wirtenberch)  moventes  querimoniam 
eoram  rege,  pro  eo,  quod  variis  pressnris  vexaret  eos  et  tarbaret, 
postulantes  iudieinm,  ne  post  regia  abscessum  eos  malis  gravioribus 
penirgeret  Rex  vero  sicot  districtus  iudex  tractat  eius  oportere  in- 
aoltibus  —  obviari  et  expedire  ei  talem  penam  infligere,  qae  alios 
nnflia  temptantes  ab  huiusmodi  ausibns  retrahat  et  compescat.  £t 
ratas  non  poase  eum  nisi  in  mann  valida  expugnare,  precipit  officiali- 
bna  suis  et  civitatibus  circa  eum  imperat  nniversis,  ut  ipsum  invadere 
Bon  negligant  et  destruere  non  obmittant,  n.  s.  w. 

•)  Mon.  Fürstenf.:  —  per  totam  Alenianniam  —  quieta  tem- 
pora  et  tranquilla.  Fontes  I.  32,  46,  49.  Vglch.  vita  Ludovici  IV. 
a.  t.  0.  l.'iS. 
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waren ,  den  Frieden  berznstellen  ^),  aber  ihre  Macht  reichte 
nicht  aus,  denselben  zu  erhalten  und  zn  sichern.  Aach  die 
treue  Genossenschaft,  in  welche  Friedrich  nach  seiner  Nieder- 
lage mit  König  Ludwig  trat,  machte  dem  Bürgerkriege  nicht 
alsbald  ein  Ende  und  unter  den  damals  herrschenden  Yerh&lt- 
nissen  wird  auch  der  allgemeine  Landfrieden ,  den  Ludwig 
1323  zu  Nürnberg  verkündete^),  nicht  viel  gefruchtet  hab^n. 
Nach  der  völligen  Aussöhnung  mit  den  Oesterreichern  ent* 
wickelte  sich  Ludwigs  Ansehen  wohl  kräftiger,  aber  die  Zeit 
Hess  ihm  auch  dann  nur  wenig  Ruhe  zu  friedlichem  Berufe. 
Immer  sah  der  König  die  Grundlagen  seiner  Macht  bedroht, 
unausgesetzt  befand  er  sich  im  Streit  mit  dem  Papstthum  und 
einzelnen  Gegnern  im  Reiche,  zuletzt  in  offenem  Kampfe  mit 
den  Luxemburgern.  Auf  einzelne  Theile  des  Reichs  hatte  das 
Königthum  schon  damals  keinen  Einflnss  mehr;  allgemeine 
Landfrieden  wurden  nicht  verkündet,  es  ist  nur  noch  die  Hede 
von  Bündnissen  für  einzelne  Länder,  welche  theils  auf  An- 
regung des  Königs'),  häufiger  noch  ohne  Einwirkung  desselben 
von  Fürsten,   Edlen   und  Städten   geschlossen  wurden^).     Denn 

*)  Im  Juni  1317  errichtete  Ludwig  einen  Landfrieden  mit  den  Erz- 
bischöfen  von  Mainz  und  Trier,  dem  König  Johann  von  Böhmen  und 
andern  Herrn,  sowie  mit  den  Städten  Köln,  Mainz,  Worms,  Speyer, 
Aachen,  Oppenheim,  Frankfurt,  Friedberg,  Wetzlar  und  Gellenhausen : 
Boehmer  cod.  Mfr.  I.  432,  Lacomblet  IIL  118,  und  wenige  Monate 
vorher  brachte  Friedrich  einen  Landfrieden  am  Oberrhein  zu  Stande: 
Kopp  IV.  2.  207  fgg. 

*)  N.  S.  d.  R.  A.  L  43. 

*)  Z.  B.  1325  Landfrieden  von  Strassbur;;  bis  Bingen :  Reg.  Reichsa. 
90,  91  und  Ludwigs  814 ;  1330  Landfr.  in  Schwaben  und  Oberbayern : 
Quellen  VI.  313;  1332  zwischen  den  Erzstiflben  Trier  und  Mainz,  den 
Hochstiften  Speyer  und  Worms  und  vielen  Städten ,  wiederholt  1334, 
37,  40,  44:  Reg.  Ludwigs  1477,  Reichss.  101;  1333  in  Schwaben  und 
Bayern:  Reg.  Ludw.  1551,  Reichss.  103;  1337  in  der  Wetterau:  das. 
1808  und  108;  1340:  in  Schwaben,  Bayern  und  Franken:  Quellen 
VI.  363,  Forschungen  II.  181. 

«)  So  1316  und  25  die  Städte  Frankfurt,  Friedberg,  Wetzlar  und 
Gellenhausen:  Boehmer  cod.  Mfr.  I.  427;  1327,  30,  31,  38  in  Thflrin- 
gen :  Mi  c h  e  1  s  e  n :  Urkundlicher  Beitrag  zur  Geschichte  der  Landfrieden 
in  Deutschland.  1863,  S.  8  fgg.  und  23  fgg  ;  1338  zwischen  Erzbischof 
Walram  von  Köln,  den  Bischöfen  von  Münster  und  Osnabrück  und  der 
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mehr  and  mehr  lösten  sich  die  Glieder  des  Beichs  von  dessen 
Haapte  and  die  Umstände  gestatteten  dem  Könige  nicht,  die 
Yerbindnng  zwischen  beiden  wieder  fester  herzustellen.  So 
wird  man  anch,  wie  Johannes  von  Winterthur  bezeugt,  in 
manchen  Gegenden  des  Reichs  geklagt  haben,  dass  man  vom 
Hofgericht  des  Königs  kein  Recht  erlangen  könne,  denn  wie 
hätte  es  Ludwig  unter  den  Wirrsalen  seiner  Regierang  ermög- 
lichen sollen,  aberall  des  Rechten  zn  sorgen?  Aber  völlig  un- 
gerecht wäre  es  doch,  dem  Könige  selbst  Nachlässigkeit  in  der 
Rechtspflege  und  Gleichgültigkeit  gegen  die  Schicksale  der  Hilfs- 
bedürftigen und  Niedrigeren  zum  Vorwurf  zu  machen  ^).  Er 
war  vielmehr  ein  milder,  freundlicher  Herrscher,  dem  das  Schick- 
sal auch  der  Geringsten  am  Herzen  lag.  Der  gleichzeitige  Ver- 
fasser der  Lebensbeschreibung  Ludwigs,  der  die  mancherlei 
Mängel  in  dem  Wesen  und  in  dem  Handeln  des  Königs  keines- 
wegs übersieht;  gedenkt  doch  grade  seiner  Barmherzigkeit  und 
Milde  und  bekundet  mit  warmer  Anerkennung,  dass  er  Recht 
and  Gericht  gepflegt  und  gefördert  habe  ^),  und  wir  wissen  auch 
sonst,  wie  er  bemüht  gewesen  ist,  allen  Gebrechen  am  Rechte 
abzuhelfen.  In  einer  ausführlichen  Instruction,  die  Ludwig  als 
Verwalter  der  niederbayerischen  Lande  den  Vitzturoen  und 
Richtern  daselbst  ertheilte'),  mahnt  er  in  der  eindringlichsten 
und  wiirdigsten  Weise  alle  Beamte,  recht  und  redlich  zu  han- 
deln nnd  weder  um  Liebe  noch  um  Leid  abzuweichen  von  dem 
Wege  der  Pflicht;  vor  dem  Gericht  dürfe  kein  Ausehen  der 
Person  gelten;  den  Edlen  und  Unedlen,  den  Armen  und  Reichen, 
sollten  sie  gleichermassen  beholfen  sein  gegen  Gewalt  und  un- 
rechte Handlang  und  allezeit  das  Recht  und  nur  das  Recht  vor 

Stadt  Soest:  Lacomblet  111.  1.  255,  u.  a.  m.  Vglch.  Boehmer  Reg. 
1314-47  Reichss.,  Kopp  IV.  2.  209,  V.  1,  189,  221,  401,  20,  Schaab 
I.  231—77. 

*)  So  eben  Job.  Vitor.  chron.  bei  Eccard  I.  1855:  iudicium  enim 
et  iustitiam  pacemque  habere  non  potcrant  ab  imperatore,  remiseius  et 
negligentius  in  hoc  et  in  aliis  agente.  Woran  es  lag,  dass  Ludwig 
nicht  Überall  Recht  schaffen  konnte,  erkennt  Joh.  doch  selbst  klar 
genug  (S.  1890),  und  was  er  (z.  B.  S.  1914)  als  Unrecht  tadelt,  müssen 
irir  als  weise  und  gerecht  billigen. 

*)  Vita  Ludovici  quarti  iraperatoris :  Fontes  I.  160. 

•)  Quellen  und  Erörterungen  VI.  358—61. 
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Augen  haben.  Wüssten  wir  nichts  anderes  von  dem  Schalten 
and  Walten  des  Königs,  dies  eine  nnverdftchtige  Aktenstflck 
würde  genügen,  ein  freundliches  Bild  von  dem  Sinn  und  Streben 
desselben  zu  gewähren.  Aber  es  war  im  Reiche  bereits  dahin 
gekommen,  dass  die  redlichsten  Absichten  des  Königs  scheiterten, 
weil  die  Macht  fehlte,  dieselben  auszuführen  und  Gehorsam  bei 
Widerstrebenden  zu  erzwingen:  dies  musste  schon  Ludwig  er- 
fahren und  mehr  noch  andere  nach  ihm ,  die  es  ebenso  redlich 
meinten  mit  dem  Wohle  des  Reichs. 

Während  des  ganzen  hier  behandelten  Zeitraums  hat  sich 
die  Reichsgesetzgebung  nur  sehr  wenig  mit  dem  Hofgericht  be- 
schäftigt. Die  Verfassung  desselben  blieb,  soviel  wir  ersehen 
können,  durchaus  unverändert.  Die  beiden  Landfrieden  Rndolfs 
von  1281,  sowie  die  späteren  von  1287  und  98  bestätigen  das 
Institut  der  Hofrichter  ^),  nnd  es  sind  uns  auch  aus  den  ver- 
schiedensten Zeiten  urkundliche  Beweise  für  die  Thätig^eit  dieser 
Beamten  erhalten^);  als  solche  werden  genannt:  unter  Rudolf 
der  Graf  Adolf  von  Nassau,  Heinrich  von  FQrstcnberg,  Berthold 
von  Trupurch,  Hermann  von  Bonstetten  ^),  unter  Adolf  der  Edle 
Otto  von  Bickenbach  ^),  unter  Albrecht  Nicolaus  von  Wartenfels, 
Konrad  von  Buseck,  Rudolf  Hewin,  Graf  Gotfried  von  Hohen- 
lohe^),  unter  Heinrich  VIL  Konrad  von  Kirchberg  nnd  Graf 
Johann  von  Sponheim^).  Wer  die  Hofrichter  der  Gegenköüige 
Ludwig  und  Friedrich  vor  der  Mtihldorfer  Schlacht  gewesen,  ist 

>)  Legg.  IL  435,  39,  51,  82,  83. 

•)  Franklin:  de  iustitiariis  S.  95—108. 

«)  Hist.  Norirab.  dipl.  Nr.  36  S.  174, —  Kopp  I.  52  N.  1,  — 
Boehmer  Reg.  Nr.  653,  —  Harpprecht  I.  §  14  und  Urkdc.  Nr. HL 
S.  96,  —  Kopp  I.  450,  685,  H.  2.  144. 

♦)  Kopp  I.  887. 

»)  Herrgott  H.  584,  —  Harpprecht  I.  §  17  fgg.  undürkde  Nr. 
IV.  S.  97,  —  Scnckenbcrg:  de  fab.  iud.  136,  —  Lübecker  Ur- 
kundenbuch  II.  195. 

•;  Harpprecht  I.  §  24,  —  Reg.  Boica  V.  158,  —  Kopp  IV. 
1.  44,  52.  Die  von  Heinrich  VII.  in  Italien  ernannten  iudices  aule 
nostre  (de  justit.  103)  stehen  in  gar  keiner  Beziehung  zu  dem  fQr  die 
deutscheu  Lande  competenten  königlichen  Hofgericht.  Das  letztere 
verwaltete  während  der  Abwesenheit  des  Königs  sein  Soha,  der  Reichs- 
vikar  Johann  von  Böhmen  und  als  d  e  s  s  e  n  Hofrichter  fungirte  in  dieser 
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nicht  bekuiBt,  ia  dem  Einigongsvwtrage  vom  5.  September  1325 
wurde  aber  bestimmt,  dass  beide  Herrscher  nnr  einen  Hofrichter 
and  Hofschreiber  haben  sollten,  welche  je  ein  Viertel-  oder 
Halbjahr  in  der  Umgebung  Ludwigs  oder  Friedrichs  bleiben  wtir- 
den;  das  Gericht  ist  ungetheilt;  was  vor  einem  gerichtet  wird,  soll 
aoch  der  andere  stftte  halten,  was  vor  einem  angefangen  wird, 
kann  vor  dem  andern  zu  Ende  geführt  werden  oder  an 
den  erst^ren  zurflclcgelangen ,  wie  es  grade  die  den  Parteien 
gesetzten  Termine  erfordern;  wer  von  dem  einen  geächtet  wird, 
kann  von  dem  andern  ans  der  Acht  gelassen  werden,  da  nar 
ein  Gericht  und  ein  Richter  sein  sollen  ^).  Ob  diese  Bestim- 
mung anageAhrt  wurde,  ist  nicht  ersichtlich;  Hofrichter  Fried- 
richs werden  nicht  genannt,  am  Hofe  Ludwigs  aber  kommen 
als  solche  der  Nürnberger  Bürger  Konrad  Gross,  Herzog  I^d- 
wig  von  Teck,  Marquard  von  Sevelt,  Berthold  Graf  von  Grais- 
pach  und  Konrad  von  Guudelfingen  vor^. 

Das  Prozessver&hren  gewann  durch  lange  Uebung  und  den 
Gerichtsgebranch  festere  Formen;  die  Gesetzgebung  that  wenig, 
dasselbe  zu  ordnen.  Die  Budol£nischen  Landfrieden  enthalten 
our  eine  kleine  Neuerung  in  Betrefif  der  Ladung,  wogegen  König 
Albrecht  einige  Bestimmungen  über  Anlaite,  richterliche  Säum- 
niss,  die  Aberacht  und  deren  Aufhebung  seinem  Landfrieden 
von  1298  hinzufügte'),  weldic  an  geeigneter  Stelle  erörtert 
werden  sollen.  Ueber  die  Bedeutung  des  Erlasses  König  Lud- 
wigs von  1342:   es  solle  fortau  an  seinem  Holgericht  nach  den 


Zeit  Rudolf  Hewin,  derselbe  wahrscheinliGh ,  welcher  schon  unter  König 
Albrecht  genannt  wird:  Falckenstein  cod.  dipl.  Kordg.  153 
Harpprecht  I.  Anhaüg  S.  309. 

^)  Bist  Nor.  dipl.  per.  I.  256,  Olenschlager  Staatsgesck.  Urk. 
Nr.  50,  p.  138  sqq.,  Lichnowsky  DI.  165,  Kopp  V.  1.  197  und  viele 
andere  Abdrücke.  In  der  lateiniscben  Uebersctzung  heisst  es :  siqui- 
dem  unum  est  iudiciiun  el  uaus  iudex. 

»)  Hist  Nor.  dipl.  per.  IL  291,  —  Senckcnberg:  de  sig.  357, 
Guden:  cod.  dipl.  Mog.  U.  1078,  Hansel  mann:  Dipl.  Beweis  Urkde 
Kr.  102  S.  444,  Reg.  Boica  VIL  340,  Mon.  Boica  XXXIII.  2.  90, —  ^ 
Hocker;  antiqq.  suppl.  Nr.  XVII.  132,  —  Harpprecht  I.  §25  und 
Urkunden  Nr.  V  und  VI,  —  Mencken  I.  444,  —  Reg.  3365. 

*>  Legg.  II.  482,  Boehlan:  nove  constitutiones  47  fg. 
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Gesetzen  und  jgeschriebenen  Rechten  seiner  Vorfahren  gerichtet 
werden,  ist  früher  so  ausführlich  gehandelt  worden,  dass  es 
einer  wiederholten  Darstellung  und  Prüfung  des  Inhalts  dieser 
Anordnung  nicht  bedarf^). 

Wir  wissen  aus  den  historischen  Quellen  auch  dieser  Zeit, 
dass  eine  Reihe  wichtiger  Rechtssachen  am  Hofgericht  verhan- 
delt wurden^;,  aber  die  Berichte  sind  leider  meist  so  dürftig, 
dass  nur  wenige  Prozesse  in  zusammenhängender  Weise  dar- 
gestellt werden  können,  und  unter  diesen  nimmt  der  langjährige 
Streit  um  Reichsflandern  aus  mancherlei  Ursachen  ein  besonderes 
Interesse  in  Anspruch. 

Die  Reichsbesitzungen  der  Grafen  von  Flandern  waren 
theils  unmittelbare  Reichsieheu  —  das  Land  Aelst,  Overscheldc, 
die  vier  Aemter  Asscnede,  Bochout,  Axel  und  Hülst,  sowie  das 
Land  Waes  — ,  theils  Allodien,  so  namentlich  das  oft  genannte 
Gerhardsbergen  oder  Grammont  %  Nach  dem  Tode  Balduin  IX., 
welcher  als  Kaiser  von  Constantinopel  1205  gestorben  war, 
fielen  diese  Besitzungen  insgesammt  seiner  älteren  Tochter 
Johanna  zu.  Dieser  ward  im  Jahre  1218  der  Besitz  von 
Reichsflandern  von  Friedrich  II.  wegen  unterlassener  Lehns- 
muthung  abgesprochen,  doch  ward  die  Entscheidung  schon  zwei 
Jahre  später  zurückgenommen^).  Johanna  starb  im  Jahre  1244 
und    es   folgte    derselben    ihre   jüngere   Schwester   Margaretha, 


')  Franklin:  Beiträge  zur  Geschichte  der  Rcception  des  römi- 
schen Rechts  in  Deutschland  S.  107  —  86,  wo  im  Anschluss  an 
die  merkwürdige  Anordnung  König  Ludwigs  überhaupt  über  die 
Aufnahme  des  römischen  Rechts  am  königlichen  Hofgericht  gehan- 
delt worden  ist.  Der  dort  ausgesprochenen  Ansicht  über  die  Bedeutung 
des  Erlasses  ist  meines  Wissens  von  keiner  Seite  widersprochen  worden. 

*)  Lediglich  als  Beispiele  führe  ich  an  die  Prozesse  gegen  die 
Söhne  des  Landgrafen  Albrecht  von  Thüringen  1293  nnd  94,  gegen 
Eberhard  von  Wirttemberg  1305,  gegen  Wenzel  von  Böhmen  1304,  gegen 
Albrecht  von  Thüringen  1307.  Wie  ungenügend  die  Nachrichten  rück- 
sichtlich  dieser  Vorgänge  sind,  zeigt  Kopp  HI.  1,  85,  88  und  III.  2, 
334,  36,  72. 

*)  üeber  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  dieser  Länder  vglch. 
Warnkönig  I.  256  fgg.,  II.  2,  HO  fgg- 

*)  H.-B.  I.  2,  821,  Warnkönig  I.  Urkde  S-  49.  Vglcb.  auch  die 
gleichlautende  Entscheidung  König  Heinrichs  vom  6.  Mai  1221  bei 
Kluit  I.  L  429. 
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welcher  Friedrich  II.  im  Juli  1245,  also  20  einer  Zeit,  als 
der  Papst  bereits  die  Absetzong  des  Kaisers  aasgesprochen  hatte, 
jene  Länder  und  die  Grafschaft  Namnr  a|s  Lehen  vom  Reiche 
verlieh  *)•  Unter  König  Wilhelm  traten  bedeutende  Veränder- 
Dogen  in  diesem  Besitzstande  ein.  Zunächst  ward  anf  Klage 
des  Johann  von  Avesnes,  erstgcborncn  Sohnes  der  Grätin  Mar* 
garetha,  die  Grafschaft  Naniur,  welche  in  den  Besitz  Balduin  II. 
gekommen  war,  diesem  abgesprochen  und  an  den  Grafen  Johannes 
verliehen^.  Drei  Jahre  später  erhielt  letzterer  auch  sämmt* 
liehe  flandrische  Reichslchen ,  nachdem  dieselben  der  Gräfin 
Margaretha  durch  einen  Spruch  des  Hofgerichts  entzogen  wor- 
den waren  ^).  Die  Veranlassung  zu  diesen  Massregeln  ist  un- 
streitig in  der  grossen  Feindschaft  zu  suchen,  in  welcher  König 
Wilhelm  selbst  und  sein  Schwager  Johann  von  Avesnes  unaus- 
gesetzt mit  Margaretha  lebten,  zur  Begründung  derselben  aber 
ward  angeführt,  dass  letztere  es  unterlassen  habe,  binnen  Jahr 
und  Tag  die  Erneuerung  ihrer  Lehen  nachzusuchen.  In  der 
Gerichtssitzung,  welche  zur  firledfgung  dieser  Sache  im  Juli 
1252  stattfand,  ward  zunächst  durch  den  Bischof  von  Wirzburg 
das  Urtheil  gefunden  und  ausgesprochen,  dass,  nachdem  Wilhelm 
zum  römischen  Könige  gewählt,  vom  Papst  bestätigt  und  zu 
Aachen  feierlich  geweiht  und  gekrönt  worden ,  ihm  von  Rechts- 


»)  H..B.  VI.  I.  327,  Warnkönig  a.  a.  0.  04  und  III.  211. 

')  Mainz  27.  April  1249:  Kluit  IL  2.  553.  Das  ürtheil  stützt  sich 
anf  denselben  Rechtsgrund ,  der  auch  für  die  gleich  zu  erwähnende 
Entscheidung  vofa  1252  massgebend  war.  Kläger  behauptete,  er  selbst 
habe  dem  Reiche  wegen  der  Grafschaft  Huldigung  geleistet;  Balduin 
hätte  nun  binnen  Jahr  und  Tag  von  ihm  die  Erneuerung  des  After- 
lehns  nachsuchen  sollen,  er  habe  das  aber  versäumt  und  seine  Lehns- 
verbindlichkeiten  noch  dadurch  verletzt,  dass  er  die  zur  Graftchaft  ge- 
hörigen Festungen  und  Burgen  an  König  Ludwig  von  Frankreich  ver^ 
pfändete.  Dies  alles  bewies  Kläger  „manu  propria  et  per  testes  ido- 
neos^'.  Darauf  fanden  Forsten,  Grosse  und  Edle  des  Reichs,  das  After- 
lehen sei  dem  Kläger  ledig  geworden.  Vglch.  Meermann  I.  320, 
Kopp  I.  1.  849. 

*)  Kluit  n.  2.  628,  Martene:  thes.  I.  1165.  Der  Rechtepruch 
gegen  Margaretha  vom  11.  Juli  1252  bei  KlnitG24,  Mart.  1164,  legg. 
IL  366.  Vglch.  Warnkönig  I.  175  fgg.,  Meer  mann  II.  84,  Kopp 
a.  a.  ü.  848. 
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wegen  zosttoden  alle  zam  Reiche  gehörigen  St&dte,  Burgen  und 
Güter,  und  dass  alle  Fürsten,  Edle  und  Ministerialen  innerhalb 
Jahr  und  Tag  ihre  Fürstenthflmer  und  sonstigen  Lehen  zn  mutken 
schuldig  gewesen  seien  0>  Wer  es  versäumt  habe,  binnen  ge- 
nannter Frist  die  Mutiiung  nachzusuchen,  dessen  Fürstenthümier 
und  Lehen  seien,  so  fand  der  Bischof  von  Strassburg  ein  zwei- 
tes Urtheil,  dem  Könige  ledig  und  dieser  könne  darüber  frei 
verfügen^).  Insbesondere  sollten  auch,  so  lautete  ein  dritter 
durch  den  £rzbischof  von  Köln  verkündeter  Spruch,  diejenigen 
Lehen  und  Fürstenthüner  dem  König  zu  freier  VerllLgnng  ledig 
sein,  deren  Erneuerung  von  den  Besitzern  nicht  innerhalb  sechs 
Wochen  und  dreier  Tage,  nachdem  sie  vom  König  schriftü«^ 
oder  mündlich  dazu  gemahnt  worden,  nachgesucht  worden  sei '). 
Im  Anschluss  hieran  verkündete  dann  der  Bischof  von  Wirzburg, 
dass  der  König  über  die  Lehen  der  Gräfin  Margaretha,  welche 
trotz  geschehener  Mahnung    die   Muthung   innerhalb   Jahr  und 


^)  Ad  Dotitiam  universorum  —  quod  nobis  in  generali  curia  apud 
Frank^nfurt  pro  tribunali  sedeiitibus  in  presentia  priucipum  et  magna- 
tum  imperii  venerabilis  Herbipoleiisis  ep.  —  reqiiißitus  per  sententiam 
definivit,  quod,  postqiiam  nos  electi  fuimus  a  principibus  in  Romano- 
rum  regem,  per  summum  pontificem  confimiati  et  consecrati  ac  coro- 
nati,  —  competebant  nobis  de  iure  civitatcs,  castra  et  omnia  bona  ad 
imperium  pcrtinentia,  et  quod  omnes  principes,  nobiles  et  niinisteriales 
principatus  et  feoda  sua  inira  annoni  et  diem  a  nobis  requirere  et  rele- 
vare  tenebantur. 

')  Item  ven.  Argent  ep.  —  eodem  modo  requisitns  per  senten- 
tiam definivit,  quod  omnes  principes,  nobiles  et  ministeriales,  qui  prin- 
cipatus et  feoda  sua  infira  annum  et  diem  requirere  et  relevare  a  nobis 
contumaciter  neglexerunt,  omnia  illa  feoda  et  principatus  nobis  vaca- 
verunt  et  vacant;  et  de  illis  possumus  disponere  secundnm  quod  nobis 
placuerit  retinendo  nobis  vel  in  feodum  aliis  concedendo. 

")  Item  ven.  Col.  archiep.  —  per  sententiam  definivit,  quod  omnes 
principes,  nobiles  et  ministeriales,  moniti  et  requisiti  a  noMs  post 
nostram  electionem  et  coronationem  sive  quibus  nos  obtuHmus  viva 
voce  vel  per  nostros  nuncios  et  litteras,  ut  principatus  et  feoda  sua 
a  nobis  reciperent,  et  infra  sex  septimanas  et  tres  dies  post  huittsmodi 
monitionem,  requisitioncm  sive  oblationem  recipere  contumaciter  ne- 
glexerunt, omnia  feoda  sive  principatus  nobis  vacaverunt  et  vacant  et  de 
illis  possumus  disponere,  quod  nobis  placuerit,  retinendo  sive  aliis  in 
feodum  coQcedendo. 
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Tag  nicht  nachgesucht  habe,  frei  verffigen,  naroentiich  dieselbea 
für  sich  Kurttckfoehalten  oder  an  einen  andern  verleihen  dflrfe  ^). 
Wilhelm  wählte  das  letztere')  und  der  Erzbischof  von  Köln 
sprach  in  Folge  dessen  das  weitere  Urtheil,  dass  nvnmehr  alle 
Bargen  und  StAdte  in  den  verliehenen  Landen  dem  nenen  Herrn 
zn  gehorchen  und  alle  Lehnsmänner  ihm  zu  huldigen  hätten; 
sollte  sich  der  eine  oder  andere  dessen  weigern  oder  die  Er- 
neuerung seiner  Lehen  nachzusuchen  versäumen,  so  sollte  der 
neue  Erwerber  des  Landes  Aber  dessen  Lehen  frei  verfllgea 
därfen  •). 

Aber  Johannes  von  Avesnes  gelangte  niemals  in  den  Besitz 
der  ihm  zuerkannten  Lande.  Nachdem  die  ganze  Angelegenheit 
eine  Reihe  von  Jahren  in  der  Schwebe  geblieben  war,  hob  viel-' 
mehr  König  Richard  die  Frankfurter  Beschlüsse  wieder  auf  und 
belehnte  Margarethe  mit  den  ihr  frOher  aberkannten  Besitzungen  ^). 
Erst  nach  dem  1279  erfolgten  Tode  der  Gräfin,  als  Guido  von 
Dampierre,  ihr  Sohn  aus  zweiter  Ehe,  die  Regierung  übernahm, 
gestaltete  sich  die  Sache  wesentlich  anders.  Am  5.  August  1281 
bestätigte  König  Rudolf  die  am  Hofgericht  Wilhelms  1252  ge- 
fandenen  Rechtsprüche  und  belehnte  Johann  den  Jüngeren, 
Grafen  von  Hennegau,  mit  allen  Ländern,  die  seinem  Vater  da- 


*)  Item  predictus  Herbip.  rcquisitus  —  diffinivit,  quod,  ex  quo 
Margareta  comitissa  Flandrilie  per  aniium  et  diem  neglexit  contuma- 
citer,  requirere  et  rcciperc  feoda,  licet  super  hoc  monita  et  rcquisita 
faerit,  de  illis  dos  seciindum  voluntatem  nostram  potuimus  libere  or- 
dinäre, ea  retinendo  nobis  vel  in  feodum  aliis  concedcndo. 

*)  Nos  vero  predictis  sententiis  auditis  diligenter,  ceteris  principibus 

et  magnatibus  approbantibus,  terram Job.  de  A.,  prout  eadem  co- 

mitissa  ab  imperio  tenuit,  in  feodnro  concessimus  a  nobis  et  imperio 
perpetuo  possidendas. 

•)  Item  predictus  Col.  requisitus  sententiavit,  quod,  ex  quo  nos 
feoda,  que  comitisBa  —  tenebat,  eidcm  Johann!  concessimus  in  feodum, 
ville,  castra  et  alia  bona  ad  dicta  feoda  pertinentia,  parere  debent 
eidem  Joh.  de  A.  et  ei  debent  homines  predictarum  terrarum  fidelitatis 
fiicere  inramentum.  In  der  S.  153  N.  3  erwähnten  Belebnungsurknnde 
heisst  es  genauer:  —  scntentiatum  extitit,  quod  illi,  qui  —  dicto  Joh. 
homaginm  non  fecerint  seu  feoda  eorum  non  requisierint,  idem  Joh.  de 
praedictis  fcodis  sive  retinendo  vcl  aliis  in  feodum  concedendo  disponere 
potest  inxta  suae  beneplacita  voluntatis. 

*)  Kluit  753,  Warnkönig  L  ürkd.  S.  98. 
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mals  zugesprochen  worden  waren,  und  mit  dem  Lande  Gerhards- 
bergen ^).  Dadurch  war  die  entgegenstehende  Disposition  König 
Richards  bereits  ausser  Kraft  gesetzt,  es  ward  aber  noch  aas- 
drttcklich  durch  einen  Spruch  des  Hofgerichts  bestimmt,  dass 
alle  Verfügungen  über  Rcichsgflter,  welche  König  Richard  oder 
dessen  Vorfahren  seit  der  Absetzung  Friedrichs  IL  vorgeuommen, 
nichtig  sein  sollten,  wenn  nicht  der  grössere  Theil  der  Ftlrsten, 
welche  bei  der  Wahl  eines  römischen  Königs  mitzustimmen 
haben,  in  dieselben  gewilligt  hätten^).  Als  die  Belebnang  des 
Grafen  Johann  vollzogen  war,  richtete  Rudolf  sofort  einen  Be- 
fehl an  alle  Edlen,  Dienstmanncu,  Ritter  und  Einwohner  jener 
Länder,  den  Belehnten  als  jhren  Herrn  anzuerkennen,  ermahnte 
auch  noch  eine  Anzahl  benannter  Vasallen  insbesondere,  jenem 
Lehnshuldigung  zu  leisten^).  Aber  man  erinnerte  sich  auch, 
wie  wenig  ähnliche  Befehle  Wilhelms  früher  genützt  hatten  and 
der  neue  Lehnsherr  erwirkte  deshalb  einen  Rechtspruch  des  Hof- 
gerichts, dass  der  König  nunmehr  auch  zur  Ausführung  der  von 
ihm  getroffenen  Anordnungen  einen  UrtheilsvoHzieher,  den  sich 
Graf  Johann  selbst  wählen  dürfe,  ernennen  müsse.  Dieser  solle 
alsdann  alle  wichtigeren  Orte  der  einzelnen  Lande  besuchen, 
überall  die  geschehene  Belehnung  bekannt  machen  und  verkün- 
digen, dass  der  König  selbst  der  Gewere  des  Grafen  sei,  auch 
den  letzteren  in  den  Besitz  der  einzelnen  Lande  einweisen  und 
den  Bewohnern  im  Auftrage  des  Königs  anbefehlen,  dem  ueuen 
Herrn  gehorsam  zu  sein*). 


»)  Reg.  604,  Kluit  837,  Martene  1163,  Reiffenberg  I.  374. 

2)  Reg  611,  Martene  1169,  Legg.  II.  435.  Es  ist  gewiss  nicht 
fehlgegriffen,  wenn  man  diesen  Recbtspruch  (vom  9.  August  1281)  in 
Verbindung  setzt  mit  dem  hier  dargestellten  Prozesse.  Die  Disposition 
König  Wilhelms  blieb  in  Wirksamkeit,  da  sie,  wie  Rudolf  selbst  an- 
erkennt, dietante  sententia  principum  getroffen  war  und  an  den  dama- 
ligen Verhandlungen  in  der  That  mehrere  Wahlfürsten  Theil  genommen 
hatten. 

*)  Reg.  606  und  7;  beide  Urkunden  vom  5.  Aug.  1282  bei  Martene 
1167  und  71,  Reiffenberg  376. 

*)  Erkenntniss  vom  9.  August  1281:    Kluit  842,  Martene  1170, 

Reiffenberg  378.    Es  heisst  darin:  —  nobis  pro   tribunali    seden- 

tibus  apud  Nuremberg,  sententiatum  extitit  coram  nobis,  omnium  prin- 

'  cipum  et  jiobilium  caeterorumque  fidelium  nostrorum,  qui  fuerunt  pre- 
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Mit  Ausfahrung  dieses  Beschlusses  beauftragte  Rudolf  zur 
nächst  den  Bischof  Ingeram  von  Kamerik  ^)  und  dieser  suchte 
auch  dem  Befehle  zu  gehorchen,  konnte  aber  über  den  Erfolg 
seiner  Mission  nicht  viel  Gutes  berichten.  Obwohl  es  ihm  be- 
kannt gewesen,  meldet  er  Anfang  1282  dem  König,  dass  Graf 
Wide  von  Flandern  jeden,  der  es  versuchen  würde,  das  Mandat 
des  Königs  zu  vollstrecken,  schwer  bedroht  habe,  so  hätte  er 
doch  Alles  gethan,  um  sich  dem  König  gehorsam  zu  zeigen. 
Mit  stattlicher  Begleitung  hätte  er  sich  zunächst  nach  Gerhards- 
bergen gewendet,  sei  aber  durch  die  städtischen  Behörden  ver- 
hindert worden,  die  Stadt  zu  betreten  und  daselbst  die  könig- 
lichen Briefe  zu  verkünden.  Er  habe  deshalb  in  der  Nähe  des 
Orts  eine  Anzahl  glaubwürdiger  Männer  versammelt  und  in  deren 
Gegenwart  den  Bevollmächtigten  des  Grafen  in  den  Besitz  des 
Landes  Gerhardsbergen  eingewiesen  (in  possessionem  misimus 
corporalem).  Dann  wäre  er  nach  der  Stadt  Alost  gekommen, 
aber  auch  dort  hätten  sich  Volk  und  Behörden  geweigert,  dem 
Befehl  des  Königs  zu  gehorchen.  In  die  übrigen ,  dem  Grafen 
Johannes  zugesprochenen  Lande  jenseits  der  Scheide  habe  er 
sich  aus  Furcht  vor  den  Drohungen  des  Grafen  Wido  nicht  zu 
begeben  gewagt  und  deshalb  nichts  thun  können,  als  in  der 
Nähe  von  Alost  den  Beauftragten   des  Grafen   von  Hennegau  in 


sentes,  applandente  caterva,  quod  cum  —  Joh.  de  Avesnis  —  terram  — 
in  fendam  concesserimus  et  eum  investiverimus  de  eisdem  —  nos  cidem 
ezecntorem  idoneum,  quem  ipse  comes  nominaret,  depntare  et  concedere 
deberemns,  qui  principaliora  loca  praedictarum  terraram  accedens  et 
tarn  investituram,  quam  nos  earundem  terrarum  esse  warandos,  pro- 
nuncians,  saepe  dictum  Joh.  comitem  vel  certnm  procuratorem  ipsios 
nomine  suo  in  corporalem  possessionem  praenominatarum  terramm  et 
attinentiarum  soarum  quarumlibet  nostra  auctoritate  regali  induceret 
cum  BolemnitatibuB  debitis  et  consuetis  et  nihilominas  ab  omnibus  super 
eamm  terrarum  districtibns  constitutis  praeciperet  auctoritate  regia, 
sibi  tanqnam  domino  suo  debitam  obedientiam  et  reverentiam  exhiberi. 
^)  Urkunde  vom  5.  August  1281:  —  quatinus  visis  praesentibus  ad 
principaliora  loca  praenominatarum  terrarum  accedens  et  tuam  praesen- 
tiam  eis  exhibens  personalem  —  saepedictum  Joh.  comitem  sive  cer- 
tnm procuratorem  ipsius  —  io  corporalem  possessionem  —  inducas  ^ : 
Martene  L  1169,  Reiffenberg  377.  Spätere  ähnliche  Befehle  des 
Königs  an  andere  Grosse:  Mart.  1168»  MierisL419,  Klnit  IL 2.  846. 
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den  Besitz  aller  zum  Reiche   gehörigen  Theile   Flanderns    ein- 
zuweisen ^). 

In  Folge  des  Misslingens  dieses  Einweisungsversuchs  klagte 
Johannes  von  Avesnes  am  16.  April  1282  in  öffentlicher  Sitzung 
des  Hofgerichts  gegen  den  ebenfalls  anwesenden  Grafen  Wide 
von  Flandern  ^),  er  hahe-  ihn  gehindert  und  hindern  lassen,  von 
den  ihm  übertragenen  Ländern  |n  Oemässheit,  der  kgl.  Befehle 
Besitz  zu  ergreifen').  Der  Beklagte  bestritt  dies  and  es  ward 
daher  vom  Gericht  beschlossen,  der  König  solle  den  Bischof 
vor  sich  laden,  am  Zeagniss  darüber  abzulegen,  wie  der  Graf 
von  Flandern  oder  dessen  Leute  ihn  gehindert  hätten,  den  Auf- 
trag vom  5.  August  1281  auszuführen;  der  Bischof  solle  per- 
sönlich erscheinen  und  seine  Aussage  beschwören  oder  vor  Ab- 
geordneten des  Königs  sein  Zeugniss  ablegen,  dasselbe  mit  einem 
körperlichen  £ide  bekräftigen  und  hierüber  Briefe  an  den  kgU 
Hof  senden,  denen  dann  ebenso  zu  glauben  sei,  als  hätte  der 
Bischof  seine  Aussage  im  Hofgericht  selbst  abgegeben  ^). 

Dem  entsprechend  beauftragte  König  Rudolf  zwei  glaub- 
würdige Männer,  Ruthger,  Domherrn  zu  Aachen,  und  den  Ritter 
Werner  von  Raparch,  dem  Bischof  die  Vorladung  zu  überbringen, 
bevollmächtigte  dieselben  auch,  denselben,  wenn  er  verhindert 
sei,  sich  an  den  kgl.  Hof  zu    begeben,   commissarisch    zu   ver- 


>)  Der  Bericht  des  Bischofs  bei  Mari  1172,  Reiffenberg  380  fg. 

*)  Der  Bericht  über  diese  Gerichtssitzung  in  dem  gleich  zu  erwäh- 
nenden Erkenntniss  vom  15.  Juni  1282:  Mart  1181. 

*)  —  quod  ipse  comes  Flandriae  et  sui  ipsum  comitem  Haynoniae 
prohibuerunt  et  impediverunt,  quominus  libere,  quiete  ae  utiliter  possi- 
deret  terram  de  Alost  *-  -«,  in  quarum  possesionem  iuxta  mandatom 
noBtrum  et  curie  sententiam  per  —  **  Cameracensem  episcopum  mitti 
iossimus  et  missus  fuit . 

*)  Quo  (der  Graf  von  Flandern)  ista  negante,  litem  contestando  sen- 
tentiatum  fuit,  et  per  sententiam  ibidem  approbatam,  quod  super  hoc 
dictum  episcopum  ezecutorem  ad  nostram  praesenciam  deberemns  evo- 
care;  vel  si  legitimo  impedimento  detentus  venire  non  posset,  coram 
nuntiis  nostris,  quos  ob  hoc  ad  eins  destinaremus  praesentiami  per 
iaramentum  corporaliter  praestitum  ab  eodem  deponeret  veritatem  et 
eam  sub  litteris  suis  patentibus  per  proprium  nuntium  ad  nostram  de- 
fcrret  notitiam.  Gleichseitig  ward  bestimmt,  dass  nach  Eingang  des 
Zeugnisses  sogleich  definitiv  in  der  Sache  entschieden  werden  sollte. 
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nehmen;  an  den  Bischof  selbst  erging  die  erneute  Mahnung,  ein 
treues  und  erschöpfendes  Zengniss  abzulegen  ^).  Vor  beiden  kgl. 
Machtboten  wiederholte  Ingeram  nach  Torheriger  Ableistung  des 
Eides  in  allem  Wesentlichen  seine  frtthere  Aussage,  nahm  dar- 
Aber  eine  Urkunde  auf  und  fibersandte  dieselbe  durch  einen 
eigenen  Boten  an  das  Hofgericht  ^. 

Vor  diesem  ward  nun  am  .15.  Juni  1282  in  Worms  die 
Sache  zu  Ende  geführt').  Graf  Wido  von  Flandern  war  aus- 
geblieben, sein  Gegner  forderte  dringend  eine  Entscheidung.  Die 
Briefe  des  Bischofs  wurden  vorgelegt  und  verlesen,  der  Bote 
desselben  und  die  Beauftragten  des  Königs  vernommen.  Darauf 
wurden  zunächst  dem  Kläger  die  ihm  &flher  verliehenen  Länder 
nochmals  zugesprochen.  Dann  ward  weiter  erkannt,  dass  der 
Verklagte  wegen  seiner  Widersetzlichkeit  gegen  die  kgl.  Befehle 
mit  der  Reichsacht  zu  bestrafen  sei,  dem  Gegndr  desselben  aber 
mfisse  der  König  mit  allen  Mitteln  zur  Erlangung  des  Besitzes 
der  ihm  zustehenden  Länder  behfllflich  sein^).  Weiter  ward 
durch  Urtheil  festgesetzt,  dass,   was  immer  der  Kläger  oder  die 


')  Urkunden  vom  18.  April  und  15.  Mai  1282  bei  Märten e  1175 
bis  77.  Der  Bischof  ward  angewiesen :  quatinus  —  eisdem  nuntiis  — 
corporali  praestito  sacraroento  coram  eis  expresse  confitearis  et  ex- 
plices  Viva  voce,  —  quid  causam  eventni  dederit,  qnominus  in  eodem 
negotio  ad  perfectae  perveneris  ezecutionis  effectum. 

*)  Protokoll  vom  27.  Mai  1282  bei  Martene  1178—80,  Reiffen- 
berg  381. 

')  Das  Erkenntniss  bei  Mart  1181,  82,  Kluit  884,  Bondam  I. 
674,  Reiffenberg387.  An  der  Verhandlung  nahmen  Theil  die  Bischöfe 
Yon  Worms  und  Speyer,  Markgraf  Otto  von  Brandenburg,  acht  be- 
nannte Grafen  und  Edle  und  andere  Freie  und  Getreue. 

*)  Auditis  autem,  lectis  et  expositis  litteris,  —  Flandriae  comite  nee 
per  se  nee  per  procuratorem  aliquem  comparente,  sed  se  per  contuma- 
ciam absentante,  per  commnnem  sententiam  —  praedictae  terrae  —  ad- 
indicatae  —  comiti  praenotato.  Et  foit  etiam  per  eandem  sententiam 
dictatum  et  obtentum,  quod  secundum  relationem  nuntiorum  nostrorum, 
tenorem  depositionis  -*  episcopi  et  formam  litterarum  suamm  ante- 
dictarum,  nee  non  relationem  nnncii  ac  procuratoris  dicti  episcopi  — 
Flandriae  comitem  ^  de  iure  proscribere  ac  comitem  Haynoniae  ad- 
invare  et  defendere,  ut  dictamm  terrarum  possessionem,  quam  per  iuris 
execntionem  iam  habet  liberam  et  vacuam,  amoto  qnolibet  dctontore  et 
speciaJiter  G.  coroitc  Flandriae,  nancisci  valeat,  debeamns. 
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Seinen  thun  möchten,  um  sich  in  den  Besitz  des  Landes  zu 
setzen,  ihnen  nicht  als  Unrecht  zur  Last  gelegt  werden  dürfe, 
namentlich  könnten  sie  nicht  wegen  gewaltsamer  Besitzentziehung 
in  Anspruch  genommen  werden  ^),  Endlich  ward  noch  das  Ur- 
theii  gefunden,  der  Graf  von  Hennegau  solle,  gleichsam  als  Be- 
sitzer des  Rechts  an  den  gedachten  Ländern,  in  allen  die  letz- 
teren betreffenden  Prozessen  dem  Grafen  von  Flandern  wie 
Dritten  gegenüber  die  Stellung  des  Verklagten  und  nicht  die 
des  Klägers  haben,  wenn  nämlich  jemand  behaupten  sollte, 
Rechte  an  jenen  zu  haben  ^). 

In  Folge  dieser  Rechtsprüche  sprach  König  Rudolf  noch  an 
demselben  Tage  die  Acht  über  den  Grafen  von  Flandern  aus^) 
und  wies  alle  Behörden,  Städte  und  Bewohner  der  ihm  aber- 
kannten Länder  an ,  binnen  einer  peremptorischen  Frist  von 
sechs  Wochen  und  drei  Tagen  dem  Johannes  von  Avesncs  zu 
huldigen,  indem  er  gleichzeitig  alle  Eide  löste,  die  sie  dem 
früheren  Herrn  geleistet  hätten;  gegen  die  Ungehorsamen  würde 
am  Hofgericht  weiter  mit  Strenge  verfahren  werden*).  Auch 
wurden  die  Bischöfe  von  Kamerik  und  Utrecht  beauftragt,  selbst 
oder  durch  ihre  Untergebenen  öffentlich  und  namentlich  von  den 
Kanzeln  die  gegen  den  Grafen  Wido  ergangenen  Sprüche  be- 
kannt zu  machen  und  die  Bewohner  des  Landes  zu  ermahnen, 
den  Grafen  Johannes  als  Herrn  zu  erkennen:  über  die  Er- 
ledigung des  Auftrags  sollte  an  den  König  berichtet  werden  ^). 
Der  Befehl  ward  auch  ausgeführt^),  aber  alle  Ermahnungen  des 
Clerus,  alle  Befehle  des  Königs  blieben  ohne  Erfolg  und  selbst 
als  mehrere  Städte  und  zahreiche   Herrn  in  jenen    Ländern    in 


^)  —  nee  in  hoc  in  alicuius  iniuriam  aliquid  reputabnntur  egisse, 
nee  unde  vi  interdicto  teneri. 

*)  ^  quod  comes  H.,  tamquam  iuris  praedictarum  terramm  —  pos- 
sessor,  pro  ipsis  terris,  quoad  ipsum  Flandriae  comitem  et  qaoalibet 
alios  non  actoris,  sed  rei  debeat  praesentare  personam,  si  aliquis 
unquam  hominum  dixerit  sibi  ius  competere  in  praedictis. 

')  proscriptionis  sententia  innodamus  et  ipsum  ponimns  extra  pa- 
cem:  Martene  1185,  vgl.  Reiffenberg  389. 

♦)  Märten e  1184,  85. 

*)  Martene  1183,  84. 

•)  Mart.  1186,  87,  90. 


Digitized  by 


Google 


die  Acht  erklärt  wardeo  %  weigerten  sich  die  Bewohner  doch,  den 
Grafen  Wido  zu  verlassen  oder  sich  auch  nur  vor  dem  Hofgericht 
za  rechtfertigen.  Der  König  seinerseits  hielt  zwar  an  seinen 
früheren  Aussprachen  fest  ^),  aber  er  that  nichts,  dieselben  durch 
Waffengewalt  auszuführen.  Graf  Wido  behauptete  sich  in  den 
ihm  abgesprochenen  Besitzungen,  Johannes  von  Hennegau  wagte 
nicht,  mit  Gewalt  in  dieselben  einzudringen,  vergeblich  versuch- 
ten gekome  Schiedsrichter,  eine  Sahne'  herbeizuführen :  der 
Streit  blieb  wiederum  mehrere  Jahre  in  der  Schwebe. 

Erst  1287  kam  die  Angelegenheit  abermals  am  Hofgericht 
zur  Yerhandlung  und  erging  ein  Rechtspruch,  dass  der  König 
gegen  den  trotzenden  Grafen  den  Beistand  der  geistlichen  Ge- 
walt beanspruchen  solle  ^).  In  der  That  ersuchte  nun  auch 
König  Rudolf  den  päpstlichen  Legaten,  Johannes  Bischof  von 
Frascati,  gegen  Wido  und  seine  Anhänger  den  Kirchenbann  aus- 
zusprechen, und  erliess  gleiche  Aufforderungen  an  die  Bischöfe 
von  Lattich,  Kamerik  und  Utrecht^).  Der  Kardinal  entsprach 
diesem  Wunsche :  er  forderte  den  Grafen  von  Flandern  auf,  sich 
binnen  Monatsfrist  dem  Befehl  des  Königs  zu  unterwerfen,  und 
mahnte  die,  welche  ihn  bis  dahin  unterstatzt  hatten,  von  jeg- 
lichem Widerstände  gegen  den  Grafen  Johannes  abzulassen, 
widrigenfalls  sie  alle  in  Kirchenstrafen  verfallen  sollten  ^).   Aber 


»)  Boehmer  Reg.  712,  13,17,18,  Reiffenberg  390  fgg.,  Warn- 
koenigl.  191,  Kopp  I.  861. 

«)  Vglch.  die  Urkunde  vom  20.  Juni  1283:  Reg.  756. 

*)  Nach  Boehmer:  Reg.  1304,  5  gehen  die  Rechtsprache  dahin: 
qnod  illi,  qui  proscriptionis  sententiam  in  se  animo  indurato  snstinuernnt 
per  annum  et  amplius,  invocato  brachio  ecclesiastico  debeant  excommuni- 
«cadonis  sententia  innodari,  ut  eos,  qui  rigore  temporalis  gladii  non 
terrentur,  ad  bomun  obediencie  nervus  revocet  ecclesiastice  discipline, 
und:  ut  contra  illos,  qui  per  annum  et  amplius  in  proscriptione  huins- 
modi  permanserunt,  deberemus  ecclesiastici  brachii  anxiiium  invocare. 

*)  Boehmer  Reg.  1306,  7. 

»)  Urkunden  bei  Martene  a.  a.  0.  1208  und  1216.  Der  Legat 
gründet  seine  Aufforderungen  darauf:  quia  dignum  et  congrunm  arbi- 
tramur,  ut,  qnemadmodnm  saecnlare  brachium  adiuvat  spiritnalem  po- 
testatem,  sie  et  spirituale,  quoad  executionem  sententiarum  coadiuvet 
temporalem.  Graf  Wido  ernannte  noch  im  April  1287  Procuratoren, 
um  durch  sie  gegen  diese  Massregeln  zu  protestiren:  Reg.  Reichs- 
sachen 151. 

Fnnkllii,  Reichshofgericht,  I.  1 1 
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auch  dies  führte  die  Sache  nicht  zu  Ende;  Wido  protestirte 
gegen  das  Verfahren  des  Legaten,  meldete  am  Hofe  Rudolfs  die 
Appellation  an  den  Papst  an  nnd  hatte  auch  die  Genngthnung, 
dass  in  Rom  die  von  dem  Kardinal  angeordneten  Massregeln 
für  nichtig  erklftrt  wurden  ^). 

König  Rudolf  starb  und  noch  immer  blieb  der  Streit  nn- 
verglichen.  Sein  Nachfolger  bestätigt«  alle  von  jenem  getroffenen 
Verfügungen  *)  und  versuchte  selbst,  den  Papst  für  die  An- 
sprüche des  Johannes  zu  gewinnnen  ^),  aber  auch  er  ging  hin- 
über, ohne  die  Angelegenheit  zu  Ende  geführt  zu  sehen.  Als 
dann  König  Albrecht  kaum  zur  Herrschaft  gelangt  war,  brachte 
der  unermüdliche  Hennegauer  die  Sache  wieder  an  das  Hof- 
gericht und  erwirkte  auch  einen  ihm  günstigen  Spruch,  insofern 
die  vor  König  Rudolf  in  den  Jahren  1281  und  82  gefundenen 
Urtheilc  an  sich  als  zu  Recht  bestehend  anerkannt  wurden; 
freilich,  ward  aber  hinzugefügt,  sollten  sie  nur  soweit  gelten,  als 
nicht  durch  Briefe,  Urkunden  oder  sonstige  Beweismittel  nach- 
gewiesen werden  könnte,  dass  sie  nicht  mehr  verbindlich  seien  ^). 
Und  auf  diese  Klausel  gründete  sich  nun  ein  anderes  Erkennt- 
nisd,  welches  wenige  Wochen  später  am  Hofgerichte  gefällt 
wurde  und  alle  Hoffnungen  des  Grafen  Johannes  mit  einem 
Schlage  vernichtete ').     Denn  als  König  Albrecht  am   25.  April 


*)  Warnkoenig  I.  192  fg. 

*)  Urkunde  vom  28.  Mai  1293:  Martene  1255,  Kluit  975. 

*;  Urkunden  vom  29.  und  30.  M&rz  1295:  Reg.  Adolfs  454,  55.  Im 
Jahre  1297  sollte  nach  Reg.  347,48  über  die  Sache  wieder  im  Gericht 
des  Königs  verhandelt  werden,  es  scheint  dazu  aber  nicht  gekommen 
zu  sein.  ^ 

«)  Urkunde  vom  4.  März.  1299:  Kluit  1007.  Albrecht  bekundet, 
dass,  als  er  am  26.  Februar  in  Speyer  zu  Gericht  gesessen,  Johannes 
von  Hennegau  eine  Entscheidung  darüber  begehrt  habe:  utrum  omnes 
sententie  —  per  Rudolfum  regem  ~  et  Processus  per  ipsum  facti  sor- 
tiri  deberent  effectum  et  communi  dictante  et  approbante  sententia 
sententiatum  extitit  et  obtentum,  qnod  huius  modi  sententiae  et  Pro- 
cessus debeant  in  suo  robore  permanere,  nisi  alique  tales  litterae,  pro- 
bationes  seu  legitima  documenta  per  qaemcumque  in  lucem  vel  medium 
deducantur,  quibus  iidem  processus  et  sententiae  iure  elidi  valeant  seu 
etiam  annullari. 

*)  Kluit  a.  a.  0.  1007. 
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1299  zu  Boppard  seinem  Gerichte  vorsass,  erschienen  die  Söhne 
des  Grafen  von  Flandern  mit  Vollmacht  ihres  Vaters,  um  die 
Unwirksamkeit  der  Bestätigung  vom  4.  März  desselben  Jahres 
nachzuweisen.  Sie  legten  zunächst  eine  Urkunde  vor,  durch 
welche  Johann  von  Avesnes  lange  nach  der  Entscheidung  seiner 
Sache  durch  König  Rudolf  auf  den  Herzog  Gottfried  von  Bra- 
bant  und  Jobann  von  Dampierre  zur  Beilegung  aller  seiner 
Streitigkeiten  mit  dem  Grafen  von  Flandern  compromittirt 
batto  ^).  Weiter  aber  ward  ein  von  diesen  Schiedsrichtern  im 
Jahre  1295  gefällter  Spruch  vorgelegt,  aus  dem  sich  ergab,  dass 
alle  Erkenntnisse  und  prozessualischen  Massregeln,  welche  vor 
dem  Schiedspruch  ergangen  oder  angeordnet  waren,  nichtig,  un- 
wirksam und  fQr  den  Grafen  von  Flandern  nnnachtheilig  sein 
sollten^).  Auf  Grund  dessen  ward  durch  Gesammturtheil  der 
am  Hofgericht  thei^nehm enden  Forsten,  Grafen  und  Freien  fest- 
gestellt, der  Graf  von  Hennegau  sei  schuldig,  den  Spruch  der 
Schiedsrichter  unverbrfichlich  zu  halten,  und  es  seien  alle  bis 
zom  Erlass  desselben  ergangenen  Urtheile,  sowie  die  Entscheid 
dang  vom  4.  März  1299  völlig  unwirksam  und  nichtig'). 


*)  —  litteras  —  per  qnas  plene  et  sufficientcr  extitit  approbatum, 
qnod  idem  comes  H.  et  comes  Flandriae  post  omnes  processus  et  sen- 
tentias  habitas  in  curia  —  Rodolph!  —  de  omnibns  contentionibus,  cau- 
sis,  controversiis,  actionihns  —  in  dominum  G.  de  B.  et  J.  de  D.  cum 
poenae  adiecttone  compromiserunt  libere  et  expresse. 

')  —  qnae  (sententia  arbitralis)  inter  cetera  declarat,  ostendit  et 
manifestat:  omnia  instrumenta,  omnes  processus  et  sententias  usque  in 
diem  predictae  arbitralis  sententiae  per  comitem  Haynoniae  ac  suos 
nantlos  et  procnratores  quoscnnqne  contra  dictum  comitem  Flandriae  et 
8ao8  heredes  obtentas  super  quibuscumqne  causis  .  .  .  esse  nnllas  et 
trritas  et  penitus  non  valere  et  comiti  Flandriae  et  suis  heredibus  ob- 
esse  non  debere  vel  preradicium  aliqnod  in  posterum  generare.  Ueber 
diesen  Schiedspruch  und  frflbere  SOhneversnche  vgl.  Warnkönig  I. 
m,  Kopp  I.  862  fgg. 

*)  Qnibus  Ktteris  —  sigillis  sigillatis,  inspectia,  auditis  et  plenfus 
intellectis  pronnnciatnm  fuit  per  iudicium  et  communi  principum',  co- 
mitnm  et  aliorum  nobilium  sententia  approbante  finaliter  düfinltum  — , 
comitem  H.  antedictum  compromissum  huiusmodi  ac  sententiam  pre- 
didorum  arbitromm  seu  «cbitratornm  debere  inviolabiliter  observare  et 
ipsnm  ac  heredes  suos  predicte  arbitrali  sententiae  parere  debere  et 
ipsam  sententiam  effectum   rei  indicate  habere    et  propter  cansas  et 

If 
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Hiermit  war  die  Sache,  soweit  sie  prozessualisches  Interesse 
hat,  beendigt,  nachdem  sie  beinahe  f&nfzig  Jahre  am  Hofgericht 
geschwebt  hatte.  Aber  noch  in  demselben  Jahre  1299  nöthigt 
Johannes  von  Hennegau  das  Gericht  abermals,  sich  mit  den  nie- 
derländischen Angelegenheiten  zu  befassen:  diesmal  ist  er  nicht 
Kläger,  sondern  Verklagter.  Am  29;  October  1299  war  Johann 
Graf  von  Holland,  der  Enkel  des  römischen  Königs  Wilhelm, 
jang  und  kinderlos  gestorben.  Die  Grafschaft  war  ein  Reichs- 
lehen  und  jetzt  dem  Reiche  ledig  geworden ,  nur  'einen  Antheil 
von  Seeland  trugen  die  Grafen  von  Flandern  vom  Reiche  und 
von  letzteren  die  Herrn  von  Holland  als  ein  Afterlehen:  dieser 
Antheil  fiel  nun  an  Robert  von  Flandern.  Aber  Johann  von 
Hennegau  war,  als  Vormund  des  Verstorbenen,  im  Besitz  der 
Lande  desselben  und  behauptete  selbst  dem  Reiche  gegenüber 
Erbrechte  an  der  Lehnsverlasseuschaft.  Die  Seeländer  wider- 
setzten sich  dem  Eindringling  und  brachten  die  Sache  vor  König 
Albrecht ,  welcher  sofort  die  Einwohner  in  Seeland  Westerschelde 
anwies,  dem  Grafen  Robert  von  Flandern  zu  huldigen,  mit  dessen 
Gegner  aber  keine  Gemeinschaft  zu  haben,  und  gleichzeitig 
allen  Getreuen  in  Hennegau  auftrug,  ihrem  Herrn  gegen  den 
Grafen  Robert  keinen  Beistand  zu  leisten  ^).  Zugleich  wurde 
Johann  von  Hennegau  vor  das  Gericht  des  Königs  geladen,  um 
sich  auf  die  gegen  ihn  erhobenen  Beschwerden  zu  rechtfertigen; 
sein  Gegner  sollte  zu  derselben  Zeit,  9.  Mai  1300,  vor  dem 
König  erscheinen^).  Dieser  Tag  kam  nicht  zu  Stande,  aber 
einige  Wochen  später  sass  der  König  zu  Mainz  zu  Gericht  und 
hier  wurden  durch  einstimmigen  Spruch  aller  Grossen  des  Hofes 
dem  Grafen  von  Hennegau  die  Grafschaften  Holland  und  Seeland 


rationes  predictas  iudicia,  sententias,  processus  et  litteras  pro  comite 
Haynoniae  et  suis  heredibus  contra  comitem  Flandriae  et  suos  heredes 
—  coram  Rudolfo  rege  usque  ad  eiusdem  compromissi  et  sententiae 
tempora  habitas  et  obtentas  sententiamqne  predictam  in  curia  nostra 
apud  Spiram  latam  nullam  habere  roboris  firmitatem,  immo  potiüs  noHas 
esse  ac  etiam  irritas  et  inanes. 

*)  Urkunden  vom  11.  und  12.  März:  Warnkönig  I.  diplom.  An- 
hang S.  71,  Reg.  271,  73.  Ueber  den  Streit  im  Allgemeinen  Kopp  lU. 
2.  62  fgg. 

«)  Warnkönig  a.  a.  ü.  71,  72,  Reg,  272,  75. 
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aberkannt  und  dem  Reiche  zugesprochen,  anch  gleichzeitig  die 
Acht  gegen  denselben  verkündet^).  Diesmal  gedachte  man,  das 
ürtheil  schnell  zn  vollstrecken.  Albrecht  zog  noch  in  demsel- 
ben Jahre  mit  Kriegsmacht  nach  Nimwegen,  aber  er  fand  das 
Heer  des  geächteten  Reichsfeindes  dem  scinigen  soweit  über- 
legen, dass  eine  Entscheidung  durch  Waffengewalt  nicht  gewagt 
werden  konnte  %  Zwei  Jahre  später  beabsichtigte  der  König 
abermals  einen  Heereszng  gegen  den  Prätendenten,  wie  sich  aus 
einem  Recbtspmch  ergibt,  der  im  August  1302  zu  Speyer  ver- 
kflndet  wurde'),  dass  nftmltcb  der  Bischof  von  Lüttich,  obwohl 
die  Grafschaft  Hennegau  von  diesem  Bisthum  zu  Lehen  rühre, 
dem  Grafen  Johannes  dennoch  nicht  gegen  das  Reich  Beistand 
leisten  4ürfe,  sondern  vielmehr  dem  König  bei  dem  bevorstehen- 
den Kampfe  Zuzug  zu  leisten  habe.  Aber  auch  jetzt  kam  es 
nicht  zur  Ausführung  dieses  Planes,  und  wie  Johannes  von  Henne- 
gau dem  Könige  getrotzt  hatte,  so  that  es  auch  sein  Nach- 
folger Wilhelm,  welcher  sich,  trotz  def  früheren  Rechtsprüche, 
Graf  von  Holland,  Seeland  und  Friesland  nannte ,  ohne  jemals 
dem  Könige  gehuldigt  zu  haben. 

Abgesehen  von  vielem  andern  sind  die  Akten  dieser  Pro- 
zesse schon  deshalb  sehr  lehrreich,  weil  sie  zeigen,  wie  schwer 
es  bereits  in  diesen  Zeiten  und  unter  so  energischen  Herrschern 
wie  Rudolf  und  Albrecht  wurde,  das,  was  im  Wege  Rechtens  er- 
kannt war,  zur  Ausführung  zu  bringen ,  wie  hilflos  die   Reichs- 


>)  Urkunde  vom  7.  Jnli  1300:  Kopp  111.  2.  407  Beil.  4.  Der  Erz- 
bischof von  Mainz,  die  Bischöfe  von  Basel,  Chur  und  Worms  und  fünf 
Grafen  bekunden ,  quod  —  Alberto  —  rege  —  pro  tribuuali  sedentibus, 
~  Job.  comiti  Haynonie  communi  procenim  curie  ac  aliorum  astantium 
dictante,  approbante  et  concurrente  sententia,  comitatus  H.  et  S.  —  ab- 
iudicati  senteucialiter  extiterunt,  ac  adiudicati  et  addicti  dicto  domino 
nostro  regi  et  imperio  sunt  per  sententiam  procerura  et  astantium  pre- 
dictonxm.  Et  quia  idem  Johannes  comes,  abiudicatione  huiusmodi  non 
obstante,  de  memoratiB  comitatibus  H.  et  S.  — ,  in  rebellionis  spiritu 
perseverans,  in  prefati  domin i  nostrl  regis  et  imperi  iuris  ininriam  se 
presumptuose  et  indebite  intromittit ,  per  eundem  dominum  nostrura 
regem,  prefatomm  procerum  et  astantium  approbante  et  applaudcnte 
caterva,  proscriptionis  sententia  extitit  innodatus. 

»)  Kopp  III.  2.  67,  Boehmer  Reg.  S.  222,  23. 

•)  Boehmer:  Reg.  395,  96;  Kopp  a.  a.  0.  105. 
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gewalt  gegenüber  den  Grossen  und  Mächtigen  sich  darstellte. 
Und  wie  diese,  so  wagten  auch  minder  Gewaltige  ungescheut 
Widerstand,  wenn  die  politischen  Verhältnisse  des  Keicbs  oder 
die  Entfernung  des  Königs  die  HoffnoBg  rechtfertigten,  man 
werde  doch  ungestraft  bleiben  ^).  Man  kann  sagen ,  dass  schon 
jetzt  die  Ausführung  der  ßeschlttsse  des  Reichstages  oder  der 
Sprüche  des  Reichsgerichts  von  der  Gunst  des  Schicksals  ab- 
I  hängig  war;    unter  ungünstigen   Umständen    mochten   auch  Ge- 

I  ringere  dem  Herrscher  trotten,  — «gelang  es  aber  dem  Könige, 

alle  I(räfte  des  I^eiohs  für  einoA  bie9tiiumten  Zweck  .zusammen* 
znfa^^en  und  in  Bewegung  zu  setzen«  so  ereilte  auch  den  mäch- 
tigsten Herni  die  Strenge  >de»  Gerichts^  Der  Prozess  gegen 
König  Otakar  von  Böhmen  bietet  ein  Beispiel  für  den  letz- 
teren Satz. 

Drei  verschiedene  Beschwerden  hatte  Rudolf  gegen  Otakar  IL, 
der  zur  Zeit»  als  jener  zum  deutschen  König  gewählt  wurde, 
auf  der  Höhe  seiner  Macht  stand:  er  nannte  sich  König  von 
Böhmen,  Herzog  von  Oesterreich,  Steiermark  und  Kärnten, 
Markgraf  von  Mähren,  Herr  von  Krain,  der  windischen  Mark, 
Eger  und  Fortenau.  Zunächst  hatte  Rudolf  zu  klagen,  dass  der 
König  ihm  die  Anerkennung  versage,  dann  dass  er  versäumt 
habe,  rechtzeitig  die  Erneuerung  seiner  Reichslehen  nachzusuchen, 
endlich  dass  er  die  gegen  das  Reichsrecht  in    Besitz  genomme- 


*)  Die  Bürger  von  Valenciennes  hatten  im  Jahre  1290  gegen  ihren 
Herrn,  den  Grafen  von  Hennegau,  eine  offene  Empörung  angezettelt 
und  ihn  durch  allerlei  Gewaltthat  zur  Ausstellung  eines  ihnen  günstigen 
Privilegienbriefes  gezwungen:  Martene  I.  1235.  Ein  Rechtspruch 
vom  Juli  121)1  kassirte  diesen  Brief,  erklärte  alle  darin  enthaltenen  Ver- 
sprechungen für  unkräftig  und  alle  Verbindlichkeiten,  welche  der  Aus- 
steller und  die  Mitbesiegler  übernommen,  für  gänzlich  unverbindlich; 
gleichzeitig  beraubte  der  König  die  Stadt  aller  Stadtrecbte  und  Gewohn- 
heiten, hob  die  bestehenden  Innungen  auf  u.  s.  w. :  Martene  1241 
bis  43.  Aber  die  Bürger  fügten  sich  nicht.  Ein  Jahr  später  wurden 
die  Behdiden  und  die  Gemeinde  der  Stadt  vor  das  Hofgericht  König 
Adolfs  geladen,  um  sich  auf  die  Klage  des  Grafen  Johannes  zu  verant- 
worten: Martene  1245,  Reg.  Adolfü  11.  und  12.  Indess  die  Geladenen 
erschienen  nicht  und  es  wurde  deshalb  Ober  sie  die  Acht  ausgesprochen : 
Martene  1248,  40,  die  unter  solchen  Umständen  natürlich  nicht  viel 
nützen  konnte. 
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neo  österreichiBchen  Lftnder  herauszugeben  sich  weigere.  Ueber 
die  erstere  Klage  kam  es  zu  keiner  gerichtlichen  Verhandlung, 
sie  ward  aber  zugleich  mit  der  zweiten  und  zwar  durchaus  zu 
6aD8ten  des  römischen  Königs  entschieden.  Als  dieser  im  No- 
vember 1274  zn  Nürnberg  seinen  ersten  grossen  Hoftag  hielt  ^), 
forderte  er  von  den  versammelten  Fürsten  zun&chst  ein  Urtheil, 
vor  welchem  Richter  der  König  zu  klagen  habe,  wenn  er  einen 
Fürsten  wegen  Verletzung  der  Rechte  des  Reichs  in  Anspruch 
nehmen  müsse;  worauf  erkannt  ward,  dass  dies  vor  dem  Pfalz- 
grafen am  Rhein  zu  geschehen  habe^)*  Als  nun  in  Folge  die- 
ses Spruchs  der  Pfalzgraf  den  Vorsitz  im  Gericht  übernommen, 
begehrte  Rudolph  ein  Urtheil  darüber,  was  er  als  König  mit 
den  Gütern,  die  einst  Friedrich  IL  vor  seiner  £ntsetzung  vom 
königlichen  Amte  ruhig  und  ungestört  besessen  habe,  und  mit 
anderem  dem  Reiche  gewaltsam  entzogenen  Besitz  zu  thun  habe. 
Darauf  ward  gesprochen,  der  König  solle  sich  solcher  Güter  an- 
nehmen  und  sie  in  seine  Gewalt  zurückbringen;  wer  ihm  aber 
dabei  widerstreben  würde,  gegen  den  solle  das  Recht  des  Reichs 
mit  Strenge  geltend  gemacht  werden ').     Zum   andern  frug  der 


^)  Hauptquelle:  Die  Verhandlungen  des  Hoftages  legg.  U.  399 fgg. 
Zu  vglch.  chron.  Prag.  cont.  Cosmae,  ann.  Austr.  und  S.  Rudb.  Salisb. 
(S.S. IX),  ann.  Colm.,  Alderbac.  und  Osterhov.  (S.  S.  XVH),  Job.  Vict 
IL  c.  2  (Fontes  I.  308),  chron.  Sanp.  (Mencken  III.  284),  Ottokar  von 
Horneck  (Massmann  ü.  625),  keiser  und  könige  buoch  vv.  18550  fgg., 
Fortsetzung  der  Sachsenchronik  in  den  Forschungen  zur  deut- 
schen Geschichte  IV.  602.  Schon  Boehmer  hat  darauf hingewie- 
Ben,  dass  als  Zeugen  der  wichtigen  Vorgänge  auf  diesem  Tage  in  der 
Urkunde  vom  19.  November  nur  geistliche  Fürsten  genannt  werden. 
Dämlich  der  Erzbischof  von  Mainz,  die  Bischöfe  von  Bamberg,  Eich- 
Stadt,  Strassburg,  Augsburg,  Regensburg,  Lübeck,  Meissen,  Trient,  Gon« 
stanz,  Wirscburg  und  der  Abt  von  Murbaoh.  Vgl.  Lorens:  Deutsche 
Geschichte  im  13.  und  14.  Jahrh.  IJ.  1.  73  fgg. 

^  ->  primo  peciit  rex  sententialiter  diffiniri,  quis  deberet  esse 
iudex,  si  Romanorum  rex  super  bonis  imperialibus  et  ad  fiscum  per- 
tinentibus  et  aliis  iuiuriis  regno  vel  regi  irrogatis,  contra  aliquem  prin- 
cipem  imperü  haberet  proponere  aliquid  questionis.  Et  diffinitum  fuit  * 
ab  Omnibus  principibus  et  baronibus,  qui  aderant,  quod  Palatinus  comes 
Reni  auctoritatem  iudicandi  super  questionibus,  quas  imperator  vel  rex 
movere  vult  principi  imperii,  optinuit  et  optinet  ex  antiquo. 

*)  Sedente  itaque  pro  tribunali  diclo  Palatino  comite,  rex  peciit 
primo  sententialiter  diffiniri,  quid  ipse  rex  de   iure   possit  et  debeat 
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König,  was  Rechtens  sei  gegen  Otakar  von  Böhmen,  der  innerhalb 
Jahr  und  Tag  von  der  Krönung  des  Königs  zn  Aachen  die  Wieder- 
verleihung seiner  Lehen  nicht  begehrt  habe?  und  es  ward  geur- 
theilt,  dass  er  seiner  Lehen  verlustig  geworden  ^).  Endlich  be- 
gehrte der  König  einen  Rechtspruch ,  was '  nun  gegen  Otakar 
znr  Bestrafung  solchen  Ungehorsams  zu  thnn  sei,  worauf  er- 
kannt wurde,  der  Pfalzgraf  vom  Rhein  solle  ihn  durch  einen 
bochfreien  Mann  laden  lassen,  an  bestimmtem  Ort  und  zn  be- 
stimmter Zeit  vor  ihm  zu  erscheinen,  um  sich  zu  verantworten 
wegen  des  ihm  zur  Last  gelegten  Ungehorsams.  Die  Frist  ward 
auf  sechs  Wochen  und  drei  Tage  angesetzt:  um  aber  jeden 
Formfehler  zu  vermeiden,  fögte  man  derselben  noch  18  Tage 
znr  Präsentation  der  Ladung  zu;  auch  ward  gleichzeitig  be- 
stimmt: wenn  der  mit  der  Behändigung  der  Ladung  Beauftragte 
beschwören  würde,  dass  er  ans  gerechter  Fnrcht  nicht  wage, 
selbst  vor  Otakar  zu  treten  oder  überhaupt  nur  nach  Böhmen 
sich  zn  begeben,  so  solle  schon  die  Bekanntmachung  der  Ladung 
auf  dem  Nürnberger  Tage  und  die  Verkündigung*  derselben  in 
einem  den  böhmischen  Landen  möglichst  nahe  gelegenen  Orte 
des  pfalzgräflichen  Gebietes  der  förmlichen  Uebergabe  der  Vor- 
ladung gleich  geächtet  werden^). 


facere  de  bonis,  que  Fridericus  quondam  imperator  —  possedit  —  et 
de  bonis  alias  imperio  vacantibus,  quo  bona  alii  per  violenciam  de- 
tinent  occupata.  Et  senteutiatum  fuit,  quod  ipse  rex  de  omnibus  ta]i- 
bus  bonis  se  debeat  intromittere  et  ipsa  bona  in  saam  retrahere  pote- 
statem ;  et  si  aliqnis  in  recnperandis  talibus  bonis  ipsi  regi  se  opponere 
presumeret,  iniuriosam  violenciam  regali  potencia  debeat  repellere  et 
iura  imperii  conservare. 

^)  Secundo  peciit  rex  sententiari,  quid  iuris  sit  de  rege  Boemie, 
qui  per  annum  et  diem  et  amplius  a  die  coronacionis  regia  Romanorum 
celebrate  Aquisgranis  contumaciter  supersedit,  quod  feoda  sua  a  rege 
Romanornm  nee  peciit  nee  recepit?  Et  sententiatum  fiiit  ab  omnibna 
principibuB  et  haronibus,  quod  quicumque  sine  causa  legitima  per  negli- 
genciam  vel  contumaciam  per  annum  et  diem  steterit,  quod  de  feodis 
suis  se  non  pecierit  infeodari,  ipse  lapsu  temporis  cecidit  a  iure  omnium 
feodorum  snornm.  Es  ist  derselbe  Rechtasatz,  der  schon  in  dem  Er- 
kenntniss  König  Wilhelms  vom  11.  Juli  1252:  1  egg.  IL  366  anerkannt  ist. 

*)  Tercio  peciit  rex  sententiari,  qualiter  contra  regem  Boemie  de- 
beret  procedere  ad  ipsius  contumaciam  reprimendam.    Et  sentencia  fuit 
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Diesem  Beschlnss  entsprechend  wurden  Otakar  nnd  der  mit 
ihm  verbflndete  Herzog  Heinrich  von  Bayern  auf  den  23.  Januar 
1275  nach  Wirzburg  geladen.  Die  Citation  an  den  böhmischen 
König  ist  uns  erhalten,  wenn  auch  nicht  im  Original,  so  doch 
in  einem  Formularbucbe  ^) ;  ob  die  Insinuation  in  der  zu  Nürn- 
berg bestimmten  Weise  oder  wie  sonst  erfolgte,  ist  leider  nicht 
bekannt:  möglich  nur,  dass  sie  durch  den  Burggrafen  Friedrich 
von  NOmberg  vollzogen  wurde,  welcher  sich  in  diesem  oder 
dem  folgenden  Jahre  (1275  oder  76)  im  Auftrage  Rudolfs  an 
den  Hof  Otakars  begab  ^).  Beide  geladene  Fürsten  erschienen 
aber  zu  Wirzburg  nicht  and  es  ward  ihnen  daher  ein  neuer 
Rechtstag  gesetzt,   der  im   Mai   desselben   Jahres   zu  Augsburg 


lata,  quod  Palatinus  comes  Rani  per  vimm  iDgenuum  ad  certum  locum 
et  diem,  videlicet  infra  sex  septimanas  et  tres  dies  a  die  iudicii  nu- 
merandos,  deberet  dictum  regem  citare,  corara  ipso  Palatino  questioni- 
bns  regis  super  contumacia  pcremptorie  responsurum ;  et  si  ingenuus 
electns  ad  citacionem  faciendam  assereret  et  confirmaret  proprio  iura- 
mento,  quod  ob  metum,  qui  cadere  potest  in  constantem  virnm,  non 
änderet  se  ipsius  regia  B.  conspectibus  presentare  vel  terram  regis 
ingredi,  sufficeret  edictum  publicum  proponi  in  ipsa  sollempni  curia  et 
citacionem  fieri  publice  in  civitate  vel  oppido  sepedicti  comitis  Palatini 
regno  Boemie  plus  vicino. 

*)  Zuerst  mitgetheilt  von  Merkel  in  einer  1861  veröiTentlichten 
Gelegenheitsschrift,  dann  von  Höfler  in  den  Sitzungsberichten  der 
Wiener  Akademie,  philos.-hist.  Klasse  XXXYII.  300.  Das  Formular 
lautet:  magno  principi  0.  regi  Bohemie  L.  deo  gratia  palatinus  comes 
Reni  dux  Bawarie ,  inter  fiscum  et  eius  principes  judex  per  sententiam 
principmn  imperii  approbatus,  legum  et  justicie  tramites  revereri. 
Aactoritate  presencium  nobis  per  sentenciam  principum,  comitum  et 
baronmn  in  sollempni  curia  —  R.  —  regis  —  aput  N.  —  celebrata 
commnniter  attributa  vobis  precipiendo  mandamus,  quatenus  X.  Kai. 
Febr.,  quem  terminum  magnitudini  vestre  de  eorundem  principum  con- 
silio  et  sentencia  pro  peremptorio  prefigimus,  coram  nobis  apud  N. 
compareatis,  predicto  Romanorum  regi  illustri  super  iniuriis  et  mani- 
festis  violenciis,  quas  idem  rex  sibi  et  imperio  a  vobis  illatas  con- 
qaeritur,  legittime  responsuri.  Et  sive  veneritis  sive  non,  nos  nihi- 
lominus  in  eadem  causa  quantum  iuris  ordo  dictaverit  et  principum 
sentencia- decreverit  procedemus.  Datum  N.  in  sollempni  curia  supra- 
dicU  anno  D.  1274. 

*)  Vglch.  Kopp  I.  151  fg. 
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stattfinden  tollte  ^).  Auf  diesem  erschienen  der  Bischof  Wem- 
hard  von  Seckaa  für  Otakar  und  zwei  Procuratoren  des  Her- 
zogs von  Bayern.  Von  den  Kurfürstou  war  nur  Pfalzgraf  Ludwig 
anwesend,  dann  die  Bischöfe  von  Augsburg,  Eichstädt  und  Trient, 
die  Aebte  von  St.  Gallen  und  Reichenau ,  Rudolf  der  Kanzler  des 
Königs^  Herzog  Philipp  von  Kärnten,  Meinhard  Graf  von  Tyrol, 
Friedrich  Burggi*af  von  Ndrnberg,  mehrere  Grafen  und  Edle, 
lieber  die  Verhandlungen  sind  wir  sehr  mangelhaft  unterrichtet  ^). 
Zunächst  kam  es  zu  einem  heftigen  Streit  sswischen  den  Be- 
vollmächtigten der  beiden  geladenen  Fürsten  ttber  die  Berechti- 
gung ihrer  Herrn,  bei  der  Wahl  eines  römischen  Königs  mit- 
zuwirken —  super  quasi  possossione  iuris  eligendi  Romanoram 
regem,  —  welcher  zu  Gunsten  der  bayerischen  Herzöge  ent- 
schieden wurde').     Der  Vertreter  Otakars   suchte  sodann,    in 


*)  Job.  Victor  IL  2.  Hie  (in  Wirzburg^  quia  predicti  principes  non 
fuerant,  tertius  eis  dies  ad  curiam  tertiana  indicitur  in  Augustam  Vind. 
Rhetiam.  (Fontes  J.  304).  —  Excerpta  ex  Martine  Folono:  Rege  Rudolfe 
—  Herwipolim  veniente,  rex  Bob.  et  dominus  H.  dux  Bawarie  se  ab- 
scntaut.  Sentencialiter  igitur  a  principibus  curia  indicitur  Auguste 
celebranda  circa  solstitium.  (Das,  II.  462).  —  Vglch.  ann.  S.  Rudbertt 
Salisb.  (S  S.  IX.  800;.  König  Otakar  hatte  schon  vorher  in  eiuem  au 
den  Papst  gerichteten  Schreiben  (S.  S.  IX.  190,  vglch.  Palacky  II. 
1,  241,  Kopp  I.  104  fgg.)  das  gegen  ihn  zu  Nürnberg  stattgehabte  Vcr-  '^ 

fahren  bemängelt  und  namentlich  hervorgehoben,  dass  doch  Niemand 
in  eigener  Sache  Richter  oder  Richter  und  Kläger  zugleich  sein,  oder 
an  seiner  Statt  einen  andern  als  Richter  setzen  könne,   der,  wie  Pfalz-  ' 

graf  Ludwig,  dem  Gegner  ebenso  oder  noch  mehr  verdächtig  sei,  als 
der  Kläger,  König  Rudolf  nämlich. 

*)  Job.  Vict.  1.  c.  und  besser  in  dem  Auszuge  desselben,  der  cont. 
Mart  Poloni:  Fontes  I.  304,  II.  462.  Ottokar  von  Horneck  c.  112. 
Vglch.  Kopp  I.  305—8.  ^ 

*)  Ann.  S.  Rudb.  Salisb.  a.  a.  0.  und  die  oft  (zuletzt  nach  dem 
Original  in  den  Quellen  und  Erört.  z.  B.  u.  d.  Gesch.  V.  278)  gedruckte  • ' 

Urkunde  Rudolfs  vom  15.  Mai  1275.  Ein  Urtheil  enthält  letztere  nicht, 
sondern  nur  ein  Gerichtszeugniss.  Bei  der  Wahl  Rudolfs  war  zum  -^  u 
ersten  Male  die  Theorie  von  den  sieben  ausschliesslich  bere<;htigteu 
Kurstimmen  zur  Anwendung  gekommen.  Dieselben  wurden  geführt  von  '^ :. 
den  drei  rheinischen  Bischöfen,  dem  Pfalzgrafen  Rudolf,  Johann  I.  und  - ;:. 
Albrecht  II.  von  Sachsen,  Markgraf  Johann  II.  von  Brandenburg.  Ob  '  V 
Böhmen  oder  Bayern  die  siebente  zu  führen  habe,  wurde  streitig,  die  ^  ^ 
Fürsten  entschieden  aber,  dass  sie  auf  dem  Herzogthum  Bayern  ruhe,         t^ 
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der  Absicht,  das  eingeleitete  Verfahren  gegen  den  König  als 
onwirksam  erscheinen  zu  lassen,  die  Wahl  Rudolfs  als  ungfiltig 
darzQstellen :  freilich  mit  so  ungtlnstigem  Erfolge,  dass  er  kaum 
vor  dem  Unwillen  der  anwesenden  Fürsten  und  Edlen  gesohtttzt 
werden  konnte  und  das  Verfahren  gegen  Otakar  ungehemmt 
fortgesetzt  wurde.  In  seiner  Weigerung,  Rudolf  anzuerkennen, 
lag  Zugleich  die  Erklärung,  dass  er  die  Belehnung  von  dem- 
selben nicht  nachsuchen,  die  occupirten  Reichslande  nicht  her- 
ausgeben wollte.  Das  Reichsgericht  hatte  also  die  in  dem 
Urtheil  vom  INovember  1274  angononii|ien#lD  Rechtsgrundsätze 
zur^nwenduBg  zu  bringen,  and  dies  ist  erweislich  auch  ge- 
schehen^).    Nur  Aber  die  Tragweite  der  zu  Augsburg  gefassten 

and  sie  ward  deshalb  von  Herzog  Ludwig,  der  als  Pfalzgraf  schon  die  erste 
weltliche  Stimme  hatte,  und  den  Gesandten  seines  Bruders  Heinrich  ge- 
meinschaftlich geübt.  Dadurch  ward^  Hess  man  emmal  nur  sieben 
Stimmen  zu,  Böhmen  von  der  Theihiahme  an  der  Köoigswahl  ganz  aus- 
geschlossen. NatOrlich  konnte  Otakar  dies  nicht  ruhig  geschehen  lassen 
und  da  er  Überdies  die  Wahl  Rudolfs  als  unrechtmässig  angriff  und 
dsfär  nur  den  einen  Grund  zu  finden  vermochte,  dass  die  eine  der 
sieben  Kurstimmen,  die  ihm  selbst  zustehe,  von  Nichtberechtigten  ge- 
führt worden,  so  durfte  er  trotz  der  engen  Beziehungen  zu  Heinrich 
von  Bayern  seine  Beschwerden  nicht  zurückhalten.  Die  Sache  kam  zu 
Augsburg  zur  Erörterung,  und  Ffalzgraf  Ludwig  bekundete  dort  (ex- 
titit  publice  protestatus)  einmal  ,  dass  Heinrich  von  Bayern  una  cum 
ceteris  principibus  coclectoribus  an  der  Wahl  König  Bichards  Theil 
genommen,  sodann  aber  auch  den  eben  erwälmten  Vorgang  bei  der 
Wahl  Rudolfs,  bei  welcher  die  auf  dem  Herzogthum  B.  ruhende  Stimme 
als  eine  der  sieben  überhaupt  berechtigten  angesehen  worden  sei: 
vocibus  eorundem  fratrum,  ducum  Bawarie,  comitum  palatinorum  Reni, 
ratione  ducatus  pro  una  in  Septem  principum  ius  in  clectione 
regia  Romanorura  habentium  numero  computatis.  Dieser  Erklärung 
des  P£alzgrafen  fügt  dann  Rudolf  in  der  Urkunde  das  Anerkenntniss 
bei :  prout  etiam  in  prcdicta  curia  Augustensi  vive  nostre  vocis  eloquio 
uterque  (utrique)  ipsorum  —  recognovunus  et  recognoscimus  manifeste, 
lieber  die  ganze  Angelegeuheit  vglch.  Bärwald  in  den  Sitzungsber. 
der  Wiener  Akad.  hist-phil.  Klasse  XXI.  3—70  Und  Philipps  ebendas. 
XXVI.  134  fgg.  Eine  andere  Auffassung  der  Streitfrage  hat  Lorenz 
a.  a.  0.  S.  85  fgg. 

^)  Joh.  Viel,  vom  Augsburger  Tage :  Ottokarus  autem  (et  Heinricus 
dux  —  was  aber  nicht  richtig  ist)  in  suis  iuribus,  ofüciis  et  feodis  ab 
imperio  dependentibus,  communi  omnium  seutentia  sunt  dampnati.  -^ 
Reimchronik  c.  113  a.  E. 
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Beschlüsse  herrscht  Streit.  Giogen  dieselben  nur  dabin,  dass 
Otakar  die  Länder  Oesterreich,  Steiermark,  Kärnten  und  Krain 
herauszugeben  habe  ^},  oder  wurde  schon  in  Augsburg  die  Acht 
gegen  denselben  verkündet  ^),  welche  dann  auch  den  Verlast  der 
böhmischen  Länder  zur  Folge  gehabt  hätte?  Denn  dass  die 
Acht  ausgesprochen,  dass  Otakar  auch  des  Königreichs  Böhmen 
und  der  Markgrafschaft  Mähreu  verlustig  erklärt  wurde  ').  wissen 
wir  bestimmt,  nur  wann  und  wo  es  geschehen,  lässt  sich  mit 
Bestimmtheit  nicht  mehr  ermitteln.  Jedenfalls  muss  die  Ver* 
kündtgung  der  Proscription  vor  oder  am  24.  Juni  1276  ge- 
schehen sein,  denn  von  diesem  Tage  an  betrachtete  sich  Budolf 
als   in  offenem   Kriege   gegen   Otakar  befindlich^),    obwohl    der 


>)  So  Bo^hmer  Reg.  Otakars  S.  452  und  Lorenz  a.  a.  0.  S.  87. 

*)  Dies  nehmen  z.  B.  an  Buchner:  Geschichte  von  Bayern  V. 
176  und  PaUcky  II.  1.  244. 

')  Wiener  Friede  (S.  173  N.  1) ;  arbitrando  pronuntiamus,  quod  revo- 
centur  et  retractentur,  immo  revocate  sint,  omnes   sentencie  pro- 

scripcionis .    Joh.  Victor:  —  purgravium  —  dirigit  ad  Otta* 

karum,  —  declarantem  etiam,  quod  regnum  Boh.  et  marchionatom 
Moravie  sibl  propter  contemptum  et  contumaciam  abiudicavit  sententia 
pfincipum  et  decretonim. 

*)  Oesterreich.  Landfriede  vom  .3.  Decbr.  1276,  legg.  II.  410 :  Qaic- 
quid  dampni  factum  est  tempore  guerre,  nostre  videlicet  et  incliti  regis 
Boemie,  in  hello  publice  —  videlicet  a  festo  nativitatis  sancti  J«h. 
Bapt.  a.  D.  1276  usque  ad  presentium  publicationem,  de  hoc  iudices 
non  habebunt  potestatem  aliquam  iudicandi.  Damals  muss  also  die  Acht 
jedenfalls  schon  verkündet  gewesen  sein;  dass  sie  aber  auch  erst 
zu  dieser  Zeit  und  nicht  früher  ausgesprochen  worden,  wie  Kopp  152, 
Lorenz  136  annehmen  zu  müssen  glauben,  folgt  aus  der  Stelle  doch 
keineswegs,  da  zwischen  der  Achterklärung  und  der  Proclaminmg  des 
Kriegszustandes  ein  längerer  Zeitraum  liegen  konnte.  Rechtlich  musstc 
der  Aechtung  eine  dreimalige  Ladung  vorausgehen,  und  man  hat  an 
diesem  Grundsatze  gewiss  auch  in  dem  vorliegenden  Falle  festgehalten; 
denn  wiewohl  die  Ladung  nach  Wirzburg  (S.  169  N.  1)  ausdrücklich  als 
eine  peremptorische  bezeichnet  wird,  wurde  doch,  als  Otakar  derselben 
nicht  Folge  leistete,  die  Acht  nicht  verkündet,  sondern  —  und  ich 
meine,  eben  in  Anerkennung  jener  Rechtsübung  —  eine  neue  Gitation 
(nach  Augsburg)  beschlossen.  Konnte  nun  aber  dieser  Augsburger  Tag 
als  dritter  Rechtstag  angesehen  werden?  Dafür  mag  man  sich  in  der 
Umgebung  des  römischen  Königs  ausgesprochen  haben,  indem  man  die 
Versammlung  zu  Nürnberg  als  ersten,  die  zu  Wirzburg  als  zweiten, 
die  zu  Augsburg  als  dritten  Bechtstag  bezeichnete,  im  Hinblick  darauf, 
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eigentliche  Ileereszng  erst  im  September  desselben  Jahres  be- 
gann. Die  Wiederaufhebnng  der  Acht  erfolgte  dann  in  Gemäss- 
heit  des  Wiener  Friedens  vom  21.  November  1276,  nachdem 
Otakar  sich  verpflichtet  hatte,  in  allen  wesentlichen  Stacken  den 
Fordemngen  Rudolfs  nachzugeben  ^).  Ueber  den  Wiederausbruch 
des  Kampfes,  dessen  Verlauf  und  Ausgang  ist  an  dieser  Stelle 
nicht  zu  berichten. 

Der  in  dem  eben  dargestellten  Prozesse  angenommene 
Rechtssatz,  dass  der  König  gegen  des  Reiches  Fürsten  vor  dem 
P£&lzgrafen  am  Rhein  klagen  solle,  hatte  übrigens  nicht  die  Be- 


dass  ja  Otakar  mit  allen  andern  Fürsten  schitn  zu  der  Nürnberger 
Versammlung  geladen  worden  war:  Dominus  R.  rex  Rom.  indixit  prin- 
dpibus,  se  curiam  apud  Nnrenberch  —  celebraturum,  mandans  omnibns 
principibus,  ut  illuc  venirent  et  se  maiestati  imperatorie  presentarent. 
Ubi  cum  conveniret  magna  multitudo  principum  et  aliorum,  rex  B.  et 
H.  dnx  Baw.  se  presentare  non  curaverunt.  Quare  per  seotentiam 
principum  indicta  fuit  alia  apud  Erbipolim  celebranda  (ann.  S.  Rudb. 
IX.  800,  vglch.  ann.  Aldersp.  und  üsterhov.  XVII.  535-,  49).  So  fasst 
anch  die  Reimchronik  c.  109  die  Sache  auf: 

nach  der  vürsten  rftte, 

wart  der  ander  hof  gesprochen, 

der  solde  ze  Wirzeburc  wesen  — 
nnd  Joh.  Vict.,  der  alle  drei  Verhandlungen  kennt,  sagt  (S.  170.  N 1)  ans- 
drttcklich,  der  Tag  zu  Augsburg  sei  der  dritte  gewesen.  Dass  andere 
Quellen  (chron.  Prag.  cont.  Cosra.  IX.  190,  ann.  Basil.  XVII.  197)  über- 
banpt  nur  eine  zweimalige  Ladung  kennen,  würde  beweisen,  dass  diese 
Anschauung  damals  verbreitet  war;  man  zählte  die  Ladung  nach  Nürn- 
berg mit,  hob  sie  aber  nicht  besonders  hervor,  weil  sie  nicht  wie  die 
beiden  sp&teren  an  Otakar  allein,  sondern  an  die  Fürsten  insgesammt 
gerichtet  war.  Rechtlich  wftre  freilich  zu  bedenken  gewesen,  dass  die 
Tor  dem  gegen  Otakar  erAffheten  Verfahren  an  ihn  gerichtete  Ladung 
zam  Besuch  des  Nürnberger  Tages  auf  die  ihm  zu  bewilligenden 
drei  Rechtstage  nicht  angerechnet  werden  konnte;  sollten  die  Fristen 
gewahrt  werden ,  so  musste  vielmehr  dem  Angeklagten  nach  dem 
Angsburger  Tage  noch  ein  dritter  gesetzt  werden :  wir  wissen  nur  leider 
nicht,  wann  und  wo  die  letzte  Verhandlung  stattfand.  Der  Verkündi« 
gnng  der  Acht  gedenken  Übrigens  auch  noch  andere  als  die  erwähnten 
Quellen,  z.  B.  ann.  Austriae  IX.  707,  mon.  Fürstenf.  bei  Boehmer  I. 
4,  kaiser  und  könige  Buch  16550,  ohne  indess  für  die  hier  berührte 
Frage  Aufklärung  zu  gewähren. 

')  Legg.  n.  407  fgg.    Vglch.  Palacky  IL  1  249  fgg.,  Kopp  L  1. 
l&2fgg.,  Lorenz  a.a.O. 88,  147 fgg.,  BoehmerReg.Otokars  S.  454 fgg. 


Digitized  by  VjOOQIC 


174 

(lentung,  dass  solche  Angelegenheiten  nur  vor  dem  letzteren 
erledigt  werden  könnten.  Als  wenige  Jahre  später  König  Adolf 
gegen  den  Pfalzgrafen  Otto  von  Durgund,  Herrn  ssu  Salins,  zo 
klagen  hatte,  weil  dieser  seine  Grafschaft  und  Herrschaft,  Land 
und  Schloss,  Lehen  and  alle  seine  Rechte  ohne  Genehmigung 
des  Reichs  an  König  Philipp  von  Frankreich  übergeben  hatte  ^), 
erkannten  auf  einem  Reichshofe  zu  Frankfurt  die  anwesenden 
Fürsten  und  Edle,  dass  der  König  in  allen  Reichsangelegen- 
heiten  einen  beliebigen  Fürsten  zum  Richter  setzen  und  vor 
diesem  seine  Klage  vollführen  könne  ^).  Dem  entsprechend 
setzte  Adolf  den  Landgrafen  Heinrich  von  Hessen  zum  Richter 
an  seiner  Statt  und  «erstritt  vor  diesem  ein  Gesammturtheil,  dass 
Otto  von  Burgund  alle  seine  Lehen  und  Güter  verloren  habe, 
und  der  römische  König  dieselben  einziehen  könne,  weil  der 
genannte  Pfalzgraf  seine  Reichslehen  ohne  Genehmigung  des 
Lchnsherni  veräussert  habe,  obwohl  er  sich  als  Vasall  eidlich 
verpflichtet  habe,   dem   römischen    König   gegen  jedermann  bei- 


*j  Ueber  diese  Verhältnisse  vglch.  Kopp  III.  1,  151  fgg. 

*)  Die  Dachstehenden  RechtsprOche  sind  uns  nnr  bekannt,  aas  zwei 
nicht  ganz  übereinstimmenden  Beurkuodangen  der  Erzbischöfe  Gerhard 
von  Mainz  und  Boemund  von  Trier  ( —  recognoscimus  —  qnod  —  in 
generali  Parlamente  —  nobis  presentibus  -^  Adolfus  A.  r.  —  obtento 
per  concordem  sentenciam  principum  et  aliorum  assifttenciuin,  qaod  in 
negociis  reipublicae  posset  statuere  iudicem  et  prosequi  eiusdem  rei» 
publicae  negocia  coram  eo  — ),  welche  Ficker:  Die  Ueberreste  des 
deutschen  Reichsarchivs  zu  Pisa  in  den  Sitzungsberichten  der  hiat.- 
philos.  Klasse  der  Akademie  der  Wissenschaften  zu  Wien  XIY.  182,  83 
veröffentlicht  hat.  Solche  Beurkundungen  durch  einzelne  Reichsfttrsten 
oder  andere  Grosse  sind  nicht  selten  und  ich  füge  gleich  eine  andere 
bei,  welche  sich  auf  ein  zu  Gunsten  König  Albrechts  im  Jahre  1307 
gegen  den  Landgrafen  Albrecht  von  Thüringen  ergangenes  Erkenntniss 
bezieht.  Ulricus  inferioris  Alsatiae  lantgravius  notum  facit,  ad  quae- 
stionem  regia  R.  Alberti:  an,  ex  quo  Albertus  Th«  lantgravius  lant« 
graviatum  suum  regi  Adolpho  pro  certa  summa  pecuniae  venditom,  pro 
cuius  summae  parte  ipsi  civitates  imperii  Mulhusen  et  Northusen 
obligatae  fuissent,  ab  imperio  alienasset  et  aliis  tradidisset,  hae 
civitates  in  eius  potestate  mauere  deberent,  iudicatum  esse  per 
principes  et  nobiles:  civitates  illas  imperio  reddendas  esse,  nisi 
lantgravius  lantgraviatum  imperio  restitueret.  Kopp  II f.  2,  Beil.  12. 
S.  415. 
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znstehen  mit  allen  seinen  Ofltern  ^).  Weiter  ward  festgestellt, 
Landgraf  Heinrich  müsse  als  Vorsitzender  des  Gerichts  dem 
klagenden  Könige  jeden,  den  dieser  sich  selbst  wählen  würde, 
als  Anieiter  geben,  der  ihn  dann  in  den  Besitz  der  zu- 
gesprochenen Gflter  einweisen  sollte^).  Die  Vasallen  Otto's 
habe  der  König,  so  ward  weiter  erkannt,  aufzufordern,  jetzt 
ihm  selbst  zu  huldigen,  und  dazu  seien  dieselben  vqn  Rechts- 
wegen  gehalten').  Wiederum  wurde  darauf  der  Grundsatz  an- 
erkannt, dasB,  wenn  Fürsten  oder  Edle  ohne  rechtlichen  £nt- 
schttldigungsgrnnd  versäumten,  die  Erneuerung  ihrer  Reichslehen 
innerhalb  Jahr  und  Tag  nachzusuchen,  der  König  berechtigt 
sei,  diese  Lehen  einzuziehen  und  zu  behalten,  wenn  nicht  vor 
seinem  Gericht  nachgewiesen  würde,  dass  dies  aus  gesetzmässigen 
Gründen  dennoch  nicht  geschehen  dürfe  ^).  Nicht  in  unmittel- 
barem Zusammenhange  hiermit  stehen  zwei  andere  Rechtsprüche, 
welche  auf  derselben  Versammlung  verkündet  wurden  :   dass  der 


*)  —  idem  rex  —  Heinricum  lantgravium  terre  Hassie  dominum 
statoit  pro  iudice  loco  sui,  et  obtinuit  dictante  commnni  sentencia  co- 
ram  eo,  quod  qüia  nobilis  vir  Otto  de  Burgundia  dominus  de  Salinis 
omnia  feoda,  que  ab  ipso  et  imperio  tenuit,  sine  consensu  siio  alicnavit 
et  in  mann  posuit  alieua,  ciun  tarnen  ante  alienacionem  huiusniodi  se 
astrinxerit  fide  prestita  ae  corporali  interposito  sacramento,  qnod  ipsum 
dominnm  regem  deberet  invare  contra  omnes  homines,  qui  possent  vivere 
et  mori,  omni  fraude  et  dolo  exclusis ,  de  tota  terra  sua  et  toto  posse 
suo,  alüs  appositis  conditionibus  et  pactis,  obligando  se  nihilominus 
sub  pena  omnium  bonorum  saorum  mobilium  et  immobilium,  preseucium 
et  fatnrorum,  ne  contravenirct  in  parte  vel  in  toto,  prout  in  litteris 
snper  eo  confeetis  plenius  est  expressum,  dictus  Otto  ceciderit  a  feodis 
predietis  et  omnibus  bonis  suis,  mobilibus  et  immobilibus,  ita  quod  ipse 
rex  sua  auctoritate  se  intromittere  potent  de  eisdem  feodis  et  bonis. 

*)  —  quodque  predictus  lantgravius  quemcumque  requisiorit  in- 
dactorera  in  possessionem  dictorum  bonorum   sibi   concedere   teneatur. 

')  Item  obtinuit,  quod  vasallos  ipsius  Ottonis  de  Burgundia  racione 
bonorum  eorundem  requirere  possit  ad  fidelitatcm  et  homagium  sibi 
praestanda,  quodque  üdem  vasalli  illa  sibi  de  iure  facere  teneantur. 

*)  Item  obtinuit  idem  dominus  rex  per  concordem  sentenciiyn,  quod 
illorum  principum  nobilium  et  aliorum,  qui  feoda  habent  ab  imperio 
nee,  existentes  in  terra,  petiverunt  infra  annum  et  diem  investituram 
feodorum  ipsorum,  eadem  feoda  sibi  et  imperio  vacent,  et  quod  ea 
debeat  vendicare  ac  sue  attrahere  potestati,  nee  non  ea  licite  retinere, 
nisi  coram  eo,  quod  hoc  fieri  non  debeat,  causa  legittlma  ostendatur. 
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König  diejenigen  Fürsten  und  andere,  welche,  obwohl  geladen, 
zu  seinen  Hoftagen  nicht  gekommen  seien,  vor  sich  fordern 
und  von  ihnen  angemessene  Busse  nehmen  solle,  und  dass, 
wenn  zur  Anfrechthaltnng  des  beschworenen  Landfriedens  eine 
Heerfolge  gegen  die  Friedensstörer  angesagt  werde,  jeder, 
welcher  sich  weigere  dem  Könige  Hilfe  zu  leisten,  bestimmter 
Strafe  unterliege  und  bei  fernerem  Ungehorsam  selbst  als  Friedens- 
störer zu  bestrafen  sei  ^).  Von  weiteren  gerichtlichen  Schritten 
gegen  Otto  vonBurgund  wissen  wir  nichts,  es  ist  aber  bekannt, 
dass  König  Adolf  den  Versuch  machte,  die  mitgetheilten  Recht- 
sprttche  auch  zur  Ausführung  zu  bringen  ^),  dabei  aber  freilich 
in  politische  Verwickelungen  gerieth,  welche  sein  Ansehen  in 
Deutschland  schwer  erschütterten  und  zu  seinem  schnellen  Starze 
wesentlich  beitrugen. 

In  den   Berichten  über  einen  dritten  Prozess,  der  in  dieser 
Zeit  von  den  Fürsten  zu  Gunsten  des  Königs  entschieden  wurde, 
wird  der  Vorsitzende  des  Gerichts  gar  nicht  erwähnt.    Im  Jahre 
1^  lySlO  sandten  die   böhmischen   Stände   eine   Botschaft  an  Hein- 

rich VII.,  welche  denselben  am  12.  Juli  zu  Frankfurt  traf,  wo 
die  Erzbischöfe  von  Mainz  und  Köln,  die  Bischöfe  von  Strass- 
burg  und  Speyer,  dann  Rudolf  Pfalzgraf  am  Rhein  und  Rudolf 
Herzog  von  Sachsen,  die  Grafen  von  Luxemburg,  Flandern, 
Henneberg,  Nassau,  Oettingen  und  andere  um  den  König  ver- 
sammelt waren.  Am  24.  Juli  fand  im  Hause  der  Predigermönche 
eine  Gerichtssitzung  statt.  Der  Abt  Konrad  von  Königssaal 
führte  in  längerer  Rede  die  Beschwerden  der  Stände  gegen 
ihren  Herrn,  Heinrich  von  Kärnthen,  aus.  Der  König  erwiderte, 
er  halte   sich    allerdings    für   berechtigt,   nach  dem  Aussterbea 


*)  Item  obtinait  per  communem  sententiam,  quod  principes  et  alios, 
qui  vocati  ad  parlamenta  ipsius  non  venerint,  vocare  possit  ad  snam 
presenciam  et  pro  contemptu  reqoirere  et  recipere  emendam,  qae  con- 
sona  iuerit  racioni.  —  Item  ibidem  per  senteociam  est  obtentum,  qaod 
si  pro  pace  communi  iurata  volga  fiierit  proclamata  et  edicta  contra 
turbatorM  .  .  .,  qaicumqne  comitivam  snam  ad  hanc  subtraxerit  et 
auxiliam  non  prestiterit,  ille  penis  statutis  ....  subiacere,  alioqoin 
tanquam  violator  pacis  haberi  debeat  et  puniri.  Die  Sprüche  S.  175  N.  2 
and  176  N.  1  finden  sich  nur  in  der  Urkunde  Boemunds  von  Trier, 
die  zum  SchluBS  lückenhaft  ist. 

•)  Vglch.  hierüber  Kopp  III.  1.  155  fgg. 
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des  alten  böhmischen  Herrscherhaases  über  das  Königreich 
ßöhmen  za  verfügen  und  könne  es  dem  dort  eingedrungenen 
Heinrich  von  Kämthen  nicht  belassen,  da  derselbe  in  der  unter 
König  Albreeht  begonnenen  offenbaren  Feindschaft  gegen  das 
Beleb  beharre,  anch  die  Belehnnng  Seitens  des  Reichsober- 
haaptes  in  der  vorgeschriebenen  Zeit  nicht  nachgesucht  habe; 
dennoch  stelle  er  die  Entscheidung  über  die  Beschwerden  der 
Stände  und  seine  eigenen  Rechte  zur  Wiederbesetzung  des 
böhmischen  Königsthrones  den  anwesenden  Fürsten  anheim. 
Diese  hielten  eine  Berathung  und  verkündeten  dann  als  einen 
gewissenhaften  Rechtspruch:  Heinrich  von  Kämthen,  welcher 
zum  Nachtheil  des  deutschen  Reiches,  Böhmen  in  Besitz  ge- 
nommen, habe  alle  Rechte  eines  Fürsten  verwirkt;  er  sei  nicht 
als  König  zu  betrachten,  denp  ihm  stehe  das  Reichsrecht  ent- 
gegen, und  er  habe  auch  sein  Herzogsamt  verwirkt,  weil  er  ver- 
säumt habe,  rechtzeitig  die  Belehnung  mit  demselben  nachzu- 
snehen.  Daher  seien  alle  liänder  Heinrichs,  sowohl  die  wider- 
rechtlich in  Besitz  genommenen  als  auch  die  ererbten,  dem 
Könige  ledig  und  dieser  müsse  sorgen,  dem  Volke  wieder  recht- 
mässige Herrscher  zu  geben;  auch  alle  Eide  und  Gelöbnisse, 
welche  £dle,  Bürger  oder  wer  sonst  immer  dem  Yerurtheilten 
geleistet,  seien  unwirksam  und  unverbindlich.  Dem  entsprechend 
wurden  denn  auch  sofort  Urtheilsbriefe  ausgefertigt,  Heinrich 
geächtet,  und  aller  Rechte,  Besitzungen  und  Ehren  verlustig 
erklärt,  die  ihm  geschworenen  Eide  aber  gelöst.  Unmittelbar 
darauf  gab  dann  der  König  die  Erklärung,  er  werde  seinen 
Sohn  Johann  zum  Könige  setzen,  und  führte  diese  Absicht  mit 
Zustimmung  der  Kurfürsten  auch  wenige  Tage  später  ans  ^). 

Wir  würden  hiermit  die  Darstellung  der  wichtigeren  Pro- 
zesse aus  diesem  Zeitraum  schliessen  können,  hätten  wir  nicht 
noch    des   Rechtsverfahrons  gegen   die   Mörder  des  am   1.  Mai 


')  Die  Darstellung  im  Text  folgt  genau  der  Erzählung  dos  Petras 
Zittaviensis:  cronica  aulae  regiaa  bei  Dobner:  monnm.  bist  Boemiae 
V.  210  fgg.  Yglch.  die  Urkunde  des  Erzbischofs  von  Mainz  in  den 
Abhandlungen  einer  Privatgesellschaft  in  Boehmen  (Prag, 
1777)  ni.  89,  90.  Palacky  H.  2.  83,  Kopp  IV.  1.  78  fgg.  Das  von 
Goldast:  Reichssatz  H.  27  mitgctheilte  „Decret"  ist  nichts  als  eine 
öebersetzung  des  c.  96  der  angeführten  Chronik. 

PrankUD,RelcbBbofgericbt.  I.  12 
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1308  erschlagenen  Königs  Aibrecht  zu  gedenken.  Vier  Hftnner 
waren  der  grausen  That  schuldig:  Johannes,  der  Sohji  des 
Herzogs  Rudolf  von  Oesterreich,  die  Freien  und  Ritter  Rudolf 
von  Wart,  Walter  van  Eschenbach,  Rudolf  von  Balm;  über  die 
Theilnahme  eines  fünften,  Konrad  von  Tegernberg,  ist  Genaueres 
nicht  zu  ermittein.  Unmittelbar  nach  dem  Morde  eröffneten  die 
Herzöge  Leopold  und  Friedrich  einen  Rachekrieg  gegen  die 
Schuldigen,  eroberten  und  zerstörten  deren  Borgen  und  Hessen 
die  Yertheidiger  der  Festen,  als  wären  sie  mitschuldig  an  dem 
Verbrechen,  in  grosser  Zahl  hinrichten  ^}.  Alles  dies  geschah, 
ehe  König  Heinrich  ein  Urtheil  über  die  Schuldigen  gesprochen 
hatte.  Denn  es  waren, mancherlei  Zwistigkeiten  zwischen  dem 
König  und  den  österreichischen  Herzögen  ausgebrochen.  Und 
auch  darüber  stritt  man,  an  wen ,  das  Eigengut  des  Johannes 
in  Steyer  und  Oesterreich ,  am  Rhein ,  in  Schwaben  und  im 
Elsass  falten  sollte :  'die  Söhne  dos  erschlagenen  Fürsten  nahmen 
es  für  sich  in  Anspruch,  der  König  betrachtete  es  als  dem 
Reiche  verfallen.  Endlich  kam  es  auf  dem  grossen  Hoftage  zu 
Speyer  im  September  t209  zu  einer  Einigung;  die  Reichslehen 
des  Johannes  und  seiner  Genossen  sollten  an  das  Reich,  die 
von  den  Herzögen  herrührenden  an  diese  fallen,  auf  das  £rh- 
gut  des  Johannes  aber,  welches  zum  Reiche  einzuziehen  war, 
verzichtete  der  König  mit  Einwilligung  der  Kurfürsten  und  be- 
lehnte damit  die  österreichischen  Herzöge^).  Gleichzeitig  ward 
nun  auch  über  alle  Theilnehmer  am  Morde  Albrechts  die  Acht 
ausgesprochen.  Wir  haben,  erklärte  der  König,  sie  mit  Recht 
nnd  gesammtem  Urtheil  verzehlt,  ihnen  Ehre  und  Recht  ge- 
nommen, ihre  Lehen  den  Herrn  ledig  gesagt,  ihre  Weiber  zu 
Wittwen,  ihre  Kinder  zu  Waisen  erklärt;  alle  Rechte,  welche 
semperfreie  und  unversprochene  Leute  besitzen,  haben  sie  ver- 
loren, den  Freunden  seien  sie  verboten ,  den  Feinden  erlaubt, 
und  das  Leben  sei  ihnen  gegönnt,  solange  es  ihre  Schuld  er- 
laubt. Es  ward  auch  vor  uns  ertheilt  mit  gesammtem  Urtheil 
und  nach  der  Kaiser  geschriebenem  Recht,  dass  die  Geächteten 
über  ihre  Leute  oder  ihr  Gut  nicht  verfQgen   können  mit  Ter- 


»)  Kopp  IV,  1.  5.%  56,  62. 

«)Boehmer  Reg.  Nr.  161—66,  Kopp  72—75. 
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lüuif'oder  Verpfändung  oder  sonst  irgendwie,  denn  all  ihr  Gut 
ist  nip  ihrer  Schuld  willen  verfallen  an  das  Reich.  Und  auch 
das  ward  gesprochen  mit  gesammtem  Urtheil,  dass  wer  die 
Mörder  gehaust  und  bei  sich  bebalten  habe  nach  dem  Morde 
und  mit  Kenntniss  von  der  Schuld  jener,  in  dieselbe  Strafe  ver- 
fallen sein  solle,  als  die  Geächteten  selbst^).  Nach  der  Be- 
kanntmachung dieses  Urtheils  ging  es  rasch  zu  £nde  mit  dem 
Schicksal  der  Flflchtigen.  Rudolf  von  Wart  wurde  ergriffen,  an 
Ilerzog  Leopold  ausgeliefert  und  durch  das  Rad  gerichtet^); 
Rudolf  von  Balm  starb  bald  zu  Basel,  wo  er  Zuflucht  gesucht 
hatte;  Walter  von  Eschenbach  wich  aus  dem  Lande  und  soll 
unter  fremden  Namen  viele  Jahre  hindurch  in  Schwaben  ein 
kammerliches  und  dürftiges  Dasein  gefristet  haben.  Auch  Herzog 
Johann  flüchtete  und  suchte  bei  dem  Papste  Lösung  von  der 
schweren  Schuld,  die  auf  seiner  Seele  lastete.  Aber  er  fand 
Bie  nicht;  denn  das  Verbrechen  sei  nach  weltlichem  Recht  und 
nicht  nach  den  Satzungen  der  Kirche  zu  sühnien,  erklärte  das 
Oberhaupt  der  Kirche  und  wies  den  Reuenden  an  seinen  welt- 
lichen Herrn,  den  König.  Und  so  erschien  denn  Johannes  im 
Jahre  1312  vor  dem  letzteren  zu  Pisa.  Heinrich  schwankte 
lange,  was  er  zu  thun  habe ;  hart  erschien  es  ihm,  dem  Flehen- 
den Gnade  zu  verweigern,  —  unrecht  aber  und  unverantwortlich, 
eine  so  grause  That  ungestraft  zu  lassen.  Endlich  entschloss 
er  sich :  Johannes  ward  zur  Haft  in  einem  Kloster  zu  Pisa  ver- 
ortheilt  und  ist  dort  nach  wenigen  Jahren  verschieden^). 


>)  Legg.  H.  497.  Vglch.  die  Erzählung  bei  Ottokar  von  Hörn  eck: 
Pe«  m.  840,  41  und  ann.  S.  Rüdb.  cont.  IX,  819. 

*)  Matth.  Neob.  bei  Urstisius  U.  114  berichtet  über  dessen  Ende: 
Rad.  de  W.  vero,  iuxta  locum  occisionis  regis  ductus  ad  iudicium ,  cum 
ooD  daretur  ei  advocatus  pro  se  loquens,  primo  negans  occidisse  regem, 
obtulit  le  duello.  Secondo  dizit,  in  eo  nullum  fuisse  crimen  commissum, 
qui  ocddendo  dominum  suum,  Adolüim  regem  Rom.,  reus  laesae 
oudesiatis  fnisset.  Sed  ex  quo  ipsi  occisores  fuerunt  per  sen- 
lentiam  Henrici  imperatoris  damnati,—  sententiatum  fuit, 
ottila  alia  sententia  contra  ipsum  Rud.  de  W.  opus  esse 
nee  suas  defensiones  esse  attendendas.  Sicque  —  flexus  est 
super  rotam. 

•)  Job.  Vict.  IV.  6.  übi  dum  cousisteret  —  vagus  et  profugus  dnx 
Johannes  —  veniam  postulavit,  dicens,  se  a  papa  directum ,   qui  magis 

12* 
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Das  urkundliche  Material  für  die  Geschichte  des  Hof- 
gerichts ist  zwar  auch  für  diesen  Zeitraum  sehr  reich,  doch 
bleibt,  wenn  mxin  von  den  Weisthümern  absieht,  verhältnissmässig 
nur  eine  geringe  Zahl  von  Gerichtsbriefen,  welche  an  dieser 
Stelle  Erwähnung  verdienen.  König  Rudolf  schlichtete  im  Jahre 
1275  die  langjährigen  Streitigkeiten  zwischen  dem  Erzbischof 
von  Mainz  auf  der  einen  und  den  Bürgern  und  Dienstmannen 
der  Stadt  auf  der  andern  Seite;  ein  contradictorisches  Verfahren 
fand  nicht  statt,  sondern  der  Spruch  erging  auf  Grund  be- 
eidigter Berichte,  welche  Graf  Diether  von  Katzenellenbogen 
und  Philipp  von  Bolanden  über  die  einzelnen  Streitpunkte  an 
den  König  erstatteten  ^).  In  ähnlicher  Weise  wurden  die 
Zwistigkeiten  zwischen  dem  Bischof  Heinrich  von  Trient  und 
dem  Grafen  Meinhard  vonGörtz  und  Tyrol  erledigt;  die  Parteien 
hatten  auf  Rudolf  als  Superarbiter  compromittirt:  quod  si  ipsi 
—  die  Schiedsrichter  —  inter  se  non  concordarent,  —  illnd 
diffiniat  Rudolfus  R.  R.  —  non  tarnen  secundum  con- 
suctudinem  Alemanie,  quaerendam  a  singulis  circnm- 
stantibus,  ut  illorum  diffinitio  in  praedictis  pro  sen- 
tentia  habeatur,  sed  sua  voce  proferat  sententiam 
secundum  suam  conscien tiam  ^).  Zu  Gunsten  der  Bürger 
von  Hagenau  erging  1275  das  Gesammturtheil:  quod  iideni 
nostri  cives  omni  libertate  et  iure  in  personis  et  bonis  suis  in 
comitatu  et  extra,  quibus  gaudebant  tempore  —  Friderici  — 
et  postmodum  usque  ad  nostri  sublimacionis  exordinm  paeifice 
et  quiete  sunt  usi,  inantea  gaudere  debeant  ac  perfmi  pleno 
iure  ^).     Auf  dem  aus  dem   Prozesse   Otakars  bekannten    Nürn- 

hoc  facinus  iudicandum  inxta  leges  civiles,  quam  secundum  sanctiones 
ecclesiasttcas  diffinivit.  Imperator  anxius,  quid  ageret,  non  modicam 
turbabatar.  Petenti  veniam  denegare  impium  arbitrans,  inuHnm  tantum 
facinus  dimittere  minus  iustum  et  temerarium  videbatur.  Inter  molitionem 
tarnen  pietatis  et  equitatis  medium  adinvenit,  ut  rens  non  occideretur, 
nichilominus  arctissirae  puniretur.  In  turri  eum  concludi  mandavit  et 
usque  in  diem  mortis  sue  artius  conservari,  ut  saltem  sie  peniteret  et 
dei  indulgentiam  obtineret.  lieber  das  Ende  des  Johannes  vglch.  Kopp 
a,  a.  0.  274. 

>)  Bodmann:  Rheingauische  AUerthümer  I.  256. 

•)  Ughelli:  It.  Sacra  V.  608,  Lünig;  cod.  Germ.  dipl.  II.  861. 

«)Schoepflin:  Alsat.  dipl.  IL  11. 
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berger  Reichstage  erschien  vor  dem  königlichen  Gericht  Philipp, 
des  Herzogs  Bernhard  von  Kärnthen  Sohn,  und  klagte  gegen 
den  Böhmenkönig  anf  Herausgabe  des  Erbes  seines  verstorbenen 
ßraders  Ulrich;  es  ward  dem  entsprechend  erkannt,  nachdem 
vorher  durch  Rechtsprnch  alle  Verträge  und  Gelöbnisse,  welche 
Otakar  einst  vom  Kläger,  als  sich  derselbe  au  seinem  Hofe  auf- 
hielt, erpresst  hatte,  fQr  null  und  nichtig  erklärt  worden  waren  ^). 
In  einer  Urkunde  vom  15.  Mai  1280  beurkundet  Rudolf,  dass, 
als  er  zu  Wien  dem  Landgericht  vorgesessen  (cum  provinciali 
prcsideremns  iudicio),  der  Bischof  von  Passau  bewiesen  habe, 
dass  er  in  einem  Prozesse  mit  denen  von  Truchsec  die  Yogtei- 
rechte  Aber  gewisse  Ortschaften  erstritten  habe:  probavit  sen- 
tentionaliter  et  testibus  fide  dignis,  quod  advocatiam  —  prins 
ordine  iudiciario  obtinuit;  der  König  bezeugt  dies  unter  seinem 
Majestfttssigel  ^).  Im  folgenden  Jahre  verbietet  Rudolf  den  Ver- 
kauf der  Burg  Eberstein  während  des  Rechtsstreites  zwischen 
Otto  von  Eberstein  und  den  Kindern  des  Grafen  Simon  von 
Zweibrttcken,  da  durch  Erkenntniss  festgestellt  worden,  dass 
jede  Veräussernng  des  Orts  pendente  Ute  ungültig  und  nichtig 
sein  solle*).  Im  Lager  vor  Wetzlar  wurde  1285,  Gericht  ge- 
halten und  auf  Frage  des  Erzbischofs  Sifrid  von  Köln  erkannt, 
dass  die  Bürger  von  Neuss,  welche  den  falschen  Friedrich  ge- 
haust und  geschützt,  dem  Kläger  aber  den  Eintritt  in  die  Stadt 
verweigert  hätten,  gleiche  Strafe  treffe,  als  denjenigen^  dem  sie 
Schutz  gewährten^).     Verschiedene  Streitigkeiten    zwischen  dem 


>)  ßoehmer:  Reg.  Nr.  229  and  1159,  Kopp.  I.  106. 

*)  Moonm.  Boica  XXVIII.  2.  415.  Urkdb.  des  Landes  ob  der 
Eons  UI.  514. 

•j  Krieg  von  Hoch felden:  Gesch.  der  Grafon  von  Eberstein 
Urkdb.  Nr.  VI.  S.  363, 

*)  Lacomblet  Ü.  Nr.  808  S.  478:  —  ad  instantiam  venerabilis 
S.  Colon,  archiep.  —  quesitum  fnit  per  seutentiam  in  presentia  prin- 
cipum  et  alionim  nostrorum  fidelium,  qua  pcna  oppidaui  de  Ntizia 
plectendi  existerent,  qui  ipsum  admittere  renuerunt,  ne  de  viro  illo, 
qai  se  imperatorem  finxit  dum  viveret  et  qiü  de  üalsitate  convictus  et 
heresi  igne  meruit  concremari,  iudicium  et  iustitiam  exurceret.  Et 
sententiatum  fuit  communiter  et  obtentum  —  ,qiiod  ipsi  oppidani  eandem 
penam  et  delictum  consimile  incidissent,  quod  ille  incidit,  quem  fuvebant 
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Erzbischof  Heinrich  von  Mainz  und  den  Herzögen  Albrecht 
und  Heinrich  von  Brauuschweig  sollten  1287  auf  einem  Tage 
zu  Wirzburg  entschieden  werden;  vorher  suchten  sich  die 
Parteien  noch  zu  einigen,  verabredeten  aber,  dass  wenn  ein 
Vergleich  nicht  zu  Stande  käme,  jedenfalls  auf  dem  Wirzbnrger 
Tage  ein  Schiedspruch  durch  den  König  und  den  Bischof  von 
Verden  gefällt  werden  sollte:  unter  Strafe  der  Acht  und  Ex- 
communication  verpflichteten  sie  sich,  dort  zu  erscheinen,  die 
Entscheidung  abzuwarten  und  sich  derselben  zu  unterwerfen; 
zur  festgesetzten  Zeit  erschien  aber  Herzog  Albrecht  gar  nicht 
und  Herzog  Heinrich  vcrliess  heimlieh  das  Gericht,  worauf  beide 
durch  Rechtspruch  für  sachfällig  erklärt  und  dem  König  zur 
Pflicht  gemacht  wurde,  auf  Verlangen  des  Erzbischofs  jederzeit 
die  Acht  gegen  die  Herzöge  auszusprechen  ^).  Im  Jahre  1 288 
erschien  der  Bischof  Simon  von  Worms  vor  dem  Hofgericbt 
und  klagte,  dass  er  aus  dem  Besitz  gewisser  Grundstocke  gewalt- 
sam  entsetzt  worden:  se  violenter  eiectum  esse  et  praeter  iuris 
ordinem  eadem  possessione  fuisse  privatum;  es  ward  zanächst 
erkannt,  er  solle  seinen  Besitz  und  den  Verlust  desselben  be- 
weisen; nachdem  dies  geschehen  (sufflcienti  testimonio  docuit), 
ward  durch  Forsten,  Edle  und  Ritter,  dem  Antrage  des  Klägers 
entsprechend,  weiter  geurtheilt,  der  König  solle  denselben  in 
den  Besitz  wieder  einfahren  und  einsetzen  lassen,  worauf  sofort 
der  Burggraf  von  Starkenberg  mit  der  Einweisung  des  Bischofs 
beauftragt  wird^).  Zu  diesen  Urkunden  kommen  dann  noch 
einige  andere  minder  wichtige'),  sowie  die  an  anderer  Stelle 
nachgewiesenen  Gerichtsbriefe  der  Hofrichter.  Hervorheben  will 
ich  nur  noch  eine  Urkunde,  die  freilich  nicht  im  Zusammen- 
hange steht  mit  dem  Hofgericht,  aber  doch  von  Interesse  ist 
für  die  Lehre  von  der  Beweisführung;  es  ist  die  Erklärung 
Rudolfs  von  1289,  wie  er  auf  vielfache   Klagen,    dass  sich  der 


et  quod  in  suis  iuribus,  libertatibus  et  gratiis  privandis  vel  etiam  eon- 
servandis  ab  ipso  Goloniensi  archiep.,  gratie  ipeius  archiep.  se  sab- 
mittcre  teneantur.    Vglch.  Re ge st en  829^31. 

»)  Ouden:  cod.  diplom.  I.  Nr.  390,  91  8.  822  (gg. 

«)  Schannat:  bist.  Worm.  II.  cod.  prob.  Nr.  171. 

»)  Lünig:  R.-A.  XIII.  89,  Falckenstein:  antiqq.  Nordg.  IV,  71, 
Ders.:  cod.  dipl.  Nordg.  89,  Reg.  213,  919,  1071,  72. 
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König  Philipp  von  Frankreich  im  Reiche  Rechte  anroasse,  ein- 
sichtige Männer,  Gleriker  und  Laien,  in  das  Bisthum  Yerdfin 
entsendet  habe,  deren  ihm  in  glaubhafter  Form  vorgelegte  Unter- 
snchongen  die  erwähnten  Thatsachen  ausser  Zweifel  stellten, 
weshalb  er  nun,  damit  dergleichen  nicht  in  Vergessenheit  ge- 
rathe,  die  Untersnchongsakten  genehmige  und  bestätige^). 

Die  Urtheile  aus  der  Zeit  König  Adolfs  sind  zum  grössten 
Theil  Weisthflmer  von  hervorragender  Bedeutung,  aber  es  sind 
ausser  diesen  auch  noch  einige  andere  Erkenntnisse  erhalten, 
welche  nicht  ohne  selbständiges  Interesse  sein  möchten*.  Auf 
der  Nflmberger  Versammlung  vom  April  1294  wurde  auf  An- 
suchen des  Grafen  Reinald  von  Geldern  unter  andern  Recht- 
sprachen  auch  der  gefunden,  dass  wenn  Jemand  im  römischen 
Reiche  eine  Burg  belagere,  ohne  dazu  durch  ein  vorhergegangenes 
rechtliches  Erkenntniss  ermächtigt  worden  zu  sein,  ihm  die  Fort- 
setzung der  Belagerung  durch  königlichen  Befehl  zu  untersagen 
und  die  Verfolgung  des  Rechtsweges  am  Hofgericht  zu  gebieten 
sei^).  Die  Veranlassiing  zur  Aufstellung  dieses  Rechtssatzes  ist 
ans  dem  Weisthum  nicht  zu  ersehen,  aber  aus  andern  Urkunden 
bekannt.  Graf  Arnold  von  Lon  und  der  Edle  Walram  von 
Yalckenburg  hatten  in  einem  Streite  gegen  Reinald  von  Geldern 
dessen  Schloss  Born  belagert,  ohne  vorher  am  Hofe  Rechtshilfe 
erbeten  zu  haben').  Am  29.  April  1294  befahl  der  König  in 
Gemässheit  des  Nürnberger  Beschlusses  beiden  die  Aufhebung 
der  Belagerung  und  beauftragte  den  Erzbischof  von  Köln  und 
mehrere  weltliche  Fürsten  und  Herrn,  auf  beide  Genannte  in 
diesem  Sinne  einzuwirken,  bei  deren  fortgesetzter  Weigerung 
aber  Rechtens  zu  nehmen,  dem  Belagerten  mit  bewaffneter  Hand 
Beistand  zu  leisten^).  Und  da  alle  Vennittelungsversuche 
scheiterten;    erging  im   Juli    desselben   Jahres   zu    Koblenz  ein 

>)  Calmet  (ed  I.)  II.  528  und  bei  Kopp  III.  1.  295:  Unde  no- 
lentes,  nt  dicta  inqnisitio  facta  oblivioni  daretur,  sed  perpetuo  in  me- 
moria haberetur,  ipsam  inquisltionem  huic  litterae  anuexam  approbamus 
ratificamus  et  testimonio  praesentium  confirmamus.  Bestätigt  auch  von 
Adolf  nnd  Albrecht 

*)  Legg  n.  461  Nr.  5. 

»)  Kopp  III.  1.  64. 

*)  Reg.  193,  94,.Lacomblet  IL  660  Nr.  946. 
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neuer  Rechtspruch ,  dass  der  König  ,  nunmehr  dem  Grafen 
Reinald  Beistand  gegen  die  Ungehorsamen  zu  leisten  habe : 
quod  comitem  iuvare  iurate  pacis  subsidio  debercmus  ^) ;  zur 
Ausföhrung  ist  dieser  Bescliiuss  schwerlich  gelangt.  Im  Jahre 
1295  schlichtete  der  König  dann  die  Streitigkeiten  zwischeji 
dem  Landgrafen  Heinrich  I.  von  Hessen  und  den  Söhnen 
desselben  aus  erster  Ehe,  Heinrich  und  Otto,  welche  sich  durch 
die  Bevorzugung  ihrer  Stiefbrüder  aus  des  Vaters  zweiter  Ehe 
mit  Mathilde  von  Cleve  verletzt  fühlten;  ein  Streitverfahren 
scheint  im  Gericht  nicht  stattgefunden  zu  haben,  aber  die  da- 
mals abgeschlossene  Mutschierung  wurde  durch  Gcsamraturtheil 
bestätigt  ^).  Wenige  Wochen  später  erging  auf  Antrag  des  Erz- 
bischofs  Sifrid  von  Köln  der  Spruch  des  Hofgerichts,  dass  der 
König  gehalten  sei,  die  Bürger  von  Köln  zn  ächten,  sobald  der 
Erzbischof  selbst  oder  ein  Bevollmächtigter  desselben  es  fordern 
würde  ^);  ebenso  ward  in  der  Klagsache  des  Erzbischofs  von 
Mainz  gegen  Heinrich  von  Braunschweig  (S.  182  N.  1)  Yom 
königlichen  Gericht  erkannt,  dass  gegen  letzteren  die  Acht  zu 
verkünden  sei,  wenn  der  Kläger  keinen  weiteren  Aafschab  be- 
willigen wolle  ^).  Die  Rechtsprüche  gegen  den  Pfalzgrafen  von 
Burgund  und  gegen  die  Stadt  Valenciennes  sind  bereits  erwähnt 
worden;  was  sonst  von  Gerichtsurkunden  Adolfs  erhalten  ist^), 
kann  übergangen  werden. 

Eine   sehr  interessante  Rechtsfrage   wurde  im  Jahre  1306 


*)  Lacomblet  560  Nr.  947. 

')  Kuchenbecker:  Analecta  Hass.  YIIT.  374  —  „umme  die  tei- 
lunge  unde  den  mutscar  —  des  sint  sie  beidentalp  mit  gesamenten  urteile 
von  gerichte  geschieden.  Vglch.  Romme  1  IL  89  fgg.  und  Boehmer 
Reg.  320,  26. 

■)  Lacomblet  IL  570  —  archiepiscopus  —  iustitiam  suam  contra 
cives  Golonienses  adeo  est  prosecutus,  quod  dictante  concoxdi  sententia 
principum,  fidelium  ac  aliorum  astantium,  per  ipsum  archiepiscopam. 
coram  nobis  est  obtentum,  quod  ipsos  cives  Gol.  proscribere  tenebimur, 
quandocumque  per  ipsum  seu  per  certum  uuntium  ipsius  patentes  suas 
litteras  super  hoc  defereutem  fuerimus  requisiti.  Die  Veranlassung  su 
diesem  Rechtspinich  ist  nicht  bekannt. 

*)  Schunk :  Beiträge  III.  256;  vglch.  das.  258  und  Kopp  IlL  1.  71. 

*)  Fontes  rer.  Aust.  IL  1,  285,  Würdtwein:  nova  subs.  XlII.  4.5, 
acU  Palat.  L  356,  Ludewig  YIL  478»  Kopp  229. 
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am  Hofgerichte  Albrechts  entschieden.  Der  Edle  Gottfried  von 
Hoheniohe  aus  der  Bruneckischen  Linie,  ein  Waffengefährte 
König  Adolfs  in  der  Schlacht  bei  Göilheim,  war  später  in  das 
Cistercienserkloster  Heiibronn  getreten.  Gegen  denselben  waren 
am  Hofgericbt  oder  an  anderen  Gerichten  verschiedene  *  Klagen 
erhoben  and  es  entstand  die  Frage,  ob  er  verpflichtet  sei,  sich 
auf  dieselben  einzulassen.  Mit  Gesammturtheil  ward  dieselbe 
dahin  entschieden:  wan  er  ein  geistlich  man  ist  und  sich  von 
der  werlde  hat  gezogen  und  gelazen  hat  sone  und  erben  und 
denselben  erben  gelazen  hat  bürge,  stete,  eigen  und  leben,  gut 
and  lote,  edel  und  unedel:  ist  daz,  daz  ieman  ze  im  ze  clagen 
hat  oder  iht  rehtes  ze  im  gehaben  mak,  von  swclcher  sähe  daz 
gesin  muge,  daz  er  dem  ze  rehte  niht  antwurden  schol,  wan  er 
ein  begeben  und  ein  geystlich  man  ist;  were  aber,  daz  ieman 
iht  ze  im  zesprechen  bete  oder  iht  rehtes  ze  im  hete^  umbe 
swelcherlcye  Sache  daz  were,  geystlich  oder  werldlich,  darumbe 
schol  derselbe,  swer  der  ist,  sin  erben  ansprechen  nah  rehte, 
und  er  und  daz  vorgenaute  closter,  do  er  inne  wonhaft  ist,  schol 
darnmbe  unbekümmert  syn  und  belibeu  ,*'nnd  nieman  schol  noch 
mack  si  geladen  noch  bedagen  vor  keinem  gerihte  ^).  Ebenfalls 
vor  König  Albrecht  erschienen  im  Jahre  1298  der  Bischof 
Wemhard  von  Passau  und  vier  Vertreter  der  Bürgerschaft  die- 
ser Stadt.  Letztere  wollte  Bürgermeister  und  Räthe  als  selbst- 
gewählte Behörde  haben,  ein  eigenes  Siegel  führen  und  mancher- 
lei Neuerungen  einführen,  denen  der  Bischof  widersprach.  Die 
Parteien  waren  zu  rechtlicher  Verhandlung  an  den  Hof  geladen 
wordeta,  unterwarfen  sich  aber  nach  längeren  Verhandlungen 
einem  Schiedspruch  des  Königs  (se  nostrae  diffinitionis  arbitrio 
simpliciter  submiseruut),  der  dann  für  die  Stadt  sehr  ungünstig 
ausfiel  ^).  In  derselben  Weise,  nicht  durch  rechtliches  Erkennt- 
niss,  sondern  durch  Sühne,  legte  Albrecht  noch  eine  Reihe  an- 
derer Streitigkeiten  bei :  so  zwischen  Walter  von  Geroldseck  und 
den  Bürgern  von  Freiburg,  zwischen   dem   Bischof  Philipp   von 


*)  Archiv  für  Kunde  Österreich.  Geschichtsqnellen  VI.  174. 

*)  Mon.  Boica  XXVIII.  2.  433.  Vglch.  Hernu  Altah.  ann.  cont. 
Ratisb.  XVII.  419:  Predictus  vero  rex  non  per  forraara  indicii,  sed  per 
arbitrium  eosdem  civcs  cum  episcopo  concordavit. 
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Eichstedt  und  Dietgener  von  Castel  *),  und  andere.  Von  den 
Rechtsprüchen  aus  Albrechts  Zeit  sind  übrigens  einige  noch  gar 
nicht  veröffentlicht,  andere  in  sehr  mangelhafter  Weise.  Zn  den 
letzteren  ist  auch  der  Spruch  in  einer  Streitfrage  swischen  dem 
Erzbischof  Wicbold  von  Köln  und  dem  Grafen  Eberhard  von 
der  Mark  zu  rechnen!  Albrecht  hatte  dem  letzteren  wegen 
geleisteter  Dienste  mehrere  Höfe  für  1400  Mark  in  Pfandbesitz 
gegeben*),  während  der  Erzbischof  behauptete,  die  Höfe  seien 
ihm  zur  Obhut  anvertraut:  quae  quidem  bona  idem  archiep. 
sibi  ex  commissione  pertinere  dicebat.  Die  Parteien  compro- 
mittirten  auf  Walram  von  Valckenburg  und  Johannes  von  Kuik 
als  Schiedsrichter,  und  auf  den  Bericht  beider  bestätigte  dann  der 
König  den  Besitz  Eberhards :  quod,  audita  et  intellecta  relatione  — 
iudicamus,  dcfinimus  et  pronunciamus,  bona  huiusmodi  ipsam 
comitem  de  Marca  habere  et  teuere  debere,  sicut  sibi  sunt  ex 
causa  pignoris  obligata;  es  scheint  also,  ist  die  Urkunde  über- 
haupt vollständig  mitgetheilt '},  lediglich  eine  Confirmation  des 
Spruchs  der  beiden  Schiedsrichter  vorzuliegen. 

Von  den  Gerichtsbriefen  Heinrichs  VII.,  welche  in  deutschen 
Angelegenheiten  ergangen  sind  —  ich  übergehe  die  zahlreichen, 
in  den  Regesten  nachgewiesenen  Urtheile  gegen  einzelne  ita- 
lienische Städte,  gegen  Robert  von  Sicilien  u.  s.  w.  — ,  sind 
nur  zwei  besonders  hervorzuheben.  Als  der  König  im  Jahre 
1310  im  Kloster  der  Franziskaner  zu  Zürich  eine  öffentliche 
Gerichtssitzung  hielt,  erschien  vor  demselben  der  Abt  Heinrich 
von  St.  Gallen  und  forderte  die  Rüikgewähr  der  Vogtei  Ober  die 
Stadt  Wyl,  welche  König  Albrecht  ohne  Recht  an  das  Reich  ge- 
zogen habe.  Heinrich  VII.  gewährte  die  Restitution  in  einer 
ziemlich  ausführlichen  Urkunde.  Im  Eingang  wird  erinnert: 
/  iustitia  constans  et  perpetua  voluntas,  ius  suum  unicuique  tri- 
buere,  quae,  si  a  cuuctis  Christi  fidelibus  sit  colenda,  magis  ta- 
men  hoc  decet  Romanum  principem,  ut  ne  inde  nascantur  in- 
iuriae,  unde  iura  nasci    dubium   non    existit.      Dann   folgt   eine 


M  Schreiber:  Urkdb.  I.161,Falcken8tein:cod.dipl.  Nordg.  133. 
')  Teschenraacher:   ann.  Cliv.  cod.  dipl.  Nr.  LIL,  Lacoroblet 
IL  Nr.  1043. 

»;  Teschenmacher  a.  a.  0.  S.  39, 
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Darstellung  der  Klage  des  Abtes.  Die  Entscbeiduiig  wird  wie- 
der eingeleitet  durch  einen  Hinweis  aöf  die  tria  praecepta  iuris : 
honeste  viverc,  alterum  non  laedere,  suttm  ins  nnienique  tribuere. 
Dem  entsprechend  habe  der  König  von  den  anwesenden  Fttr- 
sten,  Grafen,  Edlen,  Ministerialen  und  andern  Reichsgetreuen 
Zeugniss  und  Urtheil  gefordert  und  diese  hätten  einstimmig  erkannt, 
dass  die  Stadt  W>1  zu  vollem  Rechte  dem  Abt  und  Gottes- 
hause  zustehe,  dem  Kaiser  und  Reich  aber  keine  Yogtei  über 
dieselbe  gebühre.  Deshalb  habe  er  die  letztere  dem  Kläger  und 
Convent  restituirt,  verleihe  ihnen  jedoch  nicht  mehr  Rechte,  als 
sie  gehabt  hätten,  bevor  König  Albrecht  sich  in  die  Angelegen* 
heiten  der  Stadt  gemischt  habe^).  In  dem  zweiten  hier  zu  er- 
wähnenden Falle  handelt  es  sich  ebenfalls  um  die  Restitution 
eines  Gutes  an  die  Kirche.  Der  Bischof  von  Eichstädt  liess  im 
Jahre  1310  den  Grafen  Konrad  von  Oettingen  wegen  Herans- 
gabe des  Städtchens  Herrieden  vor  dem  Hofgericht  verklagen. 
Der  König  vernahm  auch  diesmal  das  Zeugniss  zahlreicher 
Grafen,  Edlen  und  anderer,  welche  eidlich  bekundeten,  dass  das 
Eigenthum  des  Orts  der  bischöflichen  Kirche  zustehe  (quia  mul- 
torum  fide  dignorum  testimonio  —  quos  snb  attestatione  iura- 
menti  super  eo  interrogavimus) ,  der  Verklagte  aber  die  strei- 
tigen Güter  zu  Lehen  besessen  habe.  Da  alsdann  weiter  durch 
die  jfom  König  selbst  erlassenen  Achtbriefe  festgestellt  wurde, 
dass  Graf  Konrad  in  des  Reiches  Aberacht  gekündet,  ihm  Ehre 
und  Recht  genommen  und  seine  Lehen  dem  Herrn  ledig  gesagt 
worden^  so  war  es  bekannten  Rechtsgrundsätzen  vollkommen 
entsprechend,  wenn  nunmehr  erkannt  wurde,  dass  die  genannten 
Lehen  dem  Kläger  eröffnet  seien;  derselbe  sollte,  so  ward  wei- 
ter bestimmt,  alsbald  in  den  Besitz  derselben  gesetzt  und  gegen 
jede  Störung  Seitens  des  Verklagten  oder  dritter  Personen  ge- 
schützt werden*). 

*  Unter  den  von  König  Ludwig  pnblicirten  Erkenntnissen 
würde  das  in  der  Efaescheidungssache  der  Margaretha  von  Tyrol 
ond  des  Prinzen  Johann  von  Böhmen  gefällte  als  das  Juristisch 
wichtigste  zu  bezeichnen  sein  ').     Der  König  bekundet,  die  Her- 

*)  Herrgott:  geneal.  Habsb.  IL  Nr.  70G  S.  597. 

^)  Falckenstein:  cod.  dipl.  antiqq.  Nordg.  8.  147  uud  52. 

»)  Oft  abgedruckt,  zuletzt  bei  Riedel  IL  2.  147-9. 
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zogin  habe  theils  selbst,  theils  durch  Bevollmächtigte  gegen  ihren 
Ehegatten  auf  Scheidung  klagen  lassen:  quod  per  ins  sive 
sententiam  nostram  licite  possit  a  saepe  dicto  Johanne  — 
coniuge  suo  de  matrimonio  separari  —  et  ab  eodem  —  tota- 
liter  sie  absolvi,  ut  eidem  de  caetero  ad  nulluni  matrimonii  de- 
bitnm  teneretnr,  sed  posset  de  se  ipsa  et  suis  omnibus  ordinäre, 
secundum  quod  sibi  expediens  videretur.  Zur  Begründung  die- 
ses Antrags  hätte  Klägerin  behauptet:  quod  —  non  potuit  dictus 
Johannes  neque  valuit,  sicuti  neque  valet  aut  potest,  nee  unquam 
posse  creditur  in  futurum,  eandem  cariviiiter  cognoscere  sibi 
ooniugem  Margaretham,  quem  admodutn  niultis  et  quasi  onmit>os 
possibilibus  modis  hoc  tentans,  eundem  Johaunem  impotentem 
et  omnino  inhabilem  ad  opus  praefatum  se  dicit  expertam.  Ob- 
wohl nun  die  Herzogin  sich  sofort  bereit  erklärt  habe,  den 
Grund  ihrer  Klage  zu  beweisen,  und  obwohl  sie  selbst  und  ihre 
Rathgeber  eine  schleunige  Entscheidung  beantragt  hätten,  habe 
er  doch  die  Parteien  in  gemessenen  Fristen  und  an  sichere  Ge- 
richtsstätten '  zur  Verhandlung  vor  sich  geladen.  Klägerin  sei 
auch  erschienen  und  bereit  gewesen,  nicht  nur  die  Unfähigkeit 
des  Herzogs,  sondern  auch  ihre  eigene  Virginität  zu  beweisen, 
während  der  Beklagte  —  impositi  sibi  defectus  conscius  — 
weder  persönlich  zu  Gericht  gekommen,  noch  einen  Vertreter 
entsendet,  noch  soost  die  Behauptungen  seiner  Gemahlin  be- 
stritten habe,  sodass  letztere  soweit  für  festgestellt  zu  erachten, 
um  die  Trennung  des  ehelichen  Bandes  zu  rechtfertigen.  Auch 
könne  der  Verklagte  nicht  einwenden,  dass  er  nur  deshalb  nicht 
erschienen  sei,  weil  der  Kaiser  als  Richter  und  die  Gerichts- 
stätten ihm  verdächtig  gewesen,  denn  sowohl  der  Vater  als  der 
Bruder  des  Johannes  seien  öfters  vor  ihm  —  Ludwig  —  erschie- 
nen, ohne  in  irgend  einer  Weise  beeinträchtigt  zu  werden. 
Vielmehr  sei  der  Verklagte  beharrlichen  und  durch  nichts  ge- 
rechtfertigten Ungehorsams  schuldig  und  der  Kaiser  habe  daher : 
per  auctoritatem  nobis  rite  debitam  et  conc^sam  et  legi  divi- 
nae  conformiter,  sicuti  certum  est  et  asserunt  sacrae  scriptarae 
sive  legis  divinae  atque  civilis  sententiae  sufficientes  et  compro- 
bati  doctores,  ad  divortium  sive  separationem  matrimonii  facien- 
dum  —  procedere  volentes  atque  debeutes,  das  nachstehende 
Urtheil  verkündet:  Nos  ....  pro  tribunali  iudices  sedentjes  in 
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causa  aive  lite  divortii    seu  scparationis  matrimonii,    quae  ver- 

titur  inter  illustres  personas, visis   et   inteliectis    tarn 

per  nos  quam  per  praefatos  doctores  inribns,  rationibus,  proba- 
tionibus  et  testimoniis  Margarethae  praefatae  nee  non  contumacia 
(licti  Johannis,  dieimos,  diffiniinns  et  determinaraas ,  praefatam 
M.  separari  debere  seu  posse  de  matrimonio  a  saepe  diclo 
Johanne,  eque  converso,  cant  iisdem  vel  ipsomm  alteri  id  vide- 
bitnr  expedire ;  ipsamqae  M.  hoc  rcquirentem  instanter,  ut  supra, 
separamos,  absolvimus  et  separatam  esse  indicamus  in  matri- 
roonio  a  iani  dicto  Johanne  per  hanc  nostram  sentcntiam  diffi- 
nitivam.  Simili  quoque  modo  supfadictum  Johannem  —  sepa- 
rantes,  ita  Tidelicet,  qaod  de  caetero  praefatus  J.  supradictae 
M.  in  nuHo  matrimonio  debito  teneatar  neque  similit^r  praefata 
M.  supradicto  J.,  sed  liberum  »it  utrique  de  corpore  proprio  sive 
persona  et  ojnnibns  bonis  propriis,  iuribus  ac  rebus  tarn  mobi- 
iibns  quam  immobilibus  facere  vel  disponere  et  quodlibet  ordi- 
näre pro  suae  propriae  libito  voluntatis.  Das  ürtheil  wäre,  wie 
bemerkt,  von  höchstem  Interesse,  wenn  nicht  die  ganze  Urkunde 
mit  Yölliger  Bestimmtheit  als  unäcfat  zu  bezeichnen  wäre.  Zwar 
ist  in  dieser  Beziehung  nicht  der  Umstand  entscheidend ,  dass 
nach  dem  Recht  der  Kirche  und  zahlreicher  deutscher  Parti- 
knlarrechte  des  Mittelalters  die  Trennung  der  Ehe  ausschliess- 
lich zur  Competenz  des  geistlichen  Gerichts  gehörte  *),  —  denn 
darüber  hätte  sich  der  Kaiser  bei  seiner  damaligen  Stellung  zur 
kirchlichen  Gewalt  leicht  ohne  Bedenken  hinweggesetzt  — ,  wohl 
aber  sind  es  andere  Umstände  genug,  welche  die  Urkunde  ver- 
dächtigen. So  erscheint  es  vor  allem  auffallend,  dass  die  Ent- 
scheidung nicht  iuxta  morem  curiae  Alemanniae,  durch  Frage 
und  Folge  der  ürtheiler  gefunden  wird,  sondern  dass  der  Kai- 
ser allein  dieselbe  getroffen  haben  soll:  dicimus,  diffinimus;  de- 
terrainamus,  was  völlig  der  Art  der  Verhandlung  am  kgl.  Hofe 
widersprach ;  weder  vor  der  Zeit  des  Kaisers  noch  während  sei- 
ner Regierung  kömmt  diese  Form  vor  und  selbst  in  der  späteren 
nur  dann,  wenn  die  Entscheidung  durch  Compromiss  der  Parteien 
ausschliesslich  in  die  Hände  des  Königs  gelegt  war.     Ganz  un- 


*)  Friedberg:   de  finium  Jnter   eccl.   et   civitatem    regundorum 
iadici«  S.  120  fgg. 
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gewöhnlich  ist  sodann  die  lange  rhetorische  Einleitung«  getrennt 
von  dem  eigentlichen  Urtheil,  während  sonst  alles,  was  zur  Be- 
gründung der  Entscheidung  anzuführen  ist,  in  das  Urtheil  selbst 
aufgenommen  wird.  Weiter  ist  auffallend,  dass  jede  Angabe 
fehlt,  wann  und  wo  Margarctha  geklagt  habe,  —  sodann  der  an- 
bestimmte Ausdruck:  quod  per  se  seu  per  certos  nuntios  saos 
seu  per  procuratores  exposuit,  —  der  Mangel  jedes  Hinweises, 
wann  und  wohin  Beklagter  geladen  worden,  —  die  Betheuerung 
ferner,  letzterer  habe  ohne  Gefährde  erscheinen  können,  —  die 
ungewöhnliche  Hinweisung  auf  die  im  Erkenntniss  angenomme- 
nen Folgen  des  Ungehorsams,  —  endlich  mancherlei  Eigen- 
thümlichkeiten  im  Styl  der  Urkunde,  der  von  dem  sonst  in  der 
kgl.  Kanzlei  üblichen  dergestalt  abweicht,  dass  mit  Recht  schon 
aus  diesem  Grunde  die  Unächtheit  behauptet  werdeu  konnte  ^). 
Ob  es  sich  mit  der  angeblich  in  demselben  Jahre  ertheilteu 
Dispensation  des  Kaisers  zur  Wiedervermählung  der  Herzogin  Mar- 
garetha  mit  Ludwig  von  Brandenburg^)  besser  verhalte,  ist  hier 
nicht  zu  prüfen,  aber  es  verdient  bemerkt  zu  werden,  dass  auch 
die  Form  dieser  Urkunde  zu  den  grössteu  Zweifeln  an  ihrer 
Aechtheit  Anlass  gibt. 

Unter  den  ächten  Urkunden  Ludwigs  ist  zuerst  hervor- 
zuheben das  auf  der  Nürnberger  Reichsversammlung  vom  Jahre 
1316  gefundene  Urtheil  gegen  die  Herzöge  von  Oesterreich  und 
alle,  die  sonst  dem  König  widerwärtig  seien.  Aufgabe  könig- 
licher Hoheit  sei  es,  wird  ausgeführt,  alle  Bösen  zu  strafen, 
insbesondere  aber  diejenigen ,  welche  „  mit  grausamelichen 
roissetaten  und  Verschuldungen''  begangen  hätten  „Abfall  und 
Yerwttrkung  des  höchsten  Lasters  der  verletzten  Majestaet  and 
das  nit  ohne  Geverd,  sonder  freventlich/'  Dieser  Verbrechen 
hätten  sich  die  österreichischen  Herrn  schuldig  gemacht  und  es 
sei  deshalb  von  den  Fürsten  und  andern  Getreuen  erkannt  wor- 
den, dass  dieselben,  zumal  sie  in  ihren  Freveln  beharrten,  »mit 
dem    Verlust  all    ihrer  Höfe,    Besitzungen  und   Güter    in    den 


>)Boehmer:  Reg.  Ludwigs  S.  139  und  345. 

*)  Riedel  H.  2.  149  fgg.  Nicht  einmal  der  Inhalt  beider  Urkun- 
den ist  meines  Erachtens  für  historisch  zu  halten.  Vglch.  jedoch  Pa- 
lacky  II.  2.  242. 
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Thälern  üri,  Schwiz  und  ünterwalden  und  an  andern  Orten,  mit 
Leuten,  Gerechtigkeiten  und  allem  Zubehör  zu  bestrafen;  diesel- 
ben  sollen  zum  Reiche  eingezogen  und  von  demselben  niemals 
?eräo88ert  oder  verpfändet  worden.  Die  Urkunde  schliesst  mit 
den  nöthigen  Befehlen  zur  Ausführung  des  Urtheils  an  die  bis- 
herigen Unterthanen  der  Herzöge  ^). 

Im  Jahre  1316  kam,  wir  wissen  nicht,  auf  wessen  Ver- 
aDlassung,  am  Hofgericht  die  Frage  zur  Entscheidung:  wie  lange 
ein  Gotteshaus  solcher  Güter,  die  Seelgeräthe  seien,  in  Nuti 
und  Gewere  sein  müsse,  um  fortan  keinen  Ansprüchen  wegen 
derselben  mehr  ausgesetzt  zu  sein  ?  Ritter  und  Knechte,  welche 
das  Geriebt  besassen,  urtheilten  darauf  einstimmig:  dass  es 
Jahr  und  Tag  und  sechs  Wochen  in  Nutz  und  Gewer  sein,  dann 
aber  aller  Ansprüche  ledig  bleiben  solle.  Der  König  bestätigte 
und  verkündigte  den  Spruch^). 

lieber  die  Veräusserung  väterlicher  Erbgüter  erging  einige 
Jahre  später  auf  Anfrage  des  Königs  selbst  am  Hofgericht  die 
Entscheidung,  es  stehe  ihm  frei  und  habe  ihm  von  Rechtswegen 
jederzeit  freigestanden:  quod  bona  patrimonialia,  que  habemus, 
alienare,  vendere,  donare  et  dotem  seu  dotalicium  facere  etcon- 
stitaere  in  eisdem,  nostris  liberis  invitis,  irrequisitis  et  in  minore 
aetate  constitutis , '  etiam  matre  mortua  eorundem.  Der  König 
war  selbst  als  Richter  anwesend,  als  Urtheiler  zahlreiche  Edle 
und  andere  angesehene  Männer:  spectabiles,  nobiles  et  alii  multe 
auctoritatis  ^). 

Während  sich  der  König  in  den  Jahren  1331  und  32  zu 
Frankfurt  aufhielt,  kamen  daselbst  verschiedene  Klagen  gegen 
die  Stadt  und  Bürgerschaft  von  Mainz  am  Hofgericht  zur  Er- 
ledigung^). Als  im  Jahre  1328  der  Erzbischof  Mathias  von 
Mainz  gestorben  war^  postulirten  der  Decan  und  das  Domkapitel 
sofort  Balduin  von  Trier  zu  ihrem  Erzbischof,  übertrugen  ihm 
Pflege    uQd  Schirm    des   Erzstiftes    und    gaben    Schlösser   und 


*)  Tschudi:  ehren.  Helvet,  I.  277;  spätere  Uebersetzung  des  ur- 
BprQnglicben  Spruches. 

•)  Monum.  Boica  IX.  Nr.  52  S.  142. 

')  Zepernick:  analecta  iuris  feudalis  H.  126. 

*)  Vglch.  hierzu  Doroinicus:  Baldewin  von  Lützelburg  S.  288 fgg. 
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Festen  desselben  in  seine  Hände.  Papst  Johannes  XXII.  er- 
theilte  aber  dem  Grafen  Heinrich  von  Virneburg  die  Provision 
des  Mainzer  Erzbisthnms,  beauftragte  den  Erzbischof  von  Köln 
und  den  Bischof  von  Lüttich ,  den  Ernannten  in  den  Besitz  zu 
setzen,  übertrug  demselben  die  gesammte  Jurisdiction  und  wies 
das  Kapitel  an,  ihm  Gehorsam  zu  leisten  ^).  Aber  weder  dieses 
noch  Balduin  gedachten  sich  zu  fügen,  sondern  suchten  überall 
Helfer  gegen  Heinrich  zu  gewinnen,  welcher  bei  einem  Theil  des 
Klerus  und  namentlich  bei  der  Bürgerschaft  von  Mainz  An- 
erkennung gefunden  hatte.  Aus  dem  Kirchenstreite  entwickelte 
sich  so  ein  heftiger  und  langwieriger  Krieg  Baldnins  gegen  die 
Stadt  Mainz ,  im  Laufe  dessen  die  Bürger  mancherlei  Gewalt- 
that  gegen  Kirchen  und  Klöster,  namentlich  gegen  die  zu  St.  Al- 
ban  und  St.  Victor  verübten^).  AH  diese  Streitigkeiten  sollten 
nunmehr  zu  Frankfurt  ausgeglichen  werden;  es  ward  dem  Erz- 
bischof, Kapitel,  den  Klöstern,  den  Stiftern  in  und  um  Mainz 
auf  der  einen,  den  Bürgern  gemeinlich  auf  der  andern  Seite  ein 
Rechtstag  gesetzt  zur  Entscheidung  aller  Misshelligkeiten,  Brüche 
und  Ansprachen,  die  sie  gegen  einander  haben  möchten.  Zuerst 
erschien  Erzbischof  Balduin  selbst  mit  seinem  Vorsprecher  und 
klagte  gegen  benannte  Bürger  und  die  Gemeinde  der  Stadt  ins- 
gesammt,  dass  sie  freventlich  und  ohne  vorheriges  Rechtsverfah- 
ren Domherrn,  Achte  und  Geistliche  des  Stiftes  vertrieben,  ihre 
Häuser  und  Höfe  zerstört  und  verbrannt,  auch  den  Frieden,  den 
ihnen  der  Kaiser  geboten,  ungehorsam  gebrochen  hätten;  den 
Schaden,  den  das  Stift  erlitten,  schätzte  der  Kläger  nahezu  auf 
200000  Mark  Silber  und  forderte  Rechtens  um  die  Schmach 
und  Gewalt,  die  i^m  und  den  Seinen  zugefügt  worden.  Da  ward 
'erkannt  von  Fürsten,  Grafen,  Freien,  Herrn  und  Rittern,  die 
anwesend  waren :  verantworteten  sich  Beklagte  nicht,  solange  der 
König  zu  Gericht  sitze,  so  solle  er  über  sie  richten  mit  der 
Acht  und  dem  Kläger  Anleite  ertheilen  auf  all  ihr  Gut.  Und 
da  die  Mainzer  dann  nicht  erschienen,  so  ward  weiter  geurtheilt, 
der  Erzbischof  solle  Anleite  erhalten,  der  Edle  Ulrich  von 
Hanau  dieselbe  vollziehen  und  der  König  von  Böhmen  mit  zahl- 

>)  Reg.  Johann  XXH.  bei  Boehmer  82—84,  86,  88. 
')  Doroinicus  a.  a.  0.  249-6(). 
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reichen  andern  Fürsten,  Grafen,  Herrn  nnd  Städten  zum  Schir- 
mer  Baldains  ernannt  werden.  Ferner  wurde  erkannt,  die  Main- 
zer sollten  alle  Leben  und  Freiheiten,  die  sie  vom  Kapitel 
hätten,  verlieren,  —  wer  sich  ihnen  verbunden  durch  Eid, 
Treue  oder  Gelöbniss,  sollte  ihnen  nicht  ferner  verpflichtet  sein, 
—  die  Anleite  dürfe  ohne  des  Klägers  Willen  nicht  wieder  zurtick- 
genoromen,  die  Acht  nicht  gelöst  werden,  —  wer  ihnen  nach 
Verkündigung  der  Acht  noch  boholfen  sei  in  irgend  einer  ^Art, 
den  treffe  gleiche  Schuld  als  die  Verurtheilten  selbst  0-  Sodann 
klagten  der  Probst  und  der  Dechant  des  Main/er  Kapitels  in 
gleicher  Weise  und  um  dieselbe  Summe  gegen  130  benannte 
Bürger  und  die  Gemeinde  überhaupt,  und  erstritten  bei  dem  Aus- 
bleiben der  Beklagten  auch  daj^selbe  Urtheil ;  zum  Anleiter  wurde 
ihnen  Graf  Georg  von  Veldenz  gegeben  ^.  Endlich  klagten  auch 
noch  der  Dcchant  und  das  Kapitel  von  St.  Victor  gegen  die 
Stadt  um  6000  Mark  Silber  als  Ersatz  für  vielfach  ihnen  zu- 
f-'efiagten  Schaden  und  auch  sie  erwirkten  Anleite  gegen  die  Bür- 
gerschaft, mit  deren  Ausführung  Gottfried  zu  Eppenstein  beauf- 
tragt wurde').  Trotz  all  dieser  Rechtsprüche  und  unbekümmert 
um  die  Reichsacht,  welche  der  König  aussprach,  verharrte  die 
Stadt  doch  noch  längere  Zeit  in  Ungehorsam,  und  erst  im 
Sommer  des  Jahres  1332  kam  es  zu  einer  vertragsmässigen 
Einigung  zwischen  Bürgerschaft  nnd  Kapitel ,  in  Folge  deren 
dann  auch  später  die  Lossprechung  von  der  Acht  erfolgen 
konnte  *), 

Im  folgenden  Jahre  hielt  Ludwig  eine  Gerichtssitzung  zu 
Nürnberg  und  es  wurde  dort,  wahrscheinlich  auf  Veranlassung 
des  Königs  selbst,  den  anwesenden  Fürsten,  Grafen,  freien  Herrn 
and  Ministerialen  die  Frage  vorgelegt:  an  sigillata  cum  sigillo 
quodam  illnstris  Ludovici  roarchionis    Brandenburgensis  —    des 


*>Wttrdtwein:  Diplomataria  Magnntina  48G— 89. 

«)  Würdtwein  das.  480-85. 

*)  H  o  e  f  c  r :  Auswahl  der  ältesten  Urkunden  deutscher  Sprache  Nr. 
VA  S.  252,  auch  bei  Joannis:  scr.  II.  G0().  Zu  derscllicn  Zoit  wurde 
die  Stadt  auch  wegen  Klage  des  Edlen  von  Ingelheim  in  die  Acht  ge- 
kündigt: Würdtwein:  subs.  dipl.  IV.  267. 

*)  Dominicus  a.  a.  O.  293  fg. 

FrmnkHii,  Reichehofgerlcht.   I.  ^3 
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ältesten  Sohnes  des  Königff  —  cnm  esset  infra  annos  discrctio- 
nis  constitutus,  absque  nostro  ac  tutoris  sui  iusso  et  licentia 
fabrirato,  habere  debcrent  roboris  firmitatem.  Einstimmig  ward 
erkannt,  dass  alle  derartigen  Urkunden  aus  den  in  der  Frage 
gegebenen  Gründen  und  deshalb:  cum  illi,  qui  dictum  sigillam 
fabricari  insserunt,  dictum  nostrum  primogenitum  contra  volun- 
tatem  nostram  in  sua  potcstate  tenuorint,  keine  Gültigkeit  haben 
sollten.  Der  König  Hess  darauf  in  Gegenwart  des  versammelten 
Gerichts  das  Siegel  zerschlagen  ^). 

Als  1337  das  Ilofgericht  in  Rotweil  gehegt  wurde,  erschie- 
nen vor  demselben  Graf  Hugo  von  Hohenberg  und  Ursula,  seine 
Hausfrau.  Die  letztere  erklärte,  unter  Zuziehung  eines  aus  dem 
Gericht  gewählten  Vogtes,  des  Grafen  Ludwig  von  Oettingcn, 
dass  sie  auf  alle  Erbansprüche  an  den  Nachlass  ihres  Vaters, 
des  Grafen  Ulrich  von  Pfirt,  gerichtlich  verzichten  wolle,  der- 
gestalt, dass  Herzog  Albrecht  von  Oesterreich  und  dessen  Ehe- 
gattin des  ganzen  Erbes  geniesscn  sollten.  Der  gewählte  Bei 
stand  hielt  darauf  mit  der  Gräfin  Ursula  ein  Gespräche  —  heim- 
lich, als  er  zu  Recht  sollte  — ,  ob  sie  auch  ohne  Zwang  und 
mit  gutem  Willen  den  Verzicht  geleistet  habe,  und  als  dies  be- 
jaht wurde  und  der  Graf  von  Oöttingen  den  Bcschluss  dem  Ge- 
richt ankündigte,  frag  der  König,  der  selbst  dem  Gerichte  vor- 
sass,  Herrn  und  Ritter  um  Urtheil,  ob  Verzicht  und  Auflassung 
so  geschehen  sei,  da^s  es  Recht  und  Kraft  habe.  Dies  ward 
bekundet  und  darauf  über  den  ganzen  Vorgang  ein  Gerichts- 
zeugniss  ausgestellt  ^). 

In  vieler  Beziehung  belehrend  ist  eine  im  Jahre  1343  auf 
Antrag  der  Stadt  Stendal  ergangene  königliche  Entscheidung. 
Die  Stadt  hatte  im  Jahre  1324  dem  Markgrafen  Ludwig  von 
Brandenburg  als  ihrem  rechten  Erbherm  Hulde  geschworen, 
ebenso  aber  auch,  etwas  später,  auf  Geheiss  des  Königs  und 
seines  Sohnes,  eben  des  Markgrafen  Ludwig,  dem  Herzog  Otto 
von  Braunschweig,  diesem  jedoch  nur  für  seine  Lebenszeit.  Als 
nun  allerlei  Zwistigkeiten  und  Kämpfe  zwischen  dem  Markgrafen 
und  Herzog  Otto   ausbrachen,   wurde   der    Rath   der  Stadt   von 

»)  Ried  Ol  II.  2.  7:^. 
*)  Herrgott  II.  (iö9. 
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beiden  Seiten  um  Hülfe  und  Beistand  gemahnt:  von  jenem  auf 
Grnnd  der  geleisteten  P^rbhuldigung,  von  diesem  wegen  des  Rechts, 
das  er  zur  Zeit  an  der  Stadt  hätte.  In  dieser  schwierigen 
Lage  ertheiiten  verschiedene  Fürsten  und  weise  Leute  den  Rath, 
die  Stadt  möge  sich  bei  dem  Kaiser,  von  dem  das  Land  zu 
Lehen  gehe,  ein  Weisthum  einholen,  welchem  der  beiden  strei- 
tenden Herrn  sie  rechtens-  und  ehrenhalber  zu  helfen  habe: 
was  dieser  ihnen  zu  thun  befehlen  würde  in  offenem  besiegelten 
Rriefe,  dem  sollten  sie  folgen.  Man  entschied  sich  für  diesen 
Ausweg  und  die  Sache  gelangte  am  königlichen  Hofe  zum  Aus- 
trage. Den  anwesenden  Grafen,  Freien,  Rittern  und  Knechten 
wurde  zunächst  die  umständliche  Anfrage  vorgelegt  und  dann 
als  Recht  gewiesen  und  gesprochen :  es  sei  aus  den  von  den  an- 
fragenden Bürgern  vorgetragenen  Thatsachcn  zu  entnehmen,  dass 
in  den  obschwebenden  Streitfragen .  das  Recht  auf  Seiten  des 
Markgrafen,  das  Unrecht  auf  Seiten  Herzogs  Otto  sei;  da  man 
aber  immer  dem  Rechte  helfen  solle  und  nicht  dem  Unrecht,  so 
sei  die  Stadt  verpflichtet,  jenem  Hilfe  zu  leisten  und  nicht  diesem. 
Der  König  bestätigte  dieses  Urtheil  und  liess  dasselbe,  wie  es 
gewünscht  worden,  der  Stadt  unter  seinem  kaiserlichen  Insicgel 
zugehen  ^). 

Eine  für  die  Geschichte  des  Strafrechts  nicht  unwichtige 
Entscheidung  erfolgte  am  Hofgericht  im  Jahre  1344,  Der 
Pfelzgraf  Rudolf  erklagte  wider  Konrad  von  Sauesheim  wegen 
zahlreicher  Beschädigungen  eine  Summe  von  6000  Mark,  wegen 
welcher  er  in  die  Güter  des  Schuldigen  eingewiesen  werden  sollte. 
Dann  aber  ward  weiter  geklagt,  es  seien  mehrere  Leute  des 
Pfalzgrafen  zu  Mosbach,  wo  Konrad  Hauptmann  gewesen,  er- 
schlagen worden,  und  hierauf  das  Urtheil  gefunden:  „dass  ein 
tod  wider  den  andern  gehört  und  also  ist  der  vorgenante  K. 
V.  S.  —  des  leibes  —  mit  rechten  urteil  vervallen.**  Der  König 
solle  denselben  in  die  Acht  thun,  wenn  er  dazu  vom  Kläger  ge- 
raahnt werde;  sollte  ihn  jemand  dann  noch  schützen,  so  würde 
das  Reich  und  der  Kläger  gegen  diesen  dieselben  Rechte  haben, 
als  gegen  den  Geächteten  selbst^). 

*)  Erklärung  des  Raths  bei  Riedel  II.  2.  163  und  das  Woisthnm 
des  Ilofgcrichts  daselbst  104—66. 
•)  Tolner:  bist.  Pal.  88. 

13» 
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Die  Nachrichten  über  die  Thiitigkeit  dos  Hofgerichts  unter 
Ludwig  dem  Bayer  —  wie  überhaupt  in  dem  ganzen  Zeitraum 
von  1273  bis  1347  —  liesson  sich  noch  beträchtlich  weiter 
ausdehnen;  denn  wiewohl  viele  der  überhaupt  erhaltenen  Urkun- 
den noch  nicht  veröffentlicht  sind,  ist  doch  auch  schon  die  Zahl 
derer,  welche  zur  Einsicht  vorliegen,  eine  sehr  bedeutende  ^).  Es  war 
indess  auch  für  diesen  Zeitabschnitt  an  dem  Plane  festzuhalten, 
nur  das  Bedeutendere  hervorzuheben,  das  minder  Wichtige  aber 
für  die  Darstellung  in  den  beiden  folgenden  Büchern  zu  be- 
nützen. Je  voller  sich  der  Reichthum  an  Urkunden  mit  der 
Zeit  entwickelt,  umso  mehr  wird  es  nothwendig,  diese  Schranken 
einzuhalten;  für  die  Geschichte  der  Zeit  namentlich,  mit  welcher 
sich  der  folgende  Abschnitt  beschäftigt,  ist  dies  dringend  geboten. 


')  Vglch.  noch  Reg.  Ludwigs  242,  44,  3;H,   575,  C5H,    1287,  1374, 
1420,  38,  1550,  71,  1854,  2031,  34,  43,  94,  41«,  47,  638,  307«,  3349. 
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Von  Karl  dem  Vierten  bis  Sigismnnd. 
1346-1437. 

Es  war  ein  grosser  Nachtheil  für  das  Reich,  dass  mit  dem 
Rc{?inn  der  Herrschaft  der  Luxemburger  der  Mittelpunkt  der 
Kegierung  und  Verwaltung  nach  den  östlichen  Grcnzlajidcn  ver- 
legt wurde.  Mehr  als  einzelne  politische  FehlgrifTc  der  Könige, 
mehr  auch  als  das  selbstsüchtige  Treiben  der  Herrn  und  Städte 
hat  jener  Umstand  dazu  beigetragen,  Deutschland  der  Anarchie 
entgegenznführen.  Eine  strenge  Handhabung  des  Landfriedens 
durch  den  König  war  fortan  unmöglich,  von  einem  kräftigen 
Recbtsschutze  durch  das  ferne  Hofgericht  konnte  kaum  mehr  die 
Rede  sein.  Was  aber  sollten  königliche  Gebote  und  Verbote 
nützen,  wenn  die  starke  Macht  fehlte,  Gehorsam  für  diese  und 
jene  zu  erzwingen  ? 

Unter  Karl  dem  Vierten  wäre  es  noch  möglich  gewesen, 
der  beginnenden  Auflösung  entgegenzuarbeiten.  Der  König  war 
ein  Herrscher  von  grosser  Welt-  und  Meni^chenkcnntniss,  klug 
und  bedächtig,  nüchtern  und  praktisch ,  ein  unzweifelhaft  sehr 
fähiger  Regent.  Wie  er  zu  herrschen  und  zu  regieren  verstand, 
zeigte  er  in  Böhmen,  das  er  aus  tiefem  Verfall  zu  einem  grossen, 
mächtigen,  blühenden  Staate  erhob:  natürlich  also,  dass  man 
ihn  dort  als  den  populärsten  Herrscher  pries,  den  das  liand 
je  gehabt.  Aber  über  seine  Wirksamkeit  im  Reiche  lautet  das 
Unheil  wesentlich  anders.  Den  Fürsten  seiner  Zeit  an  Geist 
nnd  Geschick  weit  überlegen,  gestützt  auf  den  Besitz  einer  terri- 
torialen Macht  ohne  Gleichen  in  jenen  Tagen,  hättet tn-  es  ver- 
suchen können,  eine  gründliche  und   dauernde  Verbcsscrnng  der 
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(leutsclicii  Zustäiuli!  herbeizuführen.  Diesen  Versuch  hat  er 
nicht  gewagt ;  es  fehlte  ihm  am  rechten  Muth,  sagen  die  eine», 
grossen  Zielen  mit  energischen  Mitteln  entgegenzustreben,  — 
er  habe,  entschuldigen  andere,  die  Lage  des  Reichs  bereits  für 
unheilbar  gehalten,  —  vielleicht,  und  das  möchte  das  Richtij,'ste 
sein,  hat  er  den  fortschrtiitenden  Verfall  des  Reichs  nicht  uu- 
gern  gesehen,  in  der  trügerischen  Iloffjiung,  es  werde  sich  nach 
Vernichtung  alles  Restehendeu  eine  neue  staatliche  Ordnung  von 
Böhmen  aus  herstellen  lassen. 

Denn  die  Sorglosigkeit  des  Kaisers  gegenüber  den  ininier 
bedrohlicher  werdenden  Zuständen  im  Reiche  lässt  sich  kaum 
anders  erklären.  Müssig  schaute  er  zu,  wenn  die  deutschen 
Länder  weit  und  breit  durch  blutige  Kämpfe  zerfleischt,  wenn 
die  Bedeutung  der  besten  Stützen  kaiserlicher  Macht  unter 
graben  wurde,  immer  nur  darauf  bedacht,  bei  (ter  furchtbaren 
Verwilderung  die  gierige  Lwst  nach  Land  und  Erwerb  zu  be- 
friedigen. Niemand  beneidet  dem  Laude  Böhmen  den  reichen 
Segen,  den  Karl  über  dasselbe  ausgebreitet,  aber  Niemand  kann 
auch  läugnen ,  dass  er  ob  der  Sorge  für  das  Königrcicli  die  dem 
Reiche  schuldigen  Pflichten  versäumte.  Das  alte  Wort,  der 
Kaiser  sei  der  Vater  Böhmens,  aber  der  Stiefvater  des  heiligen 
römischen  Reichs  gewesen,  ist  in  vieler  Hinsicht  nur  allzu  wahr 
und  bestätigt  sich  immer  mehr,  je  weiter  die  traurige  Geschichte 
jener  Zeit  erforscht  wird^). 

Was  das  Reich  in  den  dreissig  Jahren  der  Ilerrschaft  Karls 
gelitten  hat,  ist  oft  geschildert  worden.  Es  ist  wahr,  der  Kaiser 
hat  wiederholt  für  einzelne  Reichstheile  Landfrieden  verkündet^;, 
und  auch   oline   sein   Zuthun    wurden    viele    Vereinigungen   zur 


*)  Für  die  Geschichte  jener  Zeit  vglch.  Pdzel:    Kaiser  Karl  der 
Vierte,  2  Bde.,  1783;  Palacky  IL  2.  273-419;   Souchay  IIL  279 
375;  Droysen  L  1G7  fgg. 

•)  So  1348  in  Sat^hsen:  Riedel  IL  2.  S.  221);  1349  in  Franken: 
Mich  eisen,  urkundlicher  Beitrag  zur  Geschichte  der  Landfrieden  in 
Deutschland  (Nümberg,  1863)  S.  29  fgg.;  1350  und  wiederholt  später  iu 
Schwaben:  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  IL  17;  in  ilom- 
selben  Jahre  am  fthein:  Lehmann  706,  Schaab  I.  302  fgg  ;  1353  uml 
54  in  verschiedenen  Theilen  Süd-  und  Westdeutschlands.  Hcnr.  Ilebilorl 
bei   Frehcr-Struve  I.  639,  Michael   Herbipoiensis    ad   a.  1353  bei 
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Erhaltung  der  Kube  geschlussco  ^).  Aber  in  jener  Zeit  kam  zu- 
erst das  Wort  auf:  dorn  Landfrieden  ist  nicht  zu  trauen,  und 
wie  sehr  es  berechtigt  war,  lernen  wir  aus  der  Geschichte  fast 
aller  deutschen  Territorien.  Es  lohnt  nicht  der  Mühe,  Einzel- 
heiten zu  erzählen  ^),  wenige  grelle  Züge  genügen  zur  Charak- 
teristik des  jammervollen  Zustandes.  Als  im  Jahre  \'M\b  der 
Kischof  Dietrich  von  Worms,  geheimer  Rath  des  Kaisers,  im 
Auftrage  des  letzteren  nach  Rom  ging,  ward  er  auf  offener 
Strasse  augefallen  und  seiner  Habe  wie  der  kaiserlichen  Schrei- 
ben beraubt,  seinem  Herrn  und  dorn  Reiche  zu  bitterer  Schmach : 
nnd  Karl  that  nichts,  den  Frevel  zu  strafen,  als  dass  er  die 
Städte  im  Elsass  ersuchte,  ihm  zu  seinem  Rechte  zu  verhelfen  ^). 
Einige  Jahre  später  ward  in  Schwaben  ein  grosser  Bund  der 
Städte  errichtet,  welcher  ausschliesslich  die  Erhaltung  des  Land- 
friedens bezweckte.  Der  Kaiser  hatte  ihn  genehmigt,  in  sei- 
nem Namen  sollte  der  Landgraf  Ulrich  von  Helfeustein  Haupt- 
mann nnd  Führer  der  Vereinigung  sein.  Als  dieser  im  Früh- 
jahr 1372  durch  einige  Edellcute,  wie  man  sagte,  auf  Anstiften 
Eberhards  von  Wirttemborg,  überfallen  und  gefangen  genommen 
worden  war,  rüsteten  sich  die  Städte  zur  Bestrafung  der  Friede- 
brechcr.  Es  kam  zum  Kriege,  die  Städte  unterlagen,  and  der, 
für  dessen  Befreiung  sie  in  den  Kampf  gezogen  waren,  ward  in 
seinem  Gefäugniss  ermordet.  Nun  hätte  man  erwarten  dürfen, 
Karl  werde  selbst  den  an  seinem  Iiaudfriedenshau])tmann  be- 
}:augencu  doppelten  Frevel  ahnden  und  strafen,  aber  er  that  nichts 
davon;  die  Städte  wurden  zu  einem  nachtheiligen  Frieden  ge- 
nöthigt  und  der   Kaiser    scheute    sich   nicht,    das   Missgeschick 


Boehmcr:  fontes  I.  47S,  Mon.  Zoll.  III.  250,  Hoehini'r  cod.  il.Mfr. 
fi2H;  1:WW  Biiigor  LandfriedcMi :  Lehmann  72l>,  Seh a ab  T.  :52«>;  1:572 
ih  Westfalen:  Seibertz  II.  Nr.  ^<2i  und  KH,  Prcuss  und  Falk- 
mann Lippische  Rcgesteu  II.  340,  Mich(*lsen  a.  a.  0.  18. 

»)  Vglch.  z.  B.  Lacomblct  390,  409,  G5S,  Quellen  und  Er- 
örterungen z.  b.  u.  d.  Gesch   VI,  420  fgg. 

»;  Schaab  I.  2t)2,  319,  24  fgg.,  31  fgg.  und  Souchay  a.  a.  0. 
theilen  solche  in  grosser  Anzahl  mit,  ersterer  zum  Theil  mit  den  Wor- 
ten gleichzeitiger  Quellen. 

»)  Schaab  I.  321,  II.  240  Nr.  180. 
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derselben  zur  Erpressung  schwerer  Geldsummen  auszubeuten  ^). 
War  es  zu  verwundern,  dass  man  unter  solchen  Umständen  die 
geschriebeneu  Laudfriedensgesetze  missachtete  und  mehr  der 
eigenen  Kraft  als  dem  Schutze  des  Kaisers  vertraute?  Und 
wer  sollte  das  ferne  Gericht  des  Königs  aufsuchen,  um  sich 
Recht  sprechen  zu  lassen  und  dann  doch  keinen  Beistand  zu  finden 
zur  Ausführung  des  Spruches?  Man  griff  lieber  selber  zu  und 
suchte  mit  Gewalt  zu  erreichen ,  was  im  Rechte  nicht  durch- 
zusetzen war.  „In  diesser  zeit*',  erzählt  die  Limburger  Chronik, 
„erschlug  eines  herrn  söhn  von  Icker,  das  da  stosset  an  das 
land  von  Hessen,  zu  todt  seinen  vettern,  darumb  dass  ihnie  die 
herrschaft  Icker  werden  möchte.  Und  umb  den  groseu  mord 
und  bosheit,  zogen  ertzbischoif  Gerlach  zu  Mentz  und  landgraf 
Heinrich  zu  Hessen  und  graff  Otto  von  Waldecken  vor  das  schloss 
Icker  und  vor  andere  sein  schloss,  land  und  leut  und  gewonnen 
das  schloss,  land  und  leut  und  behüten  das  under  sich  and  be- 
haltend zu  ewigen  tagen  die  herrschaft  von  Icker"  ^).  So  ein 
Fall  für  viele  andere.  Der  Mord  ungesühnt,  die  Eigcumacbt 
ungestraft :  das  war  die  Regel  geworden  im  heiligen  römischen 
Reiche  und  der  Kaiser,  der  doch  in  Böhmen  so  streng  richtete 
und  jede  Willkür  beseitigte,  that  nichts,  dem  Uebel  zu  steuern. 
Was  frommten  dem  Reiche  die  weit  aussehenden  Projekte  Karls, 
was  sollte  ein  Staatsgrundgesetz,  wie  er  es  gab  und  danu  zuerst 
selbst  wieder  brach,  nützen ,  wenn  nichts  geschah ,  die  ersten 
Grundlagen   aller   staatlichen    Ordnung,    den    Frieden    and  das 


*)  Vischer  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  II. 
17  fgg.  Die  erste  Vereinigung  der  schwäbischen  Städte  erfolgte  13ö(^; 
sie  wurde  erneuert  1B52,  53,  56:  aus  letzterem  Jahre  ist  der  Bundes- 
briof  bei  Datt  31  erhalten,  lieber  spätere  Begünstigungen  des  Ver- 
eins durch  den  Kaiser  vglch.  Vischer  S.  18.  Die  Ernennung  Ulrichs 
von  Helfenstein  erfolgte  am  6.  Deccmber  1370,  als  Borcs  von  Rieseu- 
burg,  kais.  Hauptmann  in  Bayern,  die  Erneuerung  des  Bundes  bewirkte: 
Reg.  in  den  Forsch.  IL  127.  Ueber  den  Krieg  der  Städte  gegen  Eber- 
hard von  Wirttemberg,  den  man  als  Urheber  des  Friedensbruchs  ansah, 
und  über  das  schmähliche  Verhalten  des  Kaisers  theilt  Vischer  am 
a.  0.  Näheres  mit.  Vglch.  auch  Frensdorff  in  den  Chroniken  dvr 
deutschen  Städte  II.  150. 

»)  Die  Limburger  Chronik  des  Johannes.  Herausgegeben  v.  Res  sei 
(Wiesbaden,  18G0)  S.  30. 
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Recht,  zu  erhalten?  Das  zu  thun,  war  die  erste  Aufgabe  des 
deutschen  Königs  und  diese  grade  hat  Karl  IV.,  wer  mag  es 
läugnen,  nicht  gelöst  und  nie  ernstlich  zu  lösen  gesucht. 

Aber  die  Sorglosigkeit  des  Kaisers  trug  bittere  Früchte 
auch  für  sein  eigenes  Haus.  Hatte  man  lernen  müssen,  dass 
wenig  Hülfe  gegen  Unrecht  und  Gewalt  vom  König  zu  erwarten 
sei,  so  hatte  man  auch  gelernt,  das  Oberhaupt  des  Reiches  für 
entbehrlich  anzusehen.  Karls  Nachfolger  musste  das  gleich  zu  Anfang 
seiner  Regierung  erfahren.  Der  Landfrieden,  welchen  Wenzel  1370 
zu  Frankfurt  verkündet  hatte  *),  scheint  spurlos  vorübergegangen 
zu  sein.  Anstatt  sich  einer  gemeinen  Ordnung  zu  fügen,  such- 
ten vielmehr  Heim  und  Städte  sich  selbst  zu  schützen:  im 
Westen  des  Reichs  erneuerte  sich  der  rheinische  Städtebund  ^), 
iDi  Süden  schlössen  sich  die  Städte  in  Schwaben,  Bayern  und 
Franken  zusammen  ^),  beide  }3ündnisse  waren  bald  eng  ver- 
einigt^) und  in  Schwaben  kam  durch  den  Ehinger  Vertrag  vom 
April  13&2  eine  grosse  Vereinigung  der  Herren,  Ritter  und 
Städte  zur  Erhaltung  der  Ruhe  und  des  Friedens  zu  Stande^). 
Alles  dies  war  ohne  Mitwirkung  des  Königs  geschehen  und  es 
lag  die  Befürchtung  nahe,  es  könnten  auch  in  anderen  Landschaf- 
ten ähnliche  Verbindungen  ohne  Rücksicht  auf  die  Reichs- 
Verfassung  geschlossen  werden.  Da  gedachte  der  König  seine 
Aatorität  wieder  herzustellen,  alle  selbständigen  Bündnisse  auf-  > 
zulösen  und  einen  Landfrieden  zu  errichten,  dessen  Haupt  er 
selbst  sein  wollte.    Dieser  Frieden   ward    auf  einem   Reichstage 

*)  Wencker:  app.  archiv.  230,  Pelzel  I.  78,  Janssen:  Reichs- 
correspondenz  S.  4,  5,  7.,  Chroniken  IV.  66. 

*)  Am  20.  März  1381,  verlängert  6.  Juli  1382:  Schaabl.  341,  2,7, 

II.  206  fgg.,  74  fgg. 

')  Urkunde  vom  4.  Juli  1376:  Knipse hild:  de  iuribus  et  priv. 
civitatum  iroperialiuin  487,  vom  20.  Decbr.  1377  und  28.  Septbr.  1382: 
Forschungen  zur  deutschen  GeschiclLte  II.  18h  fgg.  Ueber  die 
Oeschichte  des  Bundes:    Vis  eh  er  in  den  Forschungen   IL  22  —  200, 

III.  1-39,  Frensdorff  a.  a.  0.  183. 

*)  BündnisB  vom  17.  Juni  1381,  verlängert  15.  October  1382:  Leh- 
mann: Speiersche  Chronik  (1698)  S.  746,  Vischer  II.  38  fgg.,  50  fgg., 
Schaab  I.  342  fgg.,  349,  II.  268,  83,  Chroniken  der  fränkischen 
Städte  I.  133  fgg. 

»}  Datt  44,  Vischer  U.  43  fgg.  und  143  fgg. 
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zu  Nürnberg  am  11.  März  1383  verkündet*).  Ausser  den 
Fürsten  und  Herrn  sollten  auch  die  Städte  demselben  beitreten, 
aber  weder  am  Rhein  noch  in  Schwaben  wollten  sie  ihre  Bünd- 
nisse aufgeben  und  Alles,  was  Wenzel  durchzusetzen  vormoclite, 
war  i'ine  äusserliche  Vereinigung  der  beiden  Bünde  mit  den  Ge- 
nossen des  Nürnberger  Friedens,  welche  im  Sommer  1384  zu 
Heidelberg  verabredet,  Ende  des  Jahres  1387  auf  zwei  Jahre 
verlängert  wurde  '^).  Wie  wenig  vom  König  zu  hoffen  und  zu 
erwarten  war,  lernten  die  Städte  auch  jetzt  wieder  erfahren. 
Er  hatte  das  Bündniss  der  schwäbischen  Städte  nicht  nur  ge- 
nehmigt, nicht  nur  verheissen,  dasselbe  niemuls  abzuthun,  son- 
dern ihnen  auch  seine  Hülfe  für  den  drohenden  Krieg  mit  den 
Fürsten  zugesagt.  Aber  als  nun  der  Kampf  wirklich  ausbrach, 
blieb  er  that-  und  regungslos,  und  als  die  StÜdte  nach  einem 
verheerenden  Kriege  unterlagen,  war  grade  er  es,  welcher  ihre 
Partei  verliess  und  unerwartet  ihre  Bündnisse,  als  wider  Gott, 
den  König  und  das  Reich  gerichtet,  auflöste.  Sie  sollten,  j^o 
ward  bestimmt,  dem  Landfrieden  beitreten,  den  der  König  am 
5.  Mai  1389  auf  sechs  Jahre  errichtet  hatte  ^),  vorher  aber  sich 
mit  den  Herren  vertragen,  gütlich  oder  mit  Recht.  Diese  Auf- 
lösung der  Städtebündnisse  war,  vom  politischen  (Jesichtspunkte 
aus  betrachtet,  so  unweise  als  möglich,  denn  der  König  beraubte 
sich  dadurch  seiner  einzigen  Stütze  gegen  die  immer  steigenden 
Ansprüche  der  Fürsten,  ohne  sich  die  Anhänglichkeit  der  letz- 
teren zu  erwerben;  aber  sie  war  auch  praktisch  verfehlt.  Denn 
der    P>iede    war    mit   nichten   gesichert,    immer    wieder   tauchte 


*)Wöiicker:  jipp.  2JiH,  Neue  Sammlung  der  Reichs- 
abschiede  I.  SS;  v«!.  Pelzol  I.  130,  Vischnr  II.  fK)  fgg.  In  cint^in 
besondern  Ausschreiben  forderte  Wenzel  alle  Fürsten,  üral'en,  Frei«»ii 
uud  Ritter  auf,  alle  etwaigen  Ycrbhidungen  mit  Reichsstädten  aufzulösen. 

*)  Stallung  vom  2ß.  Juli  1384  hei  Datt  55,  die  Mcrgenthcimer 
Einigung  vom  5.  November  1387  bei  Wencker  app.  arth.  242,  Leh- 
mann 754;  die  rheinischen  Städte  traten  der  Einigung  von  1*^^7  nicht 
bei.  Vglch.  Schaab  I.  354,  Gl,  II.  3(K)  fgg.,  Chroniken  IV.  47, 
Via  eher  II.  52,  06,  165  fgg. 

»)  Datt  66-71,  Lehmann  739,  Ulraan  Stromer  I.  c.  17,  vj;!. 
Felzel  I.  2C)8  fgg.,  SSchaab  I.  372,  Janssen  33.  Das  Schreiben  an 
die  Städte  bei  Datt  61. 
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aller  Orten  and  Enden  die  Zwietracht  und  das  frechste  Gewalt- 
weseu  auf,  und  in  den  Kreisen  des  Volkes  sprach  man  nur  noch 
mit  Spott  und  Hohn  von  solchen  wirkungslosen  Landfriedens- 
geboten ;  so  war  es  vor,  so  war  es  nach  dem  Eger'schcn  Land- 
frieden und  als  der  König  nach  langen  Jahren  wieder  einmal 
in  das  Reich  kam  und  zu  Frankfurt  ähnliche  Einrichtungen  zur 
Erhaltung  der  Ruhe  anordnete^),  verbreitete  man  Spottgedichte 
im  Reiche,  in  denen  sich  der  gerechte  Unmuth  der  Zeitgenossen 
über  die  nutzlosen  Gesetze  Luft  machte  ^).  Ea  war,  als  hätte 
das  Reich  keinen  Herrscher  mehr! 

Und  viel  anders  war  es  in  der  That  nicht.  >Jiemals  hatte 
ein  weniger  würdiger  Regent  die  deutsche  Krone  getragen,  als 
Wenzeslaus,  and  niemals  war  das  Reich  tiefer  erniedrigt  worden, 
als  es  durch  ihn  geschah^).  Einen  „unnüczen;  versumelichen, 
üiiachtbaren  entglieder  uud  unwirdigen  hanthaber  des  heiligen 
römischen  richs"  nannten  ihn  die  Kurfürsten  mit  Recht.  Charak- 
terlos, wie  er  war,  zerfiel  er  bald  mit  allen  Parteien;  die  Reichs- 
gcschäftc  wurden,  wenigstens  in  den  letzten  zwölf  Jahren  seiner 
Regierung,  in  empörender  Weise  vernachlässigt;  Jahre  lang  be- 
suchte er  das  Reich  gar  nicht  und  sandte  die  Boten  der  Herrn 
und  Städte,  welche  ihn  baten,  dorthin  zurückzukehren,  mit  höh- 
nenden Reden  heimwärts*);  von  seinen  eigenen  ünterthanen  niiss- 


')  Frankfurter  Landfrieden  vom  Januar  13U8:  Neue  Sammlunar 
der  R.-A.  I.  97  fgg.  und  öfters  gedruckt.  Vgh-h.  Pflzel  IL  3f)7--62. 
lieber  den  fränkischen  Landfrieden  von  1397  vglch.  Chroniken  der 
fränk.  Städte  L  427. 

*)  Vglch.  das  Gedicht  bei  Janssen  47--49,  Liliencron  201  fgg. 

*)  Für  die  Geschichte  Wenzels  vgl.  Pelzel:  Lebcnsgcschichtc  des 
-  Königs  Wenceslaus  (Prag,  1788) ;  Palacky  IUI.  3  — 125;  Höfler: 
Roprecht  von  der  Pfalz  (Freiburg,  1861)  60—185;  Abc hb ach:  Ge- 
schichte Kaiser  Slgismnnds  (1838)  L  48  fgg.;  Souchay  HI.  375—426. 

*)  Die  Verhandlungen  mit  Fürsten  und  Städten  hatten  kgl.  Send- 
boten zu  führen,  Reichsvikare  wurden  nur  selten  bestellt,  so  1348 
Przimislaus  von  Teschen  nach  der  Urkunde  bei  Wencker  215—16, 
1396  Sigismund  von  Ungarn  (Bibl.  bist.  Gott.  162  und  Pelzel  IL 
Nr.  125 1,  der  aber  in  seinen  eigenen  Staaten  so  beschäftigt  war,  dass 
er  das  Reich  gar  nicht  besuchen  konnte.  Während  der  Gefangenschaft 
Wenzels  im  Jahre  1396  abemahm  Pfalzgraf  Ruprecht  der  Aeltere  auf 
Wunsch  der  Kurfürsten  das  Vikariat:  Janssen  36—38. 
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achtet,  in  Zwietracht  mit  den  böhmischen  Landherren,  in 
Hader  mit  Vettern  und  Bruder,  als  Gefangener  von  Burg  zu 
Burg  geschleppt,  überall  gedemtithigt  und  doch  voll  zornigen 
Hochmuthcs  :  '—  ein  solcher  Regent  sollte  die  Geschicke  Deutsch- 
lands lenken  in  dieser  schweren  Zeit. 

Nicht  dass  man  den  König  endlich  absetzte ,   —  dass  man 
ihn  so  lauge  ertrug,   erscheint  auffällig  ^).     Mögen  immerhin  die 


*)  Dass  man  schon  viel  früher  daran  dachte,  Wenzel  vom  Reiche 
zu  entfernen,  zeigt  das  Schreiben  von  1384  bei  Janssen  S.  12,  13. 
Die  auf  die  Absetzung  König  Wenzels  und  die  Wahl  Ruprechts  bezüg- 
lichen Aktenstücke  sind  in  bekannten  Sammlungen  mehrfach  gedruckt, 
neuerdings  zum  grössten  Theile  wieder  bei  Janssen  S.  55  tgg.  und 
486—533.  Am  4.  Juni  1400  luden  die  vier  rheinischen  Kurfücsten  den 
König  vor,  am  11.  August  mit  ihnen  zu  Oberlahnstein  zu  erscheinen, 
um  die  Gebrechen  zu  beseitigen,  an  denen  Kirche  und  Reich  so  lange 
gelitten;  sollte  er  ausbleiben,  so  müssten  sie  dazu  gedenken,  thuu  und 
bestellen,  „daz  das  heilige  rych  nüczlicher  und  redelicher  gehandelt 
wurde"  (Janssen 505).  Die  Absetzungsurkunde  (Pelzel  II.  Urkunden 
Nr.  169,  Janssen  518—23)  bezeichnet  sich  selbst  als  einUrtheil  („mit 
disera  unserm  orteil,  daz  wir  dun  und  geben  in  dieser  schrifFt",  sententia 
diffinitiva:  Janss.  532),  das  der  Erzbischof  Johann  von  Mainz  verkün- 
digte, unter  dessen  Siegel  es  auch  notariell  ausgefertigt  wurde.  Ueber 
die  Verhandlung  selbst  wissen  wir  nichts  Näheres.  Das  llrtheil  führt 
zunächst  die  Beschwerden  der  Fürsten  auf,  erwähnt  dann,  dass  sich  die- 
selben vergeblich  bemüht  hätten,  den  König  aufbessere  Wege  zulei- 
ten, und  schliesst,  die  anwesenden  Kurfürsten  seien  nach  langer  Be- 
rathung  auch  mit  anderen  Fürsten  und  Herrn  übereingekommen,  den 
König  abzusetzen.  „Und  wir  Johann  erczbischoff  —  in  gerichtes  stat 
gesessen  —  abetun  und  abeseczen  —  den  vorgenanten  herrn  Wenczlaus  — . 
Gelesen  und  nszgesprochen  ward  das  vorgenante  orteil  und  sentencie 
von  uns  Joh.  erczb.  —  also  von  unser  und  —  unser  mitkurfürsten  wegen 
—  by  Obernlaenstein  —  uflF  eyme  stule  daselbst  zu  einem  rechtstule  er- 
haben, als  —  unser  mitkurfürsten  und  wir  daselbest  zu  gerichte  saszen/* 
Von  den  im  ürtheil  angeführten  „beweglichen"  Gründen  zur  Absetzung 
des  Königs  mögen  einige  immerhin  wenig  stichhaltig  erscheinen,  die  im 
Text  mitgetheilten  Vorwürfe  fallen  Wenzeslaus  ganz  gewiss  zur  Last: 
nur  verschweigen  freilich  die  Fürsten,  wie  sehr  sie  selbst  dazu  bei- 
getragen, das  Reich  in  die  von  ihnen  geschilderte  trübselige  Lage  zu 
versetzen.  In  einem  Schreiben  bei  Janssen  I.  63  wird  als  ein  Grund 
zur  Absetzung  auch  angegeben :  daz  er  erbere  lüde  unde  (Lücke)  vor  daz 
hoffegericbte  hat  geheischen  in  sacken,  die  nit  darfur  gehorten,  und  ebenso 
S.  517:  item  extorsit  minus  iuste  pccunias  ab   bominibus   per  iudicium 
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Beweggründe  jener  Fürsten,  welche  /a  Oberlahn  stein  am  20.  August 
t400  über  Wenzel  zu  Gericht  sassen,  nicht  eben  lauter  gewesen 
sein,  ihr  Spruch  war  doch  vollauf  durch  die  Untüditigkeit  des 
Königs  gerechtfertigt.  ,,So  hat  er  auch  nye  kein  acht  gehabt 
der  missehell  und  kriege,  die  leider  manich  zyt  in  dütschen  und 
in  andern  landen  des  heiligen  richs  swerlich  nnd  verderblich 
gewesen  und  noch  wcrendc  sind,  deshalb  grosz  raub,  brand  und 
mort  oifcrstanden  sind  und  teglich  schedelicher  offerstcnt.  Und 
iiant  noch  pfaffen  noch  leyen,  noch  ackerman  noch  kaulflutc, 
beide  man  oder  wyp,  frieden  uff  dem  lande  oder  uff  dem  waszer, 
and  werdont  auch  kirchen,  closterc  und  andere  gotshuscr,  die 
das  heilige  rieh  hanthaben  und  beschirmen  solde,  verderplich 
geraupt,  gebraut  und  gcnczlich  sunder  gots  forchtc  gewüstet  und 
verdrießen.  Es  hat  auch  yederman  deshalbcn  sinen  mutwillen 
wider  glimph  und  recht  mit  dem  andern  getrieben  und  noch 
tribet  sunder  besorgunge  und  achte  des  heiligen  riches,  das  also 
versumelich  gehalden  ist  worden.  Und  cnweisz  auch  yeczunt 
nyman,  für  wene  er  daz  recht  bieden  möge ,  das  er  von  des 
heiligen  richs  wegen  daby  behalten  und  beschirmet  werde/' 
Diese  Vorwürfe  wenigstens  waren  begründet  und  dadurch  allein 
schon  die  Entfernung  Wenzels  vom  Reiche  vollauf  gerechtfertigt. 
Ein  Mann  von  anderm  Geist  und  Sinn  war  Ruprecht. 
Klug  im  Rathe,  tüchtig  und  tapfer,  einen  Vertheidiger  der  Unter- 
drückten und  einen  eifrigen  Schirmer  der  Gerechtigkeit  nennen 
ihn  die  Zeitgenossen.  Es  fehlte  ihm  weder  an  Einsicht  für  das, 
was  dem  Reiche  noth  that,  noch  an  Eifer,  danach  zu  streben. 
Unablässig  im  Reiche  verweilend,  immer  dasjenige  mit  Energie 
verfolgend,  was  er  selbst  als  die  Aufgabe  seiner  Regierung  be- 
zeichnete, hatte  er  doch  selten  die  Freude,  seine  Bestrebungen 
mit  Erfolgen  belohnt  zu  sehen.  Es  war  in  der  That,  wie  Häusser 
sagt,  eine  Herrschaft  ohne  Freude  und  Frucht,  eine  zehnjährige 


corjac  imperialis,  citando  ipsos  causa  cxtorsionis  pccunie^^  In  dem 
Urtheil  selbst  wird  dieser  Punkt  nicht  spccicll  erwähnt,  sondern  nur 
im  Allgemeinen  die  Verworrenheit  der  Rechtspflege  beklagt.  Vglch. 
auch  Ulman  Stromer  T.  c.  20.  Eine  Darstellung  dos  Rechtsverfahrens 
bei  der  Absetzung  Wenzels  h^t  neuerdings  Löher  (Münchner  hist. 
Jahrb.  für  186:1  S.  3-127)  gegeben. 
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Tantalusarbeit  ^).  Und  die  Ursache  dieses  Scheiterns  aller  vom 
Könige  gehegten  Pläne  ist  nicht  in  Zufälligkeiten,  in  zusammen- 
treffenden ungünstigen  Ereignissen,  sondern  in  der  trostlosen 
Lage  des  Königthnms  zu  suchen.  Es  war  die  Zeit  gekommen, 
in  der  das  Oberhaupt  des  Reiches  nicht  mehr  galt,  als  jeder 
Reichsstand  es  gelten  lassen  wollte,  —  die  Zeit  einer  so  tiefen 
Erniedrigung  der  königlichen  Gewalt,  dass  Peter  von  Ailly  nicht 
mit  Unrecht  sagen  konnte^):  hodie  adeo  depressa  est  imperialis 
potestas,  ut  magis  honoretur  ac  vereatur  etiam  a  maximo  usqne 
ad  minimum  aliquis  capitaneus  gentium  armigerorum  in  Italia, 
quam  imperator  vel  rex  Romanorum ! 

In  seinem  Schaken  und  Walten  erinnert  Ruprecht  häufig 
an  Rudolf  von  Habsburg.  Seine  Aufgabe  als  König  sei,  meldete 
er  den  Städten ,  Friede  und  Recht  im  Lande  zu  erhalten  ^). 
Als  er  im  Jahre  1405  eine  grosse  Zahl  Raubburgen  in  der 
Wetterau  zerstört  hatte,  erklärte  er  den  hoch  erfreuten  Bürgern 
der  umliegenden  Städte,  er  habe  nur  gethan,  was  ihm  von 
Rechtswegen  gezieme*),  und  auf  dem  Mainzer  Reichstage  von 
1406  antwortete  er  auf  verschiedene  Vorwürfe  der  Fürsten:  er 
were  der,  der  von  des  Richs  wegen  Fride  bestellen  und 
machen  sulde  und  wulde  und  were  auch  allzeit  dazu  geuciget 
und  wulde  auch  gerne  mit  irem  und  ander  Fürsten,  Herren  und 
Stede  Hülfe  und  Rath  den  Friden  bestellen  und  ein  gemein 
Recht  helifen  überkommen  und  setzen,  nachdem  als  das  Recht 
itzunt  lange  sei  verdrücket  gewest;  were  das  dann  ein  jeglicher, 
er  were  fürste,  grave,  herr,  ritter,  knecht,  burger  oder  gebur 
oder  wer  er  were'  nach  siner  statt  mochte  zu  recht  komen  und 
wissen,  wie  er  solich  recht  erfordern  sulde  und  wulde,  das  er 
das  gern  helffin  und  darby  setzen  lip  und  gut  und  all,   das   er 


*)  Uebcr  Ruprechts  Regierung  vglch.  Chmel:  Regcsta Ruperti  regis 
Romanorum  (Erfurt  1834),  H ausser:  Geschichte  der  rheinischen  Pfalz 
I.  212—61,  Höfler:  Ruprecht  v.  d.  Pfalz. 

*)  V.  d.  Hardt:  magnum  concilium  Constant.  I.  322. 

')  Botschaft  an  die  schwäbischen  Städte  bei  Wencker:  app.  et 
inst,  archiv.  S,  287. 

*)  Anbringen  an  die  Reichsstädte  von  1406:  a.  a.  0.  283,  vglch. 
auch  das  Schreiben  Ruprechts  bei  Janssen:  117,  18.  lieber  den  Zag 
nach  der  Wetterau  vglch.  die  Fortsetzung  des  Kftnigshoven  bei  Mono  : 
Qncllcnsammlung  I.  2G0  und  die  Berichte  bei  Janssen  118—22. 
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vermogte  ^).  Demgemäss  handelto  er  denn  auch.  Er  ordnete 
nnd  verbesserte  den  Landfrieden  in  den  verschiedensten  Theilen 
des  Reichs^;  wo  es  möglich  war,  erleichterte  und  sicherte  er 
das  Schicksal  der  bisher  Verfolgten  und  Unterdrückten  ') ;  un- 
ausgesetzt war  er  bemüht,  die  immer  neu  ausbrechenden  Zwistig- 
koiten  zwischen  den  Fürsten,  Herrn  und  Städten  auszugleichen*); 
er  hegte  oft  das  Gericht  und  seine  Rechtsprüche  waren  un- 
parteiisch und  streng.  Da  iiannten  ihn  die  Ritter  und  Fürsten 
einen  harten  Herrn,  der  sie  ,,von  ihrer  Herrlichkeit  und  Her- 
kommen drängen"  wolle*),  aber  das  Volk  freute  sich,  dass 
wieder  einmal  ein  König  sei,  der  das  Unrecht  und  die  Gewalt 
der  Grossen  beuge.  „Der  kunig  was  ein  gottlicher,  tugent- 
bafiter  man  und  herr,**  sagte  man  von  ihm  ®). 

Aber  wie  viel  kömmt  darauf  an,  in  welche  Zeiten  die 
Tugend  auch  der  Besten  fällt'')!  Der  Wille  des  Königs,  sein 
Eifer  und  seine  unablässige  Sorge  für  die  Aufrechthaltung  und 
Sicherung  des  Rechts  konnte  nur  wenig  helfen,  da  eben  die 
da rch greifende  Gewalt  fehlte,  dem  Rechte  auch  Anerkennung 
zu  verschaffen.  Wie  schwer  es  ward,  selbst  einzelnen  Städten 
gegenüber  das  Ansehen  des  Königs  zu  behaupten,  —  wie  sorg- 
los man  den  Drohungen  des  Reichsgerichts  trotzte,  zeigt  zur 
Genüge  schon  der  Prozess  gegen  die  Krönungsstadt  Aachen. 
Bald   nach   seiner  Wahl    und   zuletzt  im   Dccember  1400  hatte 

*)  Urkunde  Nr.  44.  zu  Ölen  Schlager:  goldene  Bulle  S.  113. 

*;  Landfrieden  für  Franken  von  1402  bei  Wölkern:  bist.  Norimb. 
dipl.  516,  verbesserter  Landfr.  für  Franken  bei  Chmel:  reg.  S.  2()r)fgg., 
Landfr.  in  der  Wetterau  von  1405:  reg.  Nr.  1999  und  für  mehrere 
Theile  des  nördlichen  Deutschlands:  das.  2719. 

•)  Üeber  das  Verhältniss  des  Königs  zu  den  Juden  z.  B.  vglch. 
Ilöfler  a.  a.  0.  375-80. 

*)  Schiedsprüche  Ruprechts  Reg.  1409,  10,  1581,  2538,  G3,  88,  2a52 
und  öfters. 

■)  Archivnote  bei  Janssen  124. 

•)  So  die  Fortsetzung  des  Königshoven  bei  Mono  I.  260.  In  ancforn 
Quellen  wird  der  König  als  iustos,  iustitiam  (|uaerons,  in  opprcssorum 
defensione  sollicitna,  iustitiae  gloria  clarissimus,  iustitiae  cultor  et 
zclator  gepriesen. 

')  Quantum  rcfert  quibus  temporibus  optimi  cuinsque  virtiis  incidat. 
An  diese  Grabschrift  Adriaus  VI.  erinnert  mit  Bezug  auf  Huprocht 
HOfler  8.  469. 
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Ruprecht  an  die  Stadt  geschrieben  nnd  Einlass  zur  Krönnnp 
hegehrt  ^),  die  Stadt  aber  die  Oeifnung  -der  Thore  verweigert  *^). 
Deshalb  fand  die  Krönung*  zu  Köln  statt,  die  unfrehorsamen 
Bürger  aber  erklärte  der  König  für  Rebellen,  befahl  sie  und 
ihre  Güter  überall  su  arrestiren^)  und  versagte  denselben  freies 
Geleit  zur  Frankftirter  Messe*).  Am  2.  Mai  1402  sprach  der 
Hofrichter  Engelhard  von  Weinsberg  die  Acht  über  die  Stadt 
aus^^),  aber  auch  hierdurch  wurd"e  der  Widerstand  niclit  ge- 
brochen. I>er  König  rief  deshalb  die  geistliche  Gewalt  um  Rei- 
stand an,  und  in  der  That  gewährte  «auch  Papst  Ronifacius  IX. 
die  erbetene  Hilfe.  In  seinem  Auftrage  ermahnte  der  Rischof 
von  Worms  die  Bürger  insgesammt,  sich  binnen  sechs  Wochen 
dem  Könige  zu  unterwerfen  und  bedrohte  die  Widerstrebenden 
mit  der  Excommunication,  die  Stadtgemeinde  selbst  aber  mit  dem 
Interdict  ®).  Aber  auch  dies  fruchtete  niclit.  Die  Stadt  beharrtc 
in  ihrem  Widerstände,  Ruprecht  sah  sich  zu  Verhandlungen  ge- 
nöthigt  und  diese  führten  nach  mehr  als  zwei  Jahren  zu  einer 
Einigung,  welche  für  die  Bürgerschaft  so  günstig  war,   dass  die 


*)  lieg.  Nr.  35.  Das  Schreiben  hei  Martene:  coli.  ampl.  IV.  28 
und  doiitsch  bei  Janssen  I.  545. 

«j  Martone  IV.  30,  Janssen  548,  4\), 

'}  Der  König  erklärt,  dass  er  wogen  des  Ungehorsams  der  Stailt 
verbieton  müsse,  den  Kauficutcn  und  ihren  Waaren  Sicherheit  zu  ge- 
währen, vielmehr  sollten  diese  imd  jene  festgenommen  und  zuriick- 
hchalten  werden  (arrestari  et  dctineri).  Ilinc  pctimus,  heisst  es  sodann 
in  dem  Schreiben  an  die  einzelnen  Fürsten  und  Städte,  ut  tuis  officiali- 
bus,  tholonariis  et  subditis  in  terris  et  dominio  tuo  maudes,  ut  civibus 
Aqncnsibus  illorumque  racrcatoribus  eorumque  mercibus  nullus  prae- 
bcatur  commcatus  atque  ut  tui  nihil  ab  illis  emant,  nullum  cum  eis 
habeant  commercium,  nibilqne  importari  aut  per  vias  tuas  transirc  iu- 
vent.  Martene  35—36,  Janssen  557,  8.  Das  waren  die  Zwangs- 
mittel, welche  der  deutsche  König  in  dieser  Zeit  gegen  ungehorsame 
Stände  anwenden  musste! 

♦)  Martene  70,  Janssen  599. 

')  Obre  cht:  app.  iuris  publici  104—106.  Mit  Vollziehung  der  Acht 
wurde  nach  der  Urkunde  bei  Chmel  S.  218  Hans  Meillerstein  von 
Heidelberg  beauftragt. 

•)  Schreiben  des  Papstes  bei  Martene:  thes.  novus  L  1713,  das 
des  Bischofs  das.  1714—16. 
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Sohne  als  eine   neue  Demflthignnf;  der   königlichen   Gewalt  an- 
gesehen werden  nmss  *). 

Und  wie  in  diesem  Falle,  so  war  es  noch  sonst  anendlich 
häufig.  Acht  und  Bann  hatten  ihre  Schrecken  verloren  und 
wer  die  Macht  hatte,  trotzte  kecklich  allen  Erkenntnissen,  Dro- 
hungen und  Strafen  des  obersten  Gerichts.  Aus  der  Schwäche 
der  Reichsgerichte  aber  folgte  all  das  Unheil,  das  sich  in  dieser 
Zeit  verheerend  über  das  Reich  verbreitete.  Der  eben  be- 
schworene Landfriedc  ward  immer  aufs  Neue  gebrochen,  Fehden 
und  Kriege  wogten  hin  und  her,  kaum  hatte  sich  eine  Wunde 
geschlossen,'  so  brach  an  anderer  Stelle  eine  neue  auf.  Daher 
die  unausgesetzten  Klagen  über  den  unheilvollen  Zustand  des 
deutschen  Reichs,  über  die  gänzliche  Verkümmerung  aller  staat- 
lichen, rechtlichen  und  sittlichen  Ordnung.  Gern  hätte  Ruprecht 
dieselbe  gebessert,  aber  die  Verhältnisse  waren  stärker  als  sein 
j  Wille;,  er  musste  die  am   besten  vorbereiteten  Massregeln  miss- 

lingen,    alle    bedeutenderen    Unternehmungen    scheitern    sehen. 
Dies  lag  nicht  wie    zur  Zeit  Wenzels   an   der  Sorglosigkeit  und 
'  dem  trägen  Sinne  des  Regenten,  sondern  an  der  völligen  Macht- 
I  losigkeit  des  Königthums,   die  grade   während  der  zehnjährigen 

I  Regierung  dieses  eifrigen  und  tüchtigen  Mannes  am  Deutlichsten 

bemerkbar  wurde. 

Auch  unter  Sigismund  erfolgte  kein  Fortschritt  zum  Besseren. 
Mit  grosser  Freude  hatte  man  von  vielen  Seiten  die  Wahl  des- 
selben zum  deutschen  König  begrüsst,  denn  man  erwartete  Be- 
deutendes  von    seiner    Regierung:    gewaltige   Reformen    in    der 

')  Im  Sommer  14()5  dauern  die  Feindseligkeiten  noch  fort:  Chmel 
S.  218.  Am  14.  Novbr.  dess.  J.  bevollmächtigt  der  König  einige  Räthe 
zu  Verhandlungen  mit  der  Stadt,  und  wiederholt  diesen  Auftrag  im 
Juli  1407:  Reg.  2095,  334.  Die  Einigung  wurde  am  13.  Octoher  1407 
vom  König  bestätigt:  Reg.  2377.  Nach  der  das.  S.  226  mitgetheilten 
Urkunde  sollte  die  Bürgerschaft  dem  Könige  die  Thore  öifnen  und 
„umbe  sin  gnade  und  hulde  zu  erwerben'*,  achttausend  Qulden  zahlen, 
der  König  dagegen  alle  Privilegien  und  Freiheiten  bestätigen  und  der 
Stadt  einen  Revers  ausstellen,  dass  die  zu  Köln  erfolgte  Krönung  den 
Freiheiten  Aachens  keinen  Eintrag  thun  solle.  Üebcr  den  ganzen 
Streit:  K.  F.  Meyer  Aachen'schc  Geschichten  I.  Buch  (1781)  S.  360- 
64,  fiäberlin:  Reichshistorie  IV.  281  fgg.,  Iläusser  I.  220,  40  fgg., 
Höfler  a.  a.  0.  S.  180  und  360. 

Franklin,  Reichshofgericlit.   T.  |4 
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Kirche  und  eine  gründliche  Umgestaltung  der  öffentlichen  Ver- 
hältnisse in  Deutschland.  Aber  diese  Hoffnungen  sind  nur  zum 
geringsten  Theilc  in  Erfüllung  gegangen,  lieber  schwache  Ver- 
suche zur  Beseitigung  der  zahllosen  Missstände,  an  denen  das 
Reich  dahinsiechte,  ist  man  unter  Sigismunds  Regierung  nicht 
hinausgekommen  und  nach  fast  dreissigjähriger  Herrschaft  hinter- 
licss  der  König  Deutschland  in  einer  Verwirrung  und  Unord- 
nung, gegen  welche  der  Znstand  bei  Ruprechts  Dahinscheiden 
/noch  für  ein  verhältnissmässig  günstiger  gehalten  werdeft  konnte. 
Vieles  wissen  die  Zeitgenossen,  zumal  die  Freunde  der  Kirchen- 
einheit, an  Sigismund  zu  rühmen  :  seine  Grossinnigkeit,  Klugheit, 
Bildung  und  Freigebigkeit;  seiner  Fehler  gedenken  nur  wenige: 
multivolus  et  inconstans  wird  er  von  Aeneas  Sylvius  genannt, 
nullius  thesauri  custos,  prodigus  dispensator.  Und  diese  Eigen- 
schaften grade  waren  es,  welche  das  Fehlschlagen  so  vieler 
Unternehmungen  des  Königs  veranlassten.  Schwankend  in  seiner 
Politik,  bald  diesen,  bald  jenen  Gehör  leihend ,  Einflüsterungen 
und  Bestechungen  in  jeder  Weise  zugänglich:  so  war  der  König, 
und  deshalb  konnte  ihm  so  wenig  Grosses  gelingen.  Er  regt 
grosse  Pläne  an,  leitet  bedeutende  Unternehmungen  ein,  aber 
er  opfert  jene  den  augenblicklich  drängenden  Interessen  und 
lässt  diese  aus  den  nichtigsten  Ursachen  fallen.  Er  gefällt  sich 
zeitweise,  gewiss  dem  Drängen  eines  ursprünglich  edlen  Gemüths 
folgend,  in  der  Rolle  des  Schirmherrn  aller  Bedrückten  und  des 
strengen  gewissenhaften  Richters,  aber  die  Greldnoth,  in  die  er 
sich  leichtfertig  selbst  gebracht,  wird  unbequem  und  es  scheint 
ihm  nun  nicht  mehr  erniedrigend,  um  Gewinnes  willen  das  Recht 
zu  beugen.  So  reich  begabt  der  König  war,  es  fehlte  ihm  die 
tüchtige  sittliche  Kraft,  das  Be\^nsstsein  der  Pflicht.  Das 
Schwanken  in  Plänen  und  Entwürfen,  die  Sorglosigkeit  bei  Aus- 
führung seiner  EntSchliessungen,  der  Mangel  an  Entschlossenheit 
und  Beharrlichkeit  --  diese  Fehler  machen  sich  immer  wieder 
geltend  und  verhindern  die  Erreichung  grosser  Ziele.  In 
kleineren  Verhältnissen,  auch  bei  der  Verwaltung  der  Rechts- 
pflege, tritt  namentlich  der  Mangel  an  Berufstreue,  Gewissen- 
haftigkeit und  Sorglichkeit  hervor  und  führt  zu  zahlreichen 
ärgerlichen  Missgriffen  nnd  zu  einem  schmählichen,  das  König- 
thum  entwürdigenden   Schacher   mit   Ländern    und   Ehren,   mit 
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dem  Recht  und  der  Gerechtigkeit.  Freilich  trifll  nicht  alle 
Schuld  den  König  allein.  Hätte  er  strenge  und  energische 
Freunde  and  Rathgcber  gehabt,  so  hätten  jene  unwürdigen  Mass- 
regeln  in  der  Verwaltung  und  Handhabung  des  Rechts  vermieden 
werden  können,  und  hätte  er  gleich  von  vornherein  bei  denen, 
die  mit  ihm  berufen  waren,  das  Beste  des  Reichs  wahrzunehmen, 
grössere  Theilnahme  und  willigeres  Entgegenkommen  gefunden, 
so  hätte  dies  wohl  seiner  Politik  eine  andere,  den  Interessen 
Deutschlands  gfinstigere  Wendung  gegeben.  Aber  es  war  Niemand; 
der  entschlossen  und  einflussreich  genug  gewesen  wäre,  der  Will- 
kür und  Leichtfertigkeit  dos  Königs  entgegenzutreten,  und  darum 
blieb  sein  Regiment  immerdar  launenhaft  nnd  locker.  Und  weiter 
fand  der  König  in  Deutschland  bei  Fürsten  und  Städten  so  wenig 
Bereitwilligkeit,  ihn  bei  seinen  Reformplänen  zu  unterstützen, 
dass  er  bald  Lust  und  Neignng  verlor,  seine  Kräfte  immer 
wieder  an  den  Kampf  mit  den  Widerstrebenden  zu  setzen. 
Alle,  der  König,  die  Fürsten  und  Städte  trugen  Schuld  an  der 
Entwürdigung  und  Verkümmerung  des  Reichs,  und  dass  sie  sich 
dessen  gegenseitig  anklagten ,  beweist  nur ,  dass  sie  insgesammt 
sich  dieser  ihrer  Schuld  bewusst  waren  ^). 

Mehr  als  drei  Jahre  waren  seit  der  zweiten  Wahl  Sigis- 
mands  (21.  Juli  1411)  vergangen,  che  er  in  das  Reich  kam. 
Wiederholt  zwar  hatte  der  König  den  Reichsständen,  einzelnen 
und  allen  insgesammt,  verheissen,  zur  Krönung  nach  Aachen  zn 
kommen  und  des  Reiches  Wohlfarth  wahrzunehmen ,  aber  die 
Angelegenheiten  des  deutschen  Ordens  und  der  österreichischen 
Herzöge,  der  venetianische  Krieg,  der  Zug  nach  Tyrol,  Grau- 
bünden und  dann  nach  Italien,  machten  die  Erfüllung  jener 
Verheissung  unmöglich.  Die  beiden  ersten  Reichstage,  welche 
Sigismund  dann  im  Jahre  1414  nach  Speier  und  Coblenz  be- 
rief, waren  von  den  Reichsständen  so  wenig  zahlreich  besucht, 
dass  Verhandlungen  gar  nicht  gepflogen  werden  konnten.  Bessern 
Erfolg  hatte  eine  Zusammenkunft  mit  den  Fürsten  zu  Nürnberg 
und  der  Städtetag  zu  Heilbronn,  und   am  8.  November  erfolgte 


')  FOr  die  Geschichte  dieser  Zeit  vglch.  namentlich:  Aschbach: 
(rescliichte  Kaiser  Sigmunds  (4  Bde,  1H38)  und  Droysen:  Gesch. 
der  preuss,  Politik  (I.  Bd.,  1855). 
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endlich  die  Krönung  zu  Aclien.  Erst  von  dieser  Zeit  an,  eigentlich 
sogar  erst  nach  seiner  Ankunft  in  Constanz  (Weihnachten  1414) 
heginnt  der  König  in  die  deutschen  Verhältnisse  kräftiger  ein- 
zugreifen. Denn  al»gesehen  von  der  Errichtung  eines  Land- 
friedens für  Franken  ^)  und  der  Anhahnung  eines  solchen  für 
Schvvahen,  Elsass  und  die  Rheinlande  ^),  ward  in  dem  ganzen 
Jahre  1414  nichts  Wesentliches  vorgenommen,  alles  Wichtigere 
vielmehr  für  den  auf  das  folgende  Jahr  berufenen  Reichstag 
verschoben. 

In  Constanz  war  es,  wo  die  Gewalt  des  deutschen  Königs 
noch  einmal  ihre  ganze  frühere  Bedeutung  gewonnen  zu  haben 
schien.  Derselbe  Regent,  der  eben  noch  die  gänzliche  Ver- 
lassenheit des  Königthums  beklagt  hatte,  übt  plötzlich  nach 
mehr  als  einer  Richtung  hin  eine  Herrschaft,  die  an  das  alte 
dominium  mundi  erinnern  konnte,  und  durfte  nicht  ohne  Be- 
rechtigung den  Gesandten  der  italienischen  Städte  die  Worte 
zurufen:  Seht,  was  ein  König  der  Deutschen  vermag!  Niemals 
vorher  und  niemals  später  hat  Sigismund  eine  auch  nur  an- 
nähernd gleiche  Macht  geübt  und  schon  wenige  Jahre  später 
klagt  er  wieder,  dass  sich  Alles  von  Kaiser  und  Reich  abge- 
wendet habe.  Und  in  der  That  war  der  Schimmer,  der  die 
Krone  damals  umleuchtcte,  erborgt  —  der  Einfluss,  dessen  sich 
der  König  rühmte,  ein  leider  nur  vorübergehender.  Denn  nicht 
etwa  einer  dauernden  Machtstärkung,  nicht  seiner  Stellung  zum 
Reiche  dankte  Sigismund  den  Glanz  jener  Tage,  sondern  seinem 
Verhältniss  zur  Kirchenversaramlung.  Es  lag  im  wohl  verstan- 
denen Interesse  der  versammelten  Väter,  die  Bedeutung  des 
deutschen    Königthums    hervorzuheben     und    nach    Kräften    zu 


*)  Wencker:  app.  et  instr.  arch.  314. 

*)  Darüber  wurde,  wie  das  Sehreiben  der  Frankfurter  Abgeordneten 
bei  Asch b ach  I.  449  und  Janssen  I.  263  ergiebt,  zu  Heilbronn  ver- 
handelt. Der  König  erklärte  damals :  „wie  er  gerne  Fride  und  Gnade 
in  den  Landen  sehen  wulde.'*  Zu  Frankfurt  versicherte  er  im  December 
desselben  Jahres,  er  wolle  zum  Frieden  rathen  und  helfen  und  nicht 
Leute,  Leib  und  Leben  daran  sparen,  sondern  gemeinen  Nutzen  wirken ; 
er  wisse,  dass  die  Städte  gern  Frieden  hätten  und  er  hoffe  auch  mit 
den  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten,  an  denen  er  freilich  grossen 
Anstand  habe,  durchzukommen.  Berichte  bei  Asch b ach  452  und 
Janssen  270—72. 
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stützen,  nm  unter  dem  Schutze  und  durch  die  Mitwirkung  des- 
selben die  Ziele  zu  erreichen,  nach  denen  das  Concil  auf  kirch- 
lichem Gebiete  strebte.  Dem  Könige  allein  war  es  zu  danken, 
dass  sich  die  Kirchenversaramlung  nicht  gleich  Anfangs  auflöste 
nnd  später  völlig  resultatlos  verlief;  dafür  lohnte  die  Kirche 
dann  aber  auch  dadurch,  dass  sie,  solange  das  Interesse  es  er- 
heischte, das  Ansehen  dos  Königs  möglichst  zu  erhöhen  und  zu 
kräftigen  strebte.  Als  dieses  Interesse  schwand,  sank  das  An- 
sehen des  Königs  ebenso  rasch  als  es  plötzlich  gestiegen  war 
und  der  trügerische  Glanz  der  Krone  musste  bald  erbleichen. 

Immerhin  aber  hatte  das  Reich  manchen  Yortheil  von  der 
kurzen  Machtstellung  des  Königs.  Es  gab  doch  wieder  einen 
Regenten,  der  nicht  nur  den  königlichen  Titel  führte,  sondern 
auch  die  königliche  Gewalt  ausübte.  Mit  entschlossenem  Muthe 
wusste  damals  Sigismund  die  mächtigsten  deutschen  Fürsten, 
welche  sich  der  Rechtsordnung  nicht  fügen  wollten,  zum  Gehor- 
sam und  zur  Unterwerfung  zu  zwingen.  Eifrig  beschäiligte  sich 
der  König   mit   der   Herstellung   des   Landfriedens*),    mit   einer 

>)  Schon  im  Jahre  1415  ward  über  die  Verbesserung  des  Land- 
friedens gehandelt,  es  kam  aber  zu  keinem  Beschlüsse,  sondern  es 
WBrde  den  Städten  nur  anempfohlen,  alle  ihre  Beschwerden  zu  sammeln 
und  über  die  Verbesserung  des  Friedens  überhaupt  und  gewisse  zu 
diesem.  Zweck  vom  Könige  aufgestellte  Propositionen  auf  besonderen 
Städtetagen  zu  berathen.  Städteconvente  fanden  zu  diesem  Zweck  in 
den  Jahren  1415  und  16  mehrere  statt.  Aschbach  II.  251  und  Janssen 
272,  82,  99,  305,  12,  20.  Nach  der  Rückkehr  Sigisraunds  aus  Frank- 
reich und  England  sollten  dann  definitive  Anordnungen  getroft'en  werden. 
Schreiben  Sigismunds  an  die  Wetterauischen  Städte  vom  26.  Juni  1415 : 
„Wann  nu  vil  und  mancherley  grosser  gcbpechen,  von  fremden  leufften, 
unfriden ,  müntzen  und  ander  ungerechten  stücken ,  in  dem  heiligen 
romischen  riebe  und  nemlich  in  tuschen  landen  überstanden  und  itzund 
vil  zyte  getrieben  und  gehandelt  sind,  die  dem  riebe,  fürsten,  edeln, 
steten  und  gemeinen  landen  schedlich  und  als  wol  als  der  kirchen 
Sachen  notdürfftig  sind  zu  Vechtvertigen  und  wann  wir  soliche  recht- 
vertikeite  und  besserunge  alsbalde  wir  in  diese  lande  widerkommen 
mit  gotes  hilffe  und  des  richs  kurfttrsten,  fürsten  und  getrueen  und 
auch  ewern  rate  und  bystand  fürhant  zu  nehmen  und  darumb  ein  ge- 
meyne  sammunge  aller  des  richs  undertanen  und  getrueen  zu  berufen 
und  ob  got  wil,  fridund  gerechtickeit  in  dem  riebe  zu  bestellen  meynen. 
Darumb  begeren  wir  von  ewern  trueen  mit  ganzem  ernste  und  flisse, 
euch  darzu  zu  richten,  sowie  wir  in  diese  lande  widerkommen  sin  und 
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Reform  der  öffentlichen  Angelegenheiten,  und  wenn  auch  seine 
Bemühungen  an  dem  Widerstreben  der  Fürsten  und  Städte 
'  scheiterten ,  den  Nutzen  hatten  sie  doch ,  dass  die  allgemeine 
Aufmerksamkeit  auf  die  Mängel  der  Verwaltung  hingelenkt  und 
das  Bedflrfniss  einer  Reform  klar  erkannt  wurde.  Einzelnes 
wurde  auch  zu  gemeinem  Nutzen  neu  geordnet  und,  was  besonders 
wichtig  erscheint,  es  ward  während  der  Dauer  des  Conciliuras 
das  Reichshofgericht  wieder  aufgerichtet  und  gewährte  den 
Bedrängten  die  Möglichkeit  eines  kräftigen  Rechtschutzes:  dies 
erschien  wie  etwas  Neues,  Ungewohntes  und  wird  in  den  Be- 
richten der  Zeitgenossen  besonderer  Erwähnung  werth  gehalten  ^). 

euch  einen  nemlichen  tag  setzen  und  verschriben  werden,  das  ir  dann 
zu  uns  ungehindert  kommen  moget,  uns  und  dem  riche  dorynuü  zu 
raten  und  zu  helffen:  und  wir  schribtfn  euch  diss  darumb,  ob  ir 
cinichirley  gebrechen  habt,  sy  sin  geistlich  oder  werntlich,  das  die  ver- 
zeichnet und  mitsampt  euch  wolbcdacht  uff  alle  sache  für  und  zu  uns 
komcn  mögen.  Wann  wir  ye  mit  allem  unserm  vermögen  darzu  tun 
wollen,  daz  fride,  gerechtickcit ,  gerichte  und  gemeiner  nucz  in  dem 
riche  wieder  uffgerucket  werden.*^  Aehnlich  m  dem  Schreiben  nach 
Frankfurt  vom  9*  Februar  1417,  beide  bei  Aschbach  426,  30  und 
Janssen  292,  302.  lieber  verschiedene  Landfriedensprojekte  wurde 
in  der  That  auch  zu  Constanz  im  Jahre  1417  verhandelt,  es  kam  aber 
EU  keinem  Beschlüsse*  Vglch.  Asch  bach  II.  201—55,  D r o y  s e n  349  fgg. 
1)  Justinger,  Chronik  von  Bern  313:  Der  küng  gestatt  da  meng- 
lichem des  rechten,  wann  er  sin  ho^ericht  da  hatt  Und  war  graf 
Günther  von  Swarzenberg  hofnchter.  Da  warent  auch  viele  fürsten 
und  herrea,  di^  des  rechten  mit  einander  pflagent  —  Bericht  der  Frank- 
furter Städteboten  bei  Janssen  275,  Ascbbach  IL  434:  Auch  ist 
der  von  Swarzburg  liofrichter  und  faste  geweidig.  Und  saget  man,  er 
habe  von  unsers  hern  des  kunigs  wegen  alle  lehin  zu  lihen,  aue  fursten- 
und  fanlchin,  und  als  uns  dunket  sust  meistig  von  steden  und  soliche 
Sache  alle  zu  handeln.  Daruff  er  auch  uff  einer  der  stede  stoben  hie 
dicke  vor-  und  nachmitdage  siezet  so!  icher  sache  zu  warten  und  uss- 
zurichten,  des  auch  eczwan  by  ime  siezen  yni  zu  helffen,  grave  £.  von 
Nellemberg,  grave  Rudolff  von  Montfort  und  eczliche  me  herren.  Dar- 
nach mogit  ir  uch  gen  den  von  Swarczburg  wissen  zu  richten.  In  einem 
spätem  Berichte  heisst  es:  Und  heldet  man  faste  hoffgerichte  y  zur 
Wochen  zwey  oder  drüe,  das  uns  duncket,  iz  neme  faste  ende  die  lüde 
zu  erclagin.  Janssen  276,  79  fgg.  Der  Rath  zu  Frankfurt  erkundigt 
sich  dann  im  Jahre  1417,  ob  das  Uofgcricht  noch  gehalten  werde,  denn 
er  wolle  mehrere  Personen,  welche  die  Stadt  beschädigt  hätten,  doit 
verklagen.    A.  a.  0.  317. 
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Mit  Sigi8muQd*8  Abreise  nach  Ungarn  im  Anfang  des  Jahres 
1419  bBginut  für  Deutschland  eine  lange  Zeit  arger  Zerrüttung. 
Während  die  Uussiten  mit  Feuer  und  Schwert  die  Länder  an 
den  Gränzen  Böhmens  verwüsteten,  löston  sich  im  Reiche  alle 
Bande  der  Ordnung.  Die  Gewalt  allein  entschied,  das  Recht 
lag  darnieder,  der  Machtlose  war  rechtlos.  Der  König  sorgte 
nicht  nrehr  um  das  Reich  und  Jahre  vergingen,  ehe  er  in  das 
selbe  zurückkehrte.  Zwar  hatte  er  den  Kurfürsten  Friedrich 
von  Brandenburg  als  Reichsvikar  zurückgelassen  ^),  aber  nur 
Weniges,  was  am  Lautesten  Abhülfe  forderte,  vermochte  dieser 
zu  ordnen  und  musste  überdies  schon  im  Herbst  1419  das  Reich 
verlassen.  Nun  war  dasselbe  zwei  Jahre  hindurch  ohne  Regenten, 
bis  endlich  nach  dem  unglücklichen  Ausgange  der  beiden  ersten 
Heereszüge  nach  Böhmen  die  Kurfürsten  den  König  auflforderten, 
uach  Deutschland  zu  kommen  und  einen  Reichstag  zu  halten. 
Sigismund  berief  auch  die  Stände  nach  Regensburg,  traf  aber 
selbst  nicht  rechtzeitig  ein  und  musste  schliesslich  den  Fürsten 
nach  Nürnberg  folgen  (Juli  1422).  Hier  wurden  manche  der 
störendsten  Zwistigkeiten  unter  den  Ständen  beigelegt,  aber 
etwas  Durchgreifendes  zur  Wiederherstellung  des  Landfriedens 
geschah  nicht.  Der  König  kehrte  nach  Ungarn  zurück  und 
blieb  wieder  zwei  Jahre  vom  Reiche  entfernt;  an  seiner  Stelle 
sollte«  der  Erzbischof  Konrad  von  Mainz  die  Regierung  führen  ^}, 
aber  dieser  ward  des  schweren  Amtes  bald  überdrüssig  und  legte 
dasselbe  schon  im  Frühjahr  1423  ohne  Wissen  des  Königs 
nieder.  Um  die  völlige  Auflösung  der  Reichseinheit  und  Reichs- 
Verfassung  zu  verhüten,  traten  damals  die  Kurfürsten  in  Bingen 
zu  einer  Einigung  zusammen  ^)  und  uöthigten  dadurch  den  König, 
nun  doch  auch  seinerseits  wieder  etwas  in  den  deutschen  An- 
gelegenheiten zu  thun.  Mehrere  von  ihm  angesetzte  Reichstage 
in  den  Jahren  1424  —  26  kamen  gar  nicht  zu  Stande  —  bald 
blieben  die  Kurfürsten  aus,  bald  der  König  selbst  — ,  andere 
wurden  gehalten,  aber  zu  einem  Landfriedensgebot  kam  es  nicht, 
obwohl  darüber  wiederholt,  namentlich  zu  Frankfurt  im  Frühjahr 


1)  Biedel:  cod.  dipl.  Brandb.  II.  3.  257. 

'}  Gaden:  cod.  dipl.  Mog  lY.  13G--38. 

»)  Vglch.  darüber  Aschbach  IB.  182,  85,  230,  Droysen  4G3-71. 
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und  Herbst  1427,  verhandelt  wurde  ^).  Vielmehr  entbrannte 
grade  in  dieser  Zeit,  als  der  ganze  Norden  und  Osten  Deutsch- 
lands von  den  llussiteu  furchtbar  verheert  wurde,  der  Parteien- 
kanipf  in  allen  Theilen  des  Reichs,  auch  in  den  Städten,  in 
solcher  Weise,  dass  lebhafter  als  je  das  Verlangen  nach  einer 
endlichen  kräftigen  Handhabung  der  Reichsgewalt  sich  geltend 
machte.  Die  immer  allgenieiner  werdenden  Klagen  über  die 
Zustände  des  Reichs  und  der  ausdrtickliche  Wunsch  mehrerer 
Kurfürsten  veranlassten  endlich  den  König,  einen  Reichstag  nacb 
Wien  auf  den  November  1429  auszuschreiben:  ,,umb  alles  un- 
recht, unfur,  rauberey,  plackerey  und  mutvvillikeit,  so  in  teutschen 
landen  geübet  werden,  zu  legen  und  alte  recht,  frid  und  gemach 
wider  zu  erheben*'  ^).  Erst  im  Dec^niber  wurde  die  Versamm- 
lung eröffnet  und  zwar  nicht  in  Wien,  sondern  in  Pressburg. 
Der  König  bat  die  anwesenden  Fürsten,  Grafen  und  Städteboten, 
ihm  zu  rathen,  wie  Friede  und  Recht  im  Reiche  herzustellen 
sei ;  denn  wenn  nur  erst  ein  «gemeiner  Friede  in  allen  deutschen 
Landen  herrsche,  so  werde  es  leicht  sein,  auch  die  äusseren 
Feinde  zu  bekämpfen.  Die  Städte  erklärten  sich  bereit,  sofort 
auf  Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand  einzugehen ,  die  an- 
wesenden Kurfürsten  und  die  Bevollmächtigten  der  Abwesenden 
meinten  aber,  dass  über  den  Landfrieden  nur  auf  einem  in 
Deutschland  abzuhaltenden  Reichstage,  dem  der  König  beiwohnen 
solle,  beschlossen  werden  könne.  Naturlich  war  letzterer  diesem 
Vorschlage  nicht  geneigt^),  musste  aber  schliesslich  doch  nach- 
geben und  lud  die  Stände  insgesanimt  zu  einer  Versammlung 
nach   Nürnberg  auf  den   März    1430   ein;    es    sollte    über   die 


*)  Wencker  app.  arch.  319,  20,  Windeck  c.  U9,  50,  53.  Dass 
zu  Frankfurt  im  Frühjahr  1427  ein  Landfriede  verkündet  worden ,  wie 
Aschbach  III.  2r)9  und  Droysen  491  annehmeu,  geht  aus  den  an- 
geführten Berichten  nicht  hervor. 

«)  Wencker  a.  a.  0.  326. 

»)  Bericht  über  die  Pressburger  Verhandlungen  bei  J  a n  s  s  e  n  367  fgp., 
Wencker  319—26,  Windeck  c.  166,  68.  Der  König  setzte  den  Stän- 
den wiederholt  auseinander,  „dass  es  vor  allen  dingen  not  were,  dass 
ein  gemeiner  fride  in  dutschen  landen  bcstalt  wurde  und  dass  alle  dii* 
da  teden  wider  gercchtigkeit,  dass  die  nach  ir  getait  gestraffc  ward«« 
in  eim  iglichen  cirkel  nach  sime  rechten  und  dass  die  straffe 
beschee  von  dem  mynsten  bis  an  den  obirsten.** 
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Ansrottaug  der  Hussiten  berathen  werden,  aber  der  König  ge- 
dachte auch;  „fride,  gnade  und  gerech tigkeyt,  die  laider  in 
dcutscben  landen  lange  zeit  undergedrucket  ist,  wider  aufzu- 
richten; wenn  nichtes  zu  solchen  friden  und  genaden  gedynen 
mag  als  gericht  und  gerechtigkcit ,  darumb  meynen  wir  unser 
and  des  heiligen  reiches  hoffgcricht,  daz  yzunt  lange  zeit, 
doramb  das  wir  nit  in  dem  reich  und  in  deutschen  landen 
gesein  mochten,  darnyder  gelegt  ist,  wieder  aufzurichten,  das 
zu  bestellen  und  also  deune  zu  Nürnberg  zu  halten  und  furpot 
ZD  hanthaben,  alse  sich  das  von  des  heiligen  reiches  und  rechtes 
wegen  gepurt;  dornach  wissen  sich  allermenglichen,  der  einiger-, 
ley  Sache  an  demselben  hoffgericht  hangen  oder  zu  schicken  hat 
oder  hinfnr  haben  wil,  zu  richten  und  also  auf  dieselbne  zeit 
zu  warten"  ^).  Als  der  Tag  der  Eröffnung  gekommen  war,  ver- 
weilte Sigismund  noch  in  Ungarn,  und  als  er  im  September 
nach  Nürnberg  kam,  waren  die  Stände  natürlich  längst  auf  und 
davon.  Es  ergingen  mithin  Ausschreiben  zu  einem  neuen  Tage, 
der  im  November  1431  stattfinden  sollte,  aber  erst  im  Februar 
des  folgenden  Jahres  eröffnet  wurde.  Derselbe  war  zahlreicher 
besacht,  als  es  sonst  zu  geschehen  pflqgte ,  und  es  zeigte  sich 
auch  Angesichts  der  drohenden  Kriegsgefahr  grössere  Ueber- 
einstiramnng  in  der  Versammlung.  Mau  einigte  sich  nicht  nur 
über  alle  den  Zug  gegen  Böhmen  betreffenden  Massregehi ,  son- 
dern auch  über  den  Landfrieden^),  das  Pfahlbürgerwesen  und 
andere  wichtige  Angelegenheiten;  auch  gelaug  es  dem  König, 
mehrere  langjährige  Fehden  auszugleichen  und  sich  selbst  mit 
seinen  Gegnern  auszusöhnen.  Wäre  jetzt  der  Friede  mit  Böhmen 
zu  Stande  gekommen  oder  der  Krieg  zu  Gunsten  des  Keichs 
zu  Ende  geführt  worden,  so  hätte  man  eine  Aenderung  zum 
Guten  in  den  deutschen  Verhältnissen  erwarten  dürfen.  Aber 
die  Unterhandlungen,  welche  in  Eger  mit  den  Hussiten  geführt 
wurden,  blieben  erfolglos  und  der  Krieg  endete  mit  einer  schmach- 
vollen Niederlage  des  deutschen  Heeres.  Das  Land  lag  den 
verheerenden    Einfällen    der    böhmischen    Schaaren    offen    und 


»)  Das  Schreiben  bei  Win  deck  c.  160. 

*)  Lehmann  790,  Neue  Sammlung  d.  R.-A.  I.  144,  Riedel  H. 
4.  HG.    Vglch.  Lünig  III.  5SI3. 
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SigismuDd,  der  während  des  Feldzuges  in  Nfirnberg  geblieben 
war,  mahnte  zwar  die  Stände  zum  Schutz  der  Grenzen,  tbat 
aber  selbst  nichts  zur  Ausführung  der  dazu  geeigneten  Mass- 
regeln.  Nicht  einmal  den  für  den  Herbst  1431  nach  Frankfurt 
berufenen  Reichstag  besuchte  der  König  —  der  Tag  endete 
denn  auch,  wie  die  Frankfurter  nach  Spcier  berichteten,  ohne 
Abschied  und  sonderliche  Verrichtung  —,  sondern 
zog  durch  Bayern  und  Schwaben  an  den  Bodensee  und  von 
dort  zur  Kaiserkrönung  nach  Italien.  Für  Deutschland  wahr- 
lich zur  ungelegensten  Zeit!  Der  König  hinterliess  das  Reich  in 
völliger  Auflösung  und  Anarchie,  ohne  Führung,  ohne  Leitung« 
denn  nicht  einmal  einen  Reichsvikar  glaubte  Sigismund  einsetzen 
zu  müssen  ^),  als  ob  das  von  ungeheurem  Zündstoff  erfüllte  Land 
durch  ein  paar  Dekrete  aus  der  fernen  Kanzlei  des  Königs 
hätte  regiert  werden  können. 

Auch  die  Rückkehr  des  Kaisers  (October  1433)  änderte 
anfänglich  nichts  Jn  der  Sache.  Dreimal«  hatte  er  die  Staude 
vergeblich  zusammen  berufen ,  bis  sie  sich  endlich  im  September 
1434  einigermasseu  vollzählig  zu  Regensburg  einfanden.  In  dieser 
Versammlung  einigte  man  sich  über  die  Punkte,  die  als  Grund- 
lagen einer  Reform  der  Verfassung  angesehen  werden  sollten'^;, 
und  beschloss  darüber  auf  einem  Tage  zu  Frankfurt  (December 
1434)  weiter  zu  verhandeln^).  Auch  diese  Berathuug  fand  statt 
und  hatte  günstigen  Erfolg,  aber  der  definitive  Bescliluss  wurde 
bis  zum  Mai  1435  verschoben,  zu  welcher  Zeit  der  König  per- 
sönlich  mit  den   Fürsten   zusammenkommen    wollte.     Sigismund 

')  Herzog  Wilhelm  von  Bayern  war  nur  zum  Protector  des  Baseler 
Conciliums  ernannt  worden.  Aber  die  rohe  Gewalt  erhob  sich  so  keck 
und  frech,  dass  Sigismund,  um  wenigstens  die  zum  Goncil  Reisenden 
vor  Raub  und  Mord  zu  schützen,  den  Herzog  nachträglich  beauftragte, 
an  seiner  Statt  den  Räubereien  und  unredlichen  Kriegen  im  Reiche  ein 
Ende  zu  machen.  Urkde.  vom  25.  Juni  1432  bei  Schaab  U.  409  und 
in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  H.  611.  Ausser 
in  diesen  Landfriedenssachen  scheint  Wilhelm  übrigens  auch  als  Com- 
missarius  des  Kaisers  eine  ausgedehnte  Jurisdiction  geübt  zu  haben. 
Vglch.  Kluckhohn  am  zuletzt  a.  0.  520  fgg.,  besonders  579  fg. 

*)  Wencker  app.  327,  Windeck  208,  Neue  Sammlung  1.150, 
Aschbach  IV.  234. 

*)  Einladungsschreiben  bei  Windeck  c.  202. 
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blieb  indessen  aas  and  kam  fiberhaapt  nicht  mehr  in  das  Reich. 
Als  ihi)  die  Kurfürsten  später  abermals  an  die  Keichsreforni 
erinnerten,  berief  er  wohl  eine  Versammlung  nach  Eger  (Pfingsten 
il37\  aber  nan  versäumten  wieder  die  geistlichen  Fürsten  den 
königlichen  Hof,  sodass  der  Tag  resultatlos  verlief.  Endlich 
sollte  (im  October  1437)  der  Landfrieden  auf  einer  Versamm- 
lang  zu  Nürnberg  auf  soliden  Grundlagen  neu  errichtet  werden; 
aber  es  ist  zweifelhaft,  ob  dieselbe  überhaupt  stattfand,  resultat- 
los blieb  sie  ganz  gewiss,  da  Sigismund  durch  Krankheit  ver- 
hiDdert  war,  Prag  zu  verlassen  ^),  Wenige  Wochen  später,  am 
9.  Deccmber  1437,  verschied  der  Kaiser:  er  hinterlicss  das 
Reich  in  so  tiefer  Zerrüttung  und  Unruhe,  dass  man  es  wohl 
begreift,  wie  sich  sein  erwählter  Nachfolger  lange  Zeit  weigerte, 
die  beschwerliche  Erbschaft  anzutreten. 

Denn  in  der  That  die  Zustände  im  Reich  waren  kaum 
noch  zu  ertragen.  Die  unausgesetzten  Kriege  und  Fehden, 
welche  Fürsten,  Herrn  und  Städte  mit  einander  führten,  waren 
der  Uebel  grösste  nicht,  sondern  das  war  am  meisten  zu  be- 
klagen,  dass  die  Anarchie  fast  in  allen  Territorien  stationär 
geworden  war.  „Und  waz  alles  laut  umb  und  umb  von  rawb 
oDd  brande  fülle,  und  waz  swerlich  zc  raison,''  heisst  es  in 
einer  Archivnoto  und:  „Roh  und,  brand  gand  durch  diu  land  — 
es  ist  grosz  schand"  sang  damals  ein  Liederdichter'^).  Die 
Ursache  dieser  rechtlosen  Zustände  erkannten  die  Zeitgenossen 
sehr  wohl*),  auch  der  König  hatte  die  richtige  Einsicht:  dass 
ein  gemeiner  Friede  im  Reiche  nicht  herzustellen  sei,  erklärte 
er  auf  dem  PresAurger  Reichstage,  liege  daran,  dass  man 
die  Gerechtigkeit   nicht    handhabe  und  nich  t  strafe, 


*)  Ueber  die  Verhandlungen  zu  Frankfurt,  £ger  und  Nürnberg 
Tglch.  Herrn.  Com.  zu  1435  S.  1343,  Lünig  lU.  596 igg.,  Aschbach 
IV.  308,  41  fgg.,  Droyseu  587,  91,  94,  Janssen  413,  19. 

')  So  bei  Janssen  440.  Illustrationen  zu  diesen  Klageliedern 
giebt  die  Geschichte  jedes  deutschen  Territoriums.  Ueber  die  zahl- 
reichen Räubereien,  durch  welche  die  Sicherheit  des  Baseler  Conciliums 
gefährdet  wurde,  vglch.  den  Merkzettel  bei  Kl  uckhohn  a.  a.  0.  538,39. 

»;  Vglch.  z.  B.  Theod.  de  Niem:  bist.  (Basel,  1566)  IV.  c.  31: 
talüt  praesumunt  faccre,  quia  non  corripiantur  legitime  nee  dignis  digna 
percipiont  iustitia  mediante :  ideo  multiplicati  sunt  et  quotidie  crescunt 
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was  zu  strafen  sei.  Die  Klage,  dass  bei  den  niederen  Ge- 
richten des  Reichs  kein  Recht  zu  erhalten  sei,  war  allgemein 
verbreitet^).  Die  Gerichte  wurden  nicht  ordentlich  besetzt  und 
gepflegt,  die  Urtheile  konnten  gegen  inächtigere  Personen  nicht 
ausgeführt  werden.  Die  Verkündigung  der  Acht,  früher  als  das 
wirksamste  Zwangsmittel  geltend,  hatte  kaum  noch  Bedeutung. 
Für  die  Dauer  der  Hussitenzüge  wurde  zu  Gunsten  derer,  welche 
persönlich  am  Kriege  Theil  nahmen  oder  ihre  Mannschaften 
entsendeten,  ein  förmlicher  Stillstand  alles  Rechts  angeordnet: 
Acht,  Aberacht  und  Gerichtsbriefe  irgend  welcher  Art  sollten 
gegen  sie  nicht  vollstreckt  werden  dürfen  ^).  Einzelnen  Städten 
und  Herrn  wurde  durch  Privilegium  gestattet,  offene  Acchter  zu 
hausen,  —  anderswo  that  man  dasselbe  auch  dann,  wenn  man 
solche  Begünstigung  nicht  erlangt  hatte.  ,,ünd  wie  eyner  were 
in  einer  statt  verwiset  werden,'^  klagte  einmal  der  König,  „und 
sy  komen  in  eine  andere  statt,  da  haben  sie  ein  burgermeister 
uss  ihm  gemacht",  und  ein  andermal  schreibt  er  den  Reichs- 
städten: „so  werden  auch  unsere  und  des  relchs  achte  und 
aberachte  versmehet  und  vil  fursten,  graven,  herren  und  st«te 
tun  dawider  öffentlichen  den  ungehorsamen  rat  und  hulffe*'^}. 
Die  Gesetze,  sagt  ein  Schriftsteller  jener  Tage,  der  die  Gebrechen 
seiner  Zeit  sehr  wohl  erkannte,  scheinen  nur  noch  für  die  Ge* 
ringen  und  Unmächtigen  bindend  zu  sein,  jeder  andere  verletzt 
sie  ungestraft,  und  wenn  früher  Achtung  vor  dem  Recht  und 
Furcht  vor  Strafe  herrschte,  so  findet  man  jetzt  nur  noch  Miss- 
achtung und  Gleichgültigkeit*). 

Nun  konnte  freilich  das  Recht,  welches  die  unteren  Gerichte 


^)  Ueber  den  Rechtszustand  im  Reiche  zu  dieser  Zeit  vglch.  beson- 
ders Nicol.  de  Cusa:  de  coucordantia  catholica  III.  c.  21)  fgg.  (Opera 
omnia,  Basel  1565,  S.  812  fgg.)  Das  c.  81  fuhrt  namentlich  die  Be- 
hauptung: Insuper  hodie  videmus  aut  confusionem  maximam  in  ordine 
iudiciario  aut  penitus  nullam  iustitiam,  näher  aus,  und  im  cap.  XL. 
wird  nachgewiesen:  quod  iudiciarii  longi  strepitus  in  utroque  tarn  sae- 
culari  quam  ecclesiastico  iudicio  proptcr  maximam  confusionem  et 
litium  immortalitatem  maxima  damna  rcipnblicae  afferunt. 

*;  Landfriedc  von  1431:  Riedel  II.  4.  118. 

*)  Wenckcr  app:  arch.  <$23,  Lehmann  830,  Janssen  413. 

*)  Nicolaus  von  Cusa  a.  a.  0.  c.  29. 
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Dicht  zQ  schaffen  vermochten,  am  königliclien  Ilofgericht  gesucht 
werden.  Aber  um  in  Wahrheit  als  Schutz-  und  Schirmherrn  der 
Qlerall  bedrohten,  überall  gebrochenen  Rechtsordnung  aufzutre- 
teu,  fehlte  es  den  Königen  längst  an  der  erforderlichen  Macht. 
Wie  tief  namentlich  zu  Sigismunds  Zeiten  die  königliohe  Gewalt 
»esonken  war,  schildern  nicht  allein  die  Zeitgenossen  in  grellen 
Zügen,  auch  der  König  selbst  bekennt  es  oh  genug.  Schon 
1412  klagt  er,  dass  dem  Reio^he  Alles,  was  es 'einst  besessen, 
so  gar  entwert  sei  ^).  Auf  dem  Pressburger  Tage  von  1429 
erinnert  er  die  Fürsten,  wie  oft  er  versucht  habe,  etwas  Nütz- 
liches durchzuführen,  wie  er  aber  mit  Schaden  davon  gegangen 
sei,  weil  Niemand  ihn  habe  unterstützen  wollen :  er  hätte  längst 
das  Reich  aufgegeben,  wenn  ihn  nicht  der  Papst  zum  Ausharren 
ermahnt  hätte  ^).  Und  als  ihn  einst  die  Kölner  Bürgerschaft  um 
Schutz  gegen  die  Eingriffe  des  Erzbischofs  in  ihre  Rechte  er- 
«suchen  Hess,  musste  er  eingestehen:  „er  künde  in  itzund  nichts 
getan;  die  kurfürsten  wären  ^selber  das  recht;  dass  sie  heim- 
zogen und  bestalten  sich,  wie  sie  sich  mochten  behalten''  ^). 

Freilich  trifft  aber  die  Luxemburger  der  Vorwurf,  dass  sie 
Alles  tliaten,  sich  das  Reich  zu  entfremden.  Von  dieser  Schuld 
ist  auch  Sigismnnd  nicht  frei,  denn  er  verfolgte  nach  Reendigung 
des  Const^nzer  Conciliums  eine  so  unsichere  qnd  schwankende 
Politik,  dass  er  sich  bald  der  festesten  Stützen  seiner  Macht 
beraubt  sah  und  dass  ihm  diejenigen  Fürsten,  welche  bisher 
seine  Massregeln  am  Eifrigsten  gefördert  hatten,  iheils  gleich- 
galtig,  theils  feindselig  gegenüber  standen.  Dass  der  König  von 
jener  Zeit  aif  die  Sorge  um  das  Reich  schwer  vernachlässigte, 
ist  unstreitig,  —  dass  er  für  eine  geordnete  Rechtspflege  durch 
das  Uofgerieht  Jahre  hindurch  nichts  that,  musste  er  selbst  ein- 
gestehen. Da  Sigismund  Deutschland  immer  nur  auf  kurze  Zeit 
und  nach  langen  Zwischenpausen  besuchte ,  so  konnte  von  einer 
regelmässigen  Ilegung  des  königlichen  Gerichts  innerhalb  des 
Reichs  nicht  die  Rede  sein,   —    ausserhalb   desselben    aber, 


^)  Schreiben   des  Königs   bei  Aschbach  I.  Beil.  8  S.  430  und 
Janssen  I.  241—47. 

*)  Wenckcr  app.  323. 

*)  Eberh.  Windeck  c.  66  S.  1126. 
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in  Ungarn,  Böhmen  oder  Oesterreich  das  Gericht  aufzasuchen, 
konnten  sich  nur  wenige  entschliessen,  denn  es  war  bekannt, 
welchen  Fährlichkeiten  diejenigen  ausgesetzt  waren,  welche  in 
so  unruhevoller  Zeit  die  Fahrt  an  den  fernen  Hof  des  Königs 
wagten  ^).  Darum  drangen  hauptsächlich  die  Städte,  wie  schon 
zu  Wenzels,  so  auch  zu  Sigismunds  Zeit,  auf  die  Einsetzung 
eines  Reichsvikars,  wozu  sich  der  König,  wie  es  scheint,  nur 
ungern  entschloss.  Aber  wenn  es  auch  geschah,  —  vermochte 
der  König  es  nicht,  Frieden  und  Recht  herzustellen,  seinen 
Vikaren  gelang  es  noch  weniger,  so  eifrig  und  pflichtgetreu  sie 
immer  den  Pflichten  ihres  Amtes  zu  genügen  strebten.  Wo  also 
sollte  'man  zuletzt  Hülfe  suchen  gegen  die  Unterdrückungen  und 
Frevel  gewaltthätiger  Uebermacht,  gegen  die  Schwäche  oder  den 
bösen  Willen  der  unteren  Gerichte? 

Aber  wenn  man  diese  Hülfe  dennoch  suchte?  Wir  wissen 
aus  den  Berichten  z.  B.  der  Frankfurter  Städteboten  ,  wie  sie 
von  Stadt  zu  Stadt  ritten,  um  den  König  zu  suchen  auf  seinen 
Reisen  durch  das  weite  Ländergebiet,  das  er  beherrschte.  Hatten 
sie  den  Hof  gefunden,  so  musstcn  sie  Wochen  und  Monate 
harren,  ehe  ihre  Angelegenheiten  vorgenommen  wurden,  nnd  wir 
hören  die  bittersten  Klagen  über  den  Schaden,  welchen  sie  da- 
durch erlitten  ^)«  Am  ehesten  mochten  sie  noch  etwas,  erreichen, 
wenn  sie  mit  vollen  Händen  am  Hofe  erschienen.  Denn  arm 
an  Macht,  ärmer  an  Mitteln  war  der  König.  Schon  von  Ruprecht 
hatte  ein  einsichtsvoller  Bürger  geschrieben:  „Der  kung  ist 
herlich  und  guet  und  wulde  die  fürsten  betwangen.,  aber  ich 
forcht,  he  enkan  nichtis,  wante  he  is  arm"*).  Unter  der  Re- 
gierung des  verschwenderischen  Sigismund  wurde  die  Finanz- 
misere noch  grösser.  Im  Jahre  1412  berechnet  er  selbst^) 
seine  jährlichen  Einkünfte  aus  dem    Reiche   auf   13000   Gulden 

^)  Ueber  die  Gefangenschaft  des  Frankfurter  Abgesandten  .Walther 
von  Schwarzenberg  vglch.  Janssen  410  fgg.  .. 

>)  Lehmann  799,  Aschbach  H.  419,  34,  Janssen  282,  397. 
Ebenso  war  es  schon  unter  Wenzel.  T  w  i  n  g  e  r  v.  K.,  cd.  Schilter  755 :  Die 
boten-liess  man  ligen  me  dan  sechs  woehcn,  das  man  sie  für  den  künig 
nie  wolt  lassen;  do  furent  sie  ungetan  herwider  heim. 

')  Janssen  '247  Note. 

*)  Schreiben  vom  30.  Januar  1412  bei  Janssen  242. 


Digitized  by 


Google 


223 

und  es  wird  oft  hervorgehoben,  dass  viele  Fürsten  and  geist- 
liche Herrn  mehr  als  das  Doppelte  von  dem  besassen,  was  dem 
König  zur  Disposition  stand.  Daher  die  stete,  jämmerliche 
Noth  Sigismnnds,  die  ihn  nöthigtc,  von  dem  und  jenem  zu  bor- 
gen, Geschenke  zn  begehren,  Concessionen  aller  Art  um  Geld 
ZD  verleihen.  Im  Jahre  1418  schreibt  ein  Abgesandter  der 
Stadt  Frankfurt  an  den  Rath,  er  möge  doch  erwägen,  wie  wich- 
tig es  sei,  dem  König  reiche  Gaben  zu  senden:  die  Nürnberger 
schenkten  immer  mehr  als  andere  und  seien  deshalb  allmächtig; 
schanck  is  danck  und  grosze  schanck  is  groszer 
danck;  euch  by  dem  kunige,  alz  ich  wol  erfarn  han 
zu  zween  malen.  Wenn  Ihr  viel  gebt,  heisst  es  weiter,  so 
sagt  unser  Herr:  die  von  Frankfurt  sind  mir  lieb  und  sehr  gc- 
trea  nnd  die  Stadt  ist  mir  lieb,  und  er  ist  fröhlich  nndgnädig- 
iich.  Später  bittet  ein  anderer  Bote  wieder  um  Geschenke  für 
den  König:  non  debemus  visitarc  reges  vacuis  manibns,  und:  non 
appareat  manus  tua  vacna  in  conspectn  principum.  Als  1433 
ein  Gesandter  dem  König  eine  namhafte  Gabe  darbrachte,  mel- 
det er,  wie  gern  sie  Sigismund  angenommen :  sie  sei  zur  rechten 
Zeit  gekommen,  habe  der  Kaiser  geäussert,  denn  er  habe  schon 
seine  Kleinodien  versetzen  wollen !  Traurig,  aber  wahr  endlich 
ist  die  knrze  Meldung  eines  andern  Gesandten:  Man  keyffit 
omb  gelt  was  man  wil^). 

Alles  war  am  Hofe  käuflich,  auch  die  Gerechtigkeit  leider. 
Wie  der  König  selbst  Recht  gab  und  brach,  um  seine  allzeit 
leeren  Kassen  zu  füllen,  wird  der  unten  darzustellende  Prozess 
zwischen  dem  alten  und  neuen  Rath  zu  Lübeck  lehren.  Aber 
wie  der  Herr,  so  auch  die  Diener.  Kein  Zweifel,  dass  die  Hof- 
beamten schlecht  und  unregelmässig  bezahlt  wurden,  und  des- 
halb nahmen  nnd  erpressten,  wo  irgend  etwas  zn  erreichen  war. 
lieber  die  Gier  nnd  Habsucht  der  Kanzlei  gab  es  Klagen  ohne 
Zahl,  aber  auch  die  Gerichtsbeamten  waren  der  Bestechung  zu- 
gänglich. Im  Jahre  1417  meldet  ein  Frankfurter  Städtebote 
dem  Rath,  Graf  Günther  von  Schwarzburg  sei  Hofrichter, 
ond    sie    möchten     wissen,     sich    danach     zu    richten!      Der 


>)  Janssen  319,  70,  90,  39,  412  und  andere  Stellen  mehr. 
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Wink  wird  verstiindlich  aus  einem  spätem  Schreiben:  der  Graf 
habe  erklärt,  er  wolle  den  Frankfurtern  schon  zu  Recht  helfen, 
wenn  sie  „im  einen  schanckc  dedent,  als  dann  in 
iren  und  in  sinen  ereu  were*'^).  Auch  die  Urtheiler  grillen 
zn,  wo  sich  die  Möglichkeit  darbot.  Der  König  musste  Ritter 
anwerben,  dass  sie  seinem  Hofe  und  dem  Ilofgericht  folgten; 
einer  derselben,  dessen  Einfluss  gerühmt  wird,  erbot  sich,  den 
Frankfurtern  in  einem  Rechtshandel  zu  helfen:  —  für  fünfzig 
Gulden  wollte  er  es  thun,  ausschliesslich  Boten-  und  Schreiber- 
lohn ;  da  aber  ein  anderer  Urtheiler  jenem  Concurrenz  machte, 
so  hoffte  der  Bote  der  Stadt,  den  einen  oder  den  andern  um 
eine  geringere  Summe  zu  gewinnen,  jedenfalls  sollte  man,  so 
glaubte  er  dem  Rath  empfehlen  zu  mtlssen,  ihnen  nur  die  Hälfte 
vorweg  übergeben  ^),  So  war  das  oberste  Gericht  im  Reiche  be- 
setzt: wer  sollte  Vertrauen  zu  demselben  haben? 

Und  dann  das  Verfahren!  Dass  in  der  Zeit  Sigismnods 
zahlreiche  Rechtsstreitigkeiteu  nicht  mehr  nach  den  Grundsätzen 
des  alten  deutschen  Prozesses  verhandelt,  sondern  unter  Mit- 
wirkung von  Gelehrten  nach  fremdem  Recht  entschieden  wurden, 
soll  später  nachgewiesen  werden.  Das  war  es  aber  nicht,  wor- 
über die  Parteien  klagten.  Die  kecke  Willkür  nur,  die  überall 
einriss,  die  Langsamkeit  der  Verhandlung,  das  Schwanken  des 
Gerichts  bald  nach  der  einen,  bald  nach  der  andern  Seite, 
sodass  sich  die  widersprechendsten  Entscheidungen  in  raschem 
Wechsel  folgten,  wurde  gerügt  und  vernichtete  den  Rest  des 
Vertrauens,  das  man  dem  Uofgcricht  etwa  noch  zollte').  War 
endlich  nach  langen  Mühen  und  mit  gi-OBsen  Opfern  ein  Erkennt- 
niss  erstritten,  so  folgte  nunmehr  die  viel  schwierigere  Aufgsy.be, 
dasselbe  auch  zur  Ausführung  zu  bringen.  Die  Anleite  war  ein 
überaus  langsames  und  von  unzähligen  Zufälligkeiten  abhängen- 
des Executionsmittel,  die  Reichsacht  aber  wurde  nicht  mehr  als 
die  der  niederen  Gerichte  gefürchtet.  So  lange  freilich  der 
Kaiser  auf  der  Höhe  seiner   Macht  stand,   während  der  Dauer 


*)  Aschbach  II.  434,  Janssen  I.  275  und  320. 
')  Janssen  a.  a.  .0.  27G. 

')  Das  Nähere  ergibt  sich  ans  der  folgenden  Darstellung  einzelner 
Prozesse. 
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des  Concilinms  zu  Constanz,  war  die  von  seinem  Gericht  ver- 
J(flndete  Acht  selbst  den  mächtigsten  Fürsten  gefährlich  und 
zwang  sie  zur  Unterwerfung  unter  die  Autorität  des  Reichs  ; 
aber  bald  darauf  ist  es  vorbei  mit  diesem  Ansehen  und  Sigis- 
mund  musste  ebenso  demttthigende  Erfahrungen  machen,  als 
vor  ihm  König  Ruprecht.  So  wurde,  um  nur  einen  Fall  her 
vorzuheben,  im  Jahre  1423  gegen  Lflttich  und  andere  nieder- 
ländische Städte  die  Acht  und  zwei  Jahre  später  die  Aberacht 
am  Hofgericht  verkttndet.  Beide  Massregeln  hatten  nicht  den 
geringsten  Erfolg,  um  dem  Kläger,  Markgrafen  Friedrich  von 
Brandenburg,  zu  seinem  Rechte  zu  verhelfen.  Daher  erliess  der 
Kaiser  im  Jahre  1427  einen  Befehl  an  mehrere  Fttrsten,  jenem 
zur  Ausfährung  der  ergangenen  RechtsprOche  behülflich  zu  sein. 
Aber  auch  dies  fruchtete  so  wenig,  dass  sich  der  Markgraf  im 
Jahre  1434  mit  mehreren  Rittern  verband,  welche  ihn  unter- 
stfltzen  und  gemeinschaftlich  oder  jeder  auf  eigene  Hand  den 
geächteten  Städten  allen  nur  denkbaren  Schaden  zufagen  soll- 
ten, wogegen  ihnen  der  dritte  Theil  aller  etwa  gew'onnenen  Beute 
zugesichert  wurde.  Später  eingeleitete  Unterhandlungen  zwischen 
Lttttich  und  dem  Markgrafen  blieben  ohne  Erfolg,  und  der  letz- 
tere sah  sich  gezwungen,  noch  im  Jahre  1436  Bündnisse  mit 
verschiedenen  Herrn  einzugehen,  um  die  Bürger  anzugreifen  und 
an  Leib  und  Gut  zu  schädigen.  Wie  es  geschehen  konnte,  dass 
die  Schuldigen  so  lange  im  Ungehorsam  verharrten,  wird  klar, 
wenn  man  hört,  dass  z.  B.  die  Stadt  Köln  ungescheut  Handel 
und  Verkehr  mit  den  Geächteten  fortsetzte,  letztere  im  Interesse 
der  Kaufleute  überall  förderte  und  den  Vollstreckern  der  Acht 
in  jeder  Weise  hindernd  entgegentrat  *).  In  anderen  Fällen  ge- 
schah ein  Gleiches  und  es  wurde  zu  einer  immer  wiederkehren- 
den Klage,  dass  des  Reiches  Acht  und  Aberacht  nicht  gehalten 
werde. 

Die  Rechtspflege  am  Hofgericht  war  allmälig  eine  so  un- 
genügende geworden,  dass  man,  wenn  es  irgend  anging,  gern 
vermied,  die  Hülfe  desselben  anzusprechen.  Immer  allgemeiner 
wurde  es,  Privilegien  gegen  Evocationen   nachzusuchen,  und   da 


*)  Die  Aktenstücke  sämmtlich  bei  Mi nu toll:  Friedrich  der  Erste 
von  Brandenburg  (Berlin,  1850)  S.  206-232. 

Franklin,  R«ichshofgeriebt.  I.  15 
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die  Kauzlei  bedeutende  Einnahmen  davon  hatte,  so  worden 
dieselben  auch  bereitwillig  und  in  grosser  Anzahl  ertheilt.  Man 
zog  es  vor,  entstehende  Streitigkeiten  durch  Schiedsrichter  ent- 
scheiden zn  lassen,  als  einen  Sprach  des  kaiserlichen  Gerichts 
zu  beantragen.  Fürsten,  Herrn  und  Städte  verpflichteten  sich 
durch  Bündnisse ,  etwaige  Beschwerden  gegen  einander  durch 
gewählte  Gerichte  entscheiden  zn  lassen,  und  selbst  die  Kur- 
fürsten, welche  in  Folge  ihrer  Machtstellung  am  ehesten  darauf 
rechnen  konnten,  am  Hofe  schnelles  Gehör  zu  finden,  vereinigten 
sich,  alle  Ansprache  und  Forderung,  die  sie  gegen  einander  ha- 
ben  könnten,  durch  ihren  gemeinen  Obmann  unter  Zuziehung 
Unbetheiligter  zum  rechtlichen  Austrag  zu  bringen:  „dabey  es 
auch  verbleyben  und  von  beiden  Parteien  on  all  Geverde  geruh- 
lich  und  genzlichen  gehalten  werden  soll'*  ^).  Alle  diese  Erschei- 
nungen sind  nicht  zurückzuführen  auf  Zufälligkeiten,  auf  einzelne 
politische  Vorgänge;'  es  sind  Symptome  des  krankhaften  Zu- 
standcs,  in  dem  sich  das  Reichsjustizwesen  befand,  und  sie  er- 
klären sich  alle  aus  dem  Misstrauen  gegen  die  Reichsgerichte. 
„Liebe  Herren,  schrieb  einige  Jahre  nach  Sigismunds  Tode  ein 
städtischer  Gesandter  in  seine  Heimath,  wess  Ir  uch  mit  uwern 
Umsessen  vertragen  möget,  mag  besser  sein,  denn  Trost  und 
Ussrichtung  des  Hoves  zu  suchen''^). 

Je  offenkundiger  die  Gebrechen  des  Gerichtswesens  wurden, 
um  so  häufiger  wurden  auch  Pläne  aufgestellt,  die  Schäden 
gründlich  zu  heilen.  Zahlreiche  officielle  und  nicht  officielle 
Projekte  zur  Reform  der  Reichs-  und  Justizverfassung  wurden 
der  Beachtung  empfohlen.  Nicolaus  von  Cusa  betrachtete  die 
deutschen  Zustände  als  völlig  hoffnungslos  und  vergleicht  die  um 
sich  greifende  Rechtlosigkeit  mit  einer  tödtlichen  Krankheit, 
welche  den  Untergang  des  Reichs  zur  Folge  haben  müsse,  wenn 
nicht  sofort  energische  Mittel  ergriffen  würden.  Als  ein  solches 
empfiehlt  er  zunächst  eine  andere  Organisation  der  unteren  Ge- 
richte. £s  sollen  im  Reiche  an  verschiedenen  Orten  zwölf  oder 
mehr  Gerichtshöfe   eingesetzt  werden,   jeder  aus   drei  Richtern 


^)  Binger  Einigung  von   1424   bei   Müller:  Reichstag-Th.    I.    299 
und  Dum  out  II.  2.  178  fgg. 
«;  Harpprecht  I.  324. 
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bestehend:  einem  Adligen,  einem  Geistlichen,  einem  aus  dem 
Bflrgerstande.  Diese  Richter  sollen  entscheiden  über  alle  in 
dem  ihnen  zugewiesenen  Bezirk  vorkommenden  Rechtssachen,  sei 
68,  dass  dieselben  im  Wege  der  Klage  oder  der  Appellation  an 
sie  gelangten ;  im  letzteren  Falle  soll  es  bei  ihrer  Entscheidung 
immer  bewenden,  —  im  ersteren  —  d.  h.  wenn  gegen  jemand 
geklagt  werde,  der  keinem  antlern  Richter  unterworfen  sei,  wie 
z.  B.  einen  Fürsten,  oder  wenn  der  ordentliche  Richter  verdächtig 
sei,  —  ist  Appellation  an  die  Reichsversammlung  zulässig.  Jeder 
der  drei  Richter  soll  innerhalb  gewisser  Grenzen  selbständig 
sein,  das  Erkenntniss  selbst  aber  von  allen  gemeinschaftlich  und, 
wenn  nöthig^  unter  Beirath  von  Rechtsverständigen  beschlossen 
werden;  die  Execution  wird  von  diesen  Gerichten  verfügt  und 
vollstreckt,  alle  Geldbussen,  welche  sie  einziehen,  fallen  in  eine 
öffentliche  Kasse,  wogegen  den  Richtern  ein  feststehendes  Gehalt 
gewährt  werden  soll^).  Ueber  diesen  Gerichten  soll  nur  der 
Reichsconvent  stehen.  Der  Kaiser  und  die  Kurfürsten  sollen 
alljährlich    persönlich    mit  sämmtlichen    Richtern   in  Frankfurt 


')  Virletur  itaqne  ordinandum,  -quod  duodecim  aut  plures  sedes 
sparsim  per  provineias  iniperio  subditas  taliter  ordinentur,  quod  quae- 
libet  sedes  ex  tribus  iudicibns  constituatnr  pro  triplici  hominum  statu, 
scilicet  ex  nobili,  ecclesiastico  et  populari.  Et  quod  ipsi  iudices  de 
omnibns  cansis,  in  eis  decreto  territorio  existentibus  inter  quascunque 
personas  —  etiam  ecclesiasticas  quoad  temporalitatem,  quae  ab  imperio 
dependet  —  cognoscere  possint  per  viam  appellationis  a  proprio^  ordi- 
nario  vel  simplicis  querelae,  si  actor  vel  rens  ordinarium  supra  se  non 
baboerit,  puta  quia  princeps,  aut  si  habuerit  et  alten  suspectus  fuerit, 
et  non  «liter.  Et  que  per  appellationem  introducta  fuerit,  ibi  ultimum 
finem  per  sententiam  capiat,  —  quae  vero  per  simplicem  qnerelam,  illa 
per  appellationem  ad  proximum  conventum,  si  magna  aut  inter  magnas(?) 
foerit,  differi  potent.  Pronunciet  et  citet  quisque  iudicum  secundum 
eonditionem  disceptantinm  personarum,  nobilis  inter  nobiles,  ecclesia- 
sticiis  inter  ecclesiasticos,  popularis  inter  populäres;  nalla  tarnen  de- 
finitiva  feratur,  nisi  ex  communi  deliberatione  omnium  trium,  qui  in  ar- 
dnis  consilinm  perltissimorum  requirant:  si  vero  unus  duobus  dissen- 
serit,  vincat  opinio  maioris  numeri  in  iudicando.  Habeant  etiam  ipsi 
iadices  potestatem,  suam  sententiam  executioni  demandandi  per  bannum 
et  seculare  brachium,  mulctas  et  poenas  erario  publico  cedentes.  Debet 
etiam  ipsis  iudicibus  et  aliis  omnibns  salarium  ex  publico  deputari. 
De  conc.  cath.  c.  XXXIII. 

15  ♦ 
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zusammenkommen  und  dort  alle  Angelegenheiten  des  Reichs  und 
der  einzelnen  Provinzen,  soweit  es  die  Richter  für  nothwendig 
halten,  zur  Besprechung  and  Erledigung  bringen.  Nur  wenn  es  die 
Schwierigkeit  der  Sache  erfordere,  solle  man  eine  Versammlung  aller 
Reichsstände  zusammenberufen,  jenen  Reichsconvent  aber  niemals 
aussetzen,  was  umso  weniger  geschehen  dflrfe,  als  auf  demselben 
auch  alle  Rechtssachen  der  Fürsten  durch  Gesammterkenntniss 
zu  entscheiden  seien  ^)i  Die  Vereinigung  mflsste  wenigstens 
einen  Monat  währen;  die  Kurfürsten  könnten  ihre  R&the  mit- 
bringen, auch  aus  allen  grösseren  Städten  Abgeordnete  hinza- 
gezogen  werden:  alle  Erscheinenden  aber  müssten  einen  Eid 
leisten,  nur  das  gemeine  Beste  bei  ihren  Rathschlägen  und  Ent- 
schlüssen vor  Augen  zu  haben.  Als  eine  besonders  wichtige 
Aufgabe  des  Convents  wird  die  Zurückführung  der  partikulären 
Rechte  auf  gemeine  Grundsätze  bezeichnet,  zu  welchem  Zwecke 
die  Richter  der  einzelnen  Provinzen  die  Territorialrechte  in 
Schriften  sammeln  und  dem  Convent  vorlegen  sollten  ^).  Weil 
aber  das  Recht  nicht  erhalten  werden  könne,  wenn  die  Macht 
fehle,  die  Beobachtung  desselben  zu  erzwingen,  so  solle  der 
Kaiser  ein  Söldnerheer  halten  und  dazu  eine  Reichssteuer  aus- 
geschrieben werden,  über  deren  Vertheilung  ebenfalls  der  Reichs- 


V)  —  et  facta  imperii  et  etiam  particalaua,  quae  occurreront  iudi- 
eibus,  tractentur  et  reformentur  reformanda,  —  causae  principum  per 
communem  sententiam  decidantur.  Daselbst  c.  XXXV. 

*)  Examinentur  ibi  provincialium  consuetudines  et  redigantur  quaa- 
tum  fieri  potest  ad  communes  observantias  et  maxime  captiosae  formae 
omnino  undique  tollantur,  quoniam  saepe  simplices  pauperes  iniuatisaime 
per  cavillationes  causidicorum  extra  fonnam  ducuntur  et  a  tota  causa 
cadunt,  quoniam  qui  cadit  a  syllaba  cadit  a  causa,  ut  saepe  vidi  per 
Treverensim  dioecesim  accidere.  Deinde  tollautur  pessimae  consuetu- 
dines,  quae  admittunt  iuramentum  contra  quoscunque  et  cuiuBCunque 
numeri  testes.  Et  sunt  tales  pessimae  observantiae  multae  per  Ger- 
maniara  contra  iustitiam  veram  ac  etiam  peccata  nutrientea,  quae 
particulariter  enumerare  nemo  sciret  Unde  propter  hoc  con- 
currere  debeat  provinciarum  iudices  et  in  scriptis  consuetudines 
Buarum  provinciarum  redigere  et  porrigere  in  concilio,  ut  examinen- 
tur. Au  einer  anderen  Stelle  (c.  41)  empfiehlt  Nicolaus  de  Gusa 
dem  Kaiser  noch  besonders :  oportet  etiam  omneni  particularem  legem  — 
refomare,  ut  communi  legi,  quae  bono  publice  providet,  ac  etiam  fontali 
legum   principio,   scilicet  rationali  et   naturali   iuri  non  obviet 
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convent  za  beschliessen  haben  würde.  Nur  auf  diese  Weise  sei 
es  möglich,  alle  Gewaltthat  und  alle  Friedensstörungen  zu  unter- 
drücken: vigor  legis  in  coercUone  est,  coerctionem  potentia 
cQstodit  et  exequitur,  qua  sublata  legalis  censura  et  per  con- 
sequens  pax  et  iustitia  non  diu  persistent^). 

Nicht  minder  ergreifend  als  Nicolaus  von  Cusa  schildert  die 
Lage  des  Reichs  ein  anderes  Keformprojekt ,  welches  schon  auf 
dem  Costnitzer  Concilium  vorgelegt  worden  sein  soli^).  Der 
unbekannte  Verfasser  setzt  auseinander,  dass,  wenn  nicht  bald 
eine  Reform  vorgenommen  werde,  der  Untergang  des  Reichs  un- 
vermeidlich sei.  Er  schlägt  vor,  dem  Kaiser  einen  Reichsrath 
zur  Seite  zu  stellen,  dessen  Mitglieder  von  den  drei  Ständen 
einer  jeden  Provinz  —  den  geistlichen  Fürsten  und  Prälaten, 
den  weltlichen  Fürsten  und  Hefrn,  und  den  Städten  —  gewählt 
werden  sollten.  Aus  diesem  Rathe  soll  der  Kaiser  seine  Com- 
missarien  zur  Erledigung  gerichtlicher  oder  anderer  öffentlichen 
Angelegenheiten  auserwählen.  Als  dringend  nothwendig  wird 
eine  Reform  der  Gesetzgebung  bezeichnet,  namentlich  der  Pro- 
zessordnungen, auch  wird  den  Städten  und  grösseren  Ortschaften 
zur  Pflicht  geipacht,  einen  oder  mehrere  Rechtsgelehrte  zu  be- 
solden, welche  zugleich  den  vom  Kaiser  ernannten  Richter- 
commissarien   als    Beistände   dienen    könnten ').     Eine    Haupt- 


^)  Ueber  das  Reichsheer  cap.  XXXIX.  Alle  sonstigen  Reformvor- 
Bchlfige  des  Verfassers,  z.  B.  Über  das  absolute  Verbot  des  Fehde- 
wesens dürfen  hier  unberücksichtigt  bleiben. 

*)  Avisamentnm  pro  reformatione  sacri  imperii,  veröffentlicht  von 
Höfler  m  den  böhmischen  Studien:  Archiv  für  Kunde  österr. 
Geschichtsquellen  XII.  363  fgg. 

*)  Ich  hebe  hier  nur  folgende  Stellen  hervor:  Predicti  conciliarii 
imperatoris  habeant  potestatem  —  disponendi,  quod  sacre  leges 
euucleate  habentur  in  volgari  lingua  in  qualibet  civitate 
etinqnolibet  solempni  (sc.  oppido).  Leges  imperatoris  debent 
esse  Scripte  secundura  ydioma  parcium,  quibus  transmittuntur,  principum 
coUatione  previa,  ut  sie  leges  a  quolibet  sciantur  in  auctentica  -^  et 
ex  mandato  imperatoris  faciant  leges,  quod  quelibet  civitas  et  quodlibet 
solempne  opidum  cum  suis  et  vicinorum  expensis  habent  unum  vel 
plores  in  legibus  sacris  peritum  vel  peritos,  qui  possint  esse  assessores 
et  advocati  principum  et  nobilium,  qnibus  causae  seciilares  per  iropera- 
torem  delegentur  vel  committantur.    Et  isti   conciliarii   brevissinios   or- 
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aufgäbe  des  Ratlies  soll  sein,  die  Ftti-sten  und  Städte  vor  Will- 
kür des  Kaisers  zu  wahren;  der  Verfasser  glaubt,  dass,  wenn 
dieselben  nur  erst  vor  der  Gefahr  geschützt  seien,  ihrer  Rechte 
und  Freiheiten  beraubt  zu  werden,  sie  gern  auch  bereit  sein 
würden,  Friede  und  Recht  walten  zu  lassen.  Die  Ursache  der 
bedrohlichen  Zustände  des  Reichs  findet  übrigens  auch  dieses 
Projekt  in  der  willkürlichen  Handhabung  des  Rechts  und  dem 
ungeordneten  Rechtsverfahren. 

Auch  in  den  amtlichen  Plänen  zur  Reform  der  Reichs- 
verfassung wird  auf  die  Verbesserung  des  Justizwesens  entschei- 
dendes Gewicht  gelegt.  Nach  dem  vom  König  1415  zu  Con- 
stanz  vorgelegten  Projekt  zur  Herstellung  des  Landfriedens  sollte 
das  Reich  in  vier  grosse  Kreise  getheilt  werden :  die  Lande  am 
Rhein,  im  Elsass,  in  der  Wefterau  als  einer,  -^  Schwaben, 
—  Franken,  —  Thüringen,  Hessen  und  Meissen.  In  jedem 
Kreise  sollten  Herrn  und  Städte  eine  Einigung  schliessen  und 
dieser  von  Reichs  wegen  ein  Hauptmann  vorgesetzt  werden, 
der  mit  Zuziehung  von  Vertretern  der  Herrn  und  Städte  über 
Alles  zu  richten  habe,  was  sich  in  dem  Kreise  ereignen  würde. 
Wer  durch  das  Gericht  eines  Kreises  geächtet  werde ,  der  sollte 
auch  in  den  andern  als  Geächteter  angesehen  und  behandelt, 
überhaupt  das  Urtheil  eines  Gerichts  auch  in  den  andern  Krei- 
sen vollstreckt  werden.  Sollte  ein  Kreis  allein  nicht  die  Macht 
besitzen,  den  Widerstand  Ungehorsamer  zu  brechen,  so  müssten 
die  andern  auf  erfolgte  Mahnung  sofort  Beistand  leisten,  und 
ein  vom  König  einzusetzender  Obmann  über  alle  vier  Kreise 
sollte  dafür  sorgen,  dass  diese  Hilfe  rasch  und  ohne  Widerstre- 
ben geleistet  werde;  auch  sollte  er  verbunden  sein,  alle  Diffe- 
renzen zwischen  den  Kreisen  selbst  auszugleichen.  ^). 


'  dines  iudiciarios  pro  diversis  qualitatibus  negociomm  et  causarum  paa- 
I  perum  faciant,  quibus  cause  seculares  per  delegatos  et  commissarioB 
,    imperatoris  cito  feliciter  possunt  finiri. 

*)  Auf  diesen  ersten  Plan  beziehen  sich  die  Urkunden  in  der 
N.  Samml.  der  R.-A.  I.  111  und  bei  Wencker:  app.  arch.  312. 
Erst  die  Sammlung  der  Reichstagsakten  wird  Über  das  Verhalt- 
niss  der  verschiedenen  Entwürfe  zu  einander  völlige  Klarheit  ver- 
breiten. 
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Ein  zweiter,  später  vorgelegter  Plan  ging  dahin ,  dass  die 
St&dte  eine  Einigung  schlössen,  deren  Haapt  der  König  sein 
wollte  i^nd  die  er  mit  Leib  und  Gut  zu  schützen  gelobte;  die 
£iotheiiung  der  Städte  in  vier  Kreise  sollte  beibehalten  werden. 
Mit  diesem  Vorschlage  erklärten  sich  die  Abgeordneten  mehrerer 
Städte  im  Wesentlichen  einverstanden,  jedoch  nur  unter  der 
Voraussetzung,  dass  auch  die  Fürsten,  Grafen,  Herrn  und  Ritter 
in  jedem  der  vier  Kreise  ähnliche  Einigungen  schlössen,  welche 
denen  der  Städte  zur  Rechtshilfe  ebenso  verpflichtet  seien,  als 
diese  jenen;  auch  sollte  die  ganze  Einrichtung  nur  auf  drei 
Jahre  gelten,  um  zu  versuchen,  wie  sich  die  Sache  anlassen 
würde.  Weiter  proponiften  dann  die  Städte,  es  sollte  in  jedem 
der  vier  Bezirke  ein  Gericht  unter  Leitung  eines  vom  König 
ernannten  Hauptmanns  eingesetzt  werden,  zu-  welchem  letzterer 
drei  und  die  verbündeten  Städte  auch  drei  Beisitzer  zu  wälilen 
hätten,  welche  schwören  mttssten,  Armen  und  Reichen  gemeine 
and  rechte  Richter  zu  sein.  Vor  diesem  Gericht  sollte  jeder 
in  dem  Kreise  Angesessene  Recht  zu  nehmen  verpflichtet  sein; 
weigere  er  sich  dessen  oder  gehorche  er  dem  ergangenen  Er- 
ke^ntniss  nicht,  oder  werde  er  geächtet,  so  habe  auf  Verlangen 
des  Klägers  der  Hauptmann  die  Hilfe  des  ganzen  Kreises  auf- 
zubieten, um  Gehorsam  zu  erzwingen.  Genügen  für  letzteren 
Zweck  die  Mittel  des  einen  Kreises  nicht,  so  wendet  sich  der 
Hauptmann  desscll^en  an  den  vom  König  über  alle  vier  Bezirke 
einzusetzenden  Obmann,  der  darauf  die  anderen  Kreise  zum  Bei- 
stande aufruft.  Wird  jemand  in  einem  Kreise  geächtet,  so  hat 
es  der  Hauptmann  desselben  mündlich  oder  schriftlich  den  an- 
dern Einigungen  zu  melden,  worauf  der  Geächtete  überall  als 
solcher  behandelt  werden  muss  tmd  wer  demselben  irgend  welche 
Hilfe  leistet,  wird  als  in  dieselbe  Schuld  verfallen  angesehen. 
Der  König  sollte,  wie  schon  bemerkt,  dafür  Sorge  tragen,  dass 
auch  die  Fürsten,  Herrn,  Ritter  und  Knechte  sich  in  gleicher 
Weise  vereinigten;  aber  selbst  wenn  dies  nicht  geschähe,  sollten 
die  vor  dem  Bundesgericht  der  Städte  ergangenen  Urtheile  und 
Achtbriefe  überall  von  den  Fürsten  u.  s.  w,  als  rechtsbeständig  an- 
gesehen werden,  sodass  also  der  in  einem  Bezirk  Geächtete  nirgends 
im  Reich  Schutz  und  Schirm  finde.  Auch  sollte  der  König  ausdrück- 
lich verbriefen,,  dass  Niemand  wegen  seiner  Theilnahme  an  dem  Ge- 
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rieht  oder  der  Bestrafung  eines  Ungehorsamen  in  Ansprach 
genommen,  verklagt  oder  verurtheilt  werden  dürfe  ^). 

Als  der  König  dann  noch  einmal  auf  den  Plan  einer 
grossen  Städte-Einigung  zurückkam,  änderten  die  Städteboten 
ihre  Proposition  zum  Theil,  indem  sie  von  der  Einsetzung  von 
Hauptleuten  für  jeden  der  vier  Kreise  absahen  und  das  Ver- 
langen stellten,  der  König  möge  einen  „gemeinen  Yicarium  des 
Keichs''  ernennen,  und  dass  die  Städte,  wenn  es  Noth  sei,  ihre 
Freunde  bei  ihm  am  Hechten  hätten :  „umb  alle  sache,  die  sich 
nu  vurter  verhandeln  mit  kriege  und  widersagen  und  solichen 
Sachen,  und  die  uff  den  eyt  yderman  des  rechten  helfin  und 
uszsprechen**.  Würde  in  diesem  Gericht  jemand  verurtheilt 
oder  geächtet,  so  sollte  der  Reichsvikar  zunächst  den  Städten  des 
betreffenden  Kreises  und,  wenn  dies  nicht  genügte,  den  Städten 
der  anderen  Einigungen  Befehl  ertheilen,  zur  Vollstreckung  des 
Urtheils  mitzuwirken.  Die  Abgeordneten  anderer  Städte  erklär- 
ten aber,  sich  auf  solche  Einigungen  gar  nicht  einlassen  za 
wollen,  sondern  verlangten  die  Verkündigung  eines  kaiserlichen 
Landfrjedensgesetzes;  welche  Anordnungen  ein  solches  treffen 
solle^  sagten  sie  nicht.  Ueberhaupt  war  das  Resultat  der  ^e- 
rathungen  der  Städte  ein  durchaus  negatives,  indem  sie  sich 
schliesslich  dahin  einigten:  ,^daz  nach  iglicher  lande  geleginheit 
fride  anders  und  anders  zu  bestellin  sey"  ^). 

Von  allen  diesen  Plänen  gelangte  keiner  zur  AusfiGthrung. 
Bei  den  späteren  Berathungen  über  den  Landfrieden  ist  von 
einer  Reform  des  Justizwesens  gar  nicht  die  Rede,  bis  endlich 
der  König  im  Jahre  1434  den  Ständen  verschiedene  Propositio- 
nen vorlegte,  „dass  einem  jeglichen  Recht  widerfahren  mag*'. 
Darunter  befanden  sich  zwei,  welche  sich  auf  die  Vollstreckung 
der  Acht  bezogen,  und  eine  dritte,  welche  die  Einmischung  der 
geistlichen  Gerichte  in  rein  weltliche  Angelegenheiten  abwehren 
sollte^).     Die  Stände  waren  damit  auch   einverstanden,   aber  es 


*)  Asch b ach  IL  Beil.  XXI  S.  437. 

>)  Aschbach  XXII.  S.  441  und  Janssen  I.  309  fg. 

')  Die  2.  Proposition  lautete,  dass  des  reiches  acht,  aberacht  und 
gehorsam  gehalten  werden,  —  die  7.  ging  dahin,  man  solle  dahin  ar- 
beiten, dass  auf  dem  Concil  zu  Basel  gesetzt  und  geordnet  werde :  dass 
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kam,  da  der  Kaiser  nicht  den  Reichstag  besachte,  za  keinen 
Beschlüssen.  Dagegen  sollte  auf  dem  nach  Eger  berufenen 
Tage  im  Jahre  1437  über  die  Gebrechen  der  Gerichtsverfassung 
berathen  werden^)  und  es  wurde  darüber  in  der  That  auch 
gerathschlagt..  Die  Städte  schlugen  vor,  dass  „das  Hofgericht 
ordentlich  mit  Personen  zur  Nothdurft  besetzt  werden  solle",  — 
die  Kurfürsten  und  Fürsten,  dass  „der  Kaiser  sein  Hofgericht 
mit  seinem  Hofrichter  und  den  Rittern,  die  von  Rechte  daran 
sitzen  sollen,  besetze"');  auch  wurde  beantragt,  der  Kaiser  möge 
sorgen,  dass  Acht  und  Aberacht  gehalten  werde  und  dass  alle  Für- 
sten, Herrn  und  Städte  ihre  Gerichte  redlich  fördern  sollten  ').  Aber 
es  blieb  auch  diesmal  bei  blossen  Berathungen  und  der  nicht  lange 
darauf  eintretende  Tod  des  Kaisers  liess  selbst  diese  sehr  zahmen 
Pläne  und  Wünsche  unausgeführt. 

In  der  Verfassung  des  Hofgerichts  traten  in  der  ganzen 
Periode  von  dem  Regierungsantritt  Karls  lY.  bis  zum  Tode 
Sigismunds  keine  bemerkbaren  Veränderungen  ein.  Allerdings 
wird  uns  von  der  Einsetzung  zweier  neuen  »Hofbeamten  berichtet, 
aber  in  so  dürftiger  Weise,  dass  sich  die  Stellung  derselben 
nicht  klar  erkennen  lässt.  In  den  Urkunden  Karls  werden 
magistri  cognicionum  causarum  in  nostra  imperiali  curia  genannt, 
wahrscheinlich  Gelehrte,  auf  deren  Gutachten  bei  der  Entschei- 
dung schwieriger  Rechts-  und  Verwaltungsfiragen  gehört  wurde, 
welche  aber  auch  als  Richter-Commissarien  vom  kgl.  Hofe  ent- 
sendet wurden*).      Aehnlich    wird    die    Stellung  der  von  König 


das  geistliche  gericht  in  weltlichen  sachen  und  zwischen  weltlichen 
Personen  nicht  greife  und  weltliche  richter  weltliche  Sachen  ausrichten 
lasse,  als  sich  das  gebühre,  —  dje  8. :  das  geistliche  Gericht  solle  dem 
weltlichen  beholfen  sein,  sodass  jeder,  welcher  Jahr  und  Tag  in  der 
Keichsacht  bleibe,  in  den  Bann  komme,  und  jjass  umgekehrt  jeder,  der 
Jahr  und  Tag  im  Bann  sei,  vom  König  in  die  Reichsacht  verkündet 
werde.    Wencker  app.  arch.  327  fgg. 

*)  Einberufungsschreiben  bei  Lehmann:  Chron.  v.  Speyer,  Buch 
VII.  cap.  92. 

»)  Wencker  a.  a.  0.  327. 

*)  Neue  Sammlung  d.  R.-A.  I.  152. 

*)  Glafey:  anecdot.  Nr.  266  S.  388.  Karl  IV.  erzählt  in  dieser 
Urkunde,  eine  appellirende  Partei  habe  ihn  ersucht,  eine  Streitsache 
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Ruprecht  eingesetzten  Refereudarieu  gewesen  sein ,  .die  aber  zu- 
gleich zu  beständigen  Advokaten  des  kaiserlichen  und  könig- 
liehen  Hofes  ernannt  wurden  ^).  In  früheren  Zeiten  werden 
solche  Geschäfte  anderen  Beamten  des  Hofes  anvertraut  gewesen 
sein,  das  neue  liegt  also  nur  in  der  Creirung  besonderer  Hof- 
stellen oder  in  der  Einführung  neuer  Titel  ftlr  diejenigen  Be- 
amten, denen  man  init  Ausschliessung  anderer  jetzt  die  Wahr- 
nehmung solcher  Angelegenheiten  übertrug ;  auch  scheinen  beide 
Einrichtungen  nur  temporär  gewesen  ^u  sein,  denn  es  wird  spä- 
ter dieser  Beamten  oder  Beämtentitel  nicht  mehr  gedacht.  Als 
dauernde  Institutionen  für  die  Verwaltung  des  Gerichtswesens 
am  Hofe  erhielten  sich  nur  das  Hofrichter-  und  Hofischreiberamt 
Das  erstere  bekleideten  unter  Karl  IV.:  Friedrich  von  Heydeck*), 
Bolko  Herzog  von  Falkenberg*),  Bolko  von  Oppeln*),  Przimis- 
laus  von  Teschen^),  die  Grafen  Johann  und  Burghart  von 
Hardeck*),    der    edle   Rudolf  von   Wart'),   Heinrich   Graf  von 


selbst  zu  entscheiden  oder  dieselbe  alicui  de  magistris  c.  c.  ad  audien- 
dam  et  fine  debito  deeidendam  committcre. 

*)  Regesta  Ruperti  2395  und  2446:  Der  König  nimmt  den  Ma- 
gister Hermann  von  Bure,  Baccalaurens  der  Theologie,  Licent.  beider 
Rechte,  zum  Referendarius  und  Reichs-  und  Hofadvokaten  auf  und  ver- 
leiht ihm  auf  Lebenszeit  das  Pfalzgrafenamt. 

«)  Im  Jahre  1349:  Mon.  ZolLIU.  Nr.  221,undl866:  Harpprecht 
1.  112  Nr.  XVII. 

•)  In  den  Jahren  1355-60:  Mon.  Zoll.  III.  Nr.  339,  -  Henneb. 
Urkdb.  IL  125,  —  Senckenberg:  de  fab.  lud.  159,  —  Lünig: 
R.-A.  XXIII.  1424,  —  Senckenberg:  de  evoc.  bei  Zanger  II.  1480, 
^  Lac  omblet  IIL  2.  503,  —  Reg.  Boica  IX.  5,  19. 

«)  Im  Jahre  1359:  Hocker:  Haylsbr.  Antiq.  suppl.  Nr.  XXIII 
S.  142. 

»)  In  den  Jahren  1357,  61,  73,  76-^78:  Lac  omblet  IIL  478,  — 
Schneider:  Erbach.  Hist.  ürkd.  Nr.  33-35,  —  Mon.  Zoll  IIL  Seite 
417,  18,  21,  —  Reg.  Boica  IX.  40  fgg.,  291,369,  —  Ludewig: 
relqq.  IV.  Nr.  27,  —  Senckenberg:  k.  h.  G.  Nr.  47,  S.  162. 

•}  In  den  Jahren  1359,  60,  63,  65—67:  Reg.  Boica  VIII.  429, 
IX.  19,  76',  —  Lünig  'XXIIL  1425,  Lud  ewig:  relqq.  X,  66,  - 
Senckenberg:  de  fab.  iud.  159,  •—  Wolters:  cod.  dipl.  Loss.  378, 
HarpprechtLlOS— 11,  — Mon.  Boica  XXXV.  2.119  U.XXVIIL 2. 436. 

')  Harpprecht  L  100.  Nr.  VIH,  —  Reg.  B.  IX.  31,50,— Mon. 
ZolL  IIL  Nr.  461  und  502,  s&mmtlich  von  1361. 
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Schwarzbarg  *),  Friedrich  von  Teck  ^,  Ruprecht  und  Heinrich  von 
Liegnitz^),  Heinrich  von  Brieg^),  Johann  von  Leucbtenberg, 
Eberhard  von  Katzenellenbogen,  Gerlach  von  Hohenlohe,  Kon- 
rad Kreyher  und  wahrscheinlich  noch  andere  ').  Auch  unter 
Wenzel  befand  sich  das  Amt  meist  in  den  Händen  schlesischer 
and  böhmischer  Herren;  eine  lange  Reihe  von  Jahren  hindurch 
stand  Przimislaus  von  Teschen  demselben  vor^),  dann  die  Her- 
zöge Bolko  und  Ruprecht  von  Schlesien^),  Swantibor  von  Pom- 
mern^, Johann  von  Brandenburg*),  die  Grafen  Johann  und 
Gflnther  von  Schwarzburg  ^^,  Friedrich  von  Teck^*),  Johann 
von   Leuchtenberg  ^^),  Johann    Graf  von    Sponheim^^),  Johann 


';  In  den  Jahren  1363—66:  Reg.  B.  IX.  77,  —  Lünig  XXIII. 
U25,  -  Mon.  Zoll.  IV.  70,  -  Harpprecht  I.  112,  Nr.  XVI. 

^  In  den  Jahren  65,  67,  70,  78:  Harpprecht  I.  104,  Nr. X— XII, 
~M.  B.  XXVin.  2.  439,  —  Reg.  Boica  IX.  244, .5,  X.  8,  — Koeler: 
Wolfetein  49,  -  M.  Z.  V.  58. 

*)  In  den  Jahren  70  und  73:  Reg-B.  IX.  244,  —  Guden: 
sylloge  649. 

*)  Reg.  B,  IX.  353,  372,  76,  —  Schultes  I.  479,  Mon.  Z.  IV. 
3(57,  von  1376  und  77. 

»)  Reg.  B.  IX.  246,  50,  358,  62,  X.  7,  8.  17,  —  M.  Z.  IV.  422. 
Vergl.  im  Allgemeinen:  de  iustitiariis  108—18. 

•)  Er  wird  erw&hnt  1379:  Herrgott  II.  739,  —  82:  Reg.  Boica 
X.  109,  20,  22,  -  Herrg.  742,  43,  —  Senckenberg:  k.  h.  G.  Bei- 
lage Nr.  IV,  --  83:  Mon.  Zoll.  V.Nr.  119,  Baur:  Hess.  Urkd.  1.480, 
-84:  Reg.  B.  X.  135,  Bist.  Nor.  dipl.  320,  —  86:  Schannat: 
bist  Worm.  IL'  196,  —  88  und  89:  Mencken  I.  450-und  Schoett- 
gen  und  Kreyssig  I.  419  fg. 

^)  Reg.  Boica  X.  125,  -  Janssen  I.  39,  —  Zoepfl:  Alterth. 
I.  377,  aus  den  Jahren  1383,  96  und  97. 

*)  Im  Jahre  1394:  Senckenberg:  de  evoc.  bei  Zanger  1507. 

')  Ebenfalls  94:  Lacomblet  HL  883. 

*•)  In  den  Jahren  84,  87  und  97:  Guden  sylloge  649  und  Reg. 
Boica  X.  213;  Chron.  der  fr&nk.  St&dte  I.  428. 

")  Hist  Nor  dipl.  471  zum  J.  1387. 

")  Im  Jahre  84:  Mon.  Zoll.  V.  Nr.  144,  und  99:  Zoepfl  378. 

»»)  Dieser  bekleidete  das  Amt  1387:  Hist.  Nor  dipl.  471,  Reg. 
Boica  X.  202,  —  89:  Mon.  Zoll.  V.  Nr.  190-93,  —  92:  Privile- 
pia  von  Frankfurt  (ed.  1728)  S.  210,  Schmidt:  Urkd.  der  Stadt 
Götüngen  Nr.  353,  —  93:  Reg.  B.  X.  393;  Grupen:  disc.  for.  532, 
Mon.  Zoll.  V.  Nr.  308. 
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von  Truhendingen  ^) ,  J.  von  Krenkingen  ^).  Konrad  Kreyher*), 
Wilhelm  Graf  von  Schaumburg  und  Ernst  von  Schoenbarg  ^). 
Während  der  Regierung  Rnprechts  verwaltete  mehrere  Jahre 
hindurch  Engelhard  Herr  von  Winsperg  das  Hofrichteramt:  er 
wird  in  den  Urkunden  des  Gerichts  bis  zum  Jahre  1408  mehr- 
fach erwähnt^);  dann  scheint  der  Graf  Johann  von  Wertheim  zu 
seinem  Nachfolger  ernannt  worden  zu  sein,  denn  es  finden  sich 
von  diesem  Gerichtsurkunden*)  aus  der  Zeit  von  1409  bis  10; 
neben  beiden  werden  auch  Graf  Günther  von  Schwarzburg  und 
der  Sohn  des  Königs,  Johannes  Pfalzgraf  bei  Rhein,  als  Vor- 
sitzende des  kgl.  Gerichts  genannt*^).  Unter  Sigismund  endlich 
erscheint  zuerst  der  eben  genannte  Graf  Günther  von  Schwarz- 
burg als  oberster  Richter  an  Stelle  des  Königs.  Ueber  seine 
Thätigkeit  auf  dem  Costnitzer  Concilium  ist  oben  gesprochen 
worden,  in  den  Urkunden  des  Gerichts  wird  er  bis  1418  sehr 
häufig  erwähnt^).  Sein  Nachfolger  war  der  Graf  Johannes  von 
Lupfen^  der  unmittelbar  nach  der  Abreise  des  Königs  aus  Deutsch- 
land zu  Anfang  des  Jahres  1419  das  Amt  angetreten  zu  haben 
scheint  •);  1424  gerieth  er  in  Ungnade  und  wurde  seiner  Stellung 

»)  Im  Jahre  94:  Harpp recht  I.  113  Nr.  XVIII. 

>)  Mon.  Zoll.  V.  Nr.  236  ans  dem  Jahre  1389. 

*)  Reg.  B.  X.  93;  Senckenberg:  de  sig.  359  von  1382. 

*)  Ersterer  1396:  Zoepfl  377,  letzterer  1398:  Harpp  recht  am 
a.  0.  115  fgg.  Nr.  XIX. 

*  «j  Zuerst  7.  Januar  1404:  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  231,  dann  öfters: 
Reg.  Rup.  Nr.  1873;  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  301,  3()2,  385-87  und  an 
andern  Stellen ;  Schannat  Samml.  alter  Schriften  I,  76;  Schneider: 
Erbach.  Gesch.,  Urk.  S.  120  fgg.;  Harpprecht  I.  119  Nr.  XX. 

•)  Reg.  Rup.  Nr.  2810;  Schneider  a.  a.  0.  128;  Hist  Nor. 
dipl.  p.  528  Nr.  284. 

T)  Hoefler:  Ruprecht  340,  Lünig:  R.  A.  XIV.  12. 

•)  Eberhard  Windeck  c.  46;  v.  d.  Hardt  V.  13,  14,  75;  Lü- 
nig Xm.  860,  XVIII.  757;  Senckenberg:  methodu8l49,  v.d.k.h.G. 
Nr.  42  S.  103;  Harpprecht  I.  Nr.  XXI,  XXU  S.  122  %g.;  Mon.  Z. 
Vn.  285,  90;  Heineccius:  antiqq.  Goal.  üb.  IV..  S.  371;  Teschen- 
mach^er:  ann.  CHv.  cod.  dipl.  Nr.  77  S.  80,  u.  a.  m. 

*)  Urkunden  von  1420  an  bei  Falckenstein:  cod.  dipl.  Nordg. 
249;  Senckenberg:  de  lud.  cam.  hod.  105;  Hörn:  Friedrich  der 
Streitbare  Nr.  267  S.  868;  auch  nach  dem  Nürnberger  Reichstage  von 
1422  verwaltete  er  «las  Amt:  Win 8 eck  c.  107;  Hißt.  Nor.  dipl. 
M2.     Nach  Tomascbek  47  u.  53  wurde  er  schon  imJ.  1418  ernannt. 
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enthoben  ^) ,  mnss  dieselbe  aber  einige  Zeit  später  wieder  erlangt 
haben,  da  vor  ihm  ergangene  Urtheile  noch  aas  den  Jahren 
1430 — 34  erhalten  sind^).  In  einzelnen  Fällen  worden  Yon 
Sigismand  auch  andere  Fürsten  und  Herrn  mit  der  Leitung  des 
Gerichts  beauftragt:  1418  und  1430  Pfalzgraf  Johannes,  1430 
Graf  Wilhelm  von  OrlamQnde,  1431  Borggraf  Heinrich  von 
Meissen,  Rodolf  Graf  von  Montfort  und  andere  '). 

Unter  allen  diesen  Hofrichtern  ist  keiner,  welcher  dem 
Stande  der  geehrten  Juristen  beizuzählen  wäre,  und  es  ist  be- 
achtenswertfa,  dass  das  Amt  auch  in  dieser  Periode  noch  nicht 
den  letzteren  anvertraut  wurde,  wiewohl  sich  viele  derselben  am 
Hofe  der  Könige  in  einflussreichen  Stellungen  befanden.  Mau 
darf  daraus  schliessen,  dass  auch  jetzt  noch  nicht  von  der  An* 
Wendung  der  fremden  Rechte  bei  der  Rechtspflege  die  Rede 
war  und  dass  sich  das  Verfahren  in  allen  wesentlichen  Be- 
ziehungen in  den  althergebrachten  deutschrechtlichen  Formen 
bewegte.  Dies  ist  auch  unbedingt  richtig  für  alle  Prozesse, 
welche  durch  Urtheil  und  Recht  vor  besetztem  Gericht  zur  Ent- 
scheidung gelangten,  wogegen  in  anderen  Fällen  freilich  die 
erheblichsten  Abweichungen  von  dem  Verfahren  mit  Frage  und 
Folge  wahrzunehmen  sind*).  Wir  wissen,  dass  schon  in  früherer 
Zeit  sehr  häufig  auf  den  Schiedspruch  des  Königs  compromittirt 
wurde.     Dies  geschah  auch  jetzt  noch,   aber  was   früher  über- 


^)  Der  Hofrichter  hatte  zu  einem,  dem  Könige  höchst  missliebigen 
Vertrage  zwischen  dem  Kurfürsten  von  der  Pfalz  und  dem  Markgrafen 
Bernhard  von  Baden  mitgewirkt.  „Do  wart  der  Konig  zornig  und 
sprach:  Hute  nemen  wir  dem  von  Lupfen  das  hofrichterampt  und  sol 
unser  und  des  reiches  hoffrichter  nit  me  sein,  wenn  er  wider  unser 
gepot  und  briffe  getan  hat  Und  nam  das  sigel,  das  zu  dem  hof- 
gerichte  gehöret,  das  hat  ein  hofechreiber  ynnen,  der  hies  Peter  Wacker. 
Windeck  c.  133. 

*)  Er  war  der  Vorsitzende  des  Gerichts  auf  den  Reichstagen  zu 
Nürnberg  und  Basel:  bist.  Nor.  dipl.  548,  Aschbach  III.  365;  Ur- 
kunden aus  dieser  Zeit:  Privilegia  et  pacta  von  Frankfurt  275, 
278,  Mon.  B.  XXVIII.  2.  442,  Riedel:  cod.  dipl.  Br.  IH.  1.  194  und 
Supplem.-Bd.  60,  61. 

•)Harpprecht  I.  311,  III.  492,  Riedel:  Suppl.-Bd.  276,  77. 
Senckenberg:  k.  h.  G.  164,  Aschbach  HI.  296,  Mon.  Z.  VII.  285. 

*)  Vglch.  meine  Beiträge  zurG.  derRecept.  des  r.  R.  S,180fgg. 
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wiegend  Sache  des  Vertrauens  in  die  Person  des  Regenten  ge- 
wesen war,  wurde  nun  gewissermasseu  zur  Noth wendigkeit. 
Erinnert  man  sich,  dass  das  Hofgericht  Jahre  lang  gar  nicht 
gehegt  wurde,  dass  es  ungenügend  besetzt  war,  dass  insbesondere 
die  Fürsten  sich  weigerten,  dem  Hofe  des  Königs  nach  Böhmen 
oder  Ungarn  zu  folgen,  so  wird  es  begreiflich,  dass  die  Parteien, 
um  nur  überhaupt  einen  Spruch  des  Königs  für  sich  zu  er- 
wirken, seine  alleinige  Entscheidung  forderten  oder  wenigstens 
zuliessen.  War  aber  ein  Rechtstreit  in  solche  dage  gebracht 
worden,  so  bestand  für  den  König  nicht  mehr  die  Nothwendig- 
keit,  denselben  durch  ein  gehörig  besetztes  Gericht  und  durch 
Umfrage  zu  erledigen,  es  war  vielmehr  seinem  Gutdünken  über* 
lassen,  wen  er  zur  Entscheidung  heranziehen,  wie  er  dieselbe 
herbeiführen,  wie  er  endlich  die  Wahrheit  und  das  Recht  über- 
haupt ermitteln  wollte  ^).  Und  dass  der  Hof  sich  in  solchen 
Fällen  des  Beiraths  gelehrter  Juristen  bediente,  dass  diesen  der 
wesentlichste  Einfluss  auf  die  Leitung  und  Gestaltung  des  Yer- 
fuhrens  gestattet  wurde,  war  bei  dem  Mangel  an  andern  fähigen 
und  geeigneten  Persönlichkeiten  als  unabweisbar  nothwendig  an- 
zusehen. Freilich  werden  die  Gelehrten  dann  Sorge  getragen 
haben,  ihren  Einfluss  mehr  und  mehr  auszudehnen  und  sich 
eine  Mitwirkung  auch  in  anderen  als  den  vorher  bezeichneten 
Fällen  zu  sichern,  und*  dies  gelang  ihnen  so  wohl,  dass  schon 
König  Albrecht  II.  es  als  selbstverständlich  ansah,  dass  sein 
Gericht  mit  Rittern  und  gelehrten  Juristen  dauernd  besetzt  werde. 
Unter  Sigismund  namentlidi  wurden  viele  Rechtssachen  mit 
Rath  Gelehrter  entschieden  und  in  einer  vom  älteren  Verfahren 
völlig  abweichenden  Weise  verhandelt.  Nachdem  zwischen  dem 
Herzog  Adolf  von  Berg  auf  der  einen ,  dem  Erzbischof  Dietrich 
und  der  Stadt  Köln  auf  der  andern  Seite  lange  ein  verderblicher 
Krieg  gewaltet  hatte,  überlassen  die  Parteien  die  Entscheidung 
ihrer  Streitigkeiten  dem  König.  Er  verhört  ihre  Ansprüche, 
Reden  und  Widerreden  in  Gegenwart  von  Fürsten,  Edlen  und 
Getreuen  nnd  spricht  dann   allein   das '  Urtheil   über  jeden  ein- 


^)  Sehr  treffend  heisst  es  in  einer  sp&tern  Urkunde  (Riedel  II. 
5.  147):  haben  wir  uns  erboten,  das  —  der  kaiser  on  all  solemni- 
teten  uff  sein  person  unser  mechtig  ist  zu  recht 
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zelnen  streitigen  Pankt.  Ueber  einige  derselben  behielt  sieb 
der  König  spätere  Entscheidung  vor  und  traf  dieselbe  dann  auch 
mit  ßeirath  vieler  Getrenen,  namentlich  Juristen:  assumptis  in 
consilinm  —  maltis  —  iurisconsultis  sive  doctoribus  ^}.  In  dem 
langjährigen  Streite  zwischen  Erich  von  Dänemark  und  den 
Herzögen  von  Schleswig  compromittiren  die  Parteien  endlich 
auf  Sigismnnd :  sicut  in  unum  supremum  iudicem  et  plene  potes- 
tatis  arbitraro.  Der  König  sendet  darauf  zwei  gelehrte  Juristen 
nach  Schleswig,  nm  das  Verfahren  an  Ort^  und  Stelle  bis  zum 
Scblasserkenntniss  zu  leiten.  Nach  deren  Rflckkehr  wird  die 
Sache  am  Hofe  verhandelt  und  über  einzelne  streitige  Fragen 
nach  Berathung  mit  den  Doctoren  Entscheidung  getroffen,  schliess- 
lich auch  das  Endurtheil,  ebenfalls  unter  Zuziehung  von  Rechts- 
gelehrten ,  schriftlich  abgefasst  und  publicirt  ^).  In  gleicher 
Weise  wurde  auch  der  Stranbinger  Erbstreit  der  alleinigen  Ent- 
scheidung des  Königs  unterbreitet.  Nachdem  längere  Zeit  ver- 
geblich zwischen  den  vier  Erbprätendenten ,  den  Herzögen  Ernst 
Dod  Wilhelm  von  München,  Ludwig  von  Ingolstadt,  Heinrich 
von  Landshut,  verhandelt  worden,  gaben  die  ersteren  drei  im 
Juli  1427  der  Landschaft  von  Niederbayern  volle  Gewalt,  über 
ihre  Irrungen  zu  erkennen.  Schon  drei  Tage  später  überwiesen 
aber  die  Stände  alle  Irrungen  der  fürstlichen  Herrn  dem  Spruche 
Sigismunds:  sie  sind  gänzlich  auf  uns  kommen,  auf 
unser  Eins  Urtheil,  sagte  der  König.  Und  während  er 
früher  ganz"  richtig  hervorgehoben  hatte,  die  Sache  könne 
prozessualisch   nur  durch   die   Fürsten    des   Reichs    entsrhieden 


*)  Urkunde  vom  13.  December  1416  bei  Lacomblet  IV.  107: 
wann  uns  euch  die  Sache  von  beiden  teilen  in  nnsre  hende  gegeben 
und  gestalt  sint  —  dorurab  mit  beider  party  vollem  willen  so  sprechen 
wir.  Die  zweite  Urkunde  von  1417  bei  Goldast:  coli.  L  393  und 
deutsch  in  dessen  Rcichssatz.  II.  %.  Der  Hofrichter  heisst  in  dieser 
Urkunde:  nostrae  aulae  prefectus  iuridicus. 

*)  Die  Aktenstücke  am  Vollständigsten  bei  LangebekundSnbm: 
Bcrptt.  rer.  Danic.  YIL  264  fgg.,  namentlich  der  Compromissbrief  389— 
93,  das  Commissorinm  für  den  kaiserl.  Rath  Ludovicus  de  Cattaneis 
von  Verona  (ad  procedendum — nsqne  ad  diffinitivam  sententiam  exclusive) 
264—66,  der  Bericht  über  die  Schlussverhandlongen  und  das  Urtheil 
395-99.    Vglch  Beiträge  181  fgg. 
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werden  *),  durfte  er  jetzt ,  wo  er  als  Schiedsrichter  artheilen  sollte, 
davon  absehen:  er  zieht,  ausser  wenigen  geistlichen  und  weltlichen 
Fürsten,  Edle  aus  Deutschland,  Ungarn  und  Böhmen,  viele 
geistliche  Leute,  Herrn,  Ritter  und  Knechte,  Städteboten  und 
Gelehrte  hinzu.  Es  findet  allerdings  auch  ein  gewisses  contra- 
dictorisches  Verfahren  statt,  aber  es  weicht  wesentlich  ab  von 
dem  im  Hofgericht  üblichen;  die  Parteien  überreichen  ihre 
Werbungen  und  Deductionen  schriftlich,  das  Urtheil  wird  vor 
der  Verkündigung  ebenfalls  schriftlich  abgefasst  und  auch  dies- 
mal wieder  mit  Rath  von  Lehrern  beider  Rechte  ^). 

In  allen  Fällen  dagegen,  in  denen  eine  Entscheidung  durch 
das  Hofgericht  und  nicht  durch  den  König  allein  herbeigeführt 
werden  sollte,  hielt  man  an  den  Formen  des  deutschen  Pro- 
zesses fest').  Es  ist  schon  bemerkt,  dass  die  Regenten  in  Ver- 
folgung politischer  und  persönlicher  Interessen  sich  manche 
Willkürlichkeiten  bei  der  Rechtspflege  erlaubten,  aber  eine 
durchgreifende  Umgestaltung  des  Verfahrens  wurde  nicht  ver- 
sucht  und  namentlich    erhielten    sich    bis    zum    Schluss    dieser 


*)  Schreiben  Sigismunds  an  den  Erzb.  von  Mainz  vom  Jahre  1426 
bei  Bachmann:  Vorlegung  der  fideicommissarischcn  Rechte  des  Hauses 
Pfalz  (Zweibrücken,  1778).    Urkunden  Nr.  LIV,  und  LVl. 

')  Das  Urtheil  vom  26.  April  1429  bei  Bachmann,  Urkunden 
Nr.  XXV.  S.  73.  Beiträge  184  fgg.  und  die  das.  angeführten. 

')  Eine  Ausnahme  bildet  der  Rechtsstreit  des  Erzbischofs  Günther 
von  Magdeburg  mit  der  Stadt  Halle,  welcher  durchaus  in  den  Formen 
des  kanonischen  Prozesses  verbandelt  und  schliesslich  unter  Zuziehung 
vieler  namentlich  genannten  gelehrten  Juristen  entschieden  wurde,  ohne 
daas  ein  Compromiss  auf  den  König  allein  nachzuweisen  wäre.  Die 
hierauf  bezüglichen  Urkunden  bei  Ludewig:  relqq.  mscpt  XI.  473—90 
sind  schlecht  gedruckt  und  an  einzelnen  Stellen  corrumpirt,  auch  sind 
die  Aktenstücke  nicht  vollständig  herausgegeben,  sodass  sich  nicht 
übersehen  lässt,  ob  nicht  doch  besondere  Gründe  vorhanden  waren, 
welche  den  König  bestimmten,  den  Prozess  grade  so,  wie  geschehen, 
verhandeln  zu  lassen.  Da  übrigens  in  der  Sache,  mit  Rücksicht  auf 
die  Stellung  der  einen  Partei  und  auf  die  Idrchenrechdiche  Natur  ein* 
zelner  Streitfragen,  nur  Gleriker,  zuletzt  sogar  der  Legat  des  Papstes 
zu  Gommissarien  ernannt  wurden,  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass, 
nachdem  einmal  der  Prozess  in  diese  Wege  geleitet  worden ,  überall 
das  kanonische  Verfahren  zur  Anwendung  gebracht  wurde.  Vglch. 
Beiträge  183  und  die  das.  angeführten. 
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Periode  zwei  Eigenthümlichkeiton  des  dentscheD  Prozesses: 
Besetzung  des  Gerichts  mit  Ungelehrten,  und  das  Verfahren 
„mit  Urtheilen''  unberührt  £s  ergiebt  sich  dies  auf  das  Ueber- 
zeogendste  aus  der  Betrachtung  der  wichtigsten  Prozesse,  die 
iu  dieser  Zeit  am  Hofgericht  verhandelt  wurden.  Bei  der  Fülle 
des  Stoffes  beschränken  wir  uns  ^uf  die  Darstellung  des  Er- 
heblichsten und  beginnen  mit  den  interessanten  Verhandlungen, 
welche  über  die  Anerkennung  und  spätere  Verwerfung  des* 
falschen  Waldemar  am  üofe  Karls  IV.  geführt  wurden. 

'  Nach  dem  Tode  Kaiser  Ludwigs  war  sein  Sohn ,  Markgraf 
Ludwig  der  ältere  von  Brandenburg,  das  Haupt  der  Partei, 
welche  gegen  Karl  IV.  in  Opposition  stand.  Natürlich  also, 
dass  sich  alle  Gegner  des  wittelsbachischen  Hauses,  die  Herzöge 
von  Sachsen- Wittenberg,  die  Anhaltiner,  der  Erzbischof  von 
Magdeburg  und  andere,  um  so  fester  an  Karl  von  Böhmen  an- 
schlössen, dass  letzterer  selbst  den  Markgrafen  grade  dort  an- 
zugreifen beschloss,  wo  dessen  Stellung  am  Wonigsten  gesichert 
erschien,  eben  in  der  Mark  Brandenburg.  Zu  derselben  Zeit, 
als  die  Witteisbacher  über  die  Wahl  eines  Gegenkönigs  ver- 
handeln, taucht  plötzlich  am  Hofe  des  Erzbischofs  Otto  von 
Magdeburg  ein  Fremdling  auf,  der  sich  für  den  seit  achtund- 
zwanzig Jahren  für  todt  geglaubten  Markgrafen  Waldemar  von 
Brandenburg  ausgiebt  ^).  Der  Erzbischof,  die  Askanier  ins- 
gesammt  finden  sich  auch  alsbald  von  seiner  Aechtheit  über- 
zeugt und  verbinden  sich,  Land  und  Leute  daran  zu  setzen, 
um  ihm  wieder  zur  Mark  zu  verhelfen.  Auch  in  weiteren 
Kreisen  wird  die  Mähre  geglaubt,  Adel  und  Städte,  mit  zahl- 
reichen Ausnahmen  jedoch ,  erklären  sich  für  den  Prätendenten  : 
für  Karl  IV.  ist  eine  mächtige  Waffe  gefunden,  die  Gegenkönige 
durch  einen  Gegenkurfürsten  zu  bekämpfen. 

Es  unterliegt  keinem  Bedenken,  dass  es  ausschliesslich 
politische  Gründe  solcher  Art  waren,  welche  den  nüchternen 
und  klar  blickenden  Geist  des  Königs  bestimmten,  Waldemar 
anzuerkennen;  aber  den  Schein  rechtlicher  Ueberzeugung  suchte 
man  zu  retten.  Als  Karl  Ende  September  1348  zur  Bekämpfung 


')  Klöden:  Diplomatische  Geschichte  des  Markgrafen  Waldemar 
von  Brandenburg,  Bd.  IB.,  IV.  Berlin,  184ö. 

FrankUn,  Reichahofgoricht.  I.  \  0 
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des  Witteisbachers  in  die  Mark  eindrang ,  ernannte  er  sofort  eine 
Commission  von  Fürsten,  Edlen,  Rittern  nnd  einem  Geistlichen, 
um  ihm  zu  berichten,  ob  der  Prätendent  der  ächte  Waldemar 
sei  oder  nicht.  Alle  Mitglieder  dieser  Commission  bis  aaf  zwei 
untergeordnete  Personen,  von  denen  wir  nichts  Näheres  wissen, 
hatten  sich  längst  für  Waldemar  erklärt:  natürlich,  dass  sie 
jetzt  berichteten,  sie  hätten  gewisslich  erfahren,  dass  er  der  sei, 
für  den  er  sich  ausgab,  —  natürlich  auch,  dass  der  König  nun 
„sicher  und  an  Zweifel'*  von  der  Gerechtigkeit  der  Sache  des 
Prätendenten  überzeugt  war.  Am  2.  October  1348  verlieh  er 
dem  entsprechend  die  Mark  zu  Brandenburg  mit  allen  Ehren, 
Nutzen,  Herrschaften  und  Zubehör,  namentlich  mit  der  Stimme 
und  Kur,  die  ein  Markgraf  zu  Brandenburg  an  der  Wahl  eines 
römischen  Königs  hat,  an  Waldemar;  an  die  Stände  und  Ein- 
wohner der  Marken  erging  der  Befehl,  diesem  ihren  rechten 
Krbherrn  Gehorsam  zu  leisten:  wer  sich  nicht  fügen  werde, 
sollte  in  die  Reichsacht  verfallen  sein  ^).  So  sehr  es  den  König 
und  die  askanischen  Fürsten  drängte,  ihrer  tief  innersten  lieber- 
zeugung  nach  das  Recht  Waidemars  anzuerkennen,  so  sehr 
fühlte  sich  dieser  verpflichtet,  seine  Dankbarkeit  zu  erkennen  zu 
geben;  an  demselben  2.  October  trat  er  „in  Ansehung  der  Treue 
nnd  Gnade  des  Königs"  die  Mark  Lausitz  an  die  Krone  Böhmen 
ab^)  und  nur  wenige  Tage  später  erhielten  Rudolf  und  Otto 
von  Sachsen,  sowie  Albert  und  Waldemar  von  Anhalt  dieEven- 
tualsuccession  in  die  Marken  von  Brandenburg  und  Landsberg 
zugesichert^).  So  mochten  alle  Theile  mit  dem  bisherigen  Ver- 
lauf des  Handels  zufrieden  sein. 

Nur  in  den  Marke«  selbst  gab  es  nicht  wenige,  welche  an 
der  Rechtlichkeit  solchen  Verfahrens  zweifelten.  In  den  Städten 
namentlich  sagte  man  sich,  dass  der  Streit  zwischen  Markgraf 
Ludwig  und  dem  Prätendenten  doch  nur  im  Wege  Reclitcns 
ausgemacht   werden   könne.      Einen  Rechtsprach    forderten    sie 


M  Urkunden  vom  2.  und  11.  October  1348  bei  Riedeln.  2.8.217, 
19,  27,  Klöden  III.  Anhang  Nr.  19,  20. 

«)  Riedel  S.  22:i-26  Nr.  854—56,  Klöden  Nr.  24. 

•)  Urkunden  vom  20.  October  1348  bei  Riedel  Nr.  8.51—53  S. 
219  fgg.   Klöden  a.  a.  O.  Nr.  21—23  S.  481  fgg. 
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und  einen  solchen  stellte  ihnen  Karl  in  Aussicht.  Markgraf 
Ludwig  und  sein  Gegner  wurden  aufgefordert,  vor  dem  könig- 
lichen Gericht  zu  erscheinen,  mit  ihnen  zugleich  die  Gewalt- 
boten der  märkischen  Städte;  der  erstere  sollte  dort  seinKecht 
auf  diese  Städte  nachweisen ,  wenn  er  aber  ausbliebe  oder  die 
Städte  nicht  verträte,  sollten  letztere  gehalten  sein,  sich  dem 
zu  unterwerfen,  was  Fürsten  und  Herrn  zu  Recht  erkennen 
würden  ^),  Das  Gericht  sollte  in  Wittenberg  stattfinden,  wo  der 
König  alle  askanischen  Fürsten  und  ihre  Helfer  versammelt  hatte. 
Was  diese  in  dem  Rechtsstreite  erkennen  würden,  was  sie  nach 
den  Vorgängen  vom  October  urtheilen  mussten,  konnte  Lud- 
wig voraussehen:  er  erschien  natürlich  nicht  und  Karl  wies 
nunmehr  die  Städte  wiederholt  an,  zu  Waldemar  zu  halten  und  , 
ihm  treu  und  gehorsam  zu  sein  ^).  Die  Mark  Brandenburg 
schien  für  die  Witteisbacher  verloren. 

Aber  die  Verhältnisse  änderten  sich  sehr  schnell.  Im  fol- 
genden Jahre  kam  bald  nach  der  Wahl  des  Gegenkönigs  Günther 
eine  Aussöhnung  zwischen  Karl  IV.  und  dem  wittelsbachischen 
Hause  zu  Stande,  und  der  König  scheint  damals  den  Markgrafen 
Ludwig  den  älteren  als  Herrn  der  Mark  Brandenburg  bedingungs- 
los oder  doch  für  den  Fall  anerkannt  zu  haben,  dass  die  Unccht- 
heit  Waidemars  nachgewiesen  würde ').  So  lange  dies  nicht 
geschehen,  hielt  sich  Karl  an  seine  früheren  Verfügungen  zu 
Gunsten  Waldeniars  gebunden,  wenigstens  erklärte  er  noch  im 
August  1349,  dass  er  nur  den  letzteren  als  Markgrafen  an- 
gesehen wissen  wolle  ^).  Inzwischen  währte  der  Krieg  der 
wittelsbachischen  und  askanischen  Partei  in  den  Marken  fort, 
die  Kämpfe  nahmen   in  Folge  der  Einmischung   Fremder   eine 


»)  Klöden  HL  249,  ürkd.  Anhang  Nr.  28,  Riedel  a.  a.  0.  S.229 
Nr.  859. 

•)  Klöden  IH.  263. 

»)  Klöden  IH.  815  fgg. 

^)  Riedel  a.  a.  0.  S.  261,  262,  Nr.  895,  896,  Klöden  HL  Anh. 
Nr.  45.  Die  Kurfürsten  fassten  die  Sache  anders  auf,  als  Karl ;  da  der 
König  dem  Markgrafen  Ludwig  bei  seiner  Aussöhnung  mit  demselben 
alle  Freiheiten  und  Rechte  bestätigt  habe ,  so  dürfe  er ,  erklärten  sie 
am  11.  August  1349,  anch  nicht  mehr  diese  Rechte  überfahren.  Riedel 
a.  a.  0.  Nr.  894  S.  2G1. 

16» 
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immer  grössere  Ausdehnung  an,  es  mnsstc  zu  einer  endlichen 
definitiven  Entscheidung  kommen,  za  der  auch  die  Freunde 
der  Witteisbacher  den  König  mehr  und  mehr  drängten. 

Der  erste  Schritt  zur  Ausgleichung  geschah  durch  Walde- 
mar  von  Dänemark,  den  Verbündeten  und  Helfer  des  Markgrafen 
Ludwig.  Auf  sein  Betreiben  traten  im  Februar  1350  Herzog 
Rudolf  von  Sachsen,  Albrecht  und  Waldemar  von  Anhalt, 
Albrecht  von  Mecklenburg,  die  Bevollmächtigten  des  Erzbischofs 
von  Magdeburg  und  Graf  Albrecht  von  Barby  auf  der  einen 
Seite,  Markgraf  Ludwig,  sein  Bruder  Ludwig  der  Römer  mit 
ihren  Freunden  auf  der  andern  Seite  zu  Spremberg  zusammen 
und  alle  Genannten  compromittirten  nach  kurzem  Verhandeln 
auf  den  König  Magnus  von  Schweden,  der  zwischen  ihnen  um 
alle  Kriege  und  Misshelligkeiten  mit  Minne  oder  mit  Recht 
freundlich  entscheiden  sollte  ^).  Der  angebliche  Waldemar  war 
auf  der  Versammlung  nicht  anwesend  und  der  abgeschlossene 
Vergleich  berührte  die  zwischen  ihm  und  dem  Markgrafen  Lud* 
,  wig  schwebende  Rechtsfrage  ebenso  wenig  als  die  Beschwerden, 
welche  letzterer  gegen  Karl  IV.  hatte  und  welche  dahin  zu- 
sammenzufassen waren:  einmal,  dass  der  König  überhaupt  den 
Prätendenten  zugelassen  und  mit  der  Mark  beliehen,  dann»  dass 
trotz  der  erfolgten  Aussöhnung  mit  dem  wittelsbachischen  Hanse, 
Karl  dennoch  nicht  das  volle  Recht  Ludwigs  anerkennen  und 
ihm  zur  Durchsetzung  desselben  gegen  Waldemar  beholfen  sein 
wolle.  Und  zwar  mussten  zunächst  diese  Beschwerden  erledigt 
werden,  ehe  die  zuerst  erwähnte  Rechtsfrage  durch  Urtheil  ent- 
schieden werden  konnte. 

Auf  diese  Bahn  wurde  die  Sache  geleitet,  als  Markgraf 
Ludwig  am  7.  Februar  1350  zur  Beilegung  aller  Streitigkeiten 
mit  König  Karl  auf  den  Pfalzgrafen  Ruprecht  compromittirte  ^). 
Von  diesem  ergingen  zwei  Schiedsprtiche,  die  sich  zum  Theil 
widersprechen.  In  dem  ersten^)  ward  bestimmt,  der  König 
solle  den  Markgrafen  und  den,  der  sich  nennt  Kurfttst  Waldemar, 
vor  sein   Gericht  nach    Nürnberg   laden    und    dort    sollten    die 


»)  Riedel  Nr.  899  8.  265,  Klöden  III.  372  fgg. 

*)  Riedel  Nr.  900  S.  267,  Pelzel  I.  Urkd.  S.  151,  Kldden  381. 

•)  Riedel  Nr.  901  S.  267-69. 
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Fürsten  and  Herrn  des  heiligen  römischen  Reichs^  die  billig 
darftber  sprechen  sollten,  erkennen,  ob  Waldemar  acht  sei  oder 
Dicht;  bei  dem  Urtheil,  das  diese  rücksichtlich  der  Mark  finden 
worden,  sollte  es  dann  stetig  bleiben.  „Were  auch,  daz  die 
vorgenannte  fürsten  und  herren  des  reichs,  die  billich  darüber 
sprechen  süllen,  dohin  nicht  qaemen,  and  ob  dieselben,  die 
geladen  weren,  auch  nicht  qaemen  af  den  vorgenanten  tag  and 
stat,  so  Süllen  wir  (Markgraf  Ladwig)  alle  unser  recht  ervolgit 
haben  gleicher  wiz,  als  ob  die  vorgenannte  fÜrsten  all  da  by 
gewesen  weren  nnd  hetten  dar  über  gesprochen  and  anch  als 
ob  die  geladen  zu  geginwertikeit  gewesen  weren."  Den  zweiten 
Spruch  erliess  der  Pfalzgraf  einige  Tage  später  nach  Beratbang 
mit  verschiedenen  Fürsten  and  Herrn  ^).  Zunächst  wird ,  in 
£rwägung,  dass  die  vom  Pfalzgrafen  befragten  Herrn  insgesammt 
bekannt  haben:  „ob  sie  daz  uf  ire  eyde  nemen  sollten,  daz  sie 
e  sprechen  und  schweren  wölden,  daz  ez  der  margrafe  Waldemar  — 
Dicht  were,  wanne  daz  er  ez  were,"  und  in  fernerer  Erwägung, 
dass  Markgraf  Ladwig  die  Belehnung  mit  der  Mark  gehörig 
Dachgesucht  und  gemuthet  habe,  erkannt:  der  König  solle  dem 
Markgrafen  billig  und  mit  R^cht  diese  Lehen  verleihen  und  ver- 
briefen, Ludwig  aber  dem  König  Treue,  Gehorsam  und  Unter- 
thänigkeit  geloben.  Sodann  wird  bestimmt,  dass  es  rücksichtlich 
des  Verhältnisses  zu  Markgraf  Waldemar  bei  der  Entscheidung 
eines  zu  Nürnberg  zu  versammelnden  Fürstengerichts  bewenden 
solle ,  und  schliesslich  nach  Erledigung  verschiedener  anderer 
Differenzen  festgesetzt,  dass  beide  compromittirendc  Thcile  in 
offenen  Briefen  die  Verbindlichkeit  des  Schiedspruches  an- 
erkennen sollen. 

Dieser  Entscheidung  gemäss  bestätigte  der  König  sofort 
den  wittelsbacbischen  Brüdern  alle  ihre  Länder,  Fürstcnthttmer, 
Freiheiten  und  Würden,  Handfesten  und  Briefe,  namentlich  auch 
die  Küren  und  Stimmen,  die  ihnen  als  Markgrafen  zu  Branden- 
burg und  Pfalzgrafen  bei  Rhein  zuständen^,   und  belehnte   die- 


*)  Vglch.  die  zum  Theil  abweicheDden  Urkunden  des  Königs  nnd 
des  Markgrafen  vom  15.  Februar  1350  bei  Riedel  Nr.  903  und  904 
und  dazu  Kl  öden  S.  382  fgg. 

«)  Riedel  Nr.  905  S.  277  fg. 
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selbeu  gleichzeitig  mit  deu  Marken  und  allen  dazu  gehörigen 
Rechten  ^),  wogegen  Markgraf  Ludwig  ausdrücklich  erklären  und 
beurkunden  musste,  dass  es  trotz  der  geschehenen  Belehnung 
bei  der  durch  den  Pfalzgrafen  angeordneten  definitiven  Ent- 
scheidung des  Streites  mit  Waldemar  auf  einem  Gerichtstage  zu 
Nürnberg  bleiben  solle  ^).  Und  eine  solche  Entscheidung  durch 
Urtheil  der  Fürsten  musstc  schlechterdings  erfolgen.  Der  König 
freilich  war  längst  entschlossen,  Waldemar  und  die  Askanicr 
aufzugeben,  aber  die  Stände  und  Städte  der  Mark,  welche  Karl 
erst  kürzlich  selbst  an  den  Prätendenten  verwiesen  hatte,  waren 
jetzt  so  wenig  als  früher  gewillt,  die  Treue  zu  wechseln  je  nach 
dem  Belieben  und  der  willkürlichen  Politik  des  königlichen 
Hofes.  Daher  benachrichtigte  Karl  zwar  die  Städte,  dass  er 
den  Markgrafen  Ludwig  mit  der  Mark  beliehen,  dass  er  rück- 
sichtlich Waidemars  gänzlich  betrogen  zu  sein  glaube,  aber  er 
forderte  sie  doch  nicht  auf,  nun  sofort  die  Partei  des  letzteren 
zu  verlassen,  stellte  vielmehr  Alles  auf  die  Entscheidung,  die 
zu  Nürnberg  getroffen  werden  würde:  ,,und  wes  uns  doselbest 
nach  ir  beider  rede  und  bewisung  die  f&rsten  und  herren,  unsir 
und  des  reichs  getrewen,  die  billich  darumb  dirkennen  und 
sprechen,  umb  alle  Sachen  beweisen  und  bescheiden,  dem  wellen 
wir  gentzlich  volgen :  und  wer  uns  doselbst  fUr  einen  marggrafen 
von  denselben  fursten  und  herren  benennet,  beweist  und  geben 
wirt,  den  wellen  wir  dabey  lazzen  und  behalden,  als  wir  unsern 
und  des  reichs  försten  billich  und  zu  recht  ze  tun  pflicfatig  sein '). 
Diese  Gerichtsverhandlung  fand  am  6.  April  1350  zu  Nürn- 
berg statt.  Für  Markgraf  Ludwig  erschien  der  Pfalzgraf 
Ruprecht  und  führte  mit  voller  und  ganzer  Gewalt  die  Klage 
desselben^)  gegen  Waldemar,  welcher  nicht  erschienen  war. 
Weder  über  den  Gang  der  Verhandlung  noch  über  die  Personen 
der  Urtheiler  ist  Näheres  bekannt,   denn  die   Urkunde,   welche 


1)  Riedel  Nr.  907,  910,  917,  Klöden  395  fgg.  und  ürkd.  Nr.  49. 

»)  Revers  des  Markgrafen  vom  16.  Februar  1350:  Riedel  Nr. 908. 

')  Urkunden  Karls  vom  29.  März  und  4.  April  1350  bei  Riedel 
Nr.  928  S.  296  fg. 

^)  Markgraf  Ludwig  hatte  seine  Klage  „gen  dem ,  der  sich  nennet 
Woldmar",  *  dem  Pfalzgrafen  aufgegeben,  „mit  vollem  und  gantzem  ge- 
walt,  zu  gewinne  und  zu  Verluste":  Riedel  Nr,  930  8.  298. 
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dem  Pfalzgrafeu  über  deu  Ausgang  des  Prozesse»  ertheilt  wurde, 
ist  nicht  veröffentlicht  ^).  In  einem  Schreiben  des  Königs  vom 
6.  April  an  alle  Städte,  welche  bis  dahin  zu  Waldcmar  gehalten 
hatten,  theilt  Karl  mit,^  der  Pfalzgraf  habe  „offenbar  und  mit 
rechtem  ürtheir*  bewiesen^),  dass  Waldemar  unecht  sei;  dem- 
gemäss  sollten  ihn  die  Städte  aufgeben  und  fortan  nur  Ludwig 
Dod  seine  Brüder  als  rechte  Herrn  anerkennen.  Einige  Tage 
später  gab  der  Pfalzgraf  „mit  Urtheil  und  mit  Gunst  und  Willen 
des  Königs*'  die  gewonnene  Klage  dem  Markgrafen  Ludwig  vor 
Gericht  wieder  auf  ^).  Karl  setzte  nunmehr  die  wittelsbachischen 
BrQder  in  Nutz  und  Gower  der  Marken  mit  ihren  ZubehörungeU) 
beauftragte  auch  die  Markgrafen  von  Meissen,  jene  in  den  Besitz 
einzuweisen,  und  erliess  Befehle  in  das  Beich,  ihnen  zur  Wieder- 
erlangung der  Lande,  „daraus  sie  mit  unrechte  geworffcn  sind", 
behalf  lieh  zu  sein  ^).  Bcchtlich  war  die  Streitsache  hiermit  zu 
Eude  geführt,  aber' der  Krieg  zwischen  den  Witteisbachern  und 
Waldemar  und  dessen  zahlreichen  Anhängern  währte  noch 
mehrere  Jahre  fort,  bis^  diplomatische  Verhandlungen  und  die 
Entsagung  Waidemars  die  schweren  Leiden  der  Marken  endlich 
aufhören  Hessen  ^). 

Es  ist  klar  ersichtlich,  dass  sich  der  König  während  des 
ganzen  Verlaufs  dieses  unwürdigen  Handels  ausschliesslich  von 
politischen  Nützlichkeitsrücksichtcn  leiten  Hess.  Dasselbe  ist 
von  andern  Prozessen  zu  sagen,  namentHch  von  dem  lang- 
wierigen  Lüneburger   Successionsstreit  ^).     Mit   dem    Tode    des 


')  Dass  das  Urtheil  schriftKch  ausgefertigt  worden,  sagt  Karl  aus« 
drücklich  in  der  Urkunde  bei  Riedel  Nr.  930:  „in  dem  brief,  den  wir 
im  darüber  geben  haben  mit  unsers  hofgerichtes  insigel." 

^  Mit  guter  warer  kuntschaft  bezeugt  und  bewiesen,  heisst  es  in 
den  gleit    zu  erwähnenden  Urkunden  vom  12.  April. 

•)  Die  Klage  „und  alle  recht,  die  er  von  seinen  wegen  mit  rechter 
urtail  vor  uns  und  dem  gerichte  behabt  und  ervolgt  haf 

*)  Urkunden  vom  6.  und  12.  April  und  1.  Juni  1350  bei  Riedel 
Kr.  939,  80,  37  und  Supplem.-Bd.  26  fgg.,  Kl  öden  UI.  427  fgg.  und 
Urkde  Nr.  .52  und  53. 

•}  Hierüber  vglch.  Klöden  IV.  1-277. 

*}  (H.  C.  Koch):  Versuch  einer  pragmatischen  Geschichte  des 
Hauses  Braunschweig  und  Lüneburg  (1764>  S.  240—93,  Uavemaun: 
Oescbicbte  der  Lande  Braonschweig  und  Lüneburg  J.  465 fgg.,  Sudcn- 
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Herzogs  Wilhelm  erlosch  im  Jahre  1369  die  alte  lünebnrgische 
Linie  des  von  Otto  dem  Kinde  begründeten  Gesammthauses 
Braunschweig.  Nach  deutschem  Fürstenrecht  und  dem  beson- 
deren Staatsrecht  des  Herzogthums  musste  das  Land  an  die 
braunschweigischen  Agnaten  des  letzten  Besitzers  fallen.  Dennoch 
behandelte  Karl  IV.  das  Herzogthum  als  ein  mit  dem  Tode 
Wilhelms  heimfallendes  Lehen  und  ertheiltc  noch  bei  Lebzeiten 
des  letzteren,  am  6.  October  1355,  dem  Herzog  Albrecht  von 
Sachsen,  dessen  Mutter  Elisabeth  die  älteste  Tochter  Wilhelms 
war,  sowie  den  Oheimen  Albrechts,  Wenzel  und  Rudolf,  die 
feierliche  Belehnung  mit  Lüneburg  auf  den  vorauszusehenden 
Fall,  dass  Wilhelm  ohne  männliche  Nachkommen  sterben  würde  ^). 
Diese  Massregel  führte  sofort  zu  den  ärgerlichsten  Streitigkeiten, 
später  zu  einem  verheerenden  Kriege. 

Herzog  Wilhelm  nämlich,  welcher  anfänglich  selbst  die  un- 
berechtigten Ansprüche  Seines  Enkels  begünstigt  hatte,  schloss 
im  Juni  1355  mit  dem  Herzog  Magnus  dem  Aelteren  zu  Braun- 
schweig  mehrere  Verträge*),  durch  welche  die  Succession  der 
Agnaten  in  das  Land  Lüneburg  gesichert  wurde.  Sollte,  so 
ward  bestimmt,  Herzog  Wilhelm  ohne  Söhne  sterben,  so  falle 
das  Herzogthum  Lüneburg  an  den  jüngeren  Sohn  des  Herzogs 
Magnus,  Ludwig,  der  mit  Wilhelms  zweiter  Tochter  Mechthilde 
verlobt  ward;  sterbe  Ludwig  vor  Wilhelm,  so  wähle  letzterer 
einen  andern  Sohn  des  Herzog  Magnus,  der  alsdann  mit  der 
Hand  der  Mechthilde  zugleich  das  Land  Lüneburg  erhalte; 
jedenfalls  müsse  Herzog  Magnus  demjenigen  seiner  Söhne,  der 
hiernach  Lüneburg  erhalte,  auch  die  ganze  Herrschaft  Brann- 
schweig  ungetheilt  und  ungeschmälert  hinterlassen.  Durch  diese 
Verträge  und  die  sich  unmittelbar  daran  knüpfenden  Dispositionen 
Herzogs  Wilhelm  wurden  die  Ansprüche  der  sächsischen  Herrn 
ausgeschlossen   und  diese  zögerten   nicht  die  Hilfe  des  Königs 


dorf  in  den  geschichtlichen  Einleitungen  zum  3.  und  4.  6ande  des 
Urkundenbuchs  zur  Geschichte  der  Herzöge  von  B.  und  Lüneburg) 
Schulze:  Hausgesetzc  L  374  fgg. 

*)  üeber  die  Belohnung  der  Herzöge  von  Sachsen- Wittenberg  im 
Jahre  1352  vglch.  Sudendorf  IV.  S.  IX. 

*)  Sudendorf  IL  272  fgg.,  Schulze  421  fg. 
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alsbald  nachzusuchen,  um  dk.  Wahrung  ihrer  Rechte  aus  der 
Belehnnng  vom  6.  October  1355  zu  erzwingen. 

Allein  Herzog  Wilhelm  Hess  die  an  ihn  ergehenden  Vor- 
ladungen, Tor  dem  Hofgericht  zu  erscheinen,  völlig  unbeachtet, 
und  wurde  deshalb  im  Jahre  1363  in  die  Reichsacht  erklärt, 
auch  dem  Herzog  Rudolf  von  Sachsen  Nutz  und  Gewer  des  ge- 
sammten  Landes  Lüneburg  durch  den  Hofrichter  Johann  Burg- 
grafen von  Maideburg  zugesprochen  ^).  Auch  diese  Massregeln 
schreckten  den  Herzog  nicht,  der  König  sah  sich  vielmehr  schon 
im  folgenden  Jahre  genöthigt,  um  die  Saehe  überhaupt  nur  zu 
Ende  zu  föhren,  die  Acht  aufzuheben  und  einen  neuen  Gerichts- 
tag für  die  streitenden  Parteien  anzusetzen').  Das  Hofgericht 
scheint  sich  jetzt  erst  einigermassen  eingehend  mit  den  staats- 
rechtlicheu  Verhältnissen  der  Länder  Braunschweig  und  Lüne- 
burg, namentlich  der  Constitution  Friedrichs  IL  vom  Jahre  1235 
beschäftigt  zu  haben "},  aber  es  kam  zu  keiner  Entscheidung. 
Aach  Verhandlungen^  welche  Karl  IV.  anknüpfte,  um  eine  freund- 
liche Ausgleichung  zwischen  den  Wittenbergern  und  Herzog 
Wilhelm  herbeizuführen,  waren  ohne  Erfolg  und  es  blieb  schliess- 
lich nichts  übrig,  als  abermals  zu  der  Aechtung  Herzog  Wilhelms  zu 
schreiten*);  sie  zeigte  sich  auch  diesmal  wieder  unwirksam  und 
hielt  den  Herzog  nicht  ab,  nunmehr  mit  der  Ausführung  der 
Verträge  vom  Juni  1355  vorzugehen. 

Da  Ludwig  von  Braunschweig  verstorben  war,  so  setzte 
Herzog  Wilhelm  den  älteren  Bruder  desselben,  Magnus  IL  Tor- 
qaatus,  im  October  1367  in  die  Herrschaft  des  Landes  Lüne- 
bnrg  unter  der  Bedingung  ein,  dass  Braunschweig  und  Lüneburg 
mit  den  dazu  gehörenden  Landen  und  Schlössern  auf  immer 
QQgetheilt  bleiben  sollten.  Nach  Beseitigung  vieler  Schwierig- 
keiten erfolgte  bald  die  Huldigung  des  Landes  und  Magnus  ver- 
säumte nichts,    sich  den  Besitz  des  Herzogthums  für  alle    Zu- 


^)  Sudendorf:  B.-L.  IH.  XGI.  und  Urkunden  Nr.  189,  90,  sowie 
Ladewig:  Relqq.  X.  Nr.  4  S.  47  und  Nr.  11  S.  66. 

«)  Sudendorf:  Reg.  HI.  73,  B.-L.  HL  Nr.  221. 

•)  Vglch.  die  Urkunden  bei  Sud  endo rf:  B..L.  III.  Nr.  246  und 
91  S.  159  und  196  und  Einltg.  CIV.  und  CXX. 

*)  Sudendorf:  B.-L.  CXXH  und  XXXII. 
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kuDft  2a  sichern.  Im  Jahre  1369,  unmittelbar  nach  dem  Tode 
seines  Vaters,  Magnus  I.  von  Braunschweig,  zog  er  auch  an  den 
Hof  Karls  IV.,  um  die  Belehnung  mit  Braunschweig  und  Lüne- 
burg nachzusuchen  und  zugleich  den  alten  Herzog  Wilhelm,  die 
Städte  und  Mannen  der  letzteren  Herrschaft  von  allen  An- 
sprüchen zu  befreien,  welche  von  Kaiser,  Reich  oder  Erbpräten- 
denten auf  das  Land  erhoben  worden  waren  ^)«  In  der  That 
soll  ihm  auch  Karl  IV.  die  Belohnung  ertheilt  haben  ^),  während 
es  zu  einer  Erörterung  der  Bechtsansprüche  der  verschiedenen 
Bewerber  gar  nicht  gekommen  zu  sein  scheint 

Alle  eben  geschilderten  Vorgänge  erscheinen  aber  nur  als 
Vorspiel  zu  dem  vernichtenden  Kampfe,  der  nach  dem  Tode  des 
Herzogs  Wilhelm  ausbrach.  Am  4.  März  1370  belehnte  Karl  IV. 
die  Herzöge  Rudolf,  Wenzel  und  Albrecht  von  Sachsen-Witten- 
berg „mit  Rat  unser  und  des  reiches  Fürsten,  Graven,  Herrn, 
Freyen"  mit  der  Herrschaft  Lüneburg  Ehren  und  Würden, 
Landen  und  Städten,  indem  er  zugleich  versprach,  ihnen  zur 
Erlangung  und  Erhaltung  des  Besitzes  des  Landes  gegen  Jeder- 
mann bchülflich  sein  zu  wollen.  Alle  Briefe  und  Verheissungcn, 
die  der  König  etwa  anderen  rücksichtlich  des  Fürstenthnms  ge- 
geben habe,  wurden  für  unkräftig  erklärt,  ebenso  alle  Huldigung 
und  Gelöbniss,  welche  irgend  wer  in  dem  Lande  einem  andern, 
als  den  eben  Belehnten  geleistet  habe.  Allen  Grafen  und  Freien, 
den  Städten  insbesondere,  ward  geboten,  die  Herzöge  als  Herrn 
anzuerkennen,  ihnen  zu  huldigen  und  zu  gehorchen:  wer  sich 
dessen  weigere,  sollte  in  die  Reichsacht  verfallen  sein,  alle  Lehen 
und  Güter  verlieren  und  eine  Strafe  von  tausend  Mark  Goldes 
zu  gewärtigen  haben ').  Davon ,  dass  im  Jahre  vorher  Herzog 
Magnus  mit  dem  Lande  Lüneburg  belehnt  worden,  ist  in  den 
Urkunden  nicht  die  Rede. 

Anfänglich  schien  es,  als  könnte  eine  friedliche  Auseinander- 


*)  Dazu  hatte  sich  Magnus  IL  vor  der  Uebernahme  des  Landes  ver- 
pflichten müssen:  Urkunde  vom  18.  October  1367  bei  i^udendorf: 
B.-L.  III.  Nr.  334. 

s)  So  behauptet  wenigstens  Magnus  selbst  in  den  beiden  Urkunden 
von  i:371;  a.  a.  0.  IV.  Nr.  98  und  153. 

»)  Urkunden  vom  3.  und  8.  März  1370:  a.  a.  0.  IV.  Nr.  10—12. 
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setzoug  gelingen.  Magnus  II.  ersuchte  den  Kaiser,  ihm  und 
dcD  Herzögen  von  Sachsen  eine  Tagfahrt  zur  Beilegung  ihrer 
Streitigkeiten  anzusetzen,  Karl  gewährte  diesen  Antrag  gern  und 
veriuess  dem  Herzog  sicheres  Geleit,  allerdings  mit  dem  Zu- 
sage, dasB  dies  den  Herzögen  von  Sachsen  an  ihren  Rechten 
in  keinerlei  Weise  nachtheilig  sein  solle  ^).  Ueher  die  Vorhand- 
longco,  die  demgemäss  am  kaiserlichen  Hofe  stattfanden,  ist 
nichts  bekannt:  zu  dem  ersehnten  Frieden  führten  sie  jedenfalls 
nicht.  Land  und  Leute  hielten  treu  zu  ihrem  Herzog,  die 
Städte  inshesondere  schrieben  dem  Kaiser,  sie  könnten  es  um  ihrer 
Ehre  willen  nicht  über  sich  bringen,  von  dem  Herrn  zu  lassen, 
dem  sie  einmal  gehuldigt.  Darauf  antwortete  Karl,  der  verstor- 
bene Herzog  Wilhelm  habe  weder  die  Städte  noch  da^Land  bei 
seinen  Lebzeiten  an  jemand  vergeben  können,  ohne  Willen,  Ge- 
heiss  und  Gnnst  des  römischen  Kaisers  als  eines  obersten  und 
rechten  Lehnsherrn  des  Landes,  wie  das  auch  öffentlich  im  kai- 
serlichen Hofeericht  mit  rechtem  Urtheil  gefunden  worden  sei; 
auch  sei  Herzog  Wilhelm,  weil  er  dessenungeachtet  das  Land 
an  den  jungen  Magnus  vergeben  und  sich ,  deshalb  am  kaiser- 
lichen Hofgerichte  verkls^,  nicht  verantwortet  habe,  in  des 
Reiches  Acht  und  Aberacht  redlich  verfallen.  Deshalb  seien 
die  Städte  an  die  dem  Herzog  Magnus  geleisteten  Eide  nicht 
gebunden,  sie  hätten  vielmehr  unjveigerlich  die  sächsischen  Her 
zöge  als  ihre  rechten  Herrn  anzunehmen  und  ihnen  zu  huldigen. 
Solche  Mahnungen  sandte  der  Kaiser  wiederholt,  aber  immer 
vergeblich  in  das  Land^,  bis  er  endlich  im  Deccmber  1370  alle 
seine  Getreuen  im  Reiche  aufforderte ,  •  den  beiden  sächsischen 
Fürsten  bei  der  bevorstehenden  Eroberung  des   Landes   behülf- 


')  Urkunde  vom  10.  April  1370:  „daz  sulk  geleyte  und  sicherheyt 
als  daz  auch  von  den  seibin  forsten ,  'graven ,  herren  und  rittcrn  mid 
rechten  orteil  und  gewissen  uzgesprochen  ward,  den  obgenaoten  un- 
lem  omheym  von  Sassen  —  an  iren  rechten,  lehen,  gerichten,  urtciln 
and  by  namen  an  der  achte,  die  sie  mit  rechte  ubir  das  hertzoge- 
tbttm  und  sine  verweser  vor  uns  und  dem  römischen 
fiche  irworben  und  irlangit  haben,  keynen  schaden  —  sullen 
bfenghen."    A.  a  0.  Nr.  20  S.  19. 

^  So  im  Juni,  October,  December  1370:  1.  c.  S.  30,  31,  44,  55  fgg. 
Vglcb,  auch  das  Schreiben  vom  5.  März  1371 :  S.  86. 
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lieh  zu  scin^).  Nun  änderten  sich  die  Verhältnisse  allerdings. 
Von  den  grösseren  Städten  war  es  zunächst  Lüneburg,  welches 
Herzog  Magnus  hart  bedrängt  und  geknechtet  hatte,  die  zn  den 
neuen  Herren  übertrat;  dann  folgte  Hannover,  nachdem  Rath  und 
Gemeinde  durch  eine  grosse  Anzahl  gelehrter  Rechtsgntachten 
belehrt  worden  waren,  dass  sie  dem  Kaiser  zu  gehorchen  hätten  ^. 
Als  nnn  auch  Herzog  Albrecht  mit  Heeresmacht  in  das  Land 
einbrach  und  der  Kaiser  selbst  den  Reichskrieg  gegen  Magnus  11. 
anordnete,  mehrte  sich  die  Zahl  der  Abfallenden  und  die  Lage 
des  Herzogs  ward  immer  bedenklicher.  Vergeblich  protestirte 
er  öffentlich  gegen  das  Verfahren  des  Kaisers,  der  ihn  ohne 
Recht  und  Urtheil  seiner  Länder  beraubt  habe*),  —  Karl  IV. 
antwortete  mit  der  Verkündigung  der  Aberacht  gegen  den  Her- 
zog, dessen  Bruder  Ernst,  alle  Verbündete  und  Anhänger  des- 
selben^).    Mit   kurzen   Unterbrechungen    währte   der  Krieg  bis 

»)  Urkunde  vom  24.  December  1370 :  S  u  d  e  n  d  o  r  f  IV.  Nr.  66  S.  54. 

*)  Süden  dorf  IV.  80  fgg.,  namentlich  Nr.  118,  19.  Das  eine  Gut- 
achten ,  verfasBt  von  einem  iuris  und  legisperitus ,  stützt  sich  ans- 
schliesslich  auf  römisches  und  kanonisches  Recht:  preroissa  collegi  ex 
legibus  et  canonibus  cursorie,  ut  discrctio  vestra  discutiat,  quid  sit 
faciendum ;  das  andere  Gutachten  ist  sehr  kurz :  Tituli,  qui  succedunt, 
teneantur.  Sciendum,  quod  in  pheudo  marchie,  dncatus  et  comltatus 
nulla  est  successio,  nisi  ab  imperatore  de  novo  fuerint  investiti.  Item 
in  epistola  Phyliberti  episcopi  de  forma  fidelitatis:  in  omni  iurameoto 
semper  imperator  excipiatur.  Canones  dicunt:  in  iuramento  semper 
auctoritas  superioris  excluditur.  In  iure  Saxonum:  alle  man  huldeg- 
het  truwe  unn  holt  towesende  ane  weder  dat  rike.  —  Vglch.  auch 
das  Schreiben  S.  130  Nr.  184  das. 

')  Dat  we  dat  forstendem  —  hebbet  ghehat  und  hebbet  in  rechten 
nutsamen  weren  unde  is  unse  rechte  erve  unde  sint  van  deme  ryke 
dar  mede  belened  unde  willet  len  unde  were  wol  bewyseu  wer 
unde  wo  we  van  rechte  schulled.     Nu  heft  uns   hertoghe  Albert  van 

Sassen  entweret  mid  groter  unvoghe. Hyr  heft  unser  here  de 

keyser  hertoghen  Alberten  vorbenomd  sine  breve  to  gheven  unde  heft 
on  belened  mit  deme  slote  to  Lnneborch  mid  aller  tobehorincghe ,  als 
we  sint  berichted.  —  Aldus  sint  we  entwered,  also  dat  unse  here  de 
keyser  uns  dar  ny  heft  togheladet  unde  we  dar  ok  ny  in  yeghenwar- 
dicheyd  hebbet  ghewesen  unde  we  ok  van  dissen  vorbenomden  sloten 
unde  forstendem  ny  hebbet  rechtes  gheweyghered.  Am  a.  O.  Nr.  löd  S.  109. 

*)  Die  sehr  umfangreiche  Urkunde  vom  13.  Oct.  1371  bei  Suden- 
dorf Nr.  219  S.  149  fgg.    Der  Kaiser  erwähnt  zuerst,  dass  erdieHer- 
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Mitte  Juli  1372,  zu  welcher  Zeit  zwischen  Wenzel  nnd  Albrecht 
anf  der  einen,  Magnus  von  Braunschweig  auf  der  andern  Seite 
ein  Vertrag  abgeschlossen  wurde,  der  wohl  geeignet  schien,  den 
Frieden  endlich  herbeizuführen.  Beide  Parteien  sollten,  so 
wurde  verabredet,  sofort  getreue  Boten  an  den  Kaiser  schicken 
und  ihn  ersuchen,  auf  deutscher  Erde,  am  Liebsten  zu  Magde- 
burg oder  Halle,  ^inen  Gerichtstag  anzusetzen,  damit  dort  durch 
Rechtspruch  ein  endlicher  Entscheid  über  die  Rechte  der  strei- 
tenden Theile  auf  das  Land  Lüneburg  und  über  alle  sonstigen 
Misshelligkeiten  herbeigeführt^  werde.  Zu  diesem  Gericht  sollten 
die  Herzöge  persönlich  kommen  und  ein  Vierteljahr  am  Hofe 
des  Kaisers  verweilen,  innerhalb  welcher  Zeit  dieser  den  recht- 
lichen Austrag  herbeiführen  solle.  Wer  von  den  Herrn  nicht 
erscheine  oder  sich  innerhalb   des  VierteJiJahres   vor    der   Ent- 


zöge Rudolf,  Wenzel  und  Albrecht  mit  dem  Herzogthnm  belehnt  habe, 
nachdem  ihnen  dasselbe  gerichtlich  zuerkannt  worden:  qni  etiam  ipsis 
per  nostram  et  imperii  sacri  principum  diffinitivam  legitime  adiudicatns 
extititsententiaro.  Dann  werden  alle  Schritte  angeführt,  die  der  Kaiser  ge- 
than  habe,  um  den  Herzogen  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen,  dabei  auch :  ipsis 
diffidacione  nostra  pfemissa  per  certos  capitaneos  nostros  ad  hoc  specia- 
liter  deputatos  cum  imperialium  nostrornm  armornm  insigniis  ipsos 
tanquam  nobis  et  imperio  sacro  rebelies  armata  potencia  invadi  man- 
davirnns.  Trotzdem  widersetzten  sich*  Herzog  Magnus  und  dessen  An- 
hänger noch  immer  den  sächsischen  Herrn  und  seien  daher  schon  längst 
in  die  ihnen  oft  angedrohte  Reichsacht  und  sonstigen  Strafen  verfallen. 
Deshalb  erfolge  nun  die  Verkündigung  der  Aberacht:  Nos  itaque  — 
maturo  principum,  comitum,  baronum  et  procerum  imperii  sacri,  nostro- 
rum  fidelium,  communicato  consilio  —  ipsos  omnes  —  proscribimus, 
bannimus  et  forbannimus.  Einige  Tage  später,  am  19.  October  1371, 
ertheilte  Karl  IV.  den  Herzögen  Wenzel  und  Albrecht  das  Recht,  die- 
jenigen der  Geächteten,  welche  zum  Gehorsam  gegen  ihn  und  das  Reich 
zurückkehren  wollten,  aber  wegen  der  Entfernung  der  Orte  nicht  an 
den  königlichen  Hof  gelangen  könnten,  von  der  Acht  freizusprechen 
(Nr.  224  S.  158),  und  am  11.  November  machte  der  Kaiser  bekannt, 
dass  diejenigen,  welche  semen  Befehlen  gemäss  die  Partei  des  Herzogs 
Magnus  verlassen  würden,  deshalb  keinen  Vorwurf  zu  erleiden  hätten, 
auch  wenn  sie  letzterem  vorher  den  Eid  der  Treue  geleistet  hätten: 
sed  universos  —  qui  —  mandatis  cesareis  —  paruerunt,  iuste,  legaliter, 
legittime  et  laudabOiter  processisse  nee  preterea  cuiuscumque  note,  in- 
famie  iuris  seu  facti,  culpe  vel  vidi,  macule,  aut  Status  seu  capitis  dimi- 
nacione  quomodolibet  subiacere  (Nr.  216  Nr.  161). 
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Scheidung  entferne,  solle  als  sachfilllfg  angesehen  werden  und 
sein  Recht  an  dem  Herzogthnm  verloren  hahen,  es  sei  denn, 
er  könne  echte  Noth,  als  Siechthnm  oder  Gefangenschaft,  mit 
sechs  seiner  Mannen,  die  volllcommen  sind  an  ihrem  Rechte, 
beweisen.  Wird  die  echte  Noth  bewiesen,  so  setzt  der  Kaiser 
einen  andern  Tag  in  deutschen  Landen;  bleibt  auch  diesmal 
einer  der  Streitenden  aus,  ohne  sechs  seiner  Mannen  mit  voller 
Gewalt,  die  Sache  zu  beendigen,  statt  seiner  zu  schicken,  so 
hat  er  unbedingt  sein  Recht  verloren  und  darf  echte  Noth  nicht 
abermals  vorschützen.  Sollte  der  Kaiser  vor  der  Beilegung  des 
Streites  sterben  oder  binnen  angegebener  Frist  die  Entschei- 
dung nicht  treffen,  so  sollen  die  streitenden  JHerrn  innerhalb 
kurzer  Zeit  einen  andern  Schiedsrichter  wählen;  könnten  sie 
sich  über  die  Wahl  nicht  einigen  oder  brächte  der  von  ihnen 
gewählte  Richter  die  Sache  nicht  zu  Ende,  so  wählen  Prälaten, 
Mannschaften  und  Städte  im  Lande  Lüneburg  insgesammt  oder 
durch  Bevollmächtigte  einen  Schiedsherrn.  Was  der  Kaiser  oder 
der  sonst  nach  diesen  Grundsätzen  zu  wählende  Richter  fest- 
setzen würde,  dabei  soll  es  ein  Bewenden  behalten  und  der  un- 
terliegende Theil  sofort  dem  Herzogthum  für  immer  entsagen  ^). 
Der  Kaiser  nahm  das  Richteramt  gern  an  und  lud  die  Herzöge, 
unter  Bewilligung  sicheren  Geleites,  vor  sich  nach  Pirna,  wo 
am  3.  November  1372  die  von  allen  Theilen  gewünschte  Ent- 
scheidung gegeben  werden  sollte^).  Zur  festgesetzten  Zeit  er- 
schien. Herzog  Wenzel  persönlich,  zugleich  mit  Vollmacht 
Albrechts  von  Sachsen;  Herzog  Magnus  aber  war  ausgeblieben. 
Der  Kaiser  ertheilte  den  sächsischen  Herrn  hierüber  ein  Zeug- 
niss  in  einer  sehr  ausführlichen  Urkunde  und  erklärte  zugleich, 
dass  der  Vertrag  vom  8.  Juli  ihnen  in  keiner  Weise  nachtheilig 
sein,  sondern  dass  die  ihnen  ertheilte  Belehnung,  die  gegen  den 
Herzog  Magnus  und  seine  Verbündeten  ausgesprochene  Acht 
und  Aberacht,  sowie  alle  in  dieser  Angelegenheit  ergangenen 
kaiserlichen  Anordnungen  in  Kraft  und  Macht  bleiben  sollten'). 

*)  Dies  der  Inhalt  des  \rertrages,  soweit  er  fQr  das  Rechtsverfafaren 
von  Bedeutung  ist:  a.  a.  0.  Nr.  284. 

»)  Ladebriefe  vom  10.  Sept.  und  15  Oct.  1372:  Nr.  296  und  99. 

*)  Wieder  wird  erwähnt,  die  Herzöge  hätten  die  Herrschaft  Lüne- 
burg „v«r  unserm  kaiserlichen  gerichte  mit  rechte  und  usgesprochenen 
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Danach  begann  der  Krieg  sofort  wieder;  e^^kam  nicht  zu  grossen 
Schlachten,  aber  das  Land  wurde  arg  verwlistet,  viele  Schlösser 
und  Ortschaften  zerstört:  erst  der  plötzliche  Tod  des  Herzogs 
Magnus  II.  (26.  Juli  1373)  ermöglichte  den  Abschluss  einer 
Sühne  zwischen  den  sächsischen  Herzögen  und  den  Söhnen  des 
Verstorbenen,  welche  am  25.  September  73  abgeschlossen,  bald 
darauf  vom  Kaiser  bestätigt  wurde  und  den  hart  bedrängten 
Landen  endlich  den  Frieden  sicherte  ^). 

Die  auffällige  Begünstigung  des  Sachsen  *  wittenbergischen 
Hauses  durch  Karl  IV.  führte  bald  noch  andere  Verwickelungen 
herbei.  Zu  den  politischen  Gegnern  des  Königs  gehörte,  wie 
Ludwig  von  Brandenburg,  auch  Herzog  'Erich  von  Sachsen- 
Lanenburg,  welcher  gleich  seinen  Vorgägern  das  Recht  zur  Füh- 
rung der  sächsischen  Kurstimme  in  Anspruch  nahm').  An  dem- 
selben Tage  aber,  an  welchem  Karl  dem  Herzog  Rudolf  von 
Sachsen  -  Wittenberg  die  Anwartschaft  auf  Lüneburg  ortheilte, 
veröffentlichte  er  zu  Prag  unter  goldener  Bulle  eine  Urkunde, 
nach  welcher  der  Herzog  und  kein  anderer  als  Erzmarschall 
und  Kurfürst  des  Reichs  angesehen  und  zur  Geltendmachung 
der    Stimme    bei    der  Wahl    des    deutschen  Königs  berechtigt 


urteilen  erciaget."  Dann  eine  Aufzählung  aller  gegen  Magnus  verord- 
neten Massregeln  mit  dem  Zusätze,  dass,  wie  schon  Herzog  Wilhelm 
in  „des  Reiches  bann,  achte  und  vorfestunge ^*  gestorben,  so  auch 
Magnus  viel  mehr  als  Jahr  und  Tag  in  der  Acht  gewesen  sei  und  des- 
halb die  Aberacht  gegen  ihn  verhängt  und  er  selbst  für  „lehenlos,  erlös 
und  rechtelos  und  an  lybeu  und  gutem  —  verczalt  und  vorteilet**  wor- 
den. Nun  werden  unter  Mittheilung  des  Compromissbriefes  die  Ver- 
handlungen vom  Juli  erzählt,  femer  erwähnt,  dass  Herzog  Magnus  aus- 
geblieben, und  endlich  das  von  dessen  Gegnern  erbetene  Zeugniss  mit 
der  im  Texte  erwähnten  Leuterung  oder  Declaration  ertheilt:  7.  Nov. 
1372  a.  a.  0.  Nr.  311  S.  219-24. 

^  Die  Urkunden  sämmtlich  bei  Buden  dorf  IV.  Nr.  351,  52,  57, 
58  S.  247  fgg.  Die  Verträge  von  1373  sind  übrigens  doch  nur  pro- 
visorische Transactionen,  denn  der  ganze  Successionsstreit  wurde  erst 
durch  den  Ftnalvergleicb  von  1389,  nach  welchem  Lüneburg  bei  dem 
Braunschweigischen  Hause  blieb  und  zwischen  diesem  und  dem  säch- 
sischen Hause  eineErbverforüdemng  geschlossen  wurde,  dauernd  beendet. 

•)  Vglch.  die  Urkunden  in  Sudendorfs  Registrum  H.  173,  74,  77, 
B3,  87^91. 
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sein  solle  ^).  Ein  Rechtsverfahren,  wie  es  bei  dem  entschiede- 
nen  Widerspruch  der  lauenburgischen  Herrn  unstreitig  nothwen- 
dig  gewesen  wäre,  ging  diesem  Anerkenntniss  nicht  voraus;  der 
König  berief  sich  nur  darauf,  er  sei  durch  das  Zeugniss  vieler 
Reichsgetreuen  belehrt  worden,  dass  die  Vorfahren  Rudolfs  an 
den  Wahlen  der  beiden  habsburgischen  Könige,  der  Herzog 
selbst  an  der  Wahl  Heinrichs  VH.  und  Karls  IV.  Theil  genom- 
men hätte.  Die  Kurfürsten  erkannten  darauf  Herzog  Rudolf 
ebenfalls  als  allein  berechtigt  zur  Wahl  eines  römischen  Königs 
an^),  die  goldene  Bulle  setzte  dieses  Recht  bereits  als  unstrei- 
tig voraus,  es  wurde  aber  nach  dem  Tode  Rudolfs  des  Aeltereo 
nochmals  bestätigt,  indem  der  Kaiser  auf  dem  Reichstage  zu 
Metz  am  27.  December  1356  nach  Rath  der  Kurfürsten  und 
anderer  Getreuen  dem  Herzog  Rudolf  IL  und  seinen  Erben  die 
ausschliessliche  Befugniss  zur  Führung  der  sächsischen  Korstimme 
und  Würde  eines  Reichserzmarschalls  zusprach ').  Dennoch 
nannte  sich  Erich  IL  unausgesetzt  Herzog  von  Sachsen  und 
obersten  Marschall  des  römischen  Reichs,  was  zur  Folge  hatte, 
dass  Kurfürst  Rudolf  bei  dem  Kaiser  wegen  widerrechtlicher  An- 
massung  der  ihm  allein  zustehenden  Würden  und  Titel  klagte. 
Karl  forderte  deshalb  im  Mai  1301  den  Herzog  auf,  an  seinem 
königlichen  Hofe  zu  erscheinen,    sich    auf  die  Klage  zu  verant- 


^)  M.  H.  Oriebner:  ad  GaroH  quarti  bullam  auream  Saxonicam 
(Lipsiae,  1728).  Daselbst  S.  7—13  die  sog.  Prager  goldene  Bulle  vom 
6.  October  1355:  sancimus  --  quod  antedictns  Rudolfus  —  et  nemo 
alius  tanquam  äaxoniae  dux  et  sacri  imperii  archimarschalcns  verus 
et  legitimus  princeps  elector  existat,  sicut  existit,  sibique  competat, 
sicut  et  competit,  vox,  ius  et  potestas  eligendi  in  electione  regia  Roma- 
noriim.  —  Unter  den  Zeugen  kein  Kurfürst,  kein  anderer  weltlicher 
Fürst,  sondern  nur  einige  Bischöfe,  mehrere  achlesische  Herzöge  und 
andere  Herrn. 

')  Guden:  cod.  dipl.  Mog.  HI.  396,  vglch.  Eichhorn  HI.  38  und 
Sudendorf:  B.-L.  IIL  S.  LV. 

')  Diese  sog.  s&chaische  goldene  Bulle  eben&lla  und  mit  Anmer- 
kungen bei  Griebner  S.  21—79.  Die  Urkunde  erkennt  zugleich  das 
Recht  Rudolfs  auf  die  Pfalzgrafschaft  in  Sachsen  und  auf  das  Herzog- 
tbum  Lüneburg  an.  Zeugen:  sämmtliche.  Knrliirsten  und  viele  andere 
geistliche  und  weltliche  Fürsten  und  Herrn.  Vglch.  Sudendorf  V. 
LXIIX  fgg. 
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Worten  and  Recht  zu  geben  nnd  za  nehmen  nach  dem  Urtheil 
der  Fürsten  *).  Allein  Erich  hatte  zu  der  Rechtspflege  des 
Kaisers  ebenso  wenig  Vertrauen,  als  Magnus  Torquatus  von 
Braunschweig:  er  begab  sich  nicht  an  den  Hof,  vcfrbtindete  sich 
vielmehr  auf  das  iSngste  mit  diesem  Fürsten,  der  sich  dem 
Kaiser  und  den  sächsischen  Herzögen  gegenüber  in  fast  gleicher 
Lage  befand ,  und  erwartete  in  seinem  Lande  die  weiteren 
Schritte  der  Gegner.  Indess  ruhte  die  Sache  bis  zum  15.  Juli 
1363,  an  welchem  Tage  Karl  zu  Spremberg  'die  Acht  gegen 
Erich  verkündete  und  allen  im  Reiche  befahl,  dem  Kurfürsten 
auf  des  Aechters  Leib  und  Gut  behilflich  zu  sein,  letzteren 
auch  nicht  zu  herbergen  oder  zu  schützen  *).  Das  fernere  Ver- 
fahren richtete  sich  dann  gegen  £rich  und  Magnus  gemein- 
schaftlich, denn  an  demselben  Tage  und  in  derselben  Urkunde, 
durch  welche  dem  Kurfürsten  Nutz  und  Gewer  des  Landes 
Lüneburg  zugewiesen  wurde,  geschah  ein  Gleiches  auch  in  Be- 
ziehung auf  die  Herrschaft  zu  Lauenburg*).  Aber  auch  in 
diesem  Falle  zeigten  sich  die  vom  Reiche  angeordneten  Mass- 
regeln wirkungslos ;  Herzog  Rudolf  erreichte  zunächst  nicht  die 
Anerkennung  seiner  Ansprüche  Seitens  der  lauenburgischen 
Linie,  einige  Jahrzehnte  später  tauchte  vielmehr  der  Streit 
um  die  sächsische  Kurstimme  noch  einmal  auf  und  nahm 
erheblich  grössere  Dimensionen  an,*  als  jetzt  unter  Karl  dem 
Vierten. 

Wir  übergehen  eine   grosse   Anzahl   minder  wichtiger   Pro-- 


*)  Sudendorf:  Registrum  H.  193.  Ladung  vom  25.  Mai  1361, 
wiederholt  im  August  desselben  Jahres.  „Seinddemale  nu  mit  gemeinem 
rat  und  eintrechtigem  willen  aller  kurfürsten  zu  einem  ewigen  rechten 
gemacbei  ist,  als  in  nnserm  keiserlichen  recbtbuch  geschriben  stet, 
das  die  würde  und  fürstentum  der  kür  an  dem  reiche  nicht  snllen 
geteilt  werden  und  sol  in  ytlicher  snlcher  wirdikeit  einer  sein,  der  der 
kur  nnd  stimme  imd  aller  rechten  eins  kurfürsten  gebrauche ,  so  ge- 
bieten wir  dir  mit  keiserlicher  macht  und  wollen,  daz  — du  —  an 
nnsern  keiserlichen  hof  —  komest  —  und  dich  verantwortest." 

*)  Sudendorf:  Reglstr.  HL  72  und  B.-L.  HL  120. 

»)  Ders.  B.-L.  HL  Nr.  189.  S.  121;  8.249N.  1.  Ueber  die  späteren 
VerhaDdlnngen  zwischen  Erich  und  den  Herzögen  von  Sachsen  vglch. 
Sudendorf  a.  a.  0.  V.  S»  XXXVIII  fgg.  und  LXXX  fgg. 

Fnnklln,  RelchBhofgerlcht   I.  ]  ^ 
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zesse  aus   der  Zeit  dieses   Herrschers  ^).     Unter  seinem  Nach- 
folger   war   die    Rechtspflege    am    Hofgericht    überwiegend   den 
Hofrichtern  überlassen^);    die   Rechtssachen,    die   ihrem  juristi- 
schen   Charakter  nach   vor   dem    König    allein  erledigt  werden 
konnten,  suchten  Fürsten,   Herrn  und   Städte   ohne   Mitwirkung 
des  Oberhauptes  des  Reichs  za  erledigen:    man  traute,   wie  wir 
wissen,    nicht  viel  auf  die  Rechtsprechung  am  Hofe  des  Königs 
und  durfte  kaum  hoiTen,  dort  eine  genügende  Zahl  unbeeinflusster 
und  unparteiischxir  Urtheiler  zu  finden.     Eine  ganz  andere  Stel- 
lung gewann  der  Reichshof  wieder   unter  Ruprecht,   und  es  ge- 
währt reiche  Befriedigung,  zu  sehen,   wie  treu  und  gewissenhaft 
der  König  im  Kleinen  und  Grossen  seines  Richteramtes  wartete. 
Es  sind  uns  Berichte  und  Urkunden   über  »eine  Menge  der  ver- 
schiedenartigsten Rechtssachen,  welche  in    dieser  Zeit  vor  dem 
königlichen  Gericht  verhandelt  wurden,  aufbewahrt^),   aber  wir 
beschränken  uns  auf  die  Darstellung  zweier  Prozesse  von  grösserer 
Bedeutung:   des  Streites  der   Burggrafeh   von  Nürnberg  mit  den 
Markgrafen   von   Meissen   und    desjenigen   der  Stadt  Rotenburg 
mit  Friedrich  VI.  von  Nürnberg. 


*)  Z.  B.  wegen  des  Erzstiftes  Mainz:  Pelze  1  I.  382,  zwischen 
Otto  von  Waldeck  und  Wilhelm  von  Lüneburg:  Lünig  XXHI.  1424  fgg., 
zwischen  Rudolf  von  Sachsen^uiid  Friedrick  von  Meissen:  Lud  ewig: 
relqq.  X.  45,  dem  Erzbischof  von  Trier  und  den  Bürgern  dieser  Stadt: 
Pelzel  750,  dem  Burggrafen  Friedrich  V.  von  Nürnberg  und  der  Stadt: 
Ulman  Stromer  I.  c.  2,  Mon.Zoll.  VI.452fgg.,  dem  Grafen  Adolf  VJI. 
von  Holstein  und  der  Stadt  Hamburg:  M icheisen  H.  248  fgg.  Dazu 
kommen  dann  die  vor  den  Hofrichtern  entschiedenen  Rechtssachen : 
de  iustit.  108  %g. 

*)  Die  Urkunden  der  Hofnchter  in  meiner  angeführten  Schrift; 
11»  %g. 

*)  lieber  den  Streit  wegen  Ermordung  Friedrichs  von  Braunschweig : 
Guden  cod.  dipl.  Mog.  IV.  12  -  26,  Janssen  5G6  fgg.,  688  fgg.,  716, 
vglch.  Höfler  S.  «^1^1  fgg.;  Prozess  des  Stiftes  Kempten  gegen  Heinrich 
von  Schollenberg:  Lünig  R.*A.  XXL  spie.  eccl.  cont.  lU.  110;  Sühne 
zwischen  der  Rittergesellschaft  des  Georgenschildes  und  den  Appen- 
zellcrn:  Nengart:  cod.  dipl.  AI.  IL  489,  Zellweger:  Urkdbi  L  2. 
154,  76,  204;  Prozess  gegen  Adolf  von  dem  Berge:  Guden  lY.  50, 
Lacomblet  IV.  S.  36  fgg.;  Klage  des  Grafen  Beitthold  vonHenneberg 
gegen  die  Stadt  Schmalkalden :  Knchenbecker  analecta  fiasa  coli.  I- 
S.  151,  und  viele  andere  mehr. 
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Im  Jahre  1407  war  Markgraf  Wilhelm  von  Mcissen  ohne 
mäunllclie  Nachkommen  gestorben  und  sein  gesamnUer  Naclilass 
von  seinen  Neffen,  den  Markgrafen  Wilhelm  and  Friedrich,  in 
Besitz  genommen  worden.  Auf  einen  Theil  der  Hinterlassen- 
schaft erhoben  aber  die  Burggrafen  Johann  III.  und  Friedrich  VI. 
von  Nürnberg  Ansprüche,  nnd  gründeten  dieselben  zum  Theil 
auf  eine  bereits  im  Jahre  1385  vorgenommene  letztwilii^e  Dis- 
position des  Markgrafen  Wilhelm,  zum  Theil  nur  auf  ihre  Ver* 
wandtschaft  mit  dem  Erblasser,  welcher  der  Bruder  ihrer  schon 
im  Jahre  1375  verstorbenen  Mutter,  der  Burggräfin  Elisabeth  III., 
gewesen  war.  Der  Streit  sollte  zuerst  durch  Schiedsrichter  zu 
Ende  gebracht  werden,  die  Klage  der  Burggrafen,  die  Antwort 
der  Gegner  wurde  denselben  auch  schriftlich  überreicht  ^),  aber 
es  kam  zu  keinem  Spruche  und  zwar,  wie  es  scheint,  weil  sich 
die  Herrn  von  Meissen  sp&ter  weigerten,  sich  einem  solchen  zu 
unterwerfen.  Die  Burggrafen  verfolgten  deshalb  ihr  Recht  am 
Hofgericht  und  der  König  lud  die  Markgrafen  zum  4.  Mai  1408 
an  seinen  Hof;  der  Abt  Ulrich  von  Wilzburg  wurde  beauftragt, 
die  Vorladung  den  Markgrafen  persöitilich  zu  übergeben  und  die 
gehörige  Insinuation  dem  Ilofgericht  schriftlich  zu  bescheinigen. 
Gleichzeitig  erliess  auch  der  Hofrichter  Engelhard  von  Weinsberg 
eineEdictalladung,  dass  jeder,  welcher  auf  die  Klage  der  Burggrafen 
zu  antworten  gedenke,  gehalten  sei,  an  dem  bestimmten  Tage  vor 
dem  Hofgericht,  wo  dasselbe  alsdann  gehalten  werden  würde, 
zn  erscheinen  ^).  Zur  angegebenen  Zeit  fanden  sich  auch  die 
Gesandten  beider  Parteien  (ambassiatores  sivi  nuncii  soiemnes) 
zu  Heidelberg  ein,  es  konnte  aber  in  der  Sache  nicht  verhan- 
delt werden,  weil  sich  der  König  wegen,  des  Appenzeller  Streites 
in  Gonstanz  aufhielt^).  Der  Termin  ward  deshalb  auf  die  Zeit 
nach  Pfingsten    1408   verlegt  nnd   der  König  liess   es  sich  an- 

^)  Khige  uad  Antwort  vom  6.  August  und  2.  Octbr.  1407  in  den 
Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  394  und  401. 

')  Beide  Urkunden  in  den  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  418  und  484,  die 
entere  auch  bei  Minutoli:  Friedrich  I.  S.  300. 

*)  -*-  (|uia  —  rez  —  erat  ia  Constaotia  constitutus,  ideo  Ileydel- 
berge  indicium  impt^riale  non  poterat  celebrari,  nam  nullibi  noster  regia 
in  curia,  ubi  etiam  adest  presentialiter,  presidetur.  Die  letztere  Stelle 
ist  ersichtlich  corrumpirt. 
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gelegen  sein,  in  der  Zwischenzeit  eine  freundliche  Sühne  zwischen 
den  Parteien  herbeizuftthren ,  die  jedoch  an  der  bestimmten 
Weigerung  der  Markgrafen,  sich  auf  weitere  Unterhandlungen 
einzulassen,  scheiterte.  Auf  dem  zweiten  Rechtstage,  welcher 
gleich  dem  ersten  zu  Heidelberg  gehalten  wurde,  erschien  nur 
der  Burggraf  Friedrich,  auf  dessen  Antrag  die  Herrn  und  Ritter, 
welche  das  Gericht  besassen,  einhellig  erkannten,  es  sollte  um 
Glimpf  und  Recht  noch  eTn  dritter  Tag  in  der  Sache  angesetzt 
und  zu  diesem  jeder,  der  die  von  den  Klägern  angesprochenen 
Gflter  verantworten  wollte,  öffentlich  vorgeladen  werden.  Diesem 
Spruch  gemäss  erliess  der  Hofrichter  die  Ladung  zu  dem  dritten 
Termine,  welcher  in  Nürnberg  stattfand.  Auch  dort  war  nur 
die  Partei  der  Kläger  vertreten,  aber  während  der  Verhandlung 
meldete  sich  ein  Bote  der  Markgrafen,  welcher  dem  Hofgerichts- 
schreiber ein  unbesiegeltes  Aktenstück  überreichte;  er  erklärte 
auf  Befragen,  dass  er  keine  Prozessvollmacht  besitze,  sondern 
nur  beauftragt  sei,  jene  Schrift  zu  übergeben.  Als  dieselbe 
verlesen  ward,  ergab  sie  sich  als  eine  Appellation  an  den  päpst- 
lichen Stuhl.  Aus  formell^  und  materiellen  Gründen  ward  die- 
selbe vom  Hofgericht  verworfen^)  und  es  ward  abermals  ein- 
stimmig erkannt,  dass  den  Burggrafen  auf  alle  von  ihnen  in 
Anspruch  genommenen  Güter  und  um  alle  Forderungen,  welche 
sie  gegen  die  Markgrafen   erklagt  hätten.   Anleite   zu   ertheilen 


*)  Cum  —  burggravius  —  coram  —  iudicio  —  ageret,  accessit 
quidam  Cursor  —  dem.  Misnensium  — ,  quandam  litteram  pergameneam 
plurimis  scripturis  exaratara,  absque  tarnen  sigillorum  municione,  in  mann 
sua  tcnens,  illam  —  prothonotario  porrexit.  Qui  Cursor,  dum  inter- 
rogaretur,  an  aliquod  haberet  mandatnm  sive  procuratorium  aut  aliquara 
aliam  litteram,  respondit:  non,  et  subiungens  dixit,  mandatum  mihi  est, 
quod,  dura  imperiale  iudicium  celebrari  viderem,  litteram  predictam  aut 
iudici  aut  notario  tradere  deberem;  quae  cum  lecta  et  audita  erat,  pro 
dictorura  dominorum  Misn.  parte  cuiusdam  appellationis  ad  sedem 
apostolicam  in  se  contineri  maieriaro  ostendebaty  sed  qoia  non  aigillata 
neque  per  procnratorem  vel  procuratores  aut  alias  pcrsonas  ydoneas 
sive  legitime  interposita  nee  modo  nee  ordine  nee  etiam  veritate  in 
suis  continenciis  fuerat  fulcita,  et  quia  dictorum  —  burggraviornm  causa 
mere  imperialis  sive  imperii  sacri  feudia  esfe  coram  iudicio  legiftlme 
probabatur:  ideo  dicte  appellationis  littera,  modus  et  materia  finallter 
decemehatur  esse  frivola,  irrationabilis  et  iniusta  ac  contra  —  borg- 
graviorum  causam  nullatenus  admittenda. 
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sei,  anschftdlich  allen  denen,  welche  die  Güter  innerhalb  sechs 
Wochen  und  dreier  Tage  nach  geschehener  Anleite  zu  verant- 
worten gedächten,  Der  Anleitebrief  ward  sofort  ausgefertigt^), 
aach  erfolge  noch  in  demselben  Jahre  die  Einweisung  der  Burg- 
grafen in  die  Nutzgewere  der  erklagten  Güter  ^),  ohne  Rüsksicht 
aaf  d^e  von  den  Verklagten  nun  wirklich  in  Rom  anhängig  ge- 
machte Appellation.  Wahrscheinlich  auf  Verlangen  der  Burg- 
grafen war  nach  erfolgter  Anleite  ein  Actenauszug  angefertigt 
worden,  welcher  alle  vom  Hofgericht  ergangenen  Ausschreiben 
QDd  kurze  Berichte  über  die  einzelnen  Verhandlungen  von  der 
ersten  Ladung  bis  zum  Schluss  des  Nürnberger  Tages  euthfelt') 
and  welcher  bei^  der  Entscheidung  über  das  Appellationsgesuch 
vom  römischen  Hofe  unstreitig  benutzt  wurde.  Papst  Gregor 
überwies  die  Sache  einem  der  Cardiuäle  zur  Erledigung  und 
dieser  erkannte  nach  Berathung  mit  Rechtsverständigen  und  nach 
Einsicht  der  bisherigen  Verhandlungen,  dass  das  königliche  Hof- 
gericht recht  und  gut  geurthcilt  habe,  die  Appellation  demgemäss 
zu  verwerfen  und  Appellanten  zur  Tragung  und  Erstattung 
sämmtlicher  Kosten  zu  verurtheilen  seien;  an  mehrere  deutsche 
Bischöfe  erging  zugleich  der  Befehl,  den  Burggrafen  zur  Er- 
langung ihrer  Rechte  behilflich  zu  sein^).  Zu  ihrem  vollen 
Rechte  sind  freilich  die  Burggrafen  nie  gelangt;  was  sie  schliess- 


1)  Inductionis  vel  anleyte  littera:  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  484. 

*)  Urkunde  vom  28.  Juni  1409:  das.  Nr.  511,  bestätigt  im  Jahre 
1415:  das.  VII.  Nr.  376  S.  285. 

*)  Auf  diese  Relation  —  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  484  —  gründet  sich 
die  im  Text  gegebene  Darstellung.  Sie  beginnt  mit  den  Worten:  Nos 
Engelhardus  dominus  Vinimontium  —  imperialis  curie  sive  iadicii  iudex 
--publice  confitemur,  .quod  infra  scripta  coraip  nobis  et  iam  dicto 
indicio  eius  ordine,  modo  et  consuetudine  debite  servatis  in  ea  forma, 
qua  secundum  ordinem  in  presentibus  describuntur,  legitime  acta  et  de 
registro  prs^efati  indicii  per  nos  ac  —  iudicii  prothonotarium  diligenti 
coUatione  sunt  transscripta.  Schluss :  In  praescripta  itaque  inductione 
(oben  Note  1)  burggravii  adhuc  persistunt  nee  coram  dicto  iudicio  — 
nlterins  est  processum.    Der  Bericht  ist  vom  25.  Februar  1409. 

*)  Das  Urtheil  der  päpstlichen  Curie  vom  27.  August  1409  erkennt 
an,  per  dictum  iudicem  (den  kgL  Hofrichter)  bene  et  rite  fuisse  et 
esse  processum  ac  pro  parte  ~  marchionum  male,  perperam  et  frivole 
foisse  et  esse  appeUatum.    Das  Urtheil  benützt  bestimmt  die  mehrfach 
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]ich  erhielten,  konnte  nur  als  eine  sehr  massige   Ahfindung  für 
ihre  wohlbegründeten  Ansprüche  angesehen  werden  *). 

Einen  überwiegend  politischen  Charakter  hatte  dagegen  der 
langwierige  Streit,  welchen  Burggraf  Friedrich  VI.  vofi  Nürnberg 
mit  der  Reichsstadt  Rotenburg  an  der  Tauber  zu  führen  hatte  % 
Die  reiche  und  blühende  Stadt  galt  damals,  als  der  Qftrger- 
meister  Heinrich  Toppler  an  ihrer  Spitze  stand,  als  die  eigent- 
liche Vorkämpferin  städtischer  Freiheit  gegen  die  immer  weiter 
greifende  Gewalt  der  Fürsten  und  Herrn.  Mit  den  benachbarten 
Barggrafen  von  Nürnberg  hatten  die  Bürger  unausgesetzt  Streitig- 
keiten der  mannigfachsten  Art:  so  schon  während  der  Regierunfr 
Friedrichs  V.,  noch  mehrere,  als  dessen  hochstrebender  Sohn 
die  Lande  übernommen  hatte.  Schonern  Jahre  1400  schwebten 
verschiedene  Differenzen,  welche  damals  iudess  einem  Schiediü- 
gericht  zur  Ausgleichung  überwiesen  worden  *;.  Drei  Jahre  später 
sind  neue  Zwistigkeiten  entstanden,  welche  König  Ruprecht  in 
Güte  oder  im  R^cht  zu  beseitigen  versprach ,  doch  zogen  die 
Parteien  wiederum  eine  Sühne  durch  Schiedsrichter  vor,  welche 
in  der  That  auch  einen  Vergleich  zu  Stande  brachten*).  Aber- 
malige Angriffe  auf  das  burggräfliche  Gebiet  veranlassten  end- 
lich Friedrich  VI.  im  Jahre  1404,  die  Stadt  Rotenburg  bei  dem 
Landgericht  zu  Nürnberg  zu  verklagen,  welches  denn  auch' die 
Acht  gegen  die  gesammte  Bürgerschaft  von  Rotenburg  aussprach 
und  dem  Burggrafen  Anleite  auf  die  Güter  derselben  ertheilte*), 


erwähnten  Berichte,  auch  wird  ausdrücklich  gesagt,  der  Bevollmächtigte 
der  Appellaten  habe  vorgelegt:  acta  et  habita  coram  dicto  iadice  in 
ipsa  causa.    Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  525. 

>)  Mon.  Zoll.  VIL  Nr.  93  S.  104  fgg.  und  Nr.  117,  24,  427  das. 
Vglch.  Riedel:  Geschichte  des  preussiBchen  Königshauses  I.  435  fgg. 
und  Hörn  L  121  fgg. 

')  Vglch.  Ludwig  von  Eyb's  Denkwürdigkeiten  (heransg.  von 
Höfler,  1849)  S.  115,  Chroniken  der  fränkischen  Städte  I.  431  fgg., 
Stalin:  Wirtembergische  Geschichte  HI.  §  30,  Bensen:  Rotenburg 
S.  212  fgg.,  Riedel  a.  a.  O.  418  fgg.,  Minutoli:  Friedrich  L  KurfQnt 
von  Brandenburg  139—65. 

•)  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  73. 

*)  M.  Zoll  VI.  Nr.  192,  240,  54;  Minutoli  S.  139-42. 

*)  Dies  ergiebt  sich  aus  den  beiden  sogleich  anzuführenden  Er- 
kenntnissen des  Nürnberger  Landgerichts  vom  21.  October  1405:  a.  a. 
0.  Nr.  299,  300. 
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wogegeo  aach  das  LaDdgericht  zu  Rotenburg  eine  Klage  der 
Stadt  gegen  den  Borggrafen  einleitete  und  den  letzteren,  als  er 
nicht  erschien,  vernrtheilte.  Im  Jahre  1405  gelangten  diese 
Streitigkeiten  an  das  Hofgericht.  Auf  Klage  des  Burggrafen  er- 
klärte zunächst  das  liandgericht  zu  Nürnberg  alle  gegen  den- 
selben in  Rotenburg  geföllten  Urtheile  fUr  unwirksam,  einmal 
weil  die  Stadt  seit  Jahr  und  Tag  in  der  Acht  sei,  sodann  weil 
gegen  den  Burggrafen  als  einen  Fürsten  des  heiligen  Reichs  nur 
bei  dem  königlichen  Hofgericht  geklagt  werden  dürfe,  wo  der- 
selbe auch  Recht  zu  nehmen  bereit  sei  ^).  An  demselben  Tage, 
21.  October,  ertheiltc  sodann  das  Landgericht  dem  Burggrafen 
die  Ntttzgewer  an  den  Gütern  der  Rotenburger,  und  nun  setzte 
Friedrich  VI.  alles  daran,  beide  eben  erwähnten  Erkenntnisse 
sich  von  Reichs  wegen  bestätigen  zu  lassen.  Schon  fünf  Tage 
später,  am  26.  October,  verkündete  der  Hofrichter  Engelhard 
von  Weinsberg  im  Namen  des  Königs  die  Confirmation  beider 
Rechtsprfiche  dahin,  dass  sie  fortan  Kraft  und  Macht  haben 
sollten  an  allen  Orten  und  vor  allen  Gerichten,  geistlichen  und 
weltlichen;  gleichzeitig  ergingen  vom  Hofgericht  Schreiben  an 
alle  Fürsten,  Grafen  und  Herrn  des  Frankenlandes,  an  die 
fränkische  Reichsritterschaft  und  an  die  Städte  in  Franken,  dem 
Borggrafen  und  allen  den  Seinen  gegen  die  von  Rotenburg  jede 
etwa  verlangte  Hilfe  zu  leisten  ^.  Noch  einmal  versuchte  jetzt 
der  König  eine  Vermittelung  und  verhinderte  so  wenigstens  den 
sofortigen  Ausbruch  von  Gewaltthätigkeiten.  Es  wurde  ein 
Waffenstillstand  geschlossen  und  eine  erneuerte  rechtliche  Prü- 
fling der  gegenseitigen  Beschwerden  in  der  Weise  angeordnet, 
dass  beide"  Parteien  ihre  Klagen  da  verfolgen  sollten,  wo  es 
Ton  Rechts  wegen  geschehen   solle  ^).     Der  Burggraf  klagte  so- 

*)  So  were  der  obgenant  —  burggraf  —  euch  des  heiligen  reiches 
forste,  imd  wolt  nu  das  recht  vor  des  heiligen  reichs  hofgerichte  gern 
wol  und  wee  lassen  tun,  also  als  dann  des  heiligen  reiches  fairsten 
einer  f&rbracht  würde,  alz  er  von  rechts  wegen  fürbracht  werden  solt, 
alsdanne  ein  yeglich  fUrste  gefreyet  ist. 

*)  S&mmtliche  Urkunden  in  den  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  301—303, 
aaeh  bei  Jung:  de  burgg.  78-— 90. 

*)  Urkunde  vom  30.  Juni  1406:  Mon.  Zoll.  Nr.  347.  Der  Grund, 
dus  der  Burggraf  sich  auf  nochmalige  Verhandlungen  einliess,  scheint 
der  gewesen  zu-  sein,  dass  der  Bischof  Johann  von  Wirzburg  sich  mit 
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fort   wieder    bei    dem     königlichen    Hofgericht    und    wiederholt 
wurden  seine  Gegner   in    den   Jahren    1406  und  1407  aufgefor- 
dert, vor  demselben  zu  erscheinen.    Aber  alle  diese  Vorladungen 
waren   vergeblich;    die   Stadt   war    im   Januar    1407  dem  Mar- 
bachcr  Bunde  beigetreten ,   pflegte  mit  Eifer   ihre   früheren  Be- 
ziehungen zu  dem  abgesetzten  König  Wenzel    and    glaubte  dem 
Gericht    Euprechts    umso    mehr    trotzen    zu    dürfen ,    als    die 
politische    Lage    des    Reichs     einen    baldigen     Umschwung   der 
Dinge  zu  Gunsten  der  Luxemburger  und  den  Sturz  des  regieren 
den  Herrschers  wahrscheinlich    erscheinen   liess.     Unter  solchen 
Verhältnissen    entschloss    sich    auch    Ruprecht    zu    energischen 
Schritten   gegen    die    Stadt.     Am   25,  Mai  1407   fand    vor  dem 
Hofrichter    Engelhard   zu  Weinsberg   die   letzte   Gerichtssitzung 
in  der  Streitsache  mit   dem   Burggrafen   statt.     Es  kam   wieder 
die  Frage  zur  Erörterung,   welche  Strafe  die  Rotenburger  dafür 
treffen  solle,  dass  sie   den    Burggrafen   vor  ihr   Gericht  geladen 
hätten.     Nachdem  die  Thatsachc,  dass  diese  Ladung  erfolgt  sei, 
durch  Beweis  festgestellt  worden,  liess  Friedrich  VL  das  seinem 
Hause   von   Karl  IV.   ertheilte    Fürsteuprivilegium ,  wonach  die 
Burggrafen  nur  vor  dem  Reiche   zu   Recht  stehen   sollten,   ver- 
lesen und  bat   dann   ein   Urthcil,   ob   die   Roteqburgcr   nicht  in 
die  für  Verletzung  dieser  Freiheiten  in  dem  Privileg  angedrohte 
Strafe  von  tausend  Mark   Goldei   verfallen   seien.     Diese  Frage 
ward  durch  das   Urtheil  bejaht,    auch   ausgesprochen,    dass,   da 
die   Rotenburger    sich    wiederholt    ähnlicher    Verletzungen    der 
burggräflichen   Freiheiten    schuldig  gemacht    hätten,    die   Strafe 
für  jeden  einzelnen  Fall  besonders  zu  erlegen  sei.   Weiter  wurde 
dann  erkannt,  dass  alle  gegen   dei^  Burggrafen  und  die  Seinigen 
Seitens  der  Rotenburger  Gerichte  ergangenen  Vorladungen  und 
Urtheile   kraft-   und   machtlos   sein   sollten;    darüber   seien  ihm 
Gerichtsbrlefc  auszufertigen  und   von   Reichs  wegen   müsse   ihm 
jede  etwa  wünschenswerthe   Hilfe  gegen    weitere  Uebergriffe  des 
städtischen    Gerichts    gewährt    werden.      Sodann    verfolgte    der 
Burggraf  auch   seine   Ansprüche   gegen  die  Rotenburger  wegen 


Rotenburg  verbündete ;  im  April  1407  gab  derselbe  diese  Verbindung 
auf  und  vereinigte  sich  vielmehr  mit  Friedrich  VI.  zur  Bekämpfung 
der  Stadt 
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vielfacher  Beschädigungen,  die  er  von  ihnen  an  seinen  Zöllen 
und  Besitzungen  habe  erfahren  müssen;  auch  wegen  dieser 
Punkte  hatte  er  wiederholt  geklagt  und  es  erging  nun  der 
Spruch,  erschienen  die  Verklagten  an  diesem  dritten  Rechtsta^e 
nicht  bis  zum  Schluss  der  Sitzung  des  Gerichts,  um  sich  gehö- 
rig zu  verantworten,  so  sollten  sie  von  dein  Königin  die  Reichs- 
acht gethan,  dem  Burggrafen  aber  Anleite  auf  all  ihre  Güter 
and  Habe  ertheilt  werden^).  Da  Verklagte  nun  in  der  That 
nicht  erschienen,  wurde  dem  Kläger  Anleite  auf  alle  Güter 
der  Bürgermeister,  der  Mitglieder  des  innern  und  äussern 
Raths  und  der  Bürger  gemeinlich  der  Stadt  Rotenburg  er- 
theilt und  der  Ritter  Heinrich  Schenk  von  Läutershausen  mit 
der  Ausführung  derselben  beauftragt.  Nach  Ablauf  der  gewohn- 
heitsmässigen  Frist  von  sechs  Wochen  und  drei  Tagen  bean- 
tragte dann  Friedrich  VL  weiter  die  Ertheilung  der  Nutzgewere 
an  den  Gütern,  auf  die  er  bereits  angeleitet  sei,  und  auch 
diese  ward  ihm  durch  Urtheil  des  Hofgerichts  vom  1 6.  Juli  1407 
zugesprochen^;  wie  im  Jahre  1405  wurden  auch  diesmal  die 
geistlichen  und  weltlicheii  Fürsten,  Grafen,  Herrn  und  Ritter  in 
Franken,  sowie  mehrere  Reichsstädte  angewiesen,  dem  Burg- 
grafen zur  Ausführung  dieses  Urtheils  Hilfe  zu  leisten^).  Fünf 
Tage  später  verkündete  der  König  die  Reichsacht  wider  Roten- 
burg und  erliess  an  viele  Fürstlh  und  Herrn  den  Befehl,  dem 
Burggrafen  zur  Vollstreckung  derselben  Beistand  zu  gewähren*). 
Und  nun  begann  der  Krieg  sofort  mit  grosser  Heftigkeit;  die 
Kriegsvölker  Friedrichs  VI.,  des  Bischöfe  von  Wirzburg  und 
der  sonstigen  Verbündeten  hatten  sich    vorher  schon  gesammelt 


>)  Das  Urtheil  vom  25.  Mai  1407  in  den  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  276, 
Jung  91—106,  Minutoli  144—50. 

«)  Urkunde  vom  16.  Juli  1407:  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  385,  Jung 
S.  111  fgg.,  Minutoli  163,  64. 

*)  Urkunden  von  demselben  Tage:  daselbst  386,  7. 

*)  Urkunden  vom  21  Juli:  a.  a.  O.  Nr.  389,  90,  91,  -  Minutoli 
a.  a.  0.  150—55.  Kurz  vor  der  Verkündigung  der  Acht,  am  18.  Juli, 
wurde  noch  einmal  der  Versuch  einer  Ausgleichung  angeregt,  der  jedoch 
gänzlich  fehlschlug.  Zu  dieser  Zeit  oder  doch  kurz  vorher  scheinen 
auch  die  beiden  Manifeste  entstanden  zu  sein,  welche  sich  bei  Minu- 
toli S.  160—63  finden. 
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und  brachen  jetzt  mit  verheerender  Gewalt  in  das  Gebiet  der 
Stadt  ein.  Einige  Schlösser  zerstörten  die  Rotenburger  selbst, 
nm  sie  nicht  in  die  Gewalt  der  Feinde  gelangen  zu  lassen,  an- 
dere wurden  rasch  erobert,  nur  die  Stadt  selbst  leistete  mathigen 
Widerstand.  Von  den  Genossen  des  Marbacher  Bundes  kam 
Niemand  der  hart  bedrängten  Stadt  zu  Hilfe,  erst  im  Septem- 
ber 1407  legten  sich  der  Markgraf  von  Baden,  Eberhard  der 
Jüngere,  und  mehrere  Städte  ins  Mittel  und  brachten  einen 
Waffenstillstand  zu  Stande,  der  bis  zum  Februar  1408  währen 
sollte*).  Ehe  der  Krieg  wieder  begann,  intervenirte  auch  der 
König  selbst  und  vermittelte  am  8.  Februar  1408  einen  Frieden. 
Die  Burgen,  welche  die  Stadt  an  ihre  Feinde  verloren  oder 
selbst  zerstört  hatte,  wurden  an  den  König,  den  Erzbischof  von 
Mainz  und  Eberhard  von  Wirttcniberg  ausgeliefert  und  sollten  der 
Erde  gleich  gemacht  werden;  alle  Streitigkeiten  sollten  durch 
Schiedsrichter  ausgeglichen ,  alle  Erkenntnisse  aber  und  Strafen, 
welche  die  eine  oder  andere  Partei  rechtskräftig  erstritten,  gänz- 
lich erlassen  sein^).  Am  folgenden  Tage,  nachdem  die  Stadt 
anch  den  Uofrichter  und  den  Hofsckreiber  wegen  des  Acbt- 
schatzes  befriedigt  hatte,  hob  Ruprecht  die  Reichsacht  auf  and 
setzte  die  Bürgerschaft  wieder  in  den  PYteden,  erklärte  auch 
wiederholt,  dass  er  ihr  gänzlich  verziehen  habe,  nnd  verlieh  deu 
Bürgern  in  der  Folge  erhebliche  Freiheiten  ').  Dem  Burggrafen 
aber,  der  sicherlich  wenig  Grund  hatte,  mit  dem  durch  den 
König  geordneten  Frieden  zufrieden  zu  sein,  blieb  nichts  übrig, 
als  sich  zu  fügen  und  in  möglichst  freundliche  Beziehungen  zn 
der  ihm  bisher  so  feindseligen  Stadt  zu  treten. 

Noch  unter  der  Regierung  Ruprechts  begann  am  kgl.  Hof- 
gericht ein  langwieriger  Prozess,  welcher  erst  nach  einer  Reihe 
von  Jahren  zu  Ende  geführt  wurde  und  dessen  trauriger  Aus- 
gang leider  nur  zu  charakteristisch  ist  für  die  Verwaltung  des 
Reichsjustizwesens  in  dieser  Zeit.  In  Folge  mannigfacher  Strei- 
tigkeiten war  in  Lübeck  im'  Jahre  1408  ein  Aufstand  der   Bür- 


^)  Mon.  Zoll.  Nr.  395,  96,  Minutoli  156  fg. 
*)  Mon.  Zoll.  Nr.  421.    Der  Friede  war,  wie  man  sieht,  dem  Burg- 
grafen sehr  ungünstig. 

»j  Mon.  Zoll.  Nr.  432;  Reg.  Ruprechts  2595,  750— öö. 
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gerschaft  gegen  den  Rath  ausgebrochen ;  die  Mitglieder  dessel- 
ben verHessen  zum  Thei)  die  Stadt  oder  wurden  doch  ausser 
Amtsthätigkeit  gesetzt,  ein  numerisch  erheblich  erweiterter 
neuer  Rath  übernahm  die  Verwaltung^).  Indessen  zogen  zwei 
Mitglieder  des  vertriebenen  Raths,  der  Rflrgermeistcr  Johann 
Pleskow  und  R^ner  von  Oalven,  an  den  Hof  Ruprechts,  ans- 
^erflstet  mit  vielen  Schreiben  von  Fürsten  und  Städten,  welche 
die  Sache  der  rechtmässigen  Obrigkeit  dem  Könige  dringend 
empfahlen.  Dieser  beauftragte  den  Hofrichter,  Günther  von 
Schwarzburg,  mit  der  Prüfung  und  gerichtlichen  Pintscheidung 
der  Sache.  In  Gemässheit  dieses  Auftrags  wurden  die  zum 
neneii  Rath  Krwählten  und  ihre  Anhänger  vor  das  Ilofgericht 
geladen  und  Hessen  sich  auch  dort  durch  eine  Gesandtschaft 
von  acht  Personen  vertreten.  Nach  längeren  Verhandlungen  er- 
ging im  Januar  1410  die  Entscheidung:  der  neue  Rath  wurBe 
mit  dem  Colleginm  der  Sechs/ig  und  den  Bevollmächtigten  in 
des  Reiches  Acht  gethan  und  gekündigt^).  Als  indessen  die 
Vertreter  der  Verklagten  nach  Lübeck  zurückkehrten,  stellten 
sie  den  Ausgang  des  Prozesses  wesentHch  anders  dar;  sie  Hessen 
vor  der  Stadtgemeinde  verlauten,  sie  hätten  ein  günstiges  Ur- 
theil  erstritten,  und  veranlassten  durch  dieses  Vorgeben  die 
Bürgerschaft  zu  neuen  Ausschreitungen;  namentlich  zog  man 
Häuser  und  Güter  aller  vertriebenen  Rathsmitglieder  ein  und 
selbst  die^  welche  Kenntniss  von  dem  ergangenen  Spruche 
hatten,  fürchteten  die  Vollstreckung  desselben  umso  weniger,  als 
der  König  noch  im  Frühling  desselben  Jahres  verschied. 


>)  Hauptquellcn  sind  ausser  den  Urkunden:  Herrn.  Gorneri 
chronica  novella  bei  Eccard  II.  1192,  und  die  Fortsetzung  des  Detmar 
bei  Grautoff:  Lübeckische  Chroniken  IL  5  fgg.  (lieber  daa  Verhält- 
oiss  beider  Quellen  zu  einander:  Waitz  in  den  Abhandlimgen  der 
k.  Ges.  z.  Göttingen,  philos.-hist.  Gl.  V.  69—112.)  Unerheblich  ist 
Windeck  cap.  LH.  und  bei  Aschbach  II.  456.  Zu  vergl.  Reimar 
Kock  bei  Grautoff  U.  622;  Krantz:  Vandalia  X.  c.  17  fgg;  Wille- 
brandt: Hansische  Chronik  sect  H.  &5  — 79;  Hans  Regkann: 
Lflbeckische  Chronik  (1619.  fol.)  col.  49—53;  J.  Rud.  Becker:  Ge- 
schichte der  Stadt  Lübeck  (1782,  4»)  S.  320—48;  Höfler  a.  a.  O. 
368  fg.;  Aschbach  I.  401,  IL  248-50. 

<)  Regesten  2851;  Lünig  XIH.  1336;  Regkann  48;  Wille- 
brandt  61. 
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Dennoch  sandte  der  neue  Rath  im  Jahre  1415  vier  Ab* 
gesandte  zu  König  Sigismund  nach  Constanz,  um  die  Aufhebung 
des  früheren  Urtheiis  und  die  Bestätigung  der  neuen  Ordnung 
zu  eHangen.  Indessen  hatte  auch  der  alte  Rath  bereits  seine 
Vertreter  am  Hofe  des  Königs  und  auf  deren  Betreiben  wurde 
in  öffentlicher  Gerichtssitzung  das  frühere  Erkeftntniss  best&tigt, 
der  neue  Rath  aber  in  die  sehr  erheblichen  Kosten  des  Ver- 
fahrens verurtheilt.  Nun  aber  geschah  das  bisher  Unerhörte. 
Die  Abgeordneten  des  neuen  Raths  boten  dem  König  eine 
Summe  von  fünfundzwanzigtausend  Gulden,  wenn  er  das  eben 
gefällte  Urtheil  aufheben  oder  wenigstens  dessen  Ausführung  auf- 
schieben wolle.  „De  kqnink  was  arm  unde  nothdroftich ,  des 
geldes  was  viele,  dat  dar  lovet  was,  de  girege  quam  dar  to  deme 
lesten ;  here,  wat  dede  de  konink**  ^)!  Sigismund  suspendirte 
die  Reichsacht  und  bestimmte  weiter,  ganz  dem  an  ihn  gestell- 
ten Verlangen  entsprechend,  dass  die  Mitglieder  des  alten  Raths 
auf  ewig  ans  der  Stadt  verbannt  bleiben,  die  Zünfte  aber  den 
bereits  gewaltthätig  ergriffenen  Autheil  an  der  städtischen  Ver- 
waltung behalten  sollten  ^);  die  Ehre  seines  königlichen  Amtes 
glaubte  Sigismund  dadurch  retten  zu  können  dass  er  all  diesen 
Zugeständnissen  die  Bedingung  hinzufügte:  sie  sollten  aasser 
Kraft  treten,  wenn  er  die  empfangene  Summe  bis  zum  Georgen- 
tage 1417  der  Stadt  wieder  zurückzahle!  Die  Erfüllung  dieser 
Bedingung  —  Sigismund  trat  grade  die  kostspielige  tieise  nach 
Frankreich  und  England  an  —  war  nicht  zu  erwarten :  wohl- 
gemuth  reisten  daher  die  Sendboten  der  Gemeinde  nach  Lübeck 
zurück,  mit  ihnen  ein  Bevollmächtigter  des  Kaisers,  der  das 
verheissene  Geld  in  Empfang  nehmen  sollte^);    Sigismund  hatte 


^)  Rufus  bei  Grautoff  II.  10. 

*)  Ausführlich  Corner  zu  14U;  Detmar  a.  a.  0.  S.  9—11. 

*)  Das  Folgende  nach  der  Fortsetzung  des  Detmar:  „Desseme 
bodeschopper  —  bevol  —  he  —  vortmeer  — ,  dat  he  den  bullen  dtfme 
nyen  rade  edder  den  borgheren  van  Lubek  nicht  antwerde  eer  sunte 
Jörgen  daghe  — .  Sunder  alse  he  dat  ghelt  upgeheven  hadde,  do  -«rart 
he  ummedan  myt  drednsent  güldene,  de  em  worden  vor  ene  schenke, 
unde  also  antworde  he  de  bullen  dorne  rade  boven  des  keysers  beveel, 
unde  underwysede  de  meenheyt,  wodane  wys  dat  de  borghemiester,  de 
upgesant  weren  van  ercntweghene,  sele  vrigheyt  hadden  bebolden  hy 
deme  keyser. 
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ihm  ausdrücklich  befohlen,  die  zu  Gunsten  des  nenen  Raths 
ausgestellten  Briefe  vor  dem  Georgentage  genannten  Jahres 
der  Gemeinde  nicht  zu  flbergeben,  aber  der  Diener  folgte  dem 
Beispiele  des  Herrn:  er  nahm  ein  Geschenk  von  dreitausend 
Gulden,  lieferte  die  Briefe  aus,  berichtete  viel  von  dem  gün- 
stigen Erfolge  der  Gesandten  des  neuen  Raths  und  bestärkte  so 
abermals  den  Widerstand  der  Bürgerschaft.  Die  vertriebenen 
Mitglieder  des  alten  Raths  wären  in  der  That  auf  ewig  ver- 
bannt geblieben,  wenn  nicht  von  einer  andern  Seite  energische 
Schritte  zu  ihren  Gunsten  geschehen  wären. 

König  Erich  von  Dänemark  nahm  sich  der  Bedrängten  an 
und  intervenirte  für  dieselben  in  einer  allerdings  höchst  gewalt- 
tbätigen  Weise.  Auf  seinen  Befehl  wurden  nahe  an  vierhun- 
dert Bürger  der  Stadt,  welche  sich  auf  Schonen  in  Handels- 
geschäften befanden,  gefangen  genommen  und  sollten,  so  Hess 
der  König  den  Lübeckern  melden,  in  Haft  bleiben,  bis  der  alte 
Rath  zurückberufen  und  wieder  eingesetzt  worden  sei;  gleich- 
zeitig erbot  er  sich  aber,  die  dem  König  Sigismund  gezahlten 
25000  Gulden  der  Stadt  zu  ersetzen,  um  in  dieser  Art  die  zu 
Gunsten  des  neuen  Raths  erschlichenen  Briefe  unwirksam  zu 
machen.  Im  Jahre  f416  sandte  auch  Sigismund  selbst,  der 
sich  durch  das  Anerbieten  Erichs  seiner  Geldverbindlichkeit  ent- 
ledigt halten  mochte,  zwei  Gesandte  nach  Lübeck,  um  dem  lang- 
jährigen Streit  ein  Ende  zu  machen.  Diese  forderten  zunächst 
fbr  den  König  ausser  der  bereits  bezahlten  Summe  noch  eine  weitere 
Gabe  von  18000  Gulden,  welche  die  Mitglieder  des  neuen  Raths 
ihrem  Herrn  versprochen  hätten.  Wie  dieser  unsaubere  Geld- 
handel endigte,  wissen  wir  nicht,  nur  das  steht  fest,  dass  die 
Abgesandten  jetzt  mit  grosser  Strenge  auch  gegen  die  Bürger* 
Schaft;  auftraten :  sie  verboten  alle  Vereinigungen  und  Zusammen- 
künfte derselben,  und  als  dagegen  gefehlt  wurde,  liessen  sie  zwei 
der  Ungehorsamen  hinrichten,  andere  verbannen.  War  es  die 
Furcht  vor  König  Erich  oder  die  Ueberzeugung,  dass  von  Sigis- 
mund keine  Unterstützung  mehr  zu  erwarten  sei,  welche  den 
neuen  Rath  zum  Nachgeben  bestimmte,  genug,  dass  er 
sich  jetzt  mehr  als  je  früher  zu  einer  Unterwerfung  be- 
reit zeigte.  Unter  Vermittelung  der  Abgeordneten  von  sieben 
hanseatischen    Städten    kam    am    15.   Juni    1416    ein    von   den 
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kaiserlichen  Bevollmächtigten  bestätigter  Vorgleich  zu  Stande^), 
der  dem  vertriebenen  alten  Ratli  zu  seinem  vollen  Rechte  ver- 
half.  Alle  gegen  denselben  erlassenen  bisherigen  Verfügungen 
sollten  null  und  nichtig  sein,  die  den  Mitgliedern  entzogenen 
Güter  restituirt  werden,  ebenso  sollten  sie  wegen  aller  ihnen 
entstandenen  Kosten  und  wegen  der  ihnen  von  König  Ruprecht 
und  später  von  Sigismund  zuerkannten  Bussen  Entschädigung 
erhalten.  Der  neue  Rath  niusste  auf  die  Verwaltung  Verzicht 
leisten,  die  demselben  geleisteten  Eide  wurden  für  gelöst  erklärt, 
alle  Verbindungen  der  Bürgerschaft  aufgehoben  und  für  die  Zu- 
kunft verboten  u.  s.  w.  Schliesslich  ward  bestimmt,  dass  der 
alte  Rath  feierlich  in  die  Stadt  wieder  eingeholt  und  in  seine 
Würden  eingesetzt  werde«  Dem  entsprechend  fand  schon  am 
folgenden  Tage  der  Einzug  der  Mitglieder  des  alten  Raths  in 
die  Stadt  und  die  Uebergabe  des  Stadtregiments  an  dieselben 
statt*;  wegen  alles  Geschehehen  ward  Amnestie  verkündet,  die 
Rathsverfassung  zu  Gunsten  der  Zünfte  zum  Theil  modificirt  und 
der  Rath  verwandte  sich  nunmehr  selbst  bei  Sigismund  um  die 
Aufhebung  der  über  seine  Widersacher  verkündeten  Reichsacht, 
bei  König  Erich  aber  um  die  Freilassung  der  gefangenen  Mit- 
bürger. Der  Streit  war  damit  nach  niehr  als  sechsjährigen 
Kämpfen  ausgeglichen.  Nur  die  vier  Mitglieder  des  neuen  Raths, 
welche  zu  Constanz  den  König  zum  RcchtsbrucU  veranlasst 
hatten,  mussten  dafür  noch  büssen;  sie  wurden  erst  in  Haft 
genommen,  dann  zwar  freigelassen,  aber  nur  unter  der  Bedingung, 
sich  an  den  Hof  Sigismunds  zu  begeben.  Nicht  uro  ihre  Be- 
strafung etwa  handelte  es  sich ,  sondern  um  die  Erlegung  jener 
vom  König  mehr  geforderten  18000  Gulden^).*  mit  wunder* 
barer  Geschicklichkeit,  sagt  der  Chronist,  erledigten  sie 
ihre  Geschäfte  am  kgl.  Hofe  und  kehrten  dann  in  Frieden  und 
ohne  weitere  Störung  zur  Heimath  zurück! 

>)  Lünig  R.-A.  XIU.  1337;  Willebrandt  67  fgg.;  Becker  342 
bis  44  Die  Darstellung  im  Texte  folgt  überall  der  Erzälilnng  bei 
Corner  zu  den  Jahren  1415,  IG  und  der  Fortsetzung  des  Dctmar 
a.  a.  0.  11-16. 

')  Dies  dentet  Krantz:  Vand.  X.  c.  24  an  und  ich  möchte  seine 
Vermnthung  mit  Rücksicht  auf  Corner.,  dem  die  folgenden  Worte  ent- 
lehnt sind,  und  D  et  mar  Bum  J.  1416  für  wohl  begründet  halten. 
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Erst  mit  Beginn  der  Constanzer  Kirchenversammlang  er- 
öffoete,  wie  schon  bemerkt,  das  Hofgericht  König  Sigismunds 
eine  ausgedehntere  Wirksamkeit.  Von  den  Prozessen,  die  in 
jener  Zeit  verhandelt  wurden,  stehen  einige  im  engsten  Zusam- 
menhange mit  den  Verhandlungen  des  Conoilinms.  Vor  allen  ist 
in  dieser  Besiehung  die  Anklage  und  Aechtung  des  Herzogs 
Friedrich  von  Oesterreich  hervorzuheben,  welcher  beschuldigt 
wurde,  gegen  den  Willen  und  den  Befehl  des  Königs  die  Flucht 
de»  Papstes  Johann  XXIII.  vom  Sitze  des  Concilinms  begün- 
stigt und  demselben  in  seiner  Stadt  Schaffhausen  Aufnahme  und 
Schutz  gewährt  zu  haben.  Die  Flucht  des  Papstes  war  am 
20.  März  1415  erfolgt  und  unverweilt  ei^iffen  der  König  uud 
die  Kirchenversammlung  die  strengsten  Massregeln  gegen  Johann  . 
and  seinen  Besch&tzer,  um  jenen  nach  Canstanz  zurückzuführen 
ond  zur  Entsagung  auf  die  päp^liche  Würde  zu  zwingen,  diesen 
aber  für  di«  gegen  den  König  und  die  Kirche  verübte  Schuld 
zu  strafen.  Der  Prozess,  welcher  deshalb  gegen  den  Herzog 
eingeleitet  wurde,  hat  kein  besonderes  juristisches  Interesse,  aber  er 
zeigt,  wie  bedeutend  der  Einfluss  des  Reichsgerichts  sein  konnte, 
wenn  ausnahmsweise  einmal  der  König  und  die  Stände  einig 
waren  nnd  die  Ausführung  der  Erkenntnisse  des  Gerichts  ernst- 
lich und  energisch  betrieben  ^).  Sigismund  klagte  in  öffentlicher 
Versammlung  der  anwesenden  Fürsten  über  die  ihm  und  dem 
Reiche  zugefügte  Beleidigung,  forderte  den  Beistand  der  Fürsten 
zur  Bestrafung  des  Flüchtigen  und  erhielt  von  denselben  ins- 
gesammt  die  Zusage,  ihm  mit  allen  Kräften  gegen  den  Herzog 
behülflich  sein  zn  wollen.  Durch  besondere  Abgeordnete  Hess 
der  König  den  letzteren  auffordern,  vor  ihm  zu  erscheinen  und 
sich  zu  rechtfertigen;  auch  wurden  an  den  Kirchen  zuGonstanz 
öffentliche  Ladungen  gleichen  Inhalts  angeschlagen.  Als  der 
Herzog  dennoch  ausblieb,  erklärte  ihn  der  König  für  einen 
Feind  des  Reiches,  das  Concilium  aber  sprach  den  Kirchenbann 


^)  Für  die  ganze  Angelegenheit  vglch.  v.  d.  Hardt:  magnura 
oecnra.  concilium  Constantiense  t  IV.;  Tschudi:  thron.  Helv.  H. 
6— dg;  Lichnowsky  V.  164  %g«;  Asehbach  a.  a.  O.  Bd.  II.  an  ver- 
schiedenen Stellen  und  Janssen  285-^92;  311,  13  fgg. 
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über,  denselben  aus^).  -  Sofort  begann  denn  auch  der  Reichs- 
krieg  gegen  Friedrich  und  wurde  von  den  durch  Sigismund  auf- 
gebotenen Herrn,  Städten  und  Gemeinden  so  rasch  und  so  eif- 
rig betrieben,  dass  binnen  kurzer  Zeit  alle  Besitzungen  des 
Herzogs,  mit  Ausnahme  von  Tyrol,  dem  Schwarzwald  und  dem 
Breisgau,  in  den  Händen  der  Reichstruppen  oder  doch  der  vom 
König  aufgebotenen  Gegner  desselben  waren  ^>.  Allerdings  wäre 
es  dennoch  dem  Herzog  möglich  gewesen,  noch  länger  Wider- 
stand zu  leisten,  allein  er  zog  es  vor,  durch  Unterhandlungen 
die  Gnade  des  Königs  nachzusuchen,  die  ihm  auch  unter  der 
Bedingung  zugesichert  wurde,  dass  er  die  Rückkehr  des  Papstes 
zur  Kirchcnversamnilting  veranlasse  und  selbst  Genugtliuung 
.  leiste.  Unter  sicherem  Geleit  kam  nun  der  Herzog  am  30.  April 
nach  Constanz  zurQck  and  am  5.  Mai  vereinigte  Sigismund  die 
Abgeordneten  der  verschiedenen'  Nationen  und  viele  geistliche 
und  weltliche  Fürsten,  um  die  Unterwerfung  desselben  entgegen- 
zunehmen. Er  habe  zwar  geschworen,  erklärte  der  König, 
niemals  mit  Friedrich  Frieden  zu  schliessen,  aber  er  fiberlasse 
den  anwesenden  Geistlichen  und  Gelehrten  zu  beurtheilen,  ob 
er  nicht  dennoch  eine  Sühne  mit  jenem  eingehen  dfirfe.  Als 
diese  nach  reiflicher  Ueberlegung  erklärten,  der  König  dflrfe 
dies  ohne  Verletzung  seiner  Ehre  oder  seines  Eides  thun,  ward 
Friedrich  von  vier  Prälaten,  dem  Herzog  Ludwig  von  Bayern 
nnd  dem  Burggrafen  von  Nürnberg  vor  den  Thron  geleitet.  Zu- 
nächst erklärte  letzterer  im  Namen  Friedrichs,  er  wolle  zur 
Sühne  des  Geschehenen  sein  Eigen  nnd  Lehen,  sein  Leib  nnd 
Gut  insgesammt  in  die  Gewalt  des  Königs  übergeben,  auch  den 
Papst  wieder  zurückführen,  nur  solle  diesem  nnd  den  Seinen 
kein  Leid  an  Person  oder  Gütern  geschehen.  Als  dann  der  Her- 
zog selbst  dies  Versprechen  wiederholt  hatte,  erhielt  er  zwar 
die  Verzeihung  des  Königs,  musste  aber  noch  an  demselben 
Tage  in  einer  Urkunde  alle  mündlich   gegebenen    Zosicherongen 


^)  (Jeher  die  Klage  des  Königs  in  solemni  principum  conseesu,  die 
Ladung  und  Verurtheiliing  des  Herzogs:  v.  d.  Rar  dt  S.  64,  65,  103, 
—  Windeckc.34  S.  1095,  ^  Geschichtsblfttter  aus  der  Schweiz  I. 
272  fgg.,  II.  75  fgg,  106. 

*)  Das  Nähere  bei  Aschbach  III.  72*-84.  Vgl.  die  Urkunde  bei 
Minutoli:  Friedrieb  I.  S.  361  fg. 
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schriftlich  wiederholen;  auch  unterwarf  sich  der  Herzog  wegen 
aller  Klagen,  die  geistliche  oder  weltliche  Personen,  Kirchen 
oder  Klöster  gegen  ihn  hätten,  unbedingt  der  Entscheidung  des 
Königs,  und  gelobte  eidUch,  die  Stadt  Gonstanz  nicht  zu  ver- 
lassen, bevor  nicht  Alles  ^  was  er  verheissen,  ganz  und  völlig 
erfüllt  sein  wflrde  *). 

Die  Haft  des  Herzogs  währte  lange.  Der  Papst  war  zurück- 
gekehrt, die  Länder  Friedrichs  hatten  fast  insgesammt  dem  König 
gehuldigt,  eine  bedeutende  Summe,  die  man  ihm  als  !busse  auf- 
erlegt hatte,  war  an  die  königliche  Kammer  gezahlt  worden: 
dennoch  cntliess  Sigismund  den  Habsburger  nicht,  weil  das  Land 
Tjrol  dem  Könige  die  Huldigung  verweigerte  und  treu  zu  seinem 
gefangenen  Fürsten  hielt.  Wochen  und  Monate  vergingen,  der 
König  trat  seine  Reise  nach  Frankreich .  und  England  an,  aber 
Friedrich  mit  der  leeren  Tasche  musste  immer  noch  in  Gonstanz 
weilen  und  hatte  mancherlei  Unbilden  Seitens  der  Kirchenver- 
^ammlung  zu  ertragen :  in  einer  Streitsache  namentlich  mit  dem 
Bischof  von  Trient  stellte  man  Forderungen  an  ihn ,  die  er  als 
Gefangener  nicht  zu  erfüllen  vermochte,  und  bedrohte  ihn  des- 
halb mit  dem  Bann^).  Da  endlich  hielt  sich  der  Herzog  an 
den  dem  König  geschworenen  Eid  nicht  mehr  gebunden,  verliess 
die  Stadt  und  eilte  nach  Tyrol,  wo  man  ihn  trotz  allör  Ab- 
mahnungen des  Königs  und  des  Gonciliums  mit  Freuden  auf- 
nahm. Zwar  forderte  die  Kirchenversammlung  den  Herzog  wieder- 
holt zur  Rückkehr  auf,  ohne  indess  Gewaltmassregeln  zu  ver- 
snoben, als  Friedrich  all  diesen  Mahnungen  entschieden  trotzte. 

Erst  als  Sigismund  nach  Gonstanz  zurückgekehrt  war,  ge- 
stalteten sich  die  Verhältnisse  für  den  Herzog  drohender.    Das 


')  Der  Bericht  über  die  Sitzung  vom  5.  Mai  bei  v.  d.  Hardt  160  fgg.; 
die  Urkunde  Friedrichs  vom  7.  Mai  das.  162 fg.  und  deutsch  bei  Win- 
deck c.  35,  sowie  bei  Tschudi  II.  23  und  Janssen  290  fg.  Am 
Schluss  jener  Sitzung  soll  der  König  in  Hinweis  auf  die  demüthige 
Unterwerfung  des  Herzogs  den  Boten  der  italienischen  Städte  die  früher 
angeföhrten  Worte  zugerufen  haben :  Sehet,  was  ein  König  der  Deutschen 
vennag! 

*)  Hierüber  das  Weitere  bei  AschbachH.  227—33,  Lichnowsky 
V.  178  fgg. 

Franklin,  Relchshofgericlit.  I.  jg 
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Ooncilinm  hatte  auf  Klage  des  Bischofs  von  Trient  das  Verfahren 
gejren  Friedrich  fortgesetzt  und  sprach  am  3.  März  14^"  ^^^ 
£xconimünication  über  ihn  nnd  alle  seik^e  Helfer  aus,  der  König 
aber  ward  ersacht,  mit  dem  weltlichen  Schwerte  die  Vollstreckung 
dieses  Urtheils  zu  unterstützen  ^)>  Und  wieder  verkündete  auch 
Sigismund  die  Reichsacht  ^),  aber  freilich  nicht  mit  dem  früheren 
Erfolge.  Denn  wenn  auch  .der  König  alle  dem  Aechter  ge- 
schworenen Eide  löste,  viele  beharrten  doch  in  der  Treue  und 
weigerten^sich,  dem  Könige  aufs  Neue  zu  huldigen  oder  aber- 
mals die  Waffen  zum  Kampfe  gegen  Friedrich  zu  ergreifen.  Die 
Art,  wie  Sigismund  über  die  Länder  des  Herzogs  vorfügte,  miss- 
fiel manchen:  es  solle  erst  im  Recht  entschieden  werden,  er- 
klärten sie,  dass  sie  ihre  Lehen  vom  Könige  zu  empfangen 
hätten,  eher  seien  sie  nicht  gehalten^  ihren  bisherigen  Lehns- 
lierrn  zu  verlassen').  So  verging  längere  Zeit,  ehe  die  Sache 
vorrückte,  nnd  mannigfache  Angelegenheiten  der  wichtigsten 
Art  hinderten  den  König,  selbst  die  Waffen  gegen  Friedrieb  za 
ergreifen.  Erst  im  Jahre  1418  nahm  er  den  Plan  wieder  aaf, 
den  Habsburger  zum  Gehorsam  zu  zwingen,  und  da  sich  in- 
zwischen die  eben  angedeuteten  Beschwerden  immer  mehr 
häuften,  unterwarf  Sigismund  zunächst  die  Frage  nach  der 
Rechtmässigkeit  seines  bisherigen  Verfahrens  einer  gerichtlichen 
Entscheidung*).  Am  8.  Februar  1418  versammelte  sich  im 
Augustinerkloster  zu  Costnitz  das  Gericht  unter  Vorsitz  des 
Kurfürsten  Friedrich  von  Brandenburg.  Als  Schöffen  fungirten 
mehrere  geistliche  Fürsten,  sowie  einige  Grafien  und  Edle,  auch 
zwei  g(elehrte  Juristen  waren  anwesend.  Der  König  erschien 
persönlich   mit    seinem    Vorsprecher,    dem   Grafen  Ludwig  von 


>)  lieber  das  kirchliche  Strafverfahren  gegen  den  Herzog:  v.  d. 
Hardt  533—47,  822-30,  1092—99,  1103-23. 

*)  V.  d.  Hardt  1220,  Aschbach  U.  231. 

*)  Das  sie  des  nit  ton  weiten,  sie  wurden  denne  des  mit  recht 
nnderweiset.    Windeck  c.  47,  S.  1107. 

*)  Ueber  die  Gerichtssitzung  enthält  Windeck  c.  46,  47  einen 
ausführlichen  Bericht;  leider  ist  aber  der  von  Mencken  veröffentlichte 
Text  hier  wie  an  zahlreichen  andern  Stellen  bis  zur  Unverständlichkeit 
verdorben. 
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Ofittini?pn.  Nachdem  das  Urtlieil  der  Kirchenversammlan«,  be- 
treffend die  Excommunication  Friedrichs  vom  3.  März  1417, 
and  die  Ton  letzterem  im  Jahre  vorher  ausgestellte  Urkunde, 
dass  er  alle  seine  Güter  in  die  Hand  des  Königs  gebe,  verlesen 
worden,  begehrte  der  König  einen  Spruch  darüber:  ob  nicht 
hiernach  alle  diejenigen,  welche  von  dem  Herzog  Lehen  oder 
Eigen  zn  Pfandrecht  oder  ans  anderem  Rechtsgrundc  bcsässen, 
verpflichtet  seien,  ihm,  dem  Könige,  zu  huldigen  und  ob  er  nicht 
berechtigt  sei,  die  sonach  an  ihn  verfallenen  Güter  auch  an 
andere  za  vergeben,  unbeschadet  der  Rechte,  welche  dritten 
Personen  an  denselben  früher  in  rechtsgültiger  Weise  eingeräumt 
worden  seien.  Beide  Fragen  wurden  zu. Gunsten  des  Königs  ent- 
schieden nnd  durch  diesen  Spruch  nicht  nur  das  bisherige  Ver- 
fahren Sigismnnds  für  gerechtfertigt  erklärt,  sondern  ihm  auch  die 
Möglichkeit  gewährt»  in  der  bisher  geübten  Weise  fernerhin  über  die 
ausgedehnten  Besitzungen  des  gebannten  Habsburgers  zu  verfügen. 
Indessen  hatten  sich  die  Verhältnisse  so  gestaltet,  dass 
an  eine  gewaltsame  Unterdrückung  des  Herzogs  nicht  mehr 
zu  denken  war.  Papst '  Martin  V.,  sowie  viele  geistliche  und 
weltliche  Fürsten  nahmen  sich  desselben  an  und  suchten  den 
König  zu  einer  Sühne  zu  bewegen,  auf  welche  dieser  um  so 
mehr  einzugehen  bereit  war,  als  der  nahe  Schluss  des  Cou- 
ciliams  bevorstand  und  die  österreichischen  Herzöge  gewaltig 
rasteten,  um  den  Kampf  mit  Sigismnnd  aufzunehmen  ^).  Nach 
kurzen  Verhandlungen  kam  am  7.  Mai  1418  ein  Vertrag  zn 
Stande,  nach  welchem  Friedrich  sich  dem  Könige  unterwarf, 
eine  sehr  bedeutende  Strafisumme  an  die  königliche  Kammer 
zahlte  und  dagegen  die  Zusicherung  erhielt,  dass  ihm  alle  seine 
früheren  Besitzungen  und  Rechte,  soweit  es  thunlich  sei,  restituirt 
Verden  sollten ').  Am  folgenden  Tage  wurde  der  Herzog  von 
Kirchenbann  and  Reiehsacht  losgesprochen  und  unmittelbar  darauf 
Tom  Könige  mit  all  seinen  Ffirstenthümem  belehnt^):  was  noch 
streitig  war  zwischen    dem   Oesterreicher    und    Sigismund    und 


')  Ausführlich  Aschbach  IE.  341-50. 

^  Windeck  c.  47,  48,  v.  d.  IL  1545,  64,  Gi). 

»)  Win  deck  a.  a.  O.,  v.  d.  H.  1.581. 
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zwischen  jenem  nnd  and^n  Ständen  des  Reichs,  fand  in  der 
nächsten  Zeit  rasch  eine  freundliche  Erledigung^). 

Zahlreiche  Prozesse  wurden  in  der  Zeit  König  Sigismunds 
durch  die  unausgesetzten  Streitigkeiten  der  wittelsbachischen 
Fürsten  herbeigeführt.  Es  ist  unmöglich,  dieselben  in  allen 
Einzelnheiten  zu  verfolgen,  oder  die  furchtbaren  Verheerungen 
zu  schildern,  die  in  Folge  dessen  über  Süddcutschland  herein- 
brachen, aber  einige  Hauptmomente  sind  hervorzuheben  nnd 
insbesondere  die  gerichtlichen  Verhandlungen  etwas  eingehender 
zu  schildern.  Wir  beginnen  mit  den  Vorgängen  auf  dem  Concil 
und  verfolgen  dann  die  Geschichte  der  Prozesse  bis  zum  Ende 
der  Regierung  Sigismunds. 

Am  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  war  das  Herzogthum 
Bayern  in  drei  Linien  getheilt:  zu  München  regierten  die  Her- 
zöge Ernst  und  Wilhelm  III.,  zu  Ingolstadt  Ludwig  der  Bärtige, 
zu  Landshut  Heinrich  der  Reiche.  Der  gewandteste  und  scharf- 
sinnigste, aber  zugleich  der  unruhigste  und  gewaltthätigste  dieser 
Herrn  war  Ludwig ,  der  Jahre  lang  am  französischen  Hofe  ge- 
lebt hatte  und  im  Jahre  1409  auch 'Vasall  der  Krone  von 
Frankreich  geworden  war,  da  ihm  Karl  VI.  die  Lehen  seines 
Schwiegervaters,  des  Grafen  Peter  von  Mortagne,  geliehen  hatte. 
Mit  allen  seinen  fürstlichen  Vettern  lebte  Ludwig  in  Unfrieden, 
in  erbitterter  Feindschaft  aber  mit  Heinrich  von  Landshut,  dessen 
Vater,  Herzog  Friedrich,  bei  der  Landestheilung  von  1392  sich 
erhebliche  Vortheile  gegenüber  den  andern  Betheiligten  zu 
sichern  gewusst  hatte.  Aber  auch  mit  anderen  geistlichen  und 
weltlichen  Fürsten,  mit  Herrn  und  Städten  war  Ludwig  in 
Streit  gerathen;  der,  welchen  er  nächst  seijiem  Vetter  Heinrich 
am  tiefsten  hasste,  war  dessen  Schwager,  Burggraf  Friedrich  VI. 
von  Nürnberg,  der  sich  mit  andern  Gegnern  Ludwigs  zu  einem 
Schutzbündniss  gegen  die  Uebergriffe  desselben  vereinigt  hatte 
und  dem  Sigismund  nun  auch  noch  die  Mark  Brandenburg  ver- 
lieh, auf  welche  der  Witteisbacher  ein  besseres  Recht  zu  haben 
vermeinte.  Ludwig  verband  sich  nun  seinerseits  mit  den  Her- 
zögen Ernst  und  Friedrich  von  Oesterreich,  aber  grade  diese 
Vereinigung  mit  einem    vom   Könige   geächteten   Fürsten  führte 


^)  Das  Nähere  bei  Aschbach  S.  347  fgg. 
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ZD  einer  herben  Demttthigiing  Ludwigs.  Hatte  Sigismand  ihm 
bisher  manoigfache  Gnost  erwiesen ,  so  zeigte  er  sich  von  jetzt 
ab  wenig  geneigt,  den  Herzog  zu  schützen,  und  gab  gern  den 
zahlreichen  Beschwerden  Gehör,  welche  gegen  denselben  laut 
wurden  *). 

Im  Jahre  1417  brach  der  Sturm  gegen  Ludwig  los.  Der 
König  versammelte,  so  wird  uns  berichtet,  am  7.  Juli  des  Reichs 
Forsten  zu  einem  Gericht  und  es  ward  bekannt,  dass  wer  zu 
klagen  hätte  gegen  den  Herzog  Ludwig,  der  sollte  es  dort  thun : 
also  wurden  dreiundachtzig  Klagen  verlautbart.  Die  wichtigste 
darunter  war  die,  welche  Heinrich  von  Landshut  durch  seinen 
Fürsprecher,  den  Grafen  Günther  von  Schwarzburg,  vorbringen 
Hess.  Zunächst  wendete  Ludwig  dagegen  ein,  er  sei  nicht  ver- 
pflichtet auf  die  Klage  zu  antworten,  denn  er  trage  Länder  von 
der  Krone  zu  Frankreich  zu  Lehen  und  brauche  deshalb  vor 
dem  Reichsgericht  nicht  zu  Recht  zu  stehen.  Der  König  war 
hierüber  sehr  verdrossen  und  frug  ein  Urtheil:  ob  der  Verklagte, 
da  er  Lehen  vom  Reiche  und  in  dem  Reiche  habe,  nicht  auch 
gehalten  sei,  vor  dem  heiligen  Reiche  Recht  zu  nehmen.  Als 
die  Fürsten  hierauf  urtheilten,  Ludwig  sei  verpflichtet,  sich  auj 
die  Sache  einzulassen,  begehrte  dieser  durch  seinen  Fürsprecher, 
den  Grafen  Ludwig  von  Oettingen,  die  Ansetzung  eines  neuen 
Tages,  und  obwohl  Herzog  Heinrich  dem  Antrage  widersprach 
nnd  forderte,  man  sollte  sogleich  Klage  und  Antwort  verhören 
Qttd  dann  thun,  was  Recht  wäre,  wurde  doch  durch  Urtheil  eine 
Fristverlängerung  beschlossen :  zu  dem  neuen  Termin  aber  sollte 
jede  Partei  mitbringen ,  was  zur  Klage  oder  Yertheidigung  noth 
wäre.  Als  dieser  zweite  Gerichtstag  gekommen  war,  verfolgte 
Herzog    Heinrich    durch   seinen    Fürsprecher,    den   Markgrafen 


*)  Hanptquelle  für  das  zunächst  Folgende  ist  EberhardWindeck 
c.  56,  60,  64,  dann  Andr.  Ratisp.  ehren,  generale  bei  Eccard  I. 
2139,  femer  Vitas  Arnpeckius:  ehr.  Baioariae  bei  Pez:  thcs.  an. 
nov.  ni.  377—383,   deutsch  bei  Freyberg:   Schriften  und   Urkunden 

I.  138,  endlich  Aventinus:  ann.  Boiorum  lib.  VII.  (ed.  Basil.,  1580) 
S.  651.  Vglch.  Lang:  Ludwig  der  Bärtige  S.  78  fgg.,  Aschbach  II. 
2H0fgg.,  Buchner:  Geschichte  von  Bayern  VI.  220  fgg.,  232  fgg., 
Klackhohn  in   den   Forschungen   zur  deutschen  Geschichte 

II.  523  fgg.,  Tomaschek  S.  36. 
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Friedrich  von  Braudenburg ,  seine  Klage  in  vielen  Artikeln  ^\ 
Ludwig  aber  begehrte  abermals  Aufschub  der  Verhandlung,  da 
er  weder  sein  Register  noch  seine  Briefe  bei  sich  habe,  deren 
er  doch  in  dieser  Sache  bedürfe.  Der  König  Hess  darauf  durch 
Urtheil  fragen,  ob  der  Verzug  zu  bewilligen  sei,  und  es  wurde 
erkannt:  wolle  der  Herzog  mit  erhobenen  Fingern  einen  körper- 
lichen Eid  zu  Gott  und  den  Heiligen  schwören,  dass  er  den 
Aufschub  nachsuche  nm  rechte  Nothdurft  und  ohne  alle  Ge- 
fährde, so  solle  ihm  Frist  gewährt  werden;  die  Abnahme  des 
Eides  solle  in  nächster  Gerichtssitzung  geschehen.  Als  der 
König  am  nächsten  Tage  wieder  zu  Gericht  sass  und  Ludwig 
sein  Begehren  erneuerte,  ward  ihm  dreimal,  so  hatte  es  der 
Fürsten  Urtheil  bestimmt,  der  Wortlaut  des  Eides  vorgeleseu: 
do  hub  Herzog  Ludwig  die  haut  auf  und  swur  an  urlawp  eins 
romisohen  koniges  und  rette  dorein  in  dem  aide  und  lait  die 
hant  wider  nyder  on  urlawp  des  gerichtes.  Der  Fürsprecher 
de6  Klägers  fragt  sofort  ein  Urtheil,  ob  Herzog  Heinrich  wegen 
dieser  Willkürlichkeiten  bei  Leistung  des  Eides  nicht  seine 
Klage  gewonnen  habe,  die  Fürsten  entschieden  aber,  der  Ver- 
klagte habe  nicht  mehr  verloren,  als  den  Anspruch  auf  Frist- 
verlängerung. Da  ward  Herzog  Ludwig  zornig  und  frng  Rechtens, 
ob  es  nicht  billig  wäre,  dass  jeder,  der  am  Gericht  sitze,  vorher 
einen  Eid  leisten  solle,  recht  zu  urtheilen ;  der  König  aber  ant- 
wortete, das  sei  nicht  erforderlich ,  denn  jeder  ^nrtheile  auf  den 
Eid,  den  er  seinem  Herrn  geleistet  habe,  und  in  dem  gegen- 
wärtigen Gericht  sei  keiner,  der  nicht  recht  geurtheilt  habe. 
Auch  andere  im  Gericht  Anwesende  nahmen  den  Zweifel  des 
Herzogs  an  ihrer  Redlichkeit  und  Wahrhaftigkeit  übel  anf.  Der 
Erzbischof  von  Riga,  einer  der  ReichsschöiTen ,  erklärte:  er 
habe  recht  geurtheilt,  und  wäre  er  ein  Laienfürst,  so  sollte  ihm 
Ludwig  für  die  Beleidigung  wohl  Genugthuung  leisten;  der  Hof- 
gcrichtsschreiber   aber  beschwerte  sich,   dass  ihm  Ludwig  vor- 


*)  Windeck  c.  60:  Do  kam  herzog  Heinrich  und  clagete  —durch 
seinen  fursprechen,  marggraif  F.  v.  B.,  wenue  wer  zu  hoffgerichte  stet 
unnd  der  gefordert  wirt  zu  einem  fursprecher,  der  do  sein  genösse 
ist,  der  mus  im  sein  wort  sprechen.  —  do  clagete  der  marggraffe  — 
vil  artigkel,  die  nit  zu  schreibende  sint 
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geworfen,  er  hätte  das  Urthcil  anders  niedergeschrieben,  als  es 
gelautet  habe ,  worauf  das  Gericht  Einsicht  von  dem  Register 
nahm  und  dem  Verklagten  derartige  Reden  nachdrücklich  unter- 
sagte. Der  König  selbst  frug  auch  noch,  welches  Gewette  ihm 
der  Herzog  für  die  bei  der  Eidesleistung  bewiesene  Unlust  zu 
zahlen  habe ,  aber  man  vertagte  die  Entscheidung  hierüber  und 
wiewohl  einige  eine  sehr  hohe  Summe  als  Strafe  festsetzen 
wollten,  kam  Ludwig  doch,  als  er  mit  dem  Könige  insgeheim 
hierüber  verhandelte,  mit  einer  geringeren  Busse  davon  ^).  Auch 
aber  die  Hauptsache  ward  in  mehreren  späteren  Sitzungen  weiter 
verhandelt  und  es  kam  zwischen  den  Parteien  namentlich  (August 
1417)  zur  Erörterung,  ob  die  Sache  nach  römischem  Recht,  \ 
wie  Herzog  Ludwig  beantragte,  oder,  den  Anträgen  des  Gegners 
entsprechend,  nach  deutschen  Landesrechten  entschieden  werden 
sollte^.     Das  schliessliche  Erkenntniss    des   Gerichts  entsprach 


>)  Das  Vorhergehende  nach  Windeck  a.  a.  0.,  vglch.  v.  d.  Hardt: 
IV.  1401—3.    Auf  das  ungebührliche  Benehmen  Ludwigs  bei  der  Eides- 
leistung bezieht  sich  auch  ein  Schreiben  des  Markgraten  Friedrich  vom 
i  23.  Februar  1419  (Riedel  HI.  1.  108),  worin  er  dem  Herzog  vorhält: 

I  „daz  du  dich  zu  ayden  erpotest  und  zu  drein  malen  nach  einander  zu 

I  schweren  die  vinger  aufgehoben  bettest  und  als  vil,  bis  das  dir  das 

schweren  ze  tun  mit  recht  abertailt  ward.'' 

*)  In  einem  Schmähbriefe  gegen  den  Markgrafen  Friedrich  vom 
Jahre  1420  wirft  ihm  Herzog  Ludwig  u.  a.  auch  dieses  vor:  Bann  zu 
Zeiten  ala  wir  zu  Constanz  vor  unserm  gnedigen  herren  dem  römischen 
konig  und  vor  des  reichs  iursten  gerecht  haben  und  da  nichts  anderes 
begerten,  dann  rechtens  nach  geschrieben  kaiserlichen 
rechten,  das  uns  umb  dieselbig  sach  pillich  daucht,  das  du  uns  aber 
allezeit  abslügst,  widersprachest  und  auch  dem  genanten  unserm  gnedigen 
herm  dem  romischen  konig  rietest,  er  soltt  richten  nach  deutschen 
lann  desrechten  und  nicht  nach  geschrieben  rechten.  Riedel: 
cod.  dipl,  III.  1.  158.  Vielfach  angeführt  ist  ein  in  dieser  Sache  an- 
geblich am  2.  August  1417  ergangener  Ausspruch:  Nachdem  wir  hie  in 
tentschen  Landen  zum  Rechten  sässen  als  ein  römischer  Kunig  und 
Hertzog  Ludwig  und  Hertzog  Heinrich  vorgenant  beide  teutsche  Fürsten 
wären  und  zum  Reich  gehörten  und  die  Sache  teutsch  und  umb  des 
Reiches  Lehen  wäre,  die  in  teutschen  Landen  gelegen  wären,  und  wir  ihn 
beydcrseits  ein  teutsch  Recht  mit  teutschen  fürsten  besetzt  hätten, 
beide  Theile  mit  teutschen  Fürsprechern  fürgestanden  und  ihr  Sachen 
nach  teutschen  Rechtens  Gewonheit  fürgelegt  betten,  so  sprachen  sie 
zum  Rechten,  was   yeglicher  Theil  fflrlegen  wolte,   es  wären  Briefe, 
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auch  in  allem  Wesentlichen  diesen  Anträgen  des  Klägers  und 
war  für  Ludwig  so  ungünstig,  dass  derselbe  am  Tage  nach  der 
Verkündigung  der  Entscheidung,  20.  October  1417,  kniefällig 
den  König  anflehte,  ihm  zu  einem  bessern  Rechte  zu  verhelfen. 
Bei  dieser  Gelegenheit  entstand  ein  heftiger  Wortwechsel 
zwischen  Heinrich  und  Ludwig,  in  Folge  dessen  ersterer  noch 
am  Morgen  desselben  Tages  seinen  Gegner  meuchlerisch  auf 
der  Strasse  angriff  und  verwundete.  Der  König  war  schwer  er- 
zürnt, als  er  von  diesem  Friedensbruche  Kenntuiss  erhielt, 
ordnete  die  sofortige  Verfolgung  des  flüchtigen  Herzogs  an  nnd 
wollte  alsbald  die  Reichsacht  über  Heinrich  verkünden.  Aber 
auch  diesmal  verwendete  sich  Markgraf  Friedrich  für  den  fürst- 
lichen Schwäher:  er  wies  darauf  hin,  dass  Herzog  Ludwig  von 
seinen  Wunden  doch  noch  genesen  könne,  dass  jedenfalls  die 
Angelegenheit  binnen  Kurzem  besser  als  bisher  werde  aufgeklärt 
werden  können,  und  setzte  es  so  auch  endlich  durch,  dass 
Sigismund  vorläufig  von  seinem  Vorhaben  abstand  ^)  und  später 
sogar  Herzog  Heinrich  wieder  zu  Gnaden  aufnahm.  Nicht  ohne 
Grund  fühlte  sich  Ludwig  durch  dieses  Verhalten  des  Königs 
beschwert,  aber  er  vermochte  weder  von  diesem  noch  von  dem 
neugewählten  Papste  Martin  Abhilfe  seiner  Beschwerden  za  er- 
langen ^)  und  glaubte  sich  nun  umso  mehr  berechtigt,  von  seinen 
beiden  Hauptgegnern  mit  den  Waffen  Genugthuung  fordern  zu  dürfen. 

Worte  oder  ander  redliche  Kundschaft,  (das  er  das  in  teutschen  und 
nach  teutschen  Rechtens  Gewonheit  durch  seinen  Fürsprechen  thun 
und  furlegen  solte.  Dieses  sog.  Decret  ist  meines  Wissens  zuerst  von 
Goldast:  Reichss.  II.  99  bekannt  gemacht  und  dann  sehr  häufig  nach- 
geschrieben worden.  Riedel,  der  dasselbe  in  der  Gesch.  des  preuss. 
Königshauses  II.  590  auch  erwähnt  und  sich  auf  das  Bayer.  Iteichs- 
archiv,  Haus  und  Familie,  S.  46  (15.  1.  5.)  bezieht,  theilte  mir  freund- 
lichst mit,  dass  sich  die  Urkunde  (nach  Hormayrs  Angabe)  unter  dieser 
Bezeichnung  im  Münchener  Archiv  befinden  soll.  Die  Aechtheit,  welche 
ich  in  den  Beiträgen  177  bezweifelt  habe,  müsste  sich  meines  £r- 
achtens  auch  aus  den  Wiener  Reichsregistraturhüchem  feststellen  lassen 
und  ich  bedauere,  dass  sich  Tomaschek  S.  36  darüber  nicht  ausge- 
lassen hat.  Den  Inhalt  des  Urtheils  vom  19.  Oct.  1417  geben  auch 
Lang  88,  Buchner  234,  Freyberg:  Landstände  I.  375. 

*)  Windeck  c.  56,  Ebran  de  Wildenberg  bei  Oefele  I.  311, 
Lang  89,  Aschbach  U.  286,  Riedel  a.  a.  0.  II.  377-83. 

')  V.  d.  Hardt  1485  nach  Aventinus. 
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Der  Kampf  gegen  beide  Fttrston  währte  mit  kurzen  Unter* 
brechungen  bis  znm  Jahre  1422  und  hatte,  da  auch  die  Her- 
zöge Ernst  und  Wilhelm  an  demselben  Theil  nahmen,  die 
furchtbarste  Verwüstung  aller  bayerischen  Länder  zur  Folge. 
Vergeblich  waren  alle  Friedensgebote  Sigismunds,  vergeblich  auch 
die  Yermittelungsversuche  seiner  Abgesandten  ^).  Erst  als  der 
König  selbst  im  Jahre  1422  nach  Sttddeutschland  kam,  gelang 
es  ihm,  einen  Frieden  zu  vereinbaren,  den  Herzog  Ludwig  an- 
nehmen musste,  weil  er  kurz  vorher  eine  schwere  Niederlage  er- 
litten hatte  und  keine  Hoffnung  hegen  konnte,  den  Krieg  mit 
Erfolg  fortzusetzen.  Der  Friede^)  sollte  vier  Jahre  währen, 
fibcr  alle  Klagen  Ludwigs  gegen  den  Markgrafen  Friedrich  und 
andere  Gegner  wollte  der  König  binnen  Jahresfrist  eine  recht- 
liche Entscheidung  treffen,  bis  dahin  sollte  das  gesammte  Land 
des  Herzogs  in  den  Händen  des  Königs  bleiben,  der  es  durch 
Bevolhnächtigte  würde  verwalten  lassen;  Ludwig  selbst  musste 
dem  König  nach  Ungarn  folgen  und  verweilte  daselbst  bis  znm 
Jahre  1426. 

In  dieser  Zeit  suchte  Ludwig  im  Wege  Rechtens  das  zu 
erstreiten,  was  ihm  das  Waffenglück  nicht  gewährt  hatte.  Er 
klagte  gegen  den  Markgrafen  Friedrich  wiederholt  wegen  Frie- 
densbruchs, das  Hofgericht  lud  denselben  auch  zur  Yerantwor- 
wortnng  vor,  aber  der  Prozess  blieb  liegen,  weil  Friedrich  er- 
klärte, er  dürfe  nur  vor  den  Kurfürsten  des  Reichs  zu  Recht 
stehen  und  deshalb  verweigerte,  vor  dem  Hofrichter  zu  erschei- 
nen ').      Mit  den   Herzögen   Ernst  und    Wilhelm   stritt    Ludwig 


>)  Lang  92—116,  Buchner  VI.  237  fgg.,  Asch bachlU.  152  fgg. 

»)  Lang  117  fgg.,  Buchner  246,  Freyberg  380,  Aschbach 
1^7  fgg-  Der  Friede  war  auch  für  Ludwig  nicht  eben  ungünstig,  denn 
seine  Gegner  sollten  alle  von  ihnen  eroberten  Besitzungen  desselben 
an  die  königliche  Verwaltung,  welche  Bruno  von  der  Leiter  übernahm, 
herausgeben. 

*}  Die  Ladungen  erfolgten  am  11.  Oct.  1423,  sowie  im  Januar  und 
September  24.  Bei  der  letzten  Vorladung  wurde  bestunmt,  dass  bis 
zum  Gerichtstag  eine  Commission,  an  deren  Spitze  der  Bischof  von 
Angsborg  stand,  alle  zur  Entscheidung  der  gegenseitigen  Beschwerden 
ndthigen  Urkunden  sammeln  und  die  ZeugAi,  welche  die  Parteien  vor- 
schlagen würden ,  vernehmen  solle.     Markgraf  Friedrich   bestritt  der 
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ebenfalls  längere  Zeit  im   Hofgericht,   bis  im   Jahre    1429   der 
König  eiuen  Sprach  fUllte,   dass  die  Parteien  zwar  beide  Strafe 
wegen  begangenen  Friedensbrnchs    verdient    hätten,   diese  aber 
erlassen  sein  sollte,  weun  sie  sofort  zum  Abschlnss  eines  dauern- 
den Friedens  schreiten  wollten;    alle  Gefangenen  nud  eroberten 
Schlösser  sollten  von  beiden   Seiten  freigegeben   werden  ^).    Am 
Spätesten  kam  die  Klage  •  Ludwigs  gegen  Herzog  Heinrich  wegen 
des  zu  Costuitz  verübten  Mordanfalls  zur  Erledigung,    denn  sie 
wurde  erst  auf  dem  Nürnberger  Reichstage  von    1431    entschie- 
den^).    Beide   Fürsten  tvarcn   vor   dem    König  erschienen  und 
die   Verhandlungen    sollen    fünf  Tage    gewährt    haben.     Herzog 
Ludwig  forderte,   man    solle  seinen  Gegner  für   ehrlos   erklären 
und   aller   Würden   entsetzen,    auch    das    Land   desselben    dem 
Kläger  zusprechen ;  ferner   sollten   ihm    sieben  Wunden ,  wovon 
zwei  auf  den  Tod  seien,  zugefügt  und  die  rechte  Hand  abgeschla- 
gen  werden.      Der  Anwalt  Herzog  Heinrichs  verlangte  gänzliche 
Abweisung  des  Klägers  vom  Hofgericht,    denn  die  Handlung  sei 
als  ein  in  Constanz  begangener  Friedensbruch  durch   den    dor- 
tigen   Richter    und'  nach     dasigem    Stadtrecht    zu   beurtheilen. 
Natürlich    konnte    diesem    Antrage    nicht    stattgogeben    werden, 
aber  auch  Ludwigs  Anträge  wurden  verworfen,    denn  sie  ginjgen 
nicht  auf  Gewährung  des,  Rechts,  sondern  au?  Befriedigung  gran- 
samer Rache.     Das  Urtheil  legte  dem  Angeklagten  vielmehr  nur 
ob ,   zur   Sühne   des    Frevels    verschiedene    Messen    zu    stiften, 


ComniisBion  die  Berechtigung  zur  Einleitung  dieses  Verfahrens  und  pro- 
testirte  am  Hofe  des  Königs  gegen  jede  weitere  Verhandlung^  da  er 
nicht  also  sei  gefordert  worden,  wie  man  einen  Kuif  ürsten  und  Fürsten 
des  Reichs  billig  fordern  solle.  Die  übrigen  Kurfürsten  traten  diesem 
Proteste  bei  mit  der  Erklärung,  dass  ein  Kurfürst  nur  vor  den  andern 
Kurfürsten  unter  Vorsitz  des  Kaisers  belangt  werden  könne.  So  Lang 
120,  1  und  nach  ihm  Buchner  VI.  247,  Aschbaeh  III. 361;  urkund- 
liche Beweise  fehlen. 

>)  Buchner  VI.  256,7,  Freyberg:  Landstände L 472,  Lang  14a- 
*)  lieber  den  in  der  Zwischenzeit  gegen  Herzog  Heinrich  verhan- 
delten FehmgerichtsprozeSB  vglch.  Freyberg:  Sammlung  historischer 
Schriften  I.  200-376,  Thiersch:  Vervemung  des  Herzogs  Heinrich 
des  Reichen  (1835),  Freyb^rg:  Landständc  I.  388  fgg.,  Buchner  Vi. 
248  fgg. 
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mehrere  Bossfahrten  aESzafahrcn  ond  dem  Kläger  alle  Zehrungs- 
kosten  von  der  Zeit  der  Yerwundnug  bis  zum  Tage  der  völligen 
Genesung  zu  erstatten;  auch  mflsse  Herzog  Heinrich  seinen 
Gegner  öffentlich  um  Verzeihung  bitten  und  dann  sollten  sie 
gute  Freunde  und  für  alle  Zeit  gerichtet  sein.  Diese  feierliche 
Abbitte  erfolgte  noch  in  Nürnberg^  den  übrigen  Bestimmungen 
des  Urtheils  genügte  Heinrich  ebenfalls  in  der  nächsten  Zeit, 
und  so  war  auch  diese  Angelegenheit  endlich  zu  friedlichem 
Ausgleich  gebracht  ^). 

Aber  bald  war  Herzog  Heinrich  ^von  Landshut  abermals  in 
einen  langwierigen  Rechtsstreit  verwickelt,  diesmal  mit  den  Her- 
zögen Ernst  und  Wilhelm  von  München.  So  lange  Ludwig  von 
Ingolstadt  seine  allen  andern  Wittelsbachischen  Fürsten  so  gefähr- 
liche Stellung  behauptete,  waren  Ernst  und  Wilhelm  stets  im 
Bunde  mit  ihrem  Landshuter  Vetter  geblieben ;  erst  als  jene  Ge- 
fahr beseitigt  war,  entschlossen  sie  sich,  die  mannigfachen  Kla- 
gen, welche  auch  sie  gegen  Heinrich  hatten,  gerichtlich  zu  ver- 
folgen^). Zunächst  wandten  sie  sich  an  Schiedsrichter,  den 
Markgrafen  von  Brandenburg  und  den  Herzog  von  Neumarkt, 
und  erhielten  auch  im  August  1 430  einen  für  sie  durchaus  gün- 
stigen Spruch.  Als  Heinrich  demselben  aber  nicht  nachkommen 
wollte,  wandten  sie  sich  dann  klagend  an  den  König,  der  im 
Jahre  1431  bei  seinem  Aufenthalt  in  Bayern  und  Franken  über 
ihre  Beschwerden  verhandelte,  aber  zu  keiner  Entscheidung 
gelangen  konnte.  Wiederholte  Vorladungen  an  das  königliche 
Gericht  liess  Heinrich  unter  allerlei  nichtigen  Verwänden  un- 
beachtet und  so  kam  es,   dass   Sigismund  Deutschland  verliess, 


»)  Windeck  c.  173,  Chroniken  der  fränkischen  Städte  I. 
379,  bayrische  Chron.  bei  Freyberg  I.  134,  Anonymi  ehr.  Norib. 
bei  Oefele  I.  328,  Job.  Staindelli  ehr.  das.  533,  Lang  155  fgg.  und 
danach  Buchner  268,  Aschbach  111.  358  fgg.  Ueber  die  Anträge, 
welche  Ludwig  schon  1418  gegen  Heinrich  gestellt  haben  soll,  vergl. 
Freyberg:  Landstände  376  fg. 

*)  üeber  diese  Streitigkeiten  vglch.  namentlich  Kluckhohn  in 
den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  IL  528  fgg.  Die  Urkunden, 
auf  welche  sich  derselbe  besieht,  sind  leider  ebenso  wenig  veröffent- 
licht, als  diejenigen,  auf  welche  sich  die  Darstellung  der  Geschichte 
Ludwigs  des  Bärtigen  durch  Lang  gründet. 
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um  nach  Italien  zu  ziehen,  ohne  dass  die  Sache  weiter  gefUfart 
worden  wäre:  der  Marschall  von  Pappenheim,  so  bestimmte  der 
König,  sollte  während  seiner  Abwesenheit  den  Prozess  fortr 
setzen.  Bedeutungsvoll  und  charakteristisch  für  die  Stellang 
des  Hofgerichts  ist  nun  das  fernere  Verhalten  der  Kläger.  Her- 
zog Wilhelm  stand  damals  in  höchster  Gunst  bei  dem  Könige 
und  war  von  diesem  zum  Beschirmer  des  Basler  Goncils  an 
Stelle  Sigismunds  ernannt  worden.  Die  Beschwerden  der  beiden 
Münchener  Herzöge  waren  klar  und  unzweifelhaft  wohlbegründet; 
dennoch  und  trotz  des  Einflusses,  den  Wilhelm  auf  den  König 
und  im  Reich  zu  jener  Zeit  ausübte,  gab  derselbe  doch  die  HoflT- 
nung  auf,  am  Hofe  Recht  zu  erhalten.  Er  wandte  sich,  wie 
schon  früher  der  Torringer,  Herzog  Ludwig  und  andere  gethan 
hatten,  an  das  heimliche  Gericht  in  Westfalen  und  rechtfertigte 
diesen  Schritt  damit,  dass  er,  wie  die  besten  Gönner  .nnd 
Freunde  der  beiden  Herzöge  von  München,  der  Ansicht  seien, 
man  könne  ihren  Gegner  Heinrich  auf  keine  andere  Weise  zu 
Gerechtigkeit  und  gütlichem  Austrag  zwingen,  denn  mit  dem 
heimlichen  Gericht^).  Das  letztere  nahm  die  Klage  auch  an 
und  Heinrich  wurde  wiederholt  vor  den  Freistuhl  zu  Lüdenscheid 
geladen,  aber  zu  einem  endlichen  Spruche  ist  es  auch  dort 
nicht  gekommen.  Dies  war  weniger  den  Bemühungen  einzelner 
Fürsten,  namentlich  des  Pfalzgrafen  Ludwig,  welche  die  Sache 
durch  ein  fürstliches  Schiedsgericht  entschieden  wissen  wollten 
und  in  diesem  Sinne  bei  dem  Freigericht  wirkten,  zuzuschrei- 
ben, als  vielmehr  der  Nachgiebigkeit  Heinrichs,  welcher  die 
Macht  und  den  Einfluss  der  westfälischen  Gerichte  in  dem  Ge- 
schick anderer  Fürsten  seines  Hauses  kennen  lernen  musste. 
Als  Sigismund  aus  Italien  zurückkehrte  und  abermals  die  Be- 
schwerden der  Herzöge  von  München  zu  erörtern  begann ,  er- 
klärte sich  Heinrich  zu  Goncessioncn  bereit  und  es  kam  am 
1.  Januar    1434    ein   Spruch    zu   Stande,   welcher  den  Klägern 


^)  8o  in  einem  Briefe  Wilhelms  vom  10.  März  1433:  Kluckhohn 
582.  Auf  den  FehmgerichtsprozesB  beziehen  sich  die  Urkunden  bei 
Freyberg:  Sammlung  I.  836  fgg.  Vgl.  Buchner  275  und  Frey- 
bcrg:  Landstände  518—25. 


Digitized  by 


Google 


_  285    _ 

wesentliche  Yortheile  gewährte^).  Der  König  setzte  es  anch 
bald  darauf  dnrch,  dass  Ernst  und  Wilhelm  in  die  Aufhebung 
der  von  dem  Freigericht  gegen.  Heinrich  verfügten  Massregeln 
willigten,  in  Folge  dessen  der  Freistuhl  dieselbe  in  der  That 
aussprach^);  die  von  anderer  Seite  gegen  den  Herzog  bei  den 
Freigerichten  angestellten  Klagen  suchte  Sigismund  der  Entschei- 
dung derselben  ebenfalls  zu  entziehen  und  wenn  ihm  dies  auch 
nicht  gelang ,  so  war  es  doch  wahrscheinlich  seinen  Bemühungen 
zu  danken,  dass  die  von  den  westfälischen  Gerichten  erkannten 
Urtheile  für  Heinrich  unschädlich  blieben. 

Erheblich  ungünstiger  gestalteten  sich  die  Geschicke  Lud- 
wigs von  Ingolstadt,  welcher  bald  nach  der  Aussöhnung  mit 
seinen  früheren  Gegnern  zu  neuen  zahlreichen  Beschwerden  An- 
lass  gegeben  hatte.  Die  Herzöge  von  München,  die  Landschaft 
dieses  Landantheils,  vor  allen  auch  die  benachbarten  Bischöfe 
nnd  Klöster  hatten  über  schwere  Verletzungen,  über  den  Bruch  ihrei'' 
Freiheiten ,  über  immer  neu  ersonnene  Bedrückungen  zu  klagen  ^) 
Der  Clerus  erhob  sieh  zuerst  zum  Widerstände  und  sprach  über 
den  Bedränger  den  Kirchenbann  aus;  andere  verklagten  den 
Herzog  bei  den  Fehmgerichten.  Als  Ludwig  dem  Banne  trotzte, 
beschwerten  sich  die  Bischöfe  von  Regensburg,  Passau  und 
Augsburg,  sowie  die  Vorsteher  mehrerer  Klöster  bei  dem  Goncil 
zu  Basel,  welches  nun  die  Excommunication  über  den  Herzog 
verhängte  und  überall  öffentlich  verkünden  Hess.  Aber  auch 
die  Klagen,  welche  benachbarte  weltliche  Fürsten,  mehrere 
Reichsstädte  und  Herrn  gegen  den  unruhigen  Herzog  hatten, 
zog  die  Kirchenversammlung  zu  ihrer  Entscheidung  und  beauf- 
tragte eine  Commission  mit  Untersuchung  derselben  und  Her- 
stellung des  Friedens  ^).  Diese  Eingriffe  in  die  weltliche  Gerichts- 


*)  Buchner  279;  Kluckhohn  599;  Krenner:  Landtagsverhand- 
langen  I.  95—102. 

'*)  Freyberg  a.  a.  0.  351  Nr.  XVI  und  314  fgg. 

')  Verzeichnisse  solcher  Beschwerden  bei  Krenner  L  78  fgg., 
Freyberg:  Landstände  482  fgg.,  andere  nach  den  Urkunden  bei 
Kluckhohn  585  fgg. 

*)  lieber  die  Massregeln  des  Condlinms  gegen  Ludwig  vgl.  Lang 
161  4,  Buchner  276  fg.,  Aschbach  IV.  214fgg,  Kluckhohn  587. 
Dass  mehrere  Edle  anch  bei  den  Fehmgerichten  gegen  den  Herzog  ge- 
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barkeit  erregten  nicht  nnr  bei  den  Karfttrsten,  sondern  auch  bei 
dem  König  grosse  Unzufriedenheit  und  grade  der  Wunsch,  die 
Einmischung  des  Goncils  in  solche  Angelegenheiten  um  jeden 
Preis  3SU  verhindern,  wird  Sigismund,  als  er  im  October  1433 
von  der  Kaiserkrönung  nach  Basel  zurückgekehrt  war,  bestimmt 
haben,  selbständig  und  mit  möglichster  Beschleunigung  den  steten 
Klagen  gegen  den  unruhigen  Ingolstädter  Ilerrn  fQr  alle  Zeit  ein 
Ende  zu  machen.  Es  erneuerten  sich  die  Scenen  von  1417. 
Das  Goncil  nahm  die  Hflife  des  weltlichen  Schwerts  gegen  den 
Gebannten  in  Anspruch,  Ernst  und  Wilhelm  von  München  mach* 
ten  erst  jetzt  ihre  und  ihrer  Landschaft  Beschwerden  geltend, 
von  Westfalen  ans  ward  der  König  an  seine  Pflicht  als  oberster 
Richter  gemahnt  und  noch  viele  Edle,  Pfaffen  und  Bürger  kamen 
und  klagten  gegen  den  Friedensstörer.  Diesem  Drängen  gab  der 
König  nach  und  erklärte  schon  wenige  Wochen  nach  seiner  An- 
kunft,  dass  er  als  Vogt. der  Kirche  und  des  Goncils,  sowie  als 
oberster  Richter  des  heimlichen  Gerichts  den  Herzog  Ludwig 
von  Land  und  Leuten  vertreiben  wolle,  wie  er  dies  namentlich 
nach  den  Sprüchen  der  westf^ischcn  Gerichte  nicht  anders  thun 
könne  und  dürfe.  So  lange  er  selbst,  der  König,  lebe,  solle  er 
auch  als  rechter  Herr  von  Ludwigs  Besitzungen  angesehen,  «lie 
Verwaltung  bis  dahin  durch  Herzog  Wilhelm  von  München  und 
dessen  Erben  gefQhrt  werden,  nach  seinem  Tode  aber  solle  der 
tngolstädter  Landestheil  mit  allen  Nutzungen  als  Reichslehen  an 
die  Herzöge  von  München  follen,  ausgenommen  gewisse  Besitz- 
ungen  und  Rechte,  über  welche  sich  der  König  völlig  freie  Ver- 
fügung vorbehält^).  Sigismund  schien  also  mit  der  änssersten 
Strenge  vorgehen  zu  wollen,  schfirfte  auch  noch  einige  Wochen 
später  die  Beobachtung  der  vom  Goncil  gegen  den  Herzog  er- 
lassenen  Strafdekrete   cin^),    aber    es  zeigte  sich  bald,    dass  er 


klagt  und  letzterer  dort  verurtheilt  worden,  sagt  Sigismund  selbst  in 
der  IJrknnde  vom  25.  November  1433:  als  er  auch  von  unsem  lieben 
getrewen  —  mit  dem  heil,  heimlichen  gericht  redlichen  verfflrt  und 
nns  und  mäniglich  sein  leib  und  gut  und  sunderludi  uns  als  einem  rö- 
mischen keiser  seine  leben  erlaubet  sein  — . 

^)  IJrkttnde  vom  25.  November  1433  bei  Freyberg:  Sammlung 
S.  873  fgg.  Nr.  XXIX.    Vglch.  Lang  164,  Aschbach  IV.  224  fgg. 

')  Urkunde  vom  6.  Decbr.  1433.  Ungedruckt  Vgl.  Kluck höhn  596. 
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einer  milderen  Auffassung  der  Sachlage  nicht  abgeneigt  war. 
Wohl  zu  'beachten  ist  namentlich,  dass  es  sich  bei  Erlass  der 
eben  erwähnten  Yorfagnngen  des  Königs  lediglich  nm  Ansftlh* 
rong  der  von  der  Kirchenvcrsammlung  und  dem  heimUcben  6e* 
rieht  ergangenen  Sprüche  handelte,  nicht  aber  nm  Entschei* 
dang  der  bei  dem  Hofgericht  direct  angebrachten  Klagen  gegen 
den  Herzog.  Wegen  dieser  letzteren  wurde  Ludwig  am  14.  Januar 
1434  in  scharfen  Ansdrilcke^  und  unter  der  Verwarnung,  dass, 
wenn  er  nicht  binnen  sechs  Wochen  zu  seiner  Rechtfertigung 
erschiene,  seine  Vemrtheilung  ohne  Weiteres  erfolgen  würde, 
vor  das  Hofgericht  geladen  ^).  Ludwig  erschien  nicht  und  wurde 
deshalb  Ende  Februar  1434  in  die  Reichsacht  erklärt  Bald 
darauf  sandte  indessen  der  Herzog  seinen  Sohn  mit  mehreren 
Rätfaen  an  das  Hofgericht  und  Sigismund  zeigte  sich  auch  be- 
reit, die  Sache  mit  diesen  gerichtlich  verhandeln  zu  lassen, 
stand  davon  indessen  ab,  als  die  Abgesandten  gegen  das  gesammte 
gegen  ihren  Herrn  beobachtete  Verfahren  protestirten.  Der 
über  diesen  Protest  ausgefertigte  Gcrichtsbrief  ist  leider  iiicht 
veröffentlicht^),  die  Gründe  indess,  auf  welche  jener  gestützt 
wurde,  scheinen  sich  aus  der  interessanten  Urkunde  zu  ergeben, 
welche  Sigismund  einige  Tage  später  über  die  gegen  den  Her- 
zog verkündigte  Aberacht  ausfertigen  liess^).  In  diesem  an  alle 
geistlichen  und  weltlichen  Kurfürsten,  Fürsten  und  Herrn,  die 
Rittcrgesellschaften,  Reichsstädte  und  Alle  im  Reich  gerichteten 
Manifest  erinnert  der  Kaiser  zunächst  daran,  wie  viele  und 
schwere  Klagen  gegen  den  Herzog  bereits  zu  Costnitz  verhandelt 
worden  seien.  Den  dort  gefällten  Urtheilen  habe  er  nie  genug 
gethan,  sondern  kecklich  geantwortet:  er  achte  nicht  eines 
Rechtspmchs,  es  komme  doch  alles  auf  die  AnsfQhmug  an. 
Und  immer  neue  Frevel  habe  er  begangen  gegen  Kaiser  und 
Reich,  allem  Recht  und  Gesetz  zuwider  Strassenräuber,  Mörder 
und  Geächtete   gehaust  und   gehegt,    die  Boten,  welche   Briefe 


^)  Ebenfalls  ungedruckt.    Inhalt  bei  Kluckhohn  a.  a.  (). 

')  Vom  18.  April  1434.  Die  Urkunde  befindet  sieh  im  Hcichsarchiv 
zn  München,  ebenso  der  Acfatbrief  vom  24.  Februar  desselben  Jahres. 
Klnckhohn  596. 

•)  Gemeiner:  Regensb.  Chronik  III.  43-50. 
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des  Königs  nud  der  Gerichte  an  ihn  zn  bringen  hatten,  grau- 
sam  misshandclt  und  ähnliches  mehr.  Nachdem  dann  der  von 
der  Kirche  gegen  Ludwig  verhängten  Strafen  gedacht  worden, 
erwähnt  der  König,  dass,  da  sich  die  Klagen  gegen  ihn  täglich 
gemehrt  hätten,  er  ihn  geladen  haße  „für  nnsern  richter,  dem 
wir  dann  den  stab  bevelhen,  und  unser  und  des  reichs  forsten 
und  herrn,  die  wir  ihm  zufügen  würden/'  Statt  des  Geladenen 
sei  dessen  Sohn  Ludwig  erschienen  und  auf  dessen  Bitten  zu- 
nächst der  Gerichtstag  vertagt  worden.  Als  endlich  die  Verhand- 
lung stattfand,  Hess  der  König,  so  wird  weiter  berichtet,  zaerst 
die  an  Ludwig  ergangene  Ladung,  dann  den  von  diesem  bei 
seiner  Belehnung  dem  Reiche  geleisteten  Lehnseid  vorlesen  ^) 
und  begehrte  darauf  zn  fragen,  ob  der  Angeklagte  gegenwärtig 
sei,  und  demnächst  Klage  zu  hören,  wie  Ludwig  Eid  und  Treue 
gebrochen  und  die  königliche  Majestät  verletzt  habe.  Der  junge 
Herzog  Ludwig  woUte  Frage  und  Klage  nicht  zulassen,  woil  er 
darein  und  darüber  zu  reden  habe.  Der  Fflrsprecher  des  Kö- 
nigs fragte  dagegen  Rechtens,  ob  nicht  jeder,  der  für  den  Ver- 
klagten antworten  wolle,  zunächst  seine  Vollmachten  darweisen 
und  sich  durch  einen  Fflrsprecher  andingen  müsse,  bevor  er  in 
das  Recht  treten  und  erzählen  dürfe,  was  ihm  Noth  sei,  und 
ob  nicht  Alles,  was  sonst  geredet  werde,  im  Rechte  unkräftig 
bleibe.  Einer  der  Räthe  des  Herzogs  erklärte  darauf,  sein 
Herr  stehe  nicht  im  Gericht  und  wolle  darin  nicht  stehen, 
weil  es  nicht  besetzt  sei,  wie  es  sein  sollte;  denn  Ludwig  sei 
ein  Herzog  von  Bayern  und  Niemand  könne  über  ihn  sprechen, 
als  seine  Genossen,  zum  Gericht  aber  seien  mehrere  Prälaten 
versammelt,  welche  nicht  Genossen  desselben  seien,  und  von 
den  weltlichen  Richtern  seien  ihm  viele  verdächtig  um  Fehde, 
Feindschaft  und  Unwillen,  die  sie  gegen  ihn  hätten.  Auf  aber- 
malige Frage  des  Fürsprechers  des  Königs  ward  nun  erkannt, 
dass,  wer  für  den  Herzog  sprechen  wolle,  zunächst  seine    Voll- 


>)  Darnach  —  sassen  wider  anaer  richter,  unser  und  des  reichs 
fursten  und  ander,  die  wir  im  dann  zugefügt  hetten,  zn  rechte.  Do 
traten  für  gcricht  unser  klagfurer,  fursprech,  rawner  und  wamer  und 
Hessen  lesen  unser  ladung  —  und  den  aide  der  trewe  —  zu  dewtsch 
und  latein. 
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macht  nachweisen  und  sich  andingen  müsse;  was  sonst  geredet 
werde,  bleibe  ohne  rechtliche  Wirkung.  Gegen  diesen  Ausspruch 
protestirten  die  Beauftragten  Ludwigs,  erklärten  wiederholt, 
nicht  zu  Recht  stehen  zu  wollen,  und  verliessen  „freventlich 
nod  smachlich''  das  Gericht,  obwohl  der  König  noch  anwesend 
war.  Auf  Bitten  vieler  Fürsten  und  namentlich  der  zum  Concil 
versammelten  Väter  entschloss  sich  Sigismund,  dem  jungen  Her- 
zog dennoch  einen  neuen  Gerichtstag  anbieten  zu  lassen,  nur 
müsse  er  an  seines  Vaters  Statt  versprechen  und  Gewissheit 
geben,  den  früher  gegen  letzteren  ergangenen  Urtheilen  nach- 
zukommen und  ebenso  den  Sprüchen  sich  zu  unterwerfen,  die 
jetzt  im  Rechten  gefunden  werden  würden.  Daraufa  b^r  wollte 
der  Gegner  nicht  unbedingt  eingehen;  dass  er  Sicherheit  be- 
stellen solle,  den  neu  ergehenden  Urtheilen  gehorsam  zu  sein, 
müsse  selbst  erst  durch  Erkenntniss  festgestellt  werden,  ebenso 
aber  auch  ein  Urtheil  darüber  ergehen,  dass  er  den  früheren 
Sprüchen  sich  zu  unterwerfen  habe.  Unter  solcl^en  Bedingungen 
konnte  sich  Sigismund  nicht  entschliessen ,  das  Rechtsverfahren 
gegen  den  Ingolstädter  Herrn  wieder  aufzunehmen.  „Darauf 
wart  von  unsern  wegen  geantwurt,  das  das  dheinen  fug  het,  das 
man  solt  in  ainen  zweivel  setzen  oder  im  rechten  erkennen 
lassen,  ob  sein  vater  icht  pillich  solhen  urtailen  ge- 
horsam were,  die  in  seins  vaters  gegenvertigkeit 
gesprochen  waren,  dawider  sich  sein  vater  nie  be- 
rufen het,  und  es  were  auch  unser  majestät  gericht,  unsern 
fürsten  und  herren,  die  an  dem  rechten  gesessen  waren,  eine 
grosse  smähung,  und  hindernus  den,  die  solch  urtail  gewunnen 
hetten;  es  mochte  auch  durch  solhs  ain  eingang  beschehen, 
wider  redlich  ergangen  urtail  arge  liste  ze  vinden;  so  het  auch 
der  kriege  nymerkein  ende,  solte  ye  ain  newe  erkantnuss 
darüber  erge#n,  ob  man  ergangen  urtailen  gehorsam 
sein  sollte.**  Das  unzulässige  Verlangen  des  Angeklagten, 
fährt  die  Urkunde  fort,  zeige  wiederholt,  dass  Ludwig  überhaupt 
nicht  dem  Rechte  gehorsam  sein  wolle.  Deshalb,  und  weil  er 
bereits  aller  seiner  Ehren,  seines  Standes  und  Adels,  seiner 
Würden  und  Rechte  entsetzt  und  von  dem  heimlichen  Gericht 
verdammt  und  verurtheilt  sei,  so  verkünde  der  König  ihn  in 
des  Reiches  Acht  und  Bann;  er  solle  verboten  sein  den  Freunden, 

Franklin,  Reichshoffifericht.  I.  19  « 
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erlaubt  den  Feinden;  alle  seine  Ehren,  sein  Adel,  Stand  nnd 
Recht,  seine  Habe  nnd  sein  Gut,  es  seien  Lehen^  Land,  Leute, 
Renten,  Zinsen,  Nutzungen  oder  Gefälle,  seien  verfallen ;  Niemand 
düt-fe  ihm  Rath,  Hilfe,  Gunst  oder  Beistand  leisten  oder  dem 
König  bei  Vollstreckung  der  Acht  widerstehen;  wer  beholfen 
sei,  den  verbannten,  verfluchten  und  verachteten  Forsten  zu 
unterwerfen,  der  solle  in  des  Reiches  Schutz  und  Schirm  sein, 
wer  aber  gegen  diese  königlichen  Gebote  thue,  ebenfalls  in  die 
Reichsacht  verfallen. 

Die  Reichsexecution  erfolgte  nicht  sogleich,  wurde  fiber- 
haupt  nie  vollstreckt.  Nach'  6iner  leider  ebenfalls  ungedruckten 
Urkunde*  vom  7.  Mai  1434  wurde  noch  einmal  In  Basel  Gericht 
gegen  Ludwig  gehalten  und  festgestellt,  dass  alle  ihm  zur  Last 
gelegten  Verbrechen  gegen  Kaiser  und  Reich  in  der  That  un- 
leugbar und  notorisch  seien  ^).  Dann  erst  dachte  der  König 
daran,  gegen  den  Herzog  in  das  Feld  zu  rücken.  Er  warb  bei 
den  Eidgenossefü ,  der  schwäbischen  Ritterschaft  und  allen  be- 
kannten Gegnern  Ludwigs  um  Kriegshilfe.  Auf  dem  Reichstage 
in  Ulm,  'Juni  und  Juli  1434,  ward  darüber  berathen,  wie  der 
Kampf  zu  führen  sei.  Sigismund  selbst  leistete  einen  Eid,  nicht 
von  dannen  zu  ziehen,  bevor  er  dem  störrischen  Fürsten  Land 
und  Leute  abgenommen  habe;  alle  anwesenden  Fürsten,  Herrn 
und  Städte  mussten  bei  ihren  Eiden  und  Treuen  geloben,  bei 
dem  Könige  auszuharren  ') ;  an  alle  benachbarten  ReichssUnde 
erging  die  Mahnung'),  bis  zum  8.  September  im  kaiserlichen 
Feldlager  zu  Aichach  zu  erscheinen,  von  wo  der  Feldzug  be- 
ginnen sollte.   Die  Bereitwilligkeit,  den  Kaiser  gegen  den  Herzog, 


1)  Kluckhohn  a.  a.  O.  597. 

*)  Ueber  die  Vorbereitungen  zur  Execution  Lang  164,  Büchner 
278  fgg.,  Aschbach  IV.. 218,  Freyberg:  Landstäpde  484  fgg. 

*)  Das  Schreiben  an  Regensburg  bei  Gemeiner  UI.  50 —  f&.  Es' 
geht  daraus  hervor,  dass  nach  Verkündigung  der  Acht  noch  zweimal 
von  verschiedenen  Seiten  versucht  wurde ,  den  Herzog  zur  Nachgiebig- 
keit zu  veranlassen.  Auch  sagt  der  Kaiser  ausdrücklich,  Ludwig  sei 
unter  sicherm  Geleit  nach  Ulm  gekommen,  es  sei  auch  drei  Wochen 
hindurch  mit  ihm  persönlich  unterhandelt  worden,  aber  er  sei  ancfa 
diesmal  „ohn  alles  end"  von  hinnen  geschieden.  Die  Leistung  der 
Reichshilfe  wird,  wie  gewöhnlich,  unter  Androhung  der  Reichsacht  ge- 
boten. 
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der  nnti  schon  so  lange  die  Ruhe  in  Sflddeatschland  gestört 
hatte,  zn  nnterstOtzen,  war  so  allgemein,  dass  man  hoffen  durfte, 
es  werde  sich  das  Schicksal  emenem ,  das  vor  einer  Reihe  von 
Jahren  Friedrich  von  Oesterreich  betroffen  hatte.  Aber  man 
fiirchtete  den  Kampf  dennoch.  Die  beiden  Herzöge  von  München 
wünschten  nicht,  in  einen  langdaaernden  Krieg  verwickelt  za 
werden;  sie  selbst  nnd  andere  Fürsten  sahen  es  ungern,  dass 
man  auch  die  Reichsstädte  znr  Execution  heranzog:  denn  was 
diese  gewönnen,  gäben  sie  nicht  wieder  heraus;  Sigismund  end- 
lich mochte  fßrchten,  den  Herzog  Ludwig  durch  allzu  grosse 
Strenge  zu  einem  Bttndniss  mit  den  Hussiten  zn  treiben.  Trotz 
aller  Eide  nnd  alles  Eifers  war  daher  der  Ausgang  des  l^ampfes 
nicht  zweifellos  und  nichts  mochte  d€m  Könige  erwünschter  sein, 
als  dass  sich  Ludwig  noch  in  der  letzten  Stunde  zur  Unter- 
werfung bereit  erklärte.  Und  wie  mild  zeigte  sich  der  Kaiser! 
Nur  dass  der  Herzog  alsbald  den  Kirchen  und  Klöstern  Oenug- 
thuung  leiste,  forderte  Sigismund,  —  alle  Streitigkeiten  mit  den 
weltlichen  Fürsten  sollten  bis  auf  den  nächsten  Reichstag  ver- 
schoben werden:  dann  überwies  sie  der  Kaiser  der  Prüfung 
dnrch  Commissarien  und  sie  sind  wahrscheinlich  nie  zur  Aus- 
gleichung gelangt.  Ende  August  war  Ludwig  mit  Sigismund 
völlig  ausgesöhnt.  Der  reiche  Schatz  des  Ingolstädter  Herrn 
hat  ihm  bei  diesem  Handel  die  besten  Dienste  geleistet;  Ludwig 
verzichtete  auf  eine  Summe  von  23000  Dukaten,  die  ihm  Sigis- 
mund noch  von  Costnitz  her  schuldig  war,  und  gab  Donauwörth 
aus  der  Pfandsatzung  frei,  sodass  die  Stadt  wieder  zum  Reiche 
kam :  daför  bezahlten  die  Bürger  die  Zehrungskosten  des  Kaisers 
in  Ulm  und  lösten  das  Silbergeschirr  ein,  das  er  in  Basel  hatte 
den  Gläubigern  zurücklassen  müssen  ^).  Aus  dem  Kirchenbann 
nnd  aus  der  heimlichen  Acht  kam  Ludwig  nicht,  aber  des  Reiches 
Acht  löste  der  Kaiser  gern  und  um  vieles  Geld  ward  der  ver- 
fluchte und  verachtete  Mann   schnell  wieder  sein  lieber  Oheim 


')  üeber  den  Ausgang  des  Prozesses  gegen  Ladwig  vglch.  Lang 
166-70,  Büchner  279—81,  Freyberg:  Landstände  L  485  fgg., 
Kluckhohn  597  fg.,  Aschbach  lY.  230  fgg.,  wo  auch  die  spärlichen 
Nachrichten  der  Chronisten  über  den  Verlauf  der  Sache  angegeben 
sind.  Winde ck's  Aufzeichnungen  c.  191  und  200  sind  völlig  nn- 
genflgend. 

19* 
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und  Freund!  Ein  deutscher  Fürst  schrieb  zu  jener  Zeit  die 
wahren  Worte:  manche  Leute  würden  das  Rechte  zu  thun  sich 
beeifern,  wenn  sie  sähen,  dassroaaauch  an  den  Häuptern  das 
Unrecht  nicht  leide!  Welche  Lehre  aber  mochte  das  Volk  im 
Reiche  aus  solchem  Handel  herleiten? 

Auch  sonst  noch  häufig,  früher  und  später,  machten  die 
Zwistigkeiten  der  Fürsten  des  wittelsbachischen  Hauses  das  Ein- 
schreiten des  Hofgerichts  nothwendig.  Der  grosse  Rechtsstreit 
um  die  Straubinger  Yerlassenschaft,  dessen  oben  schon  gedacht 
wurde,  ist  so  oft  und  so  eingehend  geschildert  worden  ^),  dass 
wir  von  einer  selbständigen  Darstellung  desselben  absehen  durften. 
Aber  in  Kürze  soll  wenigstens  daran  erinnert  werden,  dass  schon 
1436  wieder  neue  Diiferenzen  zwischen  den  Herzögen  Ludwig 
und  Heinrich  ausbrachen,  dass  dann  die  frevelvolle  That  des 
Herzogs  Ernst  gegen  die  Bernauerin  und  abermals  einige  Zeit 
später  der  unnatürliche  Kampf  des  jüngeren  Ludwig  gegen  den 
eigenen  Vater,  dass  endlich  nach  dem  Tode  dieser  beiden  Ingo!- 
städtischen  Herrn  der  Streit  um  ihre  Verlassenschaft  dem  kaiser- 
lichen Gericht  immer  erneute  Veranlassung  boten,  sich  mit  den 
bayerischen  Angelegenheiten  zu  beschäftigen.  Ehren  freilich 
erntete  das  Hofgericht,  so  oft  es.  auch  den  Versuch  machte, 
sich  Autorität  zu  erzwingen,  nicht;  die  Unmacht  desselben 
gegenüber  den  Fürsten  trat  immer  klarer  hervor  und  zeigte 
sich  namentlich  bei  dem  zuletzt  erwähnten  Streit  um  das  Ingol- 
Städter  Erbe:  denn  dass  Heinrich  von  Landshut  im  Jahre  1447 
das  Land  gewaltthätig  an  sich  riss  und  Albrecht  von  München 
seiner  Ansprüche  darauf  verlustig  ging,  geschah  gegen  den  Be- 
fehl des  Kaisers,  der  die  Sache  vor  sein  Gericht  gezogen  hatte, 
und  zwar  unmittelbar,  nachdem  derselbe  jeden,  der  es  wagen 
sollte,  den  bisherigen  Besitzstand  zu  verletzen,  mit  seiner  Un- 
gnade und  den  härtesten  Strafen  der  Reichsgesetze  bedroht  hatte ; 
die  endliche  Ordnung  der  ganzen  Angelegenheit^)  erfolgte  auch 


^)  Büchner  249  fgg.,  Freyberg  a.  a.  O.  409—480,  Aschbach 
in.  280—94,  Rockinger  Einleitung  §  56  und  die  das.  angeführten. 

*)  Vglch.  über  dieselbe  Krenner:  Landtags-Handhingen III. 240  — 
92,  IV.  127  —  40,  Freyberg  a.  a.  0.  510—17,  Buchner  VI.  317  %. 
Das  im  Text  erwähnte  Schreiben  Friedrichs  HI.  vom  Jahre  1447  hei 
Krenner  III.  277  und  der  Finalvertrag  von  1450  das.  I.  192. 


Digitized  by 


Google 


293    _ 

nicht  in  Folge  eines  Rechtspniches^  sondern  durch  einen  Ver- 
trag, welchen  Heinrichs  Nachfolger,  Ludwig  der  Reiche,  im 
Jahre  1450  mit  seinem  Gegner  abschloss. 

Waren  auch  in  andern  Territorien  des  Reichs  die  Fehden 
oDd  Kämpfe  nicht  so  langdanemd  und  verheerend  als  grade  in 
Bayern,  so  fehlte  es  doch  nirgend  an  Hader  und  Streitigkeiten, 
welche  zuletzt  durch  das  Hofgericht  entschieden  werden  mussten. 
In  der  Mark  Brandenburg  führte  zunächst  die  Ernennung  des 
Burggrafen  Friedrich  YI.  von  Nürnberg  zum  Landesverweser 
und  obersten  Hauptmann  zu  heftigen  Kämpfen  mit  dem  schloss 
gesessenen  Adel,  da  dieser  die  Seitens  des  Königs  getroffenen 
Yerfügungen  trotz  wiederholter  Mahnungen  nicht  anerkennen 
wollte.  Der  Burggraf  klagte  deshalb  gegen  die  Quitzows,  Rochdws, 
Bredows  und  andere  bei  dem  Hofgericht,  der  König  Hess  sie 
auch  zur  Verantwortung  vorladen,  aber  es  kam  nicht  zu  gericht- 
licher Verhandlung,  da  sich  der  widerstrebende  Adel  bewogen 
fand,  mit  dem  Landeshauptmann  einen  Vergleich  zu  schliessen, 
der  vorläufig  die  Ruhe  herstellte  ^).  Weniger  schnell  wurden 
die  zahlreichen  Differenzen  Friedrichs  mit  den  Herzögen  Otto 
und  Casimir  von  Pommern-Stettin  beigelegt  Auch  gegen  sie 
war  am  Hofgericht  geklagt  worden,  aber  sie  erschienen  zu  keinem 
der  drei  festgesetzten  Rechtstage  und  es  ward  deshalb  Aber  beide 
Herrn,  sowie  die  Städte  Stettin,  Garz  und  Strassburg  und  zahl- 
reiche Vasallen  in  der  Ukermark  die  Reichsacht  verkandet.  Au 
die  Könige  von  Polen  und  Dänemark,  viele  benachbarte  Fürsten 
und  an  mehrere  Städte  in  Sachsen  und  Preussen  erging  die 
Nachricht  von  dem  Geschehenen  und  der  Auftrag,  den  Mark- 
grafen gegen  die  Aechter  zu  unterstützen^.  Und  diesmal  blieb 
die  Acht  nicht  wirkungslos.  Waren  es  die  Waffenerfolge,  welche 
Friedrich  in  den  vorhergehenden  Jahren  errungen  hatte,  — 
war  es  die  Furcht  vor  ähnlichem  Schicksal,  wie  es  grade  jetzt 
den  geächteten  Oesterreicher  ereilte,  welche   die  Pommerschen 


>)  Ladebriefe  vom  ao.  October  1412  bei  Riedel:  Codex  dipl. 
Brandb.  H.  3.  203  und  I.  7.  140,  10.  137,  12.  239  und  384.  Zur  Sache 
selbst  Tglch.  Riedel:  Zehn  Jahre,  und:  Gesch.  des  preuss. Königsh. II. 
126  fgg. 

>)  Urkunden  vom  10.  Mai  1415  bei  Riedel:  c.  d.  B.  II,  3.233-35. 
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Herzöge  zum  Nachgeben  bestimmte:  es  kam  bald  (im  Juni  1415) 
eine  Waffenruhe  und  noch  in  demselben  Jahre  eine  für  den 
neuen  Kurfürsten  günstige  Einigung  zu  Stande,  nach  welcher 
sich  Friedrich  auch  verpflichtete,  die  gegen  die  Herzöge  und 
ihre  Anhänger  verkündete  Reichsacht  seinerseits  als  erloschen 
anzusehen  und  für  die  förmliche  Aufhebung  derselben  durch  das 
Hofgericht  Sorge  tragen  zu  wollen  ^).  In  späteren  Jahren  kam 
es  noch  wiederholt  zu  Kämpfen  zwischen  dem  Markgrafen  'iind 
den  Fommerschen  Herzögen,  aber  wir  hören  nicht  mehr  davon, 
dass  das  Hofgericht  zur  Beilegung  der  Streitigkeiten  in  Anspruch 
genommen  worden  wäre. 

Langwierige  Streitigkeiten  hatte  der  unerwartete  Tod  des 
Herzogs  Albrecht  III.  von  Sachsen  zur  Folge  ^).  Da  er  keine 
Kinder  hinterliess,  auch  von  seinem  verstorbenen  Bruder  Budolf  III. 
nur  eine  Tochter  vorhanden  war,  so  erlosch  die  askanische  Linie, 
welche  bisher  im  Besitz  des  Kurlandes  Sachsen-Wittenberg  ge- 
wesen, war,  überhaupt  und  es  stand  im  Ermessen  des  Königs, 
wem  er  Land  und  Kurwürde  übergeben  wolle.  An  zahlreichen 
Bewerbern  fehlte  es  nicht.  £s  gehörten  dazu  die  einflussreichsten 
Fürsten:  Ffalzgraf  Ludwig,  der  fUr  seinen  Sohn  Ruprecht  warb, 
—  Markgraf  Friedrich  von  Brandenburg,  der  die  Kur  seinem 
Sohne ,  Markgraf  Johannes ,  dem  Ehegatten  jener  Tochter  des 
verstorbenen  Herzogs  Rudolf,  zugewendet  wissen  wollte;  beid^ 
Fürsten  wurden  vom  König  mit  ihren  Anträgen  zurückgewiesen 
und  beruhigten  sich  bald.  Die  Herzöge  von  Braunschweig-LOne- 
burg,  welche  in  Erb  Verbrüderung  mit  den  Wittenbergern  ge- 
standen hatten,  erhoben  gar  keine  Ansprüche.  Es  blieben  also 
nur  Herzog  Erich  von  Sachsen-Lauenburg,  für  den  das  askanische 


1)  Riedel:  Gesch.  d.  preuss.  Königsh.  II.  109,  137  fgg.,  216,  284, 
299;  desselben:  Zehn  Jahre  383  fgg.,  390  fg.;  Droysen  I.  348. 

*)  Biene r:  de  ducatu  atque  electoratu  Saxonico  post  mortem 
Alberti  III.  in  Fridericum  Bellicosum  collato.  (Lips.  1793);  Müller: 
Reichs-Tags  Theatr.  unter  Friedrich  IV.  S.  447—73,  fünfte  Yorst.c  13; 
Hörn:  das  Leben  Friedrichs  des  Streitbaren,  5.  Abth.  141— 220;  Boet* 
tiger:  Gesch.  von  Sachsen  I.  310  fgg.;  Haeberlin:  Reichs-H.  Y. 
344,  G7,  93;  Droysen  L  453  fgg.;  Riedel:  Gesch.  H.  447  fgg.  Die 
Urkunden  bei  Hörn,  in  Sudendorf's  Registrum  und  bei  Müller 
a.  a.  0. 
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Btat  und  Wappen  ^pnicb,  und  Markgraf  Friedrich  der  Streit- 
bare von  Meissen,  der  ebenso  wenig  als  etwa  der  Pfalzgraf 
Rechtsansprflche  hatte,  den  aber  politische  BOcksichten  mancher- 
lei Art  dem  König  empfahlen:  Sigismund  rechnete  darauf,  dass 
dieser  Friedrich  ihm  im  Kampfe  gegen  die  Hussiten  kräftigeren 
Beistand  leisten  würde,  als  sonst  ein  anderer  Fürst  im  Reiche, 
nnd  dass  er  zugleich  der  aufstrebenden  Macht  der  HohenzoUern 
das  Gegengewicht  halten  sollte.  Diese  Bücksichten  entschieden. 
Schon  am  6.  Januar  1423  übertrug  der  König  Friedrich  dem 
Streitbaren  die  Kur  und  das  Herzogthum  Sachsen  mit  allen 
Ehren,  Würden  und  Freiheiten,  entsendete  den  Hofrichter  Johann 
von  Lupfen,  um  Land  und  Leute  dem  neuen  Herrn  zu  über- 
geben, und  forderte  letztere  insgesammt  zu  schleuniger  Huldi- 
gung auf;  die  feierliche  Belehnung  sollte  erfolgen,  sobald  Fried- 
rich persönlich  an  den  königlichen  Hof  kommen  würde  ^). 

Aber  ehe  es  dazu  kam,  machte  Herzog  Erich  von  Sachsen- 
Lauenburg  seine  Ansprüche  auf  das  Kurland  geltend  ^.  Er  ging 
zan&chst  nach  Ungarn  zu  Sigismund  und  bat  um  Belehnung, 
worauf  der  König  erwiderte,  er  habe  das  Land  als  ein  dem 
Reiche  verfallenes  Lehen  dem  Markgrafen  Friedrich  gegeben; 
sei  es  nicht  verfallen,  wie  Erich  stets  behauptete,  so  sei  auch 
die  Belehnung  nicht  gültig  und  könne  dem  etwa  nachzuweisenden 
Rebht  des  Lauenburgers  nicht  nachtheilig  sein:  dieses  Bccht 
aber  möge  Erich  vor  den  Kurfürsten  des  Beichs  nachweisen  '). 
Auf  einer  Versammlung  zu  Boppard  im  Mai  1423  klagte  nun 
Erich  den  Fürsten  seine  Noth :  wie  er  ohne  seine  Schuld  seines 
guten  Rechts,  Lande  und  Leute,  Schildes  und  Helms,  Ehren 
und  Würdigkeiten  beraubt  worden  sei,  und  bat  sie,  ihn  als  Ge- 
nossen, Bruder  und  Mitkurfdrsten  anzusehen.    Die  Antwort  war 


*)  Urkunden  bei  Hörn  Nr.  266,  67,  S.  866 fgg.,  Müller  II.448fgg. 

')  Eine  ausfOhrliche  Darlegung  aller  Schritte,  welche  der  Herzog 
onteniabm,  um  seinen  Ansprüchen  Aperkennung  zu  verschaffen,  findet 
sich  in  dem  unten  noch  zu  erw&hnendeh  Aufruf  der  Herzöge  Erich, 
Magnus,  Bernhard  und  Otto  von  Sachsen  vom  31.  März  1424:  Suden- 
dorf Heg.  m.  Nr.  61  S.  92 fgg.    Vglch.  dessen  B-L.  V.  S.LXXXfgg. 

')  Windeck  c.  104:  Also  schreib  es  koning  S.  an  die  kurfürstcn. 
Aach  nach  dem  Aufruf  (N.  2)  zieht  der  Herzog  vom  königlichen  Hof- 
lager sogleich  zu  den  KurfQrsten  nach  Boppard. 
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ausweichend;  könne  Erich,  erklärten  die  KnrfQrsten,  beweisen, 
dass  er  ein  Herzog  von  Sachsen  von  gleichem  Stamm  und  gleicher 
Geburt  sei,  als  die  ausgestorbenen  Herzöge  von  Sachsen-Witten- 
berg, so  sollte  ihm  zu  seinem  Rechte  verholfen  werden  ^).  Diesen 
Beweis  glaubte  Erich  leicht  erbringen  zu  können,  denn  er  hatte 
viele  alte  und  neue  Briefe  von  Fürsten,  Grafen,  Herrn  und 
Städten  erhalten,  dass  er  „mit  den  —  hem  Rodolve  und 
Albrechte  —  van  eynem  stamme,  van  encn  elderen,  van  enem 
binde  und  vlcsche,  van  euer  wapene,  lik  banre ,  heim  und 
Schilde"  ^.  Mit  diesen  Kundschaften  zog  der  Herzog  wieder 
an  den  Rhein ,  aber  er  fand  die  Kurfürsten  au  dem  ihm  zur 
Beweisführung  festgesetzten  Tage  nicht  vollzählig  versammelt 
und  es  verging  das  ganze  Jahr  1423,  ohne  dass  es  ihm  gelang, 
eine  Entscheidung  herbeizuführen.  Endlich  im  Januar  1424 
waren  die  Kurfürsten  alle  zu  Bingen  vereinigt.  Auch  Friedrich 
von  Meissen  war  erschienen  und  gebrauchte  trotz  des  Wider- 
spruchs des  Lauenburgers  Titel  und  Wappen  der  Kurfürsten  von 
Sachsen.  Lange  ward  nun  verhandelt  und  das  Ende  war  wenig 
tröstlich  für  den  Prätendenten.  Denn  die  Kurfürsten  wiesen 
die  Entscheidung  des  Streits  an  den  König  zurück;  vor  ihm, 
als  einem  Richter  und  Frager,  und  vor  den  Fürsten  als  Urthcilern 
solle  die  Sache  binnen  Jahresfrist  rechtlich  erledigt  werden; 
das  Gericht  solle  in  Nürnberg  oder  Frankfurt  gehalten  und 
mindestens  zwei  Monate  vorher  verkündigt  werden;  was  dann 
nach  beider  Theile  Antwort  und  Fürbringen,  Urkunden  und 
Gesetzen,  Rechten  und  Freiheiten  des  Reichs  erkannt  werde, 
dem  sollten  sich  beide  Parteien  unbedingt  unterwerfen;  erfolge 
der  Spruch  des  Königs  nicht  innerhalb  eines  Jahres,  so  wollten 
die  Kurfürsten  die  Sache  wieder  an  sich  ziehen  ').  Noch  weniger 
günstig  war  es  aber  für  Herzog  Erich,  dass  sein  Gegner,  un- 
mittelbar nachdem  er  erklärt  hatte,  sich  dem  Spruche. des  Königs 


^)  —  konde  he  bewisen,  dat  he  ein  hertoghe  to  Sassen  van  dem 
stamme  und  ghebord ,  als  herthoge  K  und  A.  —  gheboren  were ,  se 
wolden  en  tho  allem  rechten  steden,  und  de  bewysinghe  scheide  he  to 
Frankenvort  bringhen. 

*)  Solche  Zeugnisse  bei  Sudendorf  III.  88—92. 

■)  Urkunde  bei  Hörn  Nr.  286  und  wesentlich  übereinstimmend 
der  Aufruf  bei  Sudendorf  96,  97. 
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oder  der  Karfftrsten  unterwerfen  za  wollen,  von  leteteren  als 
MitkurfQrst  anerkannt  and  aufgenommen  wurde  ^),  was  die 
Stellung  seines  Mitbewerbers  wesentlich  erschwerte.  Dieser  ver- 
kannte auch  keineswegs  die  Schwierigkeit  der  Lage.  Kr  sandte 
nicht  nur  eine  Botschaft  an  den  König,  um  binnen  kurzer  Zeit 
einen  ihm  gfinstigen  Spruch  zu  erwirken,  sondern  er  vereinigte 
sich  auch  mit  den  Herzögen  Bernhard,  Magnus  und  Otto  zu 
einem  Manifest  an  alle  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten,  Gra- 
fen, Freie,  Ritter  und  Städte  im  Herzogthum  Sachsen  und  West- 
falen und  an  alle  insgesammt,  die  sächsisches  Recht  brauchen, 
nm  eine  Agitation  zu  seinen  Gunsten  hervorzurufen.  In  diesem 
interessanten  Aktenstflck  erinnern  die  Fürsten  daran,  dass  die 
Sache  nicht  sie  allein  angehe,  sondern  „alle  sassesche  tunghen** ; 
denn  die  drohende  Verletzung  der  Rechte  Erichs  sei  eine  Nie- 
derung und  Kränkung  der  Ehren  aller  im  Lande;  es  sei  un* 
erhört,  dass  ein  Fürst  seines  Erbes  und  Rechts  beraubt  werde 
ohne  Schuld,  und  so  würde  in  alle  Ewigkeit  geglaubt  werden, 
die  Sachsen  oder  ihre  Fürsten  hätten  dies  Unrecht  verdient, 
om  ihrer  Bosheit  willen;  um  der  eigenen  Ehre,  ihrer  Kinder 
und  Nachkommen  willen  sollten  sie  sich  also  der  Sache  an- 
nehmen und  dem  Herzog  helfen  zu  dem,  was  ihm  gebühre;  zu- 
nächst müssten  sie  an  den  König  und  die  Kurfürsten  schreiben 
nnd  bitten,  die  Rechte  Erichs  anzuerkennen,  dabei  aber  auch 
aussprechen,  dass  in  dieser  Angelegenheit  die  Ehre  des  ganzen 
sächsischen  Stammes  verpfändet  sei:  was  weiter  etwa  zu  ge- 
schehen habe,  würden  die  Herzöge  später  mittheilen;  zumSchluss 
werden  alle  Fürsten  und  Städte  ersucht,  für  die  weiteste  Ver- 
breitung dieses  Aufrufs  sorgen  zu  wollen,  damit  in  Zukunft  Nie- 
mand sagen  könne,  hätte  er  Kenntniss  von  der  Sache  gehabt, 
so  hätte  er  wohl  mit  seinem  Bebten  dazu  helfen  und  rathen 
wollen.  Ob  das  Manifest  Erfolg  hatte,  ob  wirklich  Seitens  der 
sächsischen  Herrn  und  Städte  etwas  zu  Gunsten  Erichs  am  Hofe 
Sigismunds  und  bei  den  Kurfürsten  geschehen  ist,  wissen  wir 
nicht,  jedenfalls  blieben  diese  etwaigen  Bemühungen  Dritter  ebenso 
resultatlos  als  die  persönliche  Thätigkeit  des  Prätendenten. 

>)  Die  Urkunden  bei  Hörn  Nr.  288  und  Müller  a.  a.  O.  451  fgg. 
Der  Aufruf  gedenkt  dieser  Anerkennung  Friedrichs  Seitens  der  Kur- 
ftUrsten  nicht. 
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Denn  anstatt  die  von  den  Kurfbrateo  bescUossene  Unter- 
sQchang  der  Streitsache  im  Hofgericbte  einzuleiten,  vollzog 
Sigismund  am  1.  August  1425  die  feierliche  Belehnung  Fried- 
richs  von  Meissen  und  bestätigte  ihm  alle  zur  Kor  und  zum 
Herzogtbum  Sachsen  gehörigen  Rechte  und  Freiheiten  ^) ;  über 
Erichs  Ansprüche  wollte  der  König  auf  einem  demnächst  ap- 
zusetzenden  Reichstage  entscheiden,  über  dessen  Zeitpunkt  seine 
Rftthe  sich  mit  den  Kurfürsteu  verständigen  sollten.  So  ver- 
ging das  ganze  Jahr  1425,  ohne  dass  eine  Entscheidung  ge- 
trofflBn  worden  wäre.  Immer  nene  Botschaften  sandten  die 
Lauenburger  Herzöge,  aber  Sigismund  verstand  es  sehr  wohl, 
ihrem  steten  Drängen  auszuweichen  und  erklärte  ziemlich  un- 
umwunden, dass  er  die  zu  Gunsten  Friedrichs  von  Meissen  ge- 
troffenen Massregeln  nicht  zurückzunehmen  gedenke.  Endlich 
bestimmte  der  König,  er  wolle  die  Sache  mit  den  Kurfürsten 
auf  dem  Nürnberger  Reichstage  im  Mai  1426  zur  Entscheidung 
bringen;  als  aber  die  Zeit  der  Versammlung  herangekommen 
war,  blieb  Sigismund  in  Ungarn  zurück  und  die  von  ihm  ab- 
gesandten Räthe  schützten  vor ,  keine  Vollmacht  iür  diese  An- 
gelegenheit erhalten  zu  haben.  Freilich  mahnten  nun  Herzog 
Erich  und  sein  Bruder  Magnus,  welche  persönlich  erschienen 
waren,  die  KuriÜrsten,  eingedenk  des  vor  zwei  Jahren  gegebenen 
Versprechens,  selbständig  ein  Urtheil  zwischen  den  streitenden 
Parteien  zu  fällen.  Allein  auch  dies  blieb  ohne  Erfolg;  die 
Kurfürsten  entschuldigten  sich  damit,  dass  der  Streit  vom  König 
nicht  an  sie  gewiesen  sei,  und  selbst  wenn  dies  geschehen  wäre, 
könnten  sie  doch  nur  in  die  Verhandlung  eintreten,  wenn 
sämmtliche  Wahlfürsten  vereinigt  seien,  was  zu  Nürnberg  aller- 
dings nicht  der  FaU  war.^}. 

So  schienen  die  Lauenburger  weder  bei  dem  König  noch 
bei  den  KuHÜrsten  Recht  finden  zu  können.  Sie  entschlossen 
sich  zu  einem  letzten  Mittel,  um  Sigismund  aus  seiner  zau- 
dernden Zurückhaltung  hervorzulocken,  und  dieses  Mittel  war 
leider  ein  sehr  unglückliches.     Es  ward  ein  Lehenbrief  Sigis- 


*)  Urkunden  bei  Hörn  Nr.  308,  9  S.  900  fgg.,  Müller  453  fgg. 
')  Eine  ausführliche  Darstellung  der  Verbandlungen  zu  Ofen,  Wien ' 
und  Nürnberg  bei  Müller  4ö4,  55  und  Häberlin  V.  408. fgg. 
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niQiids  im  Reiche  verbreitet,  in  welchem   der  König   öffentlich 
bekannte,  den  Herzog  Erich  im  Jahre  1414  nicht  nur  mit  der 
Herrschaft  Laaenburg,  sondern   auch  mit  dem  Lande   Sachsen, 
der  Pfalzgra&chaft  in  Sachsen  und  Westfalen,    Land  und  Stadt 
liflneburg  n.  s.  w.  feierlich  au   Frankfurt   belehnt  zu  haben  ^}. 
Diese  Urkunde  war  gefälscht  und  der  Betrug  leicht  aufzudecken. 
Der  König  zögerte  auch  nicht  lange,  dies  öffentlich   zu  verkün- 
den.   In  einem  offenen  Briefe^  vom  14.  August    1426  gab  er 
eine  umstfindliohe  Schilderung  aller  vom  Herzog   Erich    bisher 
versuchten  Schritte,  in  den   Besitz   des  Kurlandes  zu  gelangen« 
Die  in  Frankfurt  angeblich  stattgehabte  Belehnung  mit  Ländern, 
die  sich  damals  noch  im  ungestörten  Lehensbesitz  anderer  Für« 
sten  befunden  hätten,  anlangend,   so  beruft  sich  Sigismund   auf 
das  Zeugniss  vieler  noch  jeszt  lebenden  Kurfürsten  und  anderer 
Zeugen,  dass  er  Herzog  Erich  nichts  als  das  Land   Lauenburg 
geliehen  habe.    Die  vom  letzteren  vorgelegte  Urkunde  sei   auf 
dem  Nürnberger  Reichstage  von  1422  ohne  Wissen   des  Königs 
darch  den  damaligen  Kanzler,   Bischof  Georg  von  Passau,   aus- 
gefertigt worden,  welcher  dazu  durch    den   edlen   Konrad   von 
Weinsperg,  den  Schwiegervater   Erichs,  veranlasst  worden    sei; 
der  Kanzler  habe,    wie   zwei   kgl.    Protonotarien    und  der  kgK 
Registrator  bekundet  hätten,  die   von   Anfang   an   unächte   Ur- 
kande  auch  noch  mit  einem  falschen  Datum  versehen  und  dann 
zum  Jahre  1414  in  die  Reichsregister  eintragen  lassen.     Alles 
dies  bezeugte  Sigismund  bei  seinen  königlichen  Treuen  und  liess 
auch  noch  eine  Kundschaft  des   Protonotars  Michael  von  Priest 
über  den  ganzen  Hergang  im  Reiche  bekannt  werden. 

Dennoch  gab  Herzog  Erich  nicht  die  Hoffnung  auf,  seine 
Ansprüche  durchzusetzen.  Zunächst  wandte  er  sich  an  den 
Papst  Martin  Y. ,  um  von  der  päpstlichen  Curie  das  Recht  zu 
erlangen,  das  man  ihm  am  Hofe  des  Königs  verweigere.  Sigis- 
mund nahm  indessen  die  in  Folge  jenes  Gesuchs  erfolgende  In- 
tervention des  Papstes  sehr  unwillig  auf  und  entschloss  sich 
erst  nach  dem   Tode   des    Kurftlrsten    Friedrich    von    Sachsen 


>)  Urkunde  von  St.  Lucientag  U14  bei  Müller  452,  3,  Hörn 
Nr.  324,  und  an  andern  Orten. 

>)  Bei  Müller  455--Ö8,  Hörn  Nr.  324  S.  920,  Riedel  H.  3.  465. 
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(Januar  1428)  zu  einer  Prüfung  der  Anliegen  des  Herzogs  Erich. 
Im  März  1428  richtete  der  König  an  denselben  ein  Schreiben, 
in  welchem  er  vorgeladen  wurde,  am  Hofe  zu  erscheinen  und 
alle  Briefe,  Kundschaften,  Zeugen  und  Beweismittel  überhaupt, 
durch  welche  sein  Recht  auf  das  Herzogthum  Sachsen  und  die 
Kur  begründet  werden  könne,  mit  sich  zu  bringen,  „wann  wir 
die  Sache  alsdann  mit  rat  unser  und  des  reichs  karfursten  and 
fursten  mit  recht  zu  entscheiden  und  dem  nachzugeen  meinen, 
als  billich  sein  wirdet"  ^).  lieber  die  Verhandinngen,  welche  in 
Folge  dessen  stattgefunden  haben  mögen,  ist  wenig  bekannt, 
für  Erich  hatten  sie  jedenfalls  nicht  das  erwünschte  Resultat. 
Denn  im  Mai  1428  belehnte  der  König  die  hinterbliebenen 
Söhne  Friedrichs  des  Streitbaren  mit  allen  dessen  Landen  und 
Besitzungen  ^) ;  Kur  und  £rzmarschallamt  sollten  auf  den  ältesten 
Sohn,  Friedrich  den  Sanftmttthigen,  übergehen.  Im  Juli  dessel- 
ben Jahres  richtet  dann  Papst  Martin  V.  ein  Schreiben  an 
Sigismund,  in  welchem  er  ihn  dringend  ersucht,  den  Streit  des 
Herzogs  £rich  mit  den  Meissnern  doch  endlich  zu  Ende  zo 
bringen.  Wiederholt  hätten,  sagt  der  Papst,  die  Gesandten  des 
Herzogs  in  öffentlichen  Consistorieo.  vor  ihm  geklagt,  dass  dieser 
Prozess  ungebührlich  in  die  Länge  gezogen  werde  and  dem 
Kläger  unverhältnissmässige  Kosten  verursache,  und  demgemäss 
beantragt,  es  solle  Seitens  des  päpstlichen  Stuhls  eine  Commis- 
sion  -zur  Prüfung  und  ^Entscheidung  der  Sache  niedei^esetzt 
werden.  Aus  Rücksicht  für  den  Kaiser  habe  er  dieses  Ver- 
langen zwar  stets  zurückgewiesen,    er  halte  sich  jedoch  ((kr  ver- 


^)  Der  Herzog  soll  erscheinen:  am  sechczigsteh  tage,  nachdem  dir 
diser  unser  ladebrieff  geaotwort  wirt,  in  unserm  kuniglichen  hofe,  wo 
wir  dann  zu  derselben  czeit  mitsampt  unsern  und  des  richs  kurfursien 
zu  deutschen  landen  sein  werden.  Herzog  Heinrich  von  Braunschwetg 
wurde  beauftragt,  die  Citation  dem  Geladenen  sofort  zu  insinuiren,  und 
meldet  unterm  21.  Juni  dem  König,  der  Auftrag  sei  ihm  während  sei- 
nes Aufenthalts  in  Hessen  zugekommen;  er  sei  sofort  ca  Herzog  Erich 
nach  Lüneburg  geritten  und  habe  diesem  den  Ladebrief  auf  dem  Rath- 
hause  der  Stadt  in  Gegenwart  zahlreicher  glaubwürdigen  Zeugen  über- 
reicht.   Sudendorf  reg.  HI.  121—  23.     - 

')  Donnerstag  vor  Pfingsten  1428:  Urkunde  bei  Müller  a.  a.  0* 
468-60. 
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t,  daran  zu  erinnern,  dass  nun  der  Prozess,  der  viel 
Iftnger  hinausgezogen  sei,  als  die  Schwierigkeit  der  Sache  noth- 
wendig  zn  machen  scheine,  endlich  dem  Rechte  gemäss  entschie- 
den werde  ^).  Aber  es  kam  nicht  zum  rechtlichen  Austrag, 
denn  im  Februar  1429  stellte  Herzog  Erich  eine  Vollmacht  für 
zwei  seiner  R&the  aus,  um  in  Pressburg  mit  dem  König  und 
dem  jungen  Friedrich  von  Sachsen  ttber  ihre  Streitigkeiten  gOt- 
lieh  zn  verhandeln^),  und  wie  wenig  Sigismund  daran  dachte, 
dem  Kläger  gerecht  zn  werden,  zeigen  mehrere  Urkunden  aus 
demselben  Jahre,  in  welchen  er  das  Recht  Friedrichs  des  Sanft- 
müthigen  auf  das  Herzogthum  und  die  Kur  als  ganz  unstreitig 
ansieht  und  bezeichnet^). 

In  dem  Ladebriefe  an  Herzog  Erich  vom  März  1428  hatte 
Sigismund  bestimmt  zugesagt,  denselben  klaglos  zu  stellen :  wann 
wir  des  von  kuniglicher  wirdikeit  nyemand  versagen  sollen,  wer 
ans  dorumb  anrufend  ist.  In  der  That  war  auch  eine  Rechts- 
verweigerung niemals  bestimmt  ausgesprochen  worden,  allein  das 
Verhalten    des  Königs   seit  nun  fast   zehn  Jahren  schloss  eine 


*)  ändendorf  123,  4.  Propterea  magnitndinem  tnam  rogamus  — , 
qnatiDos  placeat  dare  ordinem,  ut  hec  causa,  snblatis  snpervacais  dila- 
tionibns,  iuxta  iuris  dispositionem  terminetnr. 

*)  Sndendorf  124,  5.  —  mit  ganczer  voller  macht  in  der  gut- 
lickeyt  vor  —  des  konigs  gnaden  zu  teydiogen  und  geben  ine  des 
aach  macht  mit  Urkunde  diszes  brieffs,  was  sie  also  von  der  obgenanten 
knre,  des  erczmarschalkamptes  und  landes  zu  Sachssen  mit  —  des  ko- 
nigs gnaden  uffiiemen,  enden  und  beschliessen  getn  dem  obgenanten 
von  Meyssen,  das  wir  das  alles  stet  halten,  tun  und  vollenfuren  sollen 
und  wollen  gleycherweyse  und  in  aller  der  masse,  als  weren  wir  gegen- 
wertig und  tetden  das  selber. 

')  In  der  einen  Urkunde  erklärt  Sigismund  als  König  von  Böhmen 
and  Kurfürst,  dass  er  Friedrich  als  Mitkurfürsten  anerkenne.  Die  an- 
dere ist  an  die  Erzbischöfe  von  Köln  und  Trier  gerichtet,  welche  dem 
Belehnten  das  Recht  zum  Herzogthum  und  zur  Kur  bestritten,  während 
der  Mainzer  Erzbischof,  der  Pfalzgraf  und  der  Markgraf  von  Bran- 
denbarg denselben  in  seiner  neuen  WOrde  anerkannt  hatten.  Der 
König  ermahnt  beide  geistliche  Fürsten  ein  Gleiches  zu  thun,  denn 
Niemand  habe  gegen  die  Belehnung  Friedrichs  Widerspruch  erhoben, 
als  Herzog  Erich,  der,  wie  ihnen  bekannt  sei,  seine  Ansprüche  auf  das 
Kurland  durch  gefälschte  Urkunden  zu  begründen  versucht  habe. 
Müller  a.  a.  0.  460-62. 
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solche  doch  in  Wahrheit  in  sich.  So  sah  anch  das  Conciiimn 
ZQ  Basel  die  Sache  an,  als  sich  Erich  beschwerend  an  dasselbe 
wandte,  und  die  Hfllfe  des  geistlichen  Gerichts  gegen  die  Nach- 
lässigkeit des  weltlichen  in  Anspmch  nahm.  Did  Kirchenver- 
sammlung  ersuchte  den  Kaiser  zunächst,  in  Basel  selbst  einen 
Gerichtstag  zur  Entscheidung  anzusetzen,  begnügte  sich  aber, 
als  Sigismund  diese  Bitte  verstimmt  zurttckwies,  nicht  mit  sol- 
chen Schritten,  sondern  setzte  eine  Commission  nieder,  welche 
die  Klagen  untersuchen  nnd  definitiv  entscheiden  sollte  ^).  Aller- 
dings protestirte  der  Kaiser  sowohl  als  Kurftlrst  Friedrich  von 
Sachsen  gegen  diese  Einmischung  des  Goncils  in  weltliche  An- 
gelegenheiten^); da  aber  der  Widerspruch  beider  unberfleksich- 
tigt  blieb,  entschloss  sich  Sigismund  doch,  den  Beschwerden 
Erichs  endlich  abzuhelfen.  Anfang  October  1434  ergingen  die 
Vorladungen  an  beide  streitenden  Fürsten,  am  nächsten  Sanct 
Georgentag  vor  dem  König  und  den  Kurfürsten  in  Frankfort 
oder  wo  der  königliche  Hof  sonst  in  deutschen  Landen  sein 
werde,  selbst  zu  erscheinen  oder  Machtboten  zu  entsenden,  aus- 
gerüstet mit  allen  Briefen,  Privilegien  und  Urkunden,  die  zor 
Unterstützung  ihrer  Ansprüche  dienen  könnten'}.  Das  Gon- 
cilium  wurde  von  dem  Vorhaben  Sigismunds,  den  Streit  nun- 
mehr zu  Ende  zu  führen,  in  Kenntniss  gesetzt  nnd  aufgefordert, 
mit  Rücksicht  darauf  den  Kläger  von    dem    geistlichen    Gericht 


^)  Ueber  die  vom  Goncilinm  angeordneten  Massregeln  vgl.  Müller 
462  fgg.,  Häberlin  V.  611  fgg.,  Aschbach  IV.  165  fgg. 

*)  Die  Uiicunden  bei  Müller  463'-66,  68,  Martene:  colL  am^. 
VIII.  74Ö  fgg. 

<)  Urkunde  bei  Müll  e r  466  fg.  Der  König  erkennt  in  der  Ladung 
an,  dass  er  sich  durch  die  Schritte  des  Gonciliums  su  der  Wieder- 
aufnahme der  Verhandlungen  bewogen  finde;  er  könne  eine  Einmisehang 
des  geistlichen  Gerichts  in  diese  Sache  nicht  dulden:  wann  da  unser 
und  des  reiches  kuriürst  und  er  unser  fürst  seit  nnd  das  land  xu 
Sachsen  mit  dem  erzmarschallamt  und  der  chur  on  mittel  von  uns  und 
dem  heiligen  reich  zu  leben  gehet  und  wir  solcher  Sachen  ah  ein  r5- 
roischer  keyser  rechter  richter  seyn  und  die  sache  richten  sollen  und 
wollen  und  uns  nicht  füget,  solche  klag  von  euch  beyden  teilen  lenger 
zu  leiden,  darum  —  setzen  wir  dir  zu  einem  endlichen  rechtstage,  den 
man  nennet  peremptorium  terminum . 
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zarflckztaweisen^);  aber  das  Misstranen  in  das  königliche  Oericht 
war  bereits  so  gestiegen,  dass  die  versammelten  Väter  nur  be- 
schlössen,  die  Sache  noch  auf  sechs  Monate  zu  vertagen;  wäre 
dann  die  Sache  durch  den  Kaiser  nicht  erledigt,  so  sollte  sie 
imwiderruf  lieh  durch  die  Commission  der  Versammlung  zu  Rech- 
ten entschieden  werden.  Und  wie  sehr  dieser  Mangel  an  Ver- 
trauen gerechtfertigt  war,  zeigte  sofort  wieder  der  weitere  Ver- 
lauf des  Rechtsstreites.  Denn  als  die  Zeit  gekommen  war,  dass 
Sigismund  in  Frankfurt  Gericht  halten  sollte,  befand  er  sich 
noch  in  Ungarn  und  war  auch  mit  viel  anderen  Dingen  zu  sehr 
beladen,  als  dass  er  hätte  die  Reise  in  das  Reich  antreten 
können.  Deshalb  wurde  £rzbischof  Dietrich  von  Köln  beauf- 
tragt, dem  Gericht  an  Stelle  des  Königs  vorzusitzen  und  die  Ver- 
handlungen so  zu  fördern,  dass  darauf  sofort  zum  Ausspruch  des 
Endnrtheils  geschritten  werden  könne  ^).  Der  Gerichtstag  ward 
auch  abgehalten,  aber  der  Rechtsstreit  um  keinen  Schritt  geför- 
dert, denn  der  Erzbischof  meldete  dem  König,  „dass  unser  und 
des  reichs  kurfUrsten  doselbst  etwas  haben  erzelen  und  lauten 
lassen,  damit  die  Parteien  in  der  Hauptsache  nicht  verhört  noch 
den    Sachen   nachgegangen   worden    sei'*.      Sigismund    erklärte 


^)  Malier  467  und  wegen  der  weiteren  Beschlflsse  der  Kirchen- 
Tenammlnng  469. 

*)  Das  Ck)mmi88oriale  und  eine  Benachrichtigung  davon  an  den  Kur- 
försten  von  Sachsen  bei  Malier  470,  1.  In  dem  ersteren  heisst  es: 
—  geben  dir  volle  macht  und  ganze  gewalt  —  bei  solchen  treuen  nnd 
pflichtnngen,  die  du  uns  und  dem  reich  schuldig  bist,  dass  du  an  unser 
statt  und  In  nnserm  namen  als  unser  commissarius  und  richter  —  in 
eigner  person  —  zu  solchem  beraumten  tagk  —  kommest  und  in  un- 
serm  namen  daselbst  mit  andern  unsem  churfOrsten  nnd  fürsten,  die 
wir  dübln  auch  verpoten  haben,  zu  recht  sitzest  —  und  das  gericht  be- 
setzest, nachdem  das  billich  recht  und  gewonheit  ist  nnd  beyde  theile 
und  ihre  briefe,  urkund  und  privilegia,  recht,  förbringiing  und  rede  mit 
Um  verhörest  gnOglich  und  genzlich  nnd  —  alles  volbrengest  —  bis  zu 
beschliessnnge  der  sachen  und  uns  dann  unter  deinem  insigel  verschri- 
ben  schickest  alle  spräche  und  antwort,  rede  nnd  Widerrede,  kund- 
achaft,  brief  und  privilegia  und  was  von  iglicher  partey  in  gericht  erzelt, 
fiiri)racht  oder  beygeleget  wird,  uf  das  wir  mit  rate  —  unser  und  des 
reichs  chnrfürsten,  forsten,  und  getreuen,  geistlichen  nnd  werntlichen 
endlich  ausspmch,  urtel  und  recht  in  der  Sachen  gesprechen  mögen. 
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darauf  zwar,  dieser  klägliche  Ausgang  sei  ihm  nicht  lieb  und 
nicht  durch  seine  Schuld  veranlasst,  aber  man  darf  billig  an 
der  Wahrheit  dieser  Versicherung  zweifeln.  Denn  nun  vergehen 
wiederum  vierzehn  Wochen,  ehe  irgend  etwas  in  der  Sache  ge- 
schieht, und  als  endlich  ein  neuer  Rechtstag  angesetzt  werden 
muss  ^),  rückt  ihn  der  König  auf  sechs  Monate,  bis  zum  2.  Febr. 
1436,  hinaus.  Aber  ehe  es  zur  Verhandlung  kam,  machte  der 
Tod  des  Klägers  dem  Prozesse  ein  Ende.  Herzog  Erich  starb 
noch  im  Jahre  1435  und  befreite  so  den  König  von  der  Sorge, 
endlich  einmal  ernstlich  seines  Amtes  als  oberster  Richter  war- 
ten zu  müssen.  Der  Prozess  hatte  grosse  Summen  gekostet 
und  Erichs  Nachfolger,  Bernhard,  fand  das  Land  so  überschul- 
det und  die  fürstliche  Kammer  aller  Mittel  so  sehr  entblösst, 
dass  er  darauf  verzichten  musste,  die  Ansprüche  seines  Hauses 
weiter  zu  verfolgen.  Mehr  als  dreissig  Jahre  später  versuchte 
Herzog  Johann  IV.  dieselben  noch  einmal  geltend  zu  machen, 
vermochte  aber  ebenso  wenig  als  seine  Vorfahren  ein  günstiges 
Resultat  zu  erreichen  ^). 

Noch  ehe  der  Prozess  mit  den  Lauenburgern  beendet  war, 
sahen  sich  die  Kurfürsten  von  Sachsen  in  einen  andern  Rechts- 
streit verwickelt,  der  ebenfalls  viele  Jahre  hindurch  währte.  Als 
im  Jahre  1426  Burggraf  Heinrich  H.  von  Meissen  in  einem 
Kampfe  gegen  die  Hussiten  gefallen  und  mit  ihm  der  mein- 
herische  Stamm  erloschen  war,  nahm  Kurfürst  Friedrich  von 
Sachsen,  als  Landesherr,  die  Burggrafschaft  in  Besitz  nnd  liess 
sich  sofort  Huldigung  leisten,  wogegen  König  Sigismund  das 
Burggrafenthum  als  ein  erledigtes  Reichslehen  ansah  und  damit 
den  bisherigen  Reichshofrichter  Heinrich  von  Plauen  belehnte  ^). 


»)  Der  Ladebrief  hei  Müller  472.  Landgraf  Friedrich  von  Thü- 
ringen wurde  beauftragt,  die  Citation  dem  Kurfürsten  von  Sachsen  per- 
sönlich zu  überreichen  und  an  den  Hof  zu  berichten,  an  welchem  Tage 
und  Orte  dies  geschehen  sei. 

*)  lieber  die  auf  den  Reichstagen  zu  Regensburg  und  Nürnberg  im 
Jahre  1471  gepflogenen  Verhandlungen  vgl.  Müller  473  und  523—25, 
Häberlin  VL  689  fgg. 

*)  Die  Belehnnngsurkunde  vom  21.  Juli  1426  am  Besten  bei 
Märcker:  Das  Burggrafthum  Meissen  (Leipzig,  1842)  S.  544,5.  Der  Kur- 
fürst erhielt  den  Befehl,  Heinrich  in  den  Besitz  einzuweisen :  Hern 
Urkundenbuch  Nr.  323  S.  919. 
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Wegen  einzelner  Gerechtsame  und  Besitzthttmer  kam  es  sofort 
za  Streitigkeiten  zwischen  dem  neuen  Burggrafen  und  Friedrieh 
dem  Streitbaren,  die  anfänglich  zwar  durch  einen  Vertrag  aus- 
geglichen wurden,  aber  nach  dem  Tode  Friedrichs  und  Burggraf 
Heinrichs  I.  (1428  und  29)  aufs  Neue  ausbrachen.  Lange 
wurde  darüber  verhandelt:  erst  vor  Schiedsrichtern,  dann  am 
Hofe  Sigismunds,  später  wieder  vor  gewählten  Richtern ,  auch 
am  westfälischen  Fehmgericht,  bis  endlich  König  Albrecht  IL 
die  Sache  im  Jahre  1439  wieder  vor  des  Reiches  Hofgericht 
zog  und  zum  endlichen  Austrage  brachte  ^).  Es  würde  von 
Interesse  sein,  auch  diesen  Prozess  in  seinen  Einzelheiten  zu 
verfolgen,  was  aber  erst  dann  wird  geschehen  können,  wenn  die 
bisher  zum  grössten  Theile  noch  ungedruckten  Urkunden  und 
Aktenstücke  publicirt  sein  werden  ^). 

Auch  in  Mecklenburg  entstand  im  Jahre  1436  ein  Erb- 
streit. Kurfürst  Friedrich  I.  von  Brandenburg  hatte  im  Jahre 
1415  die  alte  Lehnsherrlichkeit  der  Brandenburgischen  Mark- 
grafen über  die  Herrn  von  Wenden  und  Werle  wieder  geltend 
gemacht  und  die  Huldigung  der  damals  lebenden  Fürsten 
Balthasar,  Wilhelm  und  Christoph  entgegengenommen  ').  Schon 
damals  erhoben  die  Herzöge  von  Mecklenburg- Schwerin  und 
-Stargard  Widerspruch  gegen  diese  Erneuerung  der  seit  Karl  IV. 
in  Vei^essenheit  gerathenen  Lehnsverbindung  und  schlössen 
später  mit  den  Herrn  von  Werle  einen  Erbvertrag,  auf  Grund 
dessen  sie  nach  dem  Tode  des  Fürsten  Wilhelm  das  Land  in 
Besitz  nahmen,  während  Markgraf  Friedrich  dasselbe  als  heim- 
gefallenes  Lehen  beanspruchte.  Der  König  schloss  sich  dieser 
Ansicht  an  und  befahl  unter  dem  6.  November  1436  den  Ständen 
der  Lande  zu  Wenden,  dem  Kurfürsten  Huldigung  zu  leisten^); 


*)  Aber  nicht  im  Wege  Rechtens,  sondern  in  Freundschaft  und 
Minne,  „wann  das  recht  zu  lang  gewesen  were  usczurichten  xmd  uns 
die  minne  vil  frnntlicher  und  beqwemer  vor  uns  und  beide  teil  bedacht 
hatt."    ürkde  vom  4.  Mai  1439  bei  Märcker  Nr.  143  S.  554  fgg. 

*)  Die  ausführlichste  Darstellung  der  Prozesse,  Kämpfe  und  Fehden 
von  1426—39  giebt,  auf  Grund  der  im  Dresdener  Archiv  befindlichen 
Urkunden,  Märcker  a.  a.  0.  321—57. 

»)  Riedel:  cod.  dipl.  Brand.  H.  3.  S.  239. 

*)  Riedel  a.  a.  0.  IL  4.  148  fgg.:  „Und  darum,  ist  dem  also, 
so  heissen  nnd  gebieten  wir  euch'*  etc. 

Franklin,  Reiehshofgericht.    L  20 
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eine  Prüfung  der  Ansprache  der  Gegner  hatte  anch  in  diesem 
Falle  nicht  stattgefunden,  aber  der  Befehl  des  Königs  lautete 
auch  nur  bedingt:  die  Huldigung  solle  geschehen,  wenn  nach- 
gewiesen werden  könne,  dass  das  Land  wirklich  ein  an  den 
Markgrafen  heimgefollenes  Lehen  sei.  Da  die  Stände  dem  Auf- 
trage Sigismunds  nicht  gehorchten,  beantragte  Kurfürst  Friedrich 
gegen  dieselben  die  Einleitung  des  Prozesses  beim  Hofgericht 
und  erlangte  wenigstens  soviel,  dass  den  Herzögen  von  Mecklen- 
burg untersagt  wnrde,  sich  bis  zum  Austrag  der  Sache  des 
streitigen  Landes  zu  unterwinden  ^).  Die  Verhandlung  in  der 
Hauptsache  sollte  schon  am  10.  Mai  1437  stattfinden,  wurde 
aber  bis  zum  18.  Juli  vertagt.  Als  dann  die  Gerich tssitznng 
stattfand  und  der  Markgraf  den  Lehnbrief  vom  21.  October 
1415  zur  Begründung  seiner  Bechte  vorlegte,  wendeten  die 
Stände  ein:  die  Lehnsverbindung  sei  ohne  der  Prälaten,  Bitter- 
schaft, Mannen  und  Städte  Rath  und  Wissen  eingegangen  wor- 
den, nnd  sie  wflssten  nicht  anders,  als  das»  in  mecklenburgischen 
Landen  „ein  Land  versterbe  auf  die  andere  Herrschaft,  die 
nach  Gottes  Schickung  lebendig  bleibe''^.  Nach  Baih  der 
Fürsten  und  Herrn,  die  im  Gerichte  sassen,  beschloss  der  König 
hierauf,  die  Sache  diesmal  nicht  zu  entscheiden;  er  ertheilte 
aber  dem  Markgrafen  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Lehnbriefes 
von  1415,  die  in  allen  Gerichten  für  ebenso  glaubhaft  erachtet 
werden  solle,  als  die  Haupturkunde  selbst,  und  versprach  zu- 
gleich die  Anberaumung  eines  neuen  Bechtstages  ').  Wahrschein- 
lich war  es  der  einflussreiche  Kanzler  des  Königs,  Kaspar  Schligk, 
welcher  die  Verzögerung  des  Rechtspruchs  veranlasst  hatte,  denn 
Sigismund  behielt  sich  vor,  auch  die  Rechte  des  Reichs 
an  dem  erledigten  Fürstenthum  geltend  zu  machen,  nnd  über- 
trug eben  diese  Rechte  im  November  1437  an  seinen  Kanzler 
und  dessen  Gemahlin,   die  Herzogin   Anna  von   Schlesien  -  Gels, 


')  Urkde  vom  21.  Febr.  1437  a.  a.  0.  132:  Wir  gebieten  euch  aoeh 
ernstlich  und  vestiglichen  — ,  das  ir  euch  derselben  land  zu  Wenden 
nit  weyter  annemet  oder  unterziehet,  so  lang  bis  mit  recht  vor  ans 
austragen  und  erkant  wirdet,  wem  sy  —  rechtlich  zugehoren. 

•)  So  in  der  S.  307  N.  2  erwähnten  Urkde.  Vgl.Droy8enI.604  fgg., 
Lancizolle  II.  625. 

•;  Urkde  vom  18.  Juli  1437;  Riedel  II.  4.  153  fgg. 
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mit  der  Befagniss,  dieselben  auch  weiter  za  yeränssern  ^).  Za 
dem  von  Sigismund  verheissenen  neuen  Rechtstage  ist  es  übrigens 
nie  gekommen;  am  25.  November  1437  richteten  die  Stände 
des  Landes  zu  Wenden  an  den  König  das  Bittgesuch,  sie  bei 
den  Herzögen  zu  Mecklenburg  als  ihren  rechtmässigen  Herrn 
zu  belassen  *),  —  am  9.  December  verschied  Sigismund ,  ohne 
den  Rechtsstreit  entschieden  zu  haben,  der  indess  nicht  lange 
darauf  durch  Verhandlungen  zwischen  den  Mecklenburgern  nnd 
den  Markgrafen  von  Brandenburg  beigelegt  wurde  *). 

Wie  die  Ftlrsten  des  Reichs  unter  einander  in  fast  unaus- 
gesetztem Streit  und  Kampf  lebten ,  so  fehlte  es  anch  nicht  an 
zahlreichen  Differenzen  zwischen  ihnen  und  der  Ritterschaft 
and  den  Städten.  Bemerkenswerth  ist  anter  den  ersteren 
namentlich  der  Streit  des  Landgrafen  Ludwig  I.  des  Friedsamen 
von  Hessen  mit  den  Ganerben  des  Busecker  Thaies,  weil  bei 
demselben  der  König  selbst  als  Partei  aufzutreten  genöthigt 
war*).  Im  Jahre  1398  hatte  König  Wenzeslans  die  Ganerben 
an  den  Landgrafen  Hermann  von  Hessen  gewiesen  und  ihnen 
pceboten,  demselben  a)s  ihrem  rechten  Erbherrn  zu  huldigen, 
noch  in  demselben  Jahr  aber  diesen  Befehl,  den  er  nur  in 
Folge  unrichtiger  Unterweisung  erlassen  habe^  widerrufen  nnd 
die  Ganerben  beauftragt,  sich  nur  an  Kaiser  und  Reich  zu 
halten  und  keinem  andern  sonst  zu  baldigen  oder  zu  schwören; 
dieser  Widerruf  und  Befehl  war  von  Sigismund  im  Jahre 
1414  bestätigt  und  erneuert  worden*).  Dennoch  gaben  die 
Landgrafen    von    Hessen    ihre  Ansprüche   nicht  auf  und  Sigis- 

>)  ürkde  vom  6.  Novbr.:  a.  a.  0.  158-60. 

«)  Riedel  a.  a.  0.  161—63. 

*)  Auf  die  Differenzen  mit  Mecklenburg  beziehen  sich  zahlreiche 
Urknnden  bei  Riedel;  für  die  oben  erwähnte  Streitsache  vglch.  nament- 
lich n.  4.  Nr.  1631,  33—37  S.  256  fgg. 

*)  Hauptquelle  ist  das  im  Jahre  1418  gefällte  Urtheil  bei  Lünig: 
R-A.  pars  spec.  cont.  IH.  Abs.  3  S.  165  fgg.,  bei  Ester:  origines  iur. 
pttblici  Hassiaci  (Frkfrt  1752)  S.  322  und  in  dem  Memoriale  an  die 
Reichsversammlung  zu  Regensburg  in  Sachen  der  Eingessenen 
des  Basecker  Thals  wider  den  Landgrafen  Ludwig  von  Hessen  (Giessen 
1707)  Beil.  G.3S.99fgg.  Vglch.EstorS.  316,  Memoriale  S.  113fgg., 
Wenck  m.  356  fgg.,  Romroel  H.  170,  92. 

•;  Alle  drei  Urkunden  (inserirt  in  das  eben  erwähnte  Urtheil)  bei 
Lünig  165,  66. 
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mund  sah  sich  deshalb  veranlasst,  Ober  dieselben  im  Wege 
Rechtens  erkennen  zu  lassen»  Zu  Johannis  1417  ward  zu  Cost- 
nitz  ein  Gericht  niedergesetzt,  an  welchem  Friedrich  von  Branden- 
burg, Bernhard  von  Baden,  Herzog  Heinrich  von  Bayern,  zwei 
Bischöfe  und  drei  Grafen  als  Urlheiler,  Graf  Ludwig  von  Oettingen 
aber  an  Stelle  des  Königs  als  Richter  theilnahmen.  Sigismand 
hatte  den  Grafen  Günther  von  Schwarzburg,  königlichen  Hof- 
richtcr,  abgeordnet,  um  „sein  und  des  Reiches  Recht  zu  fordern" 
gegen  Ludwig  von  Hessen.  Nachdem  die  vorher  genannten  drei 
Urkunden  verlesen  worden,  setzte  Graf  Günther  durch  seinen 
Fürsprecher  den  Thatbestand  auseinander  und  behauptete  die 
Ungültigkeit  der  ersten  von  König  Wenzel  getroffenen  Dis- 
position, denn  es  sei  „gemein  Recht,  dass  ein  römischer  König 
oder  Kaiser  des  Reichs  Erbe  nicht  hingeben  oder  verschreiben 
mag  in  Erbes  Weise  ohne  Willen  und  Verhängniss  der  Kur- 
fürsten/' König  Sigismnnd  habe  nun  auch  wiederholt  den  jungen 
Landgrafen  Ludwig  aufgefordert,  die  Ganerben  nicht  ferner 
zu  beschweren,  worauf  dieser  sich  bereit  erklärt,  dem  Könige 
zu  Recht  stehen  zu  wollen,  sobald  er  seine  Lehen  empfangen 
habe;  die  Belehnnng  sei  nun  erfolgt  (25.  Mai  1417),  aber  der 
Landgraf  habe  sich  von  Costnitz  entfernt,  ohne  seine  Zusage  er- 
füllt zu  haben.  An  diesö  Darstellung  schloss  der  Fürsprecher 
die  Frage:  ob  es  nicht  billig  sei,  jene  erste  Anordnung  Wenzels 
für  ungültig  zu  erklären  und  den  Landgrafen  für  verpflichtet  zn 
erachten,  alle  ihm  etwa  zum  Nachtheil  des  Reichs  geschworenen 
Eide  der  Ganerben  zu  lösen.  Das  Urtheil  ward  auf  den  Mark- 
grafen Bernhard  von  Baden  gestellt,  welcher  nach  Berathnng 
mit  den  übrigen  Fürsten  und  Grafen  erklärte,  der  König  solle 
dem  Landgrafen  die  gebührenden  Rechtstage  setzen  und  dann 
Rede,  Briefe  und  Kundschaften  eines  jeden  verhört  werden;  bis 
zum  endlichen  Austrag  der  Sache  sollten  der  König  und  sein 
Gegner  in  Besitz  und  Gewer  dessen  bleiben,  was  sie  zur  Zeit 
inne  hätten  ^).  Die  Fortsetzung  der  Verhandlung  fand  noch  in 
demselben  Jahre  zu  Costnitz  statt.   Als  Richter  fungirte   diesmal 


^)  „Was  ^  der  König  von  der  Lehenschaft  oder  auch  Landgraf 
Ludwig  in  Besess  und  Gewer  hätten,  da  seit  ir  jeglicher  in  Besess  und 
Gewer  bleiben  bis  nf  die  Zeit,  da  es  mit  Recht  ausgetragen  wurde,  was 
darum  sein  solVS    Lünig  a.  a.  O.  167. 
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Markgraf  Friedrich  von  Brandenbnrg.  die  Urtheiler  waren  sechs 
Bischöfe,  zwei  Aebte,  der  Meister  des  deutschen  Ordens  und 
mehrere  Grafen.  Für  Sigismund  erschien  wieder  der  Graf  von 
Schwarzburg  und  begehrte  ein  Urtheil,  was,  da  von  der  Gegen- 
partei Niemand  erschienen,  nunmehr  Recht  des  Königs  sei.  Das 
Gericht  fand:  man  solle  dem  Landgrafen  einen  zweiten  Rechts- 
tag setzen;  auf  die  weitere  Frage,  wie  man  dies  dem  Verklagten 
verkünden  solle,  erging  sodann  das  Urtheil:  wäre  dies  das  erste 
Gericht,  so  sollte  man  es  ihm  verkündigen  unter  dem  Majestäts- 
siegel des  Königs,  da  es  aber  das  andere  Gericht  sei,  so  ge- 
nfige eine  Ladung  unter  dem  Siegel  des  versitzenden  Richters; 
die  dritte  Frage  endlich:  ob  es  nicht  genüge,  dass  man  Ver- 
klagtem die  Citation  durch  des  Königs  geschworenen  Boten  zu- 
gehen lasse,  wurde  dahin  erledigt:  man  solle  den  Landgrafen 
laden  durch  einen  ehrbaren  Manu,  der  Wappengenoss  sei,  und 
dieser  müsse  dann  im  Gericht  schwören,  dass  er  die  Ladung 
richtig  übergeben  habe  ^).  Der  nächste  Gerichtstag  wurde  im 
Frühjahr  1418  ebenfalls  noch  am  Sitze  der  Kirchenversammlung 
durch  den  Erzbischof  Johannes  von  Riga,  dem  mehrere  Bischöfe, 
Aebte  und  Edle  als  Urtheiler  zur  Seite  standen,  abgehalten. 
Nachdem  der  frühere  Gerichtsbrief  verlesen  und  der  edle  Henne 
von  Steinfurt  beschworen,  dass  die  Ladung  dem  Verklagten 
richtig  behändigt  worden,  wurde  bei  dem  abermaligen  Ausbleiben 
des  Landgrafen  erkannt:  man  solle  letzteren  zu  einem  dritten 
nnd  letzten  Rechtstage  unter  dem  Siegel  des  Richters  vorladen 
nnd  ihm  das  Schreiben  wieder  durch  einen  Wappengenossen 
fiberbringen  lassen.  Der  Fürspreeher  des  Königs  frug  dann 
noch:  ob  es  nicht  in  dem  Falle,  dass  der  Ueberbringer  der 
Ladung  später  nicht  selbst  wieder  an  den  königlichen  Hof 
kommen  könne,  für  genügend  zu  halten,  wenn  er  nur  vor  dem 
ßurggrafen  zu  Friedberg  oder  einem  Gericht  daselbst  oder  dem 
Rath  zu  Frankfurt  die  geschehene  Insinuation  eidlich  bekundete 
und  Rath  oder  Gericht  darüber  eine  Kundschaft  an  das  Hof- 
gericht sendeten?  Das  Gericht  fand  aber,  weil  es  der  dritte 
Kechtstag  sei,  zu  dem  der  Verklagte  geladen  werde,  müsse  der 
Bote  persönlich   im   Hofgericht  erscheinen    und  bekunden,   wie 


*)  Mittwoch  nach  St.  Andreas  1417:  Lünig  168. 
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er  sich  seines  Auftrags  entledigt  habe^).  Die  endliche  Ent- 
scheidung in  der  Sache  erfolgte  am  1.  August  1418  in  feier- 
licher Sitzung  eines  unter  der  Leitung  des  Markgrafen  Bernhard 
von  Baden  in  der  Stadt  Baden-Baden  abgehaltenen  Gerichts,  zu 
welchem  die  Herzöge  Ludwig  und  Otto  von  Bayern,  Karl  vou 
Lothringen,  Bernhard  von  Sachsen,  zwei  Bischöfe  und  mehrere 
Aebte  versammelt  waren.  Diesmal  erschien  Sigismund  selbst 
zur  Führung  seiner  Sache,  mit  ihm  sein  Fürsprecher,  Graf 
Ludwig  zu  Oettingen.  Nachdem  alle  in  der  Sache  bisher  er- 
gangenen Gerichtsbriefe  gelesen  waren,  begehrte  der  König  durch 
seinen  Fürsprecher  ein  Urtheil:  was  er  nunmehr  vorzunehmen 
habe,  um  Recht  zu  thun.  Die  Fürsten  nahmen  ein  Gespräch 
und  verkündeten  das  Urtheil,  ,der  Ueberbringcr  des  letzten  Lade- 
briefes solle  zunächst  beschwören,  ob,  wann  und  wo  er  denselben 
dem  Landgrafen  behändigt  habe.  Dieser  Eid  ward  geleistet  und 
demnächst,  wieder  in  Folge  Urtheils,  der  Landgraf  zu  dreien 
Malen  vorgerufen.  Als  auch  dann  Niemand  für  denselben  er- 
schien, sprachen  die  Fürsten  nach  längerer  Unterredung  ein- 
stimmig das  Urtheil,  dass  der  König  „von  seinem  und  des  Reichs 
wegen  die  vorgenannte  Sache,  Lehenschaft  und  Mannschaft  billig 
und  von  Rechts  wegen  behabt  und  erfolgt  habe,  von  dem  Land- 
grafen und  allermänniglich  unbehindert,  und  dass  man  auch  ge- 
bieten solle  demselben  Landgrafen,  Hand  davon  zu  thun,  und 
der  Mannschaft,  sich  an  den  König,  seine  Nachkommen  am 
Reich  und  das  Reich  fürbas  zu  halten/'  Djese  Gebote  und 
Verbote  wurden  auch  am  Schluss  des  Urtheils  vom  Richter  ver- 
kündet und  dem  König  ein  Gerichtsbrief  unter  dem  Siegel  des 
Markgrafen  Bernhard  ausgehändigt  ^.  Auf  Grund  dieses  Spruches 
schloss  Sigismund  wenige  Tage  später  einen  Ritter,  der  dennoch 
dem  Landgrafen  Ludwig  gehuldigt  hatte,  von  jeder  ferneren 
Theilnahme  an  der  Ganerbschaft  aus  und  bedrohte  jeden,  der 
sich  in  ähnlicher  Weise  vom  Reiche  abwenden  würde,  mit  gleichen 
Re chtsnacbth eilen  ^).  Auch  in  späterer  Zeit  wurde  noch  wieder- 
holt von   den   Kaisern   ausgesprochen,    dass   die  Ganerben  nur 


^)  Montag  nach  Judica  1418:  Lünig  169. 
*)  Lünig  170  und  an  den  S.  307  N.  4  a.  0. 
*)  Urkde  vom  7.  August  1418:  Lünig  171. 
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dem  Reiehe  HOterworfen  sein  sollten,  wogegen  freilich  von^ 
Seite  Hessens  die  alten  AnsprOche  immer  wieder  geltend 
gemacht  wurden. 

lieber  viele  andere  Streitsaohen ,  welche  unter  Sigismnnds 
Regierang  zwischen  den  Landesherm  und  der  Ritterschaft  ein< 
zeluer  Territorien  an  Hoija^ericht  verhandelt  wurden,  sind  die 
Nachrichten  so  Ittckenhaft,  dass  wir  darauf  verzichten  mtlssen, 
den  Gang  der  Prozesse  im  Einzelnen  zu  verfolgen.  Aus  dem- 
selben Grande  unterlassen  wir,  auf  die  zahlreichen  Händel  ein- 
sagehen,  welche  die  grösseren  Communen  des  Reichs  in  dieser 
Zeit  durchzufechten  hatten.  Die  meisten  bischöflichen  Städte  — 
Strassbnrg  z.  B.,  Köln,  Speier,  Bamberg,  Magdeburg  —  hatten 
Jahre  hindurch  mit  ihren  geistlichen  Oberhirten  zu  kämpfen 
Qud  zu  streiten  ^),  andere  Orte  konnten,  sich  nur  mit  Mflhe  der 
Eingriffe  benachbarter  Fttrsten  erwehren,  die  dann  wieder  ihrer- 
seits Beschwerden  auf  Beschwerden  gegen  die  Städte  häuften,  wie 
z.  B.  Halle  mit  dem  Erzbischof  von  Magdeburg  ^,  Regensburg  mit  dem 
Bischof  von  Passau  '},  Lübeck  mit  Herzog  Erich  von  Sachsen  ^), 
andere  mit  anderen  wieder  in  stetem  Unfrieden  lebten.  Und 
wie  gährte  und  tobte  es  in  den  Städten  selbst!  Der  in  Lübeck 
aasgebrochenen  Kämpfe  ist  schon  gedacht  worden.  Aehnliches 
ereignete  sich  in  Bremen,  Aachen  und  Mainz  ^),  im  Ostseelande 
—  Rostock,   Stettin  •),   —  in  den  Thälem    der    Schweiz''),    in 


«;  Aschbach  IL  244,  IIL  151,  ~  IL  394,  -~  IIL  152,  IV.  197.  — 

lY.  202,  —  IV.  206  und  über  andere  Streitfälle  III.  303  und  IV.  196. 

'^)  Ueber  diesen  Prozess  vglch.  meine  Beiträge  zur  Geseh.  der 

Rec.  des  röm.  Rechts  S.  183  und  die  das.  angeführten  Schriftsteller 

und  Urkunden. 

»)  Mon.  Boica  XXXI.  2.  245. 

*)  Harpprecht:  Staatsarchiv  L  Urk.  Nr.  LIV.  S.  311. 

•)  Aschbach  IV.  209,  — '  IH.  304,  IV.  195,  —  IV.  188.  Ueber 
die  Unmhen  in  Mainz  vglch.  die  Abhdlg.  von  Broysen:  phil.-hist. 
Kl.  der  sächs«  Gesellschaft  der  Wissenschaften  IL  178,  welche  von  all- 
gemeinerem Interesse  eben  deshalb  ist,  weil  sie  an  einem  Beispiel  die 
grosse  Bewegung,  welche  die  deutschen  Städte  damals  erschütterte, 
YollstAadig  charaktensirt. 

*)  Barihold:  Geschichte  von  Pommern  IV.  1.  82  fgg.,  101  fgg. 

^  Ueber  den  Streit  zwischen  dem  alten  und  neuen  Rath  zu  Gon- 
stanz  berichtet  die  Const.  Chronik  bei  Mone,  Quellens.  L  322 
zam  Jahre  1430:  Do  kam  unser   her  der  kung  gen  Überlingen   und 
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Schlesien  ^)  und  in  anderen  Gegenden.  Kirchen  und  Klöster 
hatten  über  arge  Unbilden  von  Fürsten  und  Herrn  za  klagend, 
einzelne  Personen  und  ganze  Gemeinden  über  Friedensbmch 
and  schwere  Gewaltthat  ^).  Und  dazn  kamen  dann  die  zahl- 
reichen rein  privatrechtlichen  Prozesse,  welche  der  König  theih 
selbst  entschied,  theils  den  Hofrichtem  oder  besonderen  Com- 
missarien  znr  Erledigung  überwies.  Aber  so  sehr  auch  das 
königliche  Gericht  zu  Zeiten  von  Recht  Suchenden  in  Ans])nich 
genommen  werden  mochte ,  man  darf  doch  im  Ilinblick  auf  dk 
wüsten  Unruhen,  Fehden  und  Kämpfe,  welche  das  Reich  zer- 
rütteten, behaupten,  dass  weitaus  die  meisten  Streitsachen  nicht 
im  Wege  ordentlichen  Rechtsverfahrens,  sondern  durch  rohe 
Gewalt  allein,  im  günstigeren  Falle  etwa  durch  schiedsrichter- 
liche Yermittelung  beigelegt  wurden.  Dies  erklärt  sich  voll- 
kojnmen  aus  der  oben  bereits  geschilderten  Mangelhaftigkeit  aller 
Einrichtungen  des  Reichsjustizwesens,  vor  allem  daraus,  düss 
nach  dem  Schluss   des   Costnitzer  Conciliams   die  Autorität  des 


Bchikt  nach  den  alten  und  nuwen  raten  von  Costentz  und  do  sy  dar 
koment,  do  vieng  er  sy  und  vard  gross  ding  da.  Also  verhört  der  kung 
einen  nach  dem  andern  und  och  die  geschlächt.  Nun  dar  nach  mnsten 
die  von  Costentz  im  ingeben  all  ir  brief  und  frigheit  und  all  schlfissel 
und  gewalt  und  och  schweren  dem  kung  und  also  nach  red  und  wider- 
red, do  ward  die  stat  von  Costentz  gebüsst  um  38000  guldin  und  wurdent 
in  all  ir  ussburger  abgesprochen  und  wurdent  ettlich  gebützt  nmb  gut, 
etüich  ewenklich  von  allem  gewalt  und  die  gär  wer  und  die  weher  von 
ir  zttnfften  genomen.  Die  Chronik  erzählt  auch,  der  König  hätte  Alles, 
was  im  Gericht  vorgebracht  wurde,  von  Wort  zu  Wort  niederschreiben 
lassen.  Die  Härte  des  Urtheils  erklärt  der  Verfasser  daraus:  der  König 
hätte  gern  die  eigentlich  Schuldigen  bestraft,  da  aber  diese  nicht  zu 
ermitteln  gewesen,  so  hätte  die  ganze  Stadt  büssen  müssen. 

^)  Ueber  die  Unruhen  und  das  Strafgericht  in  Breslau  vglch.: 
Dokumentirte  Gesch.  von  B.  II.  326,  341  fgg.,  Aschbach  III.  46. 

')  Nur  des  Beispiels  wegen  ist  an  die  Streitigkeiten  Ludwigs  von 
Bayern  -  Ingolstadt  mit  den  Klöstern  seines  Landes  zu  erinnern:  M. 
Boica  XIV.  283,  86. 

')  Vglch.  z.  B.  die  ansprechende  Erzählung  über  eine  Klage  gegen 
den  Grafen  Johannes  von  Lupfen  wegen  Raubes  bei  Justinger: 
Berner  Chronik  (Bern,  1819)  S.  308  und  T seh udi  II.  27  fg.  —  üebcr 
den  Streit  der  schwäbischen  Städte  mit  Konrad  von  Weinsberg  Win- 
deck c.  164  und  nach  diesem  Aschbach  III.  307,  53. 
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Hofgerichts  stets  tiefer  und  tiefer  herabsank.     Es   muss  immer 
wiederholt  werden :    nur  soweit  die  Macht  des    Königs  reichte, 
galt  auch  das,   was  er  als   Recht  verkündigte,   und  das  Reich 
hatte  die  schwersten  Einbussen    an  seinen   Rechten    eben  nur 
deshalb  erlitten,   weil  die  Macht  des  Königthums  von  allen  Sei- 
ten so  arg  verietzt  und  beeinträchtigt  worden  war.  So  verlor  das 
Reich  in  späteren  Jahrhunderten  manch  edles  Glied,  so  ward  ihm 
schon  in  dieser  Zeit  viel  reiches  Land  in  Nord  und  West,  wo 
sich  die  Reichsgowalt  überhaupt  und   die  Wirksamkeit  des   Hof- 
gerichts insbesondere  am  wenigsten  wirksam  zeigte,    entfremdet. 
Als  Philipp   von  Burgund    im  Verfolg    des   holländischen    Erb- 
streites   mit  List    und    Gewalt  den    reichen   Besitz   der    Gräfin 
Jakobäa  an  sich  gerissen  hatte,   erhob  Sigismund    zwar  Wider- 
spruch und  kündigte,  um  die  Rechte  des  Reichs  wahrzunehmen, 
dem  Herzog  Fehde  an,  aber  es  blieb,  da  die    Stände   durchaus 
keine   Neigung  zeigten,    den   Kaiser   zu    unterstützen,    bei   der 
blossen  Drohung,  die  Philipp  natürlich  nicht  schrecken  konnte  ^}. 
Ebenso  ging  Brabant  dem  Reiche  verloren;    denn  wiewohl  nach 
dem  1430  erfolgten  Tode  Herzog  Philipps   der  Landgraf  Fried- 
rich der  Friedsame  von  Hessen   die  besten  Ansprüche   auf  das 
Land  hatte,  wagte  er  es    dennoch  nicht,    dieselben  gegen    den 
Herzog    von    Burgund,    der    sich    rasch     in    den    Besitz    ge- 
setzt   hatte,     geltend   zu    machen,     weil    er    mit  Recht     vor- 
aussetzte, dass  er  von  Kaiser    und  Reich   doch   keine  Hilfe   zu 
erwarten  habe  ^).     Bei  dem  Erbstreite  ferner,  welcher  nach  dem 
Tode  des  Herzogs  Karl  von  Lothringen  ausbrach,  traf  Sigismund 
im  Jahre  1434  eine  Entscheidung  zu   Gunsten   des   einen    Prä- 
tendenten, Renatus  von  Anjou,  gegen  den  andern,  Anton  Grafen 
von  Yandemont,  vermochte  aber  wiederum  nicht,    dieselbe   zur 
Ausführung   zu  bringen').    Und  nicht  minder    wirkungslos   zeig- 


^)  Ueber  diesen  holländischen  Erbstreit  und  die  Occupation  der 
Länder  durch  Philipp,  sowie  die  vergeblicheo  Massregeln  Sigismunds 
vgl.  Häberlin  V.  252  fgg.,  381  fgg.,  591—93,  608  fg.,  ferner  Asch- 
bach lU.  358—63,  lY.  179  fgg.,  Leo:  Zwölf  Bücher  niederländischer 
Geschichten  I.  757-67,  H.  73  fgg. 

*)  Häberlin  Y.  485  fgg.,  Aschbach  lY.  174,  Hommel:  Ge- 
schichte  von  Hessen  H.  47  fgg.,  284  und  Anm.  S.  28,  29,  203. 

»)  Calmet:  bist,  de  Lorr.  II.  775  fgg.,  Häberlin  Y,  485  fgg., 
582  fgg.,  Asch b a ch  lY.  175  fgg.  und  die  drei  Urkunden  vom 26.  Febr, 
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ten  sich  alle  Erkenntnisse  und  Drohungen  des  Ho^erichts  in 
dem  Streite  um  das  Hcrzogthum  Geldern,  auf  welches  nach  dem 
Aussterben  desjülichschen  Hauses  im  J.  1423  Herzog  Adolf  von 
Berg,  ein  entfernter  agnatischer  Verwandter  der  beiden  letzten 
Herzöge  Wilhelm  und  Reinald,  und  der  junge  Graf  Arnold  von 
Egmond,  der  Enkel  einer  Schwester  der  genannten  Herzöge, 
Anspruch  erhoben  ^).  Tm  letzteren  Falle  war  das  Recht ,  soweit 
es  eben  Geldern  betraf  —  rAcksichtlich  Jülichs  lag  die  Sache 
anders  — ,  unstreitig  auf  Seite  des  Grafen  von  Egmond  und  die 
Stände  erkannten  dies  auch  sofort  an,  indem  sie  den  noch 
jugendlichen  Grafen  Arnold  zum  Herzog  wählten,  die  vormund- 
schaftliche Regierung  aber  dem  Vater  desselben,  Jan  von  Egmond, 
übertrugen.  Letzterer  suchte  zunächst  die  Zustimmung  des 
Königs  zu  dieser  Wahl  zu  erlangen  nnd  fand  einen  sehr  ge- 
schickten Unterhändler  in  dem  Geschichtschreiber  Eberhard 
Windeck,  welcher  am  kaiserlichen  Hofe  wohl  bekannt  und  wegen 
mancherlei  nfttzlicher  Dienste,  die  er  Sigismund  geleistet  hatte, 
gut  angesehen  war.  Anfitnglich  freilich  war  der  Kaiser  sehr  er 
zttrnt  aber  das  Vorgehen  der  geldemschen  Stände,  denn  das 
Land  wäre  sein  und  des  heiligen  Reichs  Eigenthum,  sagte  er, 
und  Niemand  könne  dort  einen  Herrn  einsetzen,  denn  allein 
der  römische  König.  Allmälig  aber  änderte  sich  die  Stimmung 
und  zwar,  was  nach  Windecks  Berichten  gar  nicht  zweifelhaft 
sein  kann,  hauptsächlich  in  Folge  grosser  Geldversprechungen, 
welche  die  Egmonds  dem  Könige  machen  liessen.  Im  August 
1424  erklärte   dieser,   den  Arnold  von    Egmond    nicht  nur  als 


und  23.  und  24.  April  1434  bei  Dumont:  corps  universel  U.  2.  278, 
81  fgg.  Die  Nachrichten  über  das  Rechtsverfahren  gegen  den  Grafen 
Anton  sind  zar  Zeit  noch  ungenügend;  die  chron.  d'Enguerrand  de 
Monstrelet  (ed.  Bignon.  Paris,  1836)  enthalten  grade  darüber  gar  nichts, 
so  werthvolle  Mittheilungen  sie  sonst  über  die  politischen  Verhältnisse 
nnd  Ereignisse  geben. 

^)  Hanptquellen  sind  ausser  den  anzuführenden  Urkunden:  Win- 
deck c.  112,  130,  31,  33,  d2,  ann.  Hirsang.  (ed.  1690),  U.  364,  87, 
magnum  chron.  Belgicum  bei  Pistorius-Struve  HL  396.  VgL  Pon- 
tanus:  bist  Geldr.  üb.  VIII.  und  IX.,  Teschenmacher:  ann.  Cliv. 
449,  fg.,  519  fg.,  Häberlin  V.  389-92,  509,  79,  Aschbach  IH. 
235  fgg.,  IV.  176,  94,  224,  Leo  I.  860  fgg. 
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Herzog  von  Geldern  and  Ztttphen,  sondern  auch  als  Herrn  von 
Jalich,  welches  der  Gegner  bereits  im  Besitz  hatte,  anerkennen 
nod  belehnen  zu  wollen,  wenn  dafür  vierzehntaasend  ungarische 
Gulden  an  die  kaiserliche  Kanzlei  bezahlt  würden.  Der  Handel 
warde  schriftlich  aasgemacht,  denn  der  König  liess  die  Urkunde 
Aber  die  versprochene  Belehnang  mit  einigen  andern,  welche 
der  neuen  Herrscherfamilie  verschiedene  Freiheiten  zusicherten, 
nach  Kflrnberg  senden:  dort  sollte  man  sie  den  Bewerbern  aas- 
liefem,  sobald  die  bedungene  Summe  bezahlt  w&rde.  Aber  die 
Zahlung  erfolgte  nicht;  ob  die  Summe  den  Egmonds  zu  hoch, 
ob  sie  dem  König  nachträglich  zu  gering  erschien  oder  Adolf 
von  Berg  mehr  bot,  ist  aus  Windccka  Erzählung  nicht  genau  zu 
ersehen,  aber  er  berichtet  ausdrücklich,  Sigismand  habe  einen 
eigenen  Bevollmächtigten  nach  Nürnberg  geschickt,  um  die  aus- 
gefertigten Urkunden  zu  vernichten.  Herzog  Adolf  scheint  jeden- 
falls weniger  sparsam  gewesen  zu  sein,  als  seine  Gegner,  denn 
er  wusste  sich  binnen  kurzer  Zeit  die  volle  Gunst  des  könig- 
lichen Hofes  zu  erwerben  und  setzte  es  durch,  dass  er  im  Mai 
1425  die  Belehnung  mit  dem  gesammten  streitigen  Länderbesitz, 
Geldern,  Jülich,  Zütphen,  erhielt.  Von  einer  rechtlichen  Prü- 
fung der  Ansprüche  der  Grafen  von  Egmond  oder  der  Berech- 
tigung der  Stände  Gclderns  zur  Wahl  ihres  Herrn  hatte  der 
KöDig  gänzlich  absehen  zu  dürfen  geglaubt:  er  führte  nur  an, 
der  neu  Belehnte  sei  „ein  rechter  mayg  und  vetter  von  der 
swertsjten'*  des  verstorbenen  Herzogs  Reinuld.  Anderer  An- 
sicht über  das  Recht  der  Prätendenten  waren  und  blieben  die 
Stände,  welche  nicht  nur  der  directen  Aufforderung  des  Königs, 
von  Arnold  abzulassen  und  Adolf  anzuerkennen,  keine  Folge 
gaben,  sondern  auch  späteren  Bemühungen,  welche  Frzbischof 
Dietrich  von  Köln  im  Auftrage  des  Königs  unternahm, 
am  den  Belehnten  in  den  Besitz  des  Landes  zu  setzen, 
entschiedenen  Widerstand  leisteten.  Vergeblich  suchte  Sigis- 
mand durch  allerlei  kleinliche  Mittel  diesen  Ungehorsam  zu 
brechen^),  vergeblich    versuchten  die   Kurfürsten  zwischen   den 


^)  Unterm  12.  April  1426  befahl  der  König  dem  Herzog  Adolf, 
von  allen  Einwohnern  in  Geldern  und  Zütphen,  die  mit  Waaren  durch 
das  Gebiet  des  Herzogs  zögen,  doppelte  Zölle  zu  erheben,   um 
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streitenden  Theilen  zu  unterhandeln;  ein  kurzer  Waffenstillstand 
kam  wohl  zu  Stande,  aber  bald  brach  der  Krieg  »vieder  aas 
und  eine  endliche  Entscheidung  schien  gar  nicht  zu  erreichen  zu 
sein.  Auf  dem  Nürnberger  Reichstage  von  1431  nahm  sich  der 
König  der  Sache  wieder  an.  Vor  ihm  und  etlichen  geistlichen 
und  weltlichen  Fürsten,  Grafen,  Freien,  Herrn  und  Edlen,  er- 
schienen zwei  bevollmächtigte  Anwälte  des  Herzogs  Adolf  von 
Berg  und  Ruprecht  der  Jüngere,  Herzog  von  Jülich  und  Berg 
in  Person,  um  gegen  die  Bannerherrn,  Mannen,  Ritter, 
Städte  und  Einwohner  der  Lande  Geldern  und  Zütphen  ins- 
gesammt  Klage  zu  erheben :  zweimal  waren  dieselben  schon  vor 
das  königliche  Gericht  geladen  worden,  jetzt  stand  der  dritte 
und  letzte  Rechtstag  an.  Der  Fürsprecher  der  Kläger  —  Mei- 
ster Wilhelm  Kircher,  Lerer  im  Rechten  —  bat.  Recht  ergehen 
und  vollziehen  zu  lassen.  Durch  Briefe,  Instrumente  und  gewisse 
Kundschaft  wiesen  dann  Kläger  nach,  dass  Verklagte  gehörig 
geladen  wären  und  begehrten ,  als  auf  geschehenen  Aufruf  sich 
Niemand  zur  Vertheidigung  der  Städte  meldete,  Rechtspruch, 
was  nunmehr  geschehen  solle.  Die  Fürsten  und  andern  Schöffen 
des  Gerichts  nahmen  ein  Gespräch  und  erklärten  nach  längerer 
Berathung  einhellig,  der  König  solle  Acht  und  Bann  über  Land 
und  liCute  des  Herzogthums  und  der  Grafschaft  aussprechen, 
Herzog  Adolf  von  Berg  aber  habe  alle  seine  Rechte  und  An- 
sprüche an  beiden  Landen  behauptet  nach  Massgabe  der  Briefe, 
die  ihm  früher  darüber  ertheilt  worden  seien;  nur  gegen  die 
Stadt  Niniwegen,  welche  ihre  Botschaft  zum  Gericht  gesendet 
habe,  dürfe  jetzt  noch  nicht  erkannt,  sondern  ihr  müsse  beson- 
ders Recht  gefunden  werden.  Der  König  folgte  dem  ürtheil 
und  sprach  über  sämmtlichc  Angeklagte  die  Acht  aus  *).  Aber 
auch  die  Achterklärung  fruchtete   nichts  und   Herzog  Adolf  bat 


sie  durch  solche  „gnädigliche  Strafe"  zum  Gehorsam  zu  veranlassen; 
schwerere  Strafen  sollten  für  die  Zukunft  vorbehalten  bleiben.  La- 
comblet  IV.  Nr.  176  S.  208  fgg. 

»)  Urkunde  vom  17.  Juli  1431  bei  Lacomblet  IV.  230  fgg.  Nach 
einer  von  Leo  S.  875  aus  Slichtenhorst  p.  225  entlehnten  Nach- 
richt erklärte  Arnold  die  gegen  ihn  verkündete  Acht  fttr  ungültig,  weil 
er  nicht  nach  des  Reiches  Herkommen  durch  zwei  Fürsten  an  des  Kai- 
sers Hof  geladen  worden  sei.    Vglch.  Lünig:  cod.  Germ.  dipl.  II.  17d9 
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deshalb  schon  im  folgenden  Jahre  den  König,  die  Aberacht  zu 
Terkünden^).  Zu  diesem  letzteren  Schritt  entschloss  sich  Sigis- 
mnnd  erst  zu  Ende  des  Jahres  1433,  rousste  aber  auch  jetzt 
wieder  die  traurige  Erfahrung  machen,  dass  solche  Sprüche  ^) 
wirkungslos  blieben.  Denn  obwohl  der  König  dem  Herzog  Adolf 
gestattete,  in  dem  Kriege  gegen  Arnold  das  Reichspanier  zu 
f)ihren,  ohwohl  er  alle  benachbarten  Fürsten  und  Städte  aufbot, 
gegen  die  Geächteten  zu  den  Waffen  zu  greifen,  obwohl  endlich 
auch  das  Basler  Goncilinm  die  Stände  von  Geldern  und  alle 
Anhänger  Arnolds  mit  geistlichen  Censuren  bedrohte '),  erhielt 
sich  letzterer  doch  in  Besitz  und  Herrschaft  Auch  die  spätere 
Erneuerung  der  Reichsacht  durch  Friedrich  III.  blieb  ohne  Er- 
folg und  der  Krieg  zwischen  den  beiden  Gegnern  wogte  noch 
eine  Reihe  von  Jahren  mit  wechselndem  Erfolge,  oft  unter- 
brochen durch  kürzeren  Waffenstillstand,  hin  und  her.  Freude 
nnd  Nutzen  hatte  übrigens  Arnold  von  dem  so  mühselig  be- 
haupteten Besitz  nicht;  kaum  ruhte  die  Fehde  mit  dem  Herzog 
von  Jülich,  so  hatte  er  mit  den  eigenen  Ständen  und  Städten, 
später  mit  seinem  Sohne  Adolf  zu  kämpfen  und  das  Ende  all 
des  Streits  und  Krieges  war,  dass  auch  Gelderland  dem  Reiche 
entzogen  wurde  und  unter  burgundische  Herrschaft  gelangte*). 


1)  Lacomblet  232.  Herzog  Adolf  sandte  seinen  Prokurat^r  nach 
Italien  zum  König  und  dieser  legte  fhm  „etlicher  doctorn  rat  und  be- 
slissung  von  Basel"  vor,  „lautende  und  iuhaltende,  das  wir  überal  an 
allen  enden,  wo  wir  sein  als  ein  römischer  kunig  unsere  und  des  roichs 
gerichte  wol  volfuren  und  unsern  stul  setzen  mögen/'  Sigismund  zog 
aber  zu  Senis,  wo  er  sich  damals  aufhielt,  das  Gutachten  mehrerer 
Rechtsgelehrten  ein,  und  schrieb  dann  dem  Herzog,  er  müsse  im  In- 
teresse desselben  den  Spruch  bis  nach  seiner  Rückkehr  nach  Deutsch- 
land aussetzen. 

*)  Urkunde  vom  6.  November  1433:  Lünig  C.  G.  I).  II.  1803  |sqq. 
Vgl.  auch  die  -Urkunde  vom  2.  Juni  1434  bei  Lacomblet  IV.  S.  278, 
laut  welcher  der  Herzog  von  Cleve  vorgeladen  wird,  weil  er  den  Aber- 
ächtern  Hilfe  geleistet  habe. 

*)  Lacomblet  Nr.  213  Note  1, 

*)  Ucber  den  Fortgang  und  das  schliessliche  Ende  all  dieser  Strei- 
tigkeiten vglch.  Müller:  Reichstags-Theater  unter  Friedrich  V.  Th.  II. 
574-590,  Lacomblet  S.  258  Nr.  1  und  die  Urkunden  Nr.  367  und  09 
S.  460  fgg.,  Häberlin  VI.  412  fgg.,  Leo  I.  894  fgg.,  II.  170  fgg. 
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Me  Zeit  Albrechte  II.  nnd  Friedrkhs  III. 
1438-1493  (1495). 

Aber  ich  Mf,  das  ein  keiMor  hei«tkeiarr, 
d&8  er  kiesen  sol  das  recht  und  Verstössen 
und  strafen  sol  mit  gewalt  alles  unrecht 
und  ein  brennendes  recht  sol  durch  s«iii 
bertz  fliessen.  Thnn  Jctaund  das  die  kei- 
ser?  weis  mennigklich  wol,  mir  geburt  «o 
schweigen. 

Matthias  von  Kemnat. 

Eine  Fülle  eingreifender  Reformen  war  nötbig,  wenn  das 
Reich  aus  dem  tiefen  Verfall  erhoben  werden  sollte,  in  welchem 
es  sich  bei  dem  Hinscheiden  Sigismunds  befand.  Man  hoffte 
und  erwartete  diese  Umgestaltung  von  Albrecht  IL,  denn  er  war 
ein  bedächtiger,  ernster,  gerechter  und  strenger  Herrscher,  dabei 
tapfer  und  fürstlicher  Hoheit  wohl  eingedenk;  mit  grösseren 
Hoffnungen,  sagte  man  von  ihm,  gelangte  nie  ein  König  zur 
Herrschaft  im  Reiche  ^),  und  alle  Zeitgenossen,  selbst  die,  welche 
keineswegs  zu  den  Freunden  seines  fürstlichen  Hauses  zu  zählen 
sind,  rühmen  seine  Gaben  und  Tugenden^).     Er  war   auch   ein 


*)  Ebendorffer  bei  Pez  II.  854:  Nemo  unquam  maiore  spe  ad 
imperium  venit 

*)  Solche  Zeugnisse  sind  gesammelt  bei  Janssen:  Reichscorre- 
spondenz  I.  436  und  86.  Besonders  enthusiastisch  ist  Vit.  Arnpeck 
bei  Pez  I.  1247:  Imperium  summa  congratulatione  Germanorum  ab  Al- 
berto suBceptum  fuit  et  quia  erat  iustitiarius  bonus  et  rectus,  oronis 
homo  in  iudicio  pendens,  causas  habens  in  omni  terra  istorum  regno- 
rum   amplissimorum  ad  hunc  tanquam   ad   fontem   iustitiae  festinarit, 
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ehrlicher  Freund  der  Reform  and  hätte  sie  trotz  aller  Hinder- 
nisse wohl  durchgeführt,  wenn  ihm  eine  längere  Herrschaft  ge- 
gönnt gewesen  wäre;  aber  nicht  Tiel  Aber  ein  Jahr  trug  er  die 
königliche  Würde  und  in  das  Reich  ist  er  nach  seiner  Wahl 
gar  nicht  gekommen. 

Als  Albrecht  die  Nachricht  von  seiner  Erhebung  erhielt, 
weigerte  er  sich,  die  Wahl  anzunehmen,  nicht  nur  weil  er  dazu 
der  Einwilligang  der  Ungarn  bedurfte,  sondern  weil  er  fühlte, 
dass  ihm  die  wilden  Wirren  in  seinen  eigenen  Landen  nicht 
gestatten  wfirden ,  um  das  Reich  Sorge  zu  tragen  ^).  Endlich 
nahm  er  an,  and  die  Fflrsten  sollen  erklärt  haben,  es  thue 
nichts,  wenn  er  auch  erst  nach  zwei  Jahren  in  das  Reich 
komme.  Vorläufig  hatten  die  Kurfftrsten  selbst  ein  Bündniss 
zur  Erhaltung  des  Friedens  und  strengen  Rechtens  geschlossen  ^) 
und  mochten  hoffen,  auch  ohne  den  König  „die  Unordnung 
niederzudrflcken''. 

Es  schien  auch,  als  wollten  die  Fflrsten  den  König  bei 
etwaigen  Reformen  kräftig  unterstfltzen.  Richteten  sie  doch 
selbst  bei  der  Wahl  eine  Werbung  an  Albrecht,  in  der  sie  ihm 
gewisse  „nothwendige  Sachen"  bezeichne^ten ,  die  eine  baldige 
Ordnung  durch  die  Reichsgewalt  erfahren  mttssten ;  sie  rechneten 
dahin  eine  Yerbesserung  des  Hofgerichts  und  der  Landgerichte, 


sperans  circa  eom  invenire  iustitiam.  Cum  autem  indubie  cor  haberet 
fenrens  iostitia  et  aequitate,  fortuna  non  dedit  tantum  tempus  vitae,  ut 
bona  utilia  et  necessaria  reipublicae,  quae  pro  ntroque  christianitatis 
statu  in  corde  excogitaverat,  ad  finem  optatum  deduceret  et  omnibiis 
petenäbns  iustitiam  administraret  Gerichtsarkunden  Albrechts  sind 
äusserst  spärlich,  vgl.  z.  B.  Mon.  Boica  XXXI,  2.  345.  Quellen  und 
Literatur  für  die  Geschichte  Albrechts  und  Friedrichs  III.  verzeichnet 
am  Ausführlichsten  Philipps:  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  §.  110, 
auf  den  ich  der  Kurze  wegen  verweise. 

*)  Die  Thatsache  kann  mit  Grund  nicht  bezweifelt  werden.  Zu  den 
vielen  Zeugnissen,  die  schon  Janssen  435  ^.  angeführt  hat,  vergl. 
anch  noch  Chroniken  der  fränkischen  Städte  I.  399. 

*)  Frankfurt  am  21.  März  1438:  Neue  Samml.  der  Reichs- 
ab 8 Gh.  I.  153  fg.,  Janssen  433  fg.  Wer  gegen  die  Bestimmungen 
des  Landfriedens  handeln  wfirde,  solle,  so  ward  bestimmt ,  angesehen 
werden,  als  sei  er  mit  rechtem  ürtheil  des  Reichshofgerichts  in  die 
Acht  gekommen. 
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Massregeln  zur  dauernden  Erhaltung  des  Friedens  nnd  anderes 
mehr  ^). 

Der  König  ging  hierauf  ein.  In  dem  Aasschreiben  zu  dem 
ersten  Reichstage,  den  er  halten  lassen  wollte,  erklärte  er,  es 
sollte  berathen  werden  über  alle  Noth  im  Reiche,  „antreffend 
hofgericht,  lanndtgericht  und  ander  gericht,  auch  nnredeliche 
vynndtsch äfften ,  kriege,  und  munczc  und  gcmeynen  nuez'**^). 
Dem  entsprechend  war  auch  das  Projekt,  das  er  zur  Herstellung 
des  Landfriedens  im  Juli  1438  zu  Nürnberg  vorlegen  Hess;  es 
enthielt  eine  Reihe  nützlicher  Vorschläge;  die  Einführung  von 
Austrilgalgerichten,  die  Eintheilnng  des  Reichs  in  vier  Kreise 
zur  sicheren  Execution  erkannter  Urtheile,  und  anderes  mehr: 
strenge  und  redliche  Rechtspflege  ward  allen  P^ürsten,  llerrn 
nnd  Städten  zur  Pflicht  gemacht,  und  der  König  selbst  ver- 
sprach; „unser  obgerichte  mit  wisen^  verstendigen ,  fürsichtigen 
rittern  und  gelehrten  zu  bestellen,  gehalten,  jedem  recht  zu  tun 
und  zu  geben  nach  gemeinen  rechten,  guter  gewonheit  und  an- 
ders, mit  notdürfftigcr  erfolgung  und  wie  sich  das  gebüret"'). 

Aber  bei  der  Berathung  dieser  Propositionen  zeigte  es  sich, 
dass  man  auf  dem  Wege  der  Vereinbarung  zu  der  ersehnten 
Reform  nicht  werde  gelangen  können.  Die  Meinungen  der 
Städte  und  Fürsten  gingen  weit  auseinander,  selbst  über  die 
Gerichtsorganisation  konnte  man  sich  nicht  einigen.  Die  Städte 
sprachen  sich  über  diesen  Punkt  in  ihrem  Gutachten  sehr  kurz 
aus.  Jedermann,  geistlich  oder  weltlich,  soll  seinen  Gegner  in 
allen  Sachen,  sie  beträfen  Leib  oder  Gut,  vor  denjenigen  Gerich- 
ten in  Anspruch  nehmen,  wo  sich  dies  von  Alters  her  gezieme; 
fühlt  sich  eine  Partei  beschwert,  so  kann  sie  sich  an  das  höhere 


*)  Droysen  L  619  fgg.  nach  Urkimdcn  im  Dresdener  Archiv. 

')  Ausschreiben  bei  Wencker:  app.  arch.  339  und  Janssen 
440  fg. 

»)  Neue  Sammlung  der  R.  A.  L  154-58,  Müller:  R.  T.  1. 
90  fgg.,  Lünig  VL  59  fg.  Die  Städte  hielten  vor  und  nach  dem  ersten 
Nürnberger  Reichstage  mehrfach  Beratliungen  aber  die  Propositiouen 
des  Königs,  um  sich  über  gemeinschaftliche  Schritte  gegenüber  den 
Fürsten  zu  einigen:  Janssen  441  fgg.  und  an  verschiedenen  Stellen. 
Eine  neuere  Veröffentlichung  der  Vorlage  des  Königs  und  der  beiden 
gleich  zu  erwähnenden  Gutachten  ist  dringend  zu  wünschen. 
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Geriebt  berafen,  muss  aber  im  Fall  des  Unterliegens  dem 
Gegner  alle  Kosten  nach  Urtheil  des  Richters  erstatten;  alle 
Gerichte  sollen  aufrichtig  und  ehrlich  gehalten,  jedem  ohne 
Verzag  Recht  gewährt  werden  ^).  Sehr  viel  umfangreicher  ist 
das  Gutachten  der  Fflrsten.  Zunächst  soll  kein  Gericht  seine 
Jurisdiction  Aber  den  zuständigen  Bezirk  ausdehnen.  Ueber 
Erb  und  Eigen  darf  nur  im  Gericht  der  belegenen  Sache  ge- 
klagt werden,  für  sonstige  Klagen  aber  werden  sehr  mannig- 
faltige Gompetenzbestimmungen  vorgeschlagen.  Wenn  Fflrsten, 
Grafen  oder  Herrn,  die  nur  das  Reich  über  sich  haben ,  gegen 
andere  von  gleicher  Stellung  zu  klagen  haben:  „es  treffe  an 
üb,  ere  oder  gut,  wenig  oder  vir\  so  soll  der  Antworter  dem 
Kläger  gerecht  werden  vor  dem  König,  oder  wem  dieser  es 
befiehlt:  „doch  wer  es,  dass  es  der  geschuldigten  forsten  oder 
hcrm  als  obgerArt  ist  herlichheit  oder  regalien  anrüret,  so  solte 
das  gericht  mit  genossen  gesatzct  werden,  als  des  heiligen  richs 
recht  und  herkomcn  ist"  Hat  eine  niedere  Person,  ohie  Stadt 
oder  Gemeinde,  gegen  einen  dem  Reiche  unmittelbar  unter- 
worfenen  Herrn  zu  klagen,  so  soll  letzterer  dem  Kläger  eine 
sichere  Stadt  benennen,  wo  dieser  Recht  finden  könne;  dort 
hat  Verklagter  vor  seinen  eigenen  Räthen  zu  Recht  zu  stehen, 
dem  Kläger  aber  steht  frei,  diejenigen  Beisitzer,  welche  ihm 
verdächtig  erscheinen,  zu  perhorresciren.  Gegen  Grafen,  Herrn, 
Ritter  oder  Knechte,  die  einem  Herrn  unterstehen,  wird  vor 
letzterem  geklagt;  verweigert  er  das  Recht,  so  zieht  sich  Kläger 
an  den  nächsten  Oberherrn,  zuletzt  an  den  König,  und  dann 
darf  sich  der  Antworter  oder  dessen  Herr  mit  keinerlei  Freiheit 
gegen  die  Competenz  dieses  oberen  Gerichtes  schützen.  Bauern 
und  Bürger  sind  von  dem  Dorf-  oder  Stadtgericht,  Städte  „ge- 
meinlich" vor  dem  Herrn  oder  dessen  unverdächtigen  Räthen 
zu  verklagen,  eine  Reichsstadt  aber  oder  mehrere  gemeinschafb- 
lieh  soll  man  vor  den  König-  laden,  wenn  er  in  deutschen 
Landen  sich  aufhalte:  sei  derselbe  abwesend,  so  erwüchsen  für 
arme  Leute  zu  grosse  Schwierigkeiten,  dem  Hofe  zu  folgen, 
und  deshalb  sollten  in  den  vier  Hauptlanden,  Franken,  Schwaben, 
Bayern    und   Sachsen,     königliche    Commissarien    niedergesetzt 

*)  Wencker  app.  arch.  350  fgg. 
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werden,  vor  denen  man  die  in  diesen  Kreiden  belegenen  Reichs- 
städte zu  Recht  laden  könne;  an  diese  Comniissarien  darf  auch 
jede  Partei  appelliren,  die  sich  durch  den  Spruch  eines  Gerichts, 
das  keinen  Herrn  über  sich  anerkennt,  als  das  Reich,  beschwert 
fühlen  sollte^). 

Von  allen  diesen  Vorschlägen  gelangte  indess  keiner  zur 
Ansführung.  Die  Räthe  des  Königs  schlössen  sich  bei  Aus- 
arbeitung eines  neuen  Landfriedensgesetzes  wesentlich  dem  Gut- 
achten der  Städte  an  \  vermochten  aber  auch  auf  dem  zweiten 
Nürnberger  Reichstage  des  Jahres  1438  nicht,  dasselbe  zur 
Annahme  zu  bringen.  Kaspar  Schlick,  der  vielgewandte  Kanzler 
Albrechts,  drohte  darauf  zwar,  der  König  werde  nun  selbständig 
einen  Landfrieden  verkünden  und  mit  oder  gegen  den  Willen 
der  Stände  ausführen^).  Doch  blieb  auch  dies  wirkungsloe 
und  Albrecht  konnte  die  kühnen  Pläne  seines  Bevollmächtigten 
nicht  verfolgen.  Auf  der  im  folgenden  Jahre  zn  Mainz  ab- 
gehaltenen Reichsveraammlung  kamen,  soweit  bekannt  ist,  welt- 
liche Angelegenheiten  gar  nicht  zur  Berathung  und .  ehe  dann 
der  König  nochmals  an  die  Reichsreform  denken  konnte,  raffte 
ihn  schnell  und  unerwartet  der  Tod  hinweg.  Die  „leidige  und 
erschreckliche  Märe''  von  seinem  Dahinscheiden  machte  überall 
im  Reich,  namentlich  aber  in  den  Reichsstädten  einen  tiefen 
Eindruck,  denn  grade  für  sie,  denen  er  ein  treuer  Schützer 
gegen  die  Fürsten  gewesen  war,  grade  für  sie,  welche  die  Ab- 
stellung der  Gehrechen  des  Reichs  am  Dringendsten  wünschen 
mussten,  war  der  Heimgang  des  Königs  ein  schwer  zu  tragender 
Verlust. 

Und  wie  gerecht  dieses  Bedauern,  wie  begründet  die  Be- 
fürchtungen für  die  Zukunft  waren,  zeigte  die  Geschichte  der 
folgenden  Jahrzehnte.  Wie  die  Dingo  lagen,  konnte  die  Wahl 
kaum  auf  einen  andern  als  einen  Habsburger  und  unter  den 
Mitgliedern  dieses  Hauses  wieder  nur  auf  Friedrich  von  Oester- 
reich  fallen.    Viel  Löbliches  mag  ihn  als  Menschen  ausgezeichnet 


>)  Wenckcr  a.  a.  0.  343—49,  Neue  Sammlung  L  160  fgg. 
•)  Wcncker  3.54,  55. 

^)  „—  einen  fridcn  gcpicten  und  besehen,  wer  im  darin  gehorsam 
oder  iin^rohorsam  sin  wöUe/^ 
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haben,  zum  Hell errsr her  dos  Reichs  in  so  gefahrvoller  Zeit,  war 
er  nicht  horufen.  Gross  im  Ertragen,  Dulden  und  Ausharren, 
fehlte  ihm  die  Gahc,  kühn  und  hestimmt  in  die  Verhältnisse 
einzugreifen  und  sich  an  die  Spitze  der  mächtigen  Bewegung 
zo  stellen,  welche  das  ganze  Reich  durchfluthete.  Er  sinnt  und 
«Jorgt.  aber  er  handelt  nicht;  selbst  nicht  geneigt  zu  frischer 
That,  lieht  er  sie  auch  hei  andern  nicht;  er  führt  nicht,  sondern 
lässt  sich  führen  und  treiben;  selbst  seine  nächsten  Freunde 
aod  Rathgeber  vermögen  nicht  immer,  den  bittern  Unmuth  und 
die  Unzufriedenheit  mit  der  Langsamkeit  und  Lässigkeit  seines 
Handelns,  mit  seiner  unerschütterlichen  Geduld  und  Nachgiebig- 
keit zu  verschweigen. 

So  war  Friedrich  IIL  nach  seinem  Wesen  und  nach  dem 
Maasse  der  ihm  verliehenen  Gaben  nicht  geeignet,  die  Reform- 
bewegung in  Deutschland  zu  leiten  und  zu  heilsamem  Abschiuss 
zu  bringen.  Dazu  kam,  dass  ihm  das  landesfürstliche  Interesse 
hoher  galt,  als  das  des  Reiches.  Mag  es  immerhin  richtig  sein,  dass 
die  königliche  Gewalt  längst  schon  so  geschwächt  und  gesunken  war, 
dass  sie  nur  durch  die  Verbindung  mit  einer  starken  landesherrlichen 
Macht  etwas  habe  bedeuten  können.  Aber  auf  der  andern  Seite 
ist  es  doch  ebenso  richtig,  dass  eine  Erbebung  des  Reichs  und 
des  Königthums  nur  von  einem  Herrscher  ausgehen  konnte,  der 
sein  und  seines  Geschlechtes  ganzes  Heil  in  der  Regierung  des 
Reichs  gesucht  und«  Leib  und  Gut  an  den  Versuch  gewagt  hätte, 
anter  neuen  Formen  und  auf  neuen  Wegen  der  deutschen  Krone 
wieder  den  alten  Glanz  und  die  frühere  Bedeutung  zurück- 
zogewinnen.  Ob  sich  ein  so  aufopferungsfähiger  Fürst  im  Reich 
gefunden,  ob  der  Versuch,  wenn  man  ihn  gewagt  hätte  mit  P]in- 
siebt,  Kraft  und  Weisheit,  gelungen  wäre,  kann  bezweifelt  werden, 
aber  dass  Friedrich  HL  nicht  der  rechte  Mann  war,  ihn  zu 
wagen,  ist  sicher  nicht  zweifelhaft. 

Aber  es  war  ihm  selbst  nicht  einmal  beschieden,  das  eigene 
Haus  und  den  eigenen  Besitz  so  zusammenzuhalten,  zu  stärken 
nod  zu  befestigen,  dass  er,  auf  diesen  gestützt,  auch  im  Reich 
eine  beherrschende  Stellung  hätte  behaupten  können.  Ringsum 
bedroht  von  kräftig  emporstrebenden  neuen  Gewalten,  in  Zwist 
mit  den  Fürsten  des  eigenen  Hauses,  in  Hader  und  Streit  mit 
den  Grossen  der  Erblande,    in  Kampf  mit   den    eigenen   Unter- 

21  * 


Digitized  by  VjOOQIC 


324   _ 

thancn,  war  er  selbst  als  Landesherr  ohnmächtig;  wie  hätte  er 
als  Träger  der  edelsten  Krone  der  Welt  das  Ansehen  behaupten 
wollen,  das  ihm  als  solchem  gebührte! 

So  verlor  der  König  mehr  und  mehr  den  ihm  gebührenden 
Einfluss  auf  die  Reichsangclegenheitcn.  Die  Fürsten  und  wer 
sonst  mächtig  genug  war,  achteten  seiner  nicht,  —  die  Hilfs- 
bedürftigen und  Unmächtigen  hatten  an  ihm  keinen  Rückhalt. 
Er  that  nichts,  konnte  oft  nichts  thun,  um  den  zwischen  jenen 
ausbrechenden  Ilader,  die  verwüstenden  Kriege  zu  hindern,  die 
Streitenden  zur  Ordnung  und  zum  Recht  zu  zwingen:  da  ward 
denn  „Trutz  Kaiser"  ihr  Wahlspruch,  und  Friedrich  vermochte 
es  nicht,  denselben  zu  brechen,  üngesühnt  aber  blieb  darum 
auch  das  an  den  Schwachen  begangene  Unrecht.  Schon  Albrecht  II. 
hatte  erkannt,  es  sei  für  die  armen  Leute  abenteuerlich  nnd 
gefährlich,  am  Hofe  des  Königs  Hilfe  und  Recht  zu  suchen;  um 
wie  vielmehr  hätte  Friedrich  das  erkennen,  und  wenn  er  es  er- 
kannt, in  Erinnerung  an  die  Pflichten  seines  königlichen  Amtes 
Abhilfe  schaffen  müssen.  Aber  er  gewährte  sie  nicht,  nnd  als 
immer  wieder  der  Plan  auftauchte,  durch  neue  Einrichtungen 
wenigstens  auf  diesem  Gebiete  staatlicher  Ordnung  Besserung 
herbeizuführen,  widerstrebte  er  lange;  nicht  aus  Unlust  und 
Härte,  sondcni  weil  es  eben  Neuerungen  waren  und  solche 
überdies,  die  nicht  von  ihm  angeregt  waren. 

Wie  beschwerend  für  des  Reiches  Unterthanen  die  Rechts- 
pflege am  königlichen  Hofe  unter  Friedrich  IIL  wurde,  soll 
im  Folgenden  geschildert  werden.  Es  fehlt  nicht  an  Material 
für  diese  Darstellung,  nur  über  einen  Punkt  der  Geschichte  des 
Hofgerichts  in  dieser  Zeit  und  grade  über  einen  sehr  wichtigen 
sind  wir  leider  zur  Zeit  noch  nicht  ausreichend  unterrichtet. 
Eine  kurze  Reihe  von  Jahren  hindurch  wird  das  obere  Gericht 
des  Königs  für  das  Reich  noch  als  Hofgericht  bezeichnet,  dann 
tritt  neben  demselben  das  Kammergericht  auf,  und  wieder 
einige  Jahre  später  verschwindet  das  erstere  gänzlich  und  das 
letztere  gilt  als  das  alleinige  Gericht  am  königlichen  Hofe.  In 
welchem  Yerhältniss  beide  Gerichte  zu  einander  gestanden  haben, 
ist  eine  Frage,  welche,  in  älterer  Zeit  vielfach  erörtert  nnd  sehr 
verschieden  beantwortet,  auch  jetzt  noch  nicht  mit  Bestimmtheit 
gelöst  werden  kann.     Was  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
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Quellen  zur  Aofhellnng  dieses  zweifelhaften  Verhältnisses  bei- 
gebracht werden  kann,  ist,  wie  zu  hoffen,  in  dem  Nachstehenden 
gesammelt,  aber  völlige  Klarheit  wird  sich  doch  erst  in  späterer 
Zeit  nnd  nach  Vollendung  grundlegender  Vorarbeiten  ^)  gewinnen 
lassen.  Sonach  kann  die  folgende  Auseinandersetzung  nur  als 
ein  Versuch  gelten,  obwaltende  Bedenken  zu  lösen  und  weitere 
Untersuchungen  anzuregen  und  zu  fördern. 

Von  dem  Fortbestehen  und  der  Thätigkeit  des  Hofgerichts 
erbalten  wir  nur  durch  die  Urkunden  der  Hofrlchtcr  dttrftige 
Nachrichten.  Als  solcher  wird  zuerst  genannt:  Gumprecht  Graf 
zu  Nuenar,  Erbvogt  zu  Köln  und  Herr  zu  Alpen.  Gleich  zu 
Anfang  der  Begierung  Friedrichs  finden  wir  ihn  als  Rath  am 
königlichen  Hofe  und  bald  auch  mit  dem  Vorsitz  im  königlichen 
Gericht  beauftragt  ^.  Am  29.  Juli  1441,  als  der  König  die 
Absicht  hegte,  das  Reich  zu  besuchen,  ernannte  er  den  Grafen 
zum  Hofrichter  und  liess  ihn  wie  den  Hofgerichtsschreiber  Johann 
Geisler  vereiden').  Am  folgenden  Tage  gab  der  König  hiervon 
den  Bttrgem   von   Frankfurt   Nachricht*)   und   sandte   den  Hof- 


')  Als  solche  sind  vor  allen  zwei  zu  bezeichnen:  eine  kritische 
Ausgabe  der  Reichstagsacten  aus  der  Zeit  Friedrichs  III.  und  die  Be- 
arbeitung der  Regesten  auch  der  Reichssachen  in  der  Periode  von 
1440—95.  Erst  dann  wird  es  möglich  sein,  die  Geschichte  der  politi- 
schen Verhältnisse  und  der  staatsrechtlichen  Institutionen  dieser  Zeit 
in  einer  den  Ansprüchen  der  heutigen  Wissenschaft  entsprechenden 
Weise  zu  bearbeiten. 

^  Wien,  10.  Juli  41.  Die  Stadt  Wasserburg  wird  von  einer  Ladung 
vor  die  westfälischen  Gerichte  losgesprochen.  —  „da  an  unser  stat  und 
von  unser  bevelhnis  wegen  in  unserm  kuniglichen  hofe  alhire  —  der 
edel  graf  G.  v.  N.  —  mitsampt  andern  unsem  getruen  —  am  rechten 
gesessen  sein."  Eine  nähere  Angabc  •—  ob  Hof-,  ob  Kammergericht  — 
fehlt.  Ebenso  in  einem  ürtheil  vom  20.  Juli,  in  welchem  der  König 
den  Grafen  Gumprecht  als  „unsem  Richter"  bezeichnet.  Ghmcl:  Reg. 
Anh.  Nr.  5  und  7. 

»)  Reg.  343,  44. 

*)  Neustadt,  30.  Juli  41.  Der  König  beklagt  die  wilden  Läufe  uijd 
Kriege  in  den  oberen  Landen,  die  Unsicherheit  der  Strassen,  den  Still- 
stand aller  gewerblichen  Thätigkeit.  Er  wolle  selbst  in  das  Reich 
kommen  und  mit  Rath  der  Kurffirsten  Ordnung  stiften,  hoffe  dien  auch 
darch  Herstellung  geordneter  Rechtspflege  zu  erreichen.  Und  damit 
sich  Niemand  zu  beklagen  habe,    dass    er    am    königlichen   Gericht 
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lichter  in  das  Reich  voraus.  Das  Gericht  trat  indessen  nicht 
in  Thätigkcit,  weil  der  König  in  seinen  Erblauden  blieb.  Zwar 
sprach  er  noch  im  October  1441  die  UufTnung  aus,  den  zu 
Martini  1441  nach  Frankfart  berafcnen  Reichstag  bosachen  zu 
können,  allein  er  schickte  doch  nur  Gesandte  zu  demselben  ab 
und  Hess  den  Uofrichter  beauftragen,  alle  Rechtssachen,  darin 
Ladung,  vor  ihm  zu  erscheinen,  bereits  ergangen,  aufzuschieben, 
bis  der  König  selbst  nach  Frankfurt  käme;  sollte  er  gar 
nicht  kommen,  so  mttsste  sich  der  Hofrichter  schleunigst  an 
den  königlichen  Hof  verfügen  und  die  geeigneten  Beisitzer  gleich 
mitbringen  ^).  Ob  demgemäss  der  Hofrichter  nach  den  Erblauden 
zurückgekehrt  ist  und  dort  dann  Gericht  gehalten  wurde,  ht 
nicht  bekannt  Als  aber  Friedrich  im  April  1442  auf  der 
Krönungsreise  nach  Nürnberg  kam,  hielt  er  dort  das  erste  Hof- 
gericht im  Reiche  und  gab  alsdann  den  Stab  seinem  Hofrichter '^), 
der  ihn  dann  weiter  auf  der  Fahrt  durch  das  Reich  begleitete  ^). 
Nach  der  Rückkehr  des  Königs  nach  Üesterrcich  scheint  Gum- 
prccht  das  Amt  aufgegeben  zu  haben. 


Rechtuns  nicht  zu  erlangen  vermöge,  habe  er  den  Grafen  Gumprccht 
zum  Hofrichter  im  königlichen  Hofe  aufgenommen,  dasselbe  zu  ver- 
wesen und  Recht  zu  thun  allen,  denen  es  noth  sei.  l)as  Weiter« 
werde  dieser  selbst  ihnen  mittheilen.  Seuckcnberg:  de  iod.  cam. 
hod.l02fg,  Harpprechtl.  Anhang  Nr.  LVII.  S.  319,  JanssenH.  1.23. 

*)  Die  Instruction  für  die  Gesandten  ist  bezeichnend  für  die  ganze 
Regierungsweise  des  Königs.  Die  Stelle  über  das  Hofgericht  lautet: 
Item  von  des  hofgerichts  wegen  saget  dem  von  Nuwenaren,  daz  er  alle 
Bachen,  darinne  ladung  für  in  zu  komen  ausgangen  sind,  ettlich  tl^^ 
aufschiebe,  nachdem  uns  das  am  füglichsten  sein  möge,  dozwischeu  wir 
mit  der  hilf  gotes  personlich  gen  Frankfürt  hofifen  zu  kommen;  soldcu 
wir  aber  zu  dieser  zeit  gaucz  daran  verhindert  werden,  so  saget  dem- 
selben unsem  hofrichter,  daz  er  sich  alsdann  furderlich  in  unsem  faoie 
füllte  und  mit  im  bringe  solche,  die  zu  dem  hofgericht  zu  besiczcn  täg- 
lich sein  in  mass,  als  wir  des  mit  im  verlassen  haben.  Chmel:  Reg. 
Anhang  S.  XIV. 

,  *)  Histor.Norimb.  dipl.S.624,  Janssen  IL  1.  27,  Chroniken 
der  fränkischen  Städte  III.  3()6.  Geschenke  der  Stadt  an  den 
Hofrichter  das.  396. 

*1  Privilegia  und  Pacta  von  Frankfurt  S.  292,  Teschen- 
macher:  ann.  Cliv.  cod.  dipl.  Nr.  78  S.  81,  Senckenberg  a.  a.  0. 
S.  104,  Janssen  54. 
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Wer  iu  den  folgenden  Jahren  als  Hofrichtor  fnngirte,  ist 
Dicht  bekannt.  Nach  einer  Urkunde  ton  1445  war  einmal  der 
Graf  Johann  zu  Schaumburg  mit  dem  Vorsitze  beauftragt  ^\  am 
längsten  aber  führte  denselben  in  dieser  ganzen  Zeit  der  Edle 
Michael  Barggraf  von  Maidburg,  Graf  von  Ilardcck.  Derselbe 
bekleidete  das  Hofrichteramt  zuerst  im  Jahre  1444,  als  sich 
der  König  zu  Nürnberg  aufhielt,  und  sass  daselbst  auf  der 
kaiserlichen  Burg  mit  vielen  Rittern  in  einer  Rechtssache  der 
Handelsgesellschaft  Ulrich  Ortlieb  wider  Heinrich  Hecker  in 
Aachen  zu  Gericht').  Von  dort  folgt  er  dem  König  nach  den 
Erblanden.  Im  Januar  1445  weist  er  eine  Klage  gegen  den 
Frankfurter  Borger  Job.  Aldenloze  auf  Ersuchen  des  Raths  der 
Stadt  an  das  dortige  Gericht'}.  Im  folgenden  Monat  werden 
die  Städte  Löwen,  Brüssel,  Antwerpen  und  andere  Orte  des 
Herzogthnms  Drabant,  die  auf  Klage  zweier  Edlen  au  das  Hof* 
gericht  geladen  waren,  auf  Grund  der  von  ihnen  geltend  ge- 
machten Privilegien  de  non  evocando  an  die  danach  competenten 
Gerichte  gewiesen  ^).  Im  April  publicirt  er  als  Ilofrichter  ein 
Urtheil  gegen  den  Grafen  Heinrich  von  Görz  ^)  und  erlässt  im 
November  Anleitebriefe  gegen  denselben®).  In  den  folgenden 
Jahren  wird  er  ebenfalls  als  Hofrichtcr  in  der  Umgebung  des 
Königs  genannt '')  und  erlässt  im  August  144()  und  Februar  47 
neue  Genchtsbriefe   gegen  Heinrich  von  Görz  ^).     Im  November 


*)  Wien  auf  der  Burg  1445  (—  dass  wir  von  geheiss  und  bcfchlmis 
des  —  könif^  —  sein  und  des  heiligen  roichs  hofi^f^richt  besessrn 
haben):  Seiickenberg  111—13.    Vglch.  Tomaschok  49,  W). 

■)  Historia  Norirab.  diplom.  Nr.  339  S.  (mJ7,  (JeBclienki«,  welche 
er  damals  von  der  Stadt  erhielt,  verzeichne«  die  Chron.  frk.  Städte 
III.  399.    Vglch.  auch  Harpprecht  I.  §  57  fgg. 

*)  Senckenberg  de  iud.  cam.  hod.  S.  113. 

*)  Wien,  22.  Febr.  45:  Reg.  1905. 

»)  Neustadt,  22.  April  45:  Reg.  1913.  Iu  dieser  Urkunde,  ab- 
gedruckt Materialien  I.  S.  166  Nr.  LIV.  wird  er  bezeichnet  „als  ein 
gesaczter  commissari  des  röm.  kunigs." 

•)  Wien,  10.  Novbr.  Reg.  1977. 

^)  Reg.  2106  vom  13.  Juni. 

•)  Wien,  8.  Aug.  46,  Konieuburg,  1.  Febr.  47:  Reg.  2129  und 
2233,  Materialien  I.  Nr.  84  und  93,  S.  221  und  229.  Kr  entechcidet 
als  „gesaczter  richter  und  commissari"  des  Königs. 
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desselben  Jahres  sass  er  zu  Wien  dem  Hofgericht  vor  und  be- 
glaubigte daselbst  einen  vom  König  ausgestellten  Rechtsbrief  ^}. 
Am  20.  Januar  1448  weist  er  eine  Klage  gegen  Bürgermeister, 
Rath,  Gildcmeister  und  Hauptleute  der  Stadt  Brauuschweig  au 
die  Gerichte  des  Herzogs  Heinrich  von  Brauuschweig^.  Im 
Jahre  1449  wird  er  in  einer  Urkunde  Friedrichs  als  Reichs- 
hofrichter  genannt  ^),  stellt  im  folgenden  Jahre  selbst  unter 
diesem  Titel  Briefe  aus^)  und  vidimirt  1451  als  solcher  unter 
dem  Hofgerichts  -  Siegel  eine  Anzahl  Gerichtsbriefe  gegen  den 
Grafen  von  Görz  ^).  In  späteren  Jahren  wird  er  noch  sehr 
häufig  in  den  Urkunden  Friedrichs  genannt^  aber  nicht  als  Hof- 
richter bezeichnet,  und  ebenso  wenig  lässt  sich  sonst  nachweisen, 
dass  er  die  Stelle  eines  solchen  ferner  verwaltet  habe  *) :  nur 
als  Landmarschall  in  Oesterreich  übte  er  noch  eine  juris- 
dictionelle  Wirksamkeit  aus '').  Ueberhaupt  aber  findet  sich  aas 
der  Zeit  nach  1450  kein  Zeugniss  mehr  für  die  Ausübung  der 
kaiserlichen  Gerichtsbarkeit  durch  das  Hofgericht  Der  Name 
desselben  verschwindet  freilich  erst  allmälig,  selbst  an  den  Titel: 
Hofrichter  hatte  man  sich  iin  Reiche  so  gewöhnt,  dass  man 
noch  dreissig  Jahre  später  -denselben  gleichbedeutend  mit  dem 
eines  Kammerrichters  gebrauchte^);  aber  das  sind  auch  die 
letzten  äusserlichen  Erinnerungen  an  die  einstige  Existenz  einer 
Institution,  welche  mit  dem  Mittelalter  begann  und  mit  demselben 


^)  Harpprecht  I.  8.  134  Nr.  XXV. 

*}  Wien,  20.  Januar  1448:  Senckenberg  a.  a.  0.  8.  116. 

*)  Neustadt,  12.  Januar:  Lichnowsky:  Gesch.  des  Hauses  Habs- 
bürg  VI.  Reg.  Nr.  1439  S.  CXXXIV. 

«)  Neustadt,  24.  Novbr.:  Chmel  Reg.  Nr.  26^9. 

•)  Neustadt,  29.  Jan.:  Reg.  2675,  Materialien  Nr.CXLV.  S.340. 

•)  Reg.  3720,  905,  5104,  7006,  371  u.  s.  w.  Nach  einer  Urkunde 
von  1459  bei  Senckenberg  a.  a.  0.  189  war  er  Beisitzer  in  der  Ver- 
handlung des  Kammergerichts  gegen  den  Grafen  Johannes  von  Görs: 
auch  hier  wird  er  nicht  als  Hofrichter  erwähnt.  Vglch.  auch  Toma- 
schek  S.  50. 

■')  Mon.  Habsb.  H.  233. 

')  Projekt  einer  Kammergerichtsordnung  von  1486  bei  Müller: 
R..Th.  ni.  28.  .  Auch  Markgraf  Albrecht  Achilles  wurde  1455  „hof- 
meister,  hauptmann  und  hofrichter*'  des  Kaisers,  wird  aber  schwerlich 
grade  richterliche  Functionen  ausgeübt  haben.    Droysen  H.  1.  183. 
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?erschwand.  Die  fünfhandertjährige  Geschichte  des  üofgericbte 
geht  zn  Ende  und  ein  anderes  oberstes  Gericht  hat  sich  in  den 
wankenden  and  schwankenden  Organismus  des  Reichs  eingefügt. 
Oder  aber  ist  es  nicht  richtiger,  zu  sagen:  das  Uofgericht 
erhielt  sich  und  wechselte  nur  den  Namen?  Urkundlich  lässt 
sich  erweisen,  dass  schon  vom  Jahre  1442  an  das  Kammer- 
gericht als  das  oberste  Reichsgericht  am  Hofe  des  Königs  ge- 
nannt wird.  Es  wurde  in  Frankfurt  gehalten,  als  sich  Fried- 
rich III.  auf  seiner  Krönungsreise  dort  aufhielt,  folgte  dem  Hofe 
dann  nach  ZOrich  und  Constanz  in  der  Schweiz  und  hielt  im 
folgenden  Jahre  zu  Gratz  und  Wien  häufig  Sitzungen  ^).  Wäh- 
rend des  Aufenthalts  des  Königs  zu  Nürnberg  im  Jahre  1444, 
zn  weicher  Zeit  nachweislich  das  Uofgericht  gehalten  wurde, 
sind  auch  zahlreiche  Sprüche  des  Kammergerichts  ergangen^). 


^)  1442.  28  Sept  Zürich:  Friedrich  macht  ein  Urtheil  bekannt, 
welches  vor  dem  Bischof  Peter  von  Augsburg,  als  er  „unser  kainer- 
gericht  allhier*^  besessen  hat,  in  Sachen  des  Johannes  Eübsamen  wider 
die  Stadt  Maasmünster  gefällt  wurde;  erwähnt  wird,  dass  dasKammer- 
gericht  bereits  zu  Frankfurt  unter  demselben  Vorsitzenden  in  Thätig- 
keit  gewesen  sei  (Reg.  1156,  gedruckt  bei  Senckenberg:  de  iud. 
cam.  hod.  S.  69  und  Chmel:  Reg.  Anh.  Nr.  28);  1442.  27.  November. 
Constanz:  der  König  publicirt  ein  vor  dem  Kammergericht  hicrscibst 
gefundenes  Urtheil  gegen  die  Stadtgemeinde  Ingolstadt  (Reg.  1247, 
Senckenberg  73,  Chmel  Nr.  30);  42,  4.  Decbr.  Feldkirchen:  macht 
den  Bürgern  von  Ulm  bekannt,  dass  er  ein  vor  dem  Kammergericht  zu 
Frankfurt  ergangenes  Urtheil,  über  welches  sie  sich  beschwert  hatten, 
bestätigt  habe  (Reg.  1260,  Senckenberg  71);  43.  26.  Novbr.  Grätz: 
pubUcirt  sechs  vor  Hans  von  Stubenberg,  Hauptmann  in  Steyr,  im  Kam- 
mergericht gefundene  Urtheile  (Reg.  1553,  Chmel  Nr.  41,  —  1554, 
Senckenberg  76,  Chmel  Nr.  42:  auch  in  dieser  Urkunde  wird  der 
Hegung  des  Kammergerichts  zu  Frankfurt  im  Jahre  1442  gedacht,  — 
1555  ungedruckt,  —  1556  desgl.,  —  1557,  Chmel  Nr.  43:  Appellation 
von  dem  Hofgericht  des  Herzogs  Albrecht  von  Bayern,  —  1558,  Chmel 
Nr.  44:  Urtheil  gegen  Herzog  Ludwig  von  Bayern) ;  44.  30.  April.  Wien: 
macht  ein  im  Kammergericht  gegen  üen  Grafen  Heinrich  von  Görz  auf 
Klage  des  Johann  von  Schaumburg  ergangenes  Erkeuutniss  bekannt 
(Reg.  1629,  Chmel:  Nr.  46). 

*)  Nürnberg,  31.  Aug.  44:  Gerichtsbrief  in  einer  gegen  die  Stadt 
Memmingen  schwebenden  Sache  (Reg.  1712,  Chmel  Nr.  48);  3.  Sept.: 
Rechtspruch  gegen  den  Grafen  Heinrich  von  Görz  (Reg.  1720,  Chmel: 
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In  den  nächsten  Jahren  fanden  wiederholt  Sitzungen  des  Ge- 
richts in  Wien,  Gratz,  Neustadt  und  an  andern  Orten  in  den  £rb- 
landen  statt  ^).     Von  1461 — 64  fehlen,   soweit  bisher   bekannt, 


Materialien  zur  österr.  Geschichte  I.  144  fgg);  4.  Sept^^rnber: 
Kntscheidung  in  einer  früher  am  Hofgericht  des  Herzogs  Albrecht  von 
linycrn  anhängig  gemachten  Sache  (Reg.  1721,  Chmel:  Reg.  Anh. 
Nr.  49) ;  7.  Sept :  Spruch  gegen  den  Grafen  von  Görz  (R  e  g.  1725, 
Mat.  I.  145  fg.);  15.  Sept.:  Erkenntnis«  in  Sachen  des  Grafen  Erich 
von  Hoya  wider  die  Stadt Osnabrügg  (Reg.  1746,  Anh.  Nr.  52);  IS.Sep- 
tombor:  Haus  Fraucnberger  wider  den  Grafen  Heinrich  zu  Orteuburg 
(Reg.  1572,  Anh.  Nr.  54  und  ein  anderer  Gerichtsbrief  zu  Gunsten 
desselben  Klägers  Senckenbcrg  S.  85  fg.);  1.  October:  Georg  von 
Bemburg  wider  die  Stadt  Hall  (Reg.  1768,  Anh.  Nr.  55,  Scncken- 
berg  S.  80  fgg.);  1.  October:  Urtheil  in  Sachen  mehrerer  Bürger  von 
Nflruborg  ^ider  einen  Bürger  von  Köln  (Reg.  1769,  Anhang  Nr  5(>i; 
7.  October  (Reg.  1780). 

*)  Wien,  1445.  Friedrich  beurkundet,  dass  der  Abt  von  Reichenau 
zur  Ausführung  eines  Urtheils  des  Basler  Conciliums  vor  dem  kg!. 
Kammergericht  die  Hilfe  des  weltlichen  Arms  gegen  die  Bürger  von 
Ulm  nachgesucht  habe.  Der  König  will  nicht  entscheiden,  ohne  die 
Bürger  gehört  zu  haben  und  ladet  sie  deshalb  zum  Gericht.  Dieselben 
ersuchen  darauf  den  König,  die  Sache  doch  in  Nürnberg,  wohin  Fried- 
rich nächstens  zu  kommen  versprochen  habe,  oder  aber  durch  Commis- 
sarien  entscheiden  zu  lassen.  (Senckenberg  1.  c.  S.  91  fgg.);  —  Wien 
1446:  gegen  den  Rath  der  Stadt  Regensburg  ist  vor  dem  Kammergericht, 
als  Konrad  von  Kreig  demselben  vorgesessen,  geklagt  worden.  Richter 
und  Urtheiler  haben  die  Sache  an  den  König  gewiesen.  Wegen  Schwie- 
rigkeit derselben  soll  die  Entscheidung  bis  zur  Ankunft  des  Königs  in 
den  oberen  Landen  ausgesetzt  bleiben,  wo  voraussichtlich  eine  grössere 
Zahl  von  Kurfürsten,  Fürsten,  Grafen  und  Edlen  beim  König  sein  würde. 
(Snnckenberg  a.  a.  0.  S.  99);—  1447:  Lichnowsky  VI.  Reg.  12^1, 
Harpprecht  1.  S.  135,  Chmel  Reg.  2281;  —  1448:  Reg.  2453, 
Anh.  79,  Ried:  cod.  dipl.  Ratisb.  H.  S.  1022,  Goldast:  Reichs- 
satz. II.  155,  sodann  Harpprecht  I.  Nr.  XXVI  undNr.XXVH,  VIII. 
S.  140  fgg.  (Urtheile  wider  die  Stadt  Nördlingen  und  wider  den  neuen 
Rath  der  Stadt  Schweinfurt);  —  1449  und  50:  Senckenberg  S.  118 
fgg.,  130  fgg.  (Graf  Reinhard  von  Hanau  legt  gegen  ein  Urtheil  des 
Kammergerichts  Berufung  an  den  besser  zu  unterrichtenden  Kaiser  und 
die  Kurfürsten  ein),  Harpprecht  IH.  494  fgg.  (Urtheil  in  Sachen  der 
Stadt  Gellenhauson  wider  Diether  von  Isenburg);  —  1451:  Sencken- 
berg: method.  154  fgg.,  Harpprecht  I.  Nr.  XXIX  (Pfalzgraf  Fried- 
rich und  Markgraf  Jacob  von    Baden   wider    Gerhard  Wildgrafen  zu 
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nrkDüdliche  Nachrichten  über  die  Thätigkeit  des  Gerichts,  wo- 
gegen sie  für  die  Jahre  1465 — 69  in  grösserer  Zahl  vorhanden 
sind^).     Die  beiden  folgenden  Jahre    1470    und  71    sind    dann 


Daun);  —1452:  Senckenberg:  k.  h.  G.  Beil.  XXVIL  S.  64  (die 
Stadt  Weissenburg  appcilirt  gegen  eine  Ladung  der  westfälischen  Ge- 
richte an  das  königl.  Kammergoricht) ;  —  1454:  Reg.  3238,  Harppr. 
I.  Nr.  XXXm.  (Stadt  Gellenhausen   wider  den  Juden   Isaac   daselbst) ; 

-  1455;  Harpprecht  I.  XXXIV.  (Hans  von  Rechberg  gegen  mehrere 
schwäbiscjie  Städte),  Lacomblet  IV.  Nr.  3(X)  S.  379  (Kammcrfiskal 
wider  die  Stadt  Nimwegen),  Chmcl:  Reg.  Nr.  3342  (der  Stadt  Köln 
wird  eine  ihr  durch  das  Kamnicrgericht  auferlegte  Strafe  erlassen);  — 
1456:  Riedel  II.  5.  S.  20  (Streit  zwischen  dem  alten  und  neuen  Rath 
zn  Lüneburg),  Schoepflin:  bist.  Zar.  Bad.  VI.  341  (Karl  und  Bern- 
hard, Markgrafen  von  Baden  wider  die  Herrn  von  Schaumburg);  — 
1458:  Senckenberg:  de  iud.  cam.  h.  140,  Menckeu:  I.  504,  7  und 
Harppr.  Nr.  XXXV  (Kloster  Cbomburg  wider  Götz  von  Berlichingen i ; 

—  1459;  Reg.  3766  und  Sencke  nb  ergS.139f gg.  (Grafen  von  Schaum - 
bnrg  wider  Graf  Johann  von  Görz),  Birk:  Urkunden -An  sz.  zur 
Gesch.  Friedrichs  III.  im  Archiv  f  K.  österr.  Gesch.  X.  224 
(Schreiben  des  Papstes  Plus  IL,  in  welchem  eines  coram  iudicio  camere 
fiscalis  schwebenden  Streites  zwischen  dem  König  selbst  uud  dem  Klo- 
ster ZwetI  gedacht  wird);  —  14(^0:  Birk  XI.  157  (Friedrich  schreibt 
an  Christian  von  D&nemark,  die  Herzöge  Wilhelm  und  Heinrich  von 
Brannschweig  hätten  in  unperialis  nostre  camere  iudicio  ein  obsieg- 
Kches  Erkenntniss  gegen  den  alten  Rath  und  die  Gemeinde  von  Lüne- 
burg erstritten. 

1)  Vom  Jahre  1465:  Reg.  4150,  Mon.  Boica  VH.  208  (der  Abt 
von  Tegernsee  wird  nach  einem  Spruch  des  Kammergerichts  zum  Com- 
missarius  in  einer  Streitsache  ernannt),  LünigXXII.  398,  Harpprecht 
I.  S.  202  (Urtheil  zu  Gunsten  des  Grafen  von  Leiningen),  Re  g.  4183  (Ur- 
tlieil  gegen  mehrere  preussische  Städte),  Harppr.  I.  S.  214  (Mandat 
gegen  die  Stuhlbrüderschaft  zu  Speier),  Reg.  42^)1,  Schilter-Kulpis. 
Anh.  284,  Lünig  XIV.  135,  Harppr.  S.  210  (Urtheil  wider Sigismund 
von  Sensheim);  —  1466:  Reg.  4544,  Lünig  IX.  259  (Mandat  gegen 
die  Stadt  Lüneburg),  Reg.  4604,  Lünig  XXH.  406  (Urtheil  gegen  Her- 
zog  Ludwig  von  Bayern),  Harpprecht  S.  217  (in  Sachen  der  Stadt 
Speier  wider  ihren  Bischof  Matthias);  --  1467:  Harpprecht  219, 
Reg.  4871  (Urtheil  in  einem  Erbschaftsstreite),  Senckenberg  k.  h.  G. 
Nr.  XXVIU.  S.  69  (Urtheil  zu  Gunsten  der  Stadt  Weissenburg);  — 
1469:  Ghmel  in  den  Fontes  rer.  Anstr.  U.  2.  361  (Urtheil  gegen 
die  schweizerischen  Eidgenossen).  Andere  Zeugnisse  für  die  Thätig- 
keit des  Gerichts  in  diesen  Jahren:  Reg.  4360,  507,  44,  730,  5659,  so- 
dann Fontes  rer.  Austr.  ü.  2.  199,  236,  341. 
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höchst  bedeutungsvoll  für  die  Geschichte  des  Kammergerichts : 
einmal  durch  den  Versuch,  die  Stelle  des  Kammerrichters  mit 
dem  Erzkanzleramtc  zu  verbinden,  sodann  durch  den  Erlass  der 
ersten  Kammergerichtsordnung,  welche  eben  ein  Werk  des  Erz- 
kanzlers Adolf  von  Mainz,  des  neuen  Kammerrichters,  gewesen 
sein  soll  *). 

Pen  Vorsitz  im  Kammergericht  fahrte  der  König  selbst^ 
oder  ein  von  ihm  für  einzelne  Fälle  oder  auf  längere  Zeit  er- 
nannter Ilichter:  so  1442  der  Bischof  Peter  von  Augsburg  und 
der  Markgraf  von  Hochberg  ^),  1443;  Hans  von  Stubenberg, 
Hauptmann  von  Stcyr*),  1444:  Bischof  Leonhard  von  Passau, 
Herzog  Albrecht  von  Oestcrreich  und  der  Erzkämmerer  Kourad 
von  Weinsberg  *),  1446 :  der  Hofmeister  Konrad  von  Kreig  ®),  1 447  : 
Graf  Ulrich    von  Cilly  '),    dann   der  Kauzler  Caspar    Schlick  *), 


^)  Harpp recht  I.  §.  115.  Ein  directes  Zeugniss  für  diese  An- 
nahme ist  mir  nicht  bekannt.  Der  Kaiser  selbst  erklärte  später  nur, 
es  sei  zu  Zeiten  Adolfs  eine  Ordnung  des  Gerichts  verfasst  worden, 
darüber  sich  Niemand  beschwert  habe  (1487:  Mtt  11  er  Reichstagstheater 
HL  120).  Wie  cinflussrcich  übrigens  die  Thätigkcit  des  Erzbischofs 
für  das  Prozessverfahren  war,  zeigt  eine  von  ihm  erlassene  „Ordinanz, 
das  ein  slechter  ungehorsamer  umb  sein  ungehorsam  sein  haubtsach 
nit  verlieren  sollt,  sondern  der  clager  müsset  sein  clag  weisen  und  dem 
autwurtter  darczu  verkünden."    Mon.  Habsburgica  U.   18G. 

<)  Harpprecht  L  S.  140,  145  fgg.,  202,  10,  14  und  änderte. 

*)  Chmel:  Reg.  Anh.  Nr.  28,  30. 

*)  Reg.  1553-58,  Anh.  Nr.  41—44. 

»)  Reg.  1629,  1712,  20,  21,  25,  46,  52,  68,  69,  80. 

*)  Senckenberg  1.  c.  99. 

')  Lichnowshy  VI.  Reg.  1234,  Harppr.  I.  135. 

*)  Reg.  2281.  Der  König  stellte  für  ihn  folgende  Vollmacht  aus: 
—  Ob  wir  zu  disen  zeiten  mit  solichen  geschcfften  und  unmusseii  be- 
laden sein,  das  wir  selbs, unser  kuniglich  camergericht  nicht  besiczeii, 
und  die  Sachen,  so  vor  uns  im  recht  hangen  ausgericht  mögen,  darunib 
dann  etlich  partbien  yecz  zu  uns  her  gen  Grecz  kommen  sind,  und 
uns  umb  recht  angeruffen  haben,  so  vememen  wir  das  noch  etlich  zu 
Wienn  auch  durch  des  rechts  willen  unser  zukuuft  warten,  ydoch  so 
wollen  wir  das  darumb  unser  gericht  nicht  still  lieg  noch  die  parthien 
dadurch  aufgezogen  werden,  und  darumb  so  bevelhn  wir  dir  ernstlich 
und  ist  unser  maynnng,  geben  dir  auch  vollen  gewult  und  gancz  macht, 
das  du  on  mittel  an  unserer  stat  und  in  unserm  namen  davor  zu  Wicna 


Digitized  by 


Google 


_333_ 

1449:  Caspar  von  Weisscnkirchen  und  der  Bischof  Sylvester 
von  Chieinsee  0,  5t;  Albrecht  von  Bottendorf^),  54;  Georg  von 
Volkersdorf'),  55  and  56:  Markgraf  Albrecht  von  Branden. 
barg*),  58  nnd  59;  Markgraf  Wilhelm  von  Hochberg ^),  1465 
bis  69  endlich  der  Kanzler  Bischof  Ulrich  von  Passau*).  Im 
Jahre  1470  aber  suchte  sich  der  Kaiser  der  Pflicht,  für  die 
liesetzung  des  Gerichts  sorgen  zu  müssen,  gänzlich  zu  ent- 
schlagen, indem  er  dem  Erzkanzler  Adolf  von  Mainz  die  Ver 
waltung  des  Kammergerichts  gegen  eine  von  diesem  jährlich  an 
den  Kaiser  zu  entrichtende  erhebliche  Geldsumme  übertrug.  In 
einer  Urkunde  vom  31.  IV^ai  bekennt  der  Erzbischof,  Friedrich 
habe  ihm  ans  besonderer  Gunst  .  und  Gnade  verstattet ,  „die 
canczeley  zu  regeren,  das  camer gericht  zu  besiezen  und  die 
nuozung  davon  zu  entpbaen '' '').  Dafür  zahlt  er  alle  Jahre  die 
Siimroe  von  zehntausend  Gulden,  als  feststehenden  Ertrag  aller 
Taxen  und  Gerichtsgebtthren,  an  den  kaiserlichen  Schatz.  Sollte 
er  verhindert  sein,  sich  am  Hofe  aufzuhalten  und  Kanzlei  und 
Gericht  persönlich  wahrzunehmen,  so  darf  er  keinen  Substituten 
bestellen,  sondern  der  Kaiser  besetzt  alsdann   die    Aemter  nach 


mit  andern  unsem  reten,  auch  doctorn  und  des  rechten  gelerten  nnd 
andern  weisen  darczn  tOgig,  unser  knniglich  camergericht  besiczcst  und 
haltest  und  alle  Sachen,  die  vor  ims  in  recht  hangend,  darumb  sich  die 
gerichtstag  ergangen  haben  und  noch  ergan  werden,  in  uuserm  abwosen 
aufrichtest  und  vollendest. 

')  Senckenberg  S.  118,  Harpprecht  III.  494. 

*)  Harpprecht  I.  Nr.  XXIX.  S.  155  und  II.  569. 

»)  A.  a.  0.  I.  Nr.  XXXII.  S.  171,  Lünig  XII.  3.  192. 

*)  Das.  Nr.  XXXIV.  S.  174,  Schoepflin:   h.  Z.  B.  VI.  341. 

»)  Harpprecht  XXXV.  S.  200,  Senckenberg  140. 

•)  Harpprecht  8.  210,  Lttnig  XXH.  406,  Reg.  4871,  Fontes 
rer.  Austr.  II.  2.  361,  Senckenberg:  k.  h.  G.  Beil.  S.  69.  Vergl. 
Tomascheck  65  fg. 

^)Ghmel:Reg.  6040;  der  Vertrag  ist  gedruckt  in  den  Mon 
Babsburgica  I.  1.  S.  XXX.  fgg.  Weitaus  die  meisten  aus  den 
nächstfolgenden  Jahren  bekannten  Urthcile  des  Kammergerichts  sind  vor 
Adolf  von  Mainz  ergangen,  so  ans  dem  Jahre  72:  Mon.  Habsb.  III. 
511,  16,  Harppr.  I.  249,  54;  —  1473:  Mon.  Habsb.  II.  145,  III. 479, 
Harppr.  1.  254  und  Anhg.  §.  18;— 1474:  M.  H.  11.144,  HI.  511,  16, 
28,  Harppr.  §.  125. 
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seinem  Gefallen,  verzichtet  aber  auch  für  die  Dauer  dieser  Zeit 
auf  die  vom  Kanzler  zu  zahlende  Pachtsumme;  sobai«!  letzterer 
an  den  Hof  zurückkehrt,  tritt  er  ohne  Weiteres  wieder  in  die 
Verwaltung  beider  Stellen.  Von  Strafgeldern,  welche  auf  Klage 
des  kaiserlichen  Fiskals  eingehen,  erhält  der  Kaiser  die  eine, 
der  Erzbischof  die  andere  Hälfte  und  keiner  von  beiden  soll 
berechtigt  sein,  ohne  Wissen  des  andern  etwas  von  diesen  Stra- 
fen zu* erlassen.  In  Gemilssheit  dieses  Vertrags  ttbernahm  nun 
der  Kurfürst  auch  den  Vorsitz  im  Kammergericht  und  führte 
ihn  bis  zu  seinem  Tode  im  September  1475.  Dauernd  sollte 
die  Verbindung  des  Kammerrichteramtes  mit  dem  des  Reichs- 
kanzlers nach  dem  Abkommen  von  1471  nicht  sein  und  sie 
wurde  auch  in  späterer  Zeit  nicht  wieder  hergestellt,  vielmehr 
hielt  der  Kaiser  das  Gericht  nun  wieder  persönlich  ^)  oder  er- 
nannte, wie  in  den  früheren  Jahren,  Vorsitzende  für  jeden  ein- 
zelnen Fall^). 

Ausser  den  Urkunden  des  Hofgerichts  und  denen  des  Kam- 
mcrgerichts  finden  sich  zahlreiche  Urtheile,  in  denen  jede  nähere 
Bezeichnung  des  Gerichts  fehlt.  So  entscheidet  1441  das  kgl. 
Gericht  unter  dem  Hofmeister  Konrad  von  Krcig,  „den  wir  dicz- 
mal  an  unser  stat  zu  richter  gesaczt  haben'',  auf  eine  Appella- 
tion des  Herzogs  Ludwig  von  Bayern^);  ähnliche  Urtheile  er- 
gingen noch  in  demselben  Jahre  vor  Gnmprecht  von  Nuenar*; 
und  vor  Hans  von  Stubenberg  ^),  sowie  in  den  folgenden 
Jahren  vor  dem  Markgrafen  Wilhelm  von  Hochberg®),  zum 
Theil  in  den  Erblanden,  zum  Theil  in  Frankfurt  und  anderen 
Orten  im  Reiche'').  Von  einzelnen   dieser  Erkenntnisse  wird  in 

')  So  z.  B.  gleich  im  Jahre  1476:  Mon.  Habsb.  H.  181  and  IIL 
572,  77. 

*j  So  1478  den  Grafen  Wilhelm  von  Tierstein  nach  den  Proto- 
kollen in  den  Mon.  Habsb.  H.  507  fgg. 

>)  Chmel  Reg.  Anh.  Nr.  4  S.  V.  Neustadt  10.  Mai  1441. 

«)  Daselbst  Nr.  5  und  7  S.  VH  fgg.  Wien  10.  und  20.  Juli  1441. 

»)  Das.  Nr.  10  und  11  S.  XV.  Gratz  13.  Novbr.  41. 

•)  A.  a.  O.  Nr.  14:  Frankfurt  12.  Juli  42,  -  Nr.  18:  ebendaselbst 
28.  Juli,  —  Nr.  20:  das.  6.  August,  —  Nr.  24:  vom  2G.  August,  - 
Nr.  25:  Tann  11.  September  1442  u.  s.  w. 

'>  Von  dem  in  der  vorigen  Note  erwähnten  Urtheil  bei  Chmcl 
Reg.  Anh.  Nr.  24  wird  z.  B.  in  einer  Urkunde  von  1454  hervorgeliobcD, 
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spateren  Urkandon  l)einerkt|  sie  seien  vor  dem  Karomergerich t 
ergangen;  rücksiclitlich  anderer  wissen  wir  nur,  dass  sie  am 
königlichen  Hofe,  aber  nicht  ob  sie  vor  dem  Hof-  oder  Kammer- 
gericht  gefanden  worden.  Auch  in  viel  späterer  Zeit,  als  das 
Kammergericht  längst  fest  organisirt  war,  findet  sich  noch  die- 
selbe Unbestimmtheit  des  Ausdrucks:  der  König  ladet  an  sei- 
nen königlichen  Hof,  vor  sein  Gericht,  vor  sich  selbst  oder  vor 
den,  den  er  als  Richter  setzen  würde,  vor  den  Richter,  der 
,,ohue  Mittel*'  an  seinem  Hofe  zu  Recht  spreche,  und  in  ähn- 
licher Weise  drücken  sich  dem  entsprechend  auch  die  Urthoile 
selbst  aus  ^). 

Als  das  höchste  Gericht  im  Reiche  gilt  also  auch  noch 
während  dieses  Zeitabschnittes  das  am  Hofe  des  Königs  von 
ihm  selbst  oder  doch  in  seinem  Anftrage  gehegte,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  wie  dasselbe  genannt  oder  wie  es  etwa  besetzt 
wurde.  Im  Anfange  seiner  Regierung  macht  der  König  den 
Versuch,  dieses  Gericht  als  Hof  gericht  aufzurichten;  er  ernennt 
Uofrichter  und  lässt  durch  diese  bald  im  Reich,  bald  in  den 
Rrblanden  Rocht  sprechen.  Neben  dem  Hofgericht  aber  findet 
sich  schon  sehr  früh  das  Kamm  er  gericht.  Dasselbe  ist  nicht 
för  die  Erblande  bestimmt,  denn  es  hat  von  Anfang  an  Com- 
petenz  über  das  ganze  Reich.  Es  ist  auch  nicht  eingesetzt, 
etwa  nur  die  Ansprüche    und   Rechte   des   kaiserlichen    Fiskus, 


08  sei  zu  Frankfurt    am   kgl.   Kammergcricht   gefällt   worden:    Chmol 
a.  a.  0.  Nr.  42,  Senckenberg  de  iud.  cam.  hod.  Tfi. 

*j  Aus  der  grossen  Zahl  der  Beweisstollen  führe  ich  nur  wenige  an : 
vom  Jahre  1448^  Reg.  2459,  80,  502,  Harpprecht  I.  140  tgg., 
1469:  Reg.  3722,  1463:  Archiv  für  K.  österreichischer  üu. 
ächichtsqn  eilen  XI.  161,  1405  und  14G() :  Harpprecht  I. 
2(>2,  Riedel,  cod.  dipl.  Brandenb.  II.  5.  89,  101,  III.  1.  Nr.  2(50, 
1467:  Lünig  XXIII.  410,  1473:  Reg.  6574,  803,  Riedel  III.2.  Nr.  72, 
75,  Mon.  Habsb.  III.  504,  1474:  Harpprecht  1.276,  Mon.  Habsb. 
I.  1.  395,  III.  515,  24,  257,  1475:  Mon.  H.  I.  1.  433—36,  HI.  559, 
Twinger  von  Königshofen  771,  78,  1477:  Mon.  Habsb.  III.  .596, 
«Ol,  H,  1478:  das.  II.  348,  503,  und  andere  mehr.  Für  die  Richter  an 
dem  Gericht  des  Königs  kommt  noch  in  spateren  Jahren  die  ganz  all- 
^emeioe  Bezeichnung  „kaiserliche  Richter"  vor  (so  z.B.  in  dem  lirtlieil 
des  Kamniergerichts  wider  die  Stadt  Memmingen  von  1473:  Mon.  H. 
ni.  488)  und  das  Gericht  selbst  heisst  kurz  „unser  kaiserliches  Gericht" 
iUodfriedc  von  1474  Müller  II.  624). 
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der  Kammer  in  diesem  Sinne,  zar  Geltung  und  Ansführung  zn 
bringen  0>  denn  es  entscheidet  Rechtssachen  der  verschiedensten 
Art,  es  urtheilt  in  Civil-  wie  in  Strafrechtsföiien  und  übt  die 
Gerichtsbarkeit  des  Königs  in  dem  vollen  Umfange,  wie  das  bis- 
her Seitens  des  Hoigerichts  geschehen  war.  Wie  dieses  hat  es 
endlich  keinen  dauernden  Sitz  im  Reiche,  sondern  folgt  dem 
Hofe  des  Königs  von  Ort  zu  Ort  durch  das  ganze  Reich  und  in 
die  entlegensten  Gegenden  der  österreichischen   Erbbesitzongen. 

Nur  in  einer  Beziehung  weicht  die  Organisation  des  Kam- 
mergerichts von  vornherein  von  der  des  älteren  Hofgerichts  we- 
sentlich ab.  Wir  erinnern  uns,  dass  noch  im  Jahre  1437  die 
Stände  des  Reichs  hegehrt  hatten,  es  möge  das  Hofgericht  mit 
einem  Richter  und  den  Rittern,  die  von  Rechte  daran 
sitzen  sollen,  besetzt  werden.  Diesem  Verlangen  konnten 
schon  die  Luxemburger  nicht  entsprechen  und  noch  weniger  ver- 
mochte es  Friedrich  III.  zu  thun,  denn  es  zog  die  deutschen 
Herrn  wenig  an  den  weit  entfernten,  stillen  und  prunklosen 
Hof  dieses  sparsamen  und  ernsten  Regenten.  Darum  muss  der 
König  sein  Gericht  schon  in  den  ersten  Jahren  seiner  Herr- 
schaft mit  österreichischen  Edlen  und  erbländischen  Beamten 
als  Richtern  besetzen  und  taugliche  Beisitzer  vermochte  er  gar 
nicht  zu  finden:  Gumprecht  von  Nuenar  wird  1442  ausdrOck- 
lich  beauftragt,  er  solle  aus  dem  Reich  geeignete  Urtheiler  mit 
an  den  Hof  bringen!  Sie  fehlten  also  vorher  und  sicherlich 
auch  später,  denn,  seltene  Gelegenheiten  abgerechnet,  blieb  es 
still  und  einsam  in  den  fürstlichen  Schlössern  zu  Wien,  Neu- 
stadt und  Gratz  und  ausser  den  Hofbeamten  und  dem  erblän- 
dischen Adel  waren  nicht  viel  Männer  von  bevorzugter  Stellang 
um  den  König  versammelt. 

Sollte  dennoch  am  Hofe  Gericht  gehalten  werden,  so  mussle 


*)  Darum  halte  ich  auch  nicht  die  von  Tomascheck  S.  23  ver- 
suchte Ableitnng  des  Namens  Kammergericht  fllr  zutreffend  und  kann 
mich  ebenso  wenig  der  von  Zoepfl:  Rechtsgesch.  §.61  S.  528  aus- 
gesprochenen Ansicht:  der  Name  des  Gerichts  erkläre  sich  daraus,  dass 
die  von  demselben  zu  erkennenden  Geldstrafen  in  den  Reichsfiskus 
flicssen  solUen,  anschlicssen,  so  ansprechend  und  natürlich  aueh  die 
Deutung  erscheint. 


Digitized  by 


Google 


337 


man  dasselbe  besetzen,  wie  es  eben  anging.  Den  Vorsitz  über-  f 
nahm  einer  der  Österreichischen  Edlen  oder  einer  der  höheren 
Eofbeamten  —  besonders  häufig,  wie  wir  sahen,  die  Kanzler  — 
ond  als  Urtheilsp recher  wurden  vor  allen  die  Mitglieder  des 
königlichen  Kaths,  Adelige  und  Gelehrte,  hinzugezogen^).  Diese 
Art  der  Besetzung   war   von   grosser  Wichtigkeit   fQr   die  Ver- 


')  Im  Jalire  1441  findet  sich  das  königliche  Gericht  in  folgender 
Weise  besetzt.  Am  10.  Mai:  Richter  —  der  Hofmeister  des  Königs, 
Urthciler  — „unsere  Rät  he  und  andere,  die  da  im  Rechten  gesessen^*; 
im  Juli:  Richter  --  ein  kgl.  Rath,  Beisitzer  —  österr.  Edle  und 
Doctoren;  im  Novbr. :  der  Hauptmann  von  Steyr,  „unsere  Räthe" 
nnd  andere  (Ghmel:  Reg.  Anh.  Nr.  4,  5,  7).    Im  Jahre  1442:  Richter 

—  die  kgl.  Räthe  Wilhelm  von  Hochberg,  Peter  Bischof  von  Augsburg, 
Beisitzer:  wenn  der  Hof  in  den  Erblanden  ist  —  fast  ausschliesslich 
österr.  Edle,  während  des  Aufenthalts  im  Reich  wcrdes  auch  andere 
herbeigezogen  (a.  a.  O.  Nr.  14,  25,  28,  30,  48,  49,  52,  54),  Doctoren 
finden  sich  fast  stets  unter  den  Urtheilern.  Im  Decbr.  1442  entscheidet 
der  König  mit  R ä t h e n  und  Rechtsgelehrten   (Senckenberg:  de' iud. 

I  caoL  hod.  71)  und  pnblicirt  1443  mehrere  durch  seine  Räthe  gefällte 
'  Sprache  (Mater.  I.  120  fg.).  Ebenso  auch  in  späteren  Jahren.  1447 
soll  Kaspar  Schlick  das  Karomergericht  besitzen  mit  unsem  Räthen, 
Doctoren  und  Rechtsgclehrten  (Reg.  2281);  1449  wird  erkannt  nach 
derRäthe  und  Rechtsgelelirten  Rathe  (Harpprecht  HI.  497);  ebenso 
1453  (Mater.  H.  31  und  55,  Harpprecht  1.189);  1456  sind  Urtheiler 
vier  kgl.  Räthe  (Schöpflin;  bist.  Z.-B.  VI.  341);  1459  sind  am  Recht 
gewesen  zahlreiche  Räthe  und  Rechtsgelehrte  (Senckenberg  a.a.  0. 
189) ;  zu  derselben  Zeit  wird  ein  Spruch  erlassen  „mit  einhelligem  Rath 
und  Erkenntniss  unserer  Räthe''  (Mat.  II.  175);  1463:  Spruch  der 
kgl.  Räthe  (Archiv  X.  403);  1466  wird  erkannt  „mit  den  ehrsamen 
unsem  Räthen  und  Rechtegelehrten"  (Lflnig  XXIL406);  1467 richtet 
I  der  Kanzler  Bischof  Ulrich  von  Passan  mit  Räthen  und  Rechts- 
gelehrten (Senckenberg:  kaiserl.  höchste  Gerichtsbarkeit  Beil.  Nr. 
XXYIII);  ebenso  1469  nach  der  Urkunde  in  den  Fontes  rer.Anstr. 
II  2.  366;  f&r  die  Jahre  1473,  74,  76  vglch.  Mon.  Habsb.  H.  181, 
in.  479,  511  und  ftlr  die  spätere  Zeit  die  zahlreichen  Fälle  in  Harpp- 
r echt 8  Sammlung.  Zum  Jahre  1473-^ melden  Ach.  Pirm.  Gassar  ann. 
Aagsb.  bei  Menck  en  1. 1680 :  Caeterum  hisce  comitiis  propter  innumeras 
ordmnm  imperii  Utes  inssit  imperator  Adolfiim  episcopum  Moguntinum 

—  sacro  tribunali,  camerae  indicium  nostri  vocabant,  in  publica  chorearum 
domo  praesidere  ac  aasidentibuB  praeter  selectos  aliquot  principes  Septem 
legum  consultissimis  doctoribus  ins  omni  petenti,  orphano  et  oppresso 
dicere.    Siehe  auch  noch  Tomaschek  S.  67  fg. 

Fnmklin,  Rcichshoffferieht.  I.  22 
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Fassung  sowohl  des  köuiglichen  Gerichts  und  anderer  Gerichte 
im  Reiche,  als  auch  ftlr  die  Aufaabme  der  fremden  Rechte  iu 
Deutschland,  da  die  gelehrten  Richter  und  Urtheiler  am  Hofe 
weder  an  der  Anwendbarkeit  des  römisch-kanonischen  Prozesses, 
noch  an  der  des  römischen  Rechts  als  Norm  für  die  materielle 
Entscheidung  Zweifel  hegten  ^). 

Hierin  allein  beruht  auch  die  rechtsgeschichtliche  Bedeatong 
der  unter  Friedrich  III.  eingetretenen  Neuerung  in  der  Organi- 
sation des  obersten  Reichsgerichts.  Wie  sich  dieselbe  äasserlich 
vollzogen  habe,  ob  namentlich  Kammergericht  und  Hofgericht 
zwei  von  Anfang  an  verschiedene  Gerichte  gewesen,  oder  das 
letztere  nur,  als  es  mit  Gelehrten  besetzt  zu  werden  pflegte, 
seinen  Namen  gewechselt  habe,  erscheint  dagegen  von  unter- 
geordnetem Interesse.  Die  Wahrheit  fordert  zu  sagen,  dass  wir 
rUcksichtlich  dieser  Fragen  nicht  völlig  klar  zu  sehen  vermögen, 
so  wahrschehilich  auch  die  eine  oder  andere  Meinung  dem  Ein- 
zelnen erscheinen  mag.     Und  dies  hat  seinen  Grund  vor  Allem 


^)  Für  die  Geschichte  der  ümwandelang  des  Prozesses  in  Deutsch- 
land werden  grade  die  Urtheile  des  Kammergerichts  von  1441  an  von 
grösster  Wichtigkeit  sein ;  meist  sind  sie  sehr  ausführlich  und  für  viele 
Prozesse  liegen  förmliche  Protokolle  vor  (vglch.  z.B.  Monum.  Habsh. 
I.  395  fg.  433-38,  III.  479,  517,  72,  82).  *  Nicht  nnr  das  Gericht,  son- 
dern auch  die  Parteien  berufen  sich  sehr  h&nfig  auf  das  gemeine  kaiser- 
liche und  geistliche  Recht  (z.  B.  Harpprecht  I.  130,  31,  65,  267, 
Senckenberg:  de  ind.  cam.  hod.  119,  125).  lieber  die  Anwendung 
des  fremden  Rechts  beim  Kammergericht  vglch.  Stobbe  IL  86  fgg. 
nnd  über  die  Theilnahme  und  den  Einfluss  der  Gelehrten  auf  dss 
Rechtsverfahren  Tomaschek  28  fgg.,  69  fgg.  So  wenig  es  meine  Ab- 
sicht ist,  die  Geschichte  des  Xammergerichts  an  diesem  Orte  zu  be- 
handeln, ebenso  wenig  kann  ich,  ohne  die  Grenzen  meiner  Arbeit  zu 
aberschreiten,  bei  der  folgenden  Darstellung  des  Verfahrens  auf  die 
Praxis  des  Kammergerichts  auch  nnr  in  den  frühesten  Zeiten  seines 
Bestehens  Rücksicht  nehmen.  Aber  ich  wiederhole,  dass  eine  Dar- 
stellung des  bei  demselben  von  Anfang  an  beobachteten  Verfahrens  für 
die  Geschichte  des  Prozesses  von  hohem  Werthe  sein  könnte,  wenn 
das  sehr  reiche  Material  vollständig  benutzt  würde.  Tomaschek 
deutet  nnr  Einzelnes  an  nnd  eine  erschöpfende  Behandlung  des  Gegen- 
standes hat  anch  wohl  nicht  in  seinem  Plane  gelegen,  da  ihm  sonst  die 
zahlreichen  Urkunden,  welche  in  verschiedenen,  grade  der  Geschichte 
Oesterreichs  nnd  dos  Zeitraums  von  1440—1500  gewidmeten  Samm^ 
lungen  veröffentlicht  sind,  nicht  entgangen  sein  wttrdcn. 
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in  der  beklagenswerthen  Unftciiauigkcit  der  Geschäfts-  und 
Kanzleisprache  dieser  ZeiU  welche  bald  für  dieselbe  Institution 
die  yerschiedonsteo  Bezeichnungen,  bald  für  an  sich  ganz  ver- 
schiedene Dinge  und  Verhältnisse  denselben  Ausdrnck  gebraucht 
Es  ist  schon  erwähnt,  dass  sich  ans  allen  Zeitabschnitten  der 
Regierung  Friedrichs  IIL  Urkunden  finden,  in  denen  schlechthin 
vom  königlichen  Gericht,  ohne  nähere  Bezeichnung  als  Hof- 
oder Kammergericht,  die  Rede  ist.  Sodann  begegnen  wir,  wie 
weiter  nnten  bemerkt  werden  wird,  anderen  Urkunden,  in  denen 
vom  Hof-  und  (oder)  Kammergericl^t  in  einer  Weise  gesprolchen 
wird,  dass  man  nicht  zu  ersehen  vermag,  ob  damit  ein  und  das- 
selbe Gericht  bezeichnet  werden  soll,  oder  ob  an  zwei  ver- 
schiedene Institutionen  gedacht  wurde.  Aber  auch  dann,  wenn 
ansdrOcklich  das  iudicium  oamerae  erwähnt  wird,  ist  es  nicht 
immer  klar,  ob  ein  vom  Hofgericht  verschiedenes  Gericht,  oder 
eben  das  alte  iudicium  curiae  gemeint  ist.  Denn  grade  das 
Wort  camera,  Kammer,  gebrauchen  Schriftsteller  und  Urkunden 
in  sehr  verschiedenem  Sinne,  und  es  kommen  hier,  abgesehen 
von  anderen,  namentlich  zwei  Bedeutungen  desselben  in  Betracht. 
Einmal  heisst  camera  der  Ort,  wo  der  König  Rath  zu  halten 
pflegte  ^),  sodass  man  sagen  darf,  ein  im  Rathszimmer  gehaltenes 
oder  mit  Räthen  besetztes  Gericht  wird  zutreffend  Kammer- 
gericht benannt^).  Aber  camera  bezeichnet  doch  auch  schon 
sehr  firüh  die  curia  rogis  im  Allgemeinen ,  —  Kammer  den  jedes- 
maligen Aufenthaltsort  desselben  *),  sodass  wieder  nicht  ohne 
Grund  behauptet  werden  kann,  die  Ausdrücke  iudicium  curiae 
und  i.  camerae  seien  identisch  gebraucht  worden  für  jedes  am 
Hofe  gehegte    Gericht.     Und    mehr  noch:   camera  heisst  auch 


*)  So  bei  Mattfa.  Neob.  (Urstisius  II.  109):  rex  pro  consilio  in- 
travit  cameram.  Vglch.  die  Schreiben  bei  Minntoli:  kaiserl.  Buch 
144,  53:  in  seiner  gnaden  caraer. 

*)  So  heisst  es  in  «wei  zn  Freiburg  aufgenommenen  Appell ations- 
tnstmmenten  vom  September  1449:  ich  —  appellier,  dinge  und  ziehe 
mein  recht  fttr  den  römischen  kung  und  sin  rat  —  nach  gewonhcit  der 
kanter  des  römischen  richs  (Ohmel :  Geschichte  Friedrichs  des  Vierten 
II.  BeiL  Vni.  S.  755  ig.) 

»)  Du  Gange  (ed.  Henschel)  camera  Nr.  4:  llaltans  gloss.  1059; 
Kammer  für  specialis  domns  principis;  von  Kammer  in  diesem  Sinne 
leitet  aach  Hai  tan  s  den  Namen  des  Gerichts  ab. 

22  • 
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zuweilen  grade  das  Gemach,  wo  der  König  Gericht  hftlt  ^),  nnd 
dann  das  Gericht  selbst,  ja  es  fehlt  nicht  an  Beispielen,  dass 
Kammer  und  indicium  camerae  gradeza  das  Hofgericht  be- 
zeichnen^), sodass  wir  also  nicht  berechtigt  sind,  aberall  da, 
wo  vom  Kammergericht  die  Rede  ist,  an  ein  vom  Hofgericht 
verschiedenes  zu  denken. 

Bei  solcher  Lage  der  Sache  mnss  man  dem  Wunsche  ent- 
sagen, den  Ursprung  des  Kammergerichts  mit  völliger  Gewissbeit 
nachzuweisen,  und  sieht  sich  auf  Yermuthungen  beschränkt,  für 
«Welche  nicht  mehr  als  die  Wahrscheinlichkeit  in  Ansprach  ge- 
nommen werden  kann ').  Gänzlich  abzuweisen  ist  der  Gedanke, 
als  wäre  das  Kammergericht  durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung 
als  ein  völlig  neues  Gericht  in  das  Leben  gerufen  worden; 
davon   mttssten    die   Reichsregistratnrbflcher  eine  Nachricht  ent- 


^)  In  dem  Rechtsstreite  zwischen  Renatus  von  Anjou  und  dem 
Grafen  Anton  von  Vaudemont  wegen  der  lothringischen  Erbschaft  er- 
scheint 1434  auf  geschehene  Ladung  der  letztere  vor  dem  Kaiser  nnd 
den  Forsten,  um  seine  Sache  zu  f Ähren.  Nachdem  lange  verhandelt 
worden,  beauftragt  Sigismund  mehrere  Bischöfe  und  Herrn,  die  weiteren 
Ausführungen  der  Prokuratoren  des  Grafen  entgegenzunehmen.  Qui  — 
statim  camer  am  ipsius  domini  exeuntes,  aulam  maiorem  domus  ipsius 
iroperatoris  accesserunt    Dumont:  corps  universel  11.  2.  281. 

*)  Im  Jahre  1430  bevoUm&chtigt  Markgraf  Friedrich  L  von  Branden- 
burg zwei  seiner  R&the,  wider  Bürgermeister  und  Rath  zu  Köln  in  der 
„königlich  römischen  Kammer'*  zu  klagen;  damit  ist  das  Hofgericht 
gemeint,  vor  welchem  noch  in  demselben  Jahre  zu  Nürnberg  in  der 
Sache  verhandelt  wurde  (Minutoli:  Kurfürst  Friedrich  I.  222,  24).  — 
Auch  in  dem  Privilegium  für  Köln  von  1410:  qnod  cives  —  ad  Romani 
regni  seu  imperii  iudicium  curiae  vel  camerae  —  neqnaquam  debeznt 
dtari  (Senckenberg:  k.  h.  g.  Beil.  lY.  S.  20)  bedeuten  die  Worte: 
vel  camerae  —  wenn  sie  überhaupt  nicht  erst  sp&ter  interpolirt  sind  — 
nicht:  die  Bürger  sollten  befreit  sein  von  dem  Hofgericht  nnd  dem 
Kammergericht,  sondern :  sie  sollten  nicht  geladen  werden  an  das  oberste 
Gericht  des  Reichs ,  welches  Hof-  oder  Kammergericht  genannt  werde. 

*)  Die  älteren  Meinungen  über  den  Ursprung  des  Kammergerichts 
referirt  Harpprecht  I.  §  64,  vglch.  auch  Datt:  de  pace  imp.  publica 
IV.  c.  1.  Die  neueren  Rechtshistoriker  berühren  die  Frage  meist  gar 
nicht.  Die  Aeusserung  von  Thudichum  (das  Reichskammergericht 
und  seine  Schicksale,  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  XX. 
14^  fgg)>  der  Kaiser  habe  dem  Hofgericht  gleich  bei  Beginn  seiner 
Regierung  den  Namen  Kammergericht  beigelegt,  ist  durch  nichts  za 
beweisen. 
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halten,  darflber  würden  die  Schriftsteller  wenigstens  eine  An- 
dentong  geben ,  das  wäre  sicherlich  den  Abgeordneten  der 
Forsten' und  Städte  am  Hofe  des  Königs,  die,  wie  ihre  aus- 
gebreitete Correspondenz  zeigt,  von  allem,  was  dort  vorgeht,  so 
genao  unterrichtet  sind,  nicht  entgangen.  Der  oft  ausgesprochenen 
Meinung  ferner,  es  sei  dem  Hofgericht  der  Name  Kammergericht  ' 
beigelegt  worden  oder  es  habe  sich  selbst  so  genannt,  steht 
zwar,  wie  wir  sahen,  der  Sprachgebrauch  nicht  entgegen,  aber 
es  sprechen  dagegen  andere  gewichtige  Umstände.  An  dem- ) 
selben  Orte  und  zu  derselben  Zeit  sind^  wie  bereits  hervor- 
gehoben, das  Kammergericht  und  das  Hofgericht  unter  ver- 
schiedenen Vorsitzenden  in  Thätigkeit:  —  weshalb  die  unter- 
scheidenden Namen  —  Kammer*  und  Hofgericht  —  grade  in 
diesem  Falle,  wenn  wirklich  nur  ein  und  dasselbe  Gericht  ge- 
meint wäre?  Wenn  ferner  das  Hofgericht  auf  Urkunden  dos 
Kammergerichts  Bezug  nimmt,  der  Hofrichter  des  Kammerricbters 
gedenkt,  wenn  erwähnt  wird,  dass  das  Hofgericht  unter  seinem 
eigenen  Siegel,  das  Kammergericht  unter  dem  des  Königs  Aus- 
fertigungen ertheiit^}:  —  wie  soll  dabei  eine  Identität  beider 
Gerichte  angenommen  werden  dflrfen?  Es  erscheint  von  fast  ( 
zwingender  Nothwendigkeit,  anzunehmen,  dass  beide  Gerichte  ! 
orsprflnglich  verschieden  waren ,  und  da  die  Einsetzung  des  j 
Kammergerichts  als  eines  besonderen  Gerichts  durch  eine  be- 
stimmte gesetzliche  Anordnung  durchaus  unwahrscheinlich  ist, 
so  können  wir  uns  die  Entstehung  desselben  nicht  anders 
denken ,  als  dass  sich  dasselbe  allmälig  neben  dem  Hofgericht 
entwickelt' habe. 

Und  zwar  weist  Alles  auf  einen  Zusammenhang  des  Kammer-  - 
gerichts  mit  dem  königlichen  Rathe  hin^),  welchem  schon  ziem- 
lich   früh    eine    gewisse    jurisdictionelle    Thätigkeit    tibertragen 
wurde,  die  sich  erweiterte,   als   die  Unmöglichkeit  eintrat,   das 


>)  Yglch.  S.  327  und  29  und  die  wichtige  Urkunde  von  1447  bei 
Harpprecht  I.  Nr.  XXV.  8.  134  fgg. 

*)  Ich  habe  bereits  in  den  Beiträgen  zur  Geschichte  der 
Reception  des  römischen  Rechts  185,  186  die  Vermuthnng,  das 
Kammärgericht  habe  sich  aus  dem  königlichen  Rath  entwickelt,  bestimmt 
ausgesprochen.  Diese  Ansicht  ist  dann  von  Tomaschek  S.- 21  fgg. 
aufgenommen  und  weiter  ausgeführt  worden. 
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Hofgericht  ordDungsmässig  zu  besetzen.  Schon  unter  Ludwig 
dem  Bayer  werden  Rechtssachen  vom  König  mit  Zuziehung  seines 
Raths  geordnet^).  Unter  König  Wenzel  kommt  es  vor,  dass 
sich  die  Urtheiier  des  Hofgehchts  in  schwierigen  Fällen  über 
das,  was  Rechtens  sei,  bei  dem  Rathe  des  Königs  Unterweisung 
holen  ^).  Dass  zur  Zeit  Ruprechts  an  der  Befugniss  des  RaÜis, 
in  gewissen  Fällen  Recht  zu  sprechen,  nicht  gezweifelt  wurde, 
zeigen  häutige  Privilegien,  nach  denen  die  Begünstigten  nur 
vor  dem  König  oder  seinem  Rath  zu  erscheinen  brauchen,  und 
verschiedene  von  letzterem  getroffene  Entscheidungen.  Ködir 
Sigismund  endlich  musste,  wie  oben  hervorgehoben  wurde,  eben- 
falls viele  Rechtssachen  mit  seinen  Räthen  zu  rechtlichem  Aus- 
trag  bringen ,  weil  er  ausserhalb  der  Grenzen  des  Reichs  sein 
Hofgericht  nicht  ausreichend  zu  besetzen  vermochte  ').  In  der- 
selben Lage  befand  sich  aber  auch  gleich  zu  Anfang  seiner  Re- 
gierung Friedrich  HL  und  licss  deshalb  die  an  den  Hof  ge- 
langenden Prozesse  durch  ein  überwiegend  mit  königlichen 
Räthen  besetztes  Gericht  entscheiden,  welches  anfänglich  keinen 
bestimmten  Namen  führte,  dann  aber  Kammergericht  genannt 
wurde.  Wähi-end  der  Zeit,  dass  der  König  1442  und  44  im 
Reich  verweilte,  wurde  Hofgericht  gehalten  und  es  hätt.e  deshalb 
das  Kammergcricht  ausser  Thätigkeit  treten  können;  mait  liess 
dasselbe  aber  bestehen,  da  es  sich  als  zweckmässig  und  für  das 
Aerarium  gewiss  als  sehr  vortheilhaft  gezeigt  haben  wird,  die 
wichtigsten,    schwierigsten,    aber   auch    den   grössten    Gebühren 


>)  Boehmer  :  cod.  dipl.  Mfr.  L  509. 

*)  Urtheil  des  Hofgerichts  bei  Harpprocht  I.  117:  Do  fragten 
wir  die  ritterc,  die  bei  uns  an  den  rechten  sasaeD,  was  sie  recht  deuchte. 
Des  wurden  sie  mit  uns  eintrechticlich  zu  rate,  uns  darunib  eins  rechtcu 
an  unsern  herrn  dem  kunigc  und  au  sinen  retten,  die  er  zu  der  zeit 
bei  ihm  hatte,  zu  erfarnde.  Do  gingen  wir  (iustitiarius  curiae)  mit 
zweyn  rittern  von  unserer  allerwegen  zu  stunde  von  dem  gerichte  für 
unseren  herren  den  konige  und  leten  im  und  etlichen  seinen  raten  die 
Sache  eigentlich  für,  wie  es  für  uns  mit  urteyl  kummen  und  bracht 
was,  und  worden  des  von  ime  und  seinen  reten  underweiact,  als  uns 
das  auch  selbs  rechte  dauchte  sein,  das  etc. 

•)Chmel:  Reg.  Ruprechts  Nr.  2517  und  .2583,  dann  NK  1H27 
und  Zorn:  Wormser  Chronik  53,  57,  73.  Für  die  Zeit  Sigismunds 
vglch   ö.  237  fgg. 
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ertrag  verheissenden  Kecbtssachen  grade  durch  königliche  Räthe 
eHedigcn  za  lassen.  Von  dem  Zeitpunkte  an,  da  der  König 
später  auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  nach  OcsteVreich  heim- 
zog, trat  dann  wieder  derselbe  Zustand  ein,  der  zu  Anfang  sei- 
ner Herrschaft  gewaltet  hatte,  und  so  ward  das  Kamroergericht, 
da  das  üofgericht  nicht  mehr  gehalten  werden  konnte,  das 
alleinige  oberste  Gerieht  im  Reiche.  Mit  dem  Jahre  1450, 
darf  man  sagen,  endigt  die  Geschichte  des  Ilofgerichts  und  be- 
ginnt die  des  Kammorgerich ts;  wenn  später  noch  häufig  des 
Hof-  und  Kammergerichts  Erwähnung  geschieht,  so  ist  doch 
uur  ein  Gericht  und  zwar  eben  das  letztere  gemeint. 

Die  Richtigkeit  der  hier  dargelegten  Ansicht  über  den  Ur- 
sprung des  neuen  Gerichts  lässt  sich  nicht  durch  eine  Reihe 
zusammenhängender  Zeugnisse  erweisen.  Aber  sie  erscheint, 
wenn  man  die  Verhältnisse  im  Grossen  und  Ganzen  betrachtet, 
als  sich  von  selbst  ergebend;  es  spricht  fftr  dieselbe  ausserdem 
die  analoge  Eutwickelnng  des  Gerichtswesens  in  einzelnen  Terri- 
torien ^),  und  völlig  überzeugend  ist,  wie  ich  meine,  der  Um- 
stand, dass  das  Kammergericht  thatsächlich  überwiegend  mit 
Käthen  des  Königs  besetzt  war.  Hofgericht  und  Kammergericht 
sind  also  allerdings  zwei  verschiedene  Gerichte ,  aber  weder  wurde 
das  erstere  durch  einen  bestimmten  Akt  der  Gesetzgebung  auf- 
gelöst, noch  das  letztere  durch  einen  solchen  begründet,  son- 
dern langsam  und  allmälig  ging  die  Neubildung  vor  sich,  her- 
vorgerufen, gefördert  und  endlich  dauernd  befestigt  durch  die 
politischen  Verhältnisse  der  Zeit.  Man  kann  nicht  einmal  bc; 
haapten,  dass  man  sich  am  Hofe  der  Neuerung  bewusst  gewe- 
sen, dass  die  grosse  Bedeutung  derselben  für  die  künftige  Ent- 
wickelung  <ies  Gerichtswesens  und  der  Rechtsbildung  erkannt 
oder  vorausgesehen  worden  sei.  Niemals  war  im  Reiche  ge- 
zweifelt worden,  dass  dem  König  die  oberste  Gerichtsgewalt  zu- 
stehe; die  Herrscher  hatten  sie  selbst  oder  durch  ihre  Hof- 
richter  geübt,  aber  auch  anderen  am  Hofe  anwesenden  Grossen 
oder  Commissarien  für  bestimmte  Fälle  übertragen,  und  es  stand 
reichsrechtlich  nichts  entgogeu,    wenn  jetzt   grade    den    Räthe», 


M  Vglch.  Kuhns:  Geschichte  der  Gerichtsverfassung  und  des  Pro- 
zesses in  der  Mark  Brandenburg  §.  23  8.  229  fgg. 
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wie  früher  aaderen,  die  Verwaltung  der  dem  König  persönlich 
zustehenden  Jurisdiction  anvertraut  wurde.  Als  es  zuerst  auf- 
kam, dass  der  König  seine  Räthe  bei  der  Rechtsprechung  zu- 
zog, unterschied  man  wohl :  Entscheidungen  durch  das  Hofgericht 
und  solche,  welche  der  König  persönlich  mit  seinen  Räthen  oder 
in  seiner  Vertretung  durch  diese  allein  treffen  mochte;  mau 
konnte  von  dem  Erscheinen  vor  dem  Uofgericht  befreit  sein  und 
musstc  doch  auf  Erfordern  vor  dem  König  oder  seinem  Rath 
zu  Recht  stehen  ^).  Später  aber ,  als  sich  der  Rath  zu  einem 
selbständigen  Gericht  entwickelt  hatte,  erkannte  man  einen  sol- 
chen Unterschied  am  Hofe  selbst  nicht  mehr  an.  Das  Kammer- 
gericht wurde  durchaus  ebenso  als  das  oberste  Gericht  im 
Reiche  angesehen,  als  bisher  das  Hofgericht,  es  übte  anfanglich 
die  oberste  richterliche  Gewalt  des  Königs  neben  dem  letzteren, 
dann  allein  und  ausschliesslich.  Eine  Verschiedenheit  beider 
wurde  im  Recht  nicht  angenommen;  die  Art  der  Besetzung  des 
Gerichts,  die  Bezeichnung  desselben  in  der  einen  oder  andern 
Weise  erschien  gleichgültig,  das  Entscheidende  war,  dass  das- 
selbe am  Hofe  des  Königs  und  von  ihm  selbst  oder  in  seinem 
Namen  gehalten  wurde.  Als  im  Jahre  1472  in  eiuer  am  Kam- 
mergericht verhandelten  Streitsache  die  Burggrafen  von  Gellen- 
hausen  auf  Grund  eines  ihnen  von  Karl  IV.  ertheilten  Privile- 
giums forderten,  Kläger  sollte  an  ihr  Gericht  verwiesen  werden, 
wollte  letzterer  in  diese  Zurückweisung  nicht  willigen,  weil  in 
dem  Privilegium  nicht  die  Freiheit  von  Ladungen  vor  das 
Kammergericht  verheissen  sei;  das  Gericht  verwarf  aber  den 
Einwand,  denn  wenn  die  Burgmftnner  privilegirt  seien,  dass  sie 
nicht  „fiir  uns'*  —  d.  h.  im  Sinne  Karls  IV.  nicht  vor  das 
Hofgericht  —  geladen  werden  dürften,  so  sei  ihnen  damit  auch 
die  Freiheit  verliehen,  nicht  vor  dem  Kammergericht  ^  als  dem 
unmittelbaren  Gericht  des  Königs,  erscheinen  zu  dürfen  ^).    Um 


^)  Vglcb.  die  Zeugnisse  hei  Tomaschek  S.  17  und  25. 

*)  Goldast:  Reichss.  H.  168,  Lünig  XII.  3.  194.  Aehnlich  ist 
die  Ausführung  Herzog  Albrechts  von  Oesterreich  in  einer  um  fast  zehn 
Jahre  früheren  Urkunde.  Der  Kaiser  hatte  1463  Bürgermeister  und 
Rath  der  Stadt  Wien  auf  Klage  einiger  von  dort  vertriebener  Barger 
vor  sich  geladen;  der  Herzog  forderte  die  Zurückweisung  der  KlAger, 
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ähnliche  Bedenken  auszaschliessen,  warde  in  späteren  Privilegien 
de  non  evocando  die  Freiheit  auch  von  Ladungen  vor  das  Kam- 
mergericht  aasdrücklich  ausgesprochen^);  aber  da  man  auf  die 
Erneuerung  der  alten  Freiheiten  besonderen  Werth  legte,  auch 
im  Reiche  gewiss  noch  lange  Zeit  hindurch  das  Kammergericht 
am  Hofe  des  Königs  als  Uofgericht  bezeichnete,  so  wird  den 
Bewerbern  um  die  königliche  Gunst  gewährleistet:  sie  sollten 
nicht  geladen  werden  ^vor  unser  kaiserlich  Kammergericht  oder 
Hofgericbt" ^,  „an  unser  kaiserlich  Hof-  und  Kammergericht"  *), 
an  ««unser  und  unser  Nachkommen  am  Reich  Kammer-  oder 
andere  Gerichte  an  unser  oder  ihrem  kaiserlichen  oder  könig- 
lichen Hofe"*).  So  wird  auch  in. andern  Urkunden  das  Kam- 
mergericht neben  dem  Hofgericht  genannt^),  ohne  dass  im  £nt- 


wefl  die  Unterthancn  des  Hauses  Oestcrreich  von  dem  Erscheinen  vor 
dem  kaiserlichen  Gericht  —  kamer-  und  hofgericht  —  befreiet  seien. 
Archiv  f.  Kunde  öst  Geschq.  XI.  63-65. 

V  Allerdings  kommen  aber  auch  noch  Privilegien  in  der  alten  Form 
vor.  So  1442  für  die  Stadt  Frankfurt  (Schilter-Kulp.  Anh.  S.  137) 
und  den  Grafen  Johann  zu  Katzeneinbogcn :  es  darf  gegen  ihn  und  seine 
Erben  vor  keinem  fremden  Gericht  geklagt  werden,  auch  nicht  „vor  der 
röm.  keyser  oder  königen  hofgerichte*',  sondern  nur  vor  dem  Reichs- 
oberhaupte selbst  oder  dessen  R&tfaen  oder  wem  es  sonst  vom  Könige 
mündlich  oder  schriftlich  aufgetragen  werden  würde  (Wenck  l.  Nr.  325 
S.  247);  1449  fUr  die  Grafen  von  Hanau:  für  unser  kgl.  Hofgericht 
(Lünig  XI.  Abs.  1.  S.  56);  aus  dems.  Jahre  für  die  f^reiherm  von 
Lichtenberg  (Schilter-Kulp.  115)  Aber  auch  noch  viel  später.  Im 
Jahre  1475  für  Markgraf  Christoph  von  Baden :  „für  unser  und  des 
richs  hofgericht  in  nnserm  keyserlichen  hofe*'  (Schoepflin:  H.  Z.-B. 
VI.  406)  und  in  demselben  Jahre  für  die  Stadt  Ulm:  „unser  und  des 
heiligen  reichs  hofgericht''  (Lünig:  R.-A.  XIY.  562).. 

*)  So  in  dem  Privil.  für  Augsburg  von  1482:  Lünig  XIU.  107. 

»)  Privil.  für  Köln  von  1474:  Lünig   XIIL  363. 

*)  DesgL  für  Memmingen  1471 :  a.  a.  0.  1420.  In  einem  Privile- 
gium für  Albrecht  Achilles  rücksichtlich  des  Burggrafenthnms  Nürnberg 
heisst  es  noch  umständlicher:  „in  unser  kayserlich  hoffgerichte, 
camergerichte  oder  andere  gerichte  (an)  unser  und  unser  nach- 
kommen kais.  und  konigh  hofe,  wie  die  ye  zu  zeiten  namen  ha- 
ben  oder  gewinnen.  Harpprecht  L  §.  74,  Hasselholdt  Ur- 
kunden S.  71. 

•)  Vglch.  Lichnowsky  VU.  Reg.  977,  Chmel  Reg.  Nr.  1483, 
Hasselhol  dt  Urkd.  29L 
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ferntesten  au  zwei  verschiedene  Gerichte  gedacht  würde:  auf 
Gewohnheit  und  Sitte  namentlich  des  kgl.  Hofes  und  Kammer- 
gerichts,  Ilof-  und  Kammergerichts  oder  schlechthin  des  kaiser- 
lichen Gerichts  wird  wiederholt  hingewiesen  ^). 

Und  ebenso  wurde  auch  von  den  Zeitgenossen ,  soweit  wir 
ersehen  können,  Kammer-  und  Hofgericht  für  ein  und  dasselbe 
könip^liche  Gericht  erachtet.  Es  findet  sich  kein  Zengniss,  dass 
die  Parteion  gegen  eine  Entscheidung  durch  das  Kamroergericbt 
Widerspruch  erhoben  und  etwa  eine  solche  durch  das  Hof- 
gericht begehrt,  hätten,  ja  selbst  nicht  einmal  dafOr,  dass  man 
sich  überhaupt  einer  durch  den  Kaiser  in  der  Gerichtsverfassung 
vorgenommenen  Neuerung  bewusst  gewesen  wäre.  Nur  die  Für- 
sten, eifersüchtiger  als  andere  auf  die  Erhaltung  des  alten  Rechts- 
zustandes und  Herkommens  bedacht,  erhoben  Widerspruch,  aber 
nicht  gegen  die  Aufrichtung  des  Kammergerichts  überhaupt,  son- 
dern gegen  die  Besetzung  desselben  mit  Ungenossen  iu  ihren 
eigenen  Rechtssachen ;  sie  forderten  und  erlangten,  dass  sie  nach 
wie  vor  nur  durch  Fürsten  gerichtet,  nach  Fürstenrecht  vor- 
geladen, überhaupt  nach  ihrem  alten  Herkommen  im  Gericht  be- 
handelt wurden^).  Es  waren  die  Interessen  ihres  Standes,  die 
sie  auch  dem  Kammergericht  gegenüber  zu  wahren  suchten,  im 
übrigen  erkaimten  auch  sie  dasselbe  als  zu  Recht  bestehend 
widerspruchslos  an. 

In  wieweit  hat  nun  Hofgericht  und  Kammergericht  den  Be- 
dürfnissen nach  einer  geordneten  und  'festen  Rechtspflege  durch 

')  So  inuhrföch  in  dem  umfangreichen  Urtheil  von  1455  bei  Harpp- 
recht  I.  Nr.  XXXIV  S.  173  fgg,  von  Uf»9  bei  Senckenberg:  de 
iud.  cani.  139  fgg.  und  iu  dem  Schreiben  des  Kaisers  üher  den  Prozess 
gegen  dcu  Pfalzfrrafen  Friedrich:  Mon.  Ilabsb.  IIL  537.  Vgl.  Mate- 
rialien I.  171,  Harpp  recht  I.  20J>. 

*)  Davon  wird  im  dritten  Buche  die  Rede  sein.  Am  lehrreichsten 
sind  der  Rechtsstreit  zwischen  Albrecht  Achilles  und  den  Nflrnbergero, 
welchen  Kh  in  meiner  Schrift:  Albrocht  A.  und  die  Nürnber- 
ger (Berlin,  1866)  dargestellt  habe,  —  vgl.  dazu  noch  Janssen  II. 
1 .  108  fgg.  ^ ,  und  der  Prozess  ge^en  den  Pfalzggrafen  Friedrieh  bei  Rhein, 
worüber  die  Urkunden  in  den  Mon.  Habsb.  I.  395  fgg.  und  HI.  Ö37, 
die  Berichte  bei  Janssen  II.  268,  331,  37,  sowie  die  Regesten  in  den 
Quellen  und  Krört.  z.bayer.  und  deutschen  Gesch.  11.484 fgg. 
zu  vergleichen  sind. 
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den  König  entsprochen  ?  Die  nächste  und  schlagendste  Antwort 
gewährt  das  Itinerar  Friedrichs  III.  Gewählt  am  2.  Februar 
1440,  bleibt  er  bis  zum  April  42  in  den  Erblanden;  von  Ende 
dieses  Monats  bis  zum  Dccembor  ist  er  im  Reiche;  von  Anfang 
'13  bis  Juli  44  ist  er  in  Oosterreich  und  Stcyr,  dann  bis  Ende 
October  im  Süden  des  Reichs,  welches  er  dann  während  der 
nächstes  fünfundzwanzig  Jahre  gar  nicht  mehr  be- 
sucht. Erst  im  Jahre  71  kommt  er  wieder  auf  drei  Monate 
nach  Bayern  und  Franken  (Juni  bis  September) ;  bis  zum  April 
73  ist  er  dann  in  den  Erblanden,  von  da  zieht  er  im  Reiche 
umher  bis  Ende  75,  und  bleibt  wieder  in  den  österreichischen 
Landen  bis  Mitte  Juli  85.  Um  diese  Zeit  geht  er  nach  Ulm, 
Constanz,  Nürnberg,  Augsburg,  an  den  Rhein  nnd  weiter,  ver- 
bleibt daselbst  bis  Ende  1487,  kehrt  1488  noch  einmal  dahin 
znrfick,  und  verlebt  dann  die  letzten  fünf  Jahre  seiner  Regierung  in 
den  Erblanden!  Es  ist  wohl  natürlich,  dass  man  im  Reiche  das 
Bewusslsein  verlor,  ein  Oberhaupt,  einen  Herrn,  Richter  und 
Schützer  in  der  Person  des  Königs  zu  besitzen. 

War  der  Kaiser  im  Reiche,  so  drängten  sich  die  Regie- 
ruugsgeschäfie  in  solcher  Fülle,  dass  für  die  Rechtspflege  wenig 
Zeit  übrig  blieb;  war  er  nicht  im  Reiche,  dann  um  so  schlimmer 
f&r  die  Parteien,  die  nun  den  weiten,  gefahr-  und  mühevollen 
Wog  nach  Ocsterreich  antreten  mochten,  um  zu  erkunden,  an 
welchem  Orte  etwa  der  llof  verweilte  *)•  Und  hatten  sie  den- 
selben endlich  gefunden,  so  !4:esohah  es  wohl,  wie  Friedrich  oll 
genug  selbst  bekennen  muss,  dass,    weil    Richter    und   Beisitzer 


')  Das  Kammergericht  wurde  gehalten  1471 :  eu  Regensburfr,  später 
zu  Wien  (Reg.  ()2<^,  355,  188);  1472:  meist  zu  NeusUdt  (Gohlast 
Reichss.  168,  LünigXlI  3.  104,  Harppr.  241>,  54,  Mon.  Habsb. 
III.  511,  16);  73:  in  Baden  nnd  Gratss,  später  iu  Augsburg  mid  Trier 
(Reg.  6704,  24,  52,  4,  1),  810,  17,  Harppr.  77,  255,  M.  IL  a.  a.  O. 
479,  504,  50y);  74:  in  Augsburg  (Harppr.  78,  304,  M.  H.  H.  144,  57, 
III.  511  fgg,,  16,  21,  28)  und  wahrscheinlich  noch  an  andern  Orten  des 
Reichs,  die  der  Kaiser  in  diesem  Jahre  besuchte ;  75 :  in  Köln  und  an- 
dern Städten  am  Rhein  (Reg.  6842,  M.  H.  I.  433,  IU.  547,  53,  56j ;  in 
den  späteren  Jahren  ausschliesslich  in  den  Krblanden:  M.  H.  II.  181, 
IU.  572,  77,  82  (1476),  IU.  5%,  603  (1477),  U.  507,  IK  UI,  602  (78), 
III.  164  (79)  u.  8.  w. 
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nicht  zu  erlangen  waren,  das  Gericht  gänzlich  ruhte.  Die  Selbst- 
hilfe, erklärten  deshalb  die  Kurfürsten  ganz  richtig,  könne  gar 
nicht  gänzlich  verboten  werden,  weil  es  dem  klagenden  Theil  za 
schwer  sei,  den  Gegner  vor  dein  Kaminergericht  in  den  kaiser- 
lichen Erblanden  „oder  mit  andern  weitläufUgen  Gerichten" 
zur  Erlangung  Rechtens  in  Anspruch  zu  nehmen^);  daram 
bitten  auch  die  Städte,  die  Entscheidung  ihrer  Rechtssachen 
doch  lieber  aufzuschieben,  bis  der  König  einmal  ins  Reich  kom- 
men würde,  oder  dieselbe  Commissarieu  zu  ttberwcisen  ^) ;  darum 
lassen^  sie  sich  privilegiren ,  dass  alle  ihre  Streitigkeiten  nicht, 
durch  das  königliche  Gericht,  sondern  durch  die  Rfithe  befreun* 
deter  Städte,  erledigt  werden  sollen  ') ;  darum  endlich  erscheint 
es  ihnen  als  eine  Gunst,  wenn  ihnen  gestattet  wird,  ihre  Geg- 
ner statt  am  kgl.  Hofe  vor  dem  Gericht  zu  Rotweil  verklagen 
zu  dürfen  ^).  Wie  unverhältnissmässig  viel  schwieriger  aber  war 
es  dem  Einzelnen,  Recht  und  Hilfe  am  köuiglicheo  Gericht 
zu  suchen! 

Der  König  war  auch  bei  der  Ungunst  der  Zeitverhältnisse, 
den  Unruhen  in  seinen  Erbstaaten,  den  Gonflicteu  mit  den  Nach- 
barländern thatsächlich  nur  selten  in  der  Lage,  sich  selbst  um 
die  Rechtspflege  zu  bekümmern.  Er  bekennt  sich  oft  genug  zu 
der  Pflicht,  einem  jeden,  der  ihn  um  Recht  anrufe,  dasselbe  zu 
gestatten ,    aber   er    vermöge   die    Dinge    nicht   auszuwarten '). 


»)  Gutachten  von  1467:  Neue  Samml.  I.  2G7. 

*)  Schreiben  des  Raths  zu  Ulm  an  den  König  von  1445  bei  Sen  cken  - 
berg:  de  iud.  cam.  hod.  95.  Es  wird  erzählt,  wie  es  der  Stadt  un- 
möglich sei,  Bevollmächtigte  an  den  Hof  zu  senden;  wegen  der  zahl- 
reichen Feinde,  welche  die  Bürgerschaft  bedrohten,  habe  schon  die 
letzte  Gesandtschaft  nur  unter  mannigfaltigen  Fährlichkeiten  reisen 
können  u.  s.  w. 

")  Z.  B.  LichnowBky  VI.  Reg.  3976.  Aehnliche  Privilegien  er- 
theilte  schon  Sigismund:  Lünig  XHI.  471. 

«)  Lichnowsky  a.  a.  0.  Reg.  3300,  1. 

*)  So  in  dem  mehrfach  erwähnten  Auftrage  an  Caspar  Schlick  von 
1447,  dann  in  einem  Mandat  an  Dietrich  von  Mainz  (bei  Günther: 
cod.  dipl.  M.-Rh.  IV.  S.  535)  vom  J.  55,  in  einem  Schreiben  an  die 
Stadt  Frankfurt  (Reg.  4761)  von  6G,  in  einem  Commissorium  an  den 
Bischof  Johann  von  Augsburg  (M.  Habsb.  III.  523}  von  74,  und  sonst 
häufig. 
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Danun  werden  zahlreiche,  meist  grade  die  wichtigsten  Rechts- 
sachen der  Untersuchung  oder  Entscheidung  von  Commissarien 
überwiesen^),  was  dann  wieder  zu  Protesten  der  hetheiligten 
Parteien,  mindestens  zn  argen  Klagen  üher  die  Verschleppung  der 
Prozesse  führte.  Nur  die  Angelegenheiten,  hei  denen  der  kai- 
serliche Fiscns  interessirt  war,  entschied  das  Kammergericht 
stets  selbst.  Die  Kammerfiscale  waren  beauftragt,  mit  der 
grössten  Strenge'  für  die  Wahrung  dieses  Interesses  zu  sorgen  ^) 
und  wie  sehr  sie  es  sich  angelegen  sein  Hessen,  den  Befehlen 
des  Kaisers  nachzukommen,  zeigen  die  zahlreichen  Straferkennt- 
nisse, welche  auf  ihre  Anträge  am  Gericht  ergingen  '). 

Das  Verfahren  am  Gericht  war  nicht  frei  von   argen   Will- 


')  1443  wird  Herzog  Bernd  Ton  Sachsen  beauftragt,  die  Streitig- 
keiten des  Erzbischofis  Dietrich  von  Mainz  mit  der  Stadt  Soest  zu  ent- 
scheiden; er  yerurthcilt  die  Stadt  in  die  in  den  Privilegien  des  Erz- 
bisthums  bestimmten  Strafen,  der  Kaiser  bestätigt  das  Urtheil,  aber  die 
Stadt  appellirt  an  den  Papst:  da  Soest  in  Sachsen  gelegen,  auch  der 
Erzbischof  als  Herzog  von  Westfalen  und  Engem  dahin  gehöre,  so 
hatte  die  Sache  vor  einem  sächsischen  Gericht  verhandelt  werden 
mflssen  (Lacomblet  IV.  303  fgg).  —  Ein  langwieriger  Prozess  zwi- 
schen dem  Bischof  von  Toul  und  der  Stadt  wird  vor  Commissarien,  zu- 
letzt erst  vor  dem  König  verhandelt  (Materialien  H.  80  Nr.  69).  — 
Streitigkeiten  zwischen  dem  Erzbischof  von  Trier  und  dem  Herzog 
Gerhard  von  Jülich  Über  bedeutende  Güter  soll  der  Kurfürst  Dietrich 
von  Mainz  entscheiden  (Günther  IV.  535).  —  Die  Entscheidung  zahl- 
reicher Differenzen  zwischen  dem  Erzstift  Mainz  und  dem  Pfalzgrafen 
Friedrich  wird  mehreren  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten  anvertraut 
(MoD.  Boica  XXXI.  2.  482).  --  Auch  Städte  erhielten  oft  solche  Com- 
missorien,  1466  z.  B.  Frankfurt  am  Main  (Reg.  4761),  1477  Ulm  (Mon. 
Habsb.  in.  609).  Streitigkeiten  von  Juden  wurden  an  die  Judenmeister 
zu  rechtlichem  Austrag  gewiesen  (Mon.  H.  545).  Viele  andere  Com- 
missorien  und  Urtheile  der  Commissarien  bei  Senckenberg:  de  lud. 
cam.  hod.  77,  Harpprecht  l.  158,  172,  226,  Anh.  328,  Mon.  Boica 
VII.  208,  Materialien  I.  Nr.  XXXV.  8.  132,  Nr.  LV.  S.  171,  Rie- 
del IL  5.  S.  20,  412,  Mon.  Habsb.  HI.  505,  14. 'l9,  23,  30,  53  und 
sonst  an  verschiedenen  Orten. 

*)  üeber  die  Stellung  dieser  Beamten  ist  bei  der  Darstellung  der 
Gerichtsverfassung  zu  handeln ;  am  lehrreichsten  ist  die  Instruction  für 
Hartong  von  Kappel  vom  7.  April  53:  Materialien  IL  49.  Vglch. 
Harpprecht  I.  Anh.  350—52  und  Tomaschek  83  fgg. 

>)  Beispiele:  Reg.  3238,  342,  4730,  6752,  8559. 


Digitized  by 


Google 


350 

kürlichkeiten.  Dass  letzteres  nicht  besetzt  sei,  wie  es  von  Recht 
sein  sollte,  ist  eine  stehende  Klage.  Das  Urtheil  wurde  nicht 
mehr  mit  Frage  und  Folge  gefunden,  selbst  in  FOrstensacheu 
fanden  nicht  die  anwesenden  Fürsten  das  Recht,  sondern  der 
Kaiser  bestimmte,  was  Rechtens  sein  sollte  ^).  Es  wurde  Aber 
die  Angelegenheiten  und  Rechte  von  Parteien  abgeartfaeilt ,  die 
gar  nicht  oder  nicht  gehörig  vorgeladen  waren  ^),  und  bereits 
poblicirte  Erkenntnisse  des  Gerichts  wurden  vom  Kaiser  aus  eige- 
ner Machtvollkommenheit  abgeändert  ^}.  Besonders  drückend  war 
die  arge  Verzögerung  des  Rechts.  So  schreiben  1444  die  Ab- 
gesandten der  Stadt  Frankfurt  an  den  Rath:  Auch,  lieben  hem, 
hören  wir  fast  clago  von  reddelichen  stcddcn,  das  sie  nit  weil 
an  dem  höffcgericht  und  auch  caramergericht  ussgcracht  werden: 
1445  melden  sie:  auch  so  sprcchent  die  lute  gar  serc  übel  von 
unserm  herren  dem  konige,  daz  er  alles  langsam  ussrichte  und 
nichtcs  fertige;  1451:  es  ist  langsame  ussrichtung,  dass  sich 
mengklich  clagct,  und  an  einer  anderen  Stelle  schildern  sie  den 
„Lauf  des  Hofes''  mit  kurzen  Worten  also:  lengerung  und 
unussrichtlichkcit,  aller  mengklichs  clag  und  mannng  wennig 
angesehen,  die  recht  verzagenlich *).  Im  Jahre  1469  fer- 
ner klagt  der  Markgraf  Albrecht  Achilles  von  Brandenburg, 
dass    er  bereits   seit  Jahren  ^am   Ilofe    des    Königs   mit    einer 

^)  „Darauf  haben  wir  Kaiser  F.  zu  recht  erkannt.  —  tk>  sprechen, 
erclcren  und  erkennen  wir  mit  wolbedachtem  mute  —  su  recht/*  Mon. 
Habsb.  I.  395  fgg.  Gegen  diesen  in  der  Sache  des  Pfalzgrafen  Fried- 
rich 1474  ergangene  Spruch  erlicss  letzterer  ein  Patent  an  Fürsten  und 
Städte,  in  welchem  er  die  Rechtmässigkeit  des  gegen  ihn  stattgehabten 
Verfahrens  heftig  angriff  und  dem  Kaiser  vorwarf,  er  habe  nicht  nur 
das  natürliche  und  geschriebene  Recht,  sondern  auch  die  von  ihm  selbst 
erst  vor  kurzer  Zeit  gegebene  Kammergerichtsordnung  gröblich  ver- 
letzt. Müller:  R.  Th.  I.  628--34,  Mon.  Habsb.  I.  Einltg.  XCUI  bis 
CI.  Andere  Proteste  von  Parteien  gegen  die  Besetzung  des  Gericht« 
nnd  das  Vorfahren  Vor  demselben;  Mater.  I.  166,  Harpprecht  I 
181,  202,  Lünig  XXII.  404,  XVIH.  36,  Senckenberg:  de  iud.  c.  h. 
124  fgg.,  136,  174. 

*)  Senckenberg  a.  a.  0.  130  fgg.,  Lünig  XXII.  404. 

')  So  ändert  der  Kaiser  1474  einen  dem  Markgrafen  Rudolf  von 
Hochberg  auferlegten  Eid  aus  eigener  Macht  ah.    Regesten  6817. 

*)  Janssen  U   1.  65,  69,  88,  101,  13,  22,  253. 
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Streitsache  gegen  die  Stadt  Kölo  im  Recht  hange  und  doch  zu 
keiuem  Ende  kommen  könne  ^X  und  einige  Jahre  .später  be- 
schweren sich  die  Vertreter  der  Stadt  Meromingen  über  die 
Langsamkeit  des  Rechtsganges  und  oamenüicb,  dass  sie  der 
Kammerfiscal  so  lange  hinhalte :  dass  sie  auf  seinen  unfleys  so 
swerlichen  an  nnnserem  keyserlichen  hofe  ligen  und  ir  hab  und 
gut  selten  vertieren,  sei  nicht  billig;  er  hett  sich  in  dem  handl 
allweg  veriengerung  gebraucht  und  sj  zu  merklichen  und  un- 
biilichen  kosten  und  schaden  an  alles  verschulden  gebradit^). 
Die  Verlegung  der  Termine,  die  Verlängerung  der  Gerichts- 
fristen  geschah,  wie  die  Regcstcn  zeigen ,  so  oft  ^),  dass  Enea 
Silvio  nicht  ohne  bitteren  Spott  sagen  durfte,  das  sei  so  gewohn- 
heitsmässig  in  diesem  Lande  ^).  Und  die  Schuld  traf  meist  nicht 
die  Parteien,  sondern  das  Xrericht  und  den  König,  der  nicht 
selten  aus  „gerichtlicher  Gütigkeit"  Aufschub  bewilligte,  viel 
häufiger  aber  anderer  Geschäfte  wegen  die  Verhandlung  oder 
Entscheidung  vertagte  und  bis  auf  bessere  Zeiten  aussetzte.  Wie 
schwer  dies  im  Reiche  empfanden  wurde,  zeigt  auch  die  scharfe 
Kritik,  welche  der  unbekannte  Verfasser  der  informatio  ex  spo- 
culo  Saxonico  an  der  Rechtspflege  durch  das  königliche  Gericht 
übt:  Ock  gescheit  mcr  quades  van  dem  roemschen  kocningc. 
Wert  an  en  appelliert,  ofte  kompt  ein  arm  man  in  den  hof  die 
sik  geiiies  rechtes  in  anderen  landen ,  bekomen  ofte  •wedorfaren 
cn  kan^  die  laten  se  dar  liggen  X,  XI  oder  XX  jare,  so  lange 
dat  se  sterven,  oft  van  armocde  van  dan  gacn  moegcn  unge- 
houlpin  ecniges  rechten,  so  dat  nnmmonde  gein  geriebt  van  cu 
weder£[iren  en  kan,  so  dat  dat  recht  der  werelde  verbündet  is ,  des 


*)  Riedel:  cod.  dipL.  Brand.  III.  2.  41.  Als  der  Kaiser  dem  Mark- 
grafen in  einer  anderen  Sache  rechtliches  Verfahren  am  Hofe  anbot, 
lehnte  jener  dasselbe  ab,  longas  et  tacdio  plcnas  iuris  vias  cxistimans. 
Knca  Silvio  bei  Kollar:  anal.  11.  1C4. 

«;  Mon.  Habsb.  IL  483. 

»)  Vglcb.  z.  B.  Harpprecht  I.  145,  M  Habsb.  III.  479,  .^)16,  3.0. 

*)  Ilist.  Frid.  a.  a,  0.  1G8:  iudiciiim  ex  tcmiino  in  tcrminum  morc 
gentis  prorogatuni  est.  Auch  Albrecbt  Achilles  sagt  in  einem  Schrei- 
ben, es  sei  stihis  curiae,  dass  die  auszufertigenden  Urkunden  oft  Jabr 
und  Tag  in  der  Kanzlei  des  Kaisers  liegen  blieben:  Minutoli  S.  104. 
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Joe  nicht  sin  en  salde,  want  hie  eine  toflncht  sin  soulde  als 
.  werentliges  rechte  0*  Nur  ein  Mittel  gab  es,  den  Eifer  und  die 
Sorgfalt  der  Hofbeamten  anzufenern:  die  Bestechang.  Als  die 
Frankfurter  Städteboten  1447  an  den  Hof  kamen,  liess  ihnen 
der  König  eröffnen,  er  warte  eines  Geschenks  und  wolle  dann 
ihre  Sache  bald  erledigen,  —  dem  Hofrichter  schenkte  der 
Rath  1442  eine  gewisse  Summe  in  der  Erwartung,  er  werde 
ihnen  wohl  förderlich  sein,  —  im  Allgemeinen  aber  galt  fQr  die 
Behandlung  der  Geschäfte  am  Hofe  und  im  Gericht  der  Grund- 
satz: Vilgeld,  kurczezyd,  —  wenig  gel  d,  lange  zyd*).  Wer 
das  gewissenlose  Treiben  am  Hofe  kannte,  yerzichtete  deshalb 
darauf,  dort  Hilfe  zu  suchen;  die  Frankfurter  Städteboten  schrie- 
ben wiederholt  in  diesem  Sinne  an  den  Rath,  —  andere,  die 
an  den  Hof  gekommen ,  zogen  heim ,  weil  sie  die  verlangten 
Summen  nicht  aufwenden  konnten,  —  wieder  andere,  wie  die 
Nflrnberger,  erklärten,  sie  hätten  schon  längst  nicht  mehr  die 
Hilfe  des  königlichen  Gerichts  nachgesucht  and  würden  dies 
auch  ferner  nicht  thun:  und  sogent,  am  hofe  sj  alles  nmb  geld 
feil  und  darczu  keine  uszrichtnnge,  und  sy  alles  besser  gewesen 
zu  seligen,  konig  Albrechts  zyt,  der  ein  konig  gewesen  von 
dutschem  gemute*). 

Aber  auch  abgesehen  von  dem,  was  widerrechtlich  erpresst 
wurde,  war  das  Verfiähren  am  königlichen  Gericht  sehr  kost- 
spielig. Die  Pachtsumme,  welche  Adolf  von  Mainz  dem  König 
für  die  Verwaltung  der  Kanzlei  und  des  Kammergerichts  zu 
zahlen  versprach,  war  nach  damaligen  Verhältnissen  nicht  ge- 
ring, aber  sicherlich  wflrde  sich  der  Erzbischof  auf  das  Geschäft 
nicht  eingelassen  haben,  wenn  er  nicht  auch  ftlr  «ich  einen  er- 
heblichen Gewinn  hätte  erwarten  können.  Und  darauf  konnte 
er  rechnen,  denn  die  Gerichtstaxen  waren  nnverhältnissmässig 
hoch;  ftlr  einfache  Citationen  wurden  nur  wenige  Gulden  ge- 
nommen, aber  für  Ausfertigung  eines  Urtheils  und  Zahlungs- 
mandats  mussten  95  Gulden,  in  einem  andern  Falle  278  Gulden 


*)  Homeyer:  Abhandinngen  der  kgl:  Akademie  der  Wissenschaf- 
ten zu  Berlin  1856  S.  674. 
<)  Janssen  II.  1.  54,  101. 
*)  Janssen  a.  a.  0.  69,  103,  112. 
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bezahlt  werden  *)  und  für  ein  Inbibitorialc  in  einer  Appellations- 
sache hatte  die  Partei  fünfzig  Gulden  zn  entrichten  *).  Zu  die- 
sen an  die  Kanzlei  zu  zahlenden  Summen  kamen  dann  die  €re- 
bahren  an  die  Beamten.  Zur  Betreibung  eines  einfachen  Erb- 
schaftsprozesses, der  neun  Jahre  am  königlichen  Gerichte 
schwebte  und  im  Ganzen  zwanzig  Jahre  dauerte,  mnsste  sich 
die  eine  Partei  einen  Sbllicitator  halten,  der  eine  jährliche  feste 
Besoldung  von  fünf  Gulden  erhielt.  In  derselben  Sache  musste 
die  Partei  zwölf  Wochen  am  Hofe  ausharren ,  bevor  sie  einen 
erbetenen  schriftlichen  Befehl  vom  Gericht  ausgewirkt  erhielt, 
was  natHrlich  abermals  bedeutende  Kosten  machte^).  So  war 
CS  grade  den  Armen  und  des  Schutzes  am  ehesten  Bedürftigen 
unmöglich  gemacht.  Recht  und  Hilfe  beim  König  zu  suchen. 
Waren  dann  auch  die  niederen  Gerichte  in  den  Händen  unwür- 
diger Verwalter,  so  fehlte  dem  Unmächtigen  jede  Möglichkeit, 
Recht  zu  erhalten.  Auch  das  hebt  die  informatio  sehr  gut  her- 
vor: Als  gi  dann  wall  hier  vur  vil  unredelikes  dingcs  vernom- 
men hebben  van  den  richtem  hir  vurgeroirt,  so  dan  die  roemsche 

keiser ere  alre  oeverste  richter  is,  und  solde   moege- 

liken  alle  richter  und  alle  dink  dat  vur  en  queme  dat  unredelike 
werc  soe  regieren  und  straffen,  so  nemen  koeninge  vursten  und 
heren  alle  gelt  und  gudt,  der  sake  ik  vele  gesien  und  vernomen 
hebbe,  dat  si  armen  luden  to  gewiset  und  gerichtet  hadden  und 
revocerdcn  dat  umb  gelt  und  gut,  so  dat  sik  gein  arm 
man  rechtes  mit  dem  riken  manne  bekomen  en  kau, 
daromb  is  dat  recht  up  erden  ein  spinnwebbe,  als  Socrates  secht: 
lex  est  tcla  aranee,  vluget  dar  up  ein  spinne  oder  mugge,  se 
moet  wedcrkeren,  vluget  dar  up  ein  kevere  ofle  ein  luninck, 
sc  vlegon  dardurch.  Ein  anderer  Zeitgenosse  sagt  kurz:  preclusa 
^  omnis  iusticie  via  paupcribus  et  impotentibus  ^),  und  zutreffend 


^)  Ans  den  von  Chmel  in  den  Mon.  Habsb.  I.  S.  XXXII  fgg. 
mitgetheilten  Taxbüchern. 

*)  Harpprecht  I.  354  fgg. 

*)  Die  Kosten-  und  Schadensberechnnng  über  diesen  Prozess  bei 
ITarpprecht  I.  352— GO.    Vglch.  auch  Janssen  ü.  1.  112.  ' 

♦j  Matthiae  Doeringii  cont.  chronici  Th.  Engelhusii  ad 
a.  1441  bei  Mencken  HI.  11  und  Riedel:   cod.  dipl.  Brd.  IV.    1.  15. 

FraokUn,  Reielishofgerlcht  I.  23 
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klagt  Peter  von  Andlau ,  dass  gegen  Unrecht  und  Gewalt  kein 
Richter  zu  finden  sei:  eo  quippc  res  redacta  est,  nt  vi  oppres- 
sus  vix  iudicem,  ad  quem  recurrat,  inveniat  ^), 

Auch  ein  anderes  Wort  desselben  Schriftstellers  erwies  sich 
als  nur  allzu  wahr:  post  longos  laborum  circuitus  —  deficit  — -, 
qui  res  iudicatas  executioni  demandare  aut  velit  aut  possit.  Von 
den  Mängeln  der  Execution,  namentlich  der  Urtheile  des  höch- 
sten Reichsgerichts,  ist  oft  gesprochen  worden;  sie  dauerten 
fort  und  es  geschah  nichts  zu  ihrer  Beseitigung,  obwohl  der 
König  oft  genug  erklärte,  Gericht  und^Urtheil  seien  nichts 
nütze,  wenn  letzterem  nicht  auch  nachgegangen  werdet.  In 
der  gegenwärtigen  Periode  kam,  soweit  sich  ersehen  lässt,  die 
Anleite  und  Inmission  auf  bestimmte  Güter  des  Yemrtheilten 
ausser  Uebung  und  es  ward  dagegen  Gebranch,  die  Executoren 
nur  im  Allgemeinen  anzuweisen,  dem  Kläger  „hilflich  and  bei- 
stendig''  zu  sein  und  dafQr  zu  sorgen,  dass  derselbe  in  den  Be- 
sitz solcher  Ycrmögensobjekte  des  Verklagten,  die  der  Kläger 
selbst  bezeichnen  oder  nachweisen  könnte,  gesetzt  werde'). 
Welchen  Erfolg  aber  solche  Aufträge  zu  haben  pflegten,  kann 
man  aus  einzelnen  Fällen  leicht  ersehen.  Im  Jahre  1444  hatte 
Hans  Frauenbei^er  zum  Hals  am  Kammergericht  die  Summe 
von  zweitausend  Gulden  erstritten.  Als  Executionsobjekt  be- 
zeichnete er  gewisse  Renten,  welche  die  Stadt  Regensborg  der 
Verklagten  schulde,  und  gewisse  Güter,  in  derselben  Stadt  ge- 
legen. Der  Kaiser  befiehlt  dem  Rath  und  Bürgermeister  der 
Stadt,  jene  Renten  fortan  dem  Kläger  zu  zahlen,  ihm  auch  zu 
den  bezeichneten  Gütern  zu  helfen.  Die  Behörden  der  Stadt 
verweigerten  aber  die  Ausführung  des  Befehls  und  wurden  des- 
halb auf  weiteren  Antrag  des  Klägers  selbst  an  das  Kammer- 
gericht  geladen.  Und  da  wurde  erfunden,  dass  die  Sache  „zu 
guter  Mass  der  Stadt  Regensburg  Freiheit  und  Verschrei- 
bungen''  betreffe,    und    die  Entscheidung  wurde  deshalb  vertagt. 


*)  De  imperio  Romano  II.  16.  (Cum  notis  M.  Freheri.  Argent. 
1612)  S.  130. 

«)  So  z.  B.^Lacomblet  IV.  Nr.  265  8.  331. 

*)  Scnckenberg:  de  ind.  cam.  Lit.  K.,  Harpprecht  I.  215, 
Archiv  XI.  157. 


Digitized  by 


Google 


J55 

bis  der  Kaiser  einmal  in  das  Reich  kommen  und  Fürsten, 
Grafen  und  Herrn  in  grösserer  Zahl  am  sich  versammelt  sehen 
würde  ^).  Bas  geschah  im  Jahre  1446  und  in  das  Reich  kam 
Friedrich  grade  fünfundzwanzig  Jahre  später! 

Nim  waren  freilich  die  Kammcrfiskale  angewiesen,  gegen 
Ungehorsame  mit  aller  Strenge  zu  verfahren,  Acht  und  Aberacht 
auszuwirken  und  nicht  eher  zu  ruhen,  bis  sie  ^  der  Gegenpartei 
und  dem  Fiskus  genug  gethan  hätten,  und  wie  eifrig  sie  dem 
nachzukommen  suchten,  zeigen  die  langen  Achtregister,  die  uns 
z.  B.  aus  den  Jahren  1442 — 45  erhalten  sind^,  sowie  zahl- 
reiche einzelne  Achterklärungen.  Aber  Seitens^  des  königlichen 
Hofes  geschah  selbst  das  Möglichste,  um  die  Acht  und  Aber- 
acht wirkungslos  erscheinen  zu  lassen.  Hatten  schon  frühere 
Begenten  vielen  Städten  und  einzelnen  Herrn  die  Freiheit  er- 
theilt,  mit  offenbaren  Aechtern  Verkehr  zu  unterhalten,  so  liess 
die  Kanzlei  unter  Friedrich  wahre  Fluthen  solcher  Begün- 
stigungen über  Fürsten,  Städte  und  Klöster  ausströmen^).  Und 
als  wenn  es  damit  noch  nicht  genug  wäre,  suspendirt  der  Kaiser 
in  zahlreichen  Fällen  alle  Folgen  der  Acht^  bald  auf  Bürgschaft, 
welche  der  Schuldige  leistet  oder  zu  leisten  verspricht*),  bald 
nm  die  Sache  noch  genauer  zu  untersuchen  ^).  Wenn  dann  die 
Reichsstände,  was  regelmässig  auf  allen  Reichstagen,  oder  die 
Parteien,  was  bisweilen  auch  geschieht®),  Klage  erheben,  dass 
die  Achtbriefe  gar  keinen  Werth  hätten,  so  begreift  der 
König  wohl  die   traurigen    Folgen  so  jammervoller  Wirthschaft 


')  Senckenberg  a.  a.  0.  85—91,  99—102. 

*)  Chmel:  Geschichte  Friedrichs  des  Vierten,  ü.  Beil. 
II.  731—36 

•)  Unter  Friedrich  erhielten  solche  Privilegien  z.  B.  die  Städte 
Augsburg,  Diessenbofen,  Kempten,  KölÜ,  Memmingen,  Nürnberg,  Ober- 
Ehenheim,  Regensburg,  das  Kloster  Rheinau,  Ritter  Berchtold  von 
Staufen^  die  Grafen  von  Leiningen,  die  Edlen  von  Randeck,  die  Tnich- 
sessen  zu  Waldburg,  die  Markgrafen  von  Baden  und  viele  andere. 

*)  Solche  absolutiones  ad  cautclam  werden  in  den  Achtbüchern  oft 
erwähnt. 

»)  Zahlreiche  Beispiele  in  den  Regesten:  4175,  286,  506,  56,  65, 
«fe,  810,  902,  5,  25,  42,  68,  98. 

•)  Reg.  4576  vom  26.  Juli  66. 

23* 
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and  rafft  sich  zu  energischen  Schritten  auf.  Er  befiehlt  dann 
seinen  Fiskalen,  „zur  Erweckung  der  verhärteten  Gemttther  der 
Reichsgetreuen"  kein  Mittel  unversucht  zu  lassen^),  oder  er 
beauftragt  die  Fürsten,  Grafen ,  Herrn  und  Städte ,  welche  die 
Freiheit  haben,  Aechtern  Aufenthalt  zu  gestatten,  wenigstens 
diejenigen  auszutreiben,  welche  aus  Trutz  über  Jahr  und  Tag 
in  der  Acht  verharren*),  —  aber  wenige  Wochen  später  be- 
ginnt am  Hofe  selbst  wieder  das  alte  Treiben  und  alle  Befehle 
und  Mandate  scheinen  vergessen  und  erloschen. 

In  der  Noth  der  Dinge  ruft  der  König  dann  auch  wohl  die 
Kirche  zu  Hilfe').  So  schreibt  Friedrich  im  Jahre  1466  dem 
Papst  Paul  IL,  die  Städte  Amsterdam  und  Leiden  seien  schon 
zu  König  Sigismunds  Zeit  am  königlichen  Gericht  in  des  Reiches 
Acht  und  Aberacht  gekündet  worden,  sie  seien  indess  durch  die 
weltliche  Macht  nicht  zum  Gehorsam  zu  bringen:  der  Papst 
möge  sie  nun  durch  Kirchenstrafen  zur  Unterwerfung  unter  die 
kgl.  Befehle  nöthigen^).  Aber  was  galt  der  Bann?  Grade  so 
viel  oder  so  wenig,  als  die  Reichsacht,  und  so  vergeblich  das 
geistliche    Schwert  das    weltliche    zum   Beistande   herbeirieft). 


^)  Mandat  vom  15.  April  1466  an  den  Fiskal,  Dr.  Geoi^  Ehinger: 
Dammb  so  haben  wir  dem  gewalt  gegeben,  alle  und  ygliche  unser  und 
des  reichs  achter  und  aberächter,  ir  leib,  hab  und  gut,  welherley  das 
ist,  nichts  ausgenomen,  in  allen ^nnd  ycden  stetten,  merkten,  dorffcrn, 
gerichten  und  gebieten,  auf  wasser  und  auf  lannde  anzugreifen,  auf- 
zuhalten, zu  verhelften,  zu  verbieten  und  niederzulegen,  die  aus  sol- 
chem haffte  und  verbott  wider  zu  ervordem  und  zu  unser  und  des  hei- 
ligen reichs  und  seinen  banden  zu  nemen,  sich  mit  inen  zu  vereinigen 
und  zu  vertaidingen,  auch  solich  habe  und  gut  zu  verkauffen,  zu  ver- 
endem  und  damit  zu  schaffen  und  zu  tunde  nach  seinem  willen  und 
wolgevallen  on  allermenniclichs  Irrung  und  verhindern.    Reg.  4462. 

<)  Urkunde  vom  3.  September  1471  bei  Ghmel:  Reg.  6447. 

V  Die  Fiskale  waren  im  Allgemeinen  angewiesen,  gegen  Ungehor- 
same die  Mitwirkung  der  geistlichen  Gewalt  nachzusuchen:  ad  auxilium 
non  solum  brachii  secularis,  sed  ecclesiastice  potestatis  pro  debita 
coercione  —  invocandum  —  donec  ad  causam  fisci  nostri  impcrialis 
fuerit  satisfactum.    Mater.  H.  49. 

*)  Schreiben  vom  7.  Juli  1466:  Reg.  Nr.  4ö53. 

")  Ueher  einen  solchen  Fall  die  Urkunde  bei  Senckenberg: 
de  lud.  cam.  Lit.  L.  S.  91. 
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ebeiiso  nützlos  war  es,  wcim  der  Staat  forderte,   dass    sich    die 
Kirche  za  einem  Schlage  gegen  die  Frevler  erheben  solle: 

waz  istz  danne, 
ob  wir  sein  in  dem  panne? 
sprachen  nicht  nnr  die  aufrührerischen  Wiener  ^),  sondern  überall 
im  Reiche  hiess  es  so:   Ncqiic  sedis  apostolicae  consuras  Dcque 
imperii  decreta  fomiidant! 

Wie  sich  unter  solchen  Umständen  die  Verhältnisse  im 
Reiche  gestalteten,  zeigen  die  offiziellen  Erklärungen  d^  Kai- 
sers  und  der  Kurfürsten  am  Klarsten.  Gleich  im  ersten  Jahre 
seiner  Regierung  klagt  Friedrich,  wie  das  heilige  Reich  mit 
Krieg  und  Irrungen  so  härtiglich  überladen  sei^).  Zwei  Jahre 
!^päier  bedauert  er  die  Gebrechen,  Kriege,  Irrungen  und  ungebühr- 
liche Läufe,  die  überall  zu  beobachten  seien  ^).  Im  Landfrieden 
von  1442  zeigt  er  sich  betrübt,  vernommen  zu  haben,  dass  von 
Anbeginn  seiner  Regierung  im  heiligen  römischen  Reich  und  be- 
sonders in  deutschen  Landen  soviel  Unrecht,  Gewalt,  unziem- 
liche Angriffe  und  unehrliche  Beschädigungen  geschehen  seien 
und  noch  täglich  geschehen  mit  Raub,  Mord  und  Brand,  davon 
das  Reich,  dessen  Mehrer  er  genannt  werde,  gar  schädlich  ge- 
mindert und  viel  Getreue  des  Reichs  grosse  Noth,  Schaden  und 
Yerderbniss  erleiden,  wie  die  allgemeine  Klage  durch  die  Lande 
ergehe*).  Im  Jahre  54  schildern  die  Kurfürsten  die  Lage  des 
Reichs^).  An  keinem  Ende,  sagen  sie,  ist  Friede,  Gerechtig- 
keit, Verfolgung  des  Rechten,  Freiheit  und  Ordnung.  Muth- 
willige  Anfechtungen,  Ungehorsam  der  Unterthanen  gegen  ihre 
Herrn,  Brand  und  Todschlag,  Strassenraub,  Fehden  und  Feind- 
seligkeiten ohne  Recht  und  Redlichkeit  toben  aller  Orten. 
Jeder  Fürst  muss  bedacht  sein,  sich  allein  mit  aller  Macht  zu 
schützen;  ist  an  einem  Ende  der  Krieg  gesühnt,  so  werden  zur 


*)  Mich.  Behaim:  Von  den  Wienern  (herausgegeben  von Karajan, 
Wien,  1843)  Seite  265. 

«)  Schreiben  vom  27.  Mai  1440:  Müller  I.  14. 

»)  Schreiben  vom  2.  Mai  42:  a.  a.  O.  76. 

*)  Landfriede  vom  14.  Auguat  42:  das.  164,   Chmel:  Reg.  Anhg. 

s.  xxxvra. 

*)  Abschied  zwischen  geistlichen  Kurfürsten  bei  Ranke:  Deutsche 
Geschichte  VI.' 12  fg. 
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Stunde  neue   Kämpfe  an    andern    Stellen   nöthig.      Der    minder 
Starke  muss  sich  durch  das  Schwert  oder  durch  Aufwand  grosser 
Geldsummen  vor  Vergewaltigung  schützen  und  je  mehr  einer  an 
zeitlichem   Gut   besitzt,  je   grössere  Gefahren    muss    er    leiden. 
Darüber  gehen  alle  Fürstenthümcr  und  Herrschaften  zu  Grunde, 
darunter   leidet    auch   die   ganze    Nation;    Kaiser  und  Fürsten, 
Reich  und  Volk  würden  schon  jetzt    von    allen    andern   Staaten 
missachtet;  bald  würden  sie  alle  nichts  mehr  gelten  in  den  Augen 
der  Fremden,  das  Reich  würde  den    Deutschen   verloren    gehen 
und  der  inneren  Zwietracht  endlich  selbst  unterliei^^en.      Diesel- 
ben Klagen  werden  fast  mit  gleichen  Worten  in  der  Kurfürsten- 
einigung von  1456  und  in  den  verschiedeneu  Schreiben   wieder- 
holt, welche  man  damals  an  Friedrich  III.   richtete,   um  ihn  zu 
veranlassen,  endlich  einmal   das   Reich   zu   besuchen   und    nicht 
mehr  blos  durch  Schriften  und  Briefe  die  öffentlichen  Angelegen- 
heiten zu  leiten  ^).     Er  kam  nicht  und  die  nächsten    Reichstage 
brachten  keine  Besserung.     Da  wenden   sich    1461    die    Korftür- 
sten  noch  einmal  an  den  Kaiser,  um  ihm  die  kundlichen,  offen- 
baren Klagen  der  Nation  vorzustellen.     In  geistlichem  wie  welt- 
lichem Stande  stehe  es  gleich  übel,  weil  das  Reich  mit    gebühr- 
licher Regierung,  als  wohl  Noth  wäre,  nicht  versehen,  der  Friede 
nicht  gehandhabt,  die  Gerichte  nicht  gehalten    würden.      Darum 
erhebe  Muthwille,   Bosheit  und  Unredlichkeit  frech    das   Haupt, 
die  schlimmsten   Gräuel   geschähen    ungestraft,  und,  im   Innern 
zerrüttet,  vermöge  das  so  reich  begnadete  Volk  deutscher  Zunge 
auch  nicht  nach   Aussen  hin  sein   Ansehen   zu    behaupten    und 
den  Feinden  Widerstand  zu  leisten.     Man  habe  den  Kaiser  ge- 
wählt in  dem  guten  Vertrauen,   dass  er  Friede   und   Recht  er- 
halten,   den  Bedürftigen   Schutz  gewähren,    des    Reiches   Macht 
und  Ehre  mehren  werde,  wie  so  viele  Herrscher  vor  ihm;   aber 
er  habe  nichts  von  alle  dem  gethan,   das  Reich   seit  länger    als 
fünfzehn  Jahren  gar  nicht  besucht  und  sei  trotz  häufiger   Bitten 
der  Kurfürsten  seinen  Pflichten   nicht  nachgekommen^).      Auch 


>)  Müller  I.  556  fg.,  560  fg.,  Ranke  a.  a.  0.  S.  18,  Speie- 
Tische  Chronik  bciMonc  I.  413  fg.,  Quellen  z.  b.  u.  d.G^II.  3(36. 

*)  Müller  a.  a.  O.  II.  17,  Wencker  379  fg.,  Spcier.  Chronik 
450,  Janssen  U.  1.  149  fg. 
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diese  Mabnang  fruchtete  nicht  und  die  Zustände  worden,  wie 
Friedrich  in  den  nächsten  Jahren  wiederholt  selbst  bekennen 
mnsste  ^),  immer  niederdrückender:  schwerer  und  immer  schwe- 
rer,  erklärte  er  auf  dem  Reichstage  zu  Neustadt  1467,  werden 
die  Klagen  aller  Getreuen  im  Reich  ob  des  zunehmenden  Auf- 
ruhrs und  der  zögellosen  Rechtlosigkeit^. 

Wir  lassen  spätere  Zeugnisse  unbeachtet.  Die  Erklärungen 
der  Kurfürsten  könnte  man  als  parteilich  bemängeln  wollen,  die 
des  Kaisers  selbst  wird  man  immer  als  unverdächtig  gelten  lassen 
müssen.  Und  wenn  man  erwägt,  wie  er  selbst  die  Zustände  im 
Reiche  schildert,  so  ist  es  leicht,  sich  vorzustellen,  wie  dieselben 
in  Wirklichkeit  beschaffen  gewesen  sein  müssen.  Man  begreift 
dann  auch  den  bittern  Unmuth,  mit  dem  patriotisch  gesinnte 
Männer  die  Verwahrlosung  des  Reichs  betrachteten,  die  harten 
Worte,  mit  denen  sie  das  Schalten  des  „unnützen"'  Kaisers  be- 
nrtheilten ').  Friedrich  selbst  suchte  natürlich  alle  Schuld  von 
sich  auf  andere  abzubürden  und  die  Höflinge  bestärkten  ihn  in 
in  der  Meinung,  dass  er  eigentlich  zur  Besserung  des  lleichs 
nichts  thun  könne.  Enea  Silvio  erzählt  uns  einmal,  er  hätte 
den  Kaiser  ermuntert,  einen  im  Reiche  angesetzten  Reichstag 
persönlich  zu  besuchen^).     Ich  würde  hingehen,    will  er  gesagt' 


0  Propositioneo  der  kaiserl.  Bevollmächtigten  und  Landfrieden  von 
1466  das.  198,  206,  233;  Regesten  43Ö6,  406,  739. 

«)  Müller  II,  292,  Chmel:  Reg.  II.  S.  CLXXVin. 

')  Der  keiser  der  waz  ein  unnützer  keiser,  er  undorstunt  nit  krig 
und  messhelunge  in  den  landen  nyedcr  zu  legen.  —  Der  romsche  keiser 
dette  lutzel  dar  zu;  er  bleibe  in  sinera  lande  und  waz  er  mit  briffen 
mochte  uss  gerichten,  anderss  hette  man  kein  hilffe  von  hne,  dan  wo 
ime  gut  mochte  werden,  daruff  waz  er  geneiget.  Speier.  Chronik 
beiMone  I.  410,  50.  Wie  schwer  aber  auch  grade  die  Städte  zu 
jener  Zeit  litten,  berichtet  dieselbe  Chronik I.  440.  Erhard  Wahraus 
sagt  kurz:  er  regiert  nit  wol.    (Chroniken  IV.  237.) 

^  Aeneas  Sylvius:  dieta  Ratisp.  bei  Mansi  appendix  ad 
orationes  Pii  II.  P.  M.  (Lncac,  1759)  S.  6,  7:  —  deinde  addam: 
audio  v(^  prineipes  ac  civitates  aegro  animo  esse,  quia  noii  sacpe  ad 
V08  venio,  quia  non  amputo  lites,  non  aufero  bella,  non  punio  noccn- 
tes,  non  parere  omnes  iustitiae  compello.  Neque  animadvcrtitis  cx- 
hanstam  Imperium  facijtates  habere,  quibus  haec  perficiat.  Si  semel 
huc  venio,  facile  plus  assumo,  quam  ex  imperio  decemiio  qucam  cor- 
rädere.    Si  vobis  dico,  non  est,  qui   exequatur,  si  scribo,  si  mando; 
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haben,  mich  deu  Fürsteu  zeigen,  das  Nothwendige  vornehmeD, 
and  dann  den  Versammelten  auseinandersetzen,  wem  die  trost- 
losen Zustände  im  Reiche  zur  Last  zu  legen.  „Ihr  klagt,  soll 
der  Kaiser  den  Fürsten  und  Städten  vorhalten,  dass  ich  nicht 
oft  ins  Reich  komme,  dass  ich  Eure  Streitigkeiten  nicht  schlichte, 
die  Kriege  nicht  unterdrücke,  die  Schuldigen  nicht  strafe,  nicht 
Gehorsam  gegen  das  Recht  erzwinge.  Aber  Ihr  wollt  nicht 
sehen,  dass  das  erschöpfte  Reich  nicht  die  Mittel  gewährt,  all 
dies  zu  YOllbringen:  wenn  ich  einmal  in  die  deutschen  Lande 
komme,  so  muss  ich  mehr  ausgeben,  als  ich  während  eines 
Jahrzehnts  aus  dem  Reiche  wieder  zusammen  zu  scharren  ver- 
mag! Und  dann,  wenn  ich  Euch  Aufträge  gebe,  wer  führt  sie 
aus?  wenn  ich  schreibe  und  befehle,  wer  gehorcht  weiter,  als  es 
ihm  grade  beliebt?" 

Solchen  Gedanken  lag  in  der  That  manche  Wahrheit  zu 
Grunde.  Das  Yerhängniss  Deutschlands  hatte  «ich  erfüllt.  Der 
Kaiser  war  völlig  machtlos ;  er  war  es  geworden  durch  die  eigen- 
süchtige Politik  der  Fürsten  und  Städte,  die  jetzt  von  ihm 
Hilfe  und  Rettung  begehrten.  Aber  doch  trifft  Friedrich  IIL 
schwere  Schuld.  Nicht  nur,  dass  er  die  Krone  trug,  ohne  der 
Pflichten  seines  königlichen  Amtes  zu  warten,  —  nicht  nur, 
dass  er  kaum  den  Versuch  machte,  durch  persönliche  Thätig- 
keit  und  energisches  Eingreifen  eine  Besserung  herbeizuführen, 
—  auch  dass  er  jedes  Bestreben  anderer,  die  Rettung  herbei- 
zuführen, eifersüchtig  verhinderte,  muss  ihm  vorgeworfen  werden. 
So  herrschte  er  mehr  als  vierzig  Jahre,  ohne  dass  es  zu  einer 
gründlichen  Aendcruug  der  unhaltbaren  Zustände  im  Reich  ge- 
kommen wäre. 

An  Mahnungen,  endlich  die  Hand  an  das  Werk  zu  legen, 
hat  es  ihm,  wie  wir  sahen,  nicht  gefehlt.  Nach  Reformen  rief 
und  seufzte  man  aller  Orten,  in  Wort  und  Schrift,  in  amtliehen 
und  nicht  amtlichen  Schreiben  und  Entwürfen  ertönt  das  Ver- 
langen danach  immer  wieder.  Und  als  wenn  man  erst  jetzt 
der    alten    Wahrheit    sich    bewnsst    geworden    wäre,    4ass    die 


tantiun  paretis,  quantum  libet.  Vgl.  hiermit  die  Mahnung  des  Peter  von 
And  lau  IT.  c.  18,  -der  Kaiser  solle  sich  durch  solche  Bedenken  nicht 
abhalten  lassen,  die  Reform  des  Reichs  zu  versuchen. 
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Gerechtigkeit  die  Grundlage  aller  Herrschaft  sein  müsse,  ist  es 
grade  die  Forderung  nach  einer  besseren  Justizorganisation ,  welche 
in  den  Vordergrund  gestellt  wird.  £s  war  das  bewegende  Wort 
der  Zeit,  die  Parole  aller,  welche  sich  zur  nationalen  Partei 
zählten.  Albrecht  Achilles,  der  sich  auf  seine  Zeit  besser  ver- 
stand, wie  irgend  ein  anderer,  schrieb  dem  Kaiser,  als  die 
Wogen  der  fürstlichen  Opposition  am  höchsten  gingen  ^),  „dass 
Eure  Gnade  rechte  und  unverzogen  liehe  gcricht  heldet  in  ewrem 
hofe !  *'  —  er  wusste  wohl,  worüber  man  im  Kelche  am  Meisten 
klagte.  Wie  der  wackere  Martin  Mayr  auf  Ueformation  der 
Gerichte  drang,  soll  gleich  gesagt  werden.  Von  dem  trefflichen 
Gregor  von  Heimburg  hat  uns  Erica  Silvio  eine  liede  überliefert, 
die  er  einst  für  die  Stadt  Nürnberg  vor  Kaiser  und  Fürsten 
am  Hofgericht  gehalten  hat  und  die  nach  des  Italieners  Zeug- 
niss  die  Herzen  aller  dem  Gericht  beiwohnenden  Fürsten  rührte '^). 
Gregor  geht  von  einem  einzigen  Punkte  aus,  von  der  Behaup- 
tung, dass  die  Fürsten  des  Reichs  durch  einen  Fürsten  zum 
Gericht  geladen  werden  müssten.  Er  zeigt,  dass  dieser  Rechts- 
satz allen  Niedrigeren  gegenüber  die  absolute  Rechtlosigkeit 
statuire,  denn  wer  werde  einen  Fürsten  tinden,  der  ihm,  dem 
Armen,  als  Bote  diene!  Geld  und  Habe,  Haus  und  Hof,  Weib 
und  Kind  werden  sie  Euch  rauben,  denn  Ihr  könnt  nicht  Recht 
gegen  sie  erlangen.  Aber  er  bleibt  nicht  dabei  stehen.  Er  fragt, 
wer  von  den  fürstlichen  Beisitzern ,  Vettern ,  Freunden  und 
Kriegsgenossen  des  Verklagten  —  des  Markgrafen  Albrecht 
Achilles  —  wohl  der  Klägerin  ein  unparteiischer  Richter  sein 
werde,  und  er  führt  dann  aus,  wie  grade  diese  Schwierigkeit, 
gegen  Grosse  und  Mächtige  Recht  zu  erlangen,  dem  ganzen 
Volke  zum  Fluche  gereiche.  Darum  grade  sind  sie  die  Tyran- 
nen der  Nation  geworden,  die  einen  Fürsten  nicht  zu  ertragen 
wnsste  und  nun  unter  das  Joch  so  vieler  gebeugt  sei.  Weil 
gegen  die  Starken  kein  Recht  zu  finden,  herrsche  auch  nur  die 
Stärke  und  die  schlimmsten  Frevel  blieben  ungesühnt,  wenn  sie 
von  Mächtigen  gewagt  würden.     Darum  bestehe  aber  auch  keine 


«)  Höfler:  kais.  Buch  S.  107. 

*)  Historia  Friderici  III.  bei  Kollar  11    426.    Vglch.  meine 
Seite  346  Note  2  angeführte  Schrift  S.  34  fgg. 


Digitized  by 


Google 


362    _ 

Sehen  vor  dem  Gesetz,  kein  Gehorsam,  keine  Ordnong  and  kein 
Friede;  das  Reich  sei  am  Rande  des  Verderbens  und  Fürsten 
und  Volk  müssteu  zu  Grunde  gehen,  wenn  noch  ferner  das  Un- 
recht straflos,  das  Recht  hilflos  bleibe.  Wie  Glockengeläut 
müssen  die  mächtigen  Worte  den  Zuhörern  entgegengeschallt 
sein,  aber  so  beschämt  Kaiser  und  Fürsten  waren,  —  was  Rech- 
tens war,  geschah  dennoch  nicht,  nicht  einmal  in  diesem  ein- 
zelnen Falle. 

Auch  Johannes  von  I^ysnra  führt  in  einer  anf  dem  Regens- 
burger  Reichstage  von  1454  gehaltenen,  beachtenswerthen  Rede 
den  gesammten  Verfall  des  Reichs  auf  die  mangelhafte  Rechts- 
pflege zurück  ^).  £r  schildert  zuerst  die  einstige  Machtentfal- 
tung Deutschlands,  dann  die  jetzige  Schwäche.  Reichthum  und 
Uebevflnss  an  allem  Guten  hätten  wir  noch,  aber  das  Unglück 
sei,  dass  uns  der  Friede  fehle:  pacem  teuere  nescimus  et  quae 
illam  gignit  atque  conservat,  lusticiae  locum  inter  nos  esse  non 
sinimus.  Darum  sehen  wir  ganz  Deutschland  erschüttert,  zer- 
rüttet überall,  nirgend  fest  zusammenhaltend.  Hier  führen  die 
Städte  mit  den  Fürsten  unsterbliche  Kriege,  dort  hadern  Fürsten 
nnter  sich,  in  einem  dritten  Lande  entbrennt  der  Kampf  unter 
den  Städten  selbst  und  Niemand  ist  so  gering,  dass  er  sich 
nicht  berechtigt  glaubte,  andere  zu  befehden.  Kein  Fleckchen 
Im  ganzen  weiten  Reich  erfreut  sich  der  Ruhe,  wohin  man  sich 
wendet,  lauert  der  Raub,  die  Nachstellung,  der  feile  Mord.  Der 
Clerus  hat  keinen  Frieden,  der  Adel  gedenkt  nicht  mehr  seiner 
Ehre,  den  Räubern  liegt  das  Land  offen  und  es  gehe  das  Wort 
in  Erfüllung,  dass  nur  vom  Raub  gelebt  werde,  der  Gast  beim 
Gastfreunde,  der  Verwandte  nicht  bei  den  Magen  sicher  sei. 
Nun  hassen  wir  alle  zwar  den  Krieg,  verlangen  nach  Frieden, 
klagen  über  die  allgemeine  Unsicherheit,  aber  wir  finden  nicht 
den  einzigen  Weg  zum  Heile:  ohne  Gerechtigkeit  keine  Ruhe, 
ohne  strenges  Gericht  kein  Friede.  Nun  könne  man  freilich 
sagen,    zur  Rechtspflege  sei    der   Kaiser    da    und    wenn    er  das 


V  Mansi:  app.  S.  48  fgg.  Palacky  IV.  2.  134  theilt  eine  Stelle 
aus  einer  Rede  des  Martin  Mayr  mit,  die  znm  Theil  wörtlich  mit  der 
des  Lysura  überoinslimrnt;  auch  Heimburgs  oben  erwähnter  Vortrag 
enthält  äliuliche  Anklänge.  Ich  vermag  diesen  Umstand  nicht  aufzuklären. 
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Gericht  nicht  sorglich  halte,  so  treffe  ihn  Verschulden.  Aber, 
woher  soll  er  die  Mittel  nehmen,  um  die  Gerichte  zu  erhalten? 
Irägt  aach  Lysura.  Und  wieder:  wenn  ein  Urtheil  ergangen, 
wer  soll  die  Widerstrebenden  zwingen,  sich  demselben  zu  nnter- 
werfen?  Viele  Sprüche  seien  ergangen  vor  Sigismnnd,  Albrecht 
und  Friedrich,  aber  sie  seien  nie  ausgeführt  worden.  Was  gilt 
in  dieser  Zeit  die  Acht  des  Kaisers,  der  ßann  des  Papstes! 
Vergeblich  ist's  Gesetze  zu  erlassen,  Gerichte  zu  halten,  Er- 
kenntnisse zu  verkünden,  wenn  die  starke  Hand  fehlt,  den  Un- 
gehorsam zu  brechen  ^).  Da  muss  die  Refonnation  des  Reichs 
beginnen!     „Und  alle  billigten  die  Ansichten  des  Johannes/* 

Man  kann  die  Schäden,  an  denen  die  Rechtspflege  im  Reich 
krankte,  nicht  schärfer  und  richtiger  schildern,  als  es  in  dieser 
Rede  geschieht.  Aber  auch  andere  ^,  auch  die  P'ürsten  erkannten 
sie  klar.  Zu  Anfang  des  zweiten  Decenniums  der  Regierung  Fried- 
richs, als  man  im  Reich  hinlänglich  erfahren  hatte,  was  von 
seinem  Schalten  und  Walten  zu  hoff'en  sei,  Hess  Jakob  von 
Trier  eine  Denkschrift  ausarbeiten:  ,.wie  man  das  Reich  auf- 
bringen möge"^).  Es  geht  ihr  jene  trostlose  Schilderung  des 
Rechtszustandes  voran^  deren  wir  schon  gedachten.  Dass  es  so 
nicht  bleiben  könne,  %enn  die  Nation  von  andern  Völkern  nicht 
völlig  missachtet  und  vertilgt  werden  solle,  sei  allgemein  an- 
erkannt. Zuvörderst  müsse  nun  der  Kaiser  in  eine  Stadt  im 
Reiche  kommen,  in  der  Absicht  dort  persönlich  längere  Zeit  zu 
verweilen;    auch    die    Kurfürsten   sollen    sich    daselbst    um    den 


^)  —  nusquam  sine  iustida  pacem  reperias.  Quietum  regnnm  iudi- 
cia  reddnnt.  At  dicat  aliquis:  iuri  reddondo  caesar  praeest,  nisi  iudi- 
cinm  laciat  in  culpa  est  Sed  undc  is,  obsecro,  stipendia  sumat,  quae 
iudicibus  eroget?  ponito  milites  et  iuris  interpretcs  assidue  ius  dicere: 
quis  parere  compellet  invitimi?  —  Possem  multa  in  medium  afferre 
niaudata  caesarum  Sigismundi,  Alberti,  Friderici,  quac  memoria  nostra 
incassum  prodiere.  —  Quid  illi  vel  summi  pontificis  anathema  vel 
nostri  caesaris  bannum  extimnere.  Frustra  leges  condimus  iudicia  te- 
Demos,  sententias  praeferimus,  niSi  manus  adsit  armata,  quae  contuma- 
ciam coerceat  snbditorum. 

*)  Ich  übergehe  die  bekannten  Klagen  und  Mahnungen,  welche 
Peter  von  Andlau  de  imff.  Rom.  II.  c.  16  fgg.  an  Friedrich  richtete. 

*)  Ranke:  Deutsche  Geschichte  im  Zeitalter  der  Reformation  VI. 
10  f^. 
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Kaiser  scLaarcn  und  mit  ihm  des  Reiches  Wohl  berathen,  wie 
die  Kardinäle  sich  mit  dem  Papst  im  Consistorium  vereinigeD. 
Dann  soll  ein  Gericht  eingesetzt  werden  mit  einer  ausreicbeu- 
den  Zahl  von  lieisitzern,  die  alle  Sachen  mit  Recht  ansrichteo, 
gleich  wie  das  Parlament  zu  Paris  ^).  Zur  Ausfflhrnng  des  RechteD 
sollen  drei  weltliche  Fürsten  als  Ilauptleute  (Capitänc)  ernannt 
werden  und  zwar  sollen  diese  Aemter  die  drei  weltlichen  Kur- 
fürsten übernehmen,  jeder  in  dem  Theile  des  Reichs,  der  ihm 
zur  iJeschirmung  überwiesen  wird.  Alle  Unterthanen  dgs  Reichs 
sind  verptiichtet,  zur  Execution  des  Rechts  mitzuwirken,  wenn 
sie  von  dem  Hauptmann  aufgerufen  werden,  in  dessen  Amts- 
kreise sie  angesessen  sind^).  Wenn  solche  gute  Ordnung  der 
Gerechtigkeit  getroifen  werde,  so  würde  auch  die  Reichsacbt  ge- 
fürchtet werden:  Geächtete  und  Wiedergeächtete  sollte  man 
überhaupt  als  solche  auch  behandeln  und  gegen  sie,  wenn  sie 
sich  nicht  fügten,  mit  aller  Strenge  verfahren  ^).  ücber  die 
Competenz  des  obersten  Gerichts  niüssten  Bestimmungen  gc- 
trofien  werden,  auch  darüber,  wie  man  sich  von  den  unteren 
Gerichten  an  dasselbe  berufen  möge  *).  Zu  diesen  Einrich- 
tungen, wie  zu  allen  andern,  welche   die    Denkschrift    in   natio- 


')  Item,  das  ein  gericht  ordinert  werde,  mit  eyner  nemlicher  zale 
personcn  von  allem  Stade,  die  stediss  alle  Sachen  iissrichten  im  recliteo, 
iu  gl y eher  wysc  als  an  dem  parlanient  zu  Paryss,  als  von  alters  dick 
gescheen  ist  und  man  die  forme  davon  noch  woil  Ondet. 

*)  Item  zu  vollenfurunge  des  rechten  sullcn  dry  werntliche  forsten 
geordent  werden,  das  die  sien  Capitaneen  in  dryen  enden  des  rychs 
und  Bullen  das  sin  die  dry  werntliche  kurfurstcn,  der  iglicher  eyn  ca* 
pitaneuB  der  execution  sin  Bol  in  dem  teyle  dutschen  landes,  das  ime 
bctirmet  wirt.  Item  zu  der  execution  sollen  alle  undertane  des  r}xhs 
zufallen,  so  sie  von  dem  fursten  angeruffen  werden,  der  über  das  teyl 
des  rychs,  da  sit;  undcr  gesessen  sin,  eyn  capitaneus  ist 

*)  Item  ist  auch  zu  gleuben,  wan  sulciie  gude  ordenungc  der  ge- 
rechtikeyt  gemacht  wurde,  so  werde  auch  die  keyserlicbe  achten  recht 
und  ufincbtig  gescheen  und  alle  dlB  gebannten  und  widergebannten 
Suiten  auch  genczlich  geschuwet  und  als  solche  luto  gehalten  werden, 
und  obc  sie  des  nit  achten,  so  solte  doch  cxecutio  über  sie  gescheen 
iu  vurgeschribener  maissen.  * 

*)  Item  sol  man  versehen,  was  Sachen  da  zu  handeln  sin  suIlen  und 
wie  man  sich  von  den  understen  gerichten  an  das  gericht  beniffen  mugc. 
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naiem  Interesse  empfiehlt,  müsse  man  Geld  haben,  aber  das 
Geld  werde  sich  finden;  denn  wenn  die  Unterthancn  im  Reicha 
nur  erst  sähen,  dass  die  Gerichte  ordentlich  aufgerichtet  wür- 
den, nnd  wenn  sie  die  Segnangen  des  Friedens  nnd  der  Sicher- 
Iieit,  die  dann  herrschen  würde,  empfinden  lernten,  so  würden 
sie  gern  die  Mittel  ^zur  Herstellnng  nnd  Erhaltung  so  förder- 
sanier Verhältnisse  darbieten.  Man  sieht,  es  sind  hauptsächlich  drei 
Punkte,  auf  die  man  Gewicht  legt:  Herstellung  eines  ständigen 
Gerichts  im  Reiche,  kräftige  Ausführung  der  erkannten  ürtheile 
nnd  deshalb  auch  strenge  Handhabung  der  Reichsacht;  es  sind 
dieselben  Ziele,  die  auch  bei  den  amtlichen  Verhandlungen 
zwischen  Kaiser  und  Reich  immer  wieder  hervortreten. 

Bekannt  ist,  dass  die  Sorglosigkeit,  mit  welcher  Friedrich  HI. 
alle  Reichsangelegenheiten  behandelte,  wiederholt  den  Plan  er- 
weckte, dem  K^ser  einen  Statthalter  an  die  Seite  zu  stellen 
oder  an  seiner  Stelle  einen  andern  Fürsten  zum  König  zu  wäh- 
len: Philipp  von  Burgund,  Albrecht  von  Oesterreich,  Georg  von 
Böhmen  wurden  nach  einander  als  Gandidaten  für  den  Thron 
bezeichnet.  Am  ernstesten  wurde  die  Bewerbung  Georgs  betrie- 
ben, der  zuerst  mit  Zustimmung,  dann  gegen  den  Willen  des 
kaiserlichen  Hofes  sein  Ziel  zu  erreichen  strebte.  Und  es  ist 
gewiss  ein  Zeichen  fftr  die  Noth  der  Zeit  nnd  das  schreiende 
Bedürfhiss  nach  einer  Reform  des  Justizwesens,  dass  bei  diesen 
Plänen  stets  die  Herstellung  besserer  Rechtspflege  als  ein  Haupt- 
zweck der  beabsichtigten  politischen  Neuerungen  bezeichnet 
wird^).  Als  sich  Erzbischof  Diether  von  Mainz  anheischig 
machte,  dem  Böhmen  zur  Krone  zu  verhelfen,  forderte  er  doch, 
Georg  solle  sieh  verschreiben  und  verpflichten ,  dass  er  ordent- 
lich Gericht  im  Reiche  halten  und  exeqniren  wolle;  Pfalzgraf 
Friedrich  am  Rhein  und  Herzog  Ludwig  von  Bayern  Hessen 
sich  aus  gleichem  Anlass  eine  gewisse  Controlle  über  die  Rechts- 
pflege am  obersten  Gericht  zusichern:  sie  sollten  zur  Seite  des 
noo  zu  wählenden  Königs  nicht  nur  oberste  und  gemeine  Haupt- 
lente  im  Reiche,  Hofmeister  und  Räthe,  sowie  Statthalter  des 
Königs  in  Fällen  seiner  Abwesenheit  werden,    sondern  auch  die 


^)  Knrftlrsten-Einigung  von  145G:    Müller  I.  r)58,  Quellen  zur 
bftycr.  u.  deutschen  Gesch.  U.  2GB. 
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Besetzung  des  Hofrichteramtes  sollte  von  ihrer  Zastimmung  ab- 
hängig sein;  Martin  Mayr  endlich,  die  Seele  des  ganzen  Plaacs 
and  vieUeicht  der  einzige,  der  bei  dem  ganzen  Unternehmen 
keine  persönlichen  Interessen  verfolgte,  mahnte  den  König  fast 
in  jedem  Schreiben  zur  Annahme  der  deutschen  Krone :  er  allein 
könne  die  Ehre  und  Würde  des  Reichs  herstellen,  den  Frieden 
aufrichten  und  eine  von  allen  ersehnte  „gemeine  reformation 
und  Ordnung  aller  gerichte**  durchfahren  ^). 

Einige  Jahre  später,  als  Georg  von  Böhmen  in  die  freund- 
schaftlichsten Beziehungen  zum  Kaiser  getreten  war,  verbreitete 
sich  im  Reich  ein  neues  Reformprojokt  ^),  dessen  Grundideen  wieder 
von  Martin  Mayr  entworfen ,  von  Georg  dringend  empfohlen  waren, 
und  das  auch  am  kaiserlichen  Hofe  willige  Beachtung  fand: 
schien  es  doch  eine  Stärkung  der  kaiserlichen  Autorität  in  sichere 
Aussicht  zu  stellen.  Zahlreiche  Nachtheile,  heUst  es  da,  ent- 
stünden daraus,  dass  die  Gerichte  im  Reich  nicht  ordentlich  ge- 
halten würden.  Wenn  der  Kaiser  nicht  dafilr  Sorge  trage,  dass 
diesem  Uebelstande  endlich  abgeholfen  werde,  so  sei  zu  befürch- 
ten, dass  die  Fürsten  und  Städte  ihre  bisherige  Uneinigkeit  auf- 
geben, einen  gemeinen  Frieden  herstellen,  ein  Austrägalgericbt 
einsetzen  und  darüber  HaupUeute  und  Handhaber  setzen  wür- 
den ;  dabei  werde  man  zwar  dem  Kaiser  seine  Würde  und  Obrigkeit 
vorbehalten,  aber  „so  werden  doch  seine  Hoefe  und  Gericht  nicht 
gesucht,  nachdem  man  im  Reich  Handhaber  des  Friedens  und 
Austrag  des  Rechten  bekommen  möchte'';  allmälig  würden  dann 
sämmtiiche  Städte  vnd  Fürsten  solchen  Bündnissen  beitreten 
„und  damit  der  Kaiser  zu  letzt  ganz  nicht  besucht*'.  Um  dem 
vorzubeugen,  empfiehlt  das  Projekt  zunächst  Ausgleichung  aller 
Streitigkeiten  zwischen  dem  Kaiser  und  den  bedeutenderen 
deutschen  Fürsten  durch  die  Yermittolung  Georgs  von  Böhmen  und 
die  Gründung  eines  Frenndschaftsbundcs  zwischen  Friedrich  III., 


>)  Höfler:  kais.  buch:  S.  54,  66,  69,  70,  72,  103.  Quellen  II. 
351—54,  Hasselholdt  257,  61  fgg.,  74,  78.  82. 

')  Mitgetheilt  von  Höfler:  Ueber  die  politische  Reform- 
bewegung in  Deutschland  (Mönchen  1850)  S.  37  fgg.  und  too 
Palacky:  Urkundl.  Beitr.  zur  Gesch.  Böhmens  in  d«D  Fon- 
tes rer.  Austr.  U.  20.  313  fgg. 
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Georg,  den  Wittelsbachcrn  nnd  den  HohenzoUern ,  die  sich 
sämmtlich  verpflichten  würden,  den  Kaiser  za  anterstützen,  wenn 
er  etwas  vornehmen  wollte,  das  zu  gemeinem  Frfeden  und  Ord- 
nung der  Gerichte  dienen  könnte.  Dann  soll  ein  allgemeiner 
Reichstag  berufen  werden;  alle  KnrfQrsten,  Fürsten,  namhaftige 
Grafen  nnd  die  Reichsstädte  würden  erscheinen,  anch  der  Kaiser 
persönlich  anwesend  sein.  Dort  werde  man  einen  gemeinen 
Frieden  verkünden,  ^e  kaiserlichen  Gerichte  ordentlich  besetzen 
und  fortan  überhaupt  förderliches  Recht  ergehen  lassen.  Da  das 
Reich  kein  Geld  nnd  keine  Nutzungen  habe,  davon  man  den  Frie- 
den handhaben  nnd  die  Gerichte  gehörig  besetzt  halten  könne,  auch 
der  Kaiser  nicht^  verpflichtet  sei,  die  Mittel  aus  den  Einkünften 
seiner  Erblande  zu  gewähren,  so  sei  eine  allgemeine  Reichs- 
stener  zu  erheben,  von  der  anch  die  Fürsten  einen  Antheil  er- 
halten, um  damit  die  Kosten  der  Erhaltung  des  Friedens,  dessen 
Schirroer  sie  sein  würden,  zu  bestreiten.  Der  ganze  Plan  wurde 
dem  Kaiser  vorgelegt,  der  sich  im  Wesentlichen  damit  einver- 
standen erklärte  und  selbst  mit  einem  bestimmteren  Vorschlage 
in  Bezug  anf  die  Handhabung  des  obersten  Reichsgerichts  her- 
vortrat, indem  er  versprach,  den  Herzog  Ludwig  von  Bayern 
and  dessen  Erben  zu  obersten  Hofrichtem  des  Reichs  zu 
machen,  „das  Hofrecht  zu  besitzen;  doch  dass  das  allweg  be- 
schehe  mit  seiner  kais.  gnaden  und  nachkommen  am  reich  willen 
und  wissen  und  seiner  kais.  gnaden  sein  obcrkeit  vorbehalten, 
auch  den  kurförstcn  und  andern  fttrsten  und  den  hofrichtem 
und  hofgerichten  an  iren  gnaden,  freiheiten,  gcrechtigkeiten  und 
altera  herkommen  unvergriflfenlich  nnd  an  schaden.  Und  wil 
sein  gnad  dann  ansschreiben,  dass  das  hofgericht  seinen  gang 
haben  werd  und  auch  dem  seinen  gang  lassen'*  ^).  Aber  manche 
kleine  Abänderungen  des  Planes  verlangte  der  Kaiser  doch,  die 
Fürsten  beantragten  deren  noch  mehrere,  es  folgten  einige  Zeit 
hindurch  allerlei  Verhandlungen  hin  und  her,  und  nach  zwei 
Jahren  hatte  man  das  Projekt  überall   fallen   gelassen^).     Und 


»)  Palacky  a.  a.  0.  S.  322. 

•)  Vglch.  Droyscn  U.  1.  313  fgg.,  Palacky:  Geschichte  von 
BohmcB  IV.  2.  289,  Uasselholdt  I.  307  fgg.  Im  Jabre  1470  legte 
Martin  Mayr  einen  neuen  Reformplan  vor,  in  welchem  er  unter  anderm 
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wie  dieser  Reformversnch ,  so  scheiterten  aflch  alle  übrigen, 
welche  in  den  nächsten  dreissig  Jahren  von  der  einen  oder  an- 
dern Seite  angebahnt  worden. 

Auf  den  Reichstagen  kafii,  soweit  sich  ersehen  lässt,  die 
Reform  der  Justizverfassung  erst  ziemlich  spät^)  and  zwar  anf 
Anregung  der  Kqrfürsten  zur  Besprechung.  Bei  den  Berathungen, 
welche  1454  wegen  des  Türkenzuges  zu  Nfirnberg  gepflogen 
wurden,  legten  die  Räthe  der  Wahlfürsten  -  ihre  Beschwerden 
über  die  traurige  Lage  des  Reichs  offen  und  eindringlich  dar. 
„So  sind  des  heyligcn  reichs  gericht  unbestelt  und  ungeordnet, 
werdent  deshalben  nit  geachtet,  so  das  sich  nymants  rechts  weder 
daran  noch  sust  bekomen  und  ob  einer  schon  daran  erlanget, 
dasselbe  der  Verachtung  halber  nit  inbringen  kann  noch  mag, 
davon  und  auch  sunst  in  dem  hejligen  reich  swerliche  zwy- 
tracht,  kriege  und  urloge  grosslich  und  merklich  erstanden  sint, 
auch  teglichs  aufersteen  und  erwachsen;  es  legt  und  setzt  sich 
auch  deshalber  ye  einer  wider  den  andern,  davon  sich  begeben  ha- 
ben und  teglichs  begeben  im  reich  rawb,  mort ,  brandt,  name,  be- 
schedigung,  grosses  plut  vergissen  und  teglichs  swcrer  abe- 
nemung  und  verderbnng  der  landt  und  leute  im  reich*'.  Münze, 
Geleit  und  andere  Rechte  der  Obrigkeiten  würden,  heisst  es 
dann  weiier,  gröblich  verletzt;  die  Strassen  seien  unsicher,  der 


proponirte:  ~  das  man  uff  yeglich  frey  und  reichsstatt  seczt,  das  syc 
einen  gravcn,  herren,  ritter  oder  edelmann  —  stettigklich  bey  einem 
römischen  kayser  oder  konig  uff  ir  cost  in  seinem  hof  hielt,  die  dann 
seinen  gnaden  selten  gcwont  sein  und  dienen  als  annder  die  seinen 
und  mit  denselben  graven  herm  ritter  und  edellewt  möcht  seyn 
kayserlich  gnad  znsampt  anndem  seinen  retten,  die  er  hett,  seinen 
rate,  sein  hofgericht  und  camergericht  ordenlich  und  treffenlich  he- 
seczen.    üasselholdtL  Urkunden  290. 

*)  Der  Frankfurter  Reichabschied  vom  14.  Aug.  1442,  gewöhnlich 
Reformation  genannt  (Müller  I.  163—68,  Lün ig  VI.  64  — 67,  und  D. 
62  fgg.,  N.  S.  d.  R.-A.  I.  170-74,  Chmel:  Reg.  Anh.  S.  37  fgg.)  be- 
schäftigt sich  mit  der  Reorganisation  des  Jnstlzwesens  gar  nicht,  son- 
dern enthält  zum  Schluss  nur  die  später  oft  wiederkehrende  Bestim- 
mung, dass  jeder,  welcher  gegen  die  Anordnungen  des  Abschieds  han- 
deln würde,  so  angesehen  werden  solle,  als  sei  er  vor  dem  kgl.  Hof- 
gericht oder  anderm  ziemlichen  Gericht  mit  rechtem  Urtheil  in  des 
Reiches  Acht  oder  Aberacht  gekündet  worden.  Die  Reformation  wurde 
librigens  zu  Neustadt  am  18.  Juli  1465  anfe  Neue  publicirt:  Reg.  422H. 
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KaafDiann  möge  wegen  der  Unordunng  im  Reich  weder  wandern 
I  noch  Gewerbe  treiben ;  aberali  entständen  ungebührliche  Fcind- 

i  Schäften;  wer  es  vermöge,    greife  den  andern   an   nach   seinem 

I  Gefallen;  aller  ehrbare  Stand,  geistlicher  und  weltlicher,  gehe 

zu  Grunde  und  Niemand  wisse,   wie   lange  oder  wo  er  Yor  dem 
andern  sicher  sei:  das  Alles  geschehe  so,  weil  kein  starkes  6e- 
I  rieht  im  Reiche  zu   finden   sei,  das   die   Uebelthaten  gebührend 

'  ZQ  strafen  willig  und  mächtig  sei  ^). 

I  Diese  und  ähnliche  Beschwerden  wurden   auf  dem   Reichs- 

I  tage  zu  Neustadt  im  Jahre  1455  wiederholt.  Aber  mau  ging 
einen  Schritt  weiter  und  überreichte  dem  Kaiser  einen  ausführ- 
lichen Vorschlag,  „wie  das  heilige  Reich  wieder  angerichtet  und 
Friede  in  deutschen  Landen  möge  gemacht  werden**^).  Der 
Kaiser  solle,  ward  proponirt,  seine  Residenz  in  einer  Stadt  des 
Reichs  aufschlagen  und  dort  mit  seinen  Räthen  genügende  Zeit 
verweiten.  Um  ihn  sollten  sich  die  Kurfürsten  versammeln, 
ebenfalls  mit  ihren  Räthen,  die  mit  ihnen  im  Rath  des  Kaisers 
sitzen  und  letzterem  wie  dem  Reiche  eidlich  verpflichtet  werden 
sollten.  Ist  der  Kaiser  genöthigt,  zeitweise  seine  Residenz  zu 
I  verlassen,  so  soll  er  an  seiner  Statt  mit  Rath  der  Kurfürsten 
I  einen  Präsidenten  setzen,  damit  die  kaiserlichen  Gerichte  und 
andere  zufallende  Sachen  nicht  vernachlässigt  werden;  ebenso 
muss  jeder  Kurfürst,  welcher  den  Hof  verlässt,  einen  geeigneten 
Stellvertreter  zurücklassen.  Den  Schwerpunkt  aller  Reichsreform 
sacht  das  Gutachten  in  einer  Verbesserung  des  Rechtsverfahrens, 
denn  das  heilige  Reich  sei  so  herrlich  und  wohl  Gewidmet  mit 


^)  Höfler:  Das  kaiserliche  Buch  S.  19  fg.  Die  Speirische  Chronik 
(Mone  I.  393)  enthält  die  auf  dem  Reichstage  vorgelegten  Propositio- 
nen des  Kaisers.  Danach  sollte  ein  fünQ&hriger  Landfriede  errichtet 
und  jeder,  der  ohne  Recht  den  andern  angreifen  würde,  in  die  Strafe 
des  crimen  laesae  maiestatis  und  die  Acht  verfallen  sein,  ebenso  alle, 
welche  jenen  hausen,  halten  oder  geleiten  würden.  Von  sonstigen  Re- 
formen ist  nicht  die  Rede.  lieber  die  öffentlichen  und  geheimen  Ver- 
handlangen auf  den  Reichstagen  zu  Regensburg  und  Frankfurt  im  Jahre 
1454  vglch.  Voigt:  Enea  Silvio  II.  1()5— 32. 

*)  Müller  I.  511—14.  Dass  diesen  Avisamenteu  der  schon  oben 
erwähnte  „Weg,  wie  man  das  Reich  aufbringen  möge**,  zu  Grunde  liege 
bemerkte  schon  Ranke  VI.  18. 

FranUin^Reicluhofgericbt.  I.  24 
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aller  Wehr  und  Mannheit,  dass  keine  andere  Nation  der  Christen- 
heit dem  deutschen  Volke   gleich   komme   und    „ist  kein  ge- 
breche   anders    in    dutschen   landen,    denn    alleyne, 
das    die    gerichte    und  gerechtigkeit   ein    lange   zyt 
her    nicht     uffrichtiglichen    gehalten    worden    sin, 
dadurch  ungehorsam,    eigen    mutwille,   alle   unrechtigkcit    und 
unordnunge    und    bosheit  uffgestandcn   ist  und  Dntzschs   in  im 
selbs  also  gar  verirret,   das  die  Dutzschen  ire  grosse  krafil  und 
macht,  die  sie  hau,  manch  zyt  her  nicht  habin   zu    redelichkeit 
gebrachen  mögen,   darumb  das  heilige  riebe   und   daa  datzsche 
gezunge  von  allen  andern  grosslich  angefochten ,  vernichtet  und 
klein  gehaben   worden''.     Darum   soll  vor  Allem  an   dem  Auf- 
enthaltsorte des  Kaisers  und  der   Kurfürsten,    also   im    Reiche, 
ein  kaiserliches  Gericht  redlich  und  trefflich  mit  einer  genagen-        l 
den  Zahl  von  Prälaten,  Grafen,   Herrn,  Rittern,    Knechten  und 
andern  sonst,  die  man   tanglich   dazu  erkennt,   besetzt  werden,        \ 
die  „stetiglich  in  irem  wcsen  dabei  bleiben  und   alle   gepürliche        | 
tage  gerichte  halten,  die  iren  Ion,  solt  und  vorsehunge    ordent-        | 
liehe  davon  haben**;  auch  Gerichtsschreiber,  die  alle  Dinge  „aus-    '    | 
schreiben**    und    die   Register    ordentlich    fahren,    femer    Für- 
sprecher und  Gerichtsboten  und  alle  sonst  nothwendigen  Unter* 
beamteu  sollen  angestellt  werden.     Wer  als  Richter  die  Leitung 
übernehmen  solle,  wird  nicht  ausdrücklich  gesagt;   es  unterliegt 
aber  keiner  Frage,  dass   das   Gutachten   mit  diesem   Amte  den 
Kaiser  selbst  oder  den   von  ihm  für   Abwesenheitsfölle  ernann- 
ten Präsidentvii  beauftragt  wissen  wollte.     Die   Urtheiler  haben 
einen  besondern  Eid  zu  schwören,  aufrichtig  Recht  zu  thun  und 
weder  Lohn  noch  Gabe  anzunehmen.     Sodann  sollen  alle  Land*        | 
und  Untergerichte  ordentlich  besetzt  werden;  wenn  sie  unbesetzt        i 
sind  oder  das  Recht  verzögern,    darf  man   sogleich  das  oberste        | 
kaiserliche  Gericht  anrufen,  sonst  aber  ist  jede   Sache  da    zu        i 
entscheiden,  wohin  sie  von  Recht  oder  Herkommen  gehört  und 
nur  durch  Appellation  oder  „anderspillich**  kann  ein  Rechtsstreit 
an  das  oberste  kaiserliche  Gericht  gelangen;    was  an  diesem  zn 
Recht  erkannt  wird,  muss  unbedingt  ausgeführt  werden.    Ucber- 
haupt  aber  soll  kein  Ungehorsam  gegen  die  Sprüche  der  Gerichte 
mehr  geduldet   werden;    vermag   der  Gerichtsherr  nicht   durch 
eigene   Macht  Gehorsam  zu  erzwingen,  so  soll  der  LandesfDrst 
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ihm  die  nöihige  Hilfe  gewähren,  and  wäre  auch  dieser  zu  schwach, 
so  soll  der  Kaiser  die  benachbarten  Fftrsten  zur  Unterstützung 
anfordern;  in  ähnlicher  Weise  dachte  man  sich  auch  wohl  die 
Execntion  der  am  obersten  Gericht  ergangenen  Erkenntnisse, 
Wflrde  diese  Ordnung  angeführt,  sagt  das  Gutachten,  so  dflrfe 
man  sicher  die  Herstellung  des  inneren  Friedens  und  der  Macht 
des  Reichs  nach  Aussen  erwarten;  geschähe  es  aber  nicht,  so 
sei  der  völlige  Verfall  deutschen  Wesens  unaufhaltsam  ^).  Und 
es  geschah  nicht.  Der  Tag  zu  Neustadt  ging  ohne  jedes  Re- 
sultat zu  Ende;  nur  in  einer  Beziehung,  pflegte  man  damals  zu 
scherzen,  seien  die  Reichsversammlnngen  nicht  unfruchtbar: 
quaelibet  in  ventre  alteram  habet. 

Jahre  gingen  vorQber,  ehe  man  auf  die  Umgestaltung  der 
Gerichtsverfassung  wieder  zurückkam.  Reichstage  folgten  auf 
Fürstenconvente,  aller  Orten  ertönte  in  Wort  und  Schrift  der 
Ruf  nach  Reformen,  nur  am  kaiserlichen  Hofe  zeigte  man  keine 
Neigung,  dieselben  ernstlich  in  Angriff  zu  nehmen.  Von  der 
Errichtung  eines  allgemeinen  dauernden  Landfriedens  und  der 
Einsetzung  eines  obersten  Gerichts  im  Reiche  selbst  war  mau 
am  Hofe  so  weit  entfernt,  dass  man  vielmehr  zu  dem  alten 
Plane  zurückkehrte,  durch  partikuläre  Bündnisse  den  Land- 
frieden zu  erhalten  und  dem  Verlangen  nach  besserer  Rechts- 
pflege durch  Einführung  von  Ansträgalgerichtcn  zu  entsprechen 
suchte  ^).     Erst  auf  dem  Nürnberger  Reichstage  von  1 467  wurde 


^)  Bei  den  mündlichen  Verhandlungen  zu  Neustadt  stellten  die  Kur- 
fürsten ihre  Forderungen  dahin  zusammen:  gemeinen  Frieden  zu 
machen  und  zu  handhaben,  das  kaiserliche  Gericht  „mit  stettigen  ur^ 
teilsprechem  und  nottürftigcn  amptlcwtcn"  zu  besetzen,  der  Kaiser 
solle  im  Reiche  Aufenthalt  nehmen,  die  KuriÜrsten  selbst  dort  erschei- 
nen oder  dtirch  ihre  Räthe  vertreten  sein;  also  würde  man  das  Reich 
wieder  in  seine  Ehre  und  Stand  bringen.  Hasselholdt  Urkd.  S.  25; 
derselbe  gibt  S.  1—32  die  vollständigen  Verhandlungen  des  Reichstages. 
Vglch.  Müller  I.  509—550,  König  von  Eönigsthal:  Nachlese  71— ia% 
Voigt  n.  133  fgg. 

*)  Diesen  Zweck  verfolgt  das  auf  dem  Ulraer  Reichstage  von  1466 
vorgelegte  Landfriedensprojekt  Da  es  nicht  möglich  sei,  alle  Glieder 
des  Reichs  „in  ein  Wesen  zu  bringen'^  so  wolle  der  König  zunächst, 
an  einem  Ende  den  Frieden  durch  Bündniss  der  Fürsten,  Städte  u.  s.  w. 

24* 
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von  den  Kurfürsten  die  Errichtung  eines  obersten  Gerichte  im 
Reiche  wieder  in  Anregung  gebracht.  Damit  der  Friede,  der 
vom  Reiche  und  Papste  geboten  werden  sollte,  desto  frucht- 
barlicher  gehalten  werde,  solle  zu  Nürnberg  ein  kaiserliches 
Gericht  eingesetzt  werden;  den  Richter  ernennt  der  Kaiser,  von 
dem  aller  Gerichtszwang  ausgehe,  die  Urtheilcr  werden  von  den 
Kurfürsten ,  Fürsten,  Herrn  und  Städten  berufen.  £s  sollen 
ihrer  vierundzwanzig  sein,  Herrn,  Ritter  und  Knechte  und  wen 
man  sonst  tauglich  dazu  erkenne;  sie  werden  von  allen  deut- 
schen Landen»  dazu  gegeben  und  zwar  soll  das  Reich  in  sechs 
Theile  getheilt  und  von  jedem  Theil  vier  Männer  abgeordnet 
werden;  sie  bleiben  dauernd  am  Orte  des  Gerichts  und  erhalten 
ausreichende  Besoldung.  Die  Stellung,  welche  das  in  solcher 
Weise  zu  bildende  Reichsgericht  einnehmen  sollte,  war  eine  we- 
sentlich andere,  als  man  bei  den  Anträgen  im  Jahre  1455  in 
Aussicht  genommen  hatte.  Denn  in  doppelter  Weise  sollte  jetzt 
die  Competenz  des  Gerichts  beschränkt  sein;  es  sollte  überhaupt 
nur  in  Landfriedeussachen  und  auch  in  solchen  nur  danh  Ent- 
scheidung treffen,  wenn  die  Anklage  Personen  betraf,  die  ohne 
Mittel  Kaiser  und  Reich  unterworfen  waren,  gegen  alle  andern 
aber  vor  den  compctenten  Gerichten  •—  in  dem  Gericht,  da  der 
Angeschuldigte  betreten  würde,  —  verfahren  werden.  Das 
Reichsgericht  ersetzt  also  das  bisher  am  Hofe  des  Königs  ge- 
haltene Gericht  keineswegs  ii)  allen  und  jeden  Beziehungen,  viel- 
mehr soll  dem  Kaiser  „an  seiner  Obrigkeit  und  Kammergericht" 
ebenso  wenig  Abbruch  geschehen,  als  den  Fürsten,  Herrn  und 
Städten  an  ihrem  Gerichtezwange.  Aber  trotz  der  beschränkten 
Bedeutung  der  beabsichtigten  Institution  —  sie  sollte  auch  nur 
für  die  Dauer  des  zu  verkündenden  Landfriedens  bestehen  — 
erregt  der  Vorschlag  der  Kurfürsten  doch  mannigfaches  Interesse. 
Alle    Rechtesachen    sollten    innerhalb   eines  Monate    nach    dem 


herstellen,  und  damit  dasselbe  desto  gttnstigcr  wirken  könne,  sollten  die 
Verbündeten  alle  ihre  Streitigkeiten  durch  Austrage  beilegen  lassen 
(Müller  n.  198  fgg..  Neue  Samml.  I.  198,  Lünig  IV.  206 fg.,  Rie- 
del:  cod.  dipl.  Br.  IIL  1.  380).  Nach  einem  Schreiben  des  Markgrafen 
Friedrich  von  Brandenburg  (Riedel  31»2)  wollte  der  Kaiser  drei  Bünd- 
nisse errichten:  in  Franken,  Schwaben  und  Bayern,  —  in  Sachsen  nnd 
am  Rhein. 
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dritten  und  letzten  Rechtstage  durch  Urtheil  and  Recht  ent- 
schieden werden.  Beide  Theile  haben  sich  dem  Erkenntniss  zn 
fflgen  und  es  ist  gegen  dasselbe  kein  Rechtsmittel  znlAssig. 
Innerhalb  einer  weiteren  Frist  von  einem  Monat  muss  das  Er- 
kenotniss  auch  ausgeführt  werden,  widrigenfalls  dasselbe  von 
Gerichts  wegen  vollstreckt  wird.  Letztere  Bestimmungen  gelten 
Ar  alle  Gerichte  im  Reich.  Jeder  Gerichtsherr  soll  auf  Antrag 
des  Kl&gers  innerhalb  gedachter  Frist  die  vor  seinen  Gerichten 
ergangenen  Urtheile  vollstrecken;  ist  der  Gerichtsherr  dazu 
nicht  mächtig,  so  sucht  der  Kläger  die  Intervention  des  kaiser- 
lichen Gerichts  nach,  welches  dem  LandesfQrsten  und  im  un- 
günstigsten  Falle  den  benachbarten  Fürsten  den  Auftrag  er- 
tbeilt,  in  gleichem  Zeiträume  dem  Kläger  zu  seinem  Rechte  zu 
verhelfen ;  wer  sich  in  Ausführung  solchen  Auftrags  säumig  zeigt, 
fällt  in  dieselben  Strafen,  welche  dem  angedroht  sind,  der  den 
Befehlen  des  Gerichts  ungehorsam  ist.  Von  diesen  Pönen  — 
Strafe  der  beleidigten  Majestät,  Acht  und  Aberacht  —  kann 
Niemand  befreit  werden,  bevor  nicht  der  durch  Ueberfahrung 
des  Landfriedens  Beschädigte  vollständig  befriedigt  ist  Der 
Kaiser  soll  bei  dem  Gericht  einen  Fiskal  mit  voller  Gewalt  an- 
stellen, welchem  die  Verfolgung  von  Landfriedensbtflcben  von 
Amts  wegen  zur  Pflicht  gemacht  wird.  Klagt  der  Beschädigte 
selbst,  so  soll  der  Fiskal  nicht  vorgehen ,  damit  Niemand  mit 
zweien  Ruthen  geschlagen  werde;  lässt  jener  aber  die  Klage 
einen  Monat  ruhen,  so  beantragt  der  Fiskal  die  Bestrafung  des 
Schuldigen ;  ebenso  verfolgt  derselbe  den  Ungehorsam  gegen  alle 
Mandate  des  Gerichts  und  klagt,  auch  wenn  der  Beschädigte  sich 
mit  seinem  Gegner  verglichen,  jedenfalls  wegen  der  verschul- 
deten Pön .  gegen  den  letzteren,  auf  dass  solch  Unrecht  und 
Ueberfahrung  des  Friedens  nicht  ungestraft  bleibe.  Endlich  soll 
der  Papst  den  Landfrieden  bestätigen  und  geistliche  Richter  an 
das  kaiserliche  Gericht  abordnen,  welche  über  Landfriedens- 
störer, die  dem  geistlichen  Stande  angehören ,  zu  erkennen  ha- 
ben; auch  gegen  deren  Sprüche  ist  kein  Rechtsmittel  zulässig 
und  ein  geistlicher  Fiskal  wird  die  Ausführung  derselben  über- 
wachen. Und  damit  das  geistliche  und  weltliche  Schwert  er- 
folgreich zusammenwirken  können,  sollen  die  geistlichen  Richter 
zugleich  Macht  haben,  alle  geistlichen  Strafen,  mit  welchen  der 
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beharrliche  Ungehorsam  gegen  die  weltliche  Gewalt  bedroht  ist, 
ohne  Anrufen  eines  geistlichen  Oberhirten  selbständig  tu  ver- 
fügen ^). 

Der  Vorschlag  der  Kurfürsten  gelangte  nicht  zur  Aus- 
führung. Im  Jahre  1467  wurde  zwar  zu  Neustadt,  mit  aus- 
drücklicher Bezugnahme  auf  die  zu  Nürnberg  gepflogenen  Ver- 
handlungen, ein  fünQähriger  Landfriede  verkündet'),  aber  von 
der  Errichtung  eines  allgemeinen  Friedensgerichtes  ist  daiüi 
nicht  die  Rede.  In  den  folgenden  Jahren  soll  dann  allerdings 
über  die  Reform  der  Gerichtsverfassung  weiter  verhandelt  wor- 
den sein ') ;  aber  bei  dem  *  Widerwillen  des  Kaisers  gegen  jede 
derartige  Neuerung  wäre  voraussichtlich  doch  Alles  beim  Alten 
geblieben,  wenn  nicht  schliesslich  politische  Verhältnisse  Fried- 
rich III.  genöthigt  hätten,  wieder  einmal  in  das  Reich  zu  kom- 
men und  der  Ordnung  des  Landfriedens  und  Gerichtswesens 
seine  Thätigkeit  zu  widmen. 

Auf  dem  Regcnsburger  Reichstage  von  1471  legte  der  Kai- 
ser den  Plan,  zo  einem  beständigen  gemeinen  Frieden  vor  ^}.  „Da 
aber  der  Friede  ohne  das  Recht  nicht  wohl  vollzogen  oder  ge- 
handhabt werden  könne,  so  haben  wir  eine  besondere  Gerichts- 
ordnung vorgenommen,  wonach  jeder  förderliches  and  billiges 
Recht  erhalten  und  dabei  auch  geschützt  werden  wird**.  Ob 
dieser  Entwurf  einer  Gerichtsordnung  sich  nur  auf 'das  obefste 
kaiserliche  Gericht  oder  auf  die  Reichsgerichte  überhaupt  bezog, 
ob  derselbe  sodann  auf  dem  Reichstage  berathen  wurde,  lässt 
sich  nicht  ersehen,  denn  wir  kennen  das  ursprüngliche  Projekt 
nicht  und  besitzen  keine  ausreichenden  Nachrichten  über  die 
Verhandinngen  grade  in  Bezug  auf  diesen  Gegenstand.  Zweierlei 
nur  ist  gewiss:  der  Landinede,  wie  er  schliesslich  am  24.  Juli  1471 


*)  Müller  IL  274  fgg.,  Neue  Sammlung  der  R.-A.  L  216  fg., 
Lünig  m.  601. 

>)  Müller  IL  291  fg.,  Lehmann  884,  Neue  Samml.  L  3^, 
Lünig  VI.  7Q,  Ghmel:  Reg.  5146  und  Anhang  Nr.  183. 

*)  Datt  de  P.  P.  707,  Müller  U.   352,  llarpprecht  L  §.  113. 

«)  Entwurf:  Müller  IL  491>-96,  Nene  Sammlung  226  fggi 
Lünig  IV.  274. 
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I  anf  vier  Jahre  verkOndet  wurde  ^},  enthält  den  Hinweis  auf  eine 

I  neae  Gerichtsordnung  nicht   und  die  sogenannte   Regensburger 

!  Kammergerichtsordnung  ist  erst    drei   Monate    später  als    der 

Landfriede,  am  24.  Oct  1471,  zu  Wien  publicirt  worden  ^.  Das 
Gericht  sollte  danach  besetzt  werden  mit  einem  Kammerrichter 
und  einer  ziemlichen  Zahl  ehrbarer,  redlicher  beisitzender  Ur- 
theiler,  welche  sämmtlich  vereidigt  werden.  Das  Gericht  soll 
gehalten  werden,  wo  sich  der  Kaiser  zur  Zeit  im  Reiche  befinde 
oder  wo  er  es  sonst  befel|le.  Ffirsprecher  oder  Prokuratoren 
dürfen  im  Gericht  nicht  auftreten,  wenn  sie  nicht  Seitens  des 
Kaisers  zugelassen  sind;  dasselbe  gilt  von  den  Advokaten,  die 
erst  zum  Amte  aufgenommen  sein  mflssen,  bevor  sie  thätig  wer- 
den dOrfen;  mehr  als  einen  Advokaten  darf  keine  Partei  an- 
nehmen, damit  es  der  andern  nicht  an  einem  Rechtsbeistand 
fehle,  auch  darf  kein  Advokat  oder  Procurator  einer  Partei 
Rath  ertheilen,  bevor  sie  ihm  ein  förmliches  Mandat  erthcilt 
hat;  den  Armen  weist  der  Kammerrichter,  nach  Ableistung  des 
Armeoeides,  einen  Anwalt  zu;  die  Parteien  dürfen  im  Gericht 
selbst  das  Wort  nehmen.  Die  Anwälte,  Gerichtschreiber  und 
Boten  werden  ebenfalls  vereidet  Richter  und  Beisitzer  sollen 
billigen  Sold  erhalten  und  zu  diesem  Zweck  haben  die  Kläger 
im  An&nge  des  Rechtens  bestimmte  Sportein  zu  erlegen,  welche 
schliesslich  der  unterliegenden  Partei  zur  Last  fallen.  Ueber 
das  Verfahren  werden  nur  wenige  Bestimmungen  getroffen:  für 
das  Executionsverfahren  enthielt  schon  der  Regensburger 
Landfriede  einzelne  Anordnungen,  wek-ho  später  in  dem  Augs- 
bnrger  Friedensgesetz  von  1474  wiederholt  werden'). 

Die  neue  Einrichtung  befriedigte    indessen    durchaus   nicht 


*)Die  endliche  Redaction  bei  Müller  496- 99,  Goldast: 
Reichss.  H.  165,  Neue  Samml.  244  fg.,  Lünig  VI.  78  und  II.  103  fg., 
Duraont:  corps  dipl.  III.  1*  431  und  sonst  öfters. 

«)  Oft  gedruckt:  Müller  IL  548-51,  Lünig  IV.  2.  72,  Neue 
Samml.  249,  feg.,  Harpprecht  I.  220  fgg.,  auszugsweise  auch  Mon. 
Habsb.  I.  Einl.  XV  fgg. 

')  Müller  II.  499,  624,  Lünig  VI.  83,  Neue  Sammlung  263. 
Vglch.  Janssen  IL  1.  317  fgg.  In  dem  Augaburger  Landfrieden  wird 
auch  anf  die  inzwischen  publicirte  KammergerichtsordnuDg  Bezug  ge- 
nommen. 
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die  Ansprüche  der  Pursten.  Das  Gericht  hatte  noch  immer 
keinen  dauernden  Sitz,  es  wurde  meist  ausserhalb  des  Reichs 
gehalten,  die  Besetzung  der  Richter^  und  UrtheilersteUen  lag 
lediglich  in  der  Hand  des  Königs  und  der  Prozessgang  war 
noch  ebenso  langsam  und  schleppend,  als  früher.  Yidiache 
Klagen,  welche  in  dieser  Beziehung  auftauchten,  veranlassten 
die  „gemeinen*'  Fürsten  auf  dem  Frankfurter  Reichstage  von 
1486  zu  dem  Antrage:  der  Kaiser  möge  in  einer  gelegenen 
Stadt  im  Reiche  sein  Gericht  niedersetzen,  dass  es  dauernd 
dort  bleibe;  dem  Richter  solle  die  Macht  verliehen  werdeu,  mit 
Rath  der  Beisitzer  selbständig  Gebote,  Verbote  und  Execntions- 
briefe  ergehen  zu  lassen,  di«  dann  unwiderraflich  und  von  glei- 
cher Kraft  sein  sollten,  als  wären  sie  vom  Kaiser  selbst  erlassen; 
zu  Beisitzern  soll  man  eine  Anzahl  trefflicher  Räthe,  die  wenig- 
stens Edellente  oder  Doctoren  seien,  wählen  und  ihnen  aus  deo 
Gerichtsgefällen  und  Sportein  eine  anständige  Besoldung  zahlen  ^). 
Die  Kurfürsten  sprachen  sich  in  ähnlichem  Sinnet,  wenn  auch 
weniger  entschieden  aus  und  der  Kaiser  sah  sich  dadurch  ver- 
anlasst, die  Fürsten  insgesammt  zur  Vorlage  eines  neuen  Eat- 
wurfs  einer  Kammergerichtsordnung  aufzufordern.  Das  Pro- 
jekt wurde  ausgearbeitet,  fand  aber  am  Hofe  keine  günstige 
Aufnahme.  Das  Gericht  sollte  nach  diesem  Plane  zwar  am  Hofe 
des  Königs  gehalten  werden,  aber  wenn  der  Kaiser  nicht  im 
Reiche  verweilte,  doch  daselbst  in  einer  gelegenen  Stadt  bleiben. 
Es  wird  besetzt  mit  einem  Kammer-  oder  Hofrichter,  der  zum 
Wenigsten  ein  Graf  sei,  und  zwölf  Beisitzern,  von  denen  sechs 
„der  Rechte  gelehrt",  die  andern  vom  Ritterstande  sein  müssen ; 
scheidet  einer  derselben  ans,  so  steht  dem  Vorsitzende  das 
Recht  zu,  mit  Rath  der  übrigen  die  Stelle  ordnungsmässig  wie- 
der zu  besetzen.  Alle  Citationen  und  sonstigen  Gerichtsbriefe 
.  ergehen  unter    dem    Namen    und  Titel   des    Kaisers,    aber   sie 


>)  Rathschlag  gemeiner  Fürsten  bei  Müller  III.  22. 

*)  Sie  forderten:  dass  Sein  M%j.  das  Gammergericht  fürderllch  er- 
öffnen, auch  mit  einem  treffenlichen  vernünftigen  Richter  und  versten- 
digen  Reten  und  Beysizem  an  gelegener  Malstatt  besetzen  wolt, 
dem  seinen  ziemlichen  Latiff,  Obrigkeit  und  Bezwingnisse  liess,  daraus 
erwuchs  von  ihm  selbst  Friede ,  wann  die  Ursache  der  Kriege  were 
aufgehoben.    Müller  a.  a.  0. 
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werden  vom  Richter  and  den  Beisitzern  selbständig  erlassen: 
,3icbt  in  kraft  eines  bevehls  als  commissarieu  und  nuderricb- 
ter,  sttndem  als  ernannte  von  der  k.  Mig.  ordentliob  zu  rieb- 
ten  und  zu  erkennen  über  alle  stände  in  sachen  der  kais.  Maj. 
onterworfen".  Zur  Vollstreckung  der  Urtbeilc  und  zur  För- 
derung der  Gerechtigkeit  60II  der  Hofrichter  Macht  haben,  auf 
Erkenntniss  des  Gerichts  die  Acht  auszuspi'echen  und  zu  ver- 
kfloden,  wie  es  vordem  der  Kaiser  persönlich  gethan  habe,  itlr 
die  Ausführung  derselben  sorgen  und  auch  sonst  alle  anderen 
Executionsmittel  anordnen.  Das  Gericht  soll  Überhaupt  seinen 
starken  Lauf  haben  und  durch  keine  Eingriffe  des  Kaisers  an 
einer  energischen  Kechtspflege  gehindert  werden:  namentlich 
sind  auch  alle  vom  Kaiser  ertheilten  Privilegien,  Reichsächter 
zu  halten,  gegen  die  Urtheile  des  Gerichts  unwirksam.  Auch 
über  die  Vertretung  der  Parteien,  Ladungen,  das  Verfahren 
Oberhaupt  und  die  Sportein  finden  sich  mancherlei  .  Bestim- 
mungen ^). 

Der  Entwurf  enthielt,  wie  man  sieht,  so  wesentliche  Be- 
schränkungen der  königlichen  Machtvollkommenheit,  dass  der 
Widerstand  der  Hof])artei  gegen  den  ganzen  Plan  sehr  erklär- 
lich 'erscheint.  Der  Kaiser  Hess  noch  in  demselben  Jahre  auf 
einier  Versammlung  zu  Köln  erklären,  er  wolle  dafür  Sorge 
tragen,  dass  am  Kammergericht  keine  unnöthige  Verzögerung 
vorkomme,  aber  er  könne  nicht  darein  willigen,  dass  die  Reichs- 
acht von  irgend  jemand  anderem  als  ihm  selbst  verkündet  werde. 


>)  Das  Projekt  bei  Müller  28--d2,  Lflnig  IV,  293  fgg.,  Mina- 
toli:  das  kais.  Buch  des  Markgrafen  Albrecht  Achilles  S.  274—80. 
DasB  der  Kaiser  die  Kurfürsten  selbst  aufgefordert  habe,  eine  Kammer- 
gerichlBordnung  zu  entwerfen,  ergibt  derenErkläning  vom  19.  April  1486 
bei  Minutoll  213  fg.,  worin  sie  aussprechen,  sie  hätten  die  Artikel 
nach  bestem  Verständniss  entworfen  und  glaubten  nicht,  dass  dieselben 
kaiserlicher  Obrigkeit  und  dem  Beichsrecht  zuwider  seien.  Ueber  die 
Verhandlungen  zu  Frankfurt  vglch.  noch  Minutoli  193,  200,  sowie 
Droysen  IL  397,  der  nach  Relationen  im  Berliner  Archiv  Interessan- 
tes  über  die  Stellung  der  Kurfürsten  berichtet  Sie  verlangten  für 
sich  und  die  Fürsten  das  Recht,  die  Beisitzer  zu  ernennen,  und  völlige 
Beseitigung  der  Gompetenz  des  kaiserlichen  Gerichts  über  ihre  Unter- 
thanen. 
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und  auch  rücksichtiich  aller  andern  Artikel  müsse  er  es  bei 
dem  alten  Herkommen  belassen  ^>.  Ueber  einzelne  Abschnitte 
des  £ntwnrfe  warde  auf  demselben  Tage  zu  Köln,  dann  im  fol- 
genden Jahre  zu  Nürnberg  weiter  verhandelt  und  die  Stände 
entschlossen  sich  zu  einer  Revision  des  Projekts,  nach  welcher 
namentlich  der  Artikel  wegen  der  Acht  dahin  geändert  wurde: 
der  Kammerrichter  soll  das  Achterkeuntniss  der  kaiserlichen 
Kanzlei  überreichen  und  darauf  innerhalb  vier  Wochen  die  Ver- 
kündigung der  Acht  durch  den  Kaiser  erfolgen^,  —  aher  auch 
jetzt  verweigerte  Friedrich  IIL  die  Genehmigung  des  neuen 
Entwurfs  und  erklärte,  es  solle  bei  der  Gerichtsordnung  von 
1471  bleiben').  Die  Stände  beharrten  indessen  ebenfalls  auf 
ihrem  Verlangen  und  so  verging  abermals  längere  Zeit,  ehe  die 
Sache  irgend  gefördert  wurde.  Endlich  verpflichtete  sich  König 
Maximilian  in  dem  Landfrieden  von  1489,  allen  Fleiss  anzu- 
wenden,» um  den  Kaiser  zu  veranlassen,  das  Gericht  nach 
Massgabe  der  zu  Frankfurt  und  Nürnberg  1486  und  87 
vorgelegten  Ordnungen  schleunigst  aufzurichten^).  Und 
diese  Bemühungen  hatten  wenigstens  den  Erfolg,  dass  Friedrich 
im  Juni  1490  das  seit  längerer  Zeit  nicht  in  Uebung  gewesene 
Kammergericht  am  kaiserlichen  Hofe  wieder  aufzurichten  ver- 
sprach; Bischof  Wilhelm  von  Eichstädt  wurde  zum  Kammer- 
richter ernannt  und  König  Max  bevollmächtigt,  acht  Laien  und 
Gelehrte  in  gleicher  Zahl   zu  Beisitzern   zu  berufen^).      Indess 


0  So  in  dem  Fürhalten  des  Kaisers  bei  Müller  III.  69  fgg.,  Mi- 
nutoli  215  fgg.  Ausführlichere  Monita  des  Kaisers  bei  Müller 
70  fgg.  Die  Kurfürsten  erklärten  aber  wiederholt,  eine  Abänderung 
ihres  Projekts  sei  nicht  „füglich^',  sie  müssten  auf  demselben  bestehen : 
Minutoli  213,  16,  18.  Auch  Richter  und  Beisitzer  brachten  die  Kur* 
fürsten  dem  Kaiser  damals  in  Vorschlag:  Müller  71.  Zu  den  Ver- 
handlungen von  1486  vgl.  auch  noch  Ranke  I.  92  fgg.  and  Harpp- 
recht  L  80  fgg. 

*)  Revidirter  Entwurf  der  Gerichtsordnung  bei  Müller  117  —  20, 
Harpprecht  11.221—31. 

*)  Erklärung  des  Kaisers  über  dieselbe  und  Gegenaniwort  der 
Stände  das.  121. 

«)  Müller  a.  a.  O.  170,  72,  Neue  Sammlung  I.  288,  89. 

*)  Urkunden,  dat  Lmz  9.  Juni  1490,  Reg.  8ö69,  70.  Lünig:  cod. 
Germ.  dipl.  1.  298. 
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sclion  zwei  Monate  später  wardo  die  Eröffnung  auf  das  folgende 
Jahr  vertagt  ^).  Von  einem .  Eingehen  auf  die  wiederholten 
YorsciüAge  der  Stände  ist  in  beiden  Ausschreiben  nicht  die 
Rede,  Oberhaupt  aber  wurde  das  Gericht  auch  im  Jahre  91 
gar  nicht  eröffnet^),  und  auf  dem  Nürnberger  Reichstage  dieses 
Jahres  wird  deshalb  wiederum  geklagt,  dass  der  Kaiser  sein 
Gericht  nicht  ordentlich  halte,  und  die  Stände  bitten  den  König, 
sich  zu  verwenden,  dass  dasselbe  endlich  aufgerichtet  und  regel- 
mässig gehalten  werde,  ,, damit  der  Friede  seine  Handhabung 
haben  möge^^ ').  Dies  wirkte  wenigstens  soviel ,  dass  Friedrich 
im  October  9t  wieder  einmal  verktlndcn  liess,  er  werde  das 
Kammergericht  im  Jahr  1492  an  seinem  Hofe,  wo  er  dann  im 
Reich  sein  werde,  für  alle  Reditsuchenden  eröffnen^).  Auch 
diesmal  aber  wurden  die  Yerheissungen  nicht  erfüllt,  weil,  wie 
der  Kaiser  im  April  1492  bekannt  machte^),  der  Kammer- 
richter, Graf  Eitelfritz  von  Zollern,  in  Geschäften  des  Königs 
Maximilian  nach  Ungarn  habe  reisen  müssen:  nun  solle  die  Er- 
öffnung des  Gerichts  aber  zu  Pfingsten  desselben  Jahres  be- 
stimmt erfolgen.  Ob  das  geschehen,  ist  nicht  bekannt,  denn  es 
sind  aus  dem  Jahre  1492  und  aus  der  Zeit  bis  zum  Tode  des 


')  Reg.  8587  vom  9.  August  1490.  Vglch.  das  Patent  vom  Sep- 
tember  desselben  Jahres  bei  Harppreeht  I.  279. 

')  Schreiben  des  Kaisers  vom  24.  October  91 :  schwere  Kriegsläufe 
und  andere  Ursachen  hätten  ihn  verhindert,  seiner  Zusage  gemäss  das 
Gericht  zu  eröffnen. 

')  Müller  a.  a.  0.  199:  der  König  möge  förderlich  und  hilflich 
Bein,  dass  das  gericht  ordentlich  aufgerichtet  und  gehalten  werde. 

*)  Harppreeht  I.  280,  Lehmann  919.  ^ 

*)  Patent  vom  16.  April  bei  Harppreeht  282,  Lehmann  920; 
Schreiben  von  demselben  Tage  an  den  Kurfürsten  Johann  von  Bran- 
denburg bei  Riedel  IIL  2.  375.  Der  ernannte  Kammerrichter  schrieb 
zu  derselben  Zeit  an  die  Kurfürsten,  sie  sollten  Laien  als  Beisitzer  zum 
Kammergericht  entsenden,  denn  es  soUe* „ernstlich  fQr  sich  gehen": 
die  Beisitzer  wolle  der  Kaiser  aus  den  eingehenden  Sportein  bezahlen. 
Riedel  372,  73.  —  Es  braucht  kaum  bemerkt  zu  werden,  dass  auch 
in  den  Jahren,  wo  das  Kanmiergericht  nicht  ordnungsmässig  gehalten 
wurde,  doch  manche  Rechtssachen  am  Hofe,  so  gut  es  eben  ging,  zu 
rechtlicher  Entscheidung  gebracht  wurden.  Yglch.  z.  B«  Minutoli238, 
Riedel  HL  3.  90,  Chmel:  Reg.  Nr.  8559,  60,  809.  10. 
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Kaisers  ( i  9.  Aug.  1493)  Urkunden  des  Kammergerichts  nicht  ver- 
öffentlicht. Auch  unter  seinem  Nachfolger  wurde  dann  das  Ge- 
richt noch  an  dem  wandernden  Höfe  des  Kaisers  gehalten,  bis 
endlich  am  7.  August  1495  die  Errichtung  des  kaiserlichen  und 
Reichskammergerichts  mit  ständigem  Sitze  im  Reiche  nnd  stän- 
digen Richtern  und  Beisitzern  gesetzlich  angeordnet  wurde. 
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ErUSrang^  der  ibkfirzui^en. 

i.  Geflcbiehtschreiber.    (Wo  keine  andere  Ausgabe  angeführt  wird, 
ist  die  in  den  Monnm.  Germaniae  historica  gemeint.)     Ad.   Brem.  — 
AdamuB  Bremcnsis:  gesta  Hammenburgensis  ecclesiae  pontificnm,    YII. 
280  fgg.  —  Aeneas  Sylvias:   commentarii   renim  mcmorabilium 
qnae    temporibas  snis  contigcrunt,  bei  Freher-Struve   II.   81  fgg.  — 
Aen.  Sylv. :  de  vita  et  rebns  gestis   Friderici  III.  bei   KoIIar: 
analecta  monnmentorum  omnis  ae?i  Yindobonensia  II.  1— 475. —  Albe - 
ricns:  chronicon  ab  orbe  c.  usqne  ad  a.  1241  bei  Leibniz :  accessiones 
historicae  (2  Bde.  1698,  1700)  I  p.  1.—  Albertus  Argentinensis: 
chronicon    (1273)    la^— 1378,   ed.  ürstisius:    Germ.   bist,    illnstr.    IL 
154  fgg.  —  Alpertas:  de  diversitate  temporam,  IV.  700  fgg.  —  An- 
dreas presbyter  Ratisbonensis:  cbron.  de   ducibns  Ba?ariao  bei 
Scbilter:  Script.  Nr.  XIII,  chron.  generale  bei  Eccard  I.  1931  fgg.,  dia« 
riam  sexemiale  bei  Oefele:  Script  rer.  Boic.  I.   15  fgg.  —  Annales: 
Admuntenses  IX.  569,  Agrippinenses  XVI  736,  Alamannici   I.  an  ver- 
schiedenen Stellen,  Altahcnses  hergestellt  von  W.  Giesebrccht  1841, 
ann.  Altab.  et  historiac  herausgegeben  von  Jaff6  XVII.  360  fgg.,  A^ueu- 
ses  XVI.  684,  Argentinenses  breves    XVII.  87,  Augiistani  minores   X. 
8  fgg.,  Augustan;   973—1104  III.   123  fgg.,  ann.   Auatriae  mit  sämmt- 
lichen  Fortsetzungen  u.  s.  w.  herausg.  von  Wattenbach,  IX.  479  —  843, 
Babenbergenses  1137—80  X.  4  fg.,  Benedictobnrani  XVII.  319,  Bemen- 
ses  XYU.  271,  S.  Blasii  et  £ngelbergenses  XVII.  276,  Bremeuses  XVII. 
854,  Brunwilarcnses  XVI.   724,  Cameracenses  XVI.  510,  Colmarienses 
XVII.  189  fgg.,  Colonienses  maximi,  herausg.  son  K.  Pertz   XVII.   729, 
minimi  XVII.  849,  Corbeienses  a.  658— 1148 III.  1—18,  S.  Disibodi  (sonst 
dem   Dodechinus  zugeschrieben)  XVII.  6—30,  Egmundani    XVI.  443, 
Einsidlenses  III.  145,  Elwangenses   X.   15,  S.   Emmerammi   brcvissimi 
XVII.  571,  Erphesfurdenses  a.  1125—37,   1349   VI.  536,  Erphordenses 
1220-54  XVI.  27,  Fuldenses  680—901   I.  343,  Garstenses  IX.  593, 
Gradicenses   et    Opatowicenses    XVII.    644,  Hamburgenses   XVI.    382, 
Herbipolenses  das.  1—12,  Heremi  IIL  138,  Hersfeldenses  III.  18—116, 
V.  1—6,  Hildesheimenses  III  an   verschiedenen  Stellen,  S.  Jacobi  lioo- 
diensis  XVI.  640,  Lambacenses  IX.  555,  Lubicenses  XVI.  411,  Magde- 
burgenses    (chronographus   Saxo)   XVL   107,  Marbacenses    XVII.    146, 
Matseenses   und  Mellicenses   IX.,  Moguntinenses    XVII.    1—3,  Neres« 
heimenses  X.  20  fgg.,  Osterhovenses  XVII.  538  und  minores  XVII.  315, 
Ottenburani  V.  1-6,  Palidenses    XVI.  48—98,   Pegavienses    et  Boso- 
viensea  das.  234—70,  S.  Petri  Erphesfurdenses  das.   16—25,  Pragenscs 
894-1220  III.  119  fgg.,  Qnedlinburgenses  lU.   22-69,   71—90,  Ratis. 
ponenses  XVU.  579,  Reicherspergenses   siehe  Magnus  presb.  Reichsp., 
Keinhardsbrannenses  ed.  Wegele  1854,  S.  Rudberti  Salisbnrgenses  991  — 
1168  IX.  757,  Sancmcenses  IX,  Sangallenses  I,   SchefUarienses  maiores 
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und  minores  XVII.  335  fg.,  Schirenses  XVII.  629,  Sindelfingenses  XVTI. 
300,  Spirenses  das.  80—85,  Stadenses  (Alberti  Sud.  chron.)  XVI.  283, 
Stederburgenses  das.  197,  Suevici  XVII.  283,  S.  Trudperti  das.  285, 
SS.  Udalrici  et  Afrae  Augostenses  das.  428,  Weingartenses  bis  936  I. 
65,  Weing.  Welfici  1101—81  XVII.  308,  Windbergenses  1218—1392  bei 
Boefamer  fontes  III.  524,  Wirziburgenses  II.  238,  Wormatienses  873  bis 
1366  XVII.  37  fgg.,  Worm.  braves  das.  74,  Zwifaltenses  X.  53—64.  - 
'Annalista  Saxo,  herausg.  von  Waitz,  VI.  542—777.  —  Anonymus 
Haserensis  VII.  253.  —  Anselmus  Leodiensis:  gesta  pontificum 
Traiectensinm  et  Leodiensium  VII.  189.  —  Arnoldus  Labecensis, 
cd.  Bangert  1659.  —  Arnpeckius:  chron.  Austriacum  bei  Pcz: 
Script.  I.  1165;  chron.  Baioarioe  bei  Pcz:  thesaur.  anecd.  noviss.  III. 
2.  19  fgg. 

BenevenntuB  de  Rambaldis:  Über  angnstalis bei Freher-Stnive 
II.  1-24.  —  Bernoldi  raon.  chronicon  ab  a.  1—1100  V.  385—467.— 
Bertholdi  mon.  annales  das.  264^326.  —  Bruno:  de  bello  Saxo- 
nico  das.  327—84.  —  Burchardns  Biberacensis:  histor.  Fride- 
rici,  herausg.  von  Ghristmann  1790. 

CaesariuB  Heisterbacensis:  catalogus  archiep.  Coloniensinm 
bei  Boehmer :  fontes  II.  271 ;  dialogus  miracnlorum  herausg.  von 
Strange  1850.  —  Casus  S.  Galli  und  casnum  S.  Galli  continnatio 
altera  edid.  Ud.  ab  Arx  IL  59—183.  —  Christianl  II.  archiep. 
chron.  Moguntimim  bei  Boehmer:  fontes  II.  253— 71  und  Jaff^ :  biblioth. 
rer.  Germ.  III.  676.  —  Chronicon  Benedictoburanum  IX.  212,  Col- 
mariense  XVII.  240,  Elwacenso  X.  34,  Gozecensis  monasterii  das.  140, 
Ilalberstadcnse  ap.  Leibnit. :  scr.  rer.  Brunsv.  II.  110,  Montis  Sereni  cd. 
Eckstein  1856,  Petershusanum  bei  Mone:  Quellensammlung  der  bad. 
Landesgeschichte  I.  114,  S.  Petri  (Sanpetrinum)  bei  Mencken  lU.  201, 
Repegovii  (Zeitbuch  des  £ike  von  Repgow)  ed.  Massmann  1857,  ScJii- 
rcnse  XVIL  615,  ürspergensc  1126  —  1229  Argentorati  1609  fol., 
Wirziburgense  VI.  17,  Zwetlense  IX.  —  Chronik:  Constanzcr  bis 
1466  bei  Mone  I.  309,  DOringische  des  'Johann  Rothe  1859,  Elsassisehe 
von  Twingcr  von  Königshofcn  ed.  1698,  Limburger  ed.  Ressel  1860, 
Oberrheinische  ed.  Grieshaber  1850,  Speirische  von  1401—67  bei  Mone 
I.  371,  Strasburger  von  Pritsche  Closener,  Stuttgart  1842,  Wormser  von 
Fr.  Zorn  ed.  Arnold ia57,— Chroniken  der  fr&nkischenStftdte: 
Nümbcrg  I— III.  Leipzig  1862—64,  der  schwäbischen  Städte:  Augsburg 
L  das.  1865.  —  Chronographus  Weingartensis bei  Hess:  monnm. 
guelfic.  pars  historica  55—76.  —  Corner:  chronica  noveUa  nsque  ad 
a.  1435  bei  Eccard :  corp.  bist.  II.  431—1344,  continnatio  bis  1466  bei 
Leibnitz :  scr.  rer.  Brunsv.  III.  201 .  —  Cosmas.Pragensis:  chronicae 
Bohem.  libri  tres  IX.  1—209. 

Ebendorffer  de  Haselbach:  chron.  Austriacum  bei  Pez:  scr. 
rer.  Austr.  11.  689.  —  Ekkehardns  Urangiensis  chron.  univenale 
ab  0.  C.  ad.  a.  1125.  VL  33.  — Ellenhardns  magnns  annales  XVB 
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101  tmd  chronicon  daselbst  118  ijprg.  —  Engelhusins  ehron.  bei  Leib- 
niK  a.  a.  0.  IT.  978,  continnatio  Matihiae  Doeringii  bei  Mencken  III. 
1—54.—  Epistolae  Wibaldi  abbatis  StabnleDsis  et  Corbeiensis,  bei 
Martene  und  Ihirand:  coli.  ampl.  II.  1&3— 621  und  Jaff6:  biblioth.  rer. 
Germ.  I.  76—616. 

Gesta  abbatum  Trudonensium  ed.  Koepke  X.  213,  archiepisc. 
Salisburgensium  ed.  Wattenbach  XI.  1—103,  episc.  Cameraceusium  ed. 
Bethmann  VIL  395,  Mettensium  ed.  Waitz  X.  531,  Trevirorum  ed.  Waitz 
VIII.  130.  —  GislebertiMant.  chronica  Hannoniae  bei Bouquet  XIII. 
542,  XVIII  364.  —  Gobelinus  Persona:  cosmodromium  bei  Meibom : 
sript.  I.  53. 

Helmoldus  chron.  Slavorum  ed.  Bangert  1659.  —  Uenricus  de 
Heimburg:  XVII.  712  fgg.  —  Henricus  de  Hervordia  chron.  ed. 
Pottast  1859.  --  Henricus  de  Rebdorf  chronica  1295—1363  bei 
Freher-Struve  I.  598.  —  Herimannus  Augiensis  (Contractus) 
chronicon  V.  67  fgg.  —  Herrn.  Alt  ah.  annales  XVII.  381.  —  Histo  - 
ria  de  Tita  Henrici  lY.  imperatoris  1056—1100  XII.  268.  —  Hrot- 
suitha:  Carmen  de  primordiis  et  fundatoribus  coenobii  Gandershemen- 
sis  und  panegyricus  Ottonis  Magni  IV.  306-335. 

Johannes  Victoricnsis  chron.  bei  Boebmer:  fontes  I.  271.  — 
Johannes  Vitorndanus  chron.  bei  Eccard  I.  1793. 

Eaiserchronik  ed.  Massmann  1849  —  54.  —  Künige  bnoch 
niuwer  £*  bei  Daniels  Land-  und  Lehnrechtbuch  I.  1858  S.  CXXI  fgg. 

Lambert!  Hersfeldensis  (Schafnaburgensis)  annales  1039  III. 
22—29,  33-69,  90—102,  von  1040-77  V.  134,  desselben. historia  Hers- 
feldensis  V.  136  fgg.  —  Lambertus  Parvus  chron.  und  continna- 
tio XVL  645.  —  Liudprandus:  antapodoseos  seu  rerum  per  Europam 
gestamm  libri  VI.  lU.  264.  —  Lflbeckische  Chroniken  in  nieder- 
deutscher Sprache,  herausg.  von  GrautoiF,  I.  II.  1829,  30. 

Magnus  presbyter:  annal.  Reichersp.  bis  1167  XVII.  443—76, 
chron.  coli.  das.  476 — 523  fgg.,  contin.  das.  532. — MarianusScotus  chro- 
nicon V.  481— 564.  —  Marti  uns  Polonus  chronica,  excerpta  Boehmer 
U.  457  fgg.  —  Martyrium  Arnoldi  archiep.  Mogunt.  bei  Boehmer 
lU.  270  and  Jaffö  HL  604.  —  Matthias  Neoburgensis  chron.  bei 
ITrstisius  H.  97—154.  —  Monachus  Fürstenfeldensis  chronica 
bei  Boehmer:  fontes  L  1—68.  —Monachus  Weingartensis  chron. 
de  Guelfis  principibus  bei  Hess  1—47.  —  Mussatus:  historia  augusta 
seu  de  gestis  Henrici  VU.  bei  Muratori  X.  9—568,  Lndovicus  Bavarus 
bei  Boehmer  L  170. 

Nar  ratio  de  elcctione  Lotharii  XII.  509.  —  Nico  laus  Botron - 
ttnensis  relatio  de  Heinrici  VII.  imp.  itinere  Italico  bei  Boehmer  I.  68. 
—  Nicolaus  de  Siegen  chron.  ed.  Wegele  1855. 

Othlonns  über  visi^num  XI.  379.  —  Otto  de  8.  Blasio  bei 
Roehmer  III.  582.  —  Otto  Frislngensis:  chronicon  bei  Urstisins  I. 
9—194,  de  gestis  Friderici  I.  bis  1156  das.  403—74,  die  Fortsetzungen  des 
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Ragcwin  bis  1160  und  des  Anonymus  bis  1170  das.  475— 558.'— Otto - 
kar  von  Horneck:  österreichische  Reimchronik  bei  Pez  scr.  rerum 
Aostriacanim  III. 

Petrus  Zittaviensis:  cronica  Aalae  Regiae  bei  Dobncr:  monu- 
menta  historica  Boemiae  V.  19 — 501. 

Rcgino  Prumiensis:  chron.  sive  annales  mit  der  Fortsetzung  bis 
967.  I.  537—629,  VI.  620.  —  Reim  chron  ik  der  Herzöge  von  Braun- 
schweig bei  Lcibnitz  scr.  rer.  Brunsv.  III.  1—147.  —  Richerus  Re- 
mensis:  historiarum  Hbri  IV.  und  annales  III.  561—657,  appcnd.  657 
bis  94.  —  Ricobaldus  Fe  rrariensis:  historia  mit  der  Fortsetzung 
des  Philipp  de  Lignamine  bei  Eccard  I.  1149:  —  Rolcvinck:  üetsci- 
culus  tcmporum  bei  Pistorius-Struve  II.  397  fgg.  —  Rufus:  chronicon 
Lubicense,  Auszüge  von  1400—1430  bei  Grautoff:  Sammlung  der 
lübeckischen  Chroniken  u.  s.  w.  II.  456 

Sigcbertus  Gemblacensis:  chronographia ,  mit  den  Fort- 
setzungen hcrausg.  von  Bethmann  VI.  300—535. 

Theodoricusde  Niem:  de  schismate  sive  historiae,  qua  res 
schismate  inter  ürbanum  et  dementem  gestae  exponuntnr,  libri  quatuor 
cura  Sim.  Schardii,  Basel  1566.  —  Thietmarus  cp.  Merseburgeusis  : 
chronici  libri  VII,  berausg.  von  Lappenberg  III.  733.  —  Translatio 
S.  Servatii  ep.  Tungr.  auctore  Jocundo  XII.  87 — 126.  —  Trium- 
phus  S.  Remacli,  herausg.  von  Wattenbach  XI.  433—61. 

Udalricus  Babenbergensis:  codex  epistolaris  bei  Eccard: 
corpus  hist  II.  1—374.  —  Vitae:  Adalberonis  II.  episc.  Mettensis 
auctore  Constantino  abbate  FV.  659,  Annonis  archiep.  Coloniensis  XI. 
465,  Bardonis  arch.  Moguntini  XI.  318  und  bei  Jaff^  III.  518,  Bera- 
wardi  ep.  Ilildesheim.  IV.  757,  XI.  165,  Brunonis  archiep.  Coloniensis 
auctore  Ruotgero  IV.  254,  Deoderici  I.  episcopi  Mettensis  scripta 
a  Sigeberto  Gemblacensi  IV.  461,  Eberhardi  archiepisc.  Salisburgensis 
XI.  77,  Engelberti  arch.  Coloniensis  auctore  Caesario  Ileisterbacensi 
bei  Boehmer  ü.  294,  Godehardi  cp.  Hildesh.  auctore  WolfherioXI.  1G7, 
Ileinrici  II.  imperatoris  auctore  Adalberto  IV.  792  und  auctore  Adal- 
boldo  das.  683,  Karoli  IV.  imperatoris  ab  ipso  conscripta  bei  Boehmer 
I.  228,  Ludovici  IV.  imperatoris  auctore  anonyme  das.  148,  S.  Maioli 
abb.  Cluniac.  auctoribns  Syro  Jotsaldo  et  Aldebaldo  IV.  649,'Mein- 
werci  ep.  Paderbornensis  XI.  106,  Norbcrti  Magdeb.  archiep.  XII.  670, 
Wolfhelmi  abbatis  Brunwil.  XII.  180,  Wolfkangi  ep.  Ratisb.  IV.  525. 

Widukindus  monachus  Corbeiensis:  res  gestae  Saxon.,  heraaag. 
von  Waitz,  III.  416— 67.  —  Wind  eck:  historia  Sigismundi  imperatoris 
bei  Meuckcn  L  1074—1288.  —  Wiponis  opera:  proverbia,  tetralogus, 
vita  Chuonradi  II.  imperatoris,  herausg.  von  Pertz  XI.  243—75. 

11.  UrkundeB  aad  Re^esteii.  ;Archiv  für  Kunde  österreichischer 
Geschichtsquellen,  Band  1—33,  Ban4  34  und  35:  fQr  österreichische 
Geschichte,  und  Notizenblatt  als  Beilage  zu  demselben,  8Bde.  Wien 
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1851—58.  —  Aschbach:  Geschichte  der  Grafen  von  Werthheim, Band 
II.   Urkuttdeobuch  1843. 

Baur:  Hessische  Urkunden,  3  Bde.^  1860—63. ~ B e k a  et  Heda: 
de  episc.  Ultraject.,  1643  foL  —  Besoldi:  documenta  rediviva monast. 
in  dacata  Wirtenb.  sitonim,  1726.  —  Beyer:  Urkundenbach  zur  Ge- 
schichte der  jetzt  die  preussischen  Regierungsbezirke  Koblenz  und 
Trier  bildenden  mittelrheinischen  Territorieui  2  Bde.  ~  Bodmann: 
Rheinganische  Alterthümer,  2  Bde.,  Mainz  1819.  —  Boehmer: 
codex  diplomaticQS  Moenofrancofnrtonns,  1836.  —  Boehmer:  regesta 
imperii  111^4—1254,  1246—1313,  1314—47  mit  sAmmtlichen  Additamen* 
ten,  für  die  letztere  Periode  auch  add.  III.,  herausg.  von  Ficker   1865. 

—  Bondam:  charterboek  der  hcrtogen  van  Gelderland  en  graaven  van 
Zatphen,  Utreeht  1783.  —  Buchinger:  Geschichte  des  Kürstenthuma 
Passau,  2  Bände,  1816,  24. 

Calmet:  histoire  ecclesiastique  et  civile  de  Lorraine,  3  Bände 
fol.  1728.  —  Chmel:  Kegesta  Rupert!  regis  Komanorum,  1834.  — 
Chmel:  Reg.  Friderici  HI.  reg.  Rom.,  1838.  —  Chmel:  Materialien 
zur  österreichiäehen  Geschichte,  2  Bde.,  1837,  36.  -*  Chmel:  Hand« 
Schriften  der  Hofbibliothek  in  Wien,  2  Bde.,  1840,  41.  >-  Codex 
principis  olim  Laureshamensis  abbatiae  diplomaticus,  3  Bde.  4, 
1768.  —  Codex  diplomaticus  Liubecensis,  erste  Abtheil.  Stadt 
Lfibeck  I.  und  II.  1  und  2,  zweite  Abth.  Bisthum  Lübeck  I. 

Datt:  de  pace  imperii  publica libri qninque,  Ulm  1698. —  Dronke 
cod.  dipl.  Fuldensis,  1847.  —  Dümgö:  Regesta  Badensia,  1836.  — 
Dun  od:  histoire  de  Veglise,  ville  et  dioc^se  de  Besancon,  1750. 

£nnen  und  Ecke rtz:  Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt  Köln, 
1.  n.  1860,  63.  —  Erath:  cod.  diplom.  Qnedlinburgensis,  1758.  — 
Erhard:  Regesta  bist.  Westfaliae,  I.  H..  Bd.  HI  von  Wilmans  unter 
dem  Titel:  WestfftTisches  Urkundenbuch  1859,  61. 

Falckcn stein:  cod.  diplom.  antiquitatum  Nordgaviensium,  1783. 

—  Fi  ekler:  Quellen  und  Forschungen  zur  Geschichte  Schwabens 
und  der  Ostschweiz,  1859.  —  Fontes  rerum  Au  Stria  car um.  Zweite 
Abth.  diplomataria  et  acta  1—24,  1849—65.  —  Freyberg:  Sammlung 
bistorischer  Schriften  und  Urkunden,  5  Bde.,  1827—39. 

Gemeiner:  Reichsstadt  Regensbnrgische   Chronik,  4  Bde.,  1800' 
bis  1824.  —  GeYbert:  codex  epistolaris  Rudoia  I.  Rom.  regis   1772. 

—  Gersdorf:  cod.  dipl.  Saxoniae  regiae  II.  1  und  2.  1864.  —  Gla- 
fey:  anecdotorum  s.  Rom.  imp.  historiam   illnstrantium   collectio  1734. 

—  Goldast:  Copeylicher  Begriff  verschiedener  Reichssatzungen  I. 
1712,  n.  1713.  —  Goldast:  col'ectio constitutionum imper., 8 Bde.,  1673. 

—  Grandidier:  histoire  de  P^glise  et  des  ^vSques  de  Strasbourg 
1776,  78.  —  Gnden:  cod.  dipl.  anecdot.  res  Mog.  —  illnstrantium. 
5  Bde.,  1748.  —  Guden:  sylloge  diplom.  monumentorumque  variorum 
1728.  —  Günther:  cod.  diplom.  Rheno-Mosellanns ,  5  Bde.,  8.  — 
Guichenon:  histoire  g6n6alogique  de  la  maisonde  Savoye,  2  voll.  fol. 

Franklin,  Rplchshofffericht.  I.  25 
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Hagn:  Urkdbuch  für  die  Gesch.  der  BenedicÜDerabtei  Krems- 
münster, 1852.  —  Hanselmann:  Diplomat.  Beweis,  dass  dem  Hause 
Hohenlohe  die  Landeshoheit  zugekommen,  Nürnberg,  1751.  —  Han- 
selmann: Weiter  erläuterte  u.  s.  w.  Landeshoheit,  1757.  —  Haren - 
berg:  bist,  eccles.  Gandersheimcnsis,  1734  fol.  —  Harpprecht: 
Staatsarchiv  des  kayserl.  und  des  heil.  röm.  Reichs  Kammergerichts, 
4  Bde.,  1757  fgg.  —  Hartmann:  annales  Dei  Parae  matris  monas- 
terii.  Freiburg  1612.  — -Has8elholdt-Stockheim:Herzog AlbrechtlV. 
von  Bayern  und  seine  Zeit.  L  1 :  Kampf  der  wittelsbachischen  und 
brandenburgischen  Politik  in  den  Jahren  1459—65.  Leipzig,  1805,  336 
Seiten,  Urkunden  und  Beilagen  dazu  758  S.  -  Heineccins:  anti- 
quitatum  Goslar,  libri  sex,  1707.  —  Hennebergische«  Urkimden- 
buch,  herausgeg.  vom  Henncb.  alterthumsforschenden  Verein,  4  Bftnde, 
1842—61.  —  Herrgott:  genealogia  diplomatica  augustae  gentis  Habs- 
burgicae,  2  t.  1737.  —  Historia  Norimbergensis  diploma- 
tica, 1738.  —  Hocker:  Haylsbronnischer  Antiquit&tenschatz ,  1731. 
—  Hodeuberg:  Diepholzer  ürkundenbuch  1vol.  4;  desselben: 
Hoyer  ürkundenbuch  2  vol.  und  Calenberger  Urkundenb.  2  voll.  4.  — 
Hoefer:  Auswahl  der  ältesten  Urkunden  in  deutscher  Sprache,  1855. 
~  Hoefler:  das  kaiserliche  Buch  des  Markgrafen  Albrecbt  Achilles, 
vorkurfürstl.  Periode,  Bayreuth,  1850.  —  Hontheim:  historia  Trevir, 
diplom.,  3  t.  fol.  —  Hormayr:  Gesch.  der  gefürsteten  Grafschaft  Tyrol. 
2  Bde.  8.  —  Hörn:  Lebens-  und  Heldengesch.  Friedrichs  des  Streitbaren, 
Leipzig,  1733.  —  Huillard-  B reholles:  historia  diplom.  Friderici  11, 
Paris  1852  fgg.  6  tom.  4.-~  Hund:  metropolis  Salisburgensis,  3  t  1719. 

Jaff^:  bibliotheca  rerum  Germanicarum,  I— HL,  1864 — 66.  — 
Janssen:  Frankfurts  Reichscorrespondenz  nebst  anderen  verwandten 
Aktenstücken  von  1376—1519,  L  Freiburg  1863,  II.  1.  1866.  —  Jung: 
de  burgg.,  kurze,  doch  gründliche  Anweisung,  was  die  comicia  burg- 
graviae  in  Nürnberg  sein,  1730.—  Jung:hist.comitat.Benthemiensis,  1773. 

Klein mayrn:  Nachrichten  von  Juvavia,  1784  fol.  —  Kluit: 
historia  critica  comit.  Hollandiae  et  Zeelandiae  I.  1.  und  2.,  IL  1.  u.  2.» 
1777 — 82,  4.  —  Koeler:  histor.  genealog.  domin.  et  com.  de  Wolfstein, 
1726.  —  Koken:  Beiträge  zur  niedersächsischen  Geschichte,  1833.  -- 
Krem  er:  Orig.  Nassoicarum  pars  altera  diplomatica,  1779.  —  Kopp: 
Geschichtsblätter  aus  der  Schweiz,  I,  H,  1853,  6,  —  Urkunden  zur  Ge- 
schichte der  eidgenössischen  Bünde,  I,  II,  1835,  51.  —  Krieg  von 
Hochfelden:  Geschichte  der  Grafen  von  Eberstein.  —  Kuchen* 
becker:  analecta  Hassiaca  1720—35. 

liacomblet:  Ürkundenbuch  für  die  Geschichte  des  Niederrheins, 
4  Bde.,  1840—58.  —  Lang:  Regesta  Boica,  9  voll.  4.  —  Lappen- 
berg: Hamburgisches  Ürkundenbuch,  1842.  —  Lauenstein:  historia 
diplom.  episc.  Hildesiensis,  1740.  —  Lehmann:  chronica^  der  freyen 
Reichsstadt  Speyer,  Frankfurt  1711.  --  Lichnowsky  Reg.,  Regesten 
in  dessen  Geschichte  des  Hauaes  Habsburg,  1836 — 14.  —  Lory:    Ge- 
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schichte  des  Lechrains,  Bd.  11.  Urkunden.  —  Ludewig:  reliquiae  ma- 
nuscriptornm,  12  voll,  1720—45.  —  Lüuig:  R,  A.,  Rcichsarchiv,  24 
Bände.  —  Lünig:  cod.  Germ,  diplom.,  2  Bde.  fol.  —  Lupus:  cod. 
diploDi.  Bergomatis,  2  Bde.  fol. 

Maercker:  Diplom.-krit.  Beiträge  z.  Gesch.  und  dem  Staatsrechte 
von  Sachsen.  L  Das  Burggrafthum  Meissen,  1842.  —  Martene  et 
Durand:  Thesanrns  noTus  anccdotornm,  5  Bände;  voterum  Script, 
amplissima  collectio,   9  Bde.    fol.    —  Meichelbeck:    histor.   Frising., 

2  Bde.,  1724—29. —  M  ei  Her:  Reg.  zur  Gesch.  der  Markgrafen  und 
Herzöge  von  Oesterreich  aus  dem  Hause  Babenberg,  1850.  —  Mecklen- 
burgisches Urkundenhuch,  herausg.  von  dem  Verein  für  mecklenb. 
Geschichte  und  Alterthumskunde,  3  Bde.,  1863  fgg,  —  Mieris:  groot 
cbarterboek  der  graaven  van  Holland,  van  Zeeland  en  herren  van  Vrics« 
land,  4  Bde.,  1753  fgg.  —  Minatoli:  Friedrich  I.,  Kurfürst  von  Bran- 
denburg, Berlin  1850;  desselben:  das  kaiserliche  Buch  des  Mark« 
grafen  Albrecht  Achilles,  kurfftrstliche  Periode,  Berlin  1850.  —  Moe- 
ser:  Osnabrflckische  Geschichte,  I.  und  IL  17P0,  III.  1824.  —  Mohr: 
cod.  dipl.,  Sammlung  der  Urkunden  zur  Geschichte  Kur-Rätieus  und 
der  Republik  Graubünden ,  3  Bde.,  1848—61 .  —  Monumenta  Boica, 
37  Bde.,  1769— 18(>5.  —  Monumenta  llabsburgica.    Erste  Abtheil., 

3  Bde.  8.  —  Monumenta  Hohenbergica,  Urkundenbuch  zur  Ge- 
schichte der  Grafen  von  Zollem-Hohenberg  und  ihrer  Grafschaft  von 
L.  Schmid,  Stuttgart  1862.  —  Monumenta  Zollerana,  Urkundenb. 
zur  Gesch.  des  Hauses  nohenzollern,  herausg.  von  Stillfried  und  Maerckel, 
7  Bde.,  1852—61.  —  Mo  s  e  r :  specimen  Würtembergiac  dipl.,  Tübingen  1736. 

N.  S.  d.  R.  A.,  Neue  Sammlung  der  Reichsabschiede,  2.  Bde.,  1747. 
—  Neu  gart:  cod.  dipl.  Alemanniae  et  Burgundiiie,  2  Bd.  1791,  95  und 
episcopatus  Constantiensis,  I.  1. 1803,2. 18G2. —  Niese rt:  Münster'sche 
Urkundensammlnng,  7  Bde.,  1820—37. 

Origines  Guclficae,  ed.  Schcidius,  Hannover  1750. 

Pez:  thesaurus  anecdotorum  ttovissimus,  6  t.  fol.  1721—29.  — 
Prenss  und  Falkmann:  Lippische  Regesten,  I.  1860,  IL  63.  —  Pri- 
vilegia  und  Pacta  von  Frankfurt  am  Main,  1728, 

Quellen  und  Erörterungen  zur  baierischen  und  deutschen  Ge- 
schichte, I— IX.  1.  und  2.,  München  1856—63. 

Recueil  diplomatique  du  canton  de  Fribourg,  1839.  — 
Reiffenberg:  monuments  pour  servir  ä  l'histoire  des  provinces  de 
Namur,  de  Hainaut  dt  de  Luxembourg,  1844. —  Rem ling:  ürkndnbuch 
zur  Geschichte  der  Bischöfe  zu  Speyer,  I.  1852,  IL  53.  —  Ried:  cod. 
dipl.  episc.  Ratisbon.,  1816.  —  Riedel:  cod.  dipl  Brandenburg.  II. 
1—6,  IIL  1—3,  IV.  1  und  Supplementband.  —  Rubcis:  monumenta 
eccL  Aquilejensis,  1740  fol. 

Schannat:  bist,  episc.  Wormatiensis,  1734;  bist.  Fuldensis,  1729; 
vindemiae  literariae,  I.  und  H.,  1723,  24.  —  Schaten:  anuales  Pader- 
bomenscB,  1693—98.  —Schneider:  bist.  Erbac.,  vollständige  gräflich 
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Erbachifiche  Historie,  1786  fol.  —  Schoepflin!  Alsatia  diplomaüca, 
1772—75  fol.;  historta  Zaringo-Badensis ,  1763 --66,  7  Bände  4.  — 
Schoettgen  etKreyssig:  Diplomataria  et  scriptores  hist  Genn., 
3  t  fol.  1753—60.  —  Schultes:  Geschichte  von  Henneberg,  2  voll. 4 
^  Schunk:  Beitr&ge  zur  Mainzer  Geschichte,  3  Bde.,  1788  fgg.  — 
Schwarzenberg:  groot  plakaat  en  charterboek  van  Vriesland, 
1768—93.  —  Seibertz:  Urkandenbuch  zur  Landes-  und  Rechtsgesch. 
des  Herzogthums  Westfalen I—  III.  1839**-54.  —  Senckenberg  meth. 
niethodus  iunsprudentiae  1756;  —  k.  h.  g.,  von  der  kaiserlich  höchsten 
Gerichtsbarkeit,  1760;  —  de  aig.,  de  sigiUis  iuBtitiariorum euriae iiii))er. 
in  den  meditationes  de  universo  iure  et  historia  II.  4.  332  fgg.  1731); 
—  de  iud.  cam.  hod.,  de  iudicio  camerali  hodierno  1764,  —  de  lud. 
princ,  de  indiciis  principum,  Palatini  in  Gaesarem  et  recursu  ad  co- 
mitta  1745,  —  de  evoc,  de  exccptione  iuris germanici  de  non  evocando 
bei  Zanger  de  exeept  8.  1373^1572.  —  Sinnacher:  Beiträge  zur 
Geschichte  der  bischöfi.  Kirche  Sähen  und  Brixen  in  Tyrol,  9  Bände, 
1821—34,  —  Spon:  histoire  de  Gt^ueve,  L  und  IL  (preuves)  1730.  — 
Stumpf:  die  Reichskanzler,  U.  1.  und  2.  Abtheil.,  die  Regesten  der 
sächsischen  und  fränkischen  Kaiser,  18G5.  —  Sudendorf:  registrum 
oder  merkwürdige  Urkunden  für  die  deutsche  Geschichte,  3  Theile 
1849—54,  —  desselben  B.-L.,  Urkundenbuch  zur  Geschichte  der 
Herzöge  von  Braunschweig  und  Lüneburg,  5  Bde.,  1859  fgg. 

Teschenmacher:  annales  Gliviae,  Juliae,  Montium  u.  s.  w..  1721 
fol.  —  Tolner:  historia  Palatina,  1700fol.  —  Trouillat:  monuments 
de  Phistoire  de  l'ancien  ^vech^  de  Bäle,  4  Bde.,  1852  fgg.  —  Tschudi: 
chron.  Helveticum,  ed.  Iselin,  Basel  1734,  36. 

Urkundio,Solothuml857.  —  Urkundenbuchdes  Landes  ob 
der  Enns,  3  Bde.,  1852—62.  —  Urkundenbuch  des  hist  Vereins 
für  Niedersachsen,  6  Hefte  1846  —  63.  —  Ussermann  episc. 
Wirceburgensis  1794,  Bambergcnsis  1802. 

Weidenbach:  Regesta  Bingensia  1853  fol.  —  Wenck:  Urkun- 
denbuch zur  hessischen  Landesgeschichte,  3  Bde.  4.,  1803  fgg.  — 
Wencker:  apparatus  et  instructus  archivorum,  Argentorati  1713.  — 
Wirtembergisches  Urkundenbuch,  2«Bd.  4.  1849,  58.  —  Wolters: 
cod.  dipl.  Lossensis  ou  recueil  et  analyse  de  chartes  servant  de  preuves 
ä  rhistoire  de  Tancicn  comt^  de  Looz,  1849.  —  Würdtwein:  sub- 
Bidia  diplomatica  ad  selecta  iuris  eccl.  Germ,  et  historiarum  ca- 
pitaelucidanda,13Bde.l772fgg.;nova  subsidia,  }4Bde.l78];  diplo- 
mat.  Moguntina,I.n.IL1788,9;Thuringia  et Eichsfeldia cccl.,  1790. 

Zell  weger:  Urkundenbuch  zur  Gesch.  des  Appenzell.  Volkes, 
1836.  —  Zerleder:  Urkunden  für  die  Geschichte  der  Stadt  Bern  und 
ihres  frühesten  Gebietes  bis  zum  Schluss  des  13.  Jahrb.,  3  Bde.,  1853,54.  — 
Zoepfl:  Alterthflmcr  des  deutsch.  Reichs  und  Rechts,  3  Bde.,  18G0,  61. 

Alle  andern  Abkürzungen,  namentlich  bei  Anführung  der  Literatur, 
sind  loicht  verständlich. 
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Vorrede. 


In  dem  Vorwort  zum  ersten  Bande  dieses  Werkes,  welcher 
zu  Anfang  des  Jahres  1 867  ausgegeben  wurde,  sprach  ich  die 
Hoffnung  aus,  der  zweite  Band  werde  noch  im  Sommer  des- 
selben Jahres  erscheinen  können.  Diese  Erwartung  ist  nicht 
in  Erfüllung  gegangen.  Ein  vorübergehendes  Augenleiden 
und  eine  sehr  angestrengte  Berufsthätigkeit  machten  es  mir 
unmöglich,  an  die  damals  bereits  im  Wesentlichen  fertige 
Arbeit  die  letzte  Hand  zu  legen,  und  so  ist  es  geschehen, 
(iass  ich  erst  Anfang  Januar  dieses  Jahres  das  Manuscript 
an  die  Druckerei  absenden  konnte.  Die  Literatur,  welche 
nach  diesem  letzteren  Zeitpunkt  ei-schienen  ist,  habe  ich  nicht 
benützen  können,  ich  habe  aber  auf  einige  neuere  Ei^schei- 
nungen  noch  bei  der  Correctur  hingewiesen  und  den  letzten 
Abschnitt  des  dritten  Buches  im  Hinblick  auf  verschiedene 
Publikationen  dieses  Jahres  einer  nochmaligen  Durchsicht  un- 
terzogen. 

Ich  habe  aber  nicht  nur  dieser  Verspätung  wegen  um 
Nachsicht  zu  bitten,  sondern  auch  die  Nichterfüllung  eines 
anderen    gegebenen  Vei-sprechens  zu  entschuldigen.     Es  war 
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meine  Absicht,  den*  beiden  Büchern  (II  und  III)  dieses  Schluss- 
bandes ein  viertes  beizufügen,  welches  die  Rechtsprechung 
des  Reichshofgerichts,  das  heisst  eine  Sammlung  der  Rechts- 
grundsätze enthalten  sollte,  welche  theils  in  den  von  Peru 
und  anderen  herausgegebenen  Weisthümern,  theils  in  sonstigen 
Urtheilen  des  Reichshofes  ausgesprochen  oder  angewendet 
worden  sind.  Indem  ich  mich  aber  der  Gränzen  erinnerte, 
welche  meinem  Werke  geti-oifener  Verabredung  gemäss  zu 
ziehen  waren,  und  indem  ich  mir  den  nur  zu  bekannten 
buchhändlerischen  Erfolg  rechtsgeschichtlicher  Monogmpliien 
vergegenwärtigte,  erschien  es  mir  als  gebieterische  Pflicht, 
den  Umfang  des  Bandes  nicht  weiter  auszudehnen,  als  es 
geschehen  ist,  und  die  Veröffentlichung  jener  Sammlung,  die 
doch  einen  erheblichen  Raum  in  Anspruch  genommen  hätte, 
für  eine  voraussichtlich  bald  eintretende  spätere  Gelegenheit 
auszusetzen.  Ich  habe  mich  ohnedies  schon  mit  Rücksicht 
auf  den  mir  zustehenden  Raum  bei  der  Darstellung  der  Ver- 
fassung und  des  Verfahrens  häufig  auif  kurze  Andeutungen 
beschränken  müssen,  wo  ich  gern  ausführlicher  gewesen  wäre, 
und  ich  hätte  dies  in  noch  weit  ausgedehnterem  Hasse  thun 
müssen,  wenn  ich  auch  noch  auf  die  Veröffentlichung  dCvS 
vierten  Buches  hätte  rechnen  wollen. 

Ich  freue  mich,  dass  mein  fiiiher  ausgesprochener  Wunsch 
nach  einer  Arbeit  über  die  Verwaltung  der  königlichen  Ge- 
richtsbarkeit in  Italien  durch  Ficker's  verdienstvolle  Beiträge 
zur  Staats-  und  Rechtsgeschichte  Italiens  so  schnell  erledigt 
worden  ist,  und  bedauere  nur,  dass  sein  Werk  nicht  zeitig 
genug  kam,  um   von  mir  noch  bei  Bearbeitung  des  ganzen 
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zweiten  und  dritten  Buches  dieses  Bandes  benützt  werden  zu 
können.  Auch  der  Geschichte  der  königliehen  Landgerichte 
scheint  neuerdings  wieder  die  verdiente  Aufmerksamkeit  zu- 
^'ewendet  zu  werden,  und  so  darf  ich  vielleicht  auch  auf  die 
Erfüllung  eines  andern  Wunsches  zählen,  den  ich  bereits  früher 
ausgesprochen  habe.  Mit  riicksichtsloser  Offenheit  habe  ich 
an  verschiedenen  Stellen  des  zweiten  Bandes  auf  die  Lücken 
hingewiesen,  welche  meine  Darstellung  offen  lassen  musste, 
tind  eine  ^Reihe  von  Fragen  des  Staats-  und  Prozessrechts 
hervorgehoben,  die  mir  bei  der  Darstellung  entgegentraten, 
welche  ich  aber  in  diesem  Buche  nicht  zu  behandeln  ver- 
mochte, weil  sie  von  andern  als  den  für  mich  massgebenden 
Gesichtspunkten  aus  gelöst  werden  müssen.  Ich  bin  mir  voll- 
kommen bewusst,  dass  die  Resultate  meiner  Arbeit  oft  sehr 
erheblich  hinter  dem  zurückgeblieben  sind,  was  ich  selbst  zu 
erreichen  hoffte,  und  ich  kann  daher  nichts  lebhafter  wün- 
schen, als  andere  zu  bestimmen,  das,  was  ich  unerörtert  oder 
in  Zweifel  lassen  musste,  aufzuklären  und  die  UnvoUkommen- 
heiten,  die  überall  offen  dargelegt  sind,  zu  ergänzen.  Grade 
mit  Rücksicht  auf  diesen  Wunsch,  habe  ich  das  Quellenma- 
terial so  vollständig  mitgetheilt,  dass  jedem  eine  selbständige 
und  umfassende  Prüfung  ermöglicht  wird.  Mancher  wird 
meinen,  ich  hätte  in  (lieser  Beziehung  des  Guten  zuviel  ge- 
than;  ich  glaube  dagegen,  dass  es  in  einem  Werke,  das  sich 
zum  grössten  Theile  auf  neue,  theils  kaum  bekannte,  theils 
wenigstens  noch  nicht  benützte  Quellen  gründet,  nicht  anders 
geschehen  durfte.  Ich  bemerke  dabei,  dass  ich  die  für  den 
zweiten  Band  neuerdings  herangezogenen  Quellen  wohl  überall 
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so  bestimmt  bezeichnet  habe,  dass  es  einer  Erklärung  der  Ab- 
kürzungen nicht  bedui-fte;  dasselbe  gilt  von  den  Werken  der 
neueren  Rechts-  und  Geschichtsliteratur. 

Eins  ist  mir  bei  meiner  Arbeit  zur  völligen  Gewissheit 
geworden :  dass  wir  "bei  Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  und  Prozessrechts  des  Mittelalters  nur  vorwärts 
kommen,  wenn  wir  die  Geschichtschreiber  und  Urkunden, 
überhaupt  den  gesammten  wissenschaftlichen  Apparat,  der 
sonst  nur  der  politischen  Geschichtschreibung  dient,  in  viel 
umfassenderer  Weise  benützen,  als  es  bisher  meist  zu  ge- 
schehen pflegte.  Dass  ich  daher  in  meiner  Arbeit  die  richtige 
Methode  eingeschlagen  habe,  ist  für  mich  nicht  zweifelhaft; 
in  wieweit  dieselbe  sonst  geeignet  ist,  die  Wissenschaft  zu 
fördern,  muss  dem  Urtheil  der  Berufsgenossen  anheimgestellt 
bleiben.  Zu  grosser  Freude  würde  es  mir  gereichen,  wenn 
auch  die  Historiker  Nutzen  aus  derselben  zu  ziehen  vermöchten. 

Schliesslich  sage  ich  dem  Herrn  Verleger  den  warm  em- 
pfundenen Dank  für  die  Freundlichkeit  und  Opfei-willigkeit, 
mit  welcher  er  die  Herausgabe  dieser  Monographie  unter- 
nommen hat. 

Greifswald,  27.  November  1868. 

Otto  Franklin. 
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I. 

Die  OeriehtsgewaH. 

Die  Stellung,  welche  der  König  im  Mittelalter  zu  den  Gerichten 
innerhalb  des  Reichs  einnahm,  war  im  Wesentlichen  dieselbe, 
welche  er  schon  in  der  karolingischen  Zeit  behauptet  hatte.  Er 
ist  die  Quelle  aller  Gerichtsbarkeit  und  überträgt,  da  er  nicht 
selbst  überall  das  Becht  handhaben  kann,  einen  Theii  derselben 
auf  die  niederen  Richter,  die  fortdauernd  als  seine  Stellvertreter 
angesehen  werden  and  für  die  er  unter  Umständen  selbst  ein- 
tritt. Regelmässig  übt  der  König  allerdings  die  ihm  über  das 
ganze  Reich  zustehende  Gerichtsbarkeit  durch  die  Landesherrn 
und  andere  ständige  Vertreter  in  den  einzelnen  Qrten  und 
Territorien,  aber  über  allen  andern  Gerichten  steht  das  an 
seinem  Hofe  von  ihm  selbst  oder  in  seinem  Auftrage  gehaltene, 
welches  die  Thätigkeit  jener  nicht  nur  ergänzt,  sondern  mit 
denselben  auch,  ooncurrirt. 

Es  ergänzt  die  Thätigkeit  der  untecn  Gerichte,  indem  am 
HofgericLt  alle  Rechtssachen  entschieden  werden,  die  bei  jenen 
nicht  erledigt  werden  konnten:  Streitigkeiten,  für  welche  jene 
wegen  der  Stellung  der  Parteien  oder  der  Bedeutung  des  Streit- 
gegenstandes nicht  competent  sind,  sowie  diejenigen,  welche  im 
Wege  des  Rechtszages  oder  der  Beschwerde  über  verweigerte 
oder  verzögerte  Rechtspflege  an  das  Reich  gelangten.  Und 
andererseits  concurrirt  das  Reichsbofgericht  mit  allen  andern 
Gerichten  nicht  nur  in  dem  Sinne,  dass  die  Gegenwart  des  Königs 
die  Thätigkeit  des  niedern  Gerichtes  suspcndirt  ^),  sondern  auch 


^)  Darüber  herrscht  bei  der  Deutlichkeit  der  Bestimmungen  in 
Sap.  III.  GO  §  2,  Dsp.  3lü,  Swsp.  (Lassberg)  133  kein  Streit.  Ucber  die 
Einschränkung  der  dem  König  hiernach  zustehenden  Hechte  durch  die 
confoederatio  cum  princ.  eccl.  von  1220  §  10,  vgl.  jetzt  namentlich 
Berchiold:  Entwickelung  der  Landeshoheit  in  Deutschland  (München, 
1863)  S.  149  (g. 
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in  dem,  dass  das  königliche  Grericht  auf  Antrag  der  Parteien 
I  oder  ans  eigener  Bewegung  jede  an  einem  andern  Gericht 
schwebende  oder  vor  ein  anderes  Gericht  gehörende  Rechtssache 
zur  Verhandlung  an  sich  ziehen  kann  ^).  Grundsätzlich  war  die 
Gompetenz  des  Hofgerichts  ebenso  unbeschränkt,  als  frflher  die 
des  Pfalzgerichts,  und  es  fehlen  sogar  im  Mittelalter  jene  all- 
gemeinen gesetzlichen  Vorschriften,  welche  in  der  karolingiscben 
Zeit  erlassen  wurden,  um  die  Umgehung  der  niederen  Gerichte 
zu  verhindern. 

Allerdings  konnte  also  das  königliche  Gericht  überall  ein- 
schreiten und  die  Parteien  waren,  wenn  es  gefordert  wurde, 
verpflichtet,  sich  demselben  zu  unterwerfen.  Dennoch  tritt  Ober- 
all  jene  ergänzende  Thätigkeit  des  Reichshofes  hauptsächlich 
und  aus  leicht  verständlichen  Gründen  in  den  Vordergrund.  Der 
König  konnte  alle  Sachen  vor  sein  Gericht  ziehen,  aber  es 
bestand  keine  Rechtsvorschrift,  die  ihn  verpflichtete,  von  dieser 
Befuguiss  Gebrauch  zu  machen;  denn  es  war  nicht  ein  Recht 
der  Parteien,  zu  fordern,  dass  ihre  Rechtssachen  mit  Umgehung 
der  Territorialgeiichte  sofort  vor  das  königliche  Gericht  gezogen 
würden,  sondern  es  war  ein  Recht  des  Königs  allein,  in  den 
ihm  geeignet  erscheinenden  Fällen  eine  solche  Evocation  zu  ver- 
anlassen. Und  dazu  wird  man  sich  am  Hofe  nicht  ohne  drin- 
gende Veranlassung  entschlossen  haben.  Häufiger  Gebrauch  des 
Evocationsrechtes  hätte  zu  einer  schweren  Belastung  des  Hof- 
gerichts mit  Geschäften  aller  Art  geführt  und  wäre  überdies  mit 
einer  geordneten  Rechtspflege  im  Reiche  nicht  zu  vereinen  ge-. 
wesen,  wie  denn  in  der  That  die  Klagen  über  den  Missbraucfa 
jener  Befugniss  immer  zusammenfallen  mit  denen  über  unwürdige 
Handhabung  des  Rechts  überhaupt.  Und  andererseits  standen 
einer  wirksamen  Klagführung  am  Hofgericht  so  grosse  thatsäcb* 
liehe  Schwierigkeiten  im  ViTege,  dass  sich  die  Parteien  schwer- 
lich veranlasst  fühlen  konnten,  gerade  dort  Rechtshilfe  zu  suchen; 


^)  Dies  wird  von  manchen  Neueren  bestritten  oder  wenigstens  in 
Zweifel  gestellt:  wie  die  folgende  Darstellung  ergibt,  mit  Unrecht.  Die 
richtige  Ansicht  haben  Kuhns:  Gerichtsverf.  in  der  Mark  Brandenburg 
I.  76,  Tomaschek:  höchste  Gerichtsbarkeit  42  und  Wctzell:  Civil- 
process  (2.  Aufl.  18G5)  327,  39  fg.  Ueber  die  Stellung  des  königüchen 
Gerichts  in  der  karolingiscben  Zeit  vgl.  besonders  Waitz:  Vfg.  IV.  401. 
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war  man  nicht  gewiss,  dass  gegen  den  Verklagten  bei  den  niederen 
Gerichten  kein  Schatz  zu  finden  war,  so  wird  man  nicht  geneigt 
gewesen  sein ,  den  weit  entfernten  Hof  des  Königs  aufzusuchen : 
so  blieb  dieser  auch  ans  diesem  Grunde  regelmässig  der  letzte 
Zufluchtsort  der  Rechtsbedürfligen. 

Aber  auch  rechtlich  erfuhr  die  unbeschränkte  Competenz 
des  Hofgerichts  im  Mittelalter  erhebliche  Einschränkungen  und 
die  wichtigste  derselben  besteht  eben  darin,  dass  man  sich  gegen 
jenes  principiell  unbeschränkte  Evocationsrecht  des  Gerichts  mit 
Erfolg  zu  schützen  suchte.  Man  fürchtete  nicht  nur,  durch  die 
Erfahrung  belehrt,  es  könne  Seitens  des  königlichen  Hofes  mit 
jener  Befugniss  arger  Missbrauch  getrieben  werden,  man  er- 
kannte auch  sehr  wohl,  in  wie  hohem  Masse  die  auch  nur  prin- 
cipicllc  Geltung  derselben  dem  Streben  der  Territorialmächte 
nach  Selbständigkeit  und  möglichster  Unabhängigkeit  vom  Reiche 
entgegenstand.  Wie  man  sich  daher  gegen  Berufungen  an  aus- 
wärtige Territorial-  und  an  die  königlichen  Landgerichte  zu 
sichern  suchte,  so  sind  auch  die  Landesherrn  und  Städte  un- 
ausgesetzt bemüht,  ihre  Unterthanen  und  Bürger  gegen  die  Mög 
lichkeit  einer  Ladung  an  das  königliche  Uofgericht  durch  Erwerb 
von  Privilegien  de  non  cvocando  zu  schützen  ^). 

Aber  so  erklärlich  das  Streben  der  Reichsstände  nach  der- 
artigen Befreiungen  erscheint,  so  natürlich  ist  es  andererseits, 
dass  man  sich  am  Hofe  nicht  leicht  cntschloss,  dieselben  zu  be- 
willigen. Wenn  sie  dennoch,  anfänglich  selten,  später  ausser- 
ordentlich häufig  ertheilt  werden,  so  hat  dies  seinen  Grund  in 
Verhältnissen  der  mannigfachsten  Art,  welche  die  Gewährang 
derselben  veranlassten.     Bald  dienen  sie  als  Mittel,  um  einfiuss- 


')  üeber  die  Evocationeji  im  Allgemeinen  vgl.  Senckenberg:  de 
exceptione  iuris  Germanici,  qua  evocationcs  illicitae  dicuntur,  im  H.  Bande 
Ton  Johannis  Zangeri:  tractatus  de  exccptionibus  (Frankfurt,  1733) 
S.  1373—1542.  Ein  Verzeichniss  der  bekanntesten  Evocatiousprivilegien, 
freilich  weder  durchaus  zuverlässig  noch  auch  nur  annähernd  erschöpfend, 
enthält  Pfeffinger:  Vitriarii  instit.  illustrat.  IIT.  tit.  17  c.27  S.1159fg. 
Bei  den  unverhältnissmässig  reicheren  Hilfsmitteln,  die  uns  zu  Gebote 
stehen,  liesse  sich  dasselbe  mit  leichter  Mühe  vervollständigen,  doch 
glaube  ich  nicht,  dass  eine  solche  Arbeit  allgemeineres  rechtsgeschicht- 
Hehes  Interesse  haben  würde. 
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reiche  Fürsten  oder  Städte  für  die  Politik  des  Königs  oder  eiuc 
bestimmte  einzelne  Massregcl  zu  gewinnen,  bald  sollen  sie  schon 
bewährte  Treue  und  AnhängHchkeit  belohnen;  in  andern  Fällen 
sind  sie  eine  Auszeichnung  für  die  Räthe  und  Diener  des  Königs, 
in  noch  anderen  werden  sie  zur  Ausgleichung  von  Verbindlich- 
keiten gegen  die  Begünstigten  gewährt  oder  auch  von  vornherein 
gegen  Zahlung  bestimmter  Summen  verliehen ;  bei  der  steigenden 
Machtlosigkeit  der  königlichen  Gewalt  konnten  sie  endlich  den 
mächtigeren  lleichsständen  überhaupt  nicht  mehr  verweigert 
werden.  Die  Berücksichtigung  des  letzteren  Umstandes  nament- 
lich macht  es  erklärlich ,  dass  die  vor  dem  grossen  Interregnum 
ertheilten  privilegia  de  non  evocando  die  Freiheit  vom  Reichs- 
hofgericht nicht  gewährten,  dass  dagegen  in  den  späteren  Zeiten 
des  Mittelalters  diejenigen  Privilegien  die  Regel  bildeten,  welche 
auch  diese  Freiheit  in  sich  schlössen.  So  gewährt  Friedrich  II. 
vielen  bedeutenden  Städten  die  Freiheit:  ut  nullus  —  iudex  sc- 
cularis  —  cives  extra  civitatera  suam  possit  trahere  ad  iudicinnj 
suum  vel  in  eos  inrisdictionem  suam  extenderc  vel  exercerc,  aber 
es  wird  ausdrücklich  hinzugefügt:  salva  in  omnibus  rcverentia 
et  iurisdictione  culminis  imperialis  oder  nostra  et  imperii  ancto- 
ritate  ^),  und  wenn  selbst  diese  Ausnahme  nicht  besonders  er- 
wähnt wird,  gilt  sie  doch  als  selbstverständlich  und  findet  sich 
wohl  bei  späteren  Bestätigungen  älterer  Freiheitsbriefe  wieder 
hinzugefügt  ^).  Von  Wilhelm  von  Holland  und  Richard  von 
Cornwallis  finden  sich  Privilegien,  in  denen  sie  zwar  nicht  auf 
ihre  mit  den  Territorialgerichten  concurrirende  Gerichtsbarkeit 
überhaupt  verzichten,  aber  doch  versprechen,  letztere  nur  ani 
ViTohnort  des  Verklagten  oder  Beschuldigten  auszuüben  ').  Ru 
dolf  I.  ertheiltc  zuerst  in  umfangreicherer  Weise  die  Freiheit 
auch  vom  königlichen  Uofgericht;  hierher  gehören  nicht  nur  die 
Privilegien   für  Worms,   Speier  und  Mainz*)   vom   Jahre    1285, 


*)  So  in  den  Privilegien  für  Mainz  1236  und  für  Oppenheim  1246: 
Huillard-B.  IV.  802,  VI.  313. 

*)  Ein  Beispiel  bieten  die  Privilegien  für  Strassburg  von  1129, 
1210  und  36  bei  Schoepflin:  Als.  dipl.  I.  207,  338,  79. 

»)  Privil.  für  Köln  von  1247  und  57  bei  Lacomblet  II  Nr.  31K 
n.  441  S.  106  u.  240,  Ennen  II.  266,  369. 

*)  Für  Speier:    nobili   iudici    curiae    inhibuiiAus    et  praesentilms 
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sondern  wahrscheinlich  auch  das  I^landat  zu  Gunsten  von  Zürich 
ond  anderen  Reichsstädten  von  1274,  wiewohl  in  letzterem  diese 
Freiheit  nicht  ausdrtlcklich  zugesagt  ist  und  später  eine  andere 
Auffassung  der  Urkunde  herrschend  wurde  ^).  Daneben  finden 
sich  dann  allerdings  aus  der  Zeit  dieses  Herrschers  wie  aus  dem 
ganzen  Zeitraum  bis  zur  Errichtung  des  Kammergerichts  zahl- 
reiche Urkunden,  in  denen  die  Freiheit  nur  von  den  Tcrritorial- 
gerichten   und    nicht  vom   Uofgcricht   gewährleistet  wird^),  wie 


inhibemus,  quod  de  eisdem  civibus  Spir.  nulli  iudicet  conqucrenti,  sed 
Folentes  de  eisdem  civibus  vel  eornm  aliquo  querulai'i,  ad  nos  dictus 
iudex  debet  transmittere  et  nos  eos  ad  civitatem  Spirunscm  remittemus, 
amore  vel  iustitia  complanandos.  Quod  si  ibidem  factum  non  fuerit, 
008  utrique  parti  exhibere  tenobimur  iustitiae  complementum.  Leh- 
mann 570,  Lünig  XIY.  472.  Ebenso  fttr  Worms  und  Mainz:  Re;,'- 
Rudolfs  826—28.  Ueber  die  Veranlassung  zur  Ertheilung  dieser  Privi- 
legien vgl.  Arnold:  Frelstftdte  II.  112  fg. 

*]  Legg.  II.  379:  —  ut  nullus  extra  huiusmodi  civitates  super  qua- 
cunque  causa  in  Judicium  evocetur,  sed  si  quis  contra  cives  dictorum 
locorum  aliquid  habuerit  actionis,  coram  iudice  civitatis  actione  pro- 
posita  recipiat,  quod  est  iustum  :  sitiffulia  et  univeTsis  noslTts  offidaHbus, 
iudicibua  et  fidelilms  damus  preserUüms  in  mandatis,  ne  contra  prescutis 
nostri  decreti  tenorem  cives  predictos  extra  suam  civitatem  auper  qua- 
eun^ite  causa  audeant  evoearej  in  civitalibus  singulis  de  civibus  singulis 
iustitiam  receptori.  Nach  diesem  Wortlaut  der  Urkunde  halte  ich  die 
im  Text  gegebene  Erklärung  für  wahrscheinlich.  Unter  Albrecht  I. 
vurde  aber  die  den  Städten  hierdurch  bewilligte  Freiheit  beschränkter 
verstanden :  Wir  wellen  auch  allen  freyen  steten  ir  recht  behalten,  dass 
sie  nyemant  aus  der  stat  laden  auf!  kein  weltlich  gericht  die  weil  sie 
vor  iren  rechten  richtem  gehorsam  seint,  an  uns  und  an  unsern  hoff- 
rtcA^cf,  die  mugent  aüenthalben  richten  utnb  weltliche  sach.  (Legg.  482). 
Angebahnt  wurde  diese  engere  Auslegung  wohl  schon  durch  die  Decla- 
ration  von  1282:  quod  per  libertates  illas,  quibus  —civitates  dotavimus, 
nulluni  volumus  iroperio  —  prciudicium  generari.    Legg.  441. 

*)  Beispiele:  Priv.  für  die  ßurgmannen  von  Friedberg  1287  :  quod 
Goram  nullo  iudice  penitus  auper  quacunque  causa,  nisi  coram  burg- 
graviq  castri  in  F.,  qui  pro  tempore  fuerit,  iudicio  curiae  nostrae 
dontaxat  excepto,  dcbeaut  vel  possint  aliqualiter  conveuiri  (Lünig  XIII. 
103);  für  Bern  1293:  nisi  nos  vel  curiae  nostrae  iudex  aliqucm  vel 
aliquos  eoruadem  civium  ad  examen  nostre  cognitionis  duximus  evo- 
candos  (Zerleder  IL  391);  für  Untcrwalden  13()9:  quod  ad  nullius  sc- 
calaris  iudicis  tribunal,  nostre  maiestatis  tribunal  duntaxat  excepto,  extra 
terminos  vallis  —  pertrahi  debeatis  (Kopp  I.  103).  Viclfa(!b  wurden 
auch  noch  nach  der  goldenen  Bulle  die  Privilegien  in  dieser  Form  aus- 
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nicht  minder  viele,  in  denen  dieser  letzteren  Befreiung  wenig- 
stens nicht  ausdrücklich  gedacht  wird  ^),    aber   die    Entwicklung 

gefertigt:  de  iustitiariis  S.  38  und  Tomaschek  44  Nr.  4;  aus  dem 
15.  Jahrh.  vgl.  z.  B.  die  Freiheitsbriefe  für  Halle,  Hildesheim,  Branii- 
schweig  (Lünig  XIV.  2.  497,  545;  ürkdb.  d.  Stadt  Braunschweig 
101,  212).  —  Eine  hier  nicht  weiter  in  Betracht  kommende  Begflnstigung 
ist  es  auch,  wenn  weltlichen  und  geistlichen  Herrn  oder  andern  Per- 
sonen, die  an  sich  vor  niederen  Gerichten  zu  Recht  stehen  ihussteo, 
das  Recht  ertheilt  wird,  nur  den  Ladungen  vor  das  Hofgericht 
folgen  zu  müssen;  so  werden  privilegirt  1360  u.  61:  Eberhard  von 
Aspermont,  Friedrich  von  Heydeck,  Hans  von  Krenkingen  mit  ihren 
Dienern  und  Leuten,  der  Jude  Simon  von  Trier  und  andere  (Glafey  191, 
235,  304,  547),  die  Familie  des  Konrad  von  Weinsberg  schon  1298 
(Hanselmann  II.  Beilage  Nr.  64.  S.  133). 

*)  Die  Befreiung  auch  von  Ladungen  an  das  Hofgericht  findet  sich 
z.  B.  nicht  crwÄhnt  in  den  Privilegien  Rudolfe  für  Buchhorn,  Frank- 
furt, Friedberg  und  Gelnhausen  (Lünig  XIII.  307,  561,  729,  87),  Duis- 
burg (Lacombletll.  526),  Schwäbisch -Hall,  Ueberlingen  (Gerbert  186, 
229),  Reinfelden  (Herrgott  lU.  461),  Schafhausen  (Hugo  372)  Mühl- 
hausen  (Schoepflin  II.  8),  Golmar  (Kopp  I.  650)  und  in  zahlreichen 
anderen  aus  der  folgenden  Zeit.  (Für  das  15.  Jahrh.  weisst  derartige 
Privilegien  nach  Tomaschek  fe.  90  Nr.  I.)  In  den  meisten  Fällen  er- 
folgt dann  bei  späterer  Confirmation  auch  die  Befreiung  vom  konigl. 
Gericht;  vgl  z.  B.  die  Priv.  Karls  IV.  für  Frankfurt,  Friedberg  und 
Gelnhausen  bei  Lünig  a.  a.  0.,  und  andere,  welche  Pfeffinger  1.  c. 
nachweist.  Fraglich  ist  es  flbrigens,  ob  nicht  überhaupt  schon  die 
Befreiung  von  weltlichen  Gerichten  im  Allgemeinen  auch  zugleich  vor 
Evocationen  an  das  Hofgericht  schützte;  bisweilen  wenigstens  wurden 
die  Freiheitsbriefe  entschieden  in  diesem  Sinne  ausgelegt.  Freiburg  im 
Breisgau  z.  B.  erhielt  1297  von  Adolf  von  Nassau  die  Freiheit,  dass  die 
Bürger  nicht  ausserhalb  ihrer  Stadt  vor  das  königl.  Gericht  geladen 
werden,  sondern  vor  dem  Landvogt  im  Breisgau,  Hermann  von  Gerolds- 
eck, zu  Recht  stehen  sollten:  in  quem  in  hac  parte  nostram  trans- 
fundimus  potestatem  et  comisimus  vices  nostras  (Schreiber:  Urkdb  l 
146).  Dies  schloss  die  Befreiung  der  Bürger  vom  königl.  Gericht  über- 
haupt nicht,  am  Wenigsten  für  die  Dauer  in  sich.  Das  erste  Privilegium 
de  non  evoc.  erhielt  die  Stadt  vielmehr  von  Albrecht  I.  im  J.  1301  und 
dieses  bestimmte  nur:  daz  man  in  niendert  laden  sulle  noch  beklagen, 
noch  daz  ir  ze  recht  sullent  stan  umbe  dehein  sache,  wände  vor  ewerm 
schultheizen  in  der  stat  ze  Friburg.  Dieser  Freibrief  wird  dann  be- 
stätigt von  Heinrich  VU.,  von  Ludwig  dem  Bayern  und  Friedrich  dem 
Schönen,  endlich  von  Kari  IV.  1347  (Schreiber  I.  162,  81,  201,  342, 
376)  und  nirgend  wird  der  Befreiung  auch  vom  königl.  Gericht  gedacht 
Dennoch  wurden  am  Reichshofe  selbst  die  der  Stadt  ertbeilten  Privi- 
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der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  Reichs  führte  doch  dahin, 
dass  bis  zur  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  nicht  nur  die 
Kurftrsten  ^),    sondern  aach  die  meisten   andern  geistlichen   und 

legien  so  aufgefasst,  als  schlössen  sie  diese  Befreiung  mit  ein.    Denn 
als  im  Jahre  1357  die  Bürgerschaft  auf  Klage  des  Grafen  Egeno  durch 
den  Hofrichter  Przimislaus  von  Taschen  an  das  königl.  Gericht  geladen 
worden  war,  hob  Karl  IV.  diese  Ladung  auf:  als  ir  uns  —  underwisent 
habet  —  das  üch  nieman  laden  oder  fürtriben  möge  anders  wo,  denne 
?or  tiwerm  schultheissen ,   die   wil   aldo    rcht  nit  versagt  noch  ieman 
rchtlose  gelassen  wirt,  want  der  selbe  unser  hofrichter  solcher  gnaden 
nicht  underwisct  ist  und   die  selb  ladung  in  solcher  unwissend  getan 
bet,  so  sagen  wir  üch  besampt  und  besunder  solcher  ladung  los   und 
ledig  und  wellen  das  die  gentzlich  ab  sie  und  von  irer  wegen  wider  üch 
mit  gericht  oder  anders  nihtes  sülle  geschehen,  die  wil  ir  rehtes  vor  dem 
schultheissen  gehorsam  sint,   als  da  vor  bogriifen  ist,  und  als  ir  ouch 
des  unser  keyserliche  hantvesten  habcnt.    Wer  auch  sache,  das  da  wider 
in  gericht  oder  anders  icht  wider  üch  geschehe,  das  sol  kein  kraft  haben 
und  untügig  sin.  (A.  a.  0.  452.    Weshalb  später  die  Stadt  dennoch  an 
das  Hofgericht  geladen  und  dort  verurtheilt  wurde,  ist  nicht  ersichtlich.) 
Es  ist  meines  Erachtcns  anzunehmen,  dass  im  spätem  Mittelalter  all- 
gemeine Evocationsprivilegien  immer  auch   gegen   Ladungen  an  das 
Hofgericht  schützten,   wenn   nicht  eben  (S.  7  No.  2)   ausdrücklich  das 
j         Gegentheil  bestimmt  war.    Dies  mochte  in  dieser  Zeit  ebenso  als  Regel 
I         gelten,  als  vor  dem  grossen  Zwischenreich  das  Umgekehrte  der  Fall  war, 
I         und  wenn  dennoch  die  jüngeren  Freiheitsbriefe  (z  B.  aus  Karls  IV.  Zeit) 
die  Freiheit  vom  königl.  Gericht  den  älteren  (z.  B.  den  Rndolfinischen) 
gegenüber  noch  ausdrücklich  gewährleisten,  so  ist  darin  schwerlich  die 
Verleihung  eines  neuen,   als  vielmehr  die  unzweifelhafte  Prftcisining 
eines  bereits  längst  gewährten  Rechtes  zu  suchen. 

*)  Wegen  des  Erzbisthums  Mainz  vgl.  Lünig  XVL  48,  wegen  Trier 
Günther:  cod.  dipl.  III  a  Nr.  43  und  Nr.  61,  wegen  Köln  Lünig  XVI. 
392  und  besonders  das  umfangreiche  Privilegium  von  1346  bei  Lacom- 
blet  ni.  1.  353:  Item  ne  ipsins  archiepiscopi  subditi,  sive  sit  nobilis 
sive  ministerialis  aut  castrensis  seu  cuiuscunque  alterius  conditionis 
nostra  aut  indicum  curie  nostre  aut  aliorum  a  nostra  maiestate  regia 
delegatorum,  litterarum  aut  mandatarum  qnorumcunque  auctoritate,  in 
quibuscunque  causis  criminalibus  aut  civilibus,  criminaliter  aut  civiliter 
movendis,  ad  iudicium  seu  duellum  de  cetero  valeant  evocari  et  de  ipsis, 
ipsios  archiepiscopi  subditis  conquerentibus,  teneantur  aliqualiter  respon- 
dere,  et  si  huiusmoiH  subditi  taliter  fuerint  evocati ,  quod  ad . . .  archi- 
episcopi Coloniensis  pro  tempore  existentis  examen  absque  difficultate 
qualiböt  remittentur ,  prefatos  subditps  duximus  . . .  privilegiandos  et 
spenaliter  eximendos,  nisi  in  eo  duntaxat  casu,  scilicet  si  conquerentes 
contra  ipsius . . .  archiepiscopi  subditos   taliter   evocatos  proponant  et 
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weltlichen  Fürsten  ^)  und  alle  grösseren  Communen  des  Rekbs 
die  unbeschränkte  Freiheit  von  Ladungen  vor  auswärtige 
Gerichte  mit  Einschluss  des  Reichsbofgerichts  erhalten  hatten^. 
Und  hatte  sich  diese  Befreiung  bisher  nur  auf  Verleihung  an 
Einzelne  und  einen  besondern  Akt  königlicher  Gnade  gegründet, 
so  ward  sie  nunmehr  einem  Theil  der  Reichsstände  gesetzlich 
und  für  alle  Zeiten  zugesichert,  indem  die  goldene  Bulle  erst 
dem  Könige  von  Böhmen,  dann  den  drei  geistlichen  Kurfürsten, 
endlich  auch  dem  Pfalzgrafen  vom  Rhein,  dem  Herzog  von 
Sachsen  und  dem  Markgrafen  von  Brandenburg  zugestand:  ut 
nulli  comites,  barones,  nobiles,  feudales,  vasalli,  castreuses,  milites, 
clicntes,  civcs,  burgenses,  nulle  quoque  persone  —  subiecti  vcl 
subiccte,  cuiuscunqnc  Status,  condicionis  vel  dignitatis  cxistant, 
ad  cuiuscunqne  actoris  instantiam   extra  territorium  et  tcrminos 

—  ad  quodcunque  aliud  tribunal  se.u  cuiusvis  alterias  —  citari 

—  vel  trahi  seu  vocari  —  debcant  —  sive  possint  ^).     Wiederum 


doceant  evidenter,  ipsis  conqaereDtibu«  prefatum  archiepUcopam  aut  eiu» ... 
BiiccesBorem  ....  fleret  loco,  tempore  et  modo  debiti«  interpellatum,  facere 
iustitiam  denegasse.  In  quo  casu  ipsiiis .  . .  archiep.  subditi  taliter  evocati 
coram  nobts  et  nostre  curie  et  alias  anctoritate  iiostra  eonstitulis  iodici- 
bu8,  tettcbuntur  ipsi  subditi  ipsis  coDquerentibus  respondere.  Rücksicht- 
lich der  weltlichen  Kurfürsten  vgl.  Olenscblager:  neue  Erlünter.  274 fg. 

*)  Von  geistlichen  Fürsten  t,  B.  die  Bischöfe  von  Wirzburg  (Rcr. 
Ludwigs  1738)  und  Spcier  (Remling  I  Nr.  582  S.  571),  von  weltlicben 
z.  B.  die  Grafen  von  Geldern  (Lnnig:  cod.  Germ.  dipl.  II.  1762)  und 
von  Henneberg  (Henneb.  Urkdb.  I.  61). 

')  Köln:  —  quud  ipsi  cives  vel  aliquis  ipsorum  super  debitis,  con- 
tractibus,  promissionibus ,  delictis,  possessionibns,  hercditatibus  et  aliis 
causis  quibuscunque  in  iudicium  Romani  regni  vel  iroperii  aut  altortus 
turisdictionis  cuiuscunqne  extra  muros  civitatis  Coloniensis  nullatemus 
evocentur  vel  evocetur,  quod  vulgariter  dicitnr  urbeyschen,  dummodo 
rcquirenti  et  conquerenti  iusticia  prodicte  civitatis  non  denegetur  (1314, 
Lacomblot  III.  1.  J06),  Nürnberg  (bist.  Nor.  dipl.  251,  71),  Regens- 
burg (Gemeiner  II.  3  u.  4),  Mainz,  Worms,  Speior  (oben  6.  6  N.  4), 
Esslingen,  Frankfurt,  Memmingen,  Mnhlhausen,  Nördlingen,  Ravensburg 
(sämmtlich  bei  Lnnig  R-A.  XllI  u.  XIV)  und  viele  andere. 

>)  Aurea  buUa  c.  VIII  u.  XI  §  1  u.  5.  Von  den  geistlichen  Kur- 
fürsten wird  ausdrücklich  gesagt,  die  ihnen  jetKt  bestÄtigte  Freiheit  hätten 
sie  schon  früher  besessen :  sicut  prcteritis  inventmus  tomporibus  obser- 
vaturo;  rücksichtlich  der  weltlichen  hoisst  es  dagegen  nur:  eandem  coo- 
stitutioncni  virtute  presontis   legis  ad   —  electores    secularcs   extendi    vo- 
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durch  besondere  Verleihung  erhielten  dann  von  Karl  IV.  und 
seinen  Nachfolgern  die  Reichsfürsten  insgesammt,  viele  gräfliche 
Häüser  und  andere  Herrn,  zahlreiche  Stifter  und  wohl  die  inei{>teu 
Reichsstädte  die  gleiche  Berechtigung  ^),  sodass  im  Hinhiick  auf 
den  Rechtszustand  in  dci*^  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
nicht  mit  Unrecht  gesagt  werden  konnte,  es  sei  leichter,  die- 
jenigen Reichsständc  aufzuzählen,  welche  für  ihre  Ünterthanen 
und  Besitzungen  die  Freiheit  von  Ladungen  an  das  Hofgericht 
nicht  besessen  hätten,  als  jene,  welche  sich  im  Geuuss  dieser 
Freiheit  befänden.  Einen  Abschluss  fand  diese  Entwickelung 
endlich  bei  Errichtung  des  Kammergerichts.  Schon  im  Jahre 
1197  wurde  bestimmt;  Item  das  kammergericht  soll  in  der  ersten 
Instanz  oder  rechtferligung  uf  nymands  klag  oder  ansuchen  ladung 
erkennen  oder  geben  gegen  denjenen,  die  der  K.  M.  und  dem 
reich  nit  on  mittel  underworfcn  sein  und  doch  suost  Iren  ordcu- 
lioheu  richter  haben.  Dies  bestätigten  die  Kammergerichtsordnung 
von  1405   und   spätere   Reichsgesetze,   und   von   dieser   Zeit   ab 


luffius  8ub  Omnibus  modis  et  coudicionibos,  ut  prefcrtur.  Aber  schuu  im 
Jahre  1353  war  auf  Antrag  des  Pfal/grafen  Knprecht  des  Aeltereu  um 
Ueictishofe  der  Rechtsgrundsatz  anerkannt  worden:  dass  ein  jeglich  Kur- 
fürst die  Freyheit  hotto,  dass  niemand  keinen  seinen  Mann  für  kein  Ge- 
richt Jaden  noch  beklagen  solt,  dan  vor  den  Kurfürsten,  des  Mann  er 
wcre.     Harpprecht  I.  99. 

^)  In  der  zweiten  Hälfte  des  14.  und  im  15.  Jahrhundert  erhielten 
solche  Freiheit  unter  andern:  die  Burggrafen  von  Nürnberg  (Mon.  Zoll. 
iV  Nr.  1),  die  schwarzgräiliche  Linie  der  Uohenzollern  (das.  I.  2G6),  die 
Markgrafen  von  Baden  (Schoepflin:  hist.  Zar.-Ba4.  VI  20,  189,  256, 
406)  und  Hochberg  (Lünig  XI.  2,  135),  die  Grafen  von  Wirtembcrg 
(Moser:  spec.  Wnrt.  dipl.  Nr.  6—10),  von  Hohenlohe,  Manderscheidt, 
Leiningen  (Lünig  XXII,  204,  396,  519),  Wertheini  (Aschbach  11,211), 
von  Katzeneinbogcn  (Wenck  I.  247),  von  Hanau,  die  Truchsessen  von 
Watdbnrg  und  andere;  ferner  ausser  den  Bisthümern  viele  Stifter  und 
Kloster:  z.B  Schottenkloster  zu  Nürnberg  (Uss ermann:  Ratisb.  Nr. 224 
S.  193),  Quedlinburg, Kaysersheim, Ochsenhansen  (bei  Lünig:  R.-A.  XVIII), 
endlich  von  Städten:  Aachen,  Aalen,  Bibcrnch,  Bopfingen,  Donauwerth, 
Dinkelsbühl,  Hamburg,  Kaufbenren,  Leutkirch ,  Lindau,  Nordhausen, 
Schweinfnrt,  V\m,  Wcisscnburg,  Windsheim  (sämmtÜch  bei  Lünig  XI 11 
HTid  XIV),  Limburg  (Wenck  I.  327),  Jsny  nnd  Uebcrlingen  (Hugo  271 
«nd  886)   und  zahlreiche  andere.     Vgl.   auch   Tomas  che  k    S.  04  Nr.  3. 
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kam    das   kaiserliche   Gericht    als    erste    Instanz    nar    noch  hei 
reichsunmittelbarcn  Personen  und  Gütern  in  Betracht  ^). 

Die  privilegia  de  non  evocando  hatten  die  Wirkung,  dass 
die  Unterthanen  der  begünstigten  Fürsten,  Herrn,  Stifter  und 
Städte  von  den  Ladungen  an  das  Hofgericht  befreit  waren,  — 
die  Begünstigten  selbst  nicht.  Das  verstand  sich  bei  den 
Fürsten,  die  allein  vor  dem  König  zu  Recht  zu  stehen  hatten, 
so  wie  bei  den  reichsunmittelbaren  Städten  von  selbst,  wurde 
aber  häufig  in  den  Befreiungsbriefen  noch  ausdrücklich  bemerkt^; 


>)  Projekt  von  1487  §  14  (Harp  precht  II.  227,  Datt72l),  Ordnung 
von  1495  §  16;  vgl    auch  Wetzell  §  33  S.  327  fg. 

•)  Das  Princip  findet  sich  sehr  deutlich  ausgesprochen  in  der  Urkunde 
für  Nürnberg  von  1470  bei  Lünig  XIV,  138:  —  tlinn  —  zu  wissen, 
dass  uns  mannigfaltig  angelangt  ist,  wie  die  —  burgermetster  und  ratfa 
der  Stadt  N.,  auch  dieselbe  Stadt  mit  hofgerichten  —  und  andern  ge- 
rieb ten  in  vergangenen  zeiten  von  sachen  wegen,  die  ohn  mittel  getneine 
Stadt  angetroffen  hahen^  fürgenommen,  beclagt  und  wider  sie  procedirt 
worden  sey,  dadurch  dann  —  uns  und  dem  reich  an  unser  obrigkeit  und 
gerichtSÄwang  nbbruch  und  irrung  geschehen  mochte,  nachdem  dieselbe 
burgenncister  und  raih  von  wegen  gefiieiner  Stadt  Nürnberg  ohn  miäel 
under  unser  und  des  rcichs  obrigkeit  und  gerichtszwang  als  römischen 
kaifsers  gehören  und  sonst  under  niemands.  Anwendungen  dieses  Rechts- 
grundsatzes sind  in  städtischen  Privilegien  häufig,  z.  B.  für  Schweinfurt 
(bei  Lünig  XIV.  395  fg.;  1361  werden  die  Bürger  vom  Hofgericht  ge- 
freit, die  Gesammtheit  derselben  aber  hat  vor  dem  König  oder  seinem 
Hofrichter  Recht  zu  nehmen,  —  1397  wird  dies  bestätigt  mit  dem  Zusatz: 
der  Kläger  könne  gegen  die  Stadtgemeinde  vor  dem  König  oder  des 
Reichs  Amtmann  zu  Schweinfurt  klagen,  —  1407  wird  das  Prtv.  in  der 
Form  von  1361  erneuert,  während  spätere  Urkunden  des  Unterschieds 
zwischen  der  Staclt  als  solcher  und  ihren  Burgern  nicht  mehr  gedenken); 
—  für  Schwäbisch-Gemünd  (das.  XIII  822:  die  Bürger  vor  dem  Stadt- 
gericht, die  Stadt  gemeinlich  nur  vor  dem  Hofgericht);  —  für  Ueberlingen 
(das.  XIV.  543:  die  Bürger  haben  nur  vor  dem  städtischen  Gericht,  die 
Gemeinde  vor  dem  Konig  oder  dem  Landvogt  in  Schwaben  oder  vor 
dem  Rath  einer  der  benachbarten  Reichsstädte  Recht  zu  geben);  —  für  Erfurt 
(das.  XIV.  2,  458  :  die  Bürger  sind  vor  dem  städt.  Gericht  zu  verklagen, 
hätte  aber  jemand  Ansprüche  gegen  die  gemeine  Stadt,  so  mag  er  sie 
vor  das  königl.  Hofgericht  oder  nach  Rotweil  laden); — für  Neuenburg  im 
Breisgau  (Reg.  Rup.  1557)  u.  a.  m.  Aber  auch  andere  Freiheitsbriefe 
bestimmen  oft:  die  Unterthanen,  Diener  und  Leute  eines  bestimoiten 
Herrn  oder  eines  Stiftes  sollten  frei  sein  von  Ladungen  an  das  Hof- 
gericht, die  Herrn  selbst  aber  haben   dort  Recht  zu   n«bmen;  so  in  dem 
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Dor  ansnahmsweise  kömmt  es  vor,  dass  aach  die  Privilegirten 
selbst,  z.  B.  die  Stadtgemeinde  als  solche,  vod  dem  Erscheinen 
am  königlichen  Hofe  befreit  ^)  und  etwa  an  ein  anderes  Gericht 
oder  an  zu  bestellende  Schiedsrichter  gewiesen  wird  ^).    Die  Be- 


Prtv.  für  die  Markgrafen  von  Baden  (Schoepflin:  bist.  Z.-B.  VI.  20), 
für  die  Grafen  von  Hanau  (Lünig  XI.  38),  für  die  Grafen  von  Hoch- 
berg, Hohenlobe,  Leiningen,  Manderscbeidt,  Wertheini,  für  Kaisersheim 
(simmtlich  S.  11  N«  1)  u.  a.  m. 

>)  Priv.  für  Aalen  von  1398:  —  dass  niemandt —  ihr  Stadt  gemeinig- 
lich noch  keinen  ihrer  burger  —  für  unser  und  des  reichs  hofgericht  — 
laden  solle  (Lünig  XI LI.  79);  ~  Biberach  1355:  die  Burger  sollen  nicht 
vor  das  Hofgericht  geladen  werden,  —  1401:  noch  die  Stadt,  noch  einer 
ihrer  bürger;  auch  gegen  die  Gemeinde  solh  vor  dem  Amtmann  geklagt 
werden  (das.  185  u.  88);  —  Bopfingen  1398:.  dass  niemandt  —  sie  all 
und  ihr  Stadt  gemeinlich  noch  kein  ihr  bürger  besonder  — -  für  des  reichs 
hofgericht  laden  soll:  nur  vor  dem  Amtmann  stehen  die  Stadt  und  die 
Bürger  zu  Recht  (a.  a.  O.  210);  —  Dinkelsbühl  n.  Kaufbeuren  1398: 
ebenso  (das.  464  u.  1254);  —  Leutkirch  1366:  thun  (der  Stadt)  die  geuad, 
dass  sie  and  ihre  burger  niemand  für  unser  kais.  hofgericht  laden  solle 
(a.  a  O.  1288);  —  Lindau  1415:  dass  niemand  die  vorgen  bnrgormeister, 
rath  ond  burger  — gemeiniglich  noch  sonderlich  —  laden  dürfe  (das.  1307); 
-  Mühlhausen  1348  (das.  1427);  —  Nördlingen  1398  und  1407:  das 
niemandt  —  sie  alle  und  ir  stat  gemeinlich  noch  keinen  irer  burger  — 
vor  das  hofgericht  laden  solle  —  ohn  allein  für  iren  amtmann  in  der  Stadt 
zu  N.  (das.  XIV.  U  u.  12);  —  Nordhausen  1391:  freyen  die  Stadt  — 
dass  sie  oder  die  ihren  oder  keiner  der  ihren  —  niemandt  vor  des  reichs 
hofgericht  laden  —  sol,  man  soll  sie  nach  N.  vor  ihr  Gericht  weisen 
(das.  72);  —  Ulm  1359:  die  Stadt  selbst,  die  Bürger  insgosammt  und 
keiner  besonders  darf  irgend  wo  anders  zu  Recht  stehen  als  vor  dem 
Amtmann  in  der  Stadt  (das.  562);  u.  a.  m. 

*)  Hierher  gehören  die  zahlreichen  Urkunden,  in  denen  den  Städten 
privilegirte  Austräge  verliehen  werden.  Dieselben  enthalten  eine  Begünsti- 
gung, indem  auch  die  Stadtgemeinde  von  dem  Erscheinen  am  Hofgericht 
befreit  wird;  aber  in  anderer  Hinsicht  stellen  sie  ^eher  einen  Rückschritt 
in  der  städtischen  Entwicklung  dar  als  einen  Fortschritt,  insofern  es 
nämli«h  für  die  Stadt  bequemer  und  vortheilhafter  war,  vor  ihren  eigenen 
Gerichten  Reqht  zu  geben,  als  etwa  vor  den  Räth^n  anderer  Städte. 
Häufig  geschieht  die  Verweisung  vor  solche  Austräge  zugleich  mit  der 
Verleihung  der  Freiheit  von  Ladungen  an  das  Hofgericht;  nicht  selten 
ist  aber  letztere  längst  erfolgt,  ehe  erstere  angeordnet  wird  (in  Bopfingeti 
z.  B.  vgl.  1398  und  1468:  Lünig  XIII.  210  und  14,  in  Dinkelsbühl  1398 
ond  1485:  das.  464  und  71,  in  Lindau  1415  und  1442:  das.  1307,  9,  in 
Nördlingen  1407  und  63:  das.  XIV.  12  und  28);  in  der  Zwischenzeit  wird 
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freiung  lautet  immer  auf  das  königliche  Hofgericht,  schützt  alfio 
vor  Ladungen  durch  den  König  selbst  ebenso  als  vor  solchen 
Seitens  des  Hofrichters,  es  findet  sich  aber  nicht  selten  nodi 
die  besondere  Begünstigung,  dass  jemand  nicht  vor  dem  letzteren, 
sondern  nur  vor  dem  König  oder  dessen  Räthen  oder  vor  ge- 
wissen Hofbeamten  zu  Recht  zu  stehen  habe  ^}.     Die  Befreiung 


dann  der  Rechtsz.ustand  der  gewesen  «ein,  den  die  in  der  vorigen  Note 
angeführten  Priv.  anordnen,  dass  nämlich  «auch  die .  Stadtgemeinde  nur 
vor  ihren  eigenen  Gerichten  zu  Recht  stand.  Der  Grund,  weshalb  dann 
später  eine  Aenderung  in  diesem  Znstande  eintrat,  war,  wie  in  manchen 
Privilegien  ausdrücklich  hervorgehoben  wird,  der,  dass  es  für  unxulässtg 
erachtet  wurde,  dass  jemand  in  eigener  Sache  —  das  städtische  Gericht 
bei  Klagen  gegen  die  Stadtgemeinde  —  Richter  sei,  und  dass  eben  des- 
halb trotz  aller  Privilegieq  die  Evocationen  der  befreiten  Städte  an  aus- 
wärtige königliche  oder  andere  Gerichte  nicht  aufhörten.  (So  z  ß.  io 
den  Priv.  für  Ravensburg  und  Strassburg:  Lnmg  XIV.  222  und  753). 
Solche  Verweisungen  vor  besondere  Gerichte  fanden  statt  %.  B.  für  Bop- 
fingen  1468:  Klagen  gegen  die  Stadtgemeinde  werden  erledigt  vor  deai 
Amtmann  und  je  einem  Mitgliede  des  Raths  der  vier  nächsten  Reichs- 
städte (das.  XIII.  214),  —  Donauwerth  146ö:  wer  Spruch  hätte  gegen 
gemeine  Stadt  soll  darum  Recht  suchen  vor  dem  Bürgermeister  und  kleinen 
Rathe  einer  der  drei  Städte  Augsburg,  Nürnberg  oder  Ulm  und  sich  da- 
bei lassen  begnügen  (das.  422),  —  Dinkelsbühl  1435:  gegen  die  Stadt  ist 
zu  klagen  vor  dem  Rath  von  Nördlingei^  Uotcnburg  a.  d.  T,  oder  Schwä- 
bisch-Hall  oder  vor  drei,  fünf  oder  sieben  Räthen  dieser  Städte  (471),  — 
Lindau  1442:  vor  dem  Rath  einer  der  vier  Städte  Constanz,  St.  Gallen, 
Ueberlingen,  Ravensburg  (13Q9),  ~  Menuningen  1471:  vor  Bürgermeister 
und  Rath  der  Städte  Augsburg,  Ulm,  Biberach,  Ravensburg  oder  Kempten, 
welctten  Beklagte  wählen  würde  (1420),  —  Kördlingen  1463:  die  Stadt 
steht  zu  Recht  vor  ihrem  Amtmann  und  vier  oder  sechs  achtbaren  Mannen 
aus  den  Eätheu  benachbarter  Städte,  bei  deren  Ausspruch  Kläger  sieb 
beruhigen  muss  (XIV.  28),  —  ähnlich  1434  Ravensbnrg  (222),  ~  Roten- 
burg 1422,  34  und  später  wiederholt  (341  fg.),  —  Strassburg  1434:  soll 
nur  nach  Basel,  Worms  oder  Ulm  geladen  werden  dürfen  (752),  —  Lim- 
burg 1396:  soll  nur  vor  dem  Schultheissen  und  den  Schoppen  zu  Frank- 
furt zu  Recht  stehen  (Wenck  i.  327)  u.  a.  m. 

*)  Die  Grafen  von  Katzenelu bogen  sollen  nur  vor  dem  König  selbst 
oder  dessen  Räthen  oder  wem  es  der  König  sonst  mündlich  oder  schrift- 
lich empfehlen  würde,  zu  Recht  stehen  (Wenck  I.  247),  —  ebenso  die 
Grafen  von  Leiningeu  (Lünig  XXII.  396),  —  die  Gebrüder  Waldstrooicr 
zu  Nürnberg  sollen  als  zum  königl.  Hofgesinde  gehörig  betrachtet  und 
nur  vor  dem  königl.  Hofmeister  verklagt  werden  dürfen  (hist.  Nor.  dipl. 
424)   und  andere  Priv.  dieser  Art  bei  Tomaschek  S.  93  J^r.  2,  —  kein 
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vom  Hofgericht  setzt  voraus,  dass  die  von  andern  Territorial- 
gerichten  bereits  erfolgt  ist;  häufig  wird  die  eine  wie  die  andere 
in  derselben  Urkunde  verliehen,  nicht  minder  häufig  folgt,  wie 
schon  bemerkt,  erstere  der  letzteren  nacli,  oder  die  Urkunde 
lautet  so  allgemein,  dass  beide  als  gleichzeitig  verliehen  an- 
zQsehen  sind.  Ist  das  Privilegium  nur  beschränkt,  so  wird  neben 
dem  Beichshofgericht  bisweilen  auch  das  eine  oder  andere 
Territorialgericht  oder  eins  der  königlichen  Landgerichte,  z.  B. 
das  zu  Rotweil,  ausgenommen  ^).  Niemals  schätzt  ein  Privilegium, 
wie  alle  einzelne;!  Befreiungsurkundeu ,  sowie  die  Reichsgesctzo 
ansdrOcklich  bestimmen,  gegen  Evocationen,  wenn  durch  die 
landesherrlichen  oder  städtischen  Gerichte  das  Recht  verweigert 
oder  verzögert  wird  ^) ;   auch  schliesst  die  Befreiung  nicht  aus, 


weltlicher  Richter  darf  das  Kloeter  Langheim  TM-Iaden,  a«ch  nicht  der 
Reichsbofrichter,  sondern  nur  der  König  oder  ein  von  diesem  in  beson- 
deren Briefen  Bevollmächtigter  (Glafey  448),  —  König  Ludwig  ertheilt 
den  Bnrgern  von  Bamberg  die  Gnade,  dass  sie  Niemand  als  er  selbst 
vor  das  Hofgericht  laden  dürfe  (Reg.  2768)  n.  a.  m. 

^)  Beispiele:  Privilegium  für  Erfurt  von  1403,  für  Diessenbofen, 
Winterstetea  und  Arben  von  1408  in  Rnprechto  Reg^  1646,  2502,  5,  6. 
Vgl.  noch  Tomaschek  94  Nr.  5. 

*)  Anrea  bnila  C.  XI:  In  defectu  vero  insticie  —  ad  imperialem 
dontaxat  cnrimn  et  tnbuoal  seu  iudicie  immediate  in  imperiali  cnria  pro 
tempore  presidentis  audieneiam  hiis,  quibns  denegata  fuerit  insticia,  liooat 
appellare.  —  Projekt  der  K.G.O.  von  1487 :  Ob  aber  jemand  sich  beklagt, 
dass  ihm  vor  ordenlichen  richter  rechtens  gewegert  wäre,  und  solchs  mit 
dem  eide  behielt,  so  mocht  der  kammerrichter  oder  das  gertcht  ihm  anf 
sein  begeren  ladung  erkennen  und  geben  — ;  ebenso  in  den  spateren 
Ordnungen.  Einzelne  Privilegien,  in  denen  der  Vorbehalt  ausdrücklich 
gemacltf  ist,  brancban  nicht  erst  angeführt  su  werden;  derselbe  verstatkd 
sich  bei  der  Stellung  des  königt  Gerichts  zu  den  übrigen  im  Reiche  von 
selbst.  Die  Rechtsverweigerung  muss  der  beweisen,  welcher  trotz  des 
priv.  de  n.  evoc.  die  Ladung  der  Begünstigten  an  das  Hofgericht  fordert ; 
X.  B.  Priv.  für  das  Erabisthnm  Köln  von  1346  nnd  76  bei  Lacomblet 
Ili.  I.  353  und  2.  686:  nisi  in  eo  duntasat  caau,  scilieet  si  conquerenHes 
contra  ipstns  arohiepiscopi  subditos  taliter  evocatos  proponaivt  et  doceant 
mdenter^  ipsis  cooquerentibus  prefatnm  archiepiscopum  —  tempore  et 
modo  debitis  interpellatum,  facere  iusticiam  denegasse ;  in  quo  casn  ipsius 
—  arehiepiscopi  subditi  taliter  evocati  coram  nobis  et  nostre  cnrie  et 
alias  auctoricate  nestra  constitntis  iudicibas,  tenebuntur  ipsi  subditi  ipsis 
eenquereatibns  respondere.  Ueber  die  Behandlang  der  Beschwerde  über 
K«ehtsver»ögerang  enthalten  manche  Privilegien  noch   besondere  Bestim- 
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dass  sich  die  Parteien  im  Wege  des  Rechtszages  in  höherer 
Instanz  an  das  Reich  wenden  dürfen,  wenn  nicht  mit  dem  pmi- 
legium  de  non  evocando  zugleich  ein  solches  de  non  appellando 
verbunden  wird  ^).  Andere  Einschränkungen  der  Befreiung  sind 
selten,  kommen  aber  doch  in  der  Weise  vor,  dass  gewisse  Rechts- 
sachen oder  die  Klagen  bestimmt  bezeichneter  Personen  trotz 
des  im  Allgemeinen  schützenden  Privilegiums  an  das  Hofgericht 
gezogen  werden  dürfen  ^. 


mungen,  z.  B.  das  für  Regensburg  von  1334  (Gemeiner  II.  3  fg.):  Wer 
furbas  uns  und  unsern  nachkommen  am  reich  —  klagt,  ihm  wäre  recht 
von  der  stadtgemeine  oder  etliclien  besonders  zu  Regeusburg  versagt  und 
verzogen,  so  sollen  wir  —  der  burger  rath  zu  Regenspurg  darum  zu  rede 
setzen  mit  unsern  briefen.  Und  ist,  dass  der  rath  —  mit  ihrer  Stadt  brief 
und  insicgel  antvirorten  und  schreiben  auf  ihren  eid,  dass  ihnen  nicht  kund 
sey,  dass  demselben  kläger  gericht  bei  ihnen  verzogen  oder  versagt  sey 
und  dass  sie  gemeiulichen  oder  sonderlichen  gerne  recht  scbafifen  und 
thun  wollen  nach  der  Stadt  recht  und  gewohnheit,  so  sollen  wir  den 
kläger  wider  in  die  Stadt  für  der  Stadt  richter  weisen  und  schaffen  und 
sollen  ~  keiner  ladung,  fürgebot  noch  anderer  handlnng  darüber  gegen 
ihn  gestatten. 

^)  Dass  die  priv.  de  non  evocando  nicht  zugleich  die  Freiheit  von 
Appellationen  an  das  höchste  Reichsgericht  in  sich  schlössen,  kann  als 
unstreitig  angesehen  werden.  In  der  goldenen  Bulle  wird  es  als  ein  be- 
sonderes Recht  angesehen,  dass  von  den  Gerichten  der  Kurfürsten  nicht 
ausserhalb  Landes  appellirt  werden  dürfe:  adiidentas  expresse^  q»od 
nuUi  —  ad  quodcunque  tribunal  aliud  liceat  appellare  Einzelnen  Fürsten 
wird  erst  das  p.  de  n.  ev.  und  später  das  de  non  app  ertheilt,  s,  B.  dem 
Grafen  Amadeus  von  Savoyen  erst  von  Karl  IV.  die  Freiheit  zugestandeo, 
dass  die  Appellationen  von  den  Gerichten  innerhalb  seines  Landes,  qwu 
ad  atidientiam  et  triburuU  nostrum  imperiale  interpani  hactenus  con- 
siieverunt  et  de  iure  vel  consuetudine  interponi  deberentj  ad  tuam  deinceps 
audientiam  interponantur  seu  debeant  interponi  (Lünig  X.  2.  19).  Bis- 
weilen wird  auch  bei  Ertheilung  des  p  d.  n.  evoc.  gleich  bemerkt,  ea 
sollte  nur  die  Freiheit  enthalten,  dass  die  Begünstigten  nicht  „anfänglich^* 
an  das  königliche  Gericht  geladen  werden  dürften.  (Vgl.  z.  B.  für  Augs- 
burg 1482  bei  Lünig  Xlil.  107). 

*)  Beispiele:  Die  Stadt  Limburg  darf  nicht  vor  das  Hofgericht  ge- 
laden werden,  es  sei  denn,  dass  der  König  selbst  oder  die  Kirche  und 
der  Erzbischof  von  Trier  gegen  dieselbe  zu  klagen  hätten  (Wenck  I. 
Nr.  421  S.  327);  —  Karl  IV.  erklärt  1375,  das  der  Stadt  Köln  ertheilte 
p,  d.  n.  e.  ud  curlam  imperatorie  maiestatis  solle  nicht  gelten,  wenn  die 
Bürgerschaft  verklagt  werde;  super  iuribus  imperii  aut  crtminibus  et  ex- 
cessibus  commissis  per  eos  aut  etiam   super   iuribus,   honoribus,  iuris- 
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War  des  PriTiIegiuros  tingeachtet  eine  Ladung  gegen  die- 
jeoigen  ergangen,  welche  durch  dasselbe  geschützt  waren,  so 
verfiel  der,  welcher  jene  veranlasst  hatte,  in  eine  bedeutende 
Geldstrafe,  von  der  ein  Theil  an  die  königliche  Kammer,  ein 
anderer  an  die  durch  die  Ladung  in  ihrem  Recht  Beeinträchtigten 
ZD  zahlen  war  ^);  bisweilen  sorgten  die  Privilegirten  auch  dafür, 

dietionibns,  districtibus,  terria  et  possessionibiis  aut  rebus  alüs,  in  qiiibns 
nostri  et  Imperü  principes  electores  —  ab  eis  iniuriam  paterentur  (La- 
comblet  III.  2.  676);  —  die  Stadt  Rotenburg  darf  vor  das  Hofgertcht 
nicht  geladen  werden,  ausser  wenn  der  Konig  selbst  gegen  sie  7.11  klagen 
hätte  (Reg.  Ruprechts  2756):  —  die  Bürger  von  Schweinfurt  können 
nur  dann  vor  das  Hofgericbt  gefordert  werden ,  wen#  der  Kaiser  oder 
König  etwas  gegen  sie  zu  sprechen  bat  (He n neb.  Urkdb.  III.  27);  — 
ebenso  die  Bürger  von  Kolmar  nach  dem  Priv.  von  1398  (Lünig  XIV. 
715)  und  von  Magdeburg  nach  dem  Priv.  von  1431  (das.  XIV.  2.  655); 
—  das  der  Stadt  Hamburg  1421  ertheilte  Priv.  soll  sie  nicht  gegen 
Ladungen  an  das  Hofgericht  schützen,  wenn  die  Grafen  von  Holstein 
gegen  dieselbe  klagen  (a.  a.  O.  XI 11.  947). 

')  Solche  Geldstrafen  werden  namentlich  in  allen  Privilegien  ans 
der  späteren  Zeit  angedroht;  vgl.  z.  B.  Reg.  Ruprechts  404,  766,  829 
843,  849,  1555,  2269,  2755  und  zahlreiche  andere.  Die  Höhe  der  Strafe 
ist  verschieden  bestimmt.  In  den  eben  erwähnten  Privilegien  —  sie  sind 
sämmtlieh  für  Städte  —  beträgt  sie  50  Pfund  Goldes;  in  anderen  —  z.  B. 
für  Erfurt  und  Nenenburg  im  Breisgau,  Reg.  Rup  1557  und  1045  —  nur 
30,  für  die  Grafen  von  Hochberg  —  das.  Nr.  1401  —  ebenfalls  20,  für 
die  Bischöfe  von  Speier  —  Remling  11.  30  —  fünfzig,  für  Frankfurt  und 
Memmingen  —  Lünig  XIII.  625  u.  1421  —  hnndert,  für  die  Burggrafen  von 
Nürnberg  sogar  tausend  Mark  Goldes  u.  s.  w.  Die  Strafe  wurde  bei  den 
zuständigen  weltlichen  Gerichten  und  zwar  meist,  da  ein  Theil  der  Busse 
an  die  königl.  Kammer  fiel ,  bei  dem  Hofgericbt  eingeklagt :  vgl.  z.  B. 
Band  I.  264  und  das  Priv.  für  Nürnberg  von  1401  bei  Lünig  XIV.  108: 
und  mögen  aneh  die  von  Nürnberg  oder  die  ihren  solche  überfaKrer, 
ricbter,  artheiler  oder  wer  die  sind  —  darumb  laden,  furbringen  und  be- 
klagen vor  unserm  hoffgericht  und  welche  —  des  also  überwunden  würden, 
von  den  wollen  wir  unsern  halben  theil  der  poen  nehmen  und  sollen 
aneh  den  andern  halben  theil  den  von  N.  geben.  Unter  Friedrich  III. 
waren  die  Kammerfiskale  mit  der  Eintreibung  solcher  Strafen  beauftragt, 
wie  z.  B.  1465  der  Fiskal  am  Kamroergericht  gegen  die  Schöffen  des 
Centgericbts  zn  Scheinfeld  wegen  Verletzung  der  der  Stadt  Nürnberg 
verliehenen  Privilegien  klagte;  der  Antrag  ging  dahin:  alle  von  jenem 
Gericht  ergangenen  (Jrtheile  zu  vernichten  und  die  Verklagten  zu  ver- 
nrtbeilen,  der  Stadt  Nürnberg  Kosten  und  Schäden  zu  ersetzen  und  die 
in  den  Nürnberger  Priv.  bestimmte  Busse  zu  zahlen:  diesen  Anträgen 
Franklio,  B«Ieh8hofgerlcht.   11.  g 
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das8  das  königliche  Privilegium  Tom  päpsUichen  Stahle  bestätigt 
wurde  nnd  dieser  bedrohte  dann  jede  Ueberschreitnng  der  ge- 
währten Freiheit  zugleich  mit  kirchlichen  Gensaren  ^).  Der  zu 
Unrecht  Geladene  brauchte  nicht  zu  erscheinen  und  wenn  er 
doch  erschien,  sich  auf  die  Klage  nicht  einzalassen  ^).  Wurde 
aber,  mit  Nichtbeachtang  der  Freiheit,  weiter  verfahren,  so 
sollten  Ladung  und  Verhandlung,  Zwischen-  und  Endartheile, 
ExecuUonsverfllgangen  und  Acbterklärnngen  nichtig  und  anwirk- 
sam  sein.  Dies  bestimmt  im  Allgemeinen  die  goldene  Balle: 
quod  si  contra  presens  edictum  nostrum  predictos  ecclesiarum  — 
snbditos  —  ad  cuiuscunque  tribunal  —  extra  territorinm,  limites 
seu  terminos  divtarura  ecclesiarum  —  citari  contingeret,  —  citacio 
ac  Processus  et  sentencie  interlocutorie  vel  diffinitive  contra  non 
venientes  a  talibus  iudicibus  extraneis  late  vel  facte,  flende  vel 
ferende,  nee  non  precepta  et  premissornm  executiones  et  omnia, 
que   ex    eis  vel    aliquo   eorum  quomedolibet    sequi,   attemptari 


Mitsprechend  wurde  aaeb  erkannt.  (Lnnig  XIV.  136  ig.)  In  mnncben 
Priv.  wird  aach  wegen  der  Buate  die  Selbsthilfe  gestattet,  a.  B.  fir 
Sehweinliirt  1407  (a.  a.  O.  i05):  sollen  und  mögen  der  Amtmann  oad 
dieselben  Bürger,  ihre  Diener  nnd  ihre  Helfer  den-  oder  dieselben  —  an 
Leibe  und  Gute  angreiffsn  und  sie  darum  bessern  bis  an  die  Zeit,  dass 
uns,  dem  Belobe  und  auch  Ibn  die  obgenannte  Poen  —  widertban 
worden.  —  Wurde  bei  andern  Gerichten  als  dem  Hofgeriebt  wegen  der 
Busse  geklagt,  so  sollte  darüber  doch  wegen  des  Interesses  der  königl. 
Kammer  an  den  König  oder  seinen  Fiskal  Mittheilung  geschehen. 
Tomaschek  S.  8S. 

^)  So  in  der  Bestätigung  der  Braunschweiger  Prir.  von  1415  durch 
Martin  V.  im  Jahre  1434  (Urkdb.  d.  Stadt  B.  912)  und  in  dem  päpst- 
lichen Bestätigungsbriels  für  Worms  rom  Jahre  1488  bei  Senckenberg: 
de.evoc.  prob.  XI.  S.  511.  —  Auch  mit  der  Reichsaeht  ist  die  Ver« 
letsnag  der  Priv.  zuweilen  bedroht,  s.  B.  für  Kolmar  1376  (LünigXIV. 
^14):  —  wer  —  die  —  rorlade  —  oder  über  sie  recht  und  nrtkeii 
spreche,  —  der  soll  —  in  unser  und  des  reiohs  achten  sein,  die  wir  auch 
in  unser  und  des  reiohs  achte  —  mit  kraft  disee  brifes  than,  gleicher 
weis,  ob  er  mit  urtheilen  dazu  ertheüet  were. 

S)  Priv.  für  den  Bischof  Gerhard  von  Speier  von  1349  bei  Rem- 
11  ng  I.  571:  nee  vocatns  venire  nee,  si  venerit,  ibidem  responäere  co- 
gatnr;  •—  für  das  Brsbisthum  Köln  von  1298:  neo  ibi  ieneantnr  com- 
parere;  — >  für  den  Burggrafsn  von  Nürnberg  1863:  —  neqne  obligati 
sint  —  comparere  ant  respondere  cuiquam  de  obteotis ;  —  im  Allgemeiaen 
aorea  bulla  c.  XI:  comparere  vel  respondere  minime  teneantnr. 
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possent  vel  fieri,  irrita  decerniroos  eo  ipso,  und  Ahnliche  Vor- 
schriften finden  sich  in  den  einzelnen  Freiheitsbriefen:  si  vero 
adversQS  presentis  nostre  decjarationis  edicturo  ad  aliqna  allena 
iüdicia  citarentur,  extanc  deceriumns ,  ipsam  citacionem,  senten- 
cias  et  omnia  inde  sequencia  carere  viribus  et  nullios  esse  ro- 
boris  aut  momenti,  oder:  geschehe  aber,  dass  —  unser  und  des 
reichs  hoverichter  —  mit  ladunge,  mit  furtreybnnge,  mit  gericht, 
mit  urteil  oder  mit  acht  oder  mit  dheinen  andern  sachen  do- 
wider  tete,  so  wollen  und  erkennen  wir,  dass  die  keine  macht 
noch  craft  haben  sullc  und  den  egenanten  —  keinen  schade 
bringen,  und  wer  auch  wider  die  egenante  unsere  gnade  freven- 
lieh  tete  oder  qweme  in  dhein  weis,  der  sol  in  unsrer  und  des 
reichs  ungenad  und  C  marck  lodiges  goldes  swerlichen  ver- 
fallen sein  *). 

Die  processualische  Geltendmachung  des  Einwandes  der  un- 
znllissigen  Ladung  geschah  entweder  so,  dass  der  Geladene  selbst 
sich  auf  das  Privilegium  berief,  oder  in  der  Weise,  dass  er  dem 
Herrn  oder  der  Stadt,  die  ihn  zu  schtltzen  hatte,  fiberliess,  die 
Döthigen  Schritte  beim  Hofgericht  zu  thun.  Die  letztere  Yer- 
fahrungsart  mochte  sich  am  Meisten  empfehlen  und  es  finden 
sich  denn  auch  zahlreiche  Hinweise  in  den  Urkunden,  dass  dem 
entsprechend  gehandelt  wurde.  Als  Graf  Friedrich  von  Veldenz 
anter  Sigismund  an  das  Hofgericht  geladen  wurde,  bat  er  den 
Erzbischof  Johann  von  Mainz  um  Schutz,  da  er  dem  Stifte  zu 
Mainz  gewandt  sei  und  vor  dem  bischöflichen  Gericht  auch  zu 
Recht  stehen  wolle,  und  der  Erzbischof  schrieb  darauf  an  den 
Hofrichter:    Da  begeren  und  fordern   wir  an  uch  —  daz  jr  — 


>)  MoD.  Zoll.  IV.  Nr.  1,  —  Glafey  S.  488.  Vgl.  aach  Ram- 
liDg  II.  30,  Henneberg.  Urkdb.  III.  27,  Lünig  XUI.  79,  185,  407, 
422,  445,  458,  464,  573,  888,  1255,  1288,  1418,  XIV.  6,  136,  215,  344, 
395,  405,  562,  715,  753  and  viele  andere  der  bereits  genannten  Privi- 
legien. Trotz  solcher  Zueicherangen  hielt  man  es  doch  fnr  bedenklich, 
einer  unrecht  massigen  Ladung  nicht  zu  folgen.  Als  die  Stadt  Magdebnrg 
1368  wider  Recht  an  den  Hof  geladen  wurde,  gaben  die  Rechtsyerstan- 
digen  den  Rath,  man  solle  des  Königs  Gericht  nicht  fliehen,  nnd  zwar 
onter  Hinweis  auf  Sachsenspiegel  III.  34  §  3  —  wer  Jahr  und  Tag 
in  der  Acht  ist,  kommt  in  die  Oberacht  —  und  I.  38  §.  2:  die  delt  man 
rechtlos  unde  rerdelt  in  egen  undo  len.  (Ans  der  Schöffenchronik  bei 
Senckenberg:  de  evoc    1479). 
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nicht  über 'des  egenanten  —  lip  oder  gat  in  dbeine  weise 
urtheilent  oder  sprechent,  sondern  in  wider  von  dem  hoffgericht 
voF  uns  und  unsern  rat  wisent  nach  berrlichkeit,  Privilegien  and 
friheit  als  unser  vorfarn,  tre  und  unser  stifft  von  romischen 
keisern,  konigen  and  dem  heiligen  riebe  bisher  berbracht,  gehabt 
und  noch  wol  haben,  want  wir  desselben  grafen  —  zu  glich  und 
recht  mecbtig  sin  wollen  ane  alle  geverde  und  arge  list^}.  Ein 
anderer  sehr  belehrender  Fall  wird  aus  dem  15.  Jahrhundert 
berichtet.  Als  1460  die  Städte  Berlin  und  Frankfurt,  sowie  ein- 
zelne Bürger  anderer  märkischer  Städte  auf  Klage  mehrerer 
Magdeburger  vor  das  Hofgericht  geladen  waren,  aberliessen  sie 
ihre  Vertretung  dem  Kurfürsten  Friedrich  L,  welcher  noch  in 
demselben  Jahre  vor  dem  Hofrichter  Johannes  von  Lupfen  zu 
Nürnberg  erschien.  Er  erklärte  sich  bereit,  den  Klägern  an 
seinen  Gerichten  zu  Recht  zu  helfen,  wie  er  ihnen  dies  auch 
nie  geweigert  habe,  liess  das  ganze  Kap.  XL  der  goldenen  Bulle 
über  die  Freiheit  der  Kurfürsten  vorlesen  und  forderte  die 
Zurückweisung  der  Sache  an  die  markgräflichen  Gerichte.  Diesem 
Antrage  ward  mit  einhelligem  Drtheil  statt  gegeben,  doch  mit 
der  Massgabe,  dass  der  Kurfürst  den  Klägern  sicheres  Geleit 
gewähre  und  ihnen  innerhalb  sechs  Wochen  und  drei  Tagen 
von  der  Zeit,  da  sie  es  erforderten,  zu  6inem  vollkommenen 
Rechte  verhelfe*). 

War  in  solcher  Weise  die  Freiheit  vom  Hofgericht  geltend 
gemacht,  so  musste  die  Zurückweisung  an  den  competeuten 
Richter,  sowie  die  Aufhebung  der  Klage  und  die  Ungültigkeits- 
erklärung aller  etwa  schon  ergangenen  Rechtsprüche  erfolgen. 
So  ist  sehr  häufig  verfahren  worden.  Als  König  Ludwig  1333 
einen  Bürger  von  Frankfurt  vor  sein  Gericht  geladen,  hatte,  um 
über  ihn  wegen  Meineids  zu  richten,  bewies  die  Stadt  mit  Briefen 
und  Uaudvesten  „und  auch  mit  irer  stat  gewonheit,  daz  daz 
nicht  sin  sol  und  daz  unser  amptmann  und  schultheizze  ze 
Franckenfurt  —  umb  alle  sache  richten  sol  nach  der  schepphen 
urtail  — .   so  haben  wir  davon  gelazzen'*  *).   Karl  IV.  weist 

>)  Guden:  cod.  dipl.  Mog.  LV.  98. 
*)  Fidicin:  Hist.  u.  diplom    Beiträge  If.  146. 

*)  Boehmer:   cod.  d.    Mfr.   525;    vgl.   auch    Lndwigs    Urknnde    für 
Bamberg  Reg.  2768. 
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1367  eine  am  Hofgericht  schwebende  Klage  des  Marschall  Konrad 
von  Pappenheim  an  den  Reicbsamtmann  zn  Augsburg:  „—  nemen 
ab  die  ladnng,  clag,  anlelt  und  nutzgewer  —  und  s()l  er  (der 
Kläger)  kommen  —  für  unsern  und  des  h.  richs  amptmann  zu 
A.  — ,  wann  sie  (die  Verklagten)  also  von  uns  und  unsern  vor- 
farn  gefriet  sein,  daz  sie  sunderlich  nicman  für  dehain  gericht 
laden  so],  noch  ire  gut,  wann  fflr  unsern  amptmann  In  der  stat 
zu  A.**;  sollte  Kläger  aber  eine  Rechtsverweigerung  beweisen 
können,  so  würde  allerdings  das  Hofgericht  richten  dOrfen  ^). 
Wenzel  verweist  eine  Klage  gegen  mehrere  hessische  Ritter  an 
den  Landgrafen  von  Hessen,  eine  andere  an  den  Herzog  Wilhelm 
von  Berg*)  und  sein  Hofrichtcr  erklärt  auf  Beschwerde  der 
Stadt  Limburg;  „nemen  ab  alle  die  ladunge  und  klage,  die  da 
gethan  hat  vor  dem  hoffgerichtc  graffe  Eberhard  von  Katzen- 
einbogen  —  uf  dy  stad  zu  L.  und  wysen  dyselbe  burger  der- 
selben Stadt  —  von  uns  und  dem  hofgericht  vor  die  burge- 
ineister  —  zu  Franckevurd  —  und  sal  auch  den  —  bürgeren 
—  dieselbe  klag,  dy  pisher  uff  sy  vor  dem  hoffgerichtc  gesehen 
ist,  zu  keinem  schaden  kommen  und  genzlichin  und  gare  doit 
onde  abe  syn''  ').  Aebniichc  VerfQgungen  sind  auch  unter  den 
Königen  Ruprecht,  Sigismund  und  Friedrich  IIL  zahlreich  er- 
gangen, häufig  mit  der  Anweisung,  das  competcnte  Gericht  solle 
nun  aber  auch  innerhalb  bestimmter  Frist  dem  Kläger  eines  voll- 
kommenen Rechtes  helfen  ^).  Auf  der  anderen  Seite  fehlt  es 
aber  auch  nicht  an  Beispielen,  dass  das  Hofgericht  die  Evocations- 
Privilegien  unberticksicbtigt  liess,  und  an  Klagen,  dass  dasselbe 
am  des  Geldgewinnes  wegen  Rechtssachen  vor  sein  Forum  ziehe, 
die  nicht  dahin  gehörten  ^). 

*)  Mon.  Boica  XXXIfl.  2.  4tö,  vomit  /.u  vergleichen  das.  484. 
Gleicher  Art  andere  Zurückweisungen  Karls:  Harpprecht  I.  103, 
Lünig  XIV.  8,  Glafey  446,  Schilter:  scr.  rer.  Germ.  Docnm.  z. 
Gesch.  Friedrich  des  Dritten  S.   154,  Mon.  Boica  XXXV.  2.   119. 

«)  Estor:  orig.'  iur.  publ.  Haas.  315,  Lac om biet  IV.  805;  vgl. 
auch  Uunig  XIII.  61. 

»)  Wenck  I.  327  Nr.  421. 

M  Lünig  XVT.  434,  bist.  Nor.  dipl  607,  Senckenberg:  de 
ittd.  cam.  hod    113,  Riedel  I.  23    2:]0.  # 

*j  Vgl.  z.  B  Band  I.  204  fg.  und  den  von  Stobbe  in  seinen  Bei- 
tragen  zur    Geschichte    des    deutschen    Rechts   $.    177   fg.   mitget heilten 
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Eine  fernere,  erst  thatsächlicbe ,  dann  von  den  Königen 
selbst  in  einzelnen  Fällen,  zuletzt  reicbsgcsetzlich  anerkannte 
Einscbräuknng  der  Gericbtsgewalt  des  Hofgerichts  erfolgte  durch 
die  immer  weitere  Ausbreitung  der  Austräge  ^).  Ein  bestimmter 
Zeitpunkt  für  den  Ursprung  derselben  iässt  sich  allerdings  nicht 
feststellen,  namentlich  kann  die  Zeit  des  Interregnums  daf&r  mit 
Bestimmtheit  nicht  ausgegeben  werden  ^).  Aber  wahr  ist  eb 
doch,  dass  gerade  die  Erschütterungen,  welche  das  Reich  seit 
dem  Untergange  der  bohenstaufischen  Macht  erfahren  mnsste, 
jenen  schöpferischen  Einignngstrieb,  welchem  die  Austräge  ihre 
Entstehung  und  Ausbreitung  verdanken,  mächtig  förderten  nnd 
dass  der  völlige  Stillstand  in  der  Rechtspflege  am  Hofgerichl  — 
etwa  seit  1245  —  allen,  welche  eben  nur  dort  Recht  zu  suchen 
und  zu  nehmen  hatten,  den  Gedanken  an  eine  ausserstaatliche 
Form  der  Rechtspflege  aufdrängen  musste.  Wie  die  grossen 
politischen  Einigungen  zwischen  den  Städten  und  zwischen  diesen 
und  den  Fürsten  die  Noth  der  Zeit  im  Allgemeinen,,  den  Mangel 
aller  festen  staatlichen  Ordnung  und  die  Hilflosigkeit  der  könig- 
lichen Gewalt  bekunden,  so  ist  die  in  den  Bündnissbriefen  stets 
wiederkehrende  Bestimmung,  dass  die  Verbündeten  ihre  Streitig- 
keiten nicht  vor  die  von  Staatswegen  bestehenden  Gerichte 
bringen,  sondern  auf  Grund  der  Einigung  in  ein  für  altemal 
feststehenden  Formen  entscheiden  lassen  sollten,  ein  Zeichen  Ar 
die  Schwäche  der  Reichsgerichte  und  das  damals  schon  bestehende 


HaDseatischen  Recess  von  1419:  da  die  Städte  und  ihre  Einwohner  jetzt 
80  häu6g  dnrch  unrechtmässige  Ladungen  an  das  Hofgericht  belästigt 
wurden,  so  seien  die  Städte  übereingekommen,  alle  solche  Ladungen  un- 
beachtet zu  lassen  und  die  dennoch  etwa  vom  Hofe  ergehenden  Erkennt- 
nisse nicht  auszuführen ,  auch  die  Acht  nicht  zu  scheuen ,  sondern  die 
etwa  Geächteten  für  nicht  geächtet  zu  halten;  sollte  ihnen  daraos 
grösserer  Schaden  vom  Kaiser  erwachsen,  so  wollten  sie  denselben  ge- 
meinschaftlich tragen  u.  s.  w. 

^)  Zur  Geschichte  der  Austrage  vgU  besonders  Mal  blank:  AnleituDg 
zur  Kenntniss  der  deutschen  Reichs-  und  Provinzialgerichtsverfassang  IV. 
420 — 603,  Leonhardi:  das  AusträgaWerfahren  des  deutschen  Bunde«  1. 
16 — 32  (das.  auch  die  ausführlichste  Angabe  der  Literatur),  vonGohren 
in  der  Zeitschrift  f||  deutsches  Recht  XVXII.  2  —  7,  endlich  die  lichtvolle 
Darstellung  von  Aegidi  im  deutschen  Staatswörterbuch  I.  535  fg. 

*)  Dies  bemerkt  zutreffend  Aegidi  a.  a.  0.  535. 
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Misstraaeo  in  dieselben.  Erfunden  hat  man  damals  die  Aus- 
träge nicht,  aber  sicherlich  wären  dieselben  nicht  so  allgemein 
angewendet  worden,  wenn  die  staatlichen  Gerichte,  namentlich 
das  ffir  die  Reichsunmittelbaren  unentbehrliche  Hofgericht,  regel- 
mässig gehalten  worden  wären  und  die  Rechtshilfe  gewährt 
hätten,  die  man  von  ihnen  unter  geordneten  Verhältnissen  er- 
warten durfte;  da  sie  diese  Hilfe  versagten,  blieb  kaum  ein 
anderer  Ausweg,  als  der,  entstehende  Streitigkeiten  durch  Aus- 
träge oder  durch  Schiedsrichter,  welche  nur  ftlr  einen  bestimmten 
Fall  gewählt  wurden,  entscheiden  zu  lassen  ^). 

Und  nachdem  man  einmal  diese  Form  der  Rechtöpflege  an- 
zuwenden begonnen  und  als  in  den  meisten  Fällen  unvorhältniss- 
massig  wirksamer  als  die  Verhandlung  vor  dem  Reichsgericht 
kennen  gelernt  hatte,  fand  die  Institution  eine  so  rasche  und 
allgemeine  Verbreitung,  dass  man  schon  nach  kaum  zwei  Jahr- 
hunderten daran  dachte,  dieselbe  als  eine  staatliche  Anstalt  in 
die  Reichsverfassung  eiuzuitlgen,  und  diesen  Plan  dann  später 
auch  wirklich  aosftthrte  ^«  Die  Kurfürsten,  andere  Forsten  und 
Herrn,  die  Städte  vor  allen,  und  zwar  alle  diese  Stände  bald 
unter  sich,  bald  wechselseitig  unterwerfen  sich  den  Austrägen  '); 

')  Der  wesentUche  Unterschied  iwiecbeii  compr^mtsflarischer  aad 
«istrigiicher  EnUcbeiduog  soll  durch  diese  BeroerkuDg  nicht  wieder  in 
Frage  gestellt  werden.  Es  ist  aber  bemerkenswerth»  dass  seit  der  Mitte 
des  13«  Jahrbnnderts  compromissariscbe  Entscheidungen  viel  häufiger 
sind  als  früher,  wie  die  Urkandenbncher  für  jedes  Reichsterrttoriam 
zeigen,  in  welchem  sich  rivalisirende,  streitende,  kämpfende,  staaUrecht- 
lieb  gleich  berechtigte  StiUide  neben  einander  entwickelten.  Am  Nieder* 
rbein  s«  B.  wurden,  wie  der  zweite  Band  ton  Lacumblet  S.  189  fg. 
zeigt,  weitaus  die  meisten  und  wichtigsten  Streitsachen  zwischen  dem 
Erzbischof  von  Köln,  der  Stedt,  den  Stiftern  und  den  Qrafeu  und  Herren 
von  Berg,  Cleve,  Geldern,  Jülich,  von  der  Mark  und  anderen  mehr  daroh 
ScbiedsrichteT  entechieden.  Weiteres  Material  bietet  in  reicher  Falle 
auch  die  Sammlang  von  Ennen  und  Eckertz  für  denselben  territorialen 
Bezirk  dar. 

*)  K.6.0.  von  Udo  Art  28  uhd  30.  Ueber  frühere  Versuche,  gesetz- 
liebe  Austräge  einzuführen^  vgl.  die  Landfriedensprojekte  von  1438  und 
1466:  N.  S.  d.  R.  A.  I    ld4  fg.,  198  fg.  und  oben  Band  I.  320,  372. 

*)  Für  aUe  diese  Arten  der  Austräge  And%n  sich  seit  der  Mitte  des 
13.  Jabrh  aablreiebe  Beispiele.  In  Beziehung  auf  die  Städte:  Bandnies 
zwischen  Worms   umI  Mainz  12Mt:   ad  removendum  antem  omoem  litis 
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einzelne  Familien  und  Häuser,  Geschlechter  und  Stämme  treffen 
die  Bestimmung,  dass  Streitigkeiten  unter  ihren  Mitgliedern  in 
solcher  Weise  rechtlich  entschieden  werden  sollten;  Adelsvereine 

occasionem  aut  discordie  fomiteiD,  que  inter  nos  et  predictos  concives 
nostros  Maguntinos  —  posset  aliquatenus  suboriri ,  quatnor  vires  inter 
nos  elegimus  et  ipsi  similiter  inter  se  quatuor  statuerfint,  qui  auctoritate 
iitriusque  civitatis  omnes  qiiestiones  et  negocia  inter  nos  utrosque  ami- 
cabiliter  vel  per  iusticiam  terminabunt  (Boehmer:  cod.  dipl.  Mfr.  101, 
Schaab  IT.  7);  —  Bund  zwischen  Mainz,  Worms  und  Oppenheim:  Qni 
duodecim,  auctoritate  plena  sibi  per  nos  tradita,  tarnen  sub  debito  iura- 
menti,  universas  questiones  iam  inter  nos  existentes  vel  in  posterum  hinc 
inde  forsitan  orituras  per  compositionem  amicabilem  aut  per  iustitiam 
terminabunt;  —  ebenso  das  Bündniss  zwischen  Mainz  und  Bingen  von 
1254  (Boehmer  102  fg.,  Schaab  9  fg.);  —  Einigung  zwischen  Frank- 
furt, Friedberg,  Wezlar  und  Oelohansen  von  1316:  quod  si  inter  dau 
civitates  seu  inter  duarum  civitatnm  cives  aliqua  discordia,  questio  seu 
questiones  oriuntur,  alie  due  civitates  huiusmodi  discordiam  —  decjderc 
debebunt,  prout  ipse  civitates  secundum  iusticiam  Tiderint  expedire  Super 
his  ipsis  plenam  damns  —  potestatem,  exceptis  tarnen  bonis  hereditariis, 
que  vulgariter  dicuntur  archaft  gut,  quornm  bonorum  discordiam  seo 
dissensionem  subortam  decidere  nolumns  per  ipsas  civitates,  sed  actor  debet 
reum  super  ipsis  coram  sue  civitatis  indice  convenire  (Boeh  oaer  427); 
Bundnissbrief  der  schwäbischen  Städte  von  1377:  und  dieselbe  stete  — 
die  soelich  stoezze  mit  einander  beten,  suln  daz  bringen  für  gemein  stete 
und  den  baidenthalbe  ir  klag,  red  und  widderrede  fürlegen  und  erzellen, 
und  wez  dfe  stete  gemeinlich  oder  ir  der  merre  teile  —  darumbe  er- 
kennent  ald  wie  si  daz  entscheiden  und  uszrihtent  —  des  suln  baid  taile 
gefoelgig  »in  —  an  alle  geverde.  (Forschungen  H.  192);  von  1383 
(das.  198);  u.  a.  m. —  Für  die  Austrage  unter  den  Fürsten  bieten  Bei- 
spiele dar  die  Verträge  zwischen  Erzbischof  Konrad  von  Köln  und  dem 
Grafen  Adolf  von  Berg  von  1250  (Lacomblet  Tf.  151),  zwischen  den 
Erzbischofeu  von  Mainz,  Köln  und  Trier  von  1339,  1354  und  1357.  {bei 
Lacomblet  III.  1.  269,  437),  sowie  die  im  Jahre  1416  geschlossene  Eini- 
gung zwischen  den  geistlichen  Kurfürsten  und  Ludwig  von  der  Pfalz 
(Günther  IV.  179).—  Austräge  zwischen  den  Fürsten  und  Städten 
wurden  z.  B.  angeordnet  in  den  Verträgen  der  Stadt  Köln  mit  den 
Grafen  Adolf  von  'Berg  und  Wilhelm  von  Jülich  von  1250,  1251  und 
1262  (Ennen  und  Eckertz  II.  294,  302,  448),  mit  Thcodorich  von 
Cleve  1262  (das.  459),  mit  dem  Herzog  AValrav  von  Limburg  und  dem 
Grafen  Dietrich  von  Katzenellenbogen  1263  Cdas.  477,  480);  dann  in  den 
Verträgen  der  Städte  Worms,  Speier  und  Oppenheim  mit  dem  Grafen 
von  Leiningen  1317  (Schaab  II.  82),  zwischen  Speier  and  den  Pfalz- 
grafen Rudolf  und  Ruprecht  1331  (das.  12.')),  zwischen  Mainz  und  dem 
Erzbischof  Adolf  1380  (das.  260),  zwischen  den  Landgrafen  von  Tbäringeo, 
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nnd  Herrenbttnde  ordnen  dieselben  an  ^):  die  Reihe  der  Com- 
binationen  fflr  diese  gewillkürten  Austräge  ist,  wie  richtig  be- 
merkt worden,  unabsehbar.  Wurde  schon  hierdurch  eine  grosse 
Zahl  von  Rechtssachen,  die  an  sich  vor  das  königliche  Hof- 
gericfat  gehörten,  der  Entscheidung  desselben  entzogen,  so  machte 
sieh  die  Einschränkung  der  Jurisdiction  des  Reichsgerichts  noch 
bemerkbarer,  als  diese  Einignngsgerichte  den  Charakter  eines 
autonomen  Forums  in  dem  Sinne  annahmen,  dass  nicht  nur  die 
Genossen  unter  sich  vor  demselben  Recht  zu  nehmen,  sondern 
auch  Nichtgenossen  gegen  die  in  einer  Verbindung  stehenden 
Stände  vor  dem  durch  letztere  constitnirten  Austragsgericht  zu 
klagen  hätten  ^).  Diese  Ausdehnung  aber  wurde  nicht  nur  ffir 
die  gewillkürten  Austrage  der  Fürsten  in  Anspruch  genommen, 
sondern  es  wurde  auch  minder  mächtigen  Ständen,  namentlich 
den  Reichsstädten,  durch  kaiserliche  Privilegien  seit  der  Mitte 
des  Olnfzehnten  Jahrhunderts  die  Bercchtip^ung  erthcilt'),  über- 
haupt nur  oder  wenigstens  vor  jecler  Ladung  an  auswärtige  Ge- 
richte vor  einem  bestimmten,  in  der  allgemeinen  staatlichen 
Ordnung  an  sich  nicht  berufenen  Gerichte  Recht  geben  zu  dürfen. 
Wieder  ein  anderer  Thei!  der  Geschäfte  des  Hofgerichts 
ging  anf  die   Landfriedensgerichte   über,   deren   Organisation  zu 


den  Grafen  von  Schwarzbiirg  and  der  Stadt  Erfurt  1357  und  I35A 
(MicbelBen  S.  11,  12)  und  viele  andere  mehr.  —  Austrüge  für  die 
Kurfürsten  insgesammt  wurden  xuerst  im  Kurverein  zu  Rense,  dann 
1424;  1446  nnd  später  wiederholt  verabredet;  im  znletxt  genannten  Jahre 
wurde  %,  B.  bestimmt,  dass  wenn  ein  Kurfürst  gegen  den  andern  An- 
sprache oder  Forderung  erhebe,  Kunächst  die  Sühne  durch  Ratbe  der 
Becheiligten  versucht  werden  solle;  gelinge  dieselbe  nicht,  so  müssen  die 
Parteien  ihre  Klagen  schriftlich  dem  gemeinen  Obmann  der  vereinigten 
Kurfürsten,  welcher  jährlich  wechselt,  überreichen  und  dieser  soll  inner- 
halb xweier  Monate  die  Sache  schriftlich  entscheiden;  bei  dem  Spruch 
desselben  soll  es  dann  ein  für  allemal  verbleiben  «Günther  IV.  454). 

')  Eine  grosse  Fülle  von  Beispielen  für  alle  diese  Arten  bei  Pfef- 
fin^er:  Vitriar.  illustr.  IV.  503,  andere  bei  Senckenberg:  flores 
sparsi  ad  ins  austraeg.  (Giessen  1740);  aus  neneren  Sammlungen  läset  sich 
das  Material  auch  für  diesen  Gegenstand  erheblich  erweitern. 

«)  Vgl.  oben  S.  13  N.  2  und  A  egidi  539  fg. 

*)  Die  Aufzählung  bei  Pfeffinger  a.  a.  O.  527  ist  unkritisch,  weil 
die  Priv.  über  Befreiungen  von  auswärtigen  Gerichten  und  diejenigen  über 
das  Recht  %vl  Austragen  nicht  unterschieden  werden. 
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verschiedenen  2ieiten  eine  sehr  verschiedene  war.  Einmal  köoomi 
es  vor,  dass  der  König  aus  eigener  Macht  in  einzelnen  Theilen 
des  Reichs  iudices  et  conservatores  pacis  einsetzt,  denen  dann, 
wenigstens  soweit  es  den  Landfrieden  betrifft,  die  volle  sonst 
dem  Hofgericht  zustehende  Gerichtsbarkeit  fibertragen  wurde; 
eine  solche  Stellung  hatte  z.  B.  unter  Rudolf  von  Habsburg  und 
Adolf  von  Nassau  in  Thfiringen  der  Edle  Gerlach  von  Breuberg: 
capitaneus  —  pacis  generalis  ^),  und  in  Sachsen,  ebenfalls  unter 
König  Adolf,  der  Markgraf  Otto  von  Brandenburg:  iudex  pacis 
regio  per  Saxoniam  generalis,  eyn  ghemene  richtere  ghesat  io 
deme  lande  zu  Sassen  von  dem  koninge  zu  Rome^.  Aehnlich 
war  die  Stellung  jener  Fürsten  und  Herrn,  welche  die  Könige 
zur  Regierung  einzelner  Theile  des  Reichs  entsendeten,  nur  dass 
ihnen  zugleich  auch  eine  ausgedehntere  Befugniss  hinsichtlich 
der  Verwaltung  eingeräumt  wurde;  so  wird  1277  den  Herzögen 
Albrecht  von  Braunschweig  und  Albrecht  von  Sachsen  die 
Statthalterschaft  fiber  Lübeck^  Goslar  und  Mühlhausen  und  alle 
Reichsbesitzungen  in  Sachsen,  Thüringen  und  Slavieü  übertragen 
und  bestimmt,  dass  sie  zugleich  die  Gerichtsbarkeit  im  Namen 
des  Königs  ausüben  sollten  '),  —  mit  gleicher  Befugniss  in  admini- 
strativer und  jurisdictioneller  Beziehung  wird  1286  der  Erz- 
bischof Heinrich  von  Mainz  nach  Thüringen  und  Meissen  ent- 
sendet^), —  dem  Grafen  von  Geldern  wird  1290  die  Yerwaltong 
von  Friesland  anvertraut  und  dabei  bestimmt,   er  solle  fiber  alle 


^  Legg.  If.  464,  vgl.  Kopp  I.  467  und  Baerwald:  BMBgmrteo- 
berger  Fprmelbach  275  fg. 

*)  tlrkQnd«a  deMelben  bei  Sude ndorf:  B.-L.  Urkdb.  I.  82,  84,  So, 
98  UBd  Biedel:  e.  d.  Br.  U.  1.  S.  215,  244,  II.  6.  S.  24,  III.  3.  S.  6,  7, 
8,  12.  In  einem  apätern  Zeugniss  von  1337  bei  Sudendorl  314  wird 
Otto  irrthämlich  als  iudex  generalis  per  AUnani»m  conetitutus  beseichnet. 
Erwähnung  verdient  auch  die  Urkunde  KarU  IV.  von  1348  (Riedel:  cod. 
dipl.  Br.  II. '2.  229),  in  welcher  die  Einführung  eines  Landfriedens  in 
Sachsen  angeordnet  und  der  falsche  Waldemar  zu  einem  Richter  dessel- 
ben ernannt  wird:  ze  richten  über  ranber,  dibe  und  alle  andere  böse  und 
ungerechte  leute  und  wer  si  heget,  schirmt,  versprichet  oder  haldet  wider 
den  landfride  uud  uuser  kuniglich  gebot. 

*)  Cod.  dipl.  Lub.  I.   1.  353,  369,  388. 

*)  Bo<ebmer:  Reg.  896,  916,  917.  Eine  ähnliche  Stellung  erhielt 
in  Sachsen  und  Thüringen  Erzbischof  Gerhard  von  Mainz  iok  Jahre  1303 
nach  dem  Mandat  legg.  11.  480. 
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Civil-  und  Strafrechtsfälle  so  richten,  als  wäre  der  König  selbst 
anwesend^),  —  und  1292  ernennt  König  Adolf  den  Herzog 
Johann  von  Brabant  zum  obersten  Vogt,  Rector  und  Richter  in 
dem  Lande  von  der  Mosel  bis  zum  Meer  und  von  der  andern 
Seite  des  Rheins  nach  Westfalen  hin  ^.  Die  Jurisdiction  dieser 
Statthalter  erstreckte  sich  weiter  als  die  der  in  das  Reich  ent- 
sendeten Landfriedensrichter;  sie  sollten  als  iudices  generales 
aach  alle  sonst  vor  den  König  gehörenden  Givilsachen  erledigen  ') 
nnd  insofern  stehen  sie  den  für  die  Reichsvogteien  bestellten 
Landvögten  gleich,  welche  ebenfalls  neben  der  Verwaltnng  und 
Ueberwachung  des  Landfriedens  alle  Rechtssachen  so  zu  erledigen 
hatten,  als  wäre  der  König  selbst  gegenwärtig:  iudices  regis, 
iudices  imperii  werden  sie  oft  in  den  Urkunden  genannt^);  nur 
dass  die  Ernennung  von  Reichsvögten  regelmässig  geschehen 
mnsste,  Statthalter  für  andere  Reichstheile  aber  nur  ausnahms- 
weise und  unter  besonderen  Verhältnissen  bestellt  wurden,  unter- 
schied diese  und  jene. 

Wichtiger  und  einflussreicher  wlirden  die  gekorenen  Land- 
friedensgerichte, welche  ihre  Jurisdiction  auf  Wahl  und  Volt- 
macht der  in  einem  Friedensbündniss  Vereinigten  zurückführten. 
Die  Bestellung  geschieht  in    verschiedener  Weise;   entweder  die 

.  1)  Reg.  Rudolfs  1057,  Lünig:  cod.  Germ.  dipl.  II.  1757.  Der  Auf- 
trag Yon  König  Albrecht  1299  erneuert:  Kopp  I.  827  und  III.  2.  28. 

«)  Legg.  IL  459. 

*)  Eine  Vollmacht  in  dieser  Ausdehnung  enthält  das  Formular  im 
Baumgartenberger  Formelbuch  bei  Baerwald  S.  27 :  —  coinmittimus 
iidelitati  tue  per  omnes  districtus  nostros  tarn  sanguinis  quam  cansarum 
omniom  ad  imperium  pertinencium  indicium  exercendi  — ,  precipientes 
tarn  nobilibus  quam  aliis  eorum  dintrictuum  nostrorum  incolis  — ,  ut  tibi 
obediant  tanquam  imperii  iudici  speciali,  quamdin  fuerit  de  nostre  bene- 
placito  voluntatis. 

*)  So  der  Landvogt  Heinrich  von  B.  im  Speiergau  1289  und  Hein- 
rich von  Plauen  im  Lande  Meissen  1291:  Kopp  L  466  und  703.  Der 
Umfang  der  Jurisdiction  ergibt  sich  z.  B.  aus  der  Urkunde  Ludwigs  von 
1336  für  Gottfried  von  Eppenstein,  Landvogt  in  der  Wetterau,  durch 
welche  er  beauftragt  wird :  alle  ding  zu  richtene ,  geri^bte  zu  besitzene 
um  recht  und  unrecht  —  glicher  wiz  als  ob  wir  selbir  geinwortig  weren, 
als  lange  bis  an  unsir  kouft.  Boehmer:  cod.  dipl.  Mfr.  536.  Ueber 
die  Stellung  der  Landvögte  im  Allgemeinen  ist  hier  nicht  zu  handeln; 
reiches  Material   bat  Kopp  an  verschiedenen  Stelleo  nachgewiesen. 
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Genossen  wählen  die  Richter  völlig  selbständig  —  und  za  den 
Genossen  kann  eben  auch  der  König  gehören,  wie  die  Bünd- 
nisse zwischen  Rudolf  und  Herzog  Ludwig  von  Bayern  von  1282 
und  1286  zeigen*),  —  oder  der  König  wählt  aus  der  Zahl  der 
Verbündeten  geeignete  Personen  zu  Richtern,  wie  es  z.  B.  nach 
dem  im  Juni  1255  zwischen  Herrn  und  Städten  am  Rhein  ver- 
abredeten Landfrieden  geschehen  sollte  ^),  —  oder  die  Genossen 
wählen,  der  König  bestätigt  aber  die  Gewählten,  wie  es  beispiels- 
weise im  schwäbischen  und  fränkischen  Landfrieden  von  1340 
bestimmt  wurde '),  —  oder  endlich  die  Richter  werden  zwar 
von  den  zum  Landfrieden  Vereinigten  gewählt,  der  König  bestellt 
aber  einen  Obmann,  wie  dies  regelmässig  in  den  Bfindnissbriefen 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  festgesetzt  wurde.  Die  Bestim- 
mungen über  die  Organisation,  die  Versammlungen  und  das  Ver- 
fahren vor  diesen  Friedensgerichten  sind  sehr  mannigfaltig,  bald 
mehr,  bald  minder  ausführlich  *).  Innerhalb  der  Grenzen  ihrer 
Competenz  sind  sie  durchaus  selbständig,  ihre  Urtheile  haben 
mit  denen  des  Hofgerichts  ^gleiches  Ansehen,  oft  ist  bestimmt, 
das  letztere  habe  die  Massregeln  der  Friedensgerichte  schlecht- 
hin zu  bestätigen  und  *deren  Ausführung  zu  unterstützen  ^),  und 
ebenso  wird  nicht  selten  angeordnet,  der  Landfriede  solle  zu 
allem  beholfen  sein,  was  am  Hofe  des  Königs  erlangt  und  er- 
klagt werde  %  Diese  Competenz  aber  ist  wieder  verschieden 
bestimmt.  Bald  erstreckt  sich  die  Jurisdiction  der  Friedens- 
gerichtc  auf  alle  Streitigkeiten ,  auch  die  rein  civilrechtlichen, 
welche  zwischen  den  Verbündeten  entstehen  könnten;  rheinischer 
Landfriede  von  1254:  propter  questioncs  tarnen,  que  iam  inter 
pacis  federe  coniuratos  habentur  ac  fortassis  in  posterum  emcr- 
gerc  vidcbuntur,  —  inventum  est  —  hoc  remcdium,  quod  vide- 
licet  in  qualibet  civitate  vel  in  quolibet  dominio  nobis  coniurato 


M  l^egg.  443,  446,  Quellen  x.  b.  und  d.  Gesch.  V.  356. 

3)  £nnen  und  Eckerts  II.  355- 

*)  Korschnngen  z.  d.  G.  IL  183,  Quellen  VI.  365. 

*}  Ueber  all«  diese  Verhältnisiie  verbreitet  sich  ausfnhrlich  Datt:  de 
p.  imp.  p.  Üb.  I.  c.  18  S.  133  fg. 

*)  So  z.  B.  im  fränkischen  Lundfrieden  von  1349  bei  M  icheisen  8.  31. 

*)  Diese  Bestimmung  findet  sich  z.  B.  im  schwäbischen  und  franki- 
schen Landfrieden  von  1340:  Forschungen  II.  187,  Quellen  V1.369. 
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qaatnor  viri  fide  digni,  adinrati  super  hoc,  eligantnr,  qui  aucto- 
ritate  plena  ipsis  super  hoc  tradita,  sab  debito  iuramenti  uni- 
versas  questiones  per  amicabilem  compositionem  vel  per  institiam 
terminabant  ^),  —  wetteramscher  von  t265:  si  bargensis,  cives 
aot  alie  qaalesconque  persone  contra  comitem,  liberos  dominos, 
nobiles  sive  alios,  habentes  proprias  manitiones,  habuerint  que- 
stionem  illam  coram  Ulis  octo  personis  proponent  et  secundum 
institiam  proseqnentnr  ^),  und  andere.  Bald  wird  zwar  auch  be- 
stimmt, es  sollten  alle  Zwistigkeiten  unter  den  Verbündeten 
durch  diese  Gerichte  entschieden  werden,  aber  es  werden  doch 
einzelne  Rechtssachen,  z.  B.  Streitigkeiten  um  Erb  und  Eigen 


>)  Boehmer:  cod.  d.  Mfr.  104,  Schaab  17,  699.  368.  Die  Be- 
stimmang  bezieht  sich  aber,  wie  aus  dem  Texte  ersichtlich  ist,  nur  auf 
die  swischen  den  Verbündeten  selbst,  also  den  Herrn  und  Stadtgemeinden 
entstehenden  Streitigkeiten,  nicht  auch  auf  die  Klagen  der  Unterthanen 
gegen  einander. 

s)  Boehmer  a.  a.  O.  13a.  Auch  in  diesem  Landfrieden  ist  be- 
stimmt, dass  die  Klagen  gegen  die  Unterthanen  der  Verbündeten  vor  den 
ordentlichen  Gerichten  erledigt  werden  sollen:  si  nobilis,  miles  vel  alius 
quis  habuerit  contra  civem  civitatis  allcnins  aliquid  qnestionis,  soam  cau- 
sam persequetur  in  civitate  secundum  ius  et  consuetudinem  civitatis. 
Idem  servetur  nobilibus  in  eorum  hominibus  in  ipsorum  iadiciis  e  con- 
verso.  Quod  si  aliqnis  alteri  super  bonis  aliquibus  moverit  questionem, 
is  recipiet  et  prestabit  instieiam  et  iudicinm  coram  eo  iudice,  sub  cuins 
iorisdictione  bona  eonsistnnt.  U.  s.  w.  Dann  folgt  die  im  Text  mitge- 
ibeilte  Bestimmung  über  den  Gerichtsstand  der  proprias  munitiones  ha- 
bentes und  darauf  wird  wieder  angeordnet:  nobiles  antem  trahent  mino- 
res personas  in  causam  coram  illis  iudicibus,  sub  quorum  iurisdictione 
manent  et  domicilia  noscuntur  habere.  —  Aehnliche  Bestimmungen  über 
das  Verhältniss  der  ordentlichen  und  der  Landfriedensgerichte  finden  sich 
dann  ancb  in  späteren  Bündnissen;  so  1351  (Lacomblet  HI,  399):  über 
Zwist,  Stosse  und  Unminne  zwischen  den  Verbündeten  selbst  entscheiden 
die  12  Friedensrichter,  in  den  Klagen  der  Unterthanen  sind  die  ordent- 
lichen Gerichte  competent  und  nur  über  Forderungen  und  Ansprüche 
derselben,  die  nit  zu  ordele  engebneren,  darf  das  Landfriedensgericht 
ortheilen;  1359  verabreden  die  Städte  Köln,  Oberwesel,  Koblenz, 
Andernach  und  Bonn:  jeder  Bürger  soll  während  der  Dauer  ihrer 
Priedensbündnisse  nur  vor  dem  competenten  städtischen  Gericht  Recht 
nehmen  und  geben,  die  Klagen  der  Städte  selbst  aber  gehören  vor  das 
gemeinsohaftlich  bestellte  Gericht  von  zwölf  Geschworenen  (Lac'omblet 
111.  499). 
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den  ordentlichen  Gerichten  vorbehalten^),  oder  in  anderen  Sa- 
chen, z.  B.  solchen,  welche  des  Reichs  Fürstentbamer,  Herrschaf- 
ten und  Lehen  betreffen,  die  Gerichtsbarkeit  des  königlichen 
Hofgerichts  gewahrt^).  In  anderen  Fällen  ist  die  Competenz 
der  zur  Aufrechthaltung  des  Friedens  bestellten  Organe  noch 
ausgedehnter,  indem  auch  alle  Klagen  der  Unterthanen  der  Ver- 
bündeten vor  jene  gewiesen  werden,  wie  z.  B.  in  dem  BOndniss 
der  schwäbischen  Städte  von  1356  alle  Brüche,  die  zwischen 
einer  Stadt  und  der  andern  oder  zwischen  einzelnen  Bürgern 
in  den  vereinigten  Städten  entstehen  könnten ').  In  allen  diesen 
Fällen  haben  die  Landfriedensgerichte  zugleich  den  Charakter 
wahrer  Austräge,  sei  es  nun  lediglich  vertragsraässiger  oder  vom 
König  ausdrücklich  genehmigter*).  Aber  so  oft  sich  auch  der- 
artige Bestimmungen  finden,  die  Regel  ist  doch,  dass  sich  die 
Competenz  der  Landfriedensgerichte  nur  auf  solche  Sachen  ei^ 
streckt^  welche  nach  Reichsrecht  oder  nach  dem  besondern  Recht 
des  einzelnen  Landfriedens  als  Friedensbrüche  angesehen  wer- 
den. Auf  eine  solche  beschränktere  Competenz  weisen  schon 
hin  die  Mainzer  Verabredungen')  vom  Juni  1255  ( —  ad  gene- 
ralem  pacem  —  dominus  —  rex  —  ex  ipsis  dominis  et  nobili- 
bus  eliget  octo,  quibus  octo  de  universis  civitatibus  adiungentar, 


^)  So  in  dem  thüringiscben  Landfrieden  Karl*«  IV;  yom  Jahre 
1372  bei  Mi  oh  eisen  S.  U  und  in  dem  niederrheinischen  von  1375 
(Lacomble  t  658),  in  leUterem  mit  der  Ansdehnang,  dass  auch  die  Un- 
terthanen der  verbündeten  Herrn  und  Städte  persönliche  Klagen  gegen 
diese  selbst  vor  den  Landfriedens  riehtern  geltend  macheu  sollen,  dagegen 
sollen  Klagen  um  Gut,  wenn  sie  gleich  gegen  einen  der  zum  Bnndoiss 
gehörenden  Fürsten  oder  gegen  eine  Stadtgemeinde  gehen,  vor  dem  er* 
deutlichen  Gericht  verhandelt  werden. 

*)  Diese  Bestimmung  findet  sich  z.  B.  in  WenseKs  Landfrieden  von 
1383  §.  9  bei  Wenoker:  app.  arch.  S36  und  N.  S.  d.  R.  A.  L  89, 
LuniglV.  229. 

*)  Datt:  de  p.  imp.  p.  S.  33. 

^)  Sehr  häufig  findet  sich  in  derselben  Urkunde  die  Errichtung  von 
Friedensgerichten  für  Landfriedenssachen  und  die  Einsetzung  von  Aus- 
tragen für  andere  Streitsachen  der  Verbündeten  combinirt.  So  z.  B.  in 
dem  eben  erwähnten  Frieden  von  1383  und  in  den  Bändnissbriefen  bei 
Datt  39  fg.,  44  fg.  und  bei  M  icheisen  U,  12. 

*)  Schreiben  von  Mainz  an  die  westfälischen  Städte  bei  Ennen  und 
Eckertz  IL  355. 
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qal  sedecim  niediante  domino  nostro  rege  ea,  qae  generalem 
pacem  roborare  —  videbnntur,  —  ordinabant) ,  sowie  die  vom 
König  Wilhelm  im  November  desselben  Jabres  bestätigten  Oppen- 
heimer  Beschiasse^)  ( —  iniurias  iüatas  —  proseqaentnr),  und 
später  ward  es  allgemein,  den  Landfriedensrichtern  nur  derartige 
Klagen  und  Beschwerden  zur  Entscheidung  zu  Überlassen;  so  in 
dem  Landfrieden  ^/ vom  22.  Juni  1317  zwischen  König  Ludwig, 
den  Erzbischöfen  von  Mainz  und  Trier,  dem  König  von  Böhmen 
nnd  andern  Herrn,  sowie  zahlreichen  Städten  (und  solen  de 
vortene  und  ir  hovetman  alle  monade  tosamen  riden  an  ene 
benomede  stat.  In  derselven  stede  klage  dar  ieman,  dat  de 
Trede  an  im  ghebroken  si ,  ofte  weten  se  it  selven ,  den  genen 
de  dat  ghedan  hevet,  den  solen  se  vor  sik  laden  unde  solen  dat 
na  kunschap  richten  und  na  rechte  na  der  verten  ordele  ofte 
des  mesten  partyes  under  en.  De  vorgenomden  vertene  unde  ir 
hovetman,  de  solen  oc  sweren  op  den  hilgen,  den  vride  recht 
to  richtene  unde  to  bescermene  ane  arghelist),  —  in  dem  Bünd- 
niss')  vom  29.  November  1339  zwischen  dem  Erzbischof  von 
Mainz,  dem  Pfalzgrafen,  dem  Bischof  von  Speier  und  den  Städ- 
ten Mainz,  Strassburg,  Worms,  Speier  und  Oppenheim  (die  Neune, 
welche  über  den  Landfrieden  gesetzt  sind,  sollen  „allen  den, 
die  geschädiget  werden,  urteil  sprechen  und  erkennen,  ob  der  oder 
die,  von  den  die  clage  geschiht,  disen  laudfriden  übervaren  und 
gebrochen  hant  oder  nicht),  —  in  Kaiser  Ludwigs  schwäbischem 
Landfrieden^)  von  1340  (acht  von  den  Yerbflndeten  gewählte 
Richter  sollen  unter  einem  vom  König  bestellten  Obmann  rich- 
ten „umb  raub,  prant,  nam,  nmb  unrecht  entsagen  und  umb  all 
nntat,  die  den  herren  und  steten  und  allen  den,  die  zu  diser 
bnntnnzE  gehoerend,  ufgesten  mugen''),  —  in  dem  fränkischen 
Landfrieden ')  von  1 349  (acht  i^emeine  Leute  und  ein  Obmann 
von  des  Reichs  wegen  sollen  richten  ttber  alle  Klagen ,   die  ein 


*)  Boehmer  95,  Schaab  31  fg.,  tegg.  375,  Eonea  360. 
*)  Boehmer  434,  Schaab  84,  Lacomblet  III.  US. 
*)  Schaab  147. 

*)  Porachaogen  U.   181,  ebenso  in  dem  fränkischen  Landfrieden 
TOD  1340:  Quellen  VI.  305;  vgl.  auch  F  ick  er:  acta  sei.  550. 
•)  Michelttn  8.  29>-31. 
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Verbündeter  gegen  den  andern  wegen  Friedensbraches  hat,  das 
heisst  in  Fällen,  daz  iemant  den  andern  raub,  mord,  prenne 
oder  dem  andern  unrehtiklich  widersag  oder  in  vahe  oder  in 
beschatz) ,  -—  in  dem  rheinischen  ^)  von  1 350  (ein  Gericht  von 
nenn,  durch  die  Verbündeten  gewählten  Schiedsleuten  entschei- 
det die  Klagen  wegen  Verletzung  des  Friedens,  namentlich  wenn 
einer  der  im  Bündniss  vereinigten  Herrn  oder  eine  Stadt  dessen 
beschuldigt  wird),  —  in  dem  Bündniss*),  welches  1354  Karl  IV. 
mit  dem  Frzbischof  von  Mainz,  mehreren  Grafen  und  Edlen, 
sowie  den  Städten  Frankfurt,  Friedbefg,  Weziar  nnd  Gelnhausen 
abschloss  (ein  Gericht  von  zehn  Beisitzern  und  einem  vom  König 
ernannten  Obmann  soll  richten  „umb  raub,  mord,  brand,  un- 
rechte name,  unrecht  gefangnisze,  unrecht  widersagen,  unrecht 
phandunge  und  falschs,  nmb  untedige  lute,  umb  die  strasze,  land 
und  lute),  —  in  dem  nnter  Vermittelung  Karls  IV.  abgeschlos- 
senen Frieden')  zwischen  Wenzel  von  Böhmen,  dem  Erzbischof 
von  .Mainz,  dem  Bischof  von  Naumburg,  den  Grafen  von  Glei- 
chen, Hohenstein,  Schwarzburg  und  Stolberg,  sowie  den  Städten 
Erfurt,  Mühlhansen  und  Nordhausen  (sieben  gekorene  Richter 
entscheiden  über  alle  Landfriedenssachen,  aber  nicht  über  Erb 
und  Eigen),  —  in  dem  Eger'schen  Landfrieden  *)  von  1389  (die 
Kurfürsten,  Fürsten,  Grafen  und  Herrn  wählen  vier  Beisitzer, 
ebenso  viele  die  Städte  und  der  König  den  Obmann :  sie  werden 
vereidet,  treu  zu  richten,  erhalten  einen  geschworenen  Schreiber 
und  richten  um  Raub,  Mord,  Brand,  unrechtmässig  Fangen  und 
Widersagen  und  ähnliche  Vergehen),  —  in  dem  Landfrieden^) 
von  1398  (Klagen  über  Erb,  Eigen  und  Lehen  gehören  vor  die 
ordentlichen  Gerichte,  der  Landfrieden  richtet  nur  über  Frie- 
densbrüche und  Zweiungen  und  Aufläufe  nnter  den  Verbündeten), 
—  in  Ruprechts  Landfrieden  für  Franken*)  von  1402  und  1404 
(an  der  Spitze  des  Gerichts  steht  der  vom  König  ernannte  Ob- 


1)  Lehmann  706,  Lünig  VI.  30,  Schaab  I.  302. 
*)  Boehmer  628.  / 

*)  Micheisen  S.  14. 

*)  Datt  a.  a.  O.  66,  N.  S.  d.  R.  A.  91,  92,  Lünig  Vf.  38. 
^)  N.  S.  97,  8,    Lunig   VI,  46,   eine   andere  Recension   bei  Leh- 
mann a.  a.  O.  739. 

*)  Hist.  Nor.  dipl.  616,  Chmel:  Reg.  Rap.  S.  205. 
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oiann,  ihm  zur  Seite  acht  gewählte  Beisitzer,  sie  werden  selbst 
vereidigt,  haben  einen  geschworenen  Schreiber  und  Boten,  und 
sollen  sprechen:  umb  raube,  mort,  brande,  vahen  und  unrecht 
widersagen  und  auch  umb  anders,  darumb  dieser  gegen  wortig 
landfriede  billich  richten  sol),  —  und  in  vielen  anderen  *).  Trotz 
all  solcher  Bestimmungen  überschritten  dennoch  die  Landfriedens- 
gerichte vielfach  die  G/enzen  ihrer  Competenz  *)  und  dies  erklärt 
sich  theils  aus  der  immer  steigenden  Schwäche  der  Reichsge- 
richte, theils  ans  der  Unbestimmtheit  des  Begriffs  der  eigentlichen 
Landfriedenssachen.  Besitzstörungen  z.  B.  werden  denselben 
beigezählt'),  ebenso  Klagen  um  „kuntliche,  redeiiche,  uniäugen* 
bare  schult'',  wegen  weicher  das  Recht  sofortiger  Pfändung  ge- 
stattet war*);  aber  welche  andern  Civilsachen  zu  den  „Stössen, 
Brüchen,  Aufläufen,  Kriegen"  zu  rechnen  waren,  welche  den 
Landfriedensgerichten  zugewiesen  wurden,  mochte  eben  sehr  häufig 
streitig   werden*);    Klagen   um   Erbe,   Eigen   und   Lehen    unter 

^)  Vgl.  z.  B.  Bündniss  zwischen  König  Rudolf  und  Herzog  Ludwig 
voD  Bayern  von  1282  und  86  (legg.  442,  6,  Quellen  Y.  356),  rheini- 
scher Landfrieden  von  1301  und  schwäbischer  von  1307  (legg.  476,  89), 
Landfrieden  fär  Schwaben  und  Oberbayern  von  1330  (Quellen  VI.  313), 
rheinischer  Ldfrd.  von  1332,  34,  37,  40,  44  und  wetteranischer  von  1337 
(Lehmann  680,  82,  Sc  ha  ab  173,  79,  Boehmer  544),  westfälischer 
von  1338  (Lacomblet  Hl.  1.  255),  thüringischer  von  demselben  Jahre 
(Michels en  23Tgg.))  ferner  schwäbischer  von  1351  und  70  mit  aus- 
drücklicher Beschränkung  auf  Raub,  Mord,  Brand  und  unrechtes  Wider- 
sagen (Forschungen  II.  124,  127),  endlich  Bündniss  zwischen  dem 
Landgrafen  Balthasar  von  Thüringen  und  den  Städten  Erfurt  und  Mühl- 
bansen von  1383  (alle  Streitigkeiten  um  £rb«.  Eigen,  Lehen,  Gerichte 
and  andere  Gerechtsame  gehören  vor  die  ordentlichen  Gerichte :  Mi  che  1- 
sen  16)  u.  a.  m.       ' 

*)  Das  rheinische  Landfriedensgericht  erkennt  z.  B.  1335,  dass  ein 
Edelknecht  verp6ichtet  sei,  dem  Martinsstift  zu  Bingen  eine  jährliche 
Korngülte  zu  entrichten,  und  enucheidet  1390  in  einer  Streitsache  über 
Wasserlanf  und  Vorfluth.     Schaab  U.  138.  319,  25. 

';  Vgl  das  Erkenntnis»  des  Siebnergerichu  vom  20.  Mai  1334  bei 
Schaab  133,  5,  und  den  Spruch  des  Landfriedens  in  Franken  von  1446 
bei  Senekenberg:  k.  h.  G.  102. 

*)  Landfrieden  von  1389  §  24,  1398  §  6.  Vgl.  dazu  Meibom: 
Pfandrecht  211  fgg. 

*)  Darauf  weist  auch  hin  der  verbesserte  Landfrieden  für  Franken 
?om  Juli  1404  bei  Chmel:  Reg.  Rup.  205,  nach  welchem  keine  Ladung 
Franklin,  Reichshofgerieht.  II.  3 
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den  Verbündeten  und  ihren  Unterthanen  oder  Bargern  gehörten 
stets  vor  die  ordentlichen  Gerichte,  ebenso  einlache  Schaldsachen, 
und  doch  suchten  die  Friedensgerichte  auch  diese  missbräucb- 
lieh  an  sich  zn  ziehen  ^},  sodass  die  Städte  sich  veranlasst 
sahen,  Privilegien  gegen  solche  Evocationen  vor  den  Landfrie- 
den nachzusuchen  ^). 

So  war  die  Gerichtsbarkeit  des  Königs  thatsächlich  und 
rechtlich  mehr  und  mehr  eingeschränkt  worden  und  es  entsteht 
die  Fyage,  welche  Rechtssachen  blieben  schliesslich  der  Compe- 
tenz  des  Hofgerichts  unterworfen?  Zun&chst  alle  Klagen  gegen 
diejenigen  im  Reiche,  welche  keinen  andern  Richter  über  sich 
anerkannten  als  den  König,  also  einmal  gegen  die  Fürsten  und 
fürstenmässigen  Personen  —  und  zwar  nicht  nur  in  Angelegen- 
heiten, quae  tangunt  personas,  ins,  honorem,  feoda,  proprietatem 
vel  hereditatem  eorundem  ^),  sondern  auch  in  geringeren  Sachen, 


▼or  den  Landfrieden  ergeben  dürfe,  die  Richter  hätten  denn  vorher  aof 
ihren  Eid  erkannt,  dag  ez  umbe  solche  Bache  sy,  darumbe  der  lantfride 
biUieh  richten  aal.  Bei  der  Unbestimmtheit  der  gesetzlichen  oder  Ter- 
tragsmässigen  Bestimmungen  und  bei  der  Unmöglichkeit  im  AUgemeineo 
festzusetzen,  was  Landfriedenssache  sei  und  was  nicht,  blieb  auch  kaum 
ein  anderer  Ausweg,  als  der^  dem  Gerichte  zu  überlassen,  über  seine 
Competenz  in  j^dem  einzelnen  Falle  selbst  zu  befinden. 

^)  Vgl.  die  Beschwerde  der  Sassenstädte  von  1384  über  die  Miss- 
brauche,  welche  sich  das  von  Karl  IV.  eingesetzte  Landfriedenagericht 
zu  Schulden  kommen  lasse,  in  den  Forschungen  11.  215. 

>)  So  ertheilt  1346  König  Ludwig  den  Reichsstädten,  die  in  dem 
Bündniss  zu  Sehwaben  sind,  die  Gnade,  dass  sie  nur  um  „nahm,  brand, 
raub  und  unrecht  widersa^  vor  den  Landfrieden  geladen  werden  dürfen, 
um  alle  anderen  Sachen  aber  in  ihren  Städten  richten  mögen  und  sollen. 
Reg.  Ludwigs  2494,  Reiches.  125,  Forschungen  II.  120. 

*)  £s  ist  in  dem  ersten  Bande  gezeigt  worden,  dass  gerade  diese 
Angelegenheiten  vor  das  königliche  Hofgericht  gehörten  und  daaa  sie  die 
Thätigkeit  desselben  überwiegend  in  Anspruch  nahmen.  Bekanntlich  ist 
aber  in  älterer  und  neuerer  Zeit  wiederholt  die  Ansicht  ausgesprochen 
worden,  alle  derartigen  Rechtssachen  seien  „von  der  Competenz  des  Hof- 
gerichts ausgeschlossen  gewesen**  (so  z.  B.  Tomaschek  S.  34),  sie 
hätten  vor  das  iudicium  principum  gehört,  „welches  am  kaiserlichen  Hofe 
neben  dem Reichsho^erichte  bestand"  (so  z.  B.  Kl u den:  über  das  Für- 
stengericht,  in  der  Beilage  zur  Geschichte  des  Markgrafen  Waldemar,  IV. 
363  fg.).  Diese  Meinung  beruht  auf  dem  Irrthum,  dass  das  Gericht  nn- 
«ter  Vorsitz  des  Königs  ein  anderes  gewesen ,  als  das  anter  Vorsiu  des 
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wenn  es  sich  um   die  Yerfolgnng  sachenrecbtlicher  oder  obliga-  \ 


Hofrichters,  und  dass  nur  das  letztere  als  Hofgerioht  bezeichnet  worden 
seif  was,  wie  früher  gezeigt,  entschieden  unrichtig  ist.  Regelmässig  be- 
rufen sich  dabei  die  Vertheidiger  des  sog.  Fnrstengerichts  auf  die  be- 
kannten Stellen:  Ssp.  III.  55,  §  1,  Dsp.  299,  Swsp.  125  und  138  und 
die  Bestimmung  der  const.  Mog.  von  1235:  der  Hofrichter  solle  allen 
Klagenden  richten :  preterquam  de  principibus  et  aliis  personis  subiimibus 
in  causis,  que  tangunt  personas,  ius,  honorem,  feoda,  proprietatem  vel 
bereditatem  eornndem  et  nisi  de  causis  maximis;  predictorum  etenim 
discussionem  et  iudicium  nostre  celsitudini  reservamus.  Man  übersieht 
dabei  aber,  dass  die  Rechtsbücher  lediglich  von  dem  Vorsitz  im  könig- 
lichen Gericht  handeln  und  dass  ebenso  das  Mainzer  Reiohsrecht  nur 
die  Competenz  des  Hofrichters  und  nicht  des  Hofgerichts  ein- 
schränkt. (Vgl.  meine  Schrift:  de  iustit.  cnriae  imper.  28  fg.  Toma- 
schek  a.  a.  0.  meint  freilich  das  Gegentheil,  weil  er  immer  noch  der 
Ansicht  ist,  durch  die  c.  15  des  Gesetzes  sei  das  Hofgericht  eingesetzt 
worden.  Derselbe  Schriftsteller  muss  übrigens  doch  selbst  erzählen,  es 
seien  eine  Reihe  von  causae  maximae  der  Fürsten  vor  dem  Hofgericht 
entschieden  worden,  glaubt  aber  das  so  erklären  zu  können,  „dass  hier 
das  Wort  Hofgericht,  curia  regis,  im  weiteren  Sinne  zu  nehmen  sei,  wo 
es  überhaupt  die  ganze  königliche  Jurisdiction  in  sich  begreife".  Das 
Wort  wird  aber  hier  wie  überall  in  demselben  Sinne  gebraucht:  es  be- 
zeichnet das  oberste  Gericht  im  Reiche  am  Hofe  des  Königs  ohne  Rück- 
sicht darauf,  wer  demselben  vorsass  oder  welchem  Stande  die  Urtbeiler 
angehörten,  und  es  ist  eine  nicht  gerechtfertigte  Willkürlichkeit,  wenn 
man  nur  das  Gericht  unter  Vorsitz  des  Hofrichters  als  „Hofgericht*'  be- 
zeichnet, fSt  das  Gericht  unter  Leitung  des  Königs  aber  einen  andern 
Namen  ersinnt.)  Die  Wahrheit  über  das  sog.  Fürstengericht  ist,  dass, 
wenn  gegen  einen  Fürsten  eine  der  genannten  causae  maximae  im  Hof- 
gericht zu  verhandeln  war,  dies  nur  vor  dem  König  oder  einem  speciell 
beauftragten  Stellvertreter  und  vor  den  Fürsten,  seinen  Genossen,  ge- 
schehen durfte  und  dass  ausserdem  das  Verfahren  gegen  die  Fürsten 
(bei  der  Ladung,  Eidesleistung  u.  s.  w.)  manche  beachtenswerthen  Eigen- 
thümlichkeiten  darbot.  Von  alle  diesem  wird  in  der  folgenden  Darstel- 
lung an  geeigneter  Stelle  die  Rede  sein,  hier  kam  es  nur  darauf  an,  den 
Irrtbiun,  als  hätte  neben  dem  Reichshofgericht  das  Fürstengericht  als 
eine  besondere  staatsrechtliche  Institution  bestanden,  wiederholt  zurück- 
zuweisen. Die  neueren  Rechtshistoriker  gebrauchen  den  Ausdruck  Für- 
stengericht zwar  auch,  verstehen  darunter  aber  nichts  anderes,  als  die 
üben  angegebene  besondere  Art  der  Besetzung  des  Gerichts  bei  gewissen 
Klagen  gegen  die  Fürsten:  Eichhorn  II.  §  293,  340;  Zoepfl  S.  316, 
468;  Walter  II.  §  636;  Schulte  331;  Maurer:  Fronhöfe  II.  205. 
Die  ältere  Literatur  ist  bei  Klöden  a.  a.  0.  angeführt. 
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torischer  Ansprüche  handelte,  ^)  —  nnd  sodann  gegen  die  reichs- 
nnmittelbareu  Herrn,  Stifter  und  Commanen  Überhaupt,  soweit 
dieselbep  nicht  durch  Privilegien  die  Freiheit  von  Ladungen 
vor  das  Hofgericht  oder  das  Recht  der  Austräge  erhalten  hatten 
und  soweit  nicht  einzelne  Angelegenheiten  den  Landfriedensge- 
richten  überwiesen  waren.  Ferner  Klagen  über  Reichsgut  und 
Rechte  der  königlichen  'Kammer,  sowie  Klagen  des  Königs  Ober- 
haupt, wenn  dieselben  der  Competenz  des  Hofgerichts  reservirt 
waren*).     Endlich  Beschwerden   über  Verweigerung  und  Verzö- 


*)  Vgl.  dai  Gutachten  der  Fürsten  auf  dem  Nürnberger  Reichstage 
▼on  1438  (K.  S.  d.  R.  A.  I.  160,  und  im  I.  Bde.  dieses  Werken  S.  321): 
wenn  Fürsten,  Grafen  oder  Herrn,  die  nur  das  Reich  über  sieb  haben, 
gegen  andere  von  gleicher  Stellung  zu  klagen  haben,  „es  treffe  an  lib, 
ere  oder  gut^  wenig  oder  vil^^,  so  soll  der  Verklagte  zu  Recht  stehen 
vor  dem  König  oder  wem  dieser  es  befehlen  würde;  Reichsbeschlnss  von 
1433  (xnletzt  bei  Tomaschek  S.  37):  wer  aber,  ob  man  einen  fnrsten 
furbod  umb  sptuch,  es  wer  umb  geltaehtUd  oder  utnb  gueter,  die  nicht 
lehen  weren^  so  —  mag  —  unser  herr  keyser  darumb  nyderseczen  seine 
graben,  herren,  ritter  oder  knechte  —  und  soll  geschehen,  was  recht  sey. 
£s  handelt  sich  hier  überall  um  Rechtssachen,  welche  den  Gegensatz 
bilden  zu  den  causae  maximae  des  Landfriedens  von  1235. 

*)  Dass  der  König  gegen  Fnrsten  und  andere  vor  seinem  Hofgericht 
—  in  Fürstensachen  vor  den  Fürsten  —  zu  klagen  pflegte,  um  sein  tind 
des  Reiches  Recht  zu  fordern,  ist  durch  zahlreiche  Fälle  festgestellt:  Bd. 
I.  S.  15  N.  4,  31  N.  6,  84  N.  2,  96,  167  fg.,  174  fg.,  307  fgg.  u.  a.  m. 
Vgl.  auch  noch  das  Schreiben  Konrad  III.  an  den  Bisehof  von  Afinden 
▼on  1149  in  den  ep.  Wibaldi  bei  Jaff^:  Mon.  Corbeiensia  Nr.  191  S. 
311  (pro  bis  igitur  et  aliis,  in  qnibus  nos  offendere  nequaquam  dubitastl, 
per  praesentia  tibi  scripta  mandamns,  ut  —  presenoiam  tnam  apud  A. 
nobis  exhibeas,  responsnrus  nobis  iudicio  principum  de  his,  qnae  circa 
nos  et  mandata  nostra  neglexisse  visus  fueris),  —  das  Mandat  Rudolfs 
▼on  1274  oder  75  bei  Baerwald:  Baumgartenberger  Formelbaeh  391 
(da  der  Herzog  Heinrich  ▼on  Niederbayem  sich  unausgesetzt  weigere, 
seine  Lehen  nachzusuchen,  so  werde  der  König  gegen  ihn  yot  den  Für- 
sten klagen,  pro  tanti  excessus  et  ininrie  quantiute  iudicinm  et  instlciam 
petitnri),  —  endlich  die  Erklärung  des  Hofrichters,  Markgrafen  Johann 
▼on  Brandenburg  von  1394  bei  Lacombtet  III.  885  (König  Wenzel 
habe  die  Bürgerschaft  ▼on  Köln  an  das  Hofgericht  laden  lassen,  weil  sie 
den  Rhein  gesperrt,  neue  Zölle  aufgelegt  hätten  u,  dgU  m.).  Auch  gegen 
landsässige  Herrn  und  Städte  konnte,  wenn  es  sich  dabei  um  Rechte  des 
Königs  oder  des  Reichs,  namentlich  um  Ungehorsam  gegen  königliche 
Befehle  handelte,  ▼or  dem  Hofgericht  geklagt  werden,  ohne  dass  auf  ent. 
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geraug  der  Rechtepflege  Seitens  der  niederen  Gerichte  und  alle 
Rechtssachen,  welche  im  Wege  zulässigen  Rechtsganges  an  das 
Reich  gelangten.  Uebrigens  werden  vom  Hofgericht  nicht  nur 
prozessualische  Streitigkeiten  erledigt,  sondern  es  werden  vor 
demselben  auch  wie  vor  anderen  Gerichten  zahlreiche  andere 
Rechtshandlungen  vorgenommen  und  dann  durch  Gerichtsbriefe 
bezeugt:  üebertragung  von  Gütern  und  Rechten,  Schenkungen, 
Verzichte^).  Sehr  häufig  ist  die  Bestätigung  und  Beglaubigung 
von  Privilegien  *)  und  anderen  Urkunden  ^)  durch  das  Hofgericht, 

gegenstehende  privilegia  de  nun  evocaudu  Kücksicht  genommen  wurde, 
nnd  «o  ist  z.  B.  das  Verfahren  gegen  die  Quitzows  und  andere  (Kuhns 
I.  82)  zu  erklären.  Dass  sehr  häufig  bei  der  Ertheilung  solcher  Privi- 
legien die  Competenz  des  Uofgerichts  für  Klagen  des  Königs  und  Reichs 
ausdrücklich  gewahrt  wurde,  ist  schon  oben  S.  16  N.  2  bemerkt  worden. 
—  Ueber  das  Gericht  gegen  den  König,  namentlich  die  Stellung  des 
Pfalzgrafen  als  Richters  über  denselben,  ist  hier  nicht  zu  handein;  Bei- 
trage zur  Darstellung  dieser  Lehre  finden  sich  im  ersten  Bande  mehr- 
fach angeführt,  eine  eingehende  Erörterung  der  ganzen  Frage  aber  muss 
ich  mir  für  eine  andere  Gelegenheit  vorbehalten. 

>)  Üebertragung  von  Gütern:  Lacomblet  I.  77,  urigg.  Guelf.  ILI. 
602,  Guden-.sylioge  46,  Harpp  recht  l,  97;  —  Cessionen:  Huillard 
B.  V.  28  (die  Markgräfin  Mathilde  von  Hohenberg  cedirt  ihren  Söhnen: 
omne  ins  et  omnem  actionem,  quae  mihi  nunc  competebat  contra  comi- 
tem  de  Wasserburg,  fratrem  meum,  ut  iidem  filii  mei  eandem  prosequi 
valeant  actionem) ,  Harpprecht  I.  1 12,  125;  ~  Schenkungen:  Schoepf- 
iin:  Als.  dlpl.  I.  382,  fontes  rer.  Austr.  II.  1.  258,  Ficker:  a.  imp. 
sei.  200;  —  Verzichte:  Lacomblet  L  114,  Beyer  I.  459,  Ludewig: 
relqq.  II.  199,  Herrgott  III.  6:9. 

^  Beispiele  sind  die  Bestätigungen  der  Privilegien:*  der  Burggrafen 
von  Nürnberg  durch  den  Hofrichter  Przimislans  von  Teschen  (Mon. 
Zoll.  III.  S.  417  fg.,  Nr.  475,  6),  des  Klosters  Langheim  durch  Ru- 
dolf Ton  Wart  (Harpprecht  I.  lOl),  der  Stadt  Speier  durch  Ernst 
von  Schönburg  (das.  115),  der  Stadt  Nördlingen  durch  den  Hofrichter 
Pfalzgrafen  Johannes  (Lünig  XIV.  12),  der  Stadt  Worms  durch  Swan- 
tibor  von  Stettin  (Zanger:  de  exe.  1507)  u.  a.  m. 

*)  Vor  Rudolf  I.  wird  1286  ein  Theilungsvertrag  zwischen  den 
Gebrüdern  von  Bolanden  vorgelegt  und  durch  Urtheil  bestätigt:  Ficker 
act.  sei.  3ü4.  —  Der  Hofricbter  Przimislans  von  Teschen  bestätigt  1388 
eine  Urkunde  des  Landgerichts  zu  Nürnberg  über  eine  vor  dem  letzteren  voll- 
zogene Cession :  Senckenberg  k.  h.  G.  162.  —  Johann  von  Sponheim 
confirmirt  1387  auf  Antrag  des  Burggrafen  Friedrich  von  Nürnberg  meh- 
rere von  demselben  Landgericht  über  verschiedene  Eigentbumsübertragun- 
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sowie  die  Confirmation  vou  früheren  Erkenntnissen  dieses  Ge- 
richtes selbst  nnd  anderer  Gerichte  im  Reiche^).  Vielfach  wur- 
den solche  Bestätigungen  nur  nachgesucht,  um  eine  beglaubigte 
Abschrift  der  producirten  Urkunde  zu  erhalten^);  in  anderen 
Fällen  aber  soll  dadurch  die  noch  gegenwärtige  Rechtsbestän- 
digkeit  eines  früheren  gerichtlichen  Aktes  festgestellt')  oder  die 


gen  ausgefertigte  Urkunden:  Mon.  Zoll.  V.  Nr.  190—93,  308;  ähnlich 
IV.  387  und  Riedel  Hl.  1.  194.  —  Im  Jahre  1418  bestätigt  der  Hofrich- 
ter Graf  Günther  einen  durch  Conrad  von  Weinsberg  geschlosseneu  Ver- 
gleich zwischen  den  Städten  Braunscbweig  und  Goslar:  Heineccius 
antiqq.  Gosl.  lib.  IV.  371.  —  1420  vidimirt  der  Hofricbter  eine  Urkunde 
Sigismnuds  wegen  des  Landgerichts  zu  Hirschberg:  Falckenstein  cod. 
dipl.  Nordg.  249,  u.  a.  m. 

^)  Darüber  wird  bei  der  Lehre  vom  Rechtszuge  an  das  Reich  weiter 
zu  bandeln  sein.  Vorläufig  nur  die  Bemerkung,  dass  sich  Confirmationen 
früherer  Urtheiie  des  Hofgericbcs  (/,.  B.  M.  B.  XXIX.  1.  311,  legg.  II. 
94,  Huillard-B.  IV.  516)  und  anderer  Gerichte  im  Reiche,  insbeson- 
dere derer  zu  Rotweit  und  Nürnberg  (Senckenberg:  k.  h.  G.  15,  103, 
163,  165,  Harpprecht  I.  119,  32,  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  301  fgg.),  sehr 
häufig  finden. 

*)  Zange  r  de  e^c.  1508:  Und  da  der  vorgeschrieben  Jbrief  also  — 
in  gerichte  —  gelesen  wart,  da  legt  uns  für  der  obgenante  (Bevollmäch- 
tigte  der  Stadt  Worm»),  —  wie  das  denselbigen  bürgern  schedelich  were, 
solich  königliche  maiestätsbriefe  an  alle  solich  stete,  da  sie  des  bedorff- 
ten,  zu  füren,  und  bat  uns  darumb  —  einer  urteil  zu  fragen,  ob  densel- 
ben burgern  icht  billig  und  zu  recht  der  obgesch rieben  maiestätsbrief 
unter  des  hovegerichts  briefe  und  insigel  verschrieben  solte  werden  in 
vidimus- weise,  also  wo  sie  dasselbe  vidimus  fürbrechten  an  welchen 
steten  das  were,  —  daz  das  solich  kraft  und  macht  haben  solte,  glicher- 
wise  als  ob  sie  den  maiestätsbrief  gegenwerticlich  hetten  oder  fürbrech- 
ten; —  durchaus  übereinstimmend:  Lünig  XIV.  13;  —  Harpprecht 
I.  140:  der  Hofrichter  ertheilt  1447  der  Stadt  Speier  Vidimus  eines  Kam^ 
mergerichtserkenntnisses:  also  wo  die  von  Speyer  das  vorbringen  wer- 
den, es  sey  inn  oder  ausser  gericht,  das  es  dann  gantz  kraft  und  macht 
haben  sol,  gleich  als  der  hauptbrief  gegenwertig  were;  n.  a,  m. 

')  Im  Jahre  1310  wird  vor  dem  Hofrichter  Konrad  von  Ktrchberg 
das  Urtheil  gefunden,  dass  die  Leute  der  Grafen  von  Oettingen  vor  kein 
fremdes  Landgericht  ausserhalb  der  Grafschaft  geladen  werden  dürften. 
Im  Jahre  1394  erscheint  ein  Bevollmächtigter  der  Grafen  vor  dem  Hof- 
ricbter Wenzels  zu  Prag  und  „bat  uns  —  einer  urtheil  zu  fragen,  —  ob 
man  im  denselben  brief  iclit  billig  und  zu  recht  vernewern  —  solte,  also 
dass  er  fürbass  —  ^tet  bleiben  solt.  —  Dies  wardt  ihm  alles  ertheilet 
mit  gemeiner  volge  nnd  urtheil".    Harpprecht  L  114. 
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Recbtsverbindticbkeit  der  Urkunde  fQr  das  ganze  Reich  zur  An- 
erkennung gebracht^)  oder  ein  Präjudiz  gegen  zukAnftige  Ver- 
letzungen eines  Privilegiums  gewonnen  werden^).  Regelmässig 
geht  der  Bestätigung  durch  das  Hofgericht  ein  gerichtliches 
Verfahren  voraus,  das  heisst:  es .  wird  durch  Frage  und  Urtheil 
festgestellt,  ob  jene  zu  versagen  oder  zu  ertheilen  sei '),  aber 
von  der  Zuziehung  und  Anhörung  jener  Personen,  welche  etwa 
Gründe  haben  könnten,  der  Confirmation  zu  widersprechen,  ist 
nicht  die  Rede,  selbst  dann^  nicht,  wenn  das  Urtheil  eines 
anderen  Gerichts  bestätigt  werden  soll  ^}. 


>}  Diesen  Zweck  hat  es  namentlich,  wenn  die  Bettätigong  der  Exe« 
cutionsurtheile  eines  Territorial  oder  königlichen  Landgerichts  nachgesucht 
wird.  Zahlreiche  Fälle  in  den  Mon.  Zoll.  IV.  422,  V.  122,  202  fgg. 
317,  VI.  Nr.  301  S.  299;  nach  der  zuleut  erwähnten  Urkunde  z.  B.  sucht 
der  Burggraf  Friedrich  von  Nürnberg  die  Confirmation  eines  Urtheiis 
des  I^indgerichts  zu  Nürnberg  gegen  die  Stadt  Rotenburg  nach:  also  -^ 
das  ^  er  oach  sol icher  briefe,  arteile  und  rechte  gebrachen  und  genieasen 
möge  vor  allen  gerichten,  geistlichen  und  weltlichen  und  an  allen  enden. 
Das  ward  im  alles  erteylet.  Dorumb  -»  von  hofgerichtes  wegen  — 
bestetigen  und  confirmieren  wir  demselben  —  die  vorgeschribenn  brief, 
urteyl  und  rechte  in  craft  diss  briefs  und  gebieten  von  desselben  hof- 
gerichtes wegen  allen  und  iglichen  — ,  den  diser  brief  vorkomet,  —  dass 
Sil  —  den  vorgenanten  hern  F.  an  solieben  urteylen  und  rechten  —  nicht 
bindern  oder  irren  — ,  sunder  in  und  die  einen  dabii  getralichen  hant- 
haben,  schuCzen,  schirmen  und  gernlich  beliben  lassen,  und  in  ouch 
ernstlich  und  vesticlich  dorzn  beholffen  sin  sollen,  als  recht  ist. 

*)  So  wird  1361  vom  Kloster  Langheim  die  Bestätigung  eines  Privi- 
legiums nachgesucht  mit  dem  Antrage:  dass  wer  darwider  icht  theto  und 
die  gnadt  und  freyheit  überführe,  ob  der  —  ioht  billig  verfallen  were 
der  poen  100  Mark  goldes  ^  und  were,  dass  wider  diese  gnadt  furbass 
mer  ertheilt  würde,  ob  das  icht  billichen  kraft  noch  macht  hette  und  in, 
irem  kloster,  iren  lenthen  und  güttern  keinen  schaden  sollte  bringhen. 
Die  Bestätigung  wird  ausgesprochen  und  durch  Urtheil  festgestellt,  dass 
die  Verletzung  des  Privilegiums  die  in  dem  Antrage  hervorgehobenen 
Folgen  haben  solle.    Harpprecht  l.  103. 

')  Das  wart  in  alles  erteilt  mit  gemeiner  volg  und  urteil  auf  den 
eit;  —  mit  gesambter  vereinter  urteil  fanden  und  erteilt  mit  den  rechten 
uf  den  eidt;  ^-  erteilten  darnach  einhelliglich  zum  rechten;  und  ähnliche 
Formeln:  Zanger  löOS,  Lünig  XIV.  13,  Senckenberg  k.  h.  6.  165, 
Harpprecht  I.  103,  114,  125,  Mon.  Zoll.  VL  301  und  sunstsehr  häufig. 

^)  Vor  dem  Landgericht  za  Nürnberg  hatte  im  Jahre  137S  Ludwig 
von  Eyb  an  Konrad  Marschall  von  Pappenheim  alle  Rechte  abgetreten. 
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Von  der  Ausübung  jener  unbeschränkten,  mit  den  Territorial- 
gerichten concurrirenden  Gerichtsgewalt  des  Reichshofes,  die  von 
Anfang  an  eine  mehr  staatsrechtlich  theoretische,  als  prozessua- 
lisch praktische  Bedeutung  gehabt  hatte,  konnte  in  dem  letzten 

die  er  auf  die  Veste  Voriidorf  erstritten  habe.  Hierüber  hatte  das 
Gericht  dem  letzteren  ein  Zeagniss  ausgestellt.  Noch  in  demselben  Jahre 
erscheint  Konrad  vor  dem  Hofgericht  und  bat  zu  fragen  ein  Urtheil,  ob 
man  ihm  denselben  Brief  nicht  billig  bestätigen  solle  mit  des  Uofgerichts 
Brief  und  Insigel.  Es  wird  gefunden  :  „man  solte  in  billichen  bestetigeo, 
wanne  daz  oberste  gerichte  den  untern  von  rechts  wegen  allewegen  solt 
beholfen  sein ;"  der  Hufrichter  bestätigt  den  Brief  und  ernennt  dem 
Antragsteller  Schutz- und  Schirmherrn  (Seuckenberg:  k.  h.  G.  163).— 
In  dem  Prozesse  zwischen  dem  Burggrafen  Friedrich  von  Nürnberg  und 
der  Stadt  Rotenburg  hatte  1405  das  Landgericht  zu  Nürnberg  mehrere 
Urtheile  des  Landgerichts  zu  Kotenburg  für  unwirksam  erklärt  und  dar- 
über Briefe  ausgestellt;  bald  darauf  suchte  der  Burggraf  die  Bestätigung 
der  letzteren  durch  das  Hofgericht  nach,  welches  dem  Antrage  auch  so- 
gleich ohne  vorhergehende  Ladung  oder  Vernehmung  der  Hotenborger 
entsprach  (S.  39  N.  1).  —  Im  Jahre  1415  bestätigt  der  Keichshofricbter 
zwei  vor  dem  Landgericht  zu  Rotweil  ergangene  Urtheile  auf  Antrag  der 
Kläger  und  nach  Spruch  der  am  Gerichte  versammelten  Ritter,  aber 
ebenfalls  ohne  Anhörung  der  Gegenpartei  (Senckenberg  a.  a.  O.  105  fgg.) 
—  Als  1417  am  Hofgericht  die  Bestätigung  eines  Urtheils  des  Land- 
gerichts zu  Rotweil  nachgesucht  wurde,  erhob  die  bei  der  Sache,  wie 
es  scheint  als  Intervenientin  interessirte  Gräfin  von  Kirchberg  Wider- 
spruch, die  Confirmation  erfolgte  dessenungeachtet,  aber  nnschädlich  der 
Rechte  der  Protestirenden  (Harpprecht  135).  —  Im  Jahre  1430  er- 
klagt Anna  von  Abensberg  vor  dem  Landgericht  zu  Hirschberg  die  Anleite 
auf  gewisse  Güter  ihres  verstorbenen  Vaters  und  ihres  Bruders.  Dieses 
Urtheil  bestätigt  zunächst  das  Landgericht  zu  Nürnberg  und  die  darüber 
ausgestellte  Urkunde  wird  nunmehr  dem  Hofgericht  vorgelegt  mit  dem 
Antrage:  „einer  urteil  zu  fragen,  ob  —  sie  —  icht  billich  und  von  rechts- 
wegen  bei  denselben  brifen,  urteylen  und  rechten  darinne  begriffen  furbas 
mer  beleiben  solten  und  ob  man  in  die  icht  billich  und  von  rechtswegen 
mit  des  hofgerichts  briefe  und  insigel  bestetten,  confirmiren  und  darimder 
verschreiben  solte,  als  recht  wer.  -  Do  fragten  wir  die  herren  und 
ritter,  die  bey  uns  an  dem  hofgericht  sassen  des  rechten,  die  ertheilten 
darnach:  (ÜB  von  alter  herkomen  wer^  was  mit  urteil  und  recht  an  dem 
kmtgericht  zu  Nürnberg  erteilt  wer  und  das  unter  zehen  iaren  alt  wer, 
das  man  das,  so  wan  das  begert  und  an  des  heiligen  reichs  hofgericht 
erfordert  würde,  mit  dess.  hofger>  brife  und  insigel  bestetet  und  coh- 
firmirety  also  solt  man  auch  den  vorgen.  —  was  in  den  obgeschriben 
briefen  an  dem  lantgericht  zu  N.  mit  urteil  und  recht  erteilt  were,  be- 
stetigen —  (Senckenberg  166,  167). 
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Jabrbandert  vor  Gründung  des  Reichskammergerichts  wohl  nar 
noch  in* seltenen  Ausnahmefftllen  die  Rede  sein  and  in  dem 
endlich  gesetzlich  ausgesprochenen  Verzicht  auf  diese  Juris- 
diction konnte  Niemand  einen  wirklichen  Nachtheil  für  das 
Reich  und  die  Rechtsordnung  desselben  erkennen.  Schwerer 
Schaden  erwuchs  dagegen  daraus,  dass  die  Aufisicht  und  Controlle, 
welche  der  König  in  glflcklicheren  Zeiten  Ober  die  Rechtspflege 
im  Reiche  ausgeübt  hatte,  vollständig  aufhörte,  sowie  daraus, 
dass  das  Hofgericht  in  der  letzten  Zeit  seines  Bestehens  sich 
nicht  mehr  in  der  Lage  befand,  die  unstreitig  zu  seiner  Com* 
petenz  gehörenden  Rechtssachen  in  billigen  Fristen,  in  ordnungs' 
massiger  Weise  und  mit  dem  nöthigen  Nachdruck  zur  Erledigung 
zo  bringen,  wie  dies  Alles  in  dem  ersten  Theile  dieser  Arbeit 
näher  nachgewiesen  und  geschildert  worden  ist.  Und  für  diese 
Nachtheile  bot  es  auch  keinen  Ersatz,  dass  die  Könige,  eben 
weil  sie  ihr  Gericht  nicht  gehörig  zu  besetzen  und  zu  hegen 
vermochten,  häufiger  als  früher  zu  dem  Auskuuftsmittel  griffen, 
die  Parteien  zu  Compromissen  auf  ihre  alleinige  Entscheidung 
zu  veranlassen.  Man  hat  die  Thätigkeit,  welche  Ruprecht, 
Sigismund,  Friedrich  III.  in  Folge  solcher  Compromisse  ent- 
wickelten, wohl  als  „Uebung  einer  höchst-  persönlichen  Juris- 
diction*' bezeichnet  ^},  sie  hat  aber  damit  gar  nichts  zu  schaffen. 
Nicht  auf  Grund  seiner  Gerichtsgewalt  entscheidet  der  König, 
sondern  der  Wille  der  Parteien  ist  die  rechtliche  Grundlage 
seines  Handelns.  Dieses  Gegensatzes  war  man  sich  auch  zu 
allen  Zeiten  wohl  bewusst  und  aus  der  frühesten  wie  spätesten 
Zeit  des  Mittelalters  finden  sich  Zeugnisse,  dass  diejenigen  Ent- 
scheidungen, welche  der  König  mit  Gericht,  eben  als  oberster 
Richter  im  Reiche,  getroffen  hatte,  bestimmt  von  jenen  unter- 
schieden wurden^  welche  er  ohne  Gericht,  als  Schiedsrichter 
oder  in  anderer  Weise  herbeiführte  ^). 


0  So  2.  B.  Tomasobek  b.  a.  O.  15. 

*)  Ein  gate8  Beispiel  bietet  ein  Schreiben  Friedrichs  I.  s.  b«  an  den 
Clerus  und  alle  Getreuen  der  Diöcese  Minden,  in  denen  er  ihnen  gewisse 
Bestimmangen  aber  die  Freiheit  der  Personen  und  der  Häuser  der  Geist- 
lichen des  Bistbnins  mittheilt:  ne  autem  quis  putet,  qnod  in  hac  tarn 
ritionabili  quam  necessaria  pacis  clericorum  roboracione  steterit  pro 
racione  Toluntas  et  magis   presencia  et  instancia  episcopi  qnam  iusticia 
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Oder  in  anderer  Weise. 

Denn  es  ist  erklärlich,  dass  die  hervorragende  Stellang,  welche 
der  König  einnahm,  sein  persönliches  Ansehen,  seine  territoriale 
M^cht,  der  Druck  der  politischen  Verhältnisse  endlich  seinen 
Rath  häufig  genug  als  zwingendes  Gebot,  seine  Wünsche  als 
Befehle  erscheinen  liess  und  dass  man  seine  Yermittelung  zur 
Ausgleichung  allerlei  Streitigkeiten  nicht  wohl  von  der  Hand 
weisen  konnte.  So  haben  die  Könige  in  überaus  zahlreichen  Fälleu 
vermittelt,  versöhnt,  verglichen,  ohne  dass  auf  ihre  Entscheidung 
compromittirt  worden  wäre.  Wie  in  solchen  Fällen  verhandelt 
wurde,  ist  im  Einzelnen  nicht  nachzuweisen,  und  wird  auch 
meistens  in  den  Urkunden  nicht  hervorgehoben.  Häufig  wird 
nur  bemerkt,  es  sei  durch  oder  in  Gegenwart  des  Königs  eine 
Ausgleichung  herbeigeführt  worden,  z.  B.  Otto  III.  989 :  fecimas 
inter  eos  reconciliationem  utrimque  comprobatam,  pium  consilium 
episcoporum  —  aliorumque  quam  plurimas  rectas  suasiones  se- 
quentes;  —  Konrad  III.  1144:  qualiter  altercadonem  quandam 
—  ipsis  utrinque  sponte  collaudantibus  decldimus:  —  quam 
videlicet  lit«m  nos  consilio  principum  ita  terminavimus ;  — 
Friedrich  I.  1 161 :  —  controversiam  —  ad  conventionem  pacis  et 
concordie  mediante  auctoritate  nostra  reduximus;  —Heinrich VI. 
1195:  super  discordia  —  de  mandato  et  voluntate  nostra  in 
hunc  modum  convenerunt;  —  Philipp  1207:  in  presentia  nostra 
transactio  cuiusdam  litis  facta  est  inter  —  oder:  in  presentia 
maiestatis  nostre  regio  talis  —  vere  pacis  et  concordie  forma 
est  ordinata;  —  Friedrich  II.  1218:  in  nostra  presentia  talis  pax 
etconcordia  intervenit  —  oder:  dictus  L.  cum  eodem  6.  ad 
subscriptam  conventionem  —  devenit;  —  Albrecht  L  1301:^  wir 
haben  versttnet  und  verslichtet  genzlich  und  luterlich  den  ~  und 
den  —  alle  der  kriege  und  missehellunge ,  die  si  mit  einander 
haut  gehabt  bis  an  disen  heutigen  tak.    Wir  wellen  nnd  sprechen 


vaiuerit,  hoo  vobis  conteatando  acribimu«,  quod  predictam  aententiam  T. 
msrobio —  approbanttbus  —  principibus  dedit.  KrbardU.  130,  Wiener 
Notizenblatt  II.  177.  Die  Enteebeiduug  der  zweifelhaften  Frage  ist 
also  nicbt  durch  den  König  allein,  sondern  durch  Frage  und  UrtheU  in 
Gericht  herbeigeführt  worden  und  in  dem  letzteren  Umatande  liegt  für 
die  Betroifenen  eine  Garantie,  welche  ein  BeacbluM  des  Königi  allein 
nicht  darbieten  würde. 


Digitized  by 


Google 


zem  ersten  ^) ;  —  und  so  in  vielen  anderen  Urkanden  ans  den 
verschiedensten  Zeitabschnitten.  Dann  findet  sich  eine  Reihe 
anderer,  aus  denen  ersichtlich  wird,  dass  sehr  häufig  auch  bereits 
im  Hofgericht  rechtshängige  Sachen  durch  Vergleich,  freundliche 
Verinittelung  oder  königliches  Machtgebot  beigelegt  wurden;  so 
Heinrich  II;  et  cum  diu  causa  discuteretur,  —  inter  se  regia 
potestate  pacem  habere  inssit;  qua  sacramento  firmata  disces- 
serunt^);  —  Heinrich  lY.  1069:  inquisitione  et  contradictione 
—  coram  principibns  satis  caute  discnssa  —  luxta  Henrici  regis 
edicturo  coUaudatum  est,  quatenus  sub  hac  condicta  pactione  ab 
omni  deinceps  cessarent  dissensione  ^) ;  —  Konrad  III.  1149: 
contentio  nsque  curiam  Conrad!  regis  proiata  et  eins  auctoritate, 
domestico  tandem  pacis  consilio,  terroinata  et  tali  fine  decisa 
est»  und:  ut  tanta  cessaret  malicia  ad  presentiam  uostram  ex 
consilio  principum  pars  utraque  —  est  advocata;  illic  itaque  — 
inter  eos  hoc  modo  pax  est  reformata  *) ;  —  Friedrich  I. :  nobis 
itaque  predictam  causam  ordine  iudiciali  terminare  volentibus, 
tandem  ex  consilio  in  hunc  modum  convenerunt;  derselbe.*  quod 
ontiqua  controversia  illa,  que  inter  Bremensem  archiep.  H.  et 
H.  ep.  (Yerdensem)  hactenus  agitabatur  ante  maiestatis  nostre 
presenciam  in  frequencia  principum  curie  nostre  iuste  quidem 
mota  est  et  racionabiliter  promota,  ita  quod  utriusque  partis 
allegaciones  in  sua  causa  ordinabiliter  audivimus  et  dictante 
institia  consilio  principum  lite  decisa  toti  controversiae  supremum 
finem  imposuimus:  die  Entscheidung  erfolgt  ohne  Urtheilfrage, 
nur  nach  dem  Rath  der  Ftlrsten;  ebenfalls  von  Friedrich  I: 
cum  igitur  fideles  nostri  comes  A.  de  Scowenburgh  et  comes 
ß.  de  Racesbnrg  causam  agerent  adversus  burgenses  nostros  de 
Lnbekc  supra  terminis  et  usu  finium  suorum,  nos  partes  in 
presentia  nostra  constitutas  diligenter  audivimus  et  iutellecta 
litis   materia   pro  bono    pacis    inter    eos   fideliter    conservando 


1)  Erbard  I.  54,  —  cod.  dipl.  Ssxon.  reg.  II.  1.  50,  —  Beyer 
1.  687,  —  Kremer  II.  207  und  Schannat:  Wormv  cod.  prob.  88,  -- 
Ried  I.  295  und  Wenck  IH.  93,  -^  Huillard-B.  I.  546,  IV.  762,  ^ 
Uenneb.  Urkdb.  f.  39;  vgl.  auch  Ennen  und  Eckerts  III.  379, 

*)  Alper t  de  div.  temp.,  oben  Bd.  I.  41. 

*)  Schannat:  divec.  Fuld.  c.  pr.  251,  Dr onke  370, 

«)  Aschbach:  Wertheim  II.  2  u.  Beyer  I.  601. 
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predictos  comites  reverentia  veritatis  et  rata  pacti  conventione 
induximus,  quod  uterque  ius,  quod  ipse  petebat,  in  manu  nostra 
resignavit  et  nos  illud  consensu  eoram  predicte  civitatis  babi- 
tatoribas  tradidimus  sine  aliqua  deinceps  perturbatione  possi- 
dendum  ^) ;  —  Heinrich  VI :  quod  cum  inter  fideles  nostros  — 
dissensio  —  frequentius  verteretnr,  tandem  in  nostra  presentia 
eo  modo  convenerunt,  quod  de  pari  utriusque  partis  et  volnn- 
täte  et  consensu  determinatum  est,  quod  • .  ^);  —  Philipp  1205: 
quod  —  C.  de  Kalwenberg  ad  hoc,  ut  iudicium  curie  nostre  decli- 
naret,  super  querimonia  fratrum  de  L.  ita  se  in  uostras  obligaTit 
manus^);  —  Friedrich  IL:  amicabilera  inter  eos  concordiam 
fecimus  et  compositioneni  —  ita,  quod  dux  L«  cessit  liti  et  in 
manus  nostras  renunciavit  omni  iuri,  quod  habuit  vel  quod  habere 
videbatur*);  —  Rudolf:  cum  episc.  Eistettensis  contra  —  super 
quadam  munitionis  structura  —  gravem  apud  nos  deposuerit 
actionem,  nos  ad  tollendam  totius  disseusionis  et  controversiae 
materiam  —  de  consilio  fidelium  nostrorum  —  et  utriusque  partis 
expresso  consensu,  diffiniendo  statuimus  et  auctoritate  regia 
ordinamus^);  —  Ludwig  1332:  intellecta  questione  sive  querela 
—  monachorum,  quomodo  —  oives  —  eos  —  multipüciter  per- 
gravarent,  nos  —  prehabito  sufficieuti  et  maturo  consilio  pro- 
cerum  —  audita  quoque  responsione  —  civium,  sie  inter  eos  ad 
eruendsun  huiusmodi  disceptationem,  auctoritate  nostra  imperiali 
dnximus  statuendum  et  finaliter  ärbitrandum  ®) ;  und  andere  mehr. 
Ein  anderer  Weg,  auf  welchem  ein  Rechtsstreit  zur  Ent- 
scheidung des  Königs  allein  gebracht  werden  konnte,  ist  endlich 
der  des  Compromisses,  welches  den  Parteien  mannigfache  Vor* 
theile  gewährte  und  deshalb  sicher  schon  in  der  ältesten  Zeil 
häufig   angewendet   wurde.     Vom    12.    Jahrhundert   ab    besitzen 


>)  Erbard  11.  Nr.  3^1  S.  118;  Hodenberg:  Verdener  GescbichU- 
quellen  H.  43  Nr.  22;  Lübeck.  Urkdb.  Stadt  I.  9  und  Mecklenb. 
Urkdb.  I  140;  vgl.  Ton  demselben  noch  Mieris  I.  103.  104,  110, 
Kluit  IL  1.  179,  Meichelbeck  L  337. 

•)  Mon.  Boica  XXXL  1.  459. 

*)  Mon.  Boica  XXXL   1.  464. 

*)  Mon.  Boica  XXX.  1.  26. 

*)  Falc kenstein:  cod.  dipl.  Nordg.  89. 

*)  Oefele:  scr.  r.  Boie.  L  772. 
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wir  zahlreiche  Zeugnisse  fQr  den  Gebrauch  desselben;  so  schon 
Tou  Konrad  III.  1141:  consensu  utrinsque  partis  omnis,  quae 
inter  eos  erat  controversia,  dimissa  est  in  consilio  discretionis 
Dostrae.  Nos  igitur  habita  deliberatione  —  constitnimns,  quod  — . 
Placnit  utrique  parti  hoc  nostrum  consilium  ^);  —  von  Friedrich  I. 
1178:  controversiam  igitur  —  amicabili  compositione  tenninan- 
dam  ex  utriusque  partis  assensu  —  suscepimus.  Cum  igitur 
ntraque  pars  spontanea  voluntate  ad  arbitratum  nostrum  re- 
currerit,  —  nos  —  cognovimus  —  auctoritate  compromissionis 
in  nos  facte  a  partibus^;  —  Bischof  Heinrich  von  Trient  und 
Graf  Meinhard  von  Tjrol  compromittiren  auf  König  Rudolf  als 
Superarbiter,  quod  si  ipsi  (die  Schiedsrichter)  inter  se  non  con- 
cordareot  —  illud  diffiniat  Rudolfus  R.  r.  —  non  tarnen  secun- 
dum  consuetodinem  Alemanie,  quaerendam  a  singulis  circum- 
stantibus,  ut  illorum  difißnitio  in  praedictis  pro  sententia  habeatur, 
sed  sua  voce  proferat  sententiam  secundum  suam  conscientiam  '); 
—  von  König  Adolf  sind  verschiedene  Schiedsprüche  erhalten : 
1292  tandem  in  nos  fide  ab  utraque  parte  in  manus  nostras 
prestita,  tanquam  in  arbitrum,  arbitratorem  seu  amicabilem  com- 
positorem  extitit  concorditer  compromissum ,  ut  quicquld  super 
bis  per  nos  pronunciari  contigerit,  arbiträr!  vel  etiam  diffiniri, 
ab  utraque  parte  deberet  inviolabiliter  observari,  und  1294: 
tandem  —  partes  super  dicta  questione  in  nos  coropromittere 
concorditer  iuravernnt,  diffiniendi  et  complanandi  questionem 
eandem  collata  in  nos  plenaria  potestate.  Nos  itaque  recepto 
in  nos  buiusmodi  promisso  pronunciamus ,  statuimus  et  diffini- 
raus*);  —  im  Jahre  1310  verspricht  Graf  Ulrich  von  Helfenstein 
die  Entscheidung  seiner  Streitigkeiten  mit  dem  Abte  von  Salem 
dem  König  Heinrich  zu  Überlassen:  recognoscimus  et  publice 
profitemur,  quod  affectantes  litium  et  discordiarum  et  maxime 
cum  personis  religiosis,  quantum  in  nobis  est,  evitare  discrimtna, 


>)  Neugsrt  11.  71,  Trouillat  I.  282. 

*)  Wirtemberg.  Urkdb.  IL  189;  vgl.  aach  Ficker:  acta  sei. 
imp.  157 :  controversiae  litibus  per  concordiam  partium  in  manum  nostram 
positi«. 

*)  Ugbelli:  Ital.  Sacra  V.  608. 

^)  Wenek  T.  57  und  Wnrdtwein:  dipl.  Mog.  I.  41;  vgl.  auch  noch 
Ennen  and  Eckerts  ITI.  346. 
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fittper  omni  controversie  seu  dissensioDis  materia,  qne  ioter  — 
abbatem  de  S.  —  ex  una  et  nos  ex  altera  parte  vertitnr,  in  — 
Henricam  R.  r.  compromisimns  simpliciter  et  de  piano»  iaramento 
prestito  promittentes,  quod  quicqaid  idem  rex  snper  dicte  dis- 
sensionis  negocio  arbitraturns  faerit,  dixerit,  pronnnciaverit,  ordi- 
naverit  sen  statuerit,  sub  penis  duoram  milium  marcaram  argeoti 
ipsi  regi  solvendarum,  nos  inviolabiliter  servatnros.  Qaa  peoa 
solnta  nichilominas  ad  implenda  omnia  et  singula,  qne  per  pre- 
fatum  dominum  nostrnm  regem  arbitrata,  dicta,  prononciata, 
ordinata  seu  statuta  fuerint,  debemus  et  volnmus  in  omnibas 
obligari  ^);  —  Ludwig  entscheidet  1339  einen  Streit  zwiscben 
dem  Erzbischof  von  Mainz  und  dem  Herzog  Otto  von  Brauo- 
schweig,  „des  sy  beyder  syt  hinder  uns  uff  eyn  recht  gangeo 
sint'S  mit  Rath  der  Fürsten  und  Herrn ;  —  und  Karl  lY .  macht 
1366  bekannt,  dass  die  Stadt  Worms  und  deren  Bischof  „aller 
solicher  zweinng  und  misseheile»  die  zwischen  in  beiden  Seiten 
gewesen  sint,  zu  uns  und  uff  uns  gegangen  sint:  des  haben  wir 
mit  rate  unser  und  des  richs  fUrsten,  graven  und  herren  sie 
freundlich  gescheiden  und  verrichtet''  ^).  Fflr  die  spätere  Zeit 
habe  ich  eine  •  grosse  Zahl  solcher  Schiedsprtlche  bereits  an 
anderer  Stelle  nachgewiesen^  seit  dem  Anfang  des  15.  Jahr- 
hunderts wurden  die  wichtigsten ,  rechtlich  zweifelhaftesten  Fälle 
in  solcher  Weise  zur  Entscheidung  gebracht  und  die  Parteien 
forderten  dieselbe  oder  mussten  sie  sich  wenigstens  gefallen  lassen, 
weil  eben  das  Hofgericht  gar  nicht  gehalten  wurde  und  nicht 
mehr  genügend  besetzt  werden   konnte  ^) :   wann  das  recht  zu 


^)  Ficker  in  d«n  Wiener  Sitoangsbericbten  XIV.  219. 

*)  Schannat:  Worma  cod.  prob*  176.    Vgl.  auch  Mon.Zon.  lV.37d. 

•)  Vgl.  oben  Bd.  1.  S.  207  und  besonders  237  fg.  Ich  fahre  noch 
an  von  Ruprecht:  Schiedspruoh  zwischen  dem  Erzbischof  Johann  von 
Mainz  und  den  Herzogen  von  Braunschweig  ]403  (mit  rate  unser  and 
des  riches  fursten,  graven,  herren,  edlen  und  getruwen:  Qu  den  cod. 
dipl.  Mog.  IV.  17--26),  1407  zwischen  der  Sudt  Worms  und  der  Pfaff- 
heit  daselbst  (als  sie  an  uns  awey,  dem  Kon  ig  und  Jobann  von  Maini, 
▼erhüben  sint  zu  mynne  und  zu  recht:  Schannat  218),  1408  (and  tio 
mit  unsem  reten  darüber  gesessen  und  han  sy  gentxlich  Terriehtet:  Neu- 
gart  cod.  dipl.  Alem.  LI.  489),  1410  zwischen  Burg  und  Stadt  Friedberg 
(mit  rade  unser  farsten,  edeln  und  getruwen  und  auch  unser  rete,  geist- 
licher und  werntlicher:  Lünig  XII.  3.  S.  114),  und  von  Sigismund :  1417 
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Imy  gewesen  were  uscssuricIUen  und  uns  die  mtnne  vil  frunt- 
licher  und  beqwemer  vor  uns  und  beide  teil  beducht  hott,  heisst 
es  sehr  zutreffend  in  einer  Urkunde  von  1439. 

Aaf  sehr  verschiedene  Art  also  kann  ein  streitiger  Recbts- 
fall,  eine  zweifelhafte  Rechtsfrage  oder  eine  Mehrheit  zusammen- 
hängender Streitsachen  zur  alleinigen  Entscheidung  des  Königs 
gelangen  und  er  wird  sich  sehr  verschiedener  Mittel  bedient 
haben,  um  eine  solche  herbeizufQhren.  In  Beziehung  auf  das 
Verfahren,  das  er  dabei  zu  beobachten  gedachte,  stand  ihm  die 
grösste  Freiheit  zu :  wie  er  die  Wahrheit  ermitteln,  die  Parteien 
zur  Minne  bewegen  oder  unter  einen  rechtlichen  Spruch  beugen 
mochte,  war  seinem  Ermessen  allein  anheimgestellt  Und  in 
dieser  Freiheit  der  Bewegung,  des  Handelns  und  Verhandeins 
liegt  das  allen  vorher  erwähnten  einzelnen  Fällen  Gemeinsame 
begrfindelr:  sie  stehen  insgesammt  im  Gegensatz  zur  gerichtlichen 
Verhandlung  eines  Rechtsstreits.  Diese  kann  nach  deutschen 
Rechtsgrundsätzen,  insbesondere  auch  nach  dem  Recht  des  Hof- 
gerichts, nur  fortschreiten   durch   Frage,  Folge  und  Urtheil,  — 


(das  ay  bede  teyle  sölich  ir  sache,  speune,  tzweytracbt  und  kriege  und 
was  aich  dorinn  von  beyden  syten,  von  in,  iren  helffern  und  den  iren 
—  verlooffen  hat,  an  uns  gentzlich  und  gar  zu  der  gntikeyt  gestalt  und 
der  an  uns  kommen  aiod  in  solieher  masze:  waa  wir  dorum  in  der  gutli- 
keyt  sprechen,  machen  und  entscheiden  werden,  das  ay  das  bedersyte 
ofnemeu,  halten  und  volfueren  sollen  und  wollen:  Mon.  Zoll.  I.  515). 
Dasa  auch  die  Könige  aelbat  ihre  Streitsachen  mit  den  Reichsfüraten  und 
andern  durch  Schiedsrichter  entscheiden  liessen,  ist  an  verschiedenen 
Stellen  bemerkt  worden;  Beispiele  ans  der  Hohenstanfischen  Zeit  finden 
aich  Haillard-B.  II.  814  nnd  IV.  487  (letsteres  von  1334:  Schieds- 
richter sollen  zwischen  Friedrich  II.  und  Otto  von  Lüneburg  entscheiden, 
committeates  eomm  fidei,  nt  de  prescripta  questione  -^  plenitudine  po- 
testatis  eis  per  nos  collate  taliter  ordinent  et  componant,  sicnt  utriusqne 
partis  honori  et  commodo  viderint  expedire),  ans  der  Zeit  Rudolfs  t  Legg. 
U.  407  und  Reg.  986,  aus  der  Karls  IV:  Riedel  II.  2.  267  (der  König 
und  Ludwig  von  Brandenburg  compromittiren  auf  den  Pfalzgrafen  Ruprecht : 
dass  wir  krieg,  zweiung  nndt  misshelliing  —  an  den  pfalzgrafen  —  auf 
minne  und  auf  recht,  wie  ihme  das  allerfhegliobst  ist  und  gesein  mag, 
genczlich  gesetzt  und  gelassen  haben,  und  geloben  mit  gneten  getreues 
ungefehrlich  und  mit  geschworneo  eyde);  u.  a.  m.  —  Ueber  die  so  häufig 
vorkommende  Formel:  auf  Minne  und  Recht,  vgl.  Homeyer:  Abband- 
lungen  der  Berliner  Akademie,  phtlos.-hist.  Kl.  1866  S.  39  f^. 
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io  jenen  Fällen  ist  von  der  Nothwendigkeit  solchen  bestimmten 
Ganges  nicht  die  Rede,  ja  es  wird,  wie  viele  der  angeführten 
Urkanden  ergeben,  häufig  das  aussergerichtliche  Verfahren  zor 
Beilegong  des  Streits  nur  deshalb  erwählt,  um  eben  nicht  an 
die  Beobachtung  rechtlich  feststehender  Formen  gebunden  zn 
sein.  Rücksichten  der  verschiedensten  Art  —  die  Schwierigkeit 
der  massgebenden  Rechtsfragen,  die  materielle  Bedeutung  einer 
Sache,  die  Stellung  des  Königs  zu  derselben,  das  Ansehen  der 
Parteien,  äussere  Umstände  aller  Art  endlich  —  mochten  be- 
stimmend sein,  in  einzelnen  Fällen  ein  mehr  oder  minder  ge- 
ordnetes Verfahren  zu  beobachten  und  den  König  abhalten,  die 
auf  ihn  allein  gestellte  Entscheidung  nun  auch  wirklich  allein 
zu  treffen,  aber  welche  Formen  immer  er  bei  der  Verhandlung 
beobachten  liess,  wen  immer  er  bei  der  Entscheidung  zuzogt), 
die  letztere  wurde  dadurch  nicht  zu  einer  gerichtlichen  im  Sinne 
des  damals  geltenden  Rechts.  Die  Urkunden  lassen  darflber 
auch  keinen  Zweifel;  gerichtliches  Verfahren  und  gerichtliche 
Entscheidung  kennen  sie  nur,  wenn  eben  „mit  Urtheilen"  ver- 
handelt wurde,  während  sie  diesen  Ausdruck  niemals  gebrauchen, 
wenn  die  Sache  ausserhalb  des  Gerichts  erledigt  wurde:  auch 
wenn  der  König  die  Fürsten  oder  andere  Personen  veranlasste, 
sich  über  den  zu  verkündenden  Spruch  zu  äussern,  werden  diese 
doch  nie  als  Urtheiler,  sondern  als  Rathgeber  bezeichnet  nnd 
dies  geschieht  von  den  ältesten  Zeiten  her  mit  solcher  Bestimmt- 
heit und  Stetigkeit,  dass  man  berechtigt  wäre,  das  gesammte 
aussergerichtliche  Verfahren  vor  dem  Könige  als  ein  solches 
„mit  Rathe'*  dem  vor  dem  Hofgericht  „mit  Urtheir'  stattfindenden 
gegenüberzustellen^).     Das  crstere  war,  wie  früher  (Bd.  I.  240, 


^)  Vgl.  namentlich  die  Bd.  I.  238  fgg.  erwähnten,  tot  König  Sigi«* 
mnnd  verhandelten  Falle. 

*)  Die  Quellen  selbtt  kennen  diesen  OegensaU.  Cauesm  iptont» 
indicio  dimUao,  conHlio  tractemns,  heisst  es  in  der  Ersäblnng  vom  Streit 
der  Mächte  zu  St.  Qallen  mit  ihrem  Abt  (Bd.  f.  37) ;  ->  res  ergo  praedicua 
Htem  iudicio  ^el  cotuüio  decisurus  —  utrique  ouriam  praefigit,  sagt  Otto 
Fris.  (das.  89  N.  ]);  —  de  terra  —  faciet  duci  ittsticimm  aat  ex  ametüo 
principnm  ant  ez  iudüio  ipsorum:  pactio  Frideriei  I.  regia  et  Bertolfi 
dacis  (legg.  91);  —  eandem  querimoniam  sive  tudieiario  ordme  siTeslis 
conTenienti  composiUane  terminabimus  (Friedrich  I.  in  einem  Briefe  bei 
Jaff^:  mon.  Corb.  S.  697) 
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342  fg.)  hervorgehoben  worde,  nicht  ohne  Bedeutung  fttr  die 
Entwickelnng  des  Prozesses  nnd  des  materiellen  Rechts  in  Deutsch- 
land, aber  es  hat  mit  der  Gerichtsgewalt  des  Königs  nichts  zu 
schaffen  und  ist,  so  lange  das  Hofgericht  überhaupt  bestand, 
auch  auf  die  Praxis  desselben  ohne  Einfluss  geblieben. 

Gelangt  eine  Sache  zur  gerichtlichen  Entscheidung  des 
Königs  als  obersten  Richters  im  Reiche,  so  fiddet  die  Verhand- 
lung vor  dem  Hofgericht  statt.  Dieses  in  seiner  Gesammtheit, 
als  Behörde  oder  als  Anstalt  zur  endlichen  Herstellung  des 
Rechten  aufgefasst,  hat  eine  iurisdictio  ordinaria,  mag  der  König 
als  TrÄger  der  Gerichtsgewalt  oder  der  Hofrichter  in  Folge 
seines  Amtes  oder  ein  anderer  auf  Grund  besonderen  Auftrages 
den  Vorsitz  fitbren.  Aber  es  steht  dem  König  unbestritten  zu, 
einzelne  an  den  lieichshof  gelangende  Sachen  auch  anderswo, 
als  vor  dem  Hofgericht  entscheiden  zu  lassen:  er  kann  fQr  den 
einzelnen  Fall  einen  Commissarius,  Delegatns,  ernennen  und  dieser 
flbt  dann  eine  extraordinaria  iurisdictio :  iudices  a  rege  specialiter 
deputati,  iudices  vice  et  loco  regis.  Veranlassung  zu  solchen 
Delegationen  fand  sich  häufig.  Sehr  oft  erfolgen  sie,  weil  der 
König  anderer  Geschäfte  wegen  nicht  selbst  der  Sache  warten 
kann  ^) ;  in  anderen  Fällen  auf  Wunsch  und  Bitte  der  Parteien  ^), 
oder  weil  dieselben  zu  entfernt  sind  vom  Hoflager,  oder  weil  der 
Beweis  an  Ort  und  Stelle  zu  erheben  ist  ^),  oder  weil  es  auf 
Kenntniss  der  Territorial  rechte  ankömmt  und  nicht  kundige 
Urtheiler  am  Hofe  zu  versammeln  sind.  Alle  Rechtssachen, 
auch  die  der  Fürsten,  können  delegirt  werden,  nur  wird  je  nach 
der  Stellung  d%r  Parteien  und  der  Bedeutung  der  Sache  der 
Commissarius  einem  bestimmten  Gebnrtsstande  angehören  müssen. 


*)  So  fast  in  allen  von  Friedrich  HI.  ansgestellten  Commissorien: 
wann  wir  dieser  zeyt  mit  andern  unseren  und  des  reychs  mergklichen 
geschefften  beladen  sein  and  solichen  (streit)  selbs  nit  ausgewarten  mögen. 
Guden:  cod.  dipl.  Mog.  V.  471.  Vgl.  Bd.  I.  8.  548.  —  Auch  Rücksicht 
auf  Kostenerspam isB  war  oft  für  die  Bestellung  eines  Commissarius  mass- 
gebend; Tgl.  z.  B.  Glafey:  anecd.  329  ut  ipsae  partes  relaxentur  a  la- 
boribns  et  expensis. 

<)  Vgl.  z.  B.  Glafey:  anecd.  No.  226  S.  388,  oben  Bd.  I.  233. 
*)  Beispiele  bei  Dronke:  cod.  dipl.  Fuld.  Nr.  720  S.  335,  Schaab: 
Stadtebund  II.  160,   und  bei  Ficker:    acta   selecta  imp    S.  86  und  303* 
Fruüdln,  Beiehthofgerleht.  11.  4 
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Im  Uebrigen  wählt  der  König,  wen  immer  er  will:  wir  kennen 
Gommissionen  ffir  geistliche  und  weltliche  Fttrsten,  für  Städte, 
fttr  niedere  Gerichte,  far  Männer  der  verschiedensten  Oebarts- 
und  Lebenssteilang.  Die  Recusation  eines  verdächtigen  Gom- 
missars  war  wohl  stets  vorbehalten,  sie  wird  wenigstens  that- 
sächlich  geübt.  Neben  dem  Richter -Gommissar  wird  bisweilen 
noch  ein  besonderer  Gerichtsschreiber  abgeordnet  ^).  Die  Par- 
teien werden  von  der  erfolgten  Ernennung  benachrichtigt  und 
angewiesen,  den  Ladungen  und  Anordnungen  des  Commissars 
Folge  zu  leisten.  Zur  Legitimation  des  letzteren  dient  das 
Gommissorium,  welches  zugleich  die  Grenzen  des  Auftrags,  welche 
bald  mehr  bald  minder  ausgedehnt  sind,  genau  bezeichnet.  Bei- 
spiele solcher  Gommissionen  sind  uns  seit  der  hohenstaufischeD 
Zeit  in  grosser  Zahl  erhalten  und  ich  lasse  eine  Reihe  derselben 
nachstehend  folgen,  da  sie  zugleich  Zeugnisse  fQr  die  vor- 
stehenden allgemeinen  Sätze  darbieten. 

Friedrich  L  beauftragt  1159  den  Erzbischof  von  Salzburg  mit 
Entscheidung  der  Streitigkeiten  zwischen  dem  Herzog  von  Oester- 
reich  und  dem  Bischof  von  Passau :  —  ad  hoc  deveuimus,  qnod 
te  —  in  iudicem  eis  praefigeremus.  Inde  est,  quod  tnam  indu- 
striam  monemus,  devote  rogantes  et  firmiter  praecipientes,  quatenus 
assumptis  viris  catholicis  (videiicet . . .)  locum  convenientem,  diem 
certum  et  congruum  —  praefigas  et  auditis  utriusque  partis  alle- 
gacionibus,  plene  et  praelucide  —  lites  eornm  et  contentiones,  si 
umquam  fieri  potest,  toto  nisu,  omni  cordis  et  mentis  affectu  decisas, 
radicitus  extirpare  deliberes.  Et  si  hoc  nnlla  arte,  nuUo  ingenio 
promovere  potes,  firmissima  illorum  securitate  i*ecepta  et  data 
trenga,  pacem  inter  ipsos  (statuas),  usque  nos  cum  paucis  ad 
ipsos  in  brevi  procedamus  vel  ipsi  secundum  quod  mandatum  a 
nobis  acceperint  in  confiniis  Marchiae   nobis  occurrant^).     Der- 

>)  Dem  konigl.  Rath  Lndovicus  de  Gattaneis  von  Verona,  weichen 
Sigismtind  1424  als  GommUsarias  in  dem  Streit  zwischen  Erich  von 
Dänemark  und  den  Herzugen  von  Schleswig  entsendete,  wird  als  Schreiber 
der  Protonotar  Antonius  beigegeben.  Franklin:  Beiträge  z.  G.  der  Rec. 
des  r.  R.  S.  182.  In  audern  Fällen  wählte  der  Gommissar  sich  an  Ort  ood 
Stelle  einen  geeigneten  Gerichtsschreiber. 

*)  Lcgg.  II.  116,  117.  —  Ein  anderes  Gommissorium  Beyer:  M.  R* 
Urkd.  II.  87. 
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selbe  an  den  Bischof  von  Mttnster,  accepimus  querelam  -^  abbatis 
Corbeienais  ac  ministerialiam  ipsius  pro  quodam  viro,  —  quem 
captivum  tenet  —  quidam  T.  —  de  terra  tua.  —  attente  industriae 
tuae  ininngimus,  qoatinas  acceptis  bis  litteris  sostris  diem  atri- 
qoe  parti  prefigas  et,  anditis  utriasque  partis  allegacionibas  et 
disqaisita  diligenter  veritate,  si  Corbeienses  per  consangaineos 
ilHus  probare  potaerint,  qnia  sit  ministerialis  eccles.  Corb.,  libernm 
eum  restitaas,  sin  autem  hoc  probare  non  valaerint,  prenominato 
viro  eum  restituas  *).  Friedrich  II.  ernennt  1219  in  einer 
Streitsache  zwischen  dem  Kloster  Aulisburg  und  dem  Ritter 
Konrad  von  Hagen  zwei  Commissarien :  indices  super  eodem 
negotio  a  nobis  sunt  dati.  Ad  cuius  rei  executionem  in  — 
ciTitatem  Frankenvort  convenerunt  et  requisitis  conscientiis  ve- 
raciam  laicorum  nobilium  et  imperii  ministerialium  —  instructi 
—  adittdicaverunt.  Nos  —  hoc  ipsum  ratum  habentes  —  pre- 
cipimus  *).  Derselbe  beauftragt  1228  den  Erzbischof  von  Salz- 
burg nnd  den  Herzog  'von  Oesterreich  eine  an  den  König  ge- 
langte Klage  gegen  den  Herzog  von  Kärnthen  zu  entscheiden: 
devocioni  vestre  mandamus,  quatenus  utraque  parte  presente, 
andiatis  causam  dictam  et  fise  debito  tennfnetis  ^). .  Derselbe 
1235  an  den  Butiglar  zu  Nürnberg:  mandamus,  quatiuus  inqui- 
Sita  de  hiis  diligentius  veritate,  si  tibi  constiterit  ita  esse,  pre- 
dictos  —  ab  eornndem  prepositi  et  conventus  indebita  molesta- 
tione  compescas  et  cogas,  prout  iustum  fuerit,  ut  oblata  restitiiant, 
ut  super  hiis  iterum  nullam  querimoniam  audiamus  ^).  Rudolf  I. 
1278  an  den  Ministerialen  Johann  von  Greifenklau:  ut  dissen- 
sionis  et  discordie  materia,  quam  inter  te  et  Wilh.  de  Rudeus- 
heim  militem  —  auferatur  penitus,  —  tibi  —  iniungimus  et 
mandamus,  quatinus,  remota  qualibet  occasione,  una  cum  Wilh. 
predicto  —  te  presentes  personaliter  vel  per  certum  nuncium, 
quem  ad  hoc  duxeris  eligendum,  coram  strenuo  viro  Job.  de 
Scarpinstein,  cui  hoc  ideuKper  transmissas  sibi  litteras  de  regie 
celsitudinis  nostre  auctoritate  duximus  committendum,  ut  perspecta 
et  pensata  —  discordie   materia,   remota  nihilominus   ex  inter- 

')  Ep.  Wibaldi  bei  Jaffe  Nr.  460,  oben  Bd.  I.  114.  ^ 

«)  Boehmer:  cod.  dipl.  Mtr.^l,  HuilUrd-B.  I.  658 
•)  Hoillard-B.  III.  6K 
*)  H.uillard-B.  IV.  783. 

4  ♦ 


Digitized  by 


Google 


52 

vallo  qtalibet  malignandi  occasione,  iuris  inter  vos  ant  amica- 
bilis  compositionis  tramite,  litis  et  inrgii  predicti  fomitem  tollat 
penitus  et  extinguat,  nc  per  hec  et  alia  malorum  semina,  que 
inde  faciie  in  pejus  emergere  possent,  pacis  et  concordie  ob- 
fuscata  serenitas  ulterius  postergetur  — ,  conturaaces  et  quemlibet 
vestrum,  qui  regio  huic  nostro  mandato  refragari  attemptaverit, 
iuris  ordine  compescendi  indnita  sibi  desnper  potestate  ^}.  Der- 
selbe an  den  Bischof  von  Bamberg:  requirimus  et  rogamus  at- 
que  tue  diligentie  iniungimns  per  presentes,  quatenus  partes  ad 
aliquem  certnm  diem  et  locum  ad  tuam  presenciam  convoces 
atque  cites  et  —  studeas  —  quomodo  —  partes  —  vel  per 
compositionem  amicabilem  seu  per  iustitiam  valeas  concordare, 
procurans,  ne  huiusmodi  querimonia  de  cetero  ad  nostram  an- 
dientiam  dedncatur  ^).  Derselbe  entsendet  zwei  Coromissarien, 
um  die  Streitigkeiten  zwischen  dem  Erzbischof  und  der  Stadt 
Mainz  zu  nntersuchen;  diese  berichten  auf  ihren  Eid  Ober  die 
einzelnen  Streitpunkte  und  der  König  trifft  dann  seine  Ent- 
scheidung^). Heinrich  YII.  1312:  causas  et  questiones  prin- 
cipum  Romano  subiectorum  imperio,  maxime  que  inter  consortes 
vertuntur,  —  sopiri  ■—  cnpientes  — .  Igitur  ad  supplicationis 
instantiam  -^  Rudolphi  comitis  palatini  Reni  —  omnes  causas 
et  questiones,  que  inter  ipsum  —  et  fratrem  suum  dncem  Ludo- 
vicum  —  vertuntur  —  et  que  —  ad  nostram  audientiam  sunt 
delate,  —  in  Almania  in  loco  —  quem  locum  ipsis  partibos 
ad  hoc  exnunc  specialiter  deputamus,  audire  indicialiter ,  si 
necesse  fuerit  et  commode  fieri  poterit,  ac  fine  debito  terminare. 
Si  vero  ipso  iuditio  in  loco  predicto  et  tempore  —  non  posse- 
raus  adesse,  extunc  —  Baldewinum  —  archiepiscopum  —  et  eo 
predictis  interesse  Torte  impedimento  aliquo,  predictis  loco  et 
tempore  nequeunte,  Henricum  Col.  archiep.  —  auctoritate  regia 
nostro  nomine  subrogamus  illi,  quem  super  hoc  cognoscere  con- 
tinget,  presentium  tenore  mandantes  ac  etiam  committentes,  ut 
partibus  convocatis  causas  et  questiones  audiat  et  fine  decidat 
debito  et  qnod  in  premissis  decreverit,   mediante  iusticia  faciat, 


>)  Bodmsnn:  Rheing.  Altert.  1^318 

«)  Meichelbeck  II.  2.  96.     Vgl.  auch  xias.  IL  2.  91. 

*)  Bodmann  a  a  O.  I.  256. 
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auctontate  predicta  ürmiter  observari.  Ceteruni  volumas  ac 
ipsis  partibus  seriöse  ininngimos  et  maiidamus,  quatenus  cum 
eisdeiD  per  nos  aut  per  aliquem  predictoram  iudicum  —  dies 
iodicii  nominabitur  seu  designabitur,  —  ad  locum  prefixum  — 
accedant,  recepture  ibidem  iystitie  complementum  ^).  Ludwig 
der  Bayer  beauftragt  seinen  Sobn  Ludwig  von  Brandenburg,  mit 
Beilegang  eines  Streits  zwischen  Waldemar  von  Dänemark  und 
dem  Grafen  Gerhard  von  Holstein:  super  discordiis  sive  litibus 
qnibuscunque  inter  —  subortis,  vice  et  nomine  nostro  pla- 
citandi  ac  eos  componendi  amicabiliter  vel  iustitia  mediante,  tibi 
damus  presentibus  plenam  et  liberam  potestatem,  spoudentee, 
qaod  nostra  celsitudo  ratum  babebit  atque  gratum  quacnnque 
parte  actum  seu  ordinatum  fuerit  in  premissis^).  Derselbe  an 
Burcbard  von  Wanzlebcn:  conquestus  est  nobis  Jobannes  de  V., 
civis  Magdeburgensis,  quod  consules  M.  ipsum  a  civitate  M.  abs- 
que  causa  valabili  expulerunt  ac  bona  sua,  que  ibidem  habuit, 
temere  occuparunt,  quocirca  fidelitati  tue  committimus  per  hec 
scripta,  quatenus  vocatis  vocandis  causam  audias  et,  si  rem  ita 
iaveneris,  prefatum  Job.  ad  dictam  civitatem  pacifice  admitti  et 
ablata  sibi  restitui  auctoritate  nostra  decernas  et  precipias  cum 
effectu,  faciens  quod  decreveris  remediis  propriis  firmiter  obser< 
vari.  Testes  autem,  qui  nominati  fuerint,  si  se  gratia,  odio  vel 
timore  subtraxerint,  compellas  similibus  remediis  veritati  testi- 
monium  perbibere  ^).  Derselbe  ermächtigt  den  Grafen  Adolf  von 
Berg  einen  Streit  um  den  Dortmunder  Comitat  zu  entscheiden: 
mandamus,  quatinus  dicto  C.  et  aliis  prenotatis  evocatis,  ipsos 
super  premissis  audias  et  iura  eorum  intelligas  et  inquiras  ac 
diligenter  examines  et  prout  inveneris,  —  pronuncies,  diffinias 
et  sentencies  inter  eos  et  si  quem  ex  eis  ins  habere  in  pre- 
missis sufficienter  inveneris,  illum  tua  executione  in  iure  suo 
potestate  nostra  manuteneas  et  defendas,  reliquis  duobus  perpe* 
tanm  silentium  imponendo  — ;  quidquid  autem  feceris  in  pre- 
missis, mox  tuis  litteris  nobis  rescribere  non  obmittas^). 


")  Quellen    und    Erörter.   z.  b,   u.   d.   G.    VI.  210.      Vgl.    aucb 
Wiener  Sitsungsber iohte  XIV.  230. 
<)  Riedel:  cod.  d.  Bd.  II.  2.  98. 
•)  Oefele:  Script.  I.  774. 
*)  Lacomblet  III.  170.     Andere  Commise.  Ludwigs  bei  Boebmer 
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Noch  häufiger  werden  dann  solche  Commissionea  mit  Beginn 
der  Herrschaft  der  Luxemburger.  Im  Jahre  1301  wird  der  Rath 
der  Stadt  Lübeck  angewiesen,  in  den  Prozessen  der  Stadt  Eimbeck 
gegen  Werner  Roth,  Bürger  zu  Göttingen,  und  der  Stadt  Göttin- 
gen wider  Hermann  Scote  Entscheidung  zu  treffen:  „dieselbe 
Sache,  zweyunge  und  anspräche  —  zu  verhören,  die  parteyn 
vor  uch  zu  heyschen  und  recht  nrteyl  nach  gewonheit  des  reichs 
recht  zu  vinten,  zu  teylen  und  zu  sprechen  von  unser  und  des 
reichs  wegen,  ob  ir  die  vorgenanten  parteyen  nit  mögent  in 
frundlicbkeit  berichten.  Und  gebieten  darumb  vesticlich  — , 
daz  sie  vor  uch  an  unser  und  des  reichs  stat  —  zu  rechte  stayn 
und  des  rechten  gehorsam  seyn,  als  yr  das  mit  urteil  vindet, 
teylet  und  erkennet'^  ^}.  In  demselben  Jahre  wird  der  Erzbischof 
von  Köln  beauftragt,  einen  die  Grafschaft  Loss  betreffenden  Lehn- 
streit  zu  erledigen:  er  möge  die  Parteien  vorladen^  verhören. 
Zwischen-  und  Endurtheile  gehörig  verkünden  und  alles  vor- 
nehmen, was  der  König  selbst  thun  könnte,  wenn  die  Sache  im 
Hofgericht  verhandelt  würde*).  Der  Bischof  von  Hildesheim 
wird  1 362  angewiesen,  eine  Untersuchung  gegen  den  Ritter  Bur- 
chard  von  Steinberg  zu  führen,  gegen  welchen  am  Hofe  wegen 
Strassenraubs  geklagt  war:  ut  per  viam  iuris  procedere  non 
omittat,  si  rem  ita  esse  invenerit,  ipsum  proinde  pnniat,  ut 
instum  fuerit,  et  castiget  ^).  Gerlach  von  Mainz  erhält  1365 
den  Auftrag,  die  Sache  der  Frankfurter  Bürger,  welche  sich 
neuerdings  gegen  Kaiser  und  Reich,  Gericht  und  Stadtobrigkeit 
gröblich  vergangen,  zu  untersuchen  oder  untersuchen  zu  lassen, 
und  die  Schuldigen  an  Leib  und  Gut  zu  büssen  oder  aus  der 
Stadt  zu  vertreiben*).  Beschränkter  ist  ein  Mandat  von  1366 
in  dem  Streit  zwischen  der  Stadt  und  dem  Bischof  von  Basel: 
die  Beauftragten  sollen  die  Streitenden  vorladen,  sorgfältig  ver- 
hören und  dem  Kaiser  dann  schriftlich  Bericht  erstatten,  auch 
den   Parteien   sofort   einen   Tag  bestimmen,    an    dem    vor  dem 


a.   a.   O.    S.  541,    Neugart:     ccd.    dipl.    AI.   II.  437,    Ficker:    «cU 
sei.  521. 

>)  Glafey:  anecd.  621—23,  Lübecker  Urkdb.  III.  403. 

*;  Glafey  615,  Lacomblet  lU.  513. 

»)  Sudendorf:  B.-L.  III.  Nr.  153  S.  96. 

*)  Boehmer  a   a.  O.  700,  vgl.  S.  705.  708,  7i9. 
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Kaiser  selbst  aaf  Grund  jenes  Berichtes  die  Entscheidung  er- 
folgen würde  ^).  Weiter  dagegen  geht  wieder  das  Commissorium 
f&r  Herzog   Albrecht   von   Mecklenburg    aus    demselben   Jahre: 

—  tibi  causam,  que  inter  —  comites  Holtzatie  ab  nna  et  pro- 
consules  ac  universitatem  civitatis  Hamborgh  —  parte  ex  altera 

—  vertitur,  duximus  committendam ,  dantes  et  concedeutes  tibi 
plenam  et  omnimomodam  potestatem,  dictas  partes  nostro  nomine 
et  auctoritate  imperatoria  citandi  et  evocandi  ad  tnam  presentiam 
in  civitate  Lnbicensi,  qnando  et  quotiens  opportunum  fuerit  et 
motiva  sen  merita  cause,  que  super  iurisdictione  et  dominio  dicte 
civitatis  Hamborgh  et  pertinentiarum  ipsins  inter  dictas  partes 
vertuntur,  cognoscendi,  testes  et  alias  probationes  recipiendi,  in 
ipsaque  causa  iudicialiter  et  debito  iuris  ordine  procedendi  eam- 
que  dififiniendi  sententialiter  et  omnia  et  singula  alia  faciendi, 
que  iure  vel  consuetudine  ad  hoc  necessaria  reqniruntur,  ratum, 
gratum  atque  firmum  per  dictas  partes  haberi  volentes,  quidquid 
per  te  nostro  nomine  in  prefata  causa  rite  diffinitum  fuerit  vel 
quomodolibet  promulgatum,  non  obstante  occasione  aliqua  con- 
traria vel  coutradictorio  partium  predictarum  ^).     Mehrere  Com- 

»)  TronilUt  IV.  S.  237. 

*)  Michels^en:  UrkondeDs.  der  Schleiw.-HoUt.-Lauenb.  Ges.  II.  24S. 
Die  Verhandlongen  vor  Herzog  Albrecht  sind  von  MicheUen  auch  be- 
sonders herausgegeben:  Acta  iudicialia  in  causa  quae  inter  com.  Hols.  et 
consules  Hamb.  medio  saec.  XIV.  agitata  est  de  übertäte  civitatis  Hamb. 
publica  ^Jena,  1S54).  Diese  Akten  sind  von  grossem  Interesse  für  die 
Geschiebte  des  Prozesses  in  Deutschland  und  namentlich  ist  es  lehrreich, 
dieselben  mit  den  uns  ebenfalls  erhaltenen,  sehr  ausführlichen  Verhand- 
lungen zu  vergleichen,  welche  kaum  sechzig  Jahre  später  zwischen  Erich 
von  Dänemark  und  den  Schleswigschen  Herzögen  gepflogen  wurden 
(Langebek  und  Suhm:  scriptt.  rer.  Danic  VII.  264  fgg.)  In  dem 
letzteren  Falle  war  der  schon  genannte  königliche  Rath  Ludovicus  de 
Cattaneis,  legum  doctor,  Com^iissarins  des  deutschen  Königs,  und  für 
diesen  besteht  kein  Zweifel  an  der  vollen  Anwendbarkeit  des  römisch- 
kanonischen Prozesses.  Dagegen  tritt  in  dem  vorliegenden  Rechtsstreite 
Herzog  Albrecht  recht  eigentlich  als  der  Vertheidiger  des  deutschen 
Rechts,  der  consuetudo  patriae,  gegenüber  den  Ansprüchen  gelehrter  Ad- 
vocaten  auf.  Der  Procnrator  der  Hamburger  recnsirte  den  Commissarius 
weil  er  mit  dem  Grafen  Adolf  von  Holstein  verschwägert  sei,  —  erklärte 
dai  Commissorium  für  erschlichen,  und  forderte,  der  Ilerzog  solle  er- 
klären, dass  er  keine  Jurisdiction  in  dieser  Sache  ausüben  könne.  (Acta 
14  fg.)    Als  diesem  Antrage  nicht  stattgegeben  wurde,  Hessen  die  Ham- 
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luissorien  sind  auch  aus  der  Zeit  König  Wenzels  erhalten;  so 
1382  für  den  Burggrafen  Friedrich  von  Nürnberg:  —  wann  wir 
deiner  lieb  gentzlichen  gelauben  und  getrauen,  davon  emphelen 
wir  deiner  Hb,  alz  wir  auch  vormals  getan  haben ^  daz  du  den 
edcln  von  C.  an  ejnem  teil  und  H.  an  dem  andern  teil  einen 
tag  von  unsern  wegen  für  dich  bescheidest  und  sie  gegen  ein- 
ander  verhörest,  und  entscheidest  frewntlichen  oder  rechtlichen 
nach  dem  alz  deiner  lieb  daz  aller  beheglichst  ist  und  wol  ge- 
vellet,  wann  wir  auch  ir  beiderseits  geschrieben  han  und  ge- 
boten, daz  sie  für  dich  komen  sullen,  und  welcher  den  tag  vor- 
slug,  den  wollen  wir,  daz  du  darzu  tust  von  unsern  wegen  als 
recht  ist  ^).  Derselbe  verweist  1 386  eine  Streitsache,  die  durch 
Appellation  vom  Gericht  des  Bischofs  von  Utrecht  an  das  Hof- 
gericht  gelangt  war,  vor  den  Herzog  Wilhelm  von  Berg,  dessen 
Rath  und  Ritter:  und  setzen  dich  mit  craft  dis  briefs  derselben 
sach  zu  einem  rechten  richter,  also  das  beyde  parteye  für  dich 
komen  sullen  bei   beheltnisse  ires  rechten,  war  das  dn  in  tage 


barger  eine  schriftliche  Appellation  überreichen,  deren  Annahme  ver- 
weigert ward«  Der  Herzog  setzte  das  Verfahren  fort:  de  iure  et  con- 
suetadine  illius  patrie,  iuxta  seniorum  peritoram  militum  et  TassalloroiD 
illius  patrie  ibidem  astantiam  per  ipsnm  Albertnm  ducem  et  iadicem  in 
hac  parte  reqnisitoriim  con^ilia  et  edicta.  Bei  einer  spateren  Verhand- 
lung erklärten  die  Procuratoren  nochmals,  dass  sie  ad  dominum  impera- 
torem  et  eins  sacram  cnriam  imperialem  appellirten ,  der  Commissarius 
dagegen  lehnte  es  nochmals  ab,  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  cum  de 
iure  et  consuetudine  istins  patrie  coram  eo  ageretnr  in  hao  causa.  (Die 
Appell,  acta  18  fg.).  Bei  der  Schlussverhandlnng  wird  dann  auch  streng 
nach  deutschen  Prozessgrundsätzen  vorgegangen ;  der  Vertreter  des  Grafen 
Adolf  bittet  um  Urtheil,  was  Rechtens  sei,  da  die  Gegner  das  Gericht 
▼erlassen  und  verschmäht  hätten.  Der  Richter  fragt  einen  der  Ritter 
Urtheils,  was  er  thun  solle,  um  keine  der  Parteien  zu  beeinträchtigen. 
Man  findet:  die  Abwesenden  sollten  dreimal  gerufen  werden,  dann:  man 
solle  warten,  quousque  solares  'rodii  a  nostro  hemispherio  presenti  die 
iuciperent  declinare  et  ipse  sol  manifeste  tenderet  ad  occasum.  Das  De- 
finitiverkenntniss  wird  ebenfalls  auf  Frage  gefunden  und  dann  vom  Richter 
verkündet:  audiens  motiva  prudentium  ibidem  astantium,  militum  et  vasiil* 
(orum  illius  patrie  peritorum,  iuxta  eorum  consilia  et  edicta,  et  illiu« 
patrie  consuetudinem,  nt  videbatnr,  hactenus  observatam,  pronuociavit, 
declaravit  et  decrevit  per  suam  sententiam.  —  Auch  über  die  Ausfuhmog 
des  Spruches  wird  Urtheil  gefragt  und  gefunden. 
>>  Senckenberg:  de  sig.  362. 
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bescheidest  oder  setzest  und  in  danne  rechtes  von  einander  hel- 
fest vor  dein  rat  and  rittern  nach  inhaltung,  lant  und  sag  der 
briefe,  die  sie  beiderseit  von  dem  egenanten  bischof  von  Utrecht 
haben;  und  was  also  vor  dir,  deinem  rat  und  rittern  fanden 
and  aasgesprochen  wirt  für  ein  recht,  das  sol  craft  und  macht 
haben,  gleicherweis  als  in  unserm  höf  vor  onserm  hofgeriohtc 
on  alle  ansprach,  widerred  und  widerrufen^).  Sigismund  über- 
trägt 1415  eine  bei  dem  Hofgericht  schwebende  i^lage  gegen 
die  Städte  Rostock  und  Wismar  dem  Burggrafen  Friedrich  voil 
Nftrnberg  zur  Entscheidung^);  einen  Streit  zwischen  Frankfurt 
und  der  Borg  Friedberg  soll  der  Graf  Johann  von  Werthheim 
beilegen');  Herzog  Johann  von  Bayern  wird  in  der  Klagsache 
des  Wilhelm  von  Wolfstein  gegen  den  Bischof  von  Passau  zum 
Gommissarius  ernannt^),  und  der  Kath  der  Stadt  Oppenheim 
erh&lt  den  Auftrag,  die  Stadt  Frankfurt  und  den  Grafen  von 
Hanau  freundlich  zu  verrichten:  und  ob  sy  des  nicht  getun 
möchten,  das  sy  dann  alle  kuntschafft  und  verhoerung  und 
beide  parthei  wider  für  uns  zu  rechtlichem  usztrag  weisen 
solten.  *) 

In  einer  ausführlichen  Urkunde  von  H39  setzt  Albrecht  II. 
den  Jakob  Truchsess  zu  Waldburg  zu  seinem  ,,commissari  und 
richter''  in  dem  Streit  zwischen  dem  Abt  von  St.  Gallen  und 
den  Appenzellem  und  ertheilt  ihm  volle  und  ganze  Gewalt,  Tage 
anzusetzen,  die  Parteien  vorzuladen,  geeignete  Beisitzer  zu  er- 
wählen und  die  Sache  endgültig  zu  entscheiden;  die  von  ihm 
gefällten  Sprüche  sollen  die  gleiche  Kraft  haben,  als  seien  sie 
vor  dem  König  selbst  gefunden*).  Die  ausgedehnteste  Anwen- 
dung aber  fand  das  Verfahren  durch  delegirte  Richter  unter 
Friedrich  III.,  da  es  diesem  bei  seiner  fast  steten  Abwesenheit 
ausserhalb  des  Reichs  und  aus  anderen  Ursachen  mannigfacher 
Art  nur  in  den  selteneren  Fällen  möglich  war,  die  an  sein  kö- 


1)  Lacomblet  m.  805. 
s)  Riedel  HI.  3.  S.  49. 

*)  Privilegia  und  pacta  von  Frankfurt  S.  282. 
«)  Moo.  Boiea  XXXI.  2.  316. 

»)  PriTilegia  und  pacta  8   286.     Vgl.  noch   Lnnig   XVIII.  807 
und  das  Comm.  für  den  Erzb.  von  Köln:  B«.  I.  S.  303  Note  2. 
*)  Zellweger:  Appenz.  Urkd.  I.  2.  632. 
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nigliches  Gericht  erwachsenen  Rechtssachen  am  Hofe  seihst  za 
entscheiden  oder  entscheiden  zu  lassen  ^).  Streitigkeiten  aller 
Art:  unter  den  Fürsten  selbst,  —  zwischen  diesen  und  den 
Städten,  —  zwischen  Parteien  in  den  Städten,  —  privatrecht- 
liche Angelegenheiten  von  grösserer  oder  geringerer  Bedeutung 
werden  durch  Commissarien  erledigt^).  Der  Auftrag  ergeht  bis- 
weilen an  mehrere,  so  dass  sie  nur  vereint  handein  dürfen'), 
meist  an  ei^en  einzelnen,  auch  kömmt  es  schon  jetzt  vor,  dass 
gewählte  Schiedsrichter  zugleich  zu  königlichen  Commissarien 
ernannt  werden^).  Am  häufigsten  werden  geistliche  und  welt- 
liche Fürsten  mit  der  Vertretung  des  Königs  beauftragt,  aber 
auch  an  Städte  ergeht  nicht  selten  das  Oommissorium  ^}.  Be- 
rufungen von  dem  Spruch  der  Commissarien  an  den  König  sind 
zulässig,  Bestätigungen  solcher  Sprüche  durch  den  letzteren  sind 
nicht  selten  ^),  in  einigen  Fällen  wird  jedoch  der  Gebrauch  irgend 

^)  Vgl.  Bd.  I.  348,  49,  wo  aoch  die  wichtigeren  Commissorien  ans 
der  Zeit  dieses  Herrsebers  aufgezählt  sind. 

*)  Günther  IV.  .')35,  Mon.  B.  XXXI.  2.  483,  —  Scbaah  Stadteb. 
Tl.  434,  Lacomblet  IV.  303,  Riedel  IT.  5.  412,  Mon.  Habsb.  ITI. 
538,  ~  Riedel  a.  a.  O.  20,  ~  Reg.  371,  7ö7,  M.  Hahsb.  III.  514,  23, 
n.  a.  m. 

•)  M.  B.  a.  a.  O.  483,  Riedel  a.  a.  O.  412,  Reg.  1427. 

*)  Der  Bischof  Ton  Augsburg  und  der  Graf  von  Montfort  haben  auf 
Burgermeister  und  Rath  der  Stadt  Ulm  coropromittirt;  der  Konig  geneh- 
migt dies,  befiehlt  der  Stadt  sich  der  Entscheidung  zu  unterziehen  und 
gibt  ihr  Kraft  und  Macht,  das  Urtheil  selbst  dann  zu  fällen,  wenn  ein- 
zelne Streitpunkte  königliche  oder  Reichsgerechtsame  betreffen  sollten. 
1477.     Mon.  Habsb.  III.  609. 

•)  Erzb,  von  Köln:  Reg.  371,  1552,  1747,  Erzb.  von  Mainz:  Gün- 
ther IV.  535,  Reg.  757,  Erzb.  von  Trier:  Mon.  Habsb.  III.553,  Erzb. 
von  Besanpon :  Mater,  z.  oesterr.  Gesch.  I.  182,  Bischof  von  Augs- 
burg: Mon.  Habsb.  523,  Harpprecht  I.  153,  B.v.  Worms:  Scbaab 
II.  434,  von  Eichstedt:  M.  H.  514,  von  Würzburg:  Harppr.  172,  von 
Lüttich:  Reg.  1427,  von  Basel:  Harppr.  226,  Markgraf  Albrecht  von 
Brandenburg:  M.  H.  III.  538,  Riedel  II.  5.  20,  Herzog  Bernhard  von 
Sachsen:  Lacomblet  IV.  303,  Graf  von  Wirttemberg:  Harppr.  328, 
Landgraf  von  Hessen:  Reg.  1907,  Philipp  von  Hanau:  M.  H.  III.  530, 
Stadt  Ulm:  das.  609,  Stadt  Strassburg :  Schopflin  Als.  dipl.  II,  410, 
Stadt  Frankfurt:  Reg.  4761,  Judenmeister  zu  Frankfurt:  M.  H.  545 
u.  a.  m. 

•)  Reg.  757,  961,  1552,  Lacomblet  IV.  306  Note. 
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eines  Rechtsmittels  gegen  das  Urtbeil  der  Gommissarien  aas- 
drflcklich  verboten  ^)-  Der  umfang  der  Rechte ,  welche  der 
Commissarius  ausüben  dürfe,  ist  verschieden  bestimmt.  Es  kömmt 
vor,  dass  gesagt  wird :  er  solle  die  gesammte  Gerichtsgewalt  des 
Königs  ausüben  usque  ad  sententiam  definitivam  exclusive^}; 
oder  etwa:  geben  dir  auch  ganczen  und  voUmechtigen  gewatt 
mit  disem  briefe,  ernstlich  gebiettende,  das  du  beid  partheyen 
auf  einen  benanten  tag  rechtlichen  für  dich  heischest  und  ladest, 
es  in  solichen  sachen  und  anhenngen  und  umbstendeu  eigentlich 
und  nach  notdurift  bis  auf  enndtlich  rechtsetze  verhoerest,  die 
eigentlich  beschreiben  lassest  und  uns  die  under  deinem  insigel 
Verstössen  sendest,  damit  wir  ferrer  nach  geburlichkeit  darinn 
wissen  zu  hanndlen^);  oder  endlich:  der  Commissarius  solle  nur 
zu  bestimmten  Geschäften,  z.  B.  zur  Beweisaufnahme,  Zeugen- 
vernehmung legitimirt  sein^).  Aber  in  den  meisten  Fällen  geht 
der  Aaftrag  auf  Erledigung  des  ganzen  Geschäfts  mit  allen  Ac- 
cessorien  („Umständen  und  Anhängen",  wie  es  oft  heisst)'),  so- 
dass der  Delegatus  also  in  der  Sache  selbst  entscheidet  und  das 
Erkenntniss  zur  Ausführung  bringen  lässt;  auch  verpflichtet  sich 
der  König  wohl,  die  letztere  seinerseits  zu  unterstützen,  na- 
mentlich die  Acht  und  Aberacht  gegen  den  Ungehorsamen  zu 
verkünden.  Beispiele  von  Gommissarien  dieser  Art  aus  der 
Zeit  Friedrichs  sind  in  grosser  Zahl  erhalten.  So  1444:  Herzog 
Bernhard  von  Sachsen  soll  die  Streitigkeiten  zwischen  dem  Erz- 
bischof  von  Köln  und  der  Stadt  Soest  entscheiden  —  und  maken 
dy  hir  over  an  unser  stad  to  nnserm  commissarien  und  rychtere  — 
und  geven  dy  hir  mede  unsen  vullen  gewalt  und  gantze  macht, 
—  wanne  du  von  dem  —  ertzebisschnppe  —  hir  over  erfor- 
dert werdest,  dat  du  dannen  de  vorgenanten  van  Soist  vor  die 
rechtliken  hesschest  und  ladest  ome,  umme  syne  vorgemeldede 
clage,  tosprake  und  gebreke,  edder  synen  anwalten  tom  rechten 


*)  Schaab  II.  437,  M.  H.  545. 
*)  Regest.  Friedrichs  371. 
s)  Mon.  Hab  ab.  III.  553. 

*)  So   das   Commissorium  für   den   Bischof  von   Basel   bei    H  a  r  p  - 
p recht  I.  228. 

»)  Schaab  II.  439. 
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vullenkelich  und  endelich  to  antwerdende,  se  in  clagen,  antwer- 
den,  reden,  wedderreden,  vorbringen  and  wy  sontz  tom  rechten 
nottorfftich  vorhorest  and  alse  da  de  sake  erviudest  de  mytden 
rechtspraken  and  ordelen  entscheidest  and  vallendoest  alse  sek 
dat  gebart.  Und  efft  jeniger  deyll  up  de  heschange  nicht  en- 
qaeme  noch  sus  rechtlich  ersehene,  so  salta  nichtes  des  to 
mynre  deme  anderen  deyll  syn  recht  geven  laten  ond  vorbasz 
procederen  and  vulvoren  alse  sek  dat  esschet  na  ordenonge  des 
rechten.  Dennen  wat  dy  hir  ynne  deylest  and  to  rechte  sprekest, 
dat  soll  bestan  and  van  beyden  deylen  gehalden  and  vallenbracht 
werden.  De  getttge  de  hir  ynne  to  beropen  and  to  verhörende 
werden,  durch  wat  beschynange  edder  orsake  se  sek  entholdeu 
wolden,  schaltu  darto  holden  und  dwyngen,  dat  sey  der  warheid 
unde  deme  rechten  to  halpe  ore  getachnisse  geven  ond  seggen; 
—  so  ferner  1441:  mit  Untersuchung  der  von  dem  Erzbischof 
von  Mainz  gegen  Bürgermeister  und  Kath  dieser  Stadt  vorge- 
brachten Klagen  wird  der  Bischof  von  Worms  beauftragt:  er 
soll  die  Parteien  gütlich  zu  vergleichen  suchen  und  wenn  ihm 
dies  nicht  gelinge,  den  Streit  mit  Rechten  austragen,  zu  diesem 
Zwecke  aber  Tage  setzen,  Klage,  Antworten,  Zeugnisse  verhören, 
Eide  abnehmen  und  Alles  vornehmen,  was  der  König  selbst 
in  der  Sache  thun  könnte,  auch  Urtheil  sprechen,  anbeirrt 
durch  Ungehorsam  der  Parteien  oder  irgend  welche  Berufung 
oder  Appellation;  —  übereinstimmend  endlich  auch  1458  der 
Auftrag  für  Dietrich  von  Mainz  in  der  Streitsache  zwischen 
dem  Erzbischof  von  Trier  und  Herzog  Gerhard  von  Jülich,  nur 
dass  in  demselben,  wie  auch  sonst  so  h&nfig,  besonders  betont 
wird,  der  Commissarius  solle  die  Befugniss  haben,  Zeugen,  welche 
ihre  Aussage  verweigern  würden,  zu  zwingen,  „dem  Recht  und 
der  Wahrheit  zu  helfen;"  —  und  viele  andere  mehr*). 

Diese  Ausübung  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  durch  dele- 
girte  Richter  war  ursprünglich  eine  seltene  Ausnahme,  allmälig 
wurde  sie  immer  häufiger  und  unter  der  Regierung  Friedrichs  III. 
ward  sie  beinahe  zur  Regel.  Das  Recht  des  Königs  zur  Be- 
stellung von  Commissarien  konnte  man   nicht  bestreiten,    aber 


^)  Lacomblet,  Schaab,  Günther  a.a.O.  und  überdies  tämint- 
liche  S.  58  Note  5  angefahrte  Commissorien. 
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man  war  sich  doch  schon  in  dieser  Zeit  bewusst,  dass  der  häu- 
fige Gebrauch  dieser  Befogniss  mit  schweren  Nachtheilen  fflr 
die  Regelmässigkeit,  Pflnktlichkeit  und  Schnelligkeit  der  Rechts- 
pflege verbunden  war.  Nur  sah  man  ein,  dass,  wie  die  Dinge 
im  Reiche  sich  einmal  gestaltet  hatten,  die  Zulassung  dieser 
extraordinaria  iurisdictio  eine  Nothwendigkeit  geworden  war, 
die  man  ertragen  mOsse.  Später  indess  traten  noch  andere  Be- 
denken gegen  das  in  der  königlichen  Gewalt  an  sich  begründete 
Recht  der  Delegation  in  den  Vordergrund;  die  Reichsstände 
bemühten  sich  unausgesetzt,  dasselbe  einzuschränken  ^>,  und  sahen 
ihre  Bestrebungen  endlich  auch  mit  Erfolg  belohnt:  freilich 
erst  2u  einer  Zeit,  als  das  Reichshofgericht  längst  untergegangen 
and  durch  ein  oberstes  ständiges  Gericht  im  Reiche  ersetzt  wor- 
den war. 


>)  Vgl.  Wetz  eil:  System  des  CWilproc.  §.  35  S.  355. 
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Das  Oericht 

Zur  Bezeichnnnsr  des  Aufenthaltortes  und  der  Umgebung 
und  Begleitung  des  Königs  —  des  Hofes,  wie  wir  zu  sagen 
pflegen,  —  finden  sich  in  den  Quellen  verschiedene  Ausdrficke: 
palatinm,  aula,  curtis,  curia.  Die  Versammlungen  am  königlichen 
Hofe  heissen  colloquinm  (curiale,  paiatinum,  regale,  generale, 
publicum),  conscssus,  conventus,  consistorium,  parlamentnm,  lo- 
cutio  regaiis,  placitum  oder  p.  regale,  senatus,  synodus,  am  h&a- 
figsten  wieder  curia  (universalis ,  generalis ,  sollempnis ,  publica, 
magna,  augustalis,  regalis,  imperialis).  Alle  diese  Bezeichnungen 
werden  auch  für  die  Gcrichtsversammlungen  und  das  königliche 
Gericht  im  Allgemeinen  gebraucht,  daneben  freilich  noch  andere: 
iudicium  principum,  primatnra,  procerum,  magnatum,  —  iudicium 
regis,  imperatoris,  principis,  —  tribunal  regis^  —  iudicium  ca- 
riae  imperialis  oder  regiae,  —  Hofgericht,  Reichshofgericht,  des 
Königs  und  des  Reiches  Hofgericht,  Reichsgericht,  des  Königs 
Hof,  des  Reiches  Hof  oder  schlechthin:  das  Reich,  einmal  auch 
das  römische  Recht  ^). 


'}  Für  den  weitaus  grössten  Tbeil  dieser  Bezeichnungen  bedarf  t» 
keiner  Zeugnisse  Reichsgericht  findet  sich  z.  B.  in  der  Urkunde 
Karls  IV.  bei  Riedel  II.  2.  315;  des  Königs  Hof  f&r  Hofgericbt  ha- 
ben Ssp.  II.  12  §.  4,  Weichbild  (Daniels  1853)  X  u.  a.  m.;  das  Reich 
ist  ein  Ansdrnclc,  der  sieb  sowohl  in  den  Gesetzen  (z.B.  Pertc  11.  4&0), 
als  in  Urkunden  (Lünig  V.  567,  Mon.  Zoll.  IV.  Nr.  2,  Riedel  iL 
2.  298)  und  in  den  Recbtsbüchern  findet  (Ssp.  II.  12.  §.  6  u.  8,  Riebt- 
steig  49,  50,  Weichbild  XIII,  Dist.  IV.  25.  13,  Oesterr.  Landrecbt  Art. 
H.  nnd  III.  im  Archiv  f.  K.  oest.  Geschichtsq.  X.  148,  60);  rö- 
misch Recht  hat  Eberhard  Windeck  e.  60  bei  ACenoken  I.  1180. 
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Der  Hof  des  Königs  hatte  keinen  dauernden  Sitz  nnd  man 
sah  dies,  wenigstens  in  der  früheren  Zeit  des  Mittelalters,  als 
eine  sehr  förderliche  Einrichtung  an;  einerseits  weil  man  glaubte, 
dass  die  Verwaltung  aller  Theile  des  Reichs  ordnungsmässig 
nur  gefahrt  werden  könne,  wenn  der  König  /von  Zeit  zu  Zeit 
an  Ort  und  Stelle  in  dieselbe  selbstthätig  eingreife,  andererseits, 
weil  der  längere  Aufenthalt  des  Hofes  an  demselben  Orte  und 
in  derselben  Gegend  mit  nicht  geringen  Belästigungen  für  die 
Bevölkerung  verbunden  war.  Dagegen  war  man  sich  auch  der 
Nachtheile  bewusst,  welche  mit  dieser  Ruhelosigkeit  des  Königs- 
hofes verbunden  waren;  wir  kennen  schon  die  Klagen,  dass  es 
so  schwer  und  unsicher  sei,  den  Aufenthaltsort  des  Königs  zu 
erfahren  und  zu  erreichen,  und  die  im  späteren  Mittelalter  so 
allgemeinen  Beschwerden,  dass  es  gerade  dieses  steten  Umher- 
ziehens willen  fost  unmöglich  sei,  am  Hofe  Recht  zu  suchen 
und  zu  finden.  ^) 

Denn  mit  dem  König  zog  sein  Gericht  von  Pfalz  zu  Pfalz, 
Ort  zu  Ort,  Land  zu  Land.  £s  war  da,  wo  der  König  sich 
aufhielt,  und  es  war  nur  da.  In  den  langjährigen  Streitigkei- 
ten zwischen  dem  Bischof  und  der  Bürgerschaft  von  Kamerik 
über  Gültigkeit  und  Bedeutung  der  dem  einen  und  andern  Theii 
zustehenden  Privilegien  war  endlich  ein  Vergleich  zu  Stande 
gekommen:  quod  partes  scripta  sua  in  curia  Alemanie  presen- 
tare  deberent.  Der  Bischof  verlangte  eine  Entscheidung  in  der 
Sache,  als  er  sich  im  Juni  1226  bei  Friedrich  IL  in  Italien 
befand  (apud  burgum  sti  Domini,  Reg.  Friedrichs  597).  Eine 
von  der  Stadt  entsendete  Deputation   wendete  ein,   die  Bürger- 


>)  Vgl.  Band  I.  S.  222,  347.  Auch  ans  früherer  Zeit  schon  finden 
sich  solche  Klagen,  wie  die  Urkunde  des  Abts  von  Niederaltaich  bei 
Hand:  Metrop.  Salisb.  If.  20  und  M.  Boica  XI.  182  zeigt:  Ego  Popo 
—  dorn  ecclesia  nostra  per  advocatos  nostros  —  gravibus  —  doleret 
raiois,  regem  Philippum  accedens  —  causam  —  ezposui.  Cuius  Udque 
ewriam  muUis  impenais  inaequendo  --  periculorum  nostrorum  procellas 
ittdiciaU  rigore  ex  parte  temperavit.  Qno  tandem  de  medio  snblato  -^ 
icriores  in  iios  tyrannos  —  mors  regis  excitavit.  Verumtamen  —  ipsum 
iKatser  Otto  iV.)  longo  itinere  et  impenais  faügaitua  et  in  Lombardiam 
profeotQS,  in  Alexandria  inreni.  Vgl.  auch  die  Stelle  aus  der  Magde- 
burger  Scboffenchronik  bei  Zanger:  de  exe.  1481  fg. 
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Schaft  sei  nicht  gehalten,  sich  hier  auf  den  Streit  einzulassen: 
qnia  privilegia  memorata  non  nisi  in  curia  Alemanie  ostendere 
tenebantnr,  dicentes  non  esse  curiam  Alemanie,  ubi  nostra  esset 
persona.  Diese  Einrede  verwarf  aber  der  König:  verbis  — 
illorum  —  frivolis  penitns  refutatis,  öum  ibi  sit  Alemanie  oh 
ria,  ubi  persona  nostra  et  principes  imperii  consiatuni,  und 
das  Gericht  schloss  sich  dieser  Ansicht  an,  indem  es  die  Stadt 
nach  den  Anträgen  des  Bischofs  verurtheilte.  ^) 

Schwerlich  galt  aber  der  Satz,  dass  das  Gericht  da  gehal- 
ten werden  könne,  wo  der  König  sich  aufhalte,  so  unbeschränkt, 
dass  dasselbe  ausserhalb  des  Reichsgebiets  hätte  gehegt  werden 
dürfen.  Nnr  was  zum  Reiche  zu  rechnen,  mochte  zu  manchen 
Zeiten  und  in  concreten  Fällen  zweifelhaft  erscheinen.  In  der 
Lombardei  haben  z.  B.  Heinrich  VI.,  Friedrich  IL,  später  Hein- 
rich VII.  ohne  Widerspruch  deutsche  Angelegenheiten  geordnet, 
in  deutschen  Angelegenheiten  Gericht  gehalten,  ttber  deutsche 
Herrn  die  Reichsacht  gesprochen,  Friedrich  IL  aber  auch  in 
Süditalien.  ^)  In  Böhmen  wurde  das  Hofgericht  unter  den  Luxem- 
burgern sehr  häufig  gehalten.  Merkwürdig  ist  dagegen,  dass  in 
einem  bestimmten  Falle  behauptet  wurde,  der  König  dürfe  nicht 
in  Oesterreich  über  einen  Fürsten  des  Reichs  zu  Gericht  sitzen. 
Als  in  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  am  königlichen  Gericht 
zu  Wien  zahlreiche  Klagen  Friedrichs  III.  gegen  den  Grafen 
Heinrich  von  Görz  verhandelt  wurden,  wendete  der  letztere  ein  .- 
dass  wir  nit  an  billiger  statt  und  nach  des  reiches  rechten  zu 
gericht  Sassen,  wenn  wir  sässen  nicht  in  dem  reich  und  dammb 
so  wäre  verklagter  als  ein  fürst  des  reichs  ausserhalb  des  reichs 
nicht  schuldig  zum  rechten  zu  antworten;  Seitens  des  Königs 
wurde  dagegen  geltend  gemacht:  wir  sässen  in  dem  lande,  das 
in  dem  römischen  reich  gelegen,  davon  zu  lehne  oder  des  reichs 


^)  Die  Urkande  bei  Hnillard-B.  11.  629.     Vgl.  Bd.  L  S.  188. 

*)  Von  Heinrich  VI.  siehe  2.  B.  legg.  194  and  Fieker:  acta  tmp. 
sei.  202;  von  Friednoh  II:  Bon  dam  I.  327  (^in  Apolien),  Httillard.-B. 
n.  297  (Capue),  H.  575  (apud  Parmam),  das.  IV.  11  (Meiae),  III.  280 
(Anagnie),  IV.  335  (in  aoria  Sibidati),  IV.  356,  57,  60  (apad  Portam 
Naonis)  und  andere  sonst;  von  Heinrich  VII:  Reg.  417,  38^  64.  Ver- 
kündigung der  Reiohsaeht  in  lulien:  Mon.  Boica  XXX.  1.  199,  201 
und  H.-B.  IV.  358.  59. 
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glid  were,  danimb  solt  er  biUig  antwartten,  nnd  das  Gericht  er- 
kuiiite  ebenfalls:  dass  wir  s&ssen  an  rechter,  erlicher  und  billi- 
eher  statt  im  reich,  da  wir  Aber  solich  sach  von  des  heiligen 
reichs  wegen  bilHch  richteten  ^).  In  Ungarn  endlich  konnte  das 
Reichsgericht  nach  einer  Erklärung  Sigismunds  nicht  gehalten 
werden:  darnmb  meynen  wir,  schrieb  er  1430,  unser  nnd  des 
heiligen  reiches  hoffgericht,  das  yzont  lange  zeit,  doramb  das 
wir  nit  in  dem  reich  nnd  in  deutschen  landen  gesein  mochten, 
darnyder  gelegt  ist,  wieder  aufzurichten,  —  -zu  bestellen  —  und 
zu  handhaben,  alse  sich  das  von  des  heiligen  reiches  und 
rechtes  wegen  gepfirt^).  Regelmässig  wird  übrigens  das  Ge- 
richt nur  auf  deutschem  Boden  geheilten.  Bei  gewissen  Rechts- 
sachen bildete  es,  wie  gleich  zu  erw&hnen,  eine  Voraussetzung 
der  GflltSgkeit  des  Verfahrens,  dass  sie  auf  deutscher  Erde,  in 
bestimmten  Landen  sogar,  abgeurtheilt  worden,  und  im  AU* 
gemeinen  war  es  so  schwer,  ausserhalb  Deutschlands  die  erforder. 
liehe  Zahl  ebenbartiger  Urtheiler  fQr  das  Gericht  zu  finden,  dass 
dasselbe  schon  aus  diesem  Grunde  nur  in  seltenen  Fällen  dort  nieder- 
gesetzt werden  konnte.  Dies  galt  namentlich  vom  sog.  Fttrsten- 
gericbt  Die  Fürsten  sollen,  lehren  die  Rechtsbücher,  den  Hof 
des  Königs  suchen  binnen  düdischer  art,  —  inn  taeutzher  art. 
—  in  tintschen  landen  unde  niht  vürbaz  (Ssp.  IIL  64  §  1, 
Dsp.  318,  Swsp.  W.  117,  L.  138).  Diese  Vorschriften  beziehen 
sieh  zunächst  freilich  nur  auf  die  Iloffahrt  —  auf  die  Verbind- 
lichkeit also  der  Fürsten,  als  Vasallen  des  Königs  sein  Hoflagor 
ZQ  besuchen,  um  dessen  Glanz  zu  erhöhen,  dem  Herrn  Rath'  zu 
ertheilen  oder  ihm  Urtheil  zu  finden  — '),  aber  sie  hatten  doch 
sogleich  die  Folge,  dass  es  beinahe  unmöglich  wurde,  einen 
Fürsten  ausserhalb  deutschen  Bodens  vor  Gericht  zu  stellen, 
weil  eben  seine  Genossen  nicht  gehalten  waren,  dem  König  dahin 
ZQ  folgen  und  dort  ihm  Rechtens  zu  helfen. 


1)  Chmel:  Materialien  I.  168. 

*)  Eberhard  Windeck  c.  169.  Dabei  ist  es  freilich  noch  zweifel- 
haft, ob  der  König  sieb  dnrch  seinen  Anfenthalt  in  Ungarn  nur  tbat- 
sachlich  verhindert  sah,  das  Gericht  za  halten,  oder  ob  in  dem  Schreiben 
das  Anerkenntniss  gefunden  werden  darf,  dass  rechtliclie  Grunde  die 
Möglichkeit  ansschlossen,  dasselbe  in  Ungarn  aafsnrichten. 

*)  Homeyer:  System  des  Lehnrecht«,  Sachsensp.  ff.  2.  382. 
FnmkUni  Relchsbofgerleht.   II.  5 
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Im  Reiche  also  rnnsste  der  König  sein  Gericht  halten,  ao 
andere  Bedingangen  hinsichtlich  der  Wahl  des  Orts  fftr  dasselbe 
war  er  nicht  gebunden;  die  Ladangen  vor  das  Gericht  lanten 
deshalb  anch  regelmässig  ganz  allgemein:  qnod  compareatis  in 
nostra  presencia  ubicnmque  locoram  faerimas,  —  nhicumqae 
fnerimos  oonstitoti,  —  vor  nns,  wo  wir  seyn,  in  unsenn  keyser- 
liehen  hof,  —  an  nnsem  keiserlicben  hof,  wo  wir  denne  werden 
sein,  —  wo  wir  denne  in  dem  reiche  sint  nnd  tu  gerichte  sizzcn 
werden  ^).  Nur  in  gewissen  Fällen  konnte  der  Verklagte  oder 
Angeschuldigte  za  erscheinen  sich  weigern,  wenn  der  König  das 
Gericht  nicht  da  ansetzte,  wo  es  zu  Recht  geschehen  sollte; 
von  diesen  Fällen,  welche  also  eine  Beschränkung  des  Königs 
in  der  Bestimmung  des  Gerichtsortes  enthalten,  ist  noch  zu 
handeln. 

Die  Bestimmungen   der  Rechtsbflcher  aber  Ort  nnd    Land, 
wo  der  König  zu  richten  habe,  sind  wenig  ausgiebig,  aber  doch 
von   hohem  Werthe,   weil   sie    aliein   über  die  eben  erwähnten 
Fälle  Auskunft  geben ;    Oben  an  steht  Ssp.  III.  33  §  2 :  jewelk 
man  mut  ok  antwerden  vor'me  koninge  in  allen  steden  na  sime 
rechte  und   nicht  na  des   klegeres   rechte;  §  3  Ok  mut  he  ant- 
werden um  alle  klage,  dar  mau   ine    nmme    sculdeget,    ane  t>f 
man  ine  to  kampe  ansprict;   des  mach  he  wol  weigeren  to  aot- 
wordene,    ane   uppe   der   art  dar  he   utgeboren  is;    §  4  Sprich 
man   ok  sin  egen   an,   dar  ne  darf  he  nicht   vore  antwerden, 
denne  in  deme  lande  dar't  binnen  gelegen  is.     Bern  entspricht 
Dsp.  256  und  257:   Isleich  man  mag  auch  antwnrten   vor  dem 
chunige  in  allen  steten,  nach   seinem   rechte  nnd  niht  nach  des 
chlagers  rechte,  auch  muz   er  antwnrten   umbe   alle  chlage   da 
man  in  umbe  schuldiget  ane  ob   man   in  champhe  an  sprichet: 
des  mag  er  wol  widern   ze  anrtwurten.  oh  er  wil.  ane  aaf  der 
erde  da  er  auf  geporn  ist.     Sprichet  ein  man  auch   sein  eigen 
an.  da  en  darf  auch  niht  vuer  antworten  wan  in  dem  lande  da 
ez  inne  ist.    Der  Schwabenspiegel  endlich  W.  241/243,  L.  ^96, 
297  verallgemeinert  die  Sätze  Ober  kämpfliche  Ansprache  und 


')  Die  Beispiele  siod  ans  yerschiedenen  Zeilen  gewählt:  Realtngl* 
385,  Marlene  I.  1944,  Wenck  II.  4S5,  Sudendorf  Reg.  II.  ^t 
Eberhard  Windeck  e.  167  ».  ».  O.  1217. 
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Klagen  nm  Eigen:  unde  sprichet  man  ein^n  man  kemphlichen 
an,  der  mac  des  kampfes  wol  über  werden,  ob  er  von  dem  lande 
nibt  geboren  ist  da  man  in  inne  aneprichet.  —  sprichet  man 
eines  mannes  eigen  an,  da  sol  er  niht  ambe  antwürten  wan  an 
der  stat  da  ez  da  lit. 

Hiemach  Ist  im  Allgemeinen  der  Grundsatz,  der  König  kann 
seio  Gericht  Oberall  im  Reiche  niedersetzen,  anch  in  den  Rechts- 
bachem  anerkannt:  der  Verklagte  muss  am  alle  Klagen  in  allen 
Stätten  Tor  dem  Könige  antworten.  Ausgenommen  sind  nur 
zwei  Fälle:  bei  Klagen  nm  Eigen  darf  der  König  nur  in  dem 
Lande,  da  es  innen  gelegen  ist,  Gericht  halten  ^)  und  in  Fällen, 
wo  es  .zom  gerichtlichen  Zweikampf  kömmt,  soll  er  richten 
„uppe  der  art,  dar  he  (der  Verklagte)  ntgeboren  is''.  Die  letztere 
Ausnahme  gilt  nach  dem  Sachsenspiegel  für  alle  Gerichte,  nicht 
nur  Air  das  des  Königs:  auch  in  dem  sonst  verpflichtenden 
forum  reconventionis  braucht  man  nicht  zu  antworten,  wenn  die 
Sache  „zu  kampe  wart"  (Bsp.  III.  79  §  3)  und  III.  26  §  2  sagt 
allgemein :  „in  enem  utwendigen  richte  ne  antwerdet  nen  scepen- 
bare  vri  man  nemanne  to  kampe;  in  deme  gerichte  mut  he  ant- 
werden,  dar  sin  hantgemal  binnen  leget"  ^).  Vergleicht  man  diese 
drei  Sätze  des  Sachsenspiegels  (III.  26  §  2,  33  §  3,  79  §3)  1 
mit  den  Bestimmungen  der  beiden  andern  Rechtsbücher,  so  er- 
sieht man,  dass  letztere  etwas  wesentlich  anderes  festsetzen,  als 
die  ältere  Aufzeichnung.  Der  Sachsenspiegel  fordert,  es  solle, 
gegen  den  Schöffenbarfreien  in  solchen  Fällen  durch  den  König 
(oder  einen  andern  Richter)  nur  da  gerichtet  werden,  wo  sein  [ 
Handgemal  liegt,  also,  um  Homeyers  Begriffsbestimmung  auf-  < 
zunehmen,  wo  das  freie  mit  einem,  etwa  wehrhaften,  Wohnsitze  * 
versehene  Grundstück  eines  Vollfreien,  welches  als  Haupt-  und 
Stammgut  des  Geschlechtes  ungetheilt  auf  den  Aeltesten 
der  Schwertseite  sich  vererbt  '),  gelegen  ist.  Die  andern  Rechts* 
bficher  dagegen  bestimmen:  der  Beklagte  solle  nur  antworten,  in 


*)  Hieran  vgl.  Stobbe:  Grundsätze  der  deutschen  Rechtsquellen  des 
Mittelalters  über  den  Gerichtsstand  bei  Bekker  und  Muther:  Jahrbuch 
I.  434  fgg. 

*)  Homejer:  Ueber  die  Heimath  nach  altdeutschem  Recht  (Berlin 
mi)  S.  58  fgg.;  Stobbe  4*29  und  434  fg. 

•)  Homeyer  a.  a.  O.  43  fg. 
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dem  Lande,  in  dem  er  geboren  ist,  dort  mttsse  in  solchen  F&Iien 
gerichtet  werden ;  sie  legen  also  der  Stätte  der  wirklichen  Gebart 
dieselbe  Bedentang  bei,  welche  der  Sachsenspiegel  fttr  das  Hand- 
gemal  in  Ansprach  nimmt,  während  doch  grade  für  das  letztere 
der  zafällige  Ort  der  Gebart  anerheblich  ist  ^},  denn  das  Land, 
in  welchem  jemand  seine  Heimath  hat  zafolge  des  Handgemais, 
ist  ja  keineswegs  immer  dasjenige,  in  dem  er  geboren 
wnrde.  Die  Verfasser  der  sttddeatschen  Rechtsbttcher  haben 
also  die  Bedeatang  der  Vorschrift  ihrer  Qaelie  entweder  gar 
nicht  verstanden  oder  in  derselben  nar  specifisch  sächsisches 
Recht  gefunden,  das  deshalb  auszuscheiden  sei,  oder  endlich. die 
Bedeotang  des  Handgemais  schon  damals  für  nicht  mehr  praktisch 
erheblich  gehalten ;  dass  sich  diese  Bedeatang  im  spätem  Mittel- 
alter verlor,  dass  die  Heimath  nicht  mehr  durch  den  Stammsitz 
bestimmt  wurde  und  letzterer  einen  eigenthümlichen  Gerichtsstand 
nicht  mehr  begründete,  ist  allgemein  anerkannt. 

Zur  Zeit  des  Sachsenspiegels  freilich  gab  es  ausser  dem 
angefahrten  Falle  vielleicht  noch  andere,  welche  auch  vor  dem 
Könige  nar  in  dem  Heimathlande  des  Angeschuldigten,  nur  da, 
wo  er  sein  Handgemal  hatte,  entschieden  werden  durften.  Homeyer 
gedenkt  namentlich  des  Falles,  dass  wegen  eines  Verbrechens  an 
Leben  oder  Hand  die  Keichsacht  gegen  den  Ueberfahrten  aas- 
gesprochen werden  sollte,  und  meint,  dass  diese  UeberfUhrang 
nur  im  Heimathlande  habe  geschehen  können^).  Diese  Ansicht 
ist,  wie  ich  glaube,  vollkommen  begründet  und  die  Nachrichten 
Ober  einzelne  Prozesse,  welche  mit  der  Verkündigung  der  Reichs- 
acht endigten,  bestätigen  dieselbe  in  sehr  bestimmter  Weise. 
Vor  allen  gilt  dies  von  den  Berichten  über  das  Verfahren  gegen 
Otto  von  Nordheim  und  Heinrich  den  Löwen  (Band  L  31  fgg., 
90  fgg.),  aber  auch  in  anderen  Fällen  wird  bei  der  Ansetzang 
des  Gerichtsortes  auf  die  Heimath  des  Beschuldigten  Rücksicht 
genommen  und  zwar  geschieht  dies  so  regelmässig,  dass  sich 
dabei  die  Anwendung  eines  geltenden  Rechtsgrundsatzes  kaam 
verkennen  lässt.     So  wird,   um   nur  an   einige  der  früher  dar- 


>)  A.  a.  O.  60,  53,  54,  61. 

*)  Das.  60.  —   Ich  wiederhole   für    das  Folgende    nicht    mehr  die 
Quellenzengnisse,  da  sie  im  ersten  Bande  TolUtändig  Eusammeogestellt  sind. 
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gestellten  Prozesse  zu  erinnern,  917  die  Acht  Aber  die  scbwä-r 
bischen  Grafen  Erchanger  und  Bertbold  im  Schwäbischen  ?er- 
kOndet,  ebenso  976  Aber  Heinrich  von  fiayem  in  Regensbnrg, 
aber  Ernst  von  Schwaben  sollte  1027  in  Ulm  wegen  Hoehverraths 
gerichtet  werden,  Aber  den  Grafen  Gero  wird  979  zu  Magde- 
burg, Aber  den  sächsischen  Grafen  Thietmar  wird  1048  za 
Pöhlde,  Aber  Gebhard  von  Regensborg  1055  in  letzterer  Stadt 
Gericht  gehalten,  Heinrich  IV.  sprach  1077  za  Ulm  über  den 
Gegenkönig  Rudolf  ond  später  Aber  den  sächsischen  Markgrafen 
Eclcbert  zu  Weimar  und  Quedlinburg  die  Acht  aus,  und  die 
sächsischen  Grossen,  Herzog  Lothar  und  Rudolf  von  der  Nord- 
mark, wurden  ebenfalls  auf  sächsischer  Erde,  zu  Goslar,  ver- 
nrtheilt  ^).  Aus  der  Zeit  der  Hohenstaufen  sind  dann  folgende 
Beispiele  auszuzeichnen:  um  Aber  den  rheinischen  Pfalzgrafen 
Hermann  von  Stahleck  Gericht  zu  halten,  zieht  Friedrich  I.  von 
Regensburg  nach  Worms,  während  er  über  den  Pfalzgrafen  Hugo 
von  TAbingen  zu  Ulm ,  Aber  die  Mörder  Arnolds  von  Mainz  in 
dieser  Stadt,  Aber  Konrad  von  Salzburg  zu  Laufen  Gericht  hielt 
und  die  Rechtstage  gegen  dessen  Nachfolger  Adalbert  ebenfalls 
auf  bayerischem  Boden  halten  liess  ^).  Otto  von  Witteisbach  und 
Heinrich  von  Andechs  wurden  zu  Frankfurt  vernrtheilt,  aber  die 
Verkflndigung  der  Acht  erfolgte  oder  wurde  wenigstens  wieder- 
holt zu  Augsburg  (lege  Bavarica  proscripsit)  und  ähnlich  ward 
gegen  Friedrich  von  Isenburg  erst  zu  NArnberg  verhandelt,  dann 
zu  Frankfurt  die  Acht  ausgesprochen  oder  erneuert  ').  Grosse 
Beachtung  verdient  endlich  der  1222  vor  König  Heinrich  ver- 
bandelte Prozess  gegen  Alram  und  Albrecht  von  Hals  und  ihre 
Genossen;  sie  wurden,  obwohl  bayerischen  Stammes,  zu  Worms 
in  die  Acht  erklärt,  aber  wie  sehr  noch  damals  der  Reichshof 
sich  bewusst  war,  dass  in  solchen  Fällen  das  Urtheil  im  Heimath- 
lande hätte  gesprochen  werden  mAssen,  geht  daraus  hervor,  dass 
4er  König  ausdrAcklich  hervorhob,  er  habe  die  Acht  auch  ausser- 
halb Bayerns  verkAnden  dArfen,  weil  der  Kläger,  Bischof  Gebhard 
von  Passau,    dies   mit  RAcksicht   auf  die  ihm   als  Kreuzfahrer 


1)  Bd.  I.  22,  24,  26,  35,  30,  45,  34. 
«)  Bd.  I.  76,  77,  Sl,  84,  S6. 
»)  Bd.  L  104  fg.  107. 
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zustehenden  Privilegien  gefordert  (quateotts  secandum  indnlgentiam 
crace  sigoatis  a  Romana  sede  concessam,  ipsi  iustitiam  exhibere 
cnraremns)  und  mit  Becht  gefordert  habe:  malefactores  eosdein 
^ariter  et  castra,  non  obsiante  eOy  quod  in  Bavaria  terra  non 
extitimua,  presertim  cum  crucesignatorum  Privilegium  hone  legem 
exclttdat,  proscriptionis  rcgie  sententia  —  condeuipnavimus  ^). 

Aus  allen  diesen  Berichten  geht  hervor,  dass  es  bis  zum 
13.  Jahrhundert  als  Rechtssatz  galt,  der  König  könne  die  Acht 
nur  aussprechen,  wenn  Wenigstens  der  letzte  peremptorische 
Gerichtstag  gegen  den  Angeschuldigten  in  dessen  Heimathlande 
gehalten  würde.  Nur  liefern  dieselben  nicht,  wie  zugestanden 
werden  muss,  einen  vollen  Beweis  dafür,  dass  als  Heimathsland 
nur  dasjenige  angesehen  wurde,  in  welchem  das  Handgemal  im 
oben  angegebenen  Sinne  gelegen  war.  Vielmehr  lassen  die  im 
ersten  Bande  vollständig  mitgetheilten  Berichte  immer  noch 
Zweifel  darüber,  ob  die  Heimath  bestimmt  wurde  durch  den 
Stammsitz  oder  die  Geburt  oder  endlich,  wie  in  sl^äterer  Zeit, 
durch  den  Wohnsitz  in  einem  bestimmten  Lande.  Diese  Zweifel 
könnten  gelöst  werden  durch  eine  Prüfung  aller  einzelnen  Fälle 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Gründe,  welche  in  dem 
einen  und  dem  andern  massgebend  waren  fiUr  die  Wahl  des 
Gerichtsortes.  Diese  Erörterung  aber  kann  nur  Gegenstand 
einer  eingehenden  monographischen  Arbeit  grade  über  diese 
Frage  sein,  denn  sie  wird  sich  nicht  darauf  beschränken  dürfen, 
festzustellen,  wo  die  Verurtheilten  ihren  Wohnsitz  hatten  oder 
welchem  Lande  etwa  sie  durch  die  Geburt  angehörten,  sondern 
sie  wird  sich  in  die  Geschichte  der  einzelnen  Familien  vertiefen 
müssen'^),  um  zu  ermitteln,  wo  das  Handgemal  derselben  zu 
suchen  und  ob  letzteres  nun  entscheidend  war  für  die  Wahl  des 
Gerichtsortes.  Eine  derartige  Untersuchung  würde  zugleich  noch 
andere  Fragen  in  Betracht  ziehen  müssen,  auf  welche  die 
Geschichte  des  Hofgerichts  hinweist,  ohne  dass  die  in  den  U% 
künden  und  bei  den  Geschichtschreibern  gegebenen  Andeutungen 
für  sich  aHein  genügten,  ein  bestimmtes  Princip  zur  Beantwortung 


^}  M.B.  XKXI.  1.  510,  Urkdb.  ob  der  Eiins  II.  632,  HnilUrd- 
B.  II.  730;  oben  Bd.  I.  127. 

*)  Wie  es  Homeyer  50  fgg.  in  Beziehung  auf  dM  Geecfalecbt  Hein- 
rich des  Löifon  gethan  hat. 
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jener  festzustellen;  dahin  gehört  namentlich  die  Frage,  ob  die 
durch  das  Handgemal  begründete  Heiroath  zugleich  die  Folge 
hatte,  dass  in  gewissen  Prozessen  das  königliche  Gericht  mit 
Heimatbsgenossen  des  Beklagten  oder  Beschuldigten  besetzt 
werden  mnsste,  —  die  andere  ferner,  ob  der  Vollfreie  wenig- 
stens im  Hofgericht  nach  dem  Recht  seines  Wohnsitzes  oder 
dem  seiner  Heimath  gerichtet  wurde  ^),  —  die  dritte  jßndlich,  • 
inwieweit  auch  nach  dem  13.  Jahrhundert  noch  das  Handgemal 
Ton  Bedeutung  gewesen  sei  fttr  die  Staats-  und  privatrechtliche ' 
Stellung  der  Familien.  Die  letztere  Frage  wird  im  Wesentlichen  j 
verneinend  zu  beantworten  sein,  denn  Homeyer  hat  bereits  nach- 
gewiesen, dass  und  aus  welchen  Gründen  seit  dieser  Zeit  nicht 
nur  der  Gebrauch  des  Wortes,  sondern  auch  die  rechtliche  Be- 
deutung der  Heimath  in  jenem  alten  Sinne  verschwunden  sei  ^}. 
Schon  zur  Zeit  Heinrich  des  Löwen  wurde  es,  wie  erzählt  wird 
(Bd.  I.  S.  93  N.  1),  bestritten,  dass  der  König  bei  Verkündigung 
der  Acht  auf  die  Heimath  des  Angeklagten  Rücksicht  nehmen 
müsse,  und  die  oben  mitgetheilte  Urkunde  von  1 222  lässt  wenig- 
stens durchblicken,  dass  auch  damals  die  Geltung  des  Rechts- 
satzes nicht  mehr  ganz  unzweifelhaft  war  (preaerttm  cum  u.  s.  w.). 


'}  Die  ergtere  Frage  ▼erneint  Homeyer  S.  65,  obwohl  doch  in  ein-  . 
seinen  Fällen,   wie  es  scheint:   nicht  ohne  Abiicht,   Wertb  darauf  gelegt  ■ 
wird,  dast  jemand  durch  seine  comproTinciales  gerichtet  worden  sei  (z.  B.  j 
Bd.  I.  33  N.  1,  45  N.  2).   —   Die  zweite  hat  Ssp.   HI.  33  und  71  §.  2 
zum  Ausgangspunkte.    Danach  steht  fest,  dass  der  Konig  in  seinem  Gericht 
weder  nach  fränkischem  Recht  richtet  noch  nach  dem  Recht  des  Landes, 
in  welchem  er  Gericht  hält,  sondern  bei  einem   Streit  nm   Grundstücke 
nach   der  \tx  rei  sitae  (33  §  5),  in  allen  andern  Fällen  nach  dem  Rechi 
des    Verklagten:    33  §  1  iewelk    man   hevet   sin  recht   vor'  me  koninge, 
§  2  der  Verklagte  antwortet  vor  dem  Könige  na  sime  rechte  unde  nicht 
na  des  klegeres  rechte,   71  §  2  vor   dem    Reiche  hevet  manlik  recht  na 
einer   bort.    Dieses  Mannesrecht,   sagt  Homeyer  a.    a.   O.   64,  ist  für 
Scfaoffenbare  das  Recht  des  Landes,  wo   ihr  Handgemal  liegt,   während 
Stobbe   (Personalität  und  Territorialität   des    Rechts    bei   Bekker    und   • 
Mnther  VI.  58)   darunter   das  Recht  des   Domicils  des    Verklagten   Ter- 
steht.    Für  die  ältere  Zeit  und  so  lange  das  Handgemal  praktische  Bedeu-   | 
tong  hatte,  mochte  sich  wohl   die  erstere   Ansicht   als  richtig  erweisen 
lassen,  während  später,  wie   Gorlitzer  Ldrt  39  §  5  entschieden  beweist,  ] 
lediglich  das  Recht  des  Domiolls  in  Betracht  gezogen  wurde. 

«)  A.  a.  O.  S.  81. 
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In  der  späteren  Zeit  wird»  soweit  die  Urkanden  mit  Sicherheit 
ersehen  lassen,  der  Heimath  des  Angeklagten  nicht  mehr  die 
frühere  Bedeutung  beigemessen ;  die  Schranke,  welche  dem  König 
danach  hinsichtlich  der  Wahl  des  Gerichtsortes  wenigstens  bei 
Verkündigung  der  Acht  gezogen  war,  ist  hin  weggefallen,  und  dazn 
bat,  abgesehen  von  anderen  Verhältnissen,  gewiss  nicht  wenig 
beigetragen,  dass  die  Hohenstaufen  dieselbe  schon  längere  Zeit 
nicht  mehr  beachten  zu  müssen  glaubten,  sondern  selbst  in 
Italien  Achtprozesse  gegen  deutsche  Edle  verhandeln  Hessen. 

Eine   weitere    Einschränkung   des  Königs   hinsichtlich    der 
freien   Wahl    des   Gerichtsortes  kennen   die  Rechtsbücher   beim 
Urtheilschelten  ^).     Der  Sachsenspiegel  bestimmt  II.  12  §  4,  wie 
ein  gescholtenes  Urtheil  an  den  König  gezogen  werden  solle  and 
schliesst:  svenne  se  den  koning  erst  ereschet  binnen  sessischer 
art,  so  solen  se  to  hove  varen,  unde  dar  na  over  ses  weken  dat 
ordel  weder  bringen,   und   Richtsteig  Ldrt.   49  §  5  wiederholt: 
so  vrage  de  it  ordei  bescilt,   wen  he  sie  erheven  scole  unde  se 
de    raede    varen    scolen.     So   vintme,   wen   se  den  koning  erst 
voreschen  up  sessescher  art;   der  Bsp.  106  ändert  den  Satz  in 
entsprechender  Weise:    und  ist  dev  urtail  verworfen  auf  swaebi- 
scher  erde,  so  der  chunich   danne  chumt  ze  swaben,   da  suUen 
die  poten  hin  chomen   und  sullen   der  urtail   ze   ende   chomen, 
und  so  ist  derselbe  auch   in   den  Swsp.  L,  114,   W-  96  über- 
gegangen.    Jede   Sache  also  kann   im  Wege  des  Rechtszuges  an 
das  Reich  gelangen,   aber  ein  auf  sächsischer  oder  schwäbischer 
Erde  gescholtenes   Urtheil  kann  der  König  nur  in  Sachsen  and 
beziehungsweise  in  Schwaben   zur  endlichen  Erledigung  bringen, 
er  darf  in  solchen   Angelegenheiten   sein  Gericht  nirgend  anders 
im  Reiche  niedersetzen,  als  in  dem  Lande,  da  das  Urtheil  ge- 
scholten wurde.     Ob  diese  Sätze  in  älterer  Zeit  praktisch  waren, 
ob  die  königliche  Gewalt  sich   dadurch  gebunden  hielt,  ist  bei 
dem  grossen  Dunkel,  das  in  den  Quellen  für  die  Geschichte  des 
Hofgerichts  grade   bezüglich   des  Rechtszuges  herrscht,  nicht  zu 
i  entscheiflen.     Sie  galten  aber  von  Anfang  an  nicht  für  alle  Be- 
.  rufungen  an  den  königl.  Hof  —  namentlich  nicht  bei  Beschwerden 


>)  Zn  denk  folgenden  vgl.  auch  G.  L,  Boehmer:  de  provocationibot 
inris  Germanici.  (Halle,  1738)  cap.  II.  S.  49—88. 
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Aber  verweigerte  oder  verzögerte  Justiz,  ebenso  wenig  bei  dem 
Rechtsznge  in  Lehnstreitigkeiten  ^)  —  und  mit  Sicherheit  kann 
gesagt  werden,  dass  sie  flberhanpt  mit  dem  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts ausser  Geltung  kamen  und  kommen  mussten.  Dies  war 
weniger  eine  Folge  der  Aufnahme  des  römischen  Rechts,  welches 
Ar  die  Appellation  derartige  Beschrankungen  nicht  kannte  ^,  als 
vielmehr  der  Umgestaltung  der  Reichsverfassung  seit  dem  Aus- 
gange der  Hohenstaufen.  Denn  die  Vorschrift,  dass  der  König 
Ober  gewisse  Sachen,  namentlich  solche  also,  welche  im  Rechts- 
znge an  ihn  gelangen,  nur  im  Lande  Sachsen  oder  Schwaben 
richten  dflrfe,  setzt  voraus,   dass  der  König  auch  wirklich   in 


')  Nach  Lehnreeht  ist  nur  erforderlich,  daei  über  das  gescholtene 
Urtheil  anf  deutscher  Erde  entschieden  werde.  Sachs.  Lehnrecht  69  ' 
§  7:  Is  aver  die  herre  buten  deme  lande  an  dene  man  des  ordeles  tut, 
Bvenne  he  irst  weder  knmt  in  äüdiacher  art  die  romeschem  rike  under- 
dan  is,  nnde  sie  sin  tokomen  vreschet,  so  sol  man't  ordel  weder  bringen 
over  ies  weken  von  deme  dage.  A.  V.  U.  64:  Si  antem  snperior  dominus 
deAierit  Tentoniae  tempore  terminandae  sententiae,  cum  primo  Teutoniam 
intrasse  cognoscatar,  ab  illo  die  sententia  redncatur  infra  sex  bebdomadas 
domino.  Uebereinstimmend  das  Görlitzer  Lehnrecht  bei  Homeyer  II, 
3.  145,  während  der  Richtsteig  Lehnrechts  27  §  4  des  Falles,  dass  der 
Herr  aus  deutschen  Landen  abwesend  ist,  nicht  besonders  gedenkt.  Dsp. 
223  sagt :  ist  aber  der  herre  auz  dem  lande  an  den  man  die  nrtail  zeuget, 
swenne  er  erste  wider  chumt  in  römischev  reich  und  sein  chunft  ervrai- 
sehet,  so  sol  man  die  urtail  wider  pringen  über  sechs  wochen  ?on  dem 
tage,  und  Swsp.  Lassb.  128  c:  ist  aber  er  nzzen  landes  —  als  dann  er 
wider  in  tiutschiv  laut  kumt  oder  in  sin  hus  —  so  suln  si  zu  im  komen 
u.  s.  w.  Wird  ein  Urtheil  gescholten  um  Lehen,  das  des  Herrn  Eigen  ist, 
10  geht  der  Zug  zuletzt  an  das  Reich;  es  wird  aber  auch  in  diesem  Falle 
nicht  gefordert,  dass  das  Gericht  grade  nur  auf  sächsischer  oder  schwäbi- 
scher Erde  gehalten  werde:  Säch.  Lehnrt.  69  §8,  Dsp.  und  Swsp.  a*.  a.  O. 

*)  Die  Glosse  zum  Landrecht  und  zum  Weichbild  findet  in  der  Vor- 
schrift II.  12.  §  4  einen  besonderen  Vorzug  des  sächsischen  Rechts  gegen- 
über dem  römischen.  Zn  Weichbild  art.  XII  (Daniels  1858  S.  240):  und 
denne  den  Sachztn  daz  zu  eim  grossin  vorteil  und  zu  einer  sunderlichen 
gnaden  gegeben  is,  daz  sj  nicht  ehr  zn  hove  zihin  sollen  umme  ein  ge- 
itroft  orteil,  der  koning  queme  denne  uff  sechsische  art;  zu  Ssp.  II.  12: 
dis  ist  dammb,  dasz,  welche  sich  (nach  römischem  Recht)  an  den  ober- 
richter  berufen,  müssen  seinen  hoff  suchen,  wo  er  ist.  Wir  aber  durffen 
nicht  zu  hoffe  ziehen,  der  König  komme  dann  zu  uns  auf  sächsiche  land- 
art  Auch  später  findet  sich  dann  die  Bestimmung  des  Ssp.  auf  eine  be- 
sondere Freiheit  des  sächsischen  Stamme«  zurückgeführt^ 
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einem  gewissen  Wechsel  die  einzelnen  Lande  besncfae  and  dort 
Hof  halte.  Dies  geschah  aber  schon  im  13»  Jahrhundert  nicht 
regelmässig  —  von  König  Heinrichs  Hoftage  zu  Allenboi^  1234 
bis  zn  dem  König  Rudolfs  zu  Erfurt  1 289  sah  Sachsen  nur  noch 
1252  und  1253  den  König  Wilhelm  in  seinen  Gränzen  ^)  — ,  im 
14.  und  15.  Jahrhundert  noch  seltener,  zuletzt  gar  nicht  mehr. 
Hätte  man  dennoch  die  Bestimmungen  der  Rechtsbficher  als  fort- 
dauernd in  Gültigkeit  ansehen  wollen,  so  wäre  dies  gleichbedeu- 
tend gewesen  mit  der  Aufhebung  des  Bechtszuges  an  den  König 
Oberhaupt,  in  welche  das  Oberhaupt  des  Reichs  nicht  williges 
konnte  und  welche  schliesslich  doch  auch  den  einzelnen  Giie- 
dem  desselben,  namentlich  den  minder  mächtigen,  zum  Nachtheil 
gereichen  musste.  Im  Lande  Sachsen  freilich  hielt  man  noch 
im  15.  Jahrhundert  an  dem  Satze  der  Recbtsbücher  fest  und 
suchte  demselben  die  Ausdehnung  zu  geben,  dass  Ober  einen 
Sachsen  tlberhaupt  nur  auf  sächsischer  Erde  gerichtet  werden 
dürfe  und  dass  das  Hofgericht  auch  in  den  Fällen  an  die  an- 
geführten Bestimmungen  des  Ssp.  II.  12  §4  gebunden  sei,  wenn 
Seitens  der  einen  Partei  erwiesen  werde,  dass  das  niedere  Gericht 
sich  einer  Rechtsverweigerung  schuldig  gemacht  habe.  Aber 
schon  im  Jahre  1359  musste  die  Stadt  Magdeburg  die  Erfah- 
rung  machen,  dass  sie  sich  trotz  aller  Berufungen  auf  das  säch- 
sische Recht  gegen  Ladungen  vor  das  Hofgericht  auch  ausser- 
halb Sachsens  und  selbst  mit  Umgehung  der  zunächst  coropetenten 
Gerichte  nicht  schützen  könne  ^),  und  dass  der  Reichshof  in 
ähnlicher  Weise  auch  später  vorzugchen  pflegte,  zeigt  jener 
merkwürdige  hanseatische  Recess  von  1419,  welchen  Stobbe  vor 
Kurzem    veröffentlicht    hat^).     Danach  beschliessen    die    Städte 


1)  Ficker:  Eotstehungszek  des  Ssp.  S.  97. 

*)  Vgl.  oben  S.  19  N.  1  und  Rathmann:  Geschichte  der  Sudt 
Magdeburg  II.  306  fgg.,  Hoffmann:  6.  d.  Stadt  M.  I.  260  fg.  Aoeh 
später  wurde  die  Stadt  Magdeburg  noch  häufig  ausserbatb  Sachsens  vor 
das  Hoigericht  geladen:  Rathmann  II  445,  III.  46,  Hoff  mann  1.305, 
352.  Das  der  Stadt  im  Jahre  1431  ertheilte  priT.  de  non  evoc  (Lönig 
XIV.  6ö5)  gedenkt  ebenfalls  nicht  des  Rechts  der  Bürgerschaft,  zn  for- 
dern, dass  über  sie  nur  anf  sächsischer  Erde  gerichtet  werden  dürfe. 

*)  Beitrage  z,  Gesch.  des  d.  Bts.  174  fgg.  Eine  Abschrift  des 
Beceases  besitze  ich  selbst  seit  l&ngerer  Zeit  Auch  Stobbe  bezweifelt 
ganz  mit  Bech^   dass  der  Anspruch  der  Städte  dem  damala  gelteodea 
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gewisse  Massregeln,  oixi  sicli  zu  sehfltzeri  gegen  ,4^  miwontliken 
ladinge  ane  vorvolghinge  enes  yewelkcn  vor  sinen  egben  bynnen- 
landeseben  richter*',  deren  Gttitigkeit  nacb  säcbsiscber  Freibeii 
Dnd  nacb  Kaiserrecbt  zu  bezweifeln  sei.  Um  ihren  Bescbluss 
(oben  S.  21  N.  5)  za  rechtfertigen,  berufen  sie  sich  aaf  ein 
Gutachten ,  welches  mit  Berücksichtigung  des  römischen  and 
sächsischen  Rechts  Mittel  und  Wege  nachweist,  wie  sich  der  am 
Hofgericht  Yerurtheilte  gegen  die  Ansffihning  der  dort  ergan- 
genen Erkenntnisse  zu  schützen  vermöge.  Soll  gegen  ilin  im 
Auftrage  des  Reichs  die  Acht  vollstreckt  oder  sein  Gut  be- 
kAmmert  werden,  so  soll  er  vor  dem  städtischen  Gericht  fragen, 
ob  er  nicht  sich  und  sein  Gut  wahren  möge  gegen  die  Urtheile 
des  Reichshofes.  Hat  man  ihm  dies  gefunden^  so  fragt  er,  wo 
man  den  Sachsen  zu  Recbt  verklagen  möge  ?  so  vindet  men :  vor 
synen  richter  uppe  aaaacher  ort,  id  en  sy  dat  sin  richter  deme 
klegher  rechtes  geweighered  hebbe,  unde  de  klegher  dat  bewise, 
also  recbt  is,  ao  mogke  he  ene  anclaghen  vor  deme  ryke  edder 
des  rylces  bevolnen  richter  uppe  sasaescher  ard.  Also  dat 
ghevunden  is,  so  vraghe  he  na  deme  male,  dat  de  rechte  ieghen 
en  ghegan  sin  unde  gehandelt  buten  acuaeacher  ard,  eft  dat  icht 
unmechtich  aole  sinf  So  vint  men:  ya.  So  vraghe  vord,  eft 
dan  he  und  sin  gud  dann  lebt  kummerloes  schole  sin  ?  So  vindet 
men:  ya.  In  einem  zweiten  Artikel  wird  dann  untersucht,  wie 
es  zu  Recht  stehe,  wenn  der  König  zwar  Ladung  und  Urtbeil 
auf  sächsischer  Erde  habe  ergehen  lassen,  der  Kläger  aber  vor 
dem  Reiche  mit  Umgehung  des  eigenen  Richters  des  Verklagten 
geklagt  habe  ?  und  darauf  geantwortet,  Ladung  und  Urtbeil  seien 
auch  in  diesem  Falle  unkräftig:  unde  eft  dann  de  koning  tomale 
tornich  (werdich?)  werden  wolde,  so  hebben  in  dat  gemeine  in 
den  steden  dessen  ordele  de  vorspraken  gevunden,  dar  nich 
grotes  an  to  bekomerende  ys.  Bei  der  Begrüffdung  dieser  Sätze 
geht  nun  das  Gutachten  auf  eine  Reihe  weiterer  Rechtsfragen 
ein.  Wenn  der  Sachse  ein  Urtbeil  schelte,  heisst  es,  so  brauche 
er  nicht  zu  dem  Könige  zu  ziehen,   bis  der  König  einmal  nacb 


Reielisrecht  entsproeheD  habe.  Grade  in  dieser  Urkande  findet  sich  der 
Satx  des  Ssp.  II.  12  §  4  stets  als  eine  besondere  sächsische  Freiheit  dem 
geschriebenen  Recht  gegenüber  gestellt. 
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Sachsen  komme:  Ssp.  II.  12  §  4.  Käme  der  König  gar  nicht 
dahin,  so  brauche  deshalb  Urtheil  und  Recht  nicht  auf  die  Daaer 
im  Ungewissen  zu  bleiben,  sondern  der,  welchem  an  der  Ent* 
Scheidung  liege,  möge  zum  König  ziehen  und  fordern,  dass  er 
einen  Richter  ernenne,  der  von  Reichs  wegen,  aber  auf  sächsi- 
scher Erde ,  die  Sache  erledige  ^).  Zum  zweiten  Artikel  wird 
ausgeführt:  weigere  der  Richter  des  Verklagten  dem  Kläger 
Rechtens,  so  dflrfe  dieser  nicht  sofort  an  das  Reich  gehen,  son- 
dern er  müsse  erst  den  Bischof,  unter  dem  der  Richter  gesessen, 
angehen,  dass  dieser  denselben  mahne;  wenn  aber  auch  diese 
Mahnung  nutzlos  bleibe,  könne  der  Kläger  nunmehr  den  Schul- 
digen vor  den  König  laden?  Secge:  yaa,  na  gescreven  rechte, 
iunder  na  saasescher  vrtgheü,  so  ne  mach  men  de  Sassen 
hüten  sassescher  ard  nicht  laden  vor  dat  ryke^  offe  vol  sin 
eghdike  richter  rechtes  wetgherde  unde  oke  des  bescopes  dwang 
nicht  en  achtede,  wente  de  Sassen  sint  gevriet,  dat  men  se 
buten  sassescher  ard  nicht  laden  mach,  alse  de  glose  (zu  II.  12 
§  4)  secht:  merke,  dat  wy  Sassen  nicht  dorven  to  hove  komen* 
de  hoff  en  kome  uns  uppe  sassescher  ard.  Auch  eine  dem  Reiche 
unmittelbar  unterworfene  Stadt  dürfe  man  nicht  ausserhalb  säch* 
sischer  Erde  beklagen  ^^  vielmehr  müsse  in  diesem  Falle  wie  in 
dem  eben  erwähnten  der  Rechtsverweigerung  der  Kläger  daf&r 


'}  Das  Gntachten  fuhrt  aus,  die  Sachsen  seien  ebenso  gefreiet,  vie 
nach  I.  an.  C.  III.  14  die  Wittwen,  Waisen  und  andere  ihnen  gleich 
stehende  Personen:  Si  contra  papillos  rel  viduas  vel  diuturno  morbo 
fatigatos  et  debiles  impetratnm  fuerit  lenitatis  nostrae  indicium,  memorati 
a  nullo  nostromm  iudicum  compellantur  comitatui  nostro  sui  copiam 
facere,  qninimo  intra  provinciam,  in  qua  litigator  et  testes  ve!  instrumenta 
sunt,  ezperiantur  iurgandi  fortunam  atqne  omnts  cantela  servetar,  ne 
terminos  provinoiarum  suarnm  cogantnr  excedere.  Dar  de  lerer  Cynos 
und  Bartolus  vraghen:  we  effte  dann  der  prorincie  richter  rechtes  weig- 
herd  edder  nicht  richten  kann,  mach  men  dann  de  personen  ute  de  pro- 
vencien  laden?  dar  secget  se:  nen;  mer  er  Privilegium  schol  men  den 
personen  holden  nnde  berelen  de  sake  bynnen  landes. 

*)  Yortmer  eft  ein  stad  uppe  sassesch  ard  belegen  keyserTrig  is,  de 
stad  en  schal  men  ok  baten  sassescher  ard  nicht  laden,  wente  de  stad 
er  se  keyservrige  ward,  do  hadde  se  de  snlren  vrigheide,  de  de  anderen 
stede  in  sassescher  ard  beleghen  hebben,  unde  in  deme  dat  se  dar  ander 
dat  ryke  ghekomen  is,  so  ne  hcTet  de  stad  der  Trigheit  nicht  vorcheghen: 
1.  6  Cod.  I.  U. 
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sorgen,  dass  ihm  ein  Richter  seiner  Sache  bjnnen  sassescher 
ard  gegeben  werde:  so  komme  er  zum  Rechten  and  die  Sachsen 
behielten  ihre  Freiheit.  Der  Richter  welcher  Rechts  weigert, 
soll  bestraft  werden,  ebenso  aber  deijenige,  welcher  die  unrecht- 
ro&ssige  Ladung  bewirkt  hat;  letztere  selbst  and  die  darauf  er- 
gangenen Urtheile  sind  unwirksam,  wer  sie  ausführt,  wird  straf- 
fällig; der  Richter  also  muss  dieselben  fClr  hinfällig  erklären  und 
wenn  ihn  der  König  deshalb  zu  Rechenschaft  ziehen  will,  so 
soll  er  sich  zu  Recht  erbieten:  in  siner  landard;  da  vyndet  men 
eme  na  sassescher  vryheid,  dat  he  recht  gerichtet  heft.  Im 
Wesentlichen  also:  die  Ansprüche,  welche  die  StAdte  erheben, 
gehen  viel  weiter,  als  sie  nach  dem  Sachsenspiegel  irgend  be- 
grflndet  sind;  Evocationen  an  den  königlichen  Hof  mit  Umgehung 
der  ordentlichen  Gerichte  sind  überhaupt  unzul&ssig;  im  Wege 
des  Rechtszuges  oder  in  Folge  der  Rechtsverweigerung  kann 
eine  Sache  zwar  an  das  Reich  gelangen,  aber  zur  Entscheidung 
derselben  muss  das  Hofgericht  auf  sächsischer  Erde  gehalten 
werden;  was  sonst  geschieht  oder  geurtheilt  wird,  ist  rechtlich 
unverbindlich.  Wir  kennen  die  nähern  Umstände  nicht,  weiche 
zu  der  Einholung  des  Gutachtens  Anlass  gaben,  aber  wir  dürfen 
denselben  mit  ziemlicher  Sicherheit  in  dem  Missbranch  suchen, 
den  das  Hofgericht  grade  unter  Sigismund  mit  dem  königlichen 
E?ocationsrecht  zu  treiben  pflegte:  der  Beschluss  der  Städte 
bildet  die  natürliche  Reaction  gegen  denselben.  Einen  weiteren 
Grund  finden  wir  dann  zum  Schluss  angegeben:  vortmer  wan  des 
rikes  hoff  were  alse  he  scolde,  so  mochte  men  ok  anders  don, 
Sander  want  des  nicht  en  is,  alse  he  scolde  etc.  so  mot  me  don, 
alse  me  mach,  —  was  wir,  die  wir  den  traurigen  Znstand  des  Hof- 
gerichts zu  jener  Zeit  kennen,  so  auffassen:  wäre  die  Rechts- 
pflege an  demselben  besser,  so  würde  der  Beschluss  nicht  nöthig 
sein,  da  sie  aber  eben  jammervoll  ist,  so  erscheint  es  von  Vor- 
theil,  die  Einmischung  desselben  so  weit  als  möglich  auszu- 
schliessen.  Und  endlich,  wäre  die  Macht  des  Königs,  das  An- 
sehen des  Gerichts  noch  ebenso  gross  als  in  früheren  Zeiten 
so  würde  man  die  Beschlüsse  nicht  zu  fassen  versucht  haben, 
wie  aber  die  Verhältnisse  lagen^  konnte  man  schon  wagen,  die 
Gerichtsgewalt  des  Königs  so  einzuschränken,  dass  von  einer 
wirksamen    Handhabung   derselben    nicht   mehr   die   Rede  war; 
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man  braacht  sich  eben,  wie  es  in  der  Urkunde  heisst«  nicht  zu 
kommern,  wenn  der  König  zornig  wird.  Natzlichkeitsgrflnde 
also  bestimmten  den  Beschlnss;  ob  er  berechtigt  sei^  bezweifelten 
die  Städte,  wie  sie  selbst  sagen,  nnd  man  kann  nicht  behaupten, 
dass  die  dafUr  dann  angeführten  RechtsgrQnde  diese  Zweifel  ge- 
löst hätten.  Dem  wirklichen  Inhalt  des  Sachsenspiegels  wenig- 
stens —  auf  gemeines  deutsches  Recht  beruft  man  sich  gar 
nicht  —  entsprach  das  Gutachten  nicht;  ebenso  wenig  dem  gelten- 
den Recht  jener  Zeit,  denn  der  Gesammtinhalt  der  Urkunde,  der 
ausdrückliche  Hinweis  auf  die  seit  Jahren  geObte  Praxis  des 
Hofgerichts  beweist  doch  eben,  dass  man  dort  weder  die  von 
den  Städten  zu  Unrecht  prätendirten ,  noch  die  nach  älterem 
Recht  wirklich  begründeten  Einschränkungen  des  Königs  in  Be- 
ziehung auf  die  Wahl  des  Gerichtsortes  als  wirksam  anerkannte  ^). 

Dem  bisher  erörterten  allgemeinen  Satze:  das  Hofgericht 
ist  da,  wo  sich  der  König  aufhält«  steht  der  andere  zur  Seite: 
es  kann  nur  da  gehalten  werden,  wo  der  König  verweilt.  Ais 
1405  die  Markgrafen  von  Meissen  und  die  Burggrafen  vonNQin- 
berg  nach  Heidelberg  vor  das  Gericht  geladen  waren  und  dort- 
hin auch  ihre  Bevollmächtigten  entsendet  hatten,  musste  die 
Verhandlung  vertagt  werden :  quia  —  rex  —  tunc  temporis  erat 
in  Constantia  constitntus,  ideo  Hejdelberge  iudicium  imperiale 
non  poterat  celebrari,  und  zwar  erfolgte  der  Aufschub  nicht  weil 
thatsächliche  Hindernisse  der  Hegung  des  Gerichts  entgegen- 
gestanden hätten,  sondern  aus  dem  allgemeinen  Rechtsgraode, 
dass  das  Hofgericht  nirgend  gehalten  werden  dUrfe,  ausser  an 
dem  Orte,  wo  der  König  persönlich  anwesend  sei'). 

Daraus  ergab  sich,  was  zunächst  die  Stellung  des  Hofrichters 
anbetrifft,   dass  derselbe,   wenn  der  König  aus  Deutschland  ab- 


*)  Eine  noch  spätere  Bezugnahme  auf  das  aächflische  Recht  findet 
iieh  nach  einer  Nachricht  bei  Lacomblet  IV.  306  ans  dem  Jahre  1444. 
Die  Stadt  ioj^st  appcllirte  in  ihrem  Streite  mit  Enb.  Dietrich  von  Kein 
(S«  59  fg.)  von  dem  Sprnche  Bernhards  von  Sachsen  an  den  papstlieheo 
Stuhl  und  stützte  sich  darauf,  dass  da  die  Stadt  in  Sachsen  gelegen,  auch 
der  Erzbischof  als  Herzog  von  Engern  und  Westfalen  diesem  Lande  an- 
gehöre, der  Rechtsstreit  vor  einem  sächsischen  Gericht  hatte  verhandtU 
werden  müssen.     Näheres  ist  leider  nicht  mitgetheilt. 

*)  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  484  S.  530;  oben  Bd.  I.  359. 
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weseod  war,  auf  deutschem  Boden  keine  JnriBdiction  anslkben 
konnte^  dass  er  Oberhaupt  nur  da,  wo  der  König  anwesend  war, 
Gericht  halten  durfte:  die  Geschichte  des  Hofgerichts  bietet  auch 
nicht  ein  einziges  Beispiel,  dass  von  diesen  Grundsätzen  ab- 
gewichen worden  sei  ^).  Ueberhaupt  aber  trat  das  Ho%ericht 
mit  dem  Ableben  des  Königs  sofort  ausser  Thätigkeit  und  es 
konnte  im  Reiche  nicht  existiren,  wenn  der  König  ausserhalb 
desselben  abwesend  war^).  Im  letzteren  Falle  hörte  die  könig- 
liche Gmchtsbarkeit  ganz  auf  oder  die  Beiiigniss  zur  Ausübung 
derselben  ging  aaf  diejenigen  über,  welche  auf  Grund  allgemein 
geltenden  Rechtssatzes  ^)  oder  besonderen  Auftrages  die  Stell- 
vertretung  des  Königs    im  Reiche   übernahmen  ^).    Solöhe   Be- 


^>  Ueber  die  Stellung  des  Grafen  Adolf  von  Waldeck  vgl.  Bd.  I.  70  fgg. 

*)  Ueber  die  Regierungsvormandschaft  für  den  Konig  im  Allgemeinen: ' 
Kraut:  Vormdschft  11 1.  112—137,  ond  über  die  Vertretung  desselben  als 
oberster  Riehter  insbesondere:  Harpprecbt  IV.  1-^44. 

*)  Als  ein  unzweifelhafter  Satz  des  deuUchen  Staatsrechts  im  Mittel- 
alter kann  angesehen  werden,  dass  wenn  dem  König  noch  bei  Lebzeiten 
ein  Nachfolger  gewählt  worden  war,  dieser  auch  im  Fall  der  Abwesen- 
heit des  ersteren  die  Reicbsvcrwaltung  übernahm.  War  der  Gewählte  \ 
noch  minderjährig  —  wie  es  z.  B.  die  Söhne  Konrads  11.,  Konrads  III.  1 
und  Friedrichs  II.  waren,  als  sie  enr  Statthalterschaft  berufen  wurden  — , 
so  mnssten^ibnen  natürlich  ihre  Vormünder  bei  der  Leitung  der  Qesehäfte 
zur  Seite  stehen,  aber  sie  galten  doch  stets  als  selbstregierend  (Kraut 
J30  fgg.)  und  es  ist  deshalb  auch  von  ihrem  Hofgericht  und  nicht  von 
dem  des  abwesenden  Königs  die  Rede.  Vgl.  das  Schreiben  Konrads  III. 
an  König  Heinrich  von  1148:  de  oontemptoribus  nostrts  —  iudicio  curiae 
tuae  condempnari  praecipimus  (legg.  85). 

*)  Kraut  A.  a.  O.  127  bemerkt  richtig,  es  habe  während  des  Mittel- 
alters lediglich  vom  Willen  des  Königs  abgehangen,  wem  er  die  Reichs* 
Verwesung  für  die  Dauer  seiner  Abwesenheit  habe  anvertrauen 
wollen.  Weder  die  Mainzer  Erzbischöfe  noch  der  Pfalzgruf  am  Rhein 
und  der  Herzog  von  Sachsen  hatten  begründeten  Anspruch  zu  fordern, 
dass  die  Reichsverwaltong  auch  in  diesem  Falle  Ipso  iure  anf  sie  über- 
gehen müsse.  Die  unklaren  Sätze  des  schwäb.  Lehnrechts  (Lassberg  ' 
41  b  u.  c)  beweisen  gar  nichts  für  die  Berechtigung  dieses  Anspruchs, 
ebenso  wenig  die  goldene  Bulle  c.  V.  §  1  und  2,  welche  nach  richtiger 
Ansteht  nur  den  Fall  der  Thronerledigung  berücksichtigt.  Aus  der  späteren 
Zeit  werden  dann  allerdings  Urkunden  angeführt,  welche  ein  besonderes 
Vorrecht  der  Pfalsgrafen  hinsichtlich  des  Vioariats  auch  für  Abwesenheits- 
fälle anerkennen,'  aber  der  Sinn  derselben  kann  nur  der  gewesen  sein, 
dass  dem  Pfalzgrafen   das   Vicariat  gesetzlich   austoben   solle,   wenn   der 
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anftragangen  fanden  nach  Erlass  der  goldenen  Balle  nicht  sel- 
tener Btatt  als  vor  derselben^).  Dass  der  ReichsTicar  zagieich 
die  oberste  Gerichtsbarkeit  fttr  den  König  ansfiben  solle  ^),  wird 
bisweilen  nicht  ausdrücklich  erw&hnt  (z.  B.  1418  wird  Friedrich  I. 
von  Brandenburg  zum  Reichsvicar  ernannt:  gebenn  ihm  davon 
unser  gantze  und  volle  gewalt  und  machte  zu  schaffen,  zu  thua 
und  ^u  laszen  gemeiniglich  und  besunder,  als  wir  selber  in  allen 
unsern  und  des  riches  Sachen  und  geschaefften,  groszen  und 
kleinen,  in  allen  teutschen  landen,  also  dasz  er  darin  unser 
und  des  reiches  beste,  nutze  und  ere  fflrwenden  und  schaffen 
solle  nach  seiner  besten  verstantnusz ;  und  was  er  also  und  in 
solcher  masse  schaffen  und  ordnen  wirdet,  das  wollen  wir  stete 
und  unverbrecklich  halten  '),  während  in  anderen  F&llen  grade 
darauf  besonderes  Gewicht  gelegt  wird :  z.  B.  Urkunde  Ruprechts 
für  seinen  Sohn,  den  Pfalzgrafen  Ludwig  von  140J :  Dantes  — 
eidera  —  generalem  iurisdictioncm  et  gladii  —  potestatem, 
merum  et  mixtum  imperium  ac  etiam  administrationem  et  iuris- 
dictionem  omnimodam,  contentiosam  et  voluntariam,  vice  et 
auctoritate  atque  nomine  nostro  in  S*  imperii  provinciis,  prin- 


Konig  keinen  Vertreter  ernannt  habe:  denn  gmde  unter  den  Luzembargem 
wurden  lebr  haofig  andere  Fürsten  und  Herrn  mit  der  Reicbsverwesaog 
beauftragt  (s.  die  folg.  Note).  Erst  im  neueren  Reichsstaatsrecht  wurde 
gesetzlich  anerkannt,  dass  die  Reichsvicare  auch  bei  langwieriger  Ab- 
wesenheit des  Königs  ausser  Reichs  und  während  der  Minderjährigkeit 
desselben  unbedingt  xur  Reichsverwaltung  berechtigt  seien.  Vgl.  über 
diese  viel  bestrittenen  Fragen:  Pfeffinger  I.  928  fgg.,  Harpprecbt 
a  a.  O.  —  die  ganze  erste  Abthetlung  des  4.  Bandes  handelt  von  dem 
Reichs vicariat  — ,  Kraut  176  fgg. 

')  Im  Jahre  1360  ernennt  Karl  IV.  den  Herzog  Wenzel  von  Luxem- 
burg zum  Reichsvicar:  Sohaab  Städtebund  II.  244,  Wenzel  bestellte 
als  Reichsverweser  einmal  den  Herzog  Przimislaus  von  Teschen  nod 
später  seinen  Bruder  Sigismund:  oben  Bd.  I.  203,  Sigismnnd  endlich 
1418  den  Markgrafen  Friedrich  von  Brandenburg  und  1422  den  £n- 
bischof  Konrad  von  Mainz:  das.  215. 

*)  Einzelne  Angelegenheiten  konnte  der  König  immer  eigener  Ent- 
scheidung vorbehalten  (Kraut  a.  a.  O.  137)  und  diejenigen  Rechtssachen 
der  Fürsten,  welche  nur  vor  ihm  personlich  erledigt  werden  durften, 
galten  immer  als  vorbehalten,  wenn  nicht  durch  speciellen  Auftrag  dea 
Reichsvicaren  das  Gericht  auch  in  diesen  Fällen  überlassen  wurde. 

*>  Riedel  11.  3.  257,  Minutoli:  kaiserl.  Buch  Nr.  247  S.  312. 
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cipatibas,  dominus,  districtibus,  civitatibus,  oppidis,  castris,  villis 
et  eorandein  pertinentüs  qnalitercuDqae  etiam  nominatis,  per  se 
vel  per  alinm  sea  exercendi,  aoimadvertendi,  exequendi  in  facino- 
rosos  et  delinqaentes  et  reos  homines  eosqae  et  rebelles  qnos- 
cnnqtie  puniendi,  relegandi,  deportandi,  ultimo  supplicio  addi- 
eendi  et  mediaote  iaatitia,  proat  criminis  qualitas  exegerit  et 
delicti^  bona  damnatorum,  rebellium  et  reorum  iasticia  exigente 
confiscandi  et  publicandi,  officiales  qnoscanqae  et  praesertim 
Dostri  imperialis  indicii  —  instituendi  et  destituendi  nee  non  de 
Omnibus  criminibus  ordinariis  et  extraordinariis ,  enormibus,  le- 
vibus,  publicis  et  privatis  cognoscendi,  puniendi  et  executionem 
faciendi,  —  bannum  imperiale  pronunciandi ;  absolationem  con- 
cedendi,  —  de  causis  principalibus  et  appellationum  ad  nos  et 
sacrnm  imperinm  interpositarum  seu  interponendarum  quibuslibet 
tanquam  noster  et  imperii  sacri  vicarius  generalis  cognoscendi, 
examinandj  et  definiendi  et  alia,  quae  causarum  merita  requi- 
ront,  exercendi  et  exequendi^);  —  ebenso  in  dem  Auftrage  Si- 
gismunds  ffir  den  Erzbiscbof  Konrad  von  Mainz  1422:  er  soll 
,,alle  und  igliche  czweytrechtige  sache  an  unser*  stat  und  in 
unsern  und  des  rjchs  namen  in  allen  und  iglichen  vorgen.  deut- 
schen landen  gemeinlich  und  sunderlich  —  richten  und  nrteyln 
durch  sich  selbs  oder  andere,  den  er  dann  das  zu  tun  und  zu  üben 
bevelhet,  einen  seines  stathalteramts  richter,  der  eyn  grave  odir 
herre  sey,  uud  Schreiber  dorzu  zu  kiesen  und  zu  setzen,  als  oft 
des  not  ist,  auch  solichs  gcrichtes  sigel  zu  machen  und  dasselbe 
gerichte,  wo  er  gegenwurtig  ist  oder  sust  an  einer  benanten 
stad,  halden  lassen  und  das  auch  mit  syben  ritteru  uff  das  myn- 
nest  oder,  so  er  so  vil  ritter  nicht  gehaben  mochte,  rittern  und 
edlen  mannen  zu  besetzen ,  alle  und  igliche  sache  doran  zu 
richten  und  zu  urteyln  und  ouch  acht  zu  sprechen  und  brieve 
dorfiber  geben  zu  lassen  und  alles  das  zu  tun,  das  dorinn  not- 
darfft  zu  tund  ist  und  als  sich  des  geburet,  —  was  an  dem- 
selben gerichte  gesprochen  und  geurteylt  wird,  daz  das  in  und 
uswendig  gerichts  an  allen  enden  kraft  und  macht  haben,  zu 
ewigen   czyten    weren   und    vesticlichen   gehalden    werden   solle 


»)  Tolner:    hiBt    Pal.   cod.    dipl.  p.  144,  Lünig:   R.   A.    V.   595, 
Hftrpprecht  IV.  40. 

Franklin,  Reichshofgericht.   II.  g 
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on  allermenniclichs  irrung,  intrage  und  widersprechen^).  Die 
Gerichtsgewalt  also,  welche  dem  Könige  zustand,  ühte  im  Fall 
der  Abwesenheit  desselben  der  Reichsvicar,  an  Stelle  des  könig- 
lichen Hofgerichts  tritt  das  Vicariatsgericht,  und  wie  der  König 
zur  Beförderung  der  Rechtspflege  einen  königl.  Hofrichter  ein- 
setzt, so  ernennen  die  Yic^rien  „Richter  ihres  Statthal- 
ter am  tes*',  wie  die  oben  mitgetheilte  Urkunde  sagt«  Diese 
waren  dann  nicht  Vertreter  des  Königs,  wie  der  justitiarios 
curiae  imperialis,  sondern  Beamte  des  Reichsvicars ,  Hofrichter 
dieses  letzteren;  als  Heinrich  YII.  im  Jahre  1309  nach  Italien 
zog,  ernannte  er  den  jungen  König  Johann  von  Böhmen  zum 
Reichsvicar  und  dieser  sprach  nicht  nur  selbst  Recht,  sondern 
bestellte  auch  den  edlen  Rudolf  Hewin  als  Justitiarins:  hofrich- 
ter  meines  herren ,  königs  Johann  zu  Böheim  und  Pohln  ,  eines 
gemeinen  pflegers  des  römischen  reichs  hie  diesseits  des  gebirgs, 
nannte  sich  derselbe,  und  erliess  die  Gerichtsurkunden  nicht 
unter  dem  Sigel  des  königlichen  Gerichts,  sondern  „besiegelt 
mit  meines  herrn  des  vorgenanten  königs  gerichtsinnsieger' ^). 
Was  an  diesem  Gericht  erkannt  und  gesprochen  wurde,  sollte 
dann  Kraft  und  Ansehen  haben  an  allen  Stätten,  ebenso  als 
wäre  Spruch  und  Erkenntniss  .Tor  dem  König  selbst  ergangen: 
„Wir  Karl  .  .  .  bekennen  ....  das  dem  hochgebomen  Ruprech- 
ten  pfaltzgrafen  — ^vor  uns  mit  gesamelter  urtheii  erteilet  ist,  — 
was  er  oder  sein  hoffrichter  gerichtet  haben  mit  acht,  mit  an- 
leit ,  mit  nutzgewere  oder  mit  andern  Sachen ,  rechten  und 
urteilen  ,  aldwil  er  unser  und  des  hlg.  röm.  reichs  vicary  in 
dfltschen  landen  gewesen  ist,  dass  das  alles  kraft  und  macht 
haben  solle  und  stät  bljben,  glycher  weiss,  als  ob  es  yor  uns 
selber  in  unaerm  hoffe  und  vor  unserm  hoffrichter  geurtheilt 
und  geschehen  were***).  Als  unstreitig  wird  hiernach  fortan 
gelten  müssen,  dass  während  der  Abwesenheit  des  Königs  weder 
das  Hofgericht  überhaupt  noch  der  Hofrichter  irgend  eine  Thä- 
tigkeit  in  Deutschland  ausüben  konnte.  Ist  aber  dieser  Satz 
einmal  anerkannt,  so  ergiebt  sich  sogleich  die  Hinfälligkeit  man* 


>)  Gaden:  cod.  d.  Mog.  IV.  136. 

*)  Urkde.  vod  1313:  Harpprecht  I.  309. 

»;  Tolner  107,Xünig  a.  a.  O.  V.  570,  Harpprecht  310. 
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eher  Ansichten  über  die  Stellang  des  Justitiars.  Es  ist  na- 
mentlich irrtbOmlich,  anzunehmen,  dass  derselbe  zwar  dem  Reichs- 
hofe gefolgt  sei ,  wenn  der  König  in  Deutschland  war,  im  Fall 
der  Abwesenheit  aber  selbstständig  auf  den  einzeii  Pfalzen  ge- 
richtet habe,  wie  Unger  meinte,  und  ebenso  unrichtig  erscheint 
die  Ansicht  Ton  Zoepfl,  die  ganze  im  Jahre  1235  getroffene 
Einrichtung  habe  sich  auf  das  königliche  Gericht  zu  Kotweil 
bezogen,  an  diesem  habe  also  der  Hofrichter  während  der 
Entfernung  des  Königs  aus  dem  Reiche  seine  Functionen  aus- 
geflbt^}.  Allerdings  aber  hatte  diese  unbedingte  Abhängigkeit 
des  Hofrichters  vom  königlichen  Hofe  mancherlei  Nachtheile  zur 
Folge  und  diese  traten  besonders  dann  hervor,  wenn  der  König 
bei  seiner  Entfernung  ans  dem  Reiche  gar  keine  Fürsorge  für 
seine  Stellvertretung  getroffen  hatte  oder  wenn  die  Reichsvicare 
unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  verhindert  waren,  ihres  Amtes 
als  oberste  Richter  zu  warten ;  es  trat  dann  eben,  soweit  es  das 
höchste  Reichsgericht  betrifft,  ein  vollständiger  Stillstand  der 
Rechtspflege  ein  und  dies  geschah  im  15.  Jahrhundert  so  häufig, 
dass  der  Ruf  nach  Abhilfe  durch  Errichtung  eines  obersten  Ge- 
richts mit  ständigem  Sitz  im  Reiche  immer  häufiger  und  allge- 
meiner ertönte. 

Fflr  das  Gericht  des  Königs  kann  es  keine  rechte,  das 
heisst  ein  fUr  allemal  bestimmte  Dingstatt  geben;  er  hält  es  da, 
wo  die  Nothwendigkeit  es  erheischt,  die  Möglichkeit  gestattet, 
bei  Gelegenheit  eines  Reichs-  oder  Hoftages,  aber  auch  im 
Felde,  im  Nachtquartier,  auf  dem  Krönungszuge  setzt  er  sich 
mit  denen,  welche  grade  an  seinem  Hoife,  nieder,  um  des 
Rechtes   zu  pflegen^).     Die  Gerichtsstätte  —  die  word  im  Ge- 


^)  Vgl.  Bd.  I.  69  and  meine  das.  angeführte  Schrift:  de  iuititiariis 
c.  imp.  23  fgg.,  42  fg  In  seinem  Staatsrecht  (5.  Aufl )  I.  §  9S  N.  3 
spricht  Zoepfl  seine  Ansicht  dahin  aas,  Friedrich  II.  habe  123ö  fnr 
aUe  Beichsangehörigen ,  mit  Ausnahme  der  Fürsten ,  ein  ständiges  d.  b. 
mit  einem  Hofricbter  Ton  hohem  Adel  ununterbrochen  besetztes  Keichs- 
hofgericht  angeordnet:  —  eine  Meinung,  die  ebenfalls  der  Begründung 
entbehrt. 

*)  Beispiele:  während  des  Feldzuges  vgl.  Forschungen  z.  d. 
Gesch.  IV.  473,  Schunk:  Beiträge  III.  256  (in  castris  apad  Mitelhusen 
pro   tribnnali  sedentibus),  origg.  Gnelf.  III.  547,  u.  a.  m.,  —  im  Zuge 
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gensatze  zum  Gerichtsorte  ^)  —  kann  der  König  in  den  meisten 
Fällen  nicht  vorher  bestimmen,  er  braucht  sie  aber  auch  in  den 
Ladungen  an  seinen  Hof  nicht  anzugeben :  Nene  word  ne  bedarf 
he  benomen  an  sinen  degedingen,  wenne  svar  die  koning  open- 
bare  degedinget  dar  is  die  hof  (Ssp.  Lehnrecht  72  §  1).  Aber 
auch  den  Gerichtsort  vermag  der  König  doch  nur  in  den  sel- 
tensten Fällen  vorher  anzugeben  und  darum  erfolgt,  wie  schon 
bemerkt,  die  Ladung  regelmässig  und  ganz  allgemein  dahin:  wo 
sich  der  König  zur  gehörigen  Zeit  im  Reiche  aufhalten  werde; 
schon  gegen  das  Ende  des  13.  Jahrhunderts  galt  es  als  ein 
Recht  des  Königs,  die  Ladungen  in  solcher  Weise  ergehen  zu 
lassen,  denn  während  das  sächsische  Lehnrecht  noch  die  For- 
derung aufstellt,  der  König  solle  die  Fürsten  laden  „in  ene 
besceidene  stat'',  an  einen  bestimmten  Ort,  und  nur  die  Angabe 
der  word  nicht  für  nöthig  erachtet,  sagt  das  schwäb.  Lehnrecht 
Lassb.  145  allgemeiner:  der  kunc  sol  deheine  stat  benennen 
noh  hof  noh  gespraeche  da  er  hin  komen  snle').  In  Beziehung 
auf  die  Wahl  der  Gerichtsstätte  ist  der  König  unbeschränkt, 
nur  in  Kirchen  und  Kirchhöfen  darf  er  das  Gericht  nicht  hal- 
ten, sonst  wo  er  will^),  auch  in  Burgen  oder  Städten,  aber, 
um  die  Ortsöffentlichkeit  zu  wahren , .  nur  bei  offenen  Tboren  *), 
Am   häufigsten  wurde   das  Gericht  in   den   königlichen  Pfalzen, 


zur  Krönang:  AVipo  Tita  Cbuonradi  imp.  c.  5,  —  im  Nachtquartier: 
Gislebert  bei  Bouquet  XVIII.  387. 

^)  H  o  m  e  y  e  r :  Glossar  z.  sächs.  Lehnrecht  unter  word  und  stat. 

*)  Der  Dsp.  hat  den  Aasdruck  word  im  sächsischen  Rechtsbuche  nicht 
verstanden  und  gibt  den  oben  mitgetheilten  Satz  desselben  so  wieder: 
Lehnr.  253  dheiuen  hof  darf  er  benennen  an  seinen  taidiagen,  wan  swa 
der  chunich  offenbar  taegeleiche  hat,  da  ist  der  hof. 

')  Die  Rechtsbücher:  Ssp.  Lehnrecht  72  §  1  (~  in  allen  steden  ane 
in  kericen,  mnt  die  koning  sin  lenrecht  wol  halden),  Dsp.  Lehnr.  253 
(in  allen  steten  an  in  chirchen),  Swsp.  Lassb.  145. (an  allen  steten,  wan  in 
kirchen  und  in  kirchove,  ane  die  mac  der  kunc  sin  lehenrecht  wol  han 
swa  er  wil)  gewähren  diese  Freiheit  allerdings  nur  für  Lehnssachen,  sie 
stand  aber  dem  Konig,  wie  die  Berichte  über  zahlreiche  Prozesse  zeigen, 
auch  bei  der  Entscheidung  Ton  Rechtsstreitigkeiten  nach  Laodrecht  nnd 
in  Strafrechtsfallen,  überhaupt  ganz  allgemein  zu. 

*)  Sächs.  Lehnrecht  72  §  1,  —  Richtsteig  Lehnrecht  c.  5  —  de 
romische  koning,  de  mod  wol  lenrichte  sitten  uppe  borgen  unde  in  ste- 
den, deste  de  doren  open  sin,  —  Dsp.  Lehnrecht  254,  —  Swsp,    146. 
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deren  es  im  Mittelalter  in  Reichs-  und  Bischofsstädten  so  viele 
gab^),  gehalten,  aber  auch  in  den  Reichsburgeu ,  in  städtischen 
Rathhäasem,  sehr  oft  in  Klöstern,  bisweilen  in  der  Wohnung 
TOD  geistlichen  oder  weltlichen  Grossen^  oder  wo  es  sonst 
passend  erschien.  Ueber  die  Einrichtang  des  Ortes  för  die  Ge- 
richtssitznngen  ist  Näheres  nicht  bekannt:  sie  wird  im  Wesent- 
lichen dieselbe  gewesen  sein,  wie  bei  anderen  deutschen  Ge- 
richten'}. Dass  der  Richter  und  die  Urtheiler  erhöhte  Sitze 
einnahmen,  wird  wenigstens  angedeutet^),  ebenso,  dass  eine  ge- 
wisse Rangordnung  unter  den  Beisitzern  stattfand');  wenn  der 
König  selbst  dem  Gericht  vorsass,  namentlich  auf  den  Reichs- 
tagen, &nd  sich  ausserhalb  der  Schranken  ein  zahlreicher  Um- 
stand ein. 

«  Wie  das  Hofgericht  keine   rechte  Dingstatt  hatte,   so  gab 
es  Ar   dasselbe  auch  keine  rechten   Dingtage:    das  Bedttrfniss 


^)  Ueber  die  königlichen  Pfalzen,  flofe  and  Borgen  nnd  deren  in- 
nere Einrichtung  vgl.  Manrer:  Geschichte  der  Fronhöfe  u.  s.  w.  II. 
132  fgg. 

*)  Beispiele:  anf  der  Reichsburg  zu  Nürnberg  Bd.  I.  S.  106,  Harp- 
precht  T.  126,  Senckenberg:  k.  h.  G.  164  nnd  sonst  häniig,  —  in 
der  Städte  Stnbe,  in  der  grossen  Rathsstabe  zu  Constanz:  Sencken- 
berg a.  a.  O.  103,  Ascbbach  II.  434,  —  in  Klöstern  z.  B.  Legg.  II. 
412,  Besoldi  doc.  red.  76,  Reg.  Albrecbts  299,  —  in  domo  habi- 
taUonis  —  eardinalis  PI.  bei  Lud  ewig:  relqq.  XI.  486,  -  zu  Costenz 
in  der  von  Hove  hnse  bei  den  barfnszen  bei  Harpp recht  I.  122,  —  in 
domo  fidelis  nostri  bei  Kluit  II.  s.  227. 

*)  Maurer:  Gerichtsrerf.  §  127  fgg. 

*)  Otto  Sanbl.  bei  Boehmer  III.  639  ad  a.  1209:  principes  in 
palatinm  regale  congregati,  eztructo  tribnnali  res  concendit,  cardinales 
Habens  coUaterales,  reliqnis  principibns  circumsedentibus. 

*)  Bei  der  Gerichtssitzung,  welche  im  April  1475  zu  Köln  über  die 
beiden  Herzöge  von  Jülich  und  Berg  gebalten  wurde,  sassen  rechts  vom 
Könige:  die  Kurfürsten  ?on  Brandenburg  und  Sachsen,  der  Landgraf 
Uerman  von  Hessen ,  Graf  Eberhard  von  Wirttemberg ,  .Herzog  Magnus 
von  Mecklenburg,  links:  der  Erzbiscbof  von  Trier-,  der  Graf  yon  Hen- 
neberg für  Mainz,  Herzog  Stephan  von  Bayern  (Chmel:  Mon.  Habsb. I. 
^3  fgg.).  Als  1452  Tor  Friedrich  III.  der  Streit  zwischen  Albrecht 
Achilles  nnd  den  Nürnbergern  entschieden  werden  sollte,  sassen  die 
weltlichen  Grossen  ebenfalls  rechts,  die  geistlichen  links,  und  Enea 
SUtio  bemerkt:  es  hatte  das  Umgekehrte  stattfinden  müssen,  den  Bi- 
schöfen gebühre  die  rechte  Seite.     Franklin:  Albrecht  Achilles  34. 
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der  Rechtsachenden  und  die  Möglichkeit,  das  Gericht  gehörig 
zu  besetzen,  waren  auch  in  dieser  Beziehung  allein  massgebend. 
Ueber  die  Tage,  an  welchen  Gericht  gehalten  werden  durfte^), 
waren  im  zehnten  Jahrhundert  unter  sich  abweichende  Bestim- 
mungen getroffen  worden,  indem  Heinrich  I.  932,  den  Be- 
schlüssen der  Synode  zu  Erfurt  entsprechend,  anordnete:  —  ut 
nulla  judiciaria  potestas  licentiam  habeat,  christianos  sua  auc- 
toritate  ad  placitnm  bannire  Septem  diebus  ante  natalem  Domini 
et  a  quinquagesima  usque  ad  octavas  paschae  et  Septem  diebus 
ante  nativitatem  sancti  Joannis  baptistae,  qnatenus  adeundi  ec- 
clesiam  orationibusque  vacandi  iiberius  habeatur  potestas, —  wo- 
gegen Otto  ni.  bestimmte:  —  ut  toto  anni  tempore  liceat  jndi- 
cibus  causas  agere,  Utes  dirimere,  tumultus  quaestionum  tenni- 
nare  et  diffihire,  ut  qui  cotidie  leges  offendant,  cotidie  legis 
sententia  feriantur.  Nee  enim  tempore  messium  vel  vindemiar 
rum  legis  edictum  debent  effngere,  qui  nullo  tempore  peccare 
desierunt.  Bene  enim  facere,  verum  dicere,  justiciam  amare, 
rectum  judicare,  omni  tempore  licet  semperque  licebit,  quia  a 
bonis  nunquam,  a  malis  autem  operibus  semper  requiescendom 
esse  catholice  didicimus  et  jugiter  conservandum  —  decrevimus. 
In  natali  vero  Domini,  in  epiphania,  in  pascha,  in  ascensione 
Domini,  in  pentecosten,  in  diebus  dominicis  et  in  festis  prae- 
cipuis  et  in  constitutis  jejuniorum  diebus  judiciarios  motus  exe- 
,  qui,  publicas  quaestiones  appeti  —  penitus  prohibemus *).  Im 
13.  Jahrhundert  galt  der  Grundsatz,  der  König  dürfe  sein  Ge- 
richt zwar  nicht  an  den  von  der  Kirche  festgesetzten  Feierta- 
gen, wohl  aber  an  den  gebundenen  Tagen')  halten;  die  Rechts - 
bücher  gewähren  ihm  dieses  Recht  allerdings  nur  für  die  Ent- 
scheidung von  Ichnrechtlichen  Streitsachen  (Ssp«  Lehnrecht  72 
§  1 :  binnen  gebundenen  dagen  —  mut  die  koning  sin  lenrecht 
wol  halden;  Dsp.    253,   Swsp.   145),    es  stand  ihm  aber  auch 


^)  Vgl.  hierzu  Maorer  §  124,  Homeyer:  Richtsteig  427  und 
System  des  Lebnrecbts  §  71  Ssp.  II.  2.  578. 

*)  Logg*  'I.  18  und  36.  Das  capitalom  Ottonis  tercü  gehört  naeb 
Stumpf  Reg.  1296  in  die  Zeit  von  996  —  1002. 

')  Ueber  den  Unterscbied  der  dies  sacri  nnd  feriati,  ligati  Tgl.  statt  vieler 
anderen:  Homeyer  Glossar  zu  Ssp.  I.s.  T.Tag  and  za  III.  1.  s.  t.  ge- 
bandene  Tage,  sowie  Goschen:  Goslar'sche  Statuten  439  fgg.  und  46t 
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rflcksichtlich  anderer  Rechtsstreitigkeiten  za,  denn  das  Reichs- 
gesetz  von  1235  bestimmte  allgemein,  der  Hofrichter  könne  an 
allen  Tagen,  die  heiligen  oder  Feiertage  aasgenommen,  za  Ge- 
richt sitzen:  hie  singnlis  diebas  iaditio  presideat  exceptis  diebas 
dominicis  et  aliis  festis  maioribas,  —  alle  tage,  sunder  an  san- 
tagen  and  allin  heiligen  tagen,  —  ane  den  sunnentag  and  ane 
grosse  hochzit,  —  ane  grote  hilige  dage^).  Man  legte  Werth 
darauf,  dass  der  König  hänfig  dem  Gericht  selbst  Vorsitze;  man 
klagte,  wenn  es  nicht  geschah,  and  benutzte  wohl  die  sich  etwa 
darbietende  Gelegenheit,  den  König  dies  aasdrücklich  verspre- 
chen za  lassen,  wie  z.B.  König  Heinrich  1234  geloben  musste: 
et  at  in  iudicando  diligentie  formam  Omnibus  preferamus,  ecce 
in  manas  principum  promisimus,  qaod  in  quolibet  mense,  ubi- 
canique  in  imperio  fuerimus,  quatuor 'diebas  ad  minus  persona- 
liter volumus  iudicio  publico  presidere^).  Da  das  königliche 
Gericht  nicht  an  einen  bestimmten  Ort  und  an  bestimmte  Ge- 
richtstage gebunden  war,  so  konnte  es  gehalten  werden,  wo  und 
wann  es  gut  schien.  Am  häufigsten  geschah  dies  wohl  auf  grossen 
Hof-  und  Reichstagen,  wie  z.  B.  während  des  Constanzer  Concils 
and  Reichstages  das  Gericht  eine  sehr  ausgedehnte  Thätigkeit 
entwickelte.  Verweilte  der  König  längere  Zeit  an  einem  Orte, 
so  wurden  bestimmte  Tage  der  Pflege  des  Rechts  vorbehalten; 
darauf  weisen  manche  Ausdrücke  in  den  Urkunden  hin:  dum 
resideremus  in  palatio  Francofnrti  iusticiae  causa,  dum  resideret 
in  iudicio  Imperator,  dum  resideret  in  iuditio  in  generali  pla- 
cito^)  u.  a.  m.  Auch  geschah  es  wohl,  dass  durch  öffentliche 
Ausschreiben  oder  in  sonst  geeigneter  Weise  bekannt  gemacht 
wurde,  der  König  werde  zu  bestimmter  Zeit  an  diesem  oder 
jenem  Orte  öffentlich  Gericht  halten:  1071  regalis  curia  con- 
dicta  erat  Legiae  celebrari;  illic  omnes,  qui  habebant  causam 
iadicii,  iussi  sunt  convenire  de  singnlis  partibus  Romani  im- 
.perii*); —  1274  die  Fürsten  rathen  dem  König  Rudolf,  er  solle 
einen  Hof  gebieten  nach  Nürnberg,  auf  dem  er  allen,  die  zu 


^)  Legg.   317,    580,  435,  39,  51;  andere  Varianten  bei  Boeh(aa: 
ooTe  conatit  S.  42. 

«)  Legg.  301,  H.-B.  IV.  636. 

')  Stnmpf  Reg.  der  sächsischen  Kaiser  Nr.  142,  861,  nnd  1064. 

*)  Triumph,  s.  Rem.  II.  c.  1,  Bd.  I.  44. 
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klagen  hätten,  Recht  schaffen  wolle:  der  König  h5rt  dies  gern, 
lässt  den  Tag  allen  Getreuen  im  Reiche  verkündigen  und  nun 
kommen  die  Rechtsbedürftigen  in  Schaaren  zu  seinem  Gericht 
gezogen^);  —  1430  lässt  Sigismund  im  Reiche  verkündigen,  er 
wolle  zu  Nürnberg  sein  Hofgericht  wieder  einsetzen  und  kräftig 
handhaben,  wie  sich  von  Reichs-  und  Rechtswegen  gebühre: 
dornach  wissen  sich  allermenglichen ,  der  einigerley  sache  an 
demselben  hofgericht  hangen  oder  zu  schicken  hat  oder  hinfar 
haben  wil,  zu  richten  und  also  auf  dieselbe  Zeit  zu  warten^). 
Was  die  Stellung  des  Hofgerichts  am  Hofe  selbst  aBbetriift, 
so  wäre  es  sehr  irrthümlich,  wollte  man  sich  dasselbe  als  eine 
dauernd  und  fest  organisirte  Behörde  gegenüber  anderen  Be- 
hörden denken.  Das  Mittelalter  kennt  nicht  die  strenge  Tren- 
nung von  Rechtspflege  und  Verwaltung:  weder  in  Beziehung  auf 
die  geschäftliche  Behandlung  einer  Sache  noch  in  Rücksicht  auf 
die  Organisation  der  Aemter.  Sehr  häufig  werden  Angelegen- 
heiten, die  wir  heute  als  Yerwaltungssachen  bezeichnen  würden, 
in  den  Formen  des  gerichtlichen  Verfahrens  erledigt'),  und  um- 
gekehrt werden  bisweilen  Rechtsstreitigkeiten,  welche  gerichtlich 
zu  entscheiden  wären,  durch  freie  Anordnung  des  Königs  zum 
Austrage  gebracht^).  Die  Reichstage  ferner  haben  eine  über- 
wiegend politische,  die  Synoden  eine  kirchliche  Bedeutung,  aber 
auf  jenen  wie  auf  diesen  werden  zugleich  Rechtssachen  behan- 
delt, der  Reichstag  wird  zum  Gericht  und  die  wichtigsten  Reichs* 
beschlüsse  des  Mittelalters  sind  in  formeller  Beziehung  lediglich 
Aussprüche  des  als  königliches  Gericht  fungirenden  Reichstages  ^). 
Und  wie  in  solchem  Falle  der  König  die  zum  Reichstage  Ver- 
sammelten, insgesammt  oder  die  angesehensten  Mitglieder,  um 
sich  vereinigt  zur  Pflege  des  Rechtes,  so  wählt  er,  soll  an  ein- 
samen Orten  Gericht  gehalten  werden,  die  Urtheiler  aus  seinen 
Rathgebern,  atis  der  Hofbegleitung  oder  den  zufällig  anwesenden 
Getreuen;  die  Leitung  übernimmt  er  selbst  oder  sein  Hofrichter 


^)  Nach  Ottokar  von  Horneck  oben  Bd.  I.  136, 
>)  Eberhard  Windeok  c.  169,  Bd.  I.  217. 

*)  Vgl.  B  esel  er  in  der  Zeitschrift  fnr  Recbtsgeschiohte  II.  396  4S- 
^)  Die  Urkanden  bei   Dronke:   cod.  dipl.  Fuid.  Nr.    857,   860,  71 
bieten  hierfür  Beispiele. 

*}  Ebenso  schon  in  der  karoUngischen  Zeit:    Waitz  IV.  482  fgg. 
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oder  wer  sonst 'im  einzelnen  Falle  damit  beauftragt  wird.  Das 
Ho^ericht  war  also  keine  selbstständige  Behörde:  es  wird  ge- 
bildet, wann  und  wie  die  Umstände  es  noth wendig  machen  und 
gestatten.  Vor  dem  Jahre  1235  gab  es  nicht  einmal  einen  mit 
der  Verwaltung  des  Gerichts  ausschliesslich  beauftragten  Beam- 
ten, und  das  Mainzer  Reichsrecht  verbietet  nicht,  dass  das 
Amt  des  Justitiars  mit  einer  andern  Hofstelle  vereinigt  werde: 
die  Hofrichter  der  luxemburgischen  Zeit  waren  sogar  nachweis- 
bar noch  mit  andern  Aemtem,  als  Hofmeister  oder  königliche 
Rftthe,  bekleidet;  nur  für  den  Schreiber  des  Hofgerichts  galt  seit 
1235  die  Bestimmung:  idem  nnllam  aliam  curam  negociorum 
cnrie  habebit.  Erst  von  dem  Augenblicke  an,  da  das  Gericht 
sich  als  solches  constitnirt,  erscheint  es  dem  Hofe  im  Allge- 
meinen gegenüber  als  selbstständig.  Dann  ist  von  einer  Ein- 
wirkung anderer  als  der  zum  Gericht  Berufenen  nicht  mehr  die 
Rede;  das  Verfahren  gewinnt  seine  bestimmten  Formen,  alle 
Urkunden  ergehen  vom  König  oder  Hofrichter  auf  Grund  der 
Beschlüsse  des  Gerichts  und  unter  dessen  eigenen  Sigel.  Ein 
solches  besonderes  Gerichtssigel  wurde  mindestens  seit  der  Zeit 
Friedrich  II.  geführt  ^)  und  befand  sich  in  der  Gewahrsam 
des  Uofrichters  oder  Hofschreibers  ^).  Die  vom  König  selbst 
aasgefertigten  Urkunden ,  namentlich  auch  die  vor  ihm  gefunde- 
nen Urtheile,  ergingen  in  der  älteren  Zeit,  wie  die  meisten  im 
zweiten  Bande  der  leges  mitgetheilten  Reichssentenzen  zeigen, 
unter  dem  königlichen  Majestätssigel ,  seit  Karls  IV.  Regierung 
wird    aber   auch   für   diese    das    Hofgerichtssigel    angewendet'). 


^)  Sine  Urkunde  des  Hofrichters  Albert  Ton  Boss  wach  1236  wird 
sigiUo  imperialis  iudicü  bekräftigt.  (Senckenberg:  de  iud.  cam.  hod. 
65.  Eine  Abbildung  des  Sigels  mii  der  Umschrift:  Diligite  iustitiam, 
qui  indicatis  terram,  ebendas.).  Auch  für  das  Königreich  Sicilien  liess 
Friedrich  II.  ein  Tom  Majestäts-  und  Kabinetssigel  (sig.  camerae)  ver- 
schiedenes Gerlchtss.  herstellen:  sub  speciali  sigillo  nostro,  quod  de 
iastitia  fieri  mandavirnus  et  quod  apud  iudices  carie  nostre  residere  iube- 
maa.  Const.  Sic.  I.  3S. 

*)  Eberhard  Windeck  c.  133:  und  nam  das  sigel,  das  zu  dem 
hofgericbt  geboret,  das  bat  ein  hoffschreyber  ynnen,  der  hiess  P.  Wacker. 

*)  Vgl.  die  Urkunden  bei  Boebmer:  cod.  dipl.  Mfr.  738,  M.  Boica 
XXVIII.  2.  437,  Ludewig:  relqq.  IV.  304,  Sudendorf:  B.-L.  111.120. 
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Abbildungen  und   Beschreibangen   solcher  Sigel  sind  ans  zahl- 
reich erhalten*). 

Das  Hofgericht  kann  also  auf  sehr  verschiedene  Weise  ge- 
bildet, mit  mehr  oder  minder  grossen  Feierlichkeiten  gehalten 
werden;  der  Ort,  au  weichem,  —  die  Zeit,  in  der  das  Gericht 
gehalten  wird,  —  die  Umstände;  unter  denen  es  zusammentritt, 
verändern  das  Bild,  welches  wir  von  demselben  gewinnen.  Ob  der 
König  auf  einem  grossen  glänzenden  Reichstage  die  Fürsten  ver- 
sammelt, um  über  einen  ihrer  Genossen  zu  richten;  ob  er  an 
ferner  Stätte  mit  seinen  Getreuen  Gericht  hält;  ob  an  seiner 
Statt  der  Hofrichter  oder  ein  anderer  Beauftragter  die  Klagen 
hört  und  entscheiden  lässt:  alles  dies  bestimmt  die  äussere  Er- 
scheinung dieses  obersten  Gerichts.  Aber  es  ist  immer  ein  und 
dasselbe  Gericht,  das  Verfahren  ist  dasselbe  hier  wie  dort,  die 
ergehenden  Urtheiie  haben,  für  die  Parteien  wenigstens,  immer 
die  gleiche  Rechtswirkung;  für  die  Rechtsentwickelnng  im  Allge- 
meinen hatte  freilich  ein  von  den  Ftlrsten  des  Reichs  gefunde- 
nes, vom  König  bestätiges  Urtheil  über  eine  bisher  zweifelhafte 
Rechtsfrage  eine  ganz  andere  Bedeutung,    als  etwa  die  vor  dem 


^)  Senckenberg:  de  sigillis  iostitiariorum  curiae  imperialis  in 
den  meditationes  de  aniverso  iore  et  historia  (Giessen  1740)  giebt  S.  157 
eine  Bescbreibang  des  Sigels  Ludwig  des  Bayern  (desgl.  bei  Uarp* 
p  recht  I.  98)  und  S.  358  fgg.  derer  Karls  IV.,  Wenzeslaas  und  Rup- 
rechts, zum  Theil  mit  Abbildungen.  Ferner  Sudendorf:  Regist.  III. 
73  (Karl  IV.:  grosses  kreisrundes  Sigel,  darstellend  das  Brustbild  des 
Kaisers,  welcher  in  der  Linken  den  Reichsapfel  mit  dem  Kreuze,  in  der 
Rechten  ein  senkrecht  gehaltenes  Schwert  trägt,  in  zwei  Reihen  die  Um- 
schrift: sigillum  iudicis  curiae  K.  IV.  div.  far.  dem.  R.  imp.  semper 
aug.  et  Boemie  regis;  auf  der  Rückseite  dasselbe  Bild  und  dieselbe  Um- 
schrift); —  Chroniken  der  deutschen  Städte  IV.  171  (Wenzel: 
gelbes  Wachssiegel ,  den  gekrönten  Konig  darstellend ,  eingeiksst  tou 
einem  doppelten  Kreise,  in  welchem  die  Umschrift:  sig.  iudicis  curie  W. 
divina  invante  dementia  R.  r.  s.  aug.  et  Boemie  regis);  —  Harp- 
precht  in.  492  und  Aschbach  IV.  472  (Sigismund:  drei  Zoll  im 
Durchmesser;  auf  der  Hanptseite  der  gekrönte  Kaiser  in  halber  Figur, 
in  der  Rechten  das  Schwert  quer  vor  sich,  in  der  Linken  das  Scepter; 
Umschrift:  sig.  imperialis  iudicii  curie  S.  d.  f.  c.  R.  imp.  semper  aug.  ac 
Ung.  etc.  regis  oder:  sig.  iud.  cur.  S.  d.  f.  c.  R.  r.  s.  aug.);  —  Sen» 
ckenberg:  de  iud.  cam.  hod.  Tafel  zu  S.  104  (Friedrich  III.:  Bild 
auf  der  Vor-  und  Rückseite  wie  vorstehend;  Umschrift:  sig.  iudicii  c.  F. 
d.  f.  c.  R.  r.  8.  aug.  Anstrie,  Styrie,  Car.  ducis  «etc.,  A«  E.  I.  O.  U.). 
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Hofrichter  getroffene  Entscheidung  eines  einzelnen  streitigen 
Falles.  Und  auch  die  Bildung  des  Gerichts  erfolgt  immer  gleich- 
artig; es  besteht,  allgemeinen  deutschen  Rechtsgrundsätzen  ent- 
sprechend, aus  dem  Kichter  und  den  Urtheilern,  während  die 
Zuziehung  eines  Gerichtsschreibers  zur  gehörigen  Besetzung  des- 
selben nicht  erforderlich  erscheint.  Von  diesen  Gerichtsperso- 
nen soll  im  dritten  und  vierten,  von  den  Parteien  aber  und 
deren  Vertretern  im  fünften  Abschnitt  dieses  Buches,  gehandelt 
werden. 
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Richter  and  C^eriehtsschreiber. 

Die  Stellung  des  Richters  am  königlichen  Hofe  ist  keine 
andere  als  die  des  Vorsitzenden  in  den  Gerichten  des  deutschen 
Mittelalters  überhaupt  ^).  Bei  ihm  ist  die  Macht  znr  ErhalUing 
und  znr  Herstellung  des  verletzten  Rechts  and  dieser  entspricht 
die  Pflicht,  jedem  Bedürftigen  Rechtens  zu  helfen:  er  soll  das 
Recht  nicht  weigern,  nicht  verzögern,  sondern  jedem  die  Möglich- 
keit gewähren,  seine  Ansprüche  sicher  und  ordnnngsmässig  za 
verfolgen,  und  das  Ar  Recht  Erkannte  zur  Ausführung  bringen. 
Demgemäss  gilt  es  zunächst  als  wesentliche  Pflicht  des  Königs, 
persönlich  oder  durch  einen  geeigneten  Vertreter  sein  Gericht 
halten  zu  lassen  und  für  eine,  der  Bedeutung  der  zu  verhan- 
delnden Sache  und  der  Stellung  der  Parteien  entsprechende  Be- 
setzung desselben  mit  Urtheilern  zu  sorgen.  Der  Richter  erlässt 
die  Ladungen  an  die  Parteien,  sorgt  fEkr  das  Bekanntwerden  and 
die  Behändigung,  sowie  für  die  Beglaubigung  der  erfolgten  Gitation, 
gewährt  aber  auch  den  Geladenen  Sicherheit  für  ihr  Erscheinen 
und  für  die  Freiheit  des  Handelns  im  Gericht  ^.  Die  gesammte 
Verhandlung  steht  unter  seiner  Leitung,  er  überwacht  den  Gang 


1)  Vgl.  hierzu  Maarer  §§  83,  90  — 93  und  besonders  Homejer: 
Richtsteig  S.  415  fgg. 

*)  Dies  wird  den  Parteien  entweder'  ein  far  allemal  sugesiehert  (vgl. 
s.  B.  die  Privilegien  für  Kolo  von  1274  und  129S  bei  Ennen  ood 
Eckerts  III.  67  und  342)  oder  es  wird  bei  der  Ladung  ausdrüeklieh 
ausgesprochen  (Tgl.  z,  B.  Sudendorf:  B.-L.  IV.  209:  unde  gheben  in 
mit  krafit  disz  brires  unser  keyserlichen  geleyte  und  fride  mit  allen  den, 
die  ir  itlicher  mit  im  füret  und  sichern  sie,  ir  leib  und  gud  in  unsera 
keyserlichen  hoff  zu  komen  und  wider  danne  sa  reiten  in  ir  haus  an 
ge verde  — ;  ebenso  das.  210). 
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derselben,  handhabt  den  Frieden  ^},  verbietet  alle  „Unlnsf'  nnd 
gebietet  Ordnung  nnd  Zucht,  Zawiderhandlungen  büsst  er  an  den 
Schuldigen  mit  Gewettet.  Dabei  soll  er  gerecht  sein  allen 
Parteien,  auch  den  Angeklagten  schützen,  ihm  gegen  den  Zorn 
und  Unmnth  der  Gegner  Schirm  gewähren  und  es  ist  oft  genug 
geschehen,  dass  der  König  in  solcher  Weise  zu  Gunsten  einer 
Partei  eintreten  musste  ')•  Sind  die  Parteien  erschienen,  so  be- 
stimmt der  Richter,  welche  derselben  zuerst  gehört  werden  solle, 
ertheilt  die  Erlanbniss  zum  Wort,  bestellt  die  von  der  Partei 
erbetenen  FOrsprecher.  Yon  ihm  werden  Fristen  bewilligt  und 
w&hrend  der  Dauer  des  Rechtsstreits  alle  vom  Geficht  für  noth- 
wendig  erkannten  Massregeln  angeordnet,  Abgeordnete  zur  Auf- 
nahme des  Beweises  ernannt,  und  Aehnliches  mehr.  Aber  bei 
dem  gesanunten  Yerfahren  ist  er  an  das  hergebrachte  Recht  und 
an  die  Urtheile  des  Gerichts  gebunden.  Das  Urtheil  darf  er 
selbst  nicht  finden:  man  bezeichnet  ihn  ausdrQcklich  nur  als 
Frag  er  desselben^).  In  gewissen  Fällen  frligt  der  Richter 
selbständig,  van  sik;  wenn  es  sich  um  Rechte  einer  Partei 
handelt,  begehrt  dagegen  diese,  Urtheil  zu  fragen:  was  Rechtens, 
and  der  Richter  hat  dann  die  Frage  na  rechte,  genau  den  An- 


'j  Dies  war  eine  der  schwierigsten  Aufgaben  des  Richters.  Denn 
obgleich  das  Verfithren  am  Reichshofe  sich  in  feststehenden  Formen  be- 
wegte, so  kam  es  doch  nicht  selten  yor,  dass  es  der  vollen  Autorität  des 
Richters  bedurfte,  um  die  äussere  Ordnung  des  Gerichts  aufrecht  zu  er* 
halten.  Beispiele  bieten  der  Prozess  gegen  Balderich  unter  Heinrich  II. 
und  gegen  die  Bürger  von  Mainz  unter  Friedrich  I.  (Bd.  I.  41  und  79) 
und  von  ähnlichen  turbulenten  Scenen  berichten  die  ann.  Stadenses:  S.S. 
XVI.  321,  die  ann.  Cameracenses  zu  1152  :  XVI.  523,  Caesarius  Heisterb. 
bei  Strange  II.  202  und  andere  mehr.  Dass  nicht  selten  auch  darüber 
geklagt  wurde,  dass  der  Konig  selbst  die  hergebrachten  Formen  des  Ver- 
fahrens verletzt  habe,  ist  mehrfach  erwähnt  worden;  vgl.  z.  B.  die  Nach- 
richten  über  den  Prozess  gegen  Berthold  von  Kärnthen  1072,  gegen  Otto 
von  Nordheim  1070,  nnd  über  die  Forderungen  der  Sachsen,  als  1075 
ihre  Fürsten  vor  das  konigl.  Gericht  geladen  wurden,  Bd.  I.  31—34. 

*)  Ein  Beispiel  bei  Eberhard  Windeck  c.  60  (Mencken  I.  1121); 
vgl  Bd.  I.  279. 

')  Vgl.  z.  B.  die  Erzählung  aus  Älpertns:  de  div.  temp.  II.  c.  17  in 
Band  I.  41  Note  3. 

*)  Urkunde  bei  Hörn:  Friedrich  der  Streitbare,  Nr.  286;  Bd.  I.  296, 
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trägen  entsprechend,  den  ürtheilern  vorzalegeo  ^).  Den  letzteren 
gewährt  der  Richter  Freiheit  zur  Berathang  oder  zum  Gespräche 
nnd  mahnt  sie  unter  Hinweis  anf  ihren  Eid  zum  Sprache.  Aaf 
den  Inhalt  desselben  hat  er  nach  Recht  keinen  Einfluss,  that- 
sächlich  aber  konnte  er  in  der  bedenklichsten  Weise  auf  den 
Ausgang  des  Rechtsstreits  einwirken;  es  kömmt  vor,  dass  sich 
die  Urtheiler  bei  dem  König  Raths  erholen^),  noch  häufiger, 
dass  dieser  durch  Bitten  und  Drohungen  auf  dieselben  einwirkt'); 
in  vielen  Prozessen  wird  es  solcher  Einwirkung  gar  nicht  be- 
durft haben,  schon  die  politische  Situation,  die  Machtstellung 
des  Königs,  Rücksichten  auf  eigene  Interessen  übten  auf  die 
beisitzenden  Fürsten  und  Herrn  Zwang  genug  aus  ^).  Das  Ur- 
theil  wird  dem  Richter  gefunden,  er  verkündigt  dasselbe,  häufig 
erklärt  er  ausdrücklich  seine  Uebereinstimmung  mit  demselben 
oder  bestätigt  dasselbe  bei  der  Publikation.  Er  darf  das  Urtheil 
nicht  schelten,  auch  ist  kein  Fall  bekannt,  dass  der  Richter  die 
Schöffen  zurücksendete,  um  ein  besseres  Urtheil  zu  finden,  aber 
es  geschieht  das  Schlimmere,'  dass  der  König  aus  eigener  Macht 
den  Spruch  nicht  nur,  der  an  seinem  Hofe  gefunden,  sondern 
das  gesammte  stattgehabte  Verfahren  vernichtet,  eine  neue  Yer^ 
handlung  anordnet   oder    die   Sache   ganz    ruhen    lässt  ^).    Der 


^)  Hiersu  vgl.  nameDtlicb  Homeyer  a.  a.  O.  416  fg, 

*)  Urkunde  bei  Harpp recht  1.  118:  do  fragten  wir  die  rittere, 
die  bey  uns  an  dem  rechten  sassen,  was  sie  recht  deuchte;  des  wurden 
sie  mit  uns  eintrechticlich  zu  rate ,  uns  darumb  eins  rechten  an  unsern 
herrn  dem  kunige  und  an  sinen  retten,  die  er  zu  der  zeit  bey  ihm  hatte, 
ZQ  erfarnde;  do  gingen  wir  mit  zweyn  rittera  —  für  den  konig  —  und 
wurden  des  underweiset,  als  uns  das  auch  selber  recht  deuchte  sein. 

')  Vgl.  den  Bericht  über  den  Prozess  gegen  Adalbero  von  Kärothen 
im  ersten  Bd.  S.  27  fgg. 

*)  So  in  dem  Prozesse  gegen  £rzbischof  Adalbert  von  Salzburg  nach 
dem  Bericht  des  chron.  M.  p.  (SS.  XVII.  498),  oben  Bd.  I.  86. 

')  Ueber  solche  Eingriffe  in  den  geordneten  Rechtsgang  vgU  de  iustit. 
curiae  imp.  S.  20  Note  ö  und  6,  ferner  die  Darstellung  des  Prozesses 
gegen  den  neuen  Rath  zu  Lübeck :  Bd.  I.  268  und  viele  einzelne  Urkunden, 
z.B.  Senckenberg:  k.  h.  G.  Urkd.  S.  14,  Wolters:  cod.  dipl.  Lossensis 
S.  378,  Boehmer:  Mfr.  738  fg.;  nach  der  letzteren  Urkunde  erklärt 
Karl  IV.  im  Jahre  1374:  in  Anbetracht  der  fieissigen  und  merklicheti 
Dienste,  welche  Rath  und  Bürger  zu  Frankfurt  jederzeit  dem  Reiche  ge- 
leistet hatten,   Temichte  er  alle   Urtheile,    welche  der   Rittor   Eberhard 
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Richter  sorgt  dann  aach  fQr  die  Vollstreclning  des  Urtheils;  wie 
die  Ausführung  geschehen  seile,  wer  mit  derselben  zu  beauf- 
tragen sei,  wird  von  ihm  angeordnet.  So  ernennt  er  den  An- 
leiter,  empfängt  von  diesem  Bericht  über  das  Geschehene,  ertheilt 
•die  NntzgewerC;  ernennt  der  obsiegenden  Partei  Schirmer  und 
Helfer,  verbietet  die  Unterstützung  des  ungehorsamen  Verächters 
seiner  ürtheile  nnd  bietet  in  geeigneten  Fällen  die  Reichs- 
getreuen auf,  um  mit  bewaffneter  Hand  das  Urtheil  zur  Aus- 
fflbrung  zu  bringen.  Wiederum  der  Richter  verkündet  die 
Reichsacht,  schärft  dieselbe  zur  Aberacht,  suspendirt  die  Folgen 
derselben,  wenn  es  ihm  nothwendig  oder  angemessen  scheint, 
nnd  löst  dieselbe,  wenn  dem  Kläger  und  dem  Gericht  Genugthunng 
geleistet  worden;  dauert  der  Ungehorsam  fort,  so  ruft  er  die 
Hilfe  der  Kirche  an  nnd  bittet  um  Yerhängung  der  geistlichen 
Strafen.  Als  Wahrzeichen  der  Gewalt  führt  der  Richter  den 
Gerichtsstab,  der  König  sowohl  wie  jeder  sonst  mit  dem  Vorsitz 
im  Gericht  Beauftragte  ^);  von  einer  besonderen  Tracht  des 
Richters  findet  sich  nichts  bemerkt,  nur  einmal  und  zwar  in 
verhältnissmässig  später  Zeit  wird  erwähnt,  der  König  sei,  als 
es  sich  darum  handelte,  gegen  einen  ReichsfUrsten  auf  Verlust 
der  Lehen  zu  erkennen,  im  kaiserlichen  Ornat  erschienen  und 
auch  die  Kurfürsten  seien  aufgefordert  worden,'  in  ihren  fürst< 
lieben  Gewändern  zu  erscheinen.  Galt  im  Allgemeinen  der 
Richter  als  das  Haupt  des  Gerichts,  wurde  überall  die  hohe 
Stellang  desselben  anerkannt,  so  wurde  dem,  der  an  Gottes  Statt 
dem  obersten  Gericht  des  Reichs  vorsass,  besondere  Ehre  zu 
Theil.     Je  bedeutender  aber  der  £infiuss  des  Richters,   um   so 


Praan  Ton  Zürich  gegen  die  Stadt  am  Hofgericht  erstritten  habe,  die 
verfugte  Execntion  solle  keine  Kraft  haben,  die  verkündete  Acht  auf- 
gehoben sein. 

')  Der  Gerichtsstab  als  Zeichen  der  Gewalt  wird  oft  erwähnt;  1084 
per  lignum,  qaod  predietus  imperator  in  saa  tenebat  manu  (Ficker:  acta 
tel.  63),  —  1116  (das.  73  und  origg.  Guelf.  II.  474),  —  1353  Harp- 
precht  I.  S.  99:  die  fürsten  sprachen, —  wir  solten  einem  andern  fürsten 
das  gericht  und  den  stab  an  unser  statt  empfelen,  —  1474:  also  haben 
wir  (Friedrich  III)  den  stab  und  gewalt  wiedernmb  an  uns  genomen 
(Moa.  Habsb.  I.  1.  407),  —  Ach.  Pirm.  Gass.  ann  Augsb.  bei  Mencken 
I.  1682:  Albrechtqs  Brandenb.  auctoritate  imperatoris  cum  sceptro  pro 
tribuoali  in  episcopi  palatio  considens. 
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mehr  auch  das  Bestreben,  sich  die  Geneigtheit  desselben  zn  ge- 
winnen. Der  Rath,  welchen  der  Richtsteig  den  Vorsprechern 
ertheilt:  hiU  di,  dat  du  den  richtere  nicht  vortarnest,  wen  ü  is 
swerlik  to  krigen  vor  einem  ungewegen  richtere,  galt  vor  allen 
denen,  welche  am  Hofgericht  Recht  sachten.  Und  man  beherzigte 
ihn  auch  wohl;  es  blieb  nicht  dabei,  dass  man  den  Zorn  der 
Richter  zn  vermeiden  sachte:  mit  Bitten  and  Empfehinngen, 
dnrch   den   Einfluss   der  Hofleute^),    durch   Habe    und   Gunst  ^) 


1)  "Wie  man  die  Gunst  der  Hoflente  und  durch  diese  Einflnss  aaf 
den  Konig  »i  gewinnen  suchte ,  erzählt  z.  B.  der  trinmph.  S  Remacli  I. 
c.  13;  sehr  belehrend  ist  auch  der  Briefwechsel  Wibalds  von  Stablo: 
Bd.  I.  113;  auch  von  Bischof  Benno  Ton  Osnabrück  berichtet  dessen  vita 
(SS.  XII.  70),  er  habe  durch  die  familiäres  regis  den  Besitz  ver- 
schiedeuer  Zehnten  wieder  zu  erwerben  gesucht.  Ansprechend  ist  aach 
eine  Erzählung  der  ann.  Wormatienses  (SS.  XVII.  46)  zu  1238,  wie  die 
Nonuen  eines  Klosters  gegen  den  Bischof  von  Worms  klagten,  acquireates 
sibi  amicos  (am  königlichen  Hofe)  minus  honeste ;  als  aber  der  Bischof 
selbst  bei  dem  König  erschien,  wies  er  sehr  energisch  darauf  hin,  dnrch 
welche  unsauberen  Mittel  sie  sich  Fürsprecher  zu  gewinnen  gewussc 
'hätten,  und  in  Folge  dessen  ward  gegen  sie  entschieden. 

*)  Klagen  über  Bestechlichkeit  der  königl.  Curie  kommen  z.  B.  sehr 
häufig  unter  Heinrich  lY.  vor  (Bd.  I.  S.  20).  Von  dem  Bischof  Nicolans 
von  Kamerik  wird  berichtet,  er  habe  sich  durch  Bestechung  der  Hof- 
beamten Einsicht  in  Urkunden  verschafft,  die  für  ihn  Bedeutung  gehabt 
hätten  (ann.  Cameracenses  zu  1152:  SS.  XVI.  523),  und  die  Bürger  der 
Stadt  K.  begleiten  eine  Klage  gegen  den  Bischof  mit  Sendung  einer  be- 
deutenden Summe  Goldes  an  den  königl.  Hof  (das.  zu  1169  S.  552).  Mit 
welcher  Schamlosigkeit  im  15.  Jahrhundert  die  Bestechung  am  Reicbs- 
hofe  getrieben  wurde,  habe  ich  im  ersten  Bande  S.  222  fgg.  zn  zeigen 
versucht  Oft  klagten  auch  die  unterliegenden  Parteien  mit  Unrecht  über 
Bestechung.  Eines  solchen  Falles  gedenkt  z.  B.  Ricberii  Sen.  bist,  bei 
Boehmer  fontes  III.  59:  die  Juden  von  Hagenan  sollen  1236  drei 
Kinder  der  Christen  getödtet  haben.  Man  will  bei  dem  Kaiser  klagen, 
die  Juden  aber  wissen  sich  durch  reiche  Geschenke  die  Gunst  desselben 
zn  gewinnen.  Cum  igitur  Imperator  Hagenoviam  rediisset,  Christian! 
illos  tres  pueros  presentaverunt  et  intimaverunt  ei,  quod  iudei  it«  eos 
interfecerunt.  Imperator  respondit:  si  mortui  sunt,  ite,  sepelite  eos,  quia 
ad  aliud  non  valent.  Ueber  diese  Abweisung  sind  die  Christen  höchst 
erbittert  und  der  Berichterstatter  meint:  si  iste  miser  imperator  indeos 
pro  tarn  iniguo  facto  non  puniret,  ille  potentissimns  arbiter  et  fanoc  et 
hos  in  claustris  inferni  punire  non  obmittet.  Weshalb  aber  werden  die 
Ankläger  abgewiesen?  die  annales  Argent.  (das.  III.  109)  berichten  also: 
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allerlei  Art  suchte  man  aaf  den  König  und  seine  Richter  ein- 
zuwirken und  dies  gelang  oft  so  wohl,  dass  die  ernste  Mahnung 
auf  dem  Sigel  des  Gerichts:  diligite  iusticiam,  qui  indicatis  terrami 
häufig  genug  vergessen  ward. 

Richter  im  königlichen  Hofgericht  ist  der  König  selbst  oder 
ein  von  ihm  dauernd  oder  für  einen  bestimmten  Fall  ernannter 
Stellvertreter.  Der  König  kann  alle  an  sein  Gericht  gelangenden 
Sachen  vor  sich  selbst  verhandeln  lassen  und  alle  im  Richter- 
amt begründeten  Rechte  und  Pflichten  selbst  üben,  in  gewissen 
Fällen  aber  muss  er  den  Gerichtsstab  selbst  fahren,  manche 
Geschäfte  kann  nur  er  persönlich  vornehmen. 

Der  persönlichen  Cognition  des  Königs  sind  zunächst  vor-  ; 
behalten  die  causae  maiores  der  Fürsten  und  Fürstengenossen  ^). 
Dies  wird  zuerst  in  den  Rechtsquellen  des  13.  Jahrhunderts  mit 
Bestimmtheit  ausgesprochen,  galt  aber  schon  längst  vorher  und 
steht  wohl  in  Verbindung  mit  jener  Bestimmung  Karls  vom  Jahre 
812,  dass  von  denjenigen  Angelegenheiten,  fQr  welche  überhaupt 
das  königliche  Gericht  competent  sei,  der  Pfalzgraf  nur  die 
Sachen  geringerer  Leute  erledigen  dürfe,   während  alle  Klagen 


imperator  tomaltnm,  qui  tunc  contra  iudeos  ortus  est,  aliter  sedare  non 
Valens,  multos  yiros  potentissimos ,  magnos  et  litteratos  ex  diversis  par- 
tibus  convocans,  diligenter  a  sapientibus  inquisivit,  utrum,  sicut  fama 
commanis  habet,  iadei  cbristianum  sangninem  in  parasceve  necessarium 
haberent;  firmiter  proponens,  si  hoc  ei  de  vero  coustaret,  universos  im- 
perit  sai  iudeos  fore  perimendos.  Verum  quia  nihü  certi  super  hoc  ex- 
periri  poterat^  seTeritas  imperialis  propositi,  accepta  tarnen  a  iudeis  magna 
pecunia,  in  brevi  conquievit. 

')  Die  ältere  Bauptschrift  über  das  sog.  Fürstengericht  ist  Job.  Georg 
Estor:  de  iadicio  principum  fundameuto  et  radice  provocationis,  vnlgo 
recarsus  ad  comitia,  libellus.  (Jena,  1741);  ans  neuerer  Zeit  siehe  beson- 
ders: Goehr  um:  Ebenbürtigkeit!.  §31  S.219fgg.  and  §40,41  S.288fgg., 
Tomaschek:  höchste  Gerichtsbarkeit  S.  34  fgg.  und  meine  Schrift: 
de  instit.  c.  imp.  S.  28  fgf?.  Ein  reiches,  auch  jetzt  noch  schätzbares 
Material  enthält  Dreyers  Abhandlung  von  den  Wirkungen  der  Genossen- 
schaft u.  8.  w.  im  dritten  Theil  der  Sammlung  vermischter  Abhandlungen 
(1703).  Auf  einzelne  andere  Schriften  wird  im  folgenden  Abschnitt  — 
von  den  Unheilern  —  hingewiesen  werden,  welcher  überhaupt  die  oben 
gegebene  Darstellung  wesentlich  ergänzt.  Wegen  der  Ladung  der  Fürsten 
▼gl.  die  betreffende  Abtheilung  in  der  Lehre  Tom  Verfahren. 
FnmkUn,  Reichshotigflrlcht.  IL  7 
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gegen  angesehenere  Personen  der  Entscheidang  des  Königs  yor- 
behalten  bleiben  sollten  ^).     Diese  Bestimmung,  nrsprtlnglich  wie 
es  scheint,  nur  ergangen,  um  den  Geschäftsverkehr  an  der  königl. 
Pfalz  zu  ordnen,   gewann  später  an  Wichtigkeit  und  Bedeutung. 
Zunächst  in  Folge  der  Ausbreitung  der  Lehnsverbindung,  insofern 
die  Fürsten  als  Vasallen  des  Königs  genöthigt  waren,   in  allen 
Sachen,  welche  überhaupt  vor  das  Lehngericht  des  Herrn  ge- 
hörten, vor  dem  König  zu  Lehnrecht  zu  stehen  %  während  dieser 
nach    den   Grundsätzen    des    deutschen   Lehnrechts    verpflichtet 
war,  diese  Gerichtsbarkeit  der  Regel  nach  selbst  zu  üben.    So- 
dann in  Folge  der  immer  schärferen  Trennung  der  Stände  und 
der  immer  bestimmteren  Präcisirung   der   Grundsätze   über  die 
Wirkungen  der  Genossenschaft;  namentlich  seit  der  Zeit,  dass 
die  Yollfreien  nicht  mehr  als  Genossen  der  Fürsten  angesehen 
wurden,  und  letztere  den  Anspruch  durchsetzten,  dass  in  Sachen, 
welche  Leib,  Ehre  und  Regalien  beträfen,    das  Urtheil  nur  von 
ihnen  Gleichstehenden  gefunden  werden  dürfe,   konnte   von   der 
Verhandlung    solcher    Rechtsstreitigkeiten     vor    einem    andern 
Richter   als  dem  König   kaum   noch   die  Rede   sein,    weil    die 
nöthige  Zahl  geeigneter  Urtheiler  nur  dann  zu  versammeln  war, 
wenn  der  König  die  Fürsten   zu   Reichs-  oder  grösseren   Hof- 
tagen berufen  hatte.     Das  Meiste   that  aber  auch  in  dieser  Be- 
ziehung die  Uebung').     Die  Geschichte  des  Hofgerichts  hat  ge- 

^)  Cap.  Aqaitigr.  812  c.  2  Qegg,  I.  174):  Neque  comes  palatii  nostri 
potentiores  cansas  sine  nostra  iussione  finire  praesumat,  sed  tantnm  ad 
panpemm  et  minas  potentiam  iusticiaa  faciendas  sibi  sciat  esse  Tacandam. 
Vgl.  hierzu  Waitz:  Vfg.  IV.  414,  Pernice:  de  comitibus  palatii  31  fg. 

')  Homeyer:  System  des  Lebnrechts,  Ssp.  IL  2.  563,  72. 

')  Man  bat  die  Vorschrift,  dass  in  dem  sogleich  za  nennenden  eaosae 
maiores  die  Fürsten  nur  vor  dem  König  za  Recht  zn  stehen  hätten,  als 
eine  unmittelbare  Folge  des  sich  immer  kräftiger  geltend  mtichenden 
Ebenburtigkeitsprincips,  als  eine  Anwendung  des  allgemeinen  Grondsaues : 
der  Richter  müsse  Genosse  oder  Uebergenosse  des  Beklagten  sein,  be- 
zeichnet (z.  B.  Goehrnm  I.  302).  Ich  halte  dies  nicht  für  richtig. 
Einmal  ging  der  Anspruch  nicht  sowohl  dahin,  nur  Tor  einem  Genossen 
zu  Recht  stehen  zn  müssen,  sondern  dahin,  dass  der  König  i»  eigener 
Person  oder  ein  für  den  einzelnen  Fall  Beauftragter  den  Vorsitz 
im  Gericht  führe:  auch  wenn  der  König  sein  Hofrichteramt  stets  mit 
einem  ihrer  Genossen  besetzt  hätte,  würden  die  Fürsten  diesen  nicht  für 
berechtigt  angesehen  haben,  in  jenen  Rechtssachen  zn  richten.    Sodann 
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zeigt,  dass  bis  znr  Zeit  der  Hohenstaofen  alle  wichtigeren  Rechts- 
sachen der  Grossen  des  Reichs  vor  dem  König  nnd  nar  vor 
diesem  zur  Entscheidung  gelangten,  dass  namentlich  alle  An- 
klagen, welche  Rechtsnachtheile  für  Leben,  Ehre,  Erbe  und 
Lehen  des  Beschuldigten  zur  Folge  haben  konnten,  vor  ihm 
persönlich  verhandelt  wurden.  Im  13.  Jahrhundert  wird  dann 
diese  ausschliessliche  Gompetenz  des  Königs  mehrfach  anerkannt 
and  zwar  in  den  Reichsgesetzen  so,  dass  dieselbe  als  eine  Be- 
fugniss,  als  Reservatrecht  des  Reichsoberhauptes  erscheint:  const 
Mog.  1235  c.  XV: — ius  reddens  Omnibus  querelantibus,  preter- 
quam  de  principibns  et  aliis  personis  sublimibus  in  causis,  que 
tangnnt  personas,  ius,  »honorem,  feuda,  proprietatem  vel  here- 
ditatem  eorundem  et  nisi  de  causis  maximis;  predictornm  etenim 
discussionem  et  Judicium  nostre  celsitudini  reservamas,  —  während 
in  den  Rechtsbüchern  die  Auffassung  vorherrscht,  der  König  sei 
verpflichtet  in  diesen  Sachen  persönlich  zu  richten,  die 
Fürsten  hätten  das  Recht  zu  fordern,  nur  vor  ihm  zu  Recht  zu 
stehen:  Ssp.  IIL  55  §  1:  over  der  vorsten  lif  und  ire  gesunt 
ne  mut  neman  richtere  sin,  wan  die  koning.  Dsp.  299,  Swsp. 
W.  106,  L.  125,  Verm.  Ssp.  VL  21  dist.  2. 

Und  diese  Auffassung  entsprach  denn  auch  den  Wünschen 
und  Interessen  des  Fürstenstandes.  So  oft  sie  sich  erbieten,  zu 
Recht  zu  stehen,  immer  wird  vorausgesetzt,  das  Oericht  werde 
vom  König  mit  des  Reichs   Fürsten  gehalten  werden;    so  bald 


aber  ist  nicht  zn  nberseben,  dass  die  Fürsten  diesen  Anspruch  bereits 
in  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  zu  rechtlichem  Anerkenntniss 
brachten,  zu  einer  Zeit  also,  in  welcher  sie  einen  besonderen  Geburts- 
stand entschieden  noch  nicht  bildeten,  in  welcher  selbst  die  Schöffenbar- 
freien  noch  für  ebenbürtig  mit  jenen  angesehen  nnd,  wenigstens  nach 
Ssp.  II.  12  §  2  und  verwandten  Rechtsbücbern,  zum  Urtheil  über  die- 
selben zugelassen  wurden.  Die  Bestimmung  von  Ssp.  III.  55  §  1  kann 
daher  nicht  daraus  erklärt  werden,  dass  nur  die  Fürsten  unter  sich  eben- 
bürtig gewesen  und  deshalb  nur  einer  ihrer  Genossen  oder  der  Konig 
als  Uebergenosse  über  sie  habe  richten  dürfen;  die  Stelle  enthält  nicht 
das  Anerkenntniss  eines  bevorzugten  Geburtsstandes  der  Fürsten,  sondern 
eines  ihnen  ans  anderen  Ursachen  zustehenden  Vorrechts.  In  dem  Mainzer 
Reichsrecht  von  1235  tritt  änsserlich  der  Charakter  der  Bevorrechtigung 
zurück,  aber  es  ist  unzweifelhaft,  dass  die  im  Text  mitgetheilte  Bestim- 
mung desselben  von  den  Fürsten  stets  als  ein  Anerkenntniss  ihres  Rechts 
anfgefasst  wurde  und  als  ein  solches  gewiss  auch  gemeint  war. 

7* 


Digitized  by 


Google 


eine  Gefahr  droht,  es  könnte  anders  gegen  sie  verfahren  werden, 
treten  sie  mit  entschiedenen  Protesten  hervor;  so  fest  und  be- 
harrlich verfolgten  sie  ihr  Ziel,  dass  die  königliche  Gewalt  nie- 
mals den  Versuch  machte,  ihnen  jenes  Becht  zu  schmälern  nnd 
bis  zum  Untergange  des  Hofgerichts,  ja  weit  Aber  diese  Zeit 
hinaus,  finden  sich  zahlreiche  Anerkenntnisse  der  Kaiser,  dass 
diese  cansae  maiores  nur  vor  ihnen  entschieden  werden  dürften. 
Die  Zeugnisse  hierfür  sind  zum  Theil  schon  in  der  Geschichte 
des  Hofgerichts  erbracht  worden,  zum  Theil  sollen  sie  in  dem 
folgenden  Abschnitt  vorgelegt  werden.  Denn  mit  der  Forderung 
der  Fürsten,  nur  vor  dem  König  gerichtet  zu  werden,  steht  die 
andere,  unzweifelhaft  wichtigere  in  Verbindung,  dass  das  Gericht 
in  allen  diesen  vor  den  König  selbst  gehörenden  Sachen  aoch 
nur  mit  Fürsten  als  Urtheilern  besetzt  werde:  dafür  vorzugs- 
weise kämpft  der  Fürstenstand,  darauf  besonders  beziehen  sich 
jene  Anerkenntnisse  des  Königthums.  Aber  wie  fest  begründet 
der  Rechtssatz,  der  König  allein  könne  in  diesen  wichtigeren 
Sachen  Richter  sein,  gegen  das  Ende  des  Mittelalters  galt,  geht 
hervor  aus  jenen  merkwürdigen  Stipulationen,  welche  nach  der 
Mitte  des  15,  Jahrhunderts  zwischen  Georg  von  Böhmen  and 
mehreren  deutschen  Fürsten  rücksichtlich  der  Wahl  des  ersteren 
zum  römischen  Könige  getroffen  wurden;  damals  wurde  ver- 
abredet, Georg  solle  nach  seiner  Wahl  den  Herzog  Ludwig  von 
Bayern  und  den  Pfalzgrafen  Friedrich  zu  Statthaltern  einsetzen  and 
ihnen  die  Befugniss  übertragen,  in  allen  Reichssachen  zu  richten, 
allein  ausgenommen  die  Klagen  gegen  Reichsfttrsten,  die  „ir  leib  und 
ir  ere'*  berührten;  denn  über  diese'könne  nur  der  König  richten  ^). 
Nur  der  König,  das  heisst:  kein  anderer  Richter  am 
Hofe  in  Folge  seines  Amtes,  kein  anderer  Fürst  etwa  in 
Folge  allgemeinen  Auftrages.  Niemals  aber  wurde  daran  ge- 
zweifelt, dass  der  König  sich  auch  in  solchen  Sachen  durch 
einen  fiir  den  einzelnen  Fall  besonders  Beauftragten  könne  ver- 
treten lassen.  Die  Möglichkeit  solcher  Vertretung  wird  ohne 
Weiteres  zugestanden  werden  müssen,  denn  sie  findet  sich  in 
unseren  Rechtsquellen  in  doppelter  Beziehung  anerkannt.  Ein- 
mal  für   den  Fall    der   Entfernung   des  Königs   aus  deutschen 


1)  Hasselboldt-Stookheim  I.  Urkd.  S»  159. 
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Landen:  Swsp.  L.  125,  W.  106  und  vertder  kiunig  von  tttschem 
lande,  so  sol  er  einen  hof  gebieten  an  die  stat,  da  er  ze  rechte 
sin  sol:  da  sol  er  dem  phallentzgraven  von  Rine  den  gewalt 
geben,  daz  er  rihter  si  an  des  kttniges  stat  über  der  fttrsten  lip; 
onde  git  er  im  dez  gewalt  nüt,  so  hat  er  kein  recht  dar  an. 
Sodann  für  den  Fall,  dass  der  König  selbst  gegen  des  Reichs 
Fttrsten  um  solche  wichtigere  Angelegenheiten  klagen  sollte, 
nach  dem  Weisthum  des  Reichshofes  von  1274:  petiit  rex  sen> 
tentialiter  diffiniri,  quis  deberet  esse  iudex,  si  Romanornm  rex 
super  bonis  imperialibus  et  ad  fiscum  pertinentibus  et  aliis 
iniuriis  regno  vcl  regi  irrogatis,  contra  aliquem  principem  im-^ 
perii  haberet  proponere  aliquid  questionis  ?  et  diüBnitum  fuit  — , 
qnod  Palatinus  comes  Reni  auctoritatem  iudicandi  super  questioni- 
bus,  quas  imperator  vel  rex  movere  vult  principi  imperli,  op- 
tinnit  et  optinet .  ex  antiquo  ^).  Es  ist  schon  erwähnt  worden 
(Bd.  I.  S.  174),  dass  der  zuletzt  mitgetheilte  Satz  nicht  die  Be- 
deutung gehabt  habe,  der  König  dflrfe  gegen  die  Reichsfürsten 
nur  vor  dem  Pfalzgrafen  klagen,  dass  vielmehr  ein  wenig  später 
ergangenes  Weisthum  aussprach,  der  König  könne  auch  jeden 
andern  Fttrsten  als  Richter  niedersetzen,  um  vor  ihm  Ansprüche 
des  Reichs  gegen  die  Grossen  gerichtlich  geltend  zu  machen. 
Dem  entsprechend  ist  denn  auch  meist  verfahren  worden.  Es 
kömmt  wohl  vor,  dass  der  König  den  Vorsitz  im'  Gericht  selbst 
dann  behält,  wenn  Klagen,  die  er  persönlich  geltend  macht  oder 
anstellen  lässt ,  verhandelt  werden  ^),  regelmässig  aber  überträgt 
er  in  solchem  Falle  den  Gerichtsstab  einem  andern  Fürsten. 
Beachtenswerth  ist  ein  aus  dem  Jahre  1353  überliefertes  Bei- 
spiel. König  Karl  hält  zu  Speyer  Gericht;  es  kömmt  zur 
Verhandlung  eine  Klage  gegen  den  Grafen  Johannes  von 
Sponheim;   der  Pfalzgraf  vom   Rhein   intervenrrt,   indem   er  be- 


>)  Legg.  ir.  399;  vgl.  Bd.  I.  167  Note  2.  Einen  Hinweiss  auf 
dieses  Richteramt  des  Pfalzgrafen  findet  sich  noch  in  einer  Urkunde 
Friedrichs  III.  von  1442  bei  Tscbudi  II.  350;  der  Konig  erbietet  sich 
den  Eidgenossen  zu  Recht  „uiF  den  pfalzgrafen  bei  Rhein,  für  den  auch 
ein  röm.  könig  zu  recht  kommen  soll,  ob  er  mit  des  richs  fnrsten  und 
sndern  de»  richs  standen  stöss  gewunne'*. 

*)  So  1474  in  dem  Prozess  gegen  Friedrich  von  der  Pfalz:  Mon. 
Habsb.  I.  1.  466. 
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bauptet,  der  Kdnig  dürfe  die  Sache  nicht  vor  das  Hofgericht 
ziehen,  sondern  mttssa  den  Kläger  an  sein,  des  Pfalzgrafen, 
Gericht  verweisen,  weil  Verklagter  sein  Lehn^ann  sei;  die 
Fürsten  finden  darauf,  es  müsse  über  diesen  Incidentpunkt  vor 
einem  andern  Richter  als  dem  König  geurtheilt  werden  and 
Karl  überträgt  darauf  die  Gerichtsgewalt  sofort  an  den  Herzog 
Wladislaus  von  Teschen  ^).  Stand  es  dem  Könige  abor  zu,  in 
solchen  Fällen  einen  Richter  an  seiner  Statt  niederzusetzen,  so 
konnte  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  er  dazu  auch  berechtigt 
war,  wenn  andere  gegen  einen  Reichsfttrsten  eine  derartige 
Kapitalklage  verfolgten,  nur  musste  alsdann  der  beauftragte 
Richter  Genosse  des  Verklagten  sein.  Diese  Berechtigung  hat 
der  König  in  der  That  auch  sehr  häufig  ausgeübt  Einzelne 
Fälle  sind  bereits  bei  der  Lehre  von  den  königlichen  Com- 
missorien  erwähnt,  andere  bietet  die  Geschichte  des  Hofgerichts 
namentlich  im  15.  Jahrhundert  zahlreich  dar.  In  dem  Prozesse 
gegen  den  Landgrafen  Ludwig  von  Hessen  wegen  der  Ganerben 
des  Basecker  Thals  (1417  und  1418)  vertraten  die  Stelle  des 
Königs  als  Richter  erst  Graf  Ludwig  von  Oettingen,  dann  Mark- 
graf Friedrich  von  Brandenburg,  zuletzt  Bernhard  von  Badend. 
Den  Streit  zwischen  Friedrich  von  Sachsen  und  Herzog  Erich 
von  Sachsen -Lauenburg  wegen  des  Kurlandes  Sachsen  wiesen 
1424  die  Kurfürsten  zur  Entscheidung  an  Sigismund;  Herzog 
Friedrich  erklärte  damals:  er  wolle  zu  Recht  stehen  vor  dem 
römischen  König,  als  einem  Richter  und  Frager;  oder  einem 
a^ern  Richter,  den  dieser,  als  sich  zu  Recht  gebühret,  an  seiner 
Statt  niedersetzen  würde,  und  vor  den  Kurfürsten  als  Urtheileru; 
1434  wird  denn  auch  der  Erzbischof  von  Köln  beauftragt,  diese 
Sache  mit  andern  Kurfürsten  und  Fürsten  zu  entscheiden  ').  Im 
Jahre  1439  wird  vor  König  Albrecht  II.  eine  Klage  gegen  den 
Bischof  von  Passau  angebracht;  mit  einhelligem  Rathe  ward  be- 
schlossen, die  Sache  entscheiden  zu  lassen:  vor  ans,  als  einem 
romischen  kunig,  oder  ob  wir  des  unmuss  halben  nicht  usgerichten 
mochten,  vor  unserm  commissario  oder   richter,    der  ein  fürst 


^)  Goldast:  Reichss.  II.  42,  Lüoig  IX.  961,    Harppr«cbt  I.  99. 
«)  Vgl.  Bd.  I.  S.  307—10. 

*)  Hörn:  Leben  Friedrioh  des  Streitbaren  Nr.  286  S.  883,  Maller: 
B.  T.  T.  470  fgg.,  Estor  a.  a.  O.  S.  27  fgg.;  vgl.  Bd.  I.  296,  303. 


Digitized  by 


Google 


oud  beiden  teilen  onverdechtlich  nnd  nnarkwonig  sey  ^).  Auf  dem 
Nflroberger  Tage  von  1438  erklären  die  Fürsten:  Klagen  von 
Fürsten,  Grafen  nnd  Herrn,  welche  nur  das  Reich  über  sich 
haben,  gegen  andere'  Ton  gleicher  Stellang  gehören  vor  den 
König  oder  wem  er  das  befehlen  würde,  nnr  soll  das 
Gericht,  wenn  es  der  Beklagten  Herrlichkeit  nnd  Regalien  be* 
rühre,  mit  Genossen  besetzt  werden^).  Im  Jahre  1445  ferner 
erscheint  der  Graf  Michael  von  Hardeck  „als  ein  gesaczter  com- 
missari  des  römischen  Knoigs'*  bei  Verhandlung  einer  Klage 
Friedrichs  IIL  gegen  den  Grafen  Heinrich  vonGöfz')  und  1474 
endlich  führt  Markgraf  Albrecht  von  Brandenburg  „anstat  seiner 
kaiserlichen  gnaden''  den  Vorsitz  im  Gericht,  als  in  demselben 
auf  Antrag  des  Königs  die  schwersten  Anklagen  gegen  den  Pfalz- 
grafen Friedrich  bei  Rhein  entschieden  werden  sollten :  im  Fort- 
gange der  Verhandlung  bittet  der  Richter  den  Kaiser,  den  Ge- 
richtsstab wieder  an  sich  zu  nehmen,  —  die  als  ürtheiler  ver- 
sammelten Fürsten  wollen  ebenfalls  der  Sachen  enthoben  sein, 
und  Friedrich  III.  setzt  sich  nun  selbst  zu  Gericht,  um  „aus 
Vollkommenheit  kaiserlicher  Gewalt''  die  Acht  über  den  Pfalz- 
grafen auszusprechen^). 

Uebrigens  war  es  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  streitig,  i 
welche  Angelegenheiten  denn  nun  der  persönlichen  Jurisdiction 
des  Königs  vorbehalten  seien.  Das  Mainzer  Reichgesetz  zählt 
auf:  in  causis,  que  tangunt  persouas,  ins,  honorem,  feoda,  pro- 
prietatem  vel  hereditatem  eorundem  et  nisi  de  causis  maximis. 
Die  deutschen  Texte  und  die  späteren  Landirieden*  weichen  zum 
Theil  ab;  der  Basler  cod.  von  1235  (Pertz.  legg.  IL  580  Ool. 
110  hat:  one  fursten  and  ander  hohe  lute,  wann  gat  an  ir  lip 
oder  an  ir  recht  oder  an  ir  ere  und  von  andren  hohen  sachen, — 
der  Senckenberg'sche  von  dems.  Jahre  (a.  a.  O.  Gol.  III.) :  leyb, 
ere,  an  ir  rechte,  an  ir  lehen,  an  ir  erb,  —  der  Görlitzer  dess. 
Jahres  (Böhlau  S.  42  Gol.  IL):   wo   iz  in  an  im  leip  odir  ge- 


1)  Mon.  Boica  XXXI.  2.  345. 

«)  Wencker:  app.  343  —  49,  N.  S.  d.  R.  A.  L  160  fgg. 
'        >)  Mate ri allen  L  S.  166  Nr.  LIV.  Die  Burggrafen  von  Maidburg, 
Grafen    von  Hardeck   wurden    nach    einer  Urkunde  Friedrichs   III.    bei 
Senckenberg:  de   tud.  oam.  hod.  1S9  als  Füratengenosaen  aogeaeben. 

♦)  Mon.  Habab.  I.  1.  396,  407. 
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sant  odir  an  ir  ere  odir  an  ir  recht,  an  ir  erbe,  an  ir  leben 
geet,  —  die  beiden  Landfrieden  von  1281  (Pertz  435,  39)  ha- 
ben: Leib,  Recht,  Ehre,  Lehen,  —  der  von  1287  (das.  451); 
Leib,  Recht,  Erbe,  Lehen,  —  ebenso  der  Kraftsche,  Cod.  des 
Ldfr.  von  1298  (Böhlan  a.  a.  0.  Col.  III),  während  andere  da- 
selbst mitgetheilte  Handschriften  statt  des  Erbes  —  Ehre 
nennen.  Die  Rechtsbflcher  nennen  nur:  der  vdrsten  iif  and  ire 
gesunt,  da  aber  die  dem  König  vorbehaltenen  Sachen  dieselben 
sind,  für  welche  die  Fürsten  auch  nur  ihre  Oenossen.  als  Ur- 
theiler  anerkannten,  so  darf  man  zur  Erläuterung  unbedenklich 
Ssp.  II.  12  §  2  heranziehen:  scepenbare  Iflte  muten  wol  ordel 
vinden  over  jewelken  man.  It  ne  mut  over  uppe  se  neman 
oirdcl  vinden,  dat  an  ir  lief  oder  an  ir  ere  oder  an  ir  ervega, — 
Ssp.  III.  19:  lief,  ere,  erve,  —  Dsp.  229,  Swsp.  L.  278,  W. 
229 :  Leib,  Ehre,  Erbe.  Hiernach  gehören  vor  den  König  zunächst 
alle  peinlichen  Klagen,  diejenigen  also,  welche  eine  Strafe  an 
Leben ,  Gliedern ,  Recht ,  Ehre  und  am  gemeinen  Frieden  nach 
sich  ziehen  (Richtsteig  Landrecht  28  §  1),  mithin  auch  die,  welche 
fär  den  Beschuldigten  die  Verkündigung  in  die  Reichsacht  zu 
Folge  haben  (vgl.  Swsp.  L.  138,  W.  tl6).  Sodann  die  Klagen 
um  alle  vom  Reiche  stammenden  Lehen,  zu  denen  dann  auch 
sämmtliche  vom  Könige  verliehenen  Regalien  gerechnet  wurden. 
Ferner  Klagen  um  Grundeigenthum :  eibe  nach  dem  Sprachge- 
brauch des  Ssp.  II.  12.  §  2,  welchem  Ausdruck  wohl  die  here- 
ditas,  das  Erbe  in  der  const.  Mog*  entspricht.  Am  zweifelhaf- 
testen ist  die  proprietas  in  dem  Mainzer  Landfrieden,  für  welche 
die  deutschen  Texte  gar  keine  Bezeichnung  haben :  wahrscheinlich, 
dass  damit  das  zu  Eigenthum  überhaupt  besessene  Gut  im  Ge- 
gensatz zum  Lehen  gemeint  ist^).  Bei  der  Vieldeutigkeit  und 
Dehnbarkeit  dieser  Ausdrücke  —  wegen  des  Wortes  Ehre  vgl. 
z.  B.  Swsp.  L.  278^  W.  229  —  fehlte  es  dann  auch  nicht  an 
Streitigkeiten,  welche  Klagen  als  dem  König  und  den  Fürsten 
als  Urtheilern   vorbehaltene  anzusehen  seien  und  welche  nicht. 


1)  Vgl  Homeyer  Glossar  «um  V.A.  unter  proprietas  (II.  2.  162), 
zum  Sachs.  Lehnrecht  unter  £gen  (II.  1.  574),  und  System  des  Lehn* 
rechte  §  1  (II.  2.  277).  In  der  im  Text  erwähnten  Bedeutung  wird  pro* 
prietas  auch  in  der  Reichssentenx  de  constructione  munStionis  in  fundo 
alieno  von  1295  (legg.  463)  gebraucht. 
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Im  Interesse  der  Fflrsten  lag  es,  den  Kreis  derselben  möglichst 
aaszudehnen,  —  den  Gegnern  musste  daran  gelegen  sein,  den- 
selben einzuschränken.  Im  15.  Jahrhundert  namentlich  wurde 
hierüber  viel  gestritten.  Unter  Sigismund  erging  1433  ein  Weis- 
thum  des  Beichshofes,  dass  als  Fürstensachen  in  dem  vorher 
erörterten  Sinne  nur  anzusehen  seien:  Klagen,  die  antreffen  der 
Fürsten  „leib,  ere  oder  die  lehen  des  fürstentumbs",  nicht 
aber  Ansprüche  um  Geldschuld  oder  um  Güter,  die  nicht  Lehen 
wären  ^).  Diese  Läuterung  hielt  der  Reichshof  auch  in  der 
Folge  fltr  massgebend,  alsbald  aber  machte  sich  das  Bestreben 
der  Fürsten  geltend,  alle  möglichen  Klagen  als  unter  eine  dieser 
drei  Kategorien  fallend,  darzustellen.  Als  1452  die  Stadt  Nürn- 
berg gegen  den  Markgrafen  Albrecht  Achilles  auf  Herausgabe 
gewisser  Güter  klagte,  welche  ihren  Bürgern  und  Schutzgenossen 
in  dem  kurz  vorher  geführten  Kriege  vom  Verklagten  entzogen 
worden  waren,  suchte  der  Anwalt  des  letzteren  auszuführen,  dass 
die  Klage  recht  eigentlich  zu  den  Fürstensachen  gehöre.  Die 
Kläger  beschuldigten,  so  machte  er  geltend,  den  Markgrafen, 
er  habe  jene  Schlösser  gegen  den  Befehl  des  Königs  und  ohne 
vorher  Recht  gesucht  zu  haben  in  Besitz  genommen ;  wäre  dieser 
Vorwurf  begründet,  so  müssten  den  Verklagten  die  Strafen^  treffen, 
mit  denen  ungerechte  Fehde  bedroht  sei:  er  könnte  hiernach 
Ehre  and  Lehne  verlieren  und  darum  sei  die  Klage  unbedenk- 
lich zu  den  Fürstensachen  zu  zählen,  was  auch  schon  deshalb 
geschehen  müsse,  weil  die  Nürnberger  sich  beiläufig  über  die 
vom  Markgrafen  erhobenen  Zölle  und  über  die  von  ihm  geübten 
Geleits-  und  andern  Rechte  beschwert  hätten:  die  Klage  be- 
traf eben  ausschliesslich  die  Restitution  der  Güter,  nicht  Strafe 
und  Wandel  wegen  des  geführten  Krieges,  ebenso  wenig  war 
irgend  ein  Anspruch  auf  die  vom  Verklagten  besessenen  Rega- 
lien erhoben  worden^).  Im  Jahre  1465  wurde  gegen  den  Pfalz- 
grafen Friedrich  geltend  gemacht,  er  hätte  sich  auf  Grund  ge- 
wisser Verschreibungeu ,  die  den  Grafen  von  Leiningen  durch 
einen  Dritten  abgedrungen  worden,  in  Besitz  von  Gütern  der 
ersteren  gesetzt;    sofort  wurde  behauptet,    die   Klage    sei  eine 


^}  Hasselholdt  I.  Urkd.  S.  38,  Tomaschek  S.  37. 
*)  Franklin:  Albrecht  Achilles  S.  40  fgg.,  64  fgg. 
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Fürstensache,  deon  würde  die  Verschreibung  für  ungültig  erklärt, 
so  stände  fest,  der  Pfalzgraf  habe  sie  nicht  redlich  erworben, 
und  so  betreffe  die  Angelegenheit  £hro  und  Glimpf  des  Verklag- 
ten^). In  ähnhcher  Welse  deducirte  im  Jahre  1459  der  Graf  von 
Goeris;  es  war  gegen  ihn  auf  Zahlung  einer  Geldschuld  geklagt  wor- 
den auf  Grund  einer  von  seinem  Grossvater  ausgestellten  Verschrei- 
bung: diese  Urkunde  war  gefälscht  und  da  der  Vorwarf  ^ler 
Fälschung,  behauptete  der  Verklagte,  wenn  nicht  ihn,  so  doch 
seine  Vorfahren  treffen  könne,  so  liege  eine  Sache  vor,  die  des 
Fürsten  Ehre  angehe^).  So  konnte  schliesslich  jede  Klage  als 
eine  der  Entscheidung  durch  die  Fürsten  allein  vorbehaltene 
bezeichnet  werden  und  es  war  von  dem  Urtheil  des  Gerichts 
abhängig,  ob  es  dieselbe  für  eine  solche  erachtete  oder  nicht. 
Proteste  der  gegnerischen  Parteien  nützten,  wie  der  Ausgang 
des  Verfahrens  in  der  Sache  der  Nürnberger  gegen  Albrecht 
Achilles  zeigt,  wenig  genug;  alles  hing  vielmehr  von  .der  zufälli- 
gen Besetzung  des  Gerichts  ab:  war  dasselbe  überwiegend  mit 
Fürsten  besetzt,  so  fanden  auch  die  ausschweifendsten  Deductio- 
nen  ihrer  Genossen  Beachtung,  —  nahmen  gelehrte  Richter  an 
der  Verhandlung  Theil,  so  wies  man  dieselben  zurück  und  hielt 
an  dem  Grundsatz  fest,  welche  das  Weisthum  von  1433  aus- 
sprach^). Im  Allgemeinen  hatte  das  ganze  sogenannte  Fürsten- 
recht für  alle  diejenigen,  welche  mit  einem  Fürsten  in  Rechts- 
streit waren,  so  schwere  Nachtheile,  dass  dasselbe  von  allen 
Ständen  gleichmässig  bekämpft  wurde.  Die  principiello  Geltung 
desselben  konnte  man  freilich  nicht  läugnen,  aber  man  bestritt 
im  einzelnen  Falle,  dass  die  zur  Verhandlung  stehende  Rechts- 
frage zu  jenen  oft  erwähnten  causae  maiores  gehöre.  Auch  die 
Stände  insgesammt  suchten,  freilich  ohne  bemerkbaren  Erfolg, 
auf  eine  Einschränkung  des  Fürstenrechts  hinzuwirken,  wie  z.  B. 
im  Jahre  1471  Grafen,  Ritter  und  Städte  beantragten:  ob  ein 
Gräfe  oder  Herre  zu  einem  oder  mer  Fürsten  Zuspruch  hett 
oder  gewunne,    das    da  antreff  Schulde,  entwerte  Güter, 


i)  Lünig  XXII.  398  fgg.,  Harpprecht  I.  204. 
*)  SeDckenberg:  de  lud.  cam.  bod.  18t. 

')  So  in  dem  1445  verhandelten  Prozesse  gegen  Heinrich  ▼od  Görz: 
Materialien  I.  166. 
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oder  Eint  rege,  die  im  in  das  Seine  beschehen  weren  oder 
würden,  der  und  die  selten  dem  oder  den  gerecht  werden  und 
sich  nit  geprauchen  noch  fttrnemen,  das  man  ihn  mit  Fürsten 
haischen  oder  das  Gericht*  mit  Forsten  besetzen  solt  ^).  Wie 
wenig  aber  solche  Anträge  und  Angriffe  nützten,  beweist  am 
besten  der  Umstand,  dass  noch  am  Schiuss  des  vorletzten  Jahr- 
zehnts des  15.  Jahrhunderts  die  Fürsten  ganz  in  der  bisherigen 
Weise  auf  die  Beobachtung  aller  im  Fürstcurecht  begründeten 
Förmlichkeiten  dringen  konnten  ^}.  Und  einen  Rest  der  alten 
Freiheiten  und  Rechte  wussten  sich  di^  reichsständischen  Häuser 
ja  selbst  noch  für  die  neuere  Zeit  zu  retten  '). 

Zu  den  dem  König  ferner  vorbehaltenen  Sachen  gehört 
dann  die  feierliche  Verkündigung  der  Reichsacht  und  die  liö- 
sung  von  derselben.  Die  Mainzer  Constitution  von  1235  be- 
stimmte: Reos  non  proscribet  (der  Hofrichter)  nee  a  proscrip- 
tione  absoivet;  hie  namque  auctoritati  nostre  excelleneie  rcser- 
vamus;  er  sol  auch  nymande  in  die  ochte  tun  noch  doraus 
lasin :  daz  wolle  wir  selber  tun  (Görlitzer  cod.  von  1 235  bei 
ßöhlau  S.  43) ;  —  he  ne  sal  nimanne  to  aghtc  dun ,  noch  ute  der 
achte  laten,  wan  dat  wille  wi  selve  dun,  aude  wellen  anderes 
oimanne  gelaten,  dat  he  sich  dar  mide  over  lade  (curia  Nuremb. 
von  t28l  legg.  435;  die  cur.  Mog.  von  1281,  der  Ldfrdc.  von 
1287  das.  439  und  51  und  der  Kraft'sche  cod.  von  1298  bei 
Böhlau  a.  a.  0.  enthalten  nur  unbedeutende  Abweichungen  in 
den  Lesarten).  Der  Sinn  dieser  Bestimmungen  ist  nicht,  dass 
nnr  vor  dem  König  persönlich  auf  die  Yerhängung  der  Reichs- 
acht  habe  erkannt  werden  dürfen,  sondern  vielmehr  der,  dass 
wenn  vor  dem  Hofrichter  erkannt  war,  es  sollte  die  Acht  aus- 
gesprochen werden,  nunmehr  die  Strafe  durch  den  König  zu 
verkünden  war.  Praktisch  gestaltete  sich  die  Sache  so,  dass 
der  Hofrichter  über  das  gefundene  Urtheil  an  den  König  berich- 
tete, dieser  dasselbe  durch  die  solenne  Achtserklärung  bestätigte, 
die  Bekanntmachung  und  Ausführung  des  Geschehenen  aber  wie- 
der den  Hofrichtern  überlassen  blieb.    Dass  so  verfahren  wurde, 


>)  Harpp recht  I.  326. 

*)  Tomaaohek  S.  41. 

*)  6  o  ehr  am  U.  155  fgg.,  164. 
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zeigen  zahlreiche  Urkunden:  Ich  Niclaus  von  Wartenfels  sass 
zu  gerichte  an  mines  herren  stat,  des  romischen  knniges  AI- 
hrechtes  und  thue  khunt,  das  min  herr  zu  achte  soll  thun  mit 
tagen,  swa  er  es  mit  rechte  getun  mag,  grave  D.  v.  Pfurte  den 
alten  von  Lutoldens  Klage  von  Regenspurg^. —  Im  Jahre  1324 
erlässt  Berthold  der  Jüngere  Graf  von  Graisbach,  judex  a  — 
Ludovico  Rom.  R.  ad  causam  infra  scriptam  specialiter  deputatus, 
an  demselben  Tage  zwei  Urkunden;  in  der  einen  verkflndet  er: 
eundem  (Tylemannum  de  Kulen  residentem  in  Uttenkofen)  sua 
contumacia  exigente  sentencialiter  proscripsimus,  d.  h.  es  ist  vor 
dem  Richter  auf  Verhänguug  der  Reichsacht  erkannt  worden; 
in  der  andern  macht  er  bekannt:  daz  mein  herre  der  konig 
zu  acht  tuen  sol  T.  d.  K.,  swa  er  es  durch  recht  getuen  mag').— 
Bolko  von  Falkenberg,  Hofrichter  Karls  IV.  bekundet  1359:  daz 
vor  uns  mit  gesampter  urteil  erteilt  ist,  daz  unser  her  der  kaiser 
ze  acht  tun  sol  Herren  Arnoides  von  Wachtendunk  (von  des 
Erzbischofs  zu  Köln  wegen)  und  sol  das  wort  über  in  sprechen 
an  der  stat,  da  er  es  zu  recht  tun  sol').  —  Endlich  Urkunde  vou 
1401:  Wir  Engelhart  herr  zu  Winsperg  —  hofrichter  —  tun 
kunt  — ,  dass  wir  zu  gerichte  sassen  —  und  das  die  —  za 
Eppeustein  —  in  des  heyligen  reichs  achte  geteylet  sind,  also 
das  der  egen  —  unser  here  der  kung  soliche  achte  über  sy 
sprechen  mag,  wann  sin  gnade  will^).  Dass  die  weitere  Be- 
kanntmachung und  Ausführung  der  Acht  dann  wieder  den  Rich- 
tern überlassen  blieb,  zeigt  z.B.  Urkunde  von  1361,  in  welcher 
Przimislaus  von  Teschen  kund  macht:  Daz  unser  herre  der 
kaiser  zu  acht  getan  hat  —  herrn  —  um  herrn  —  clag  we- 
gen und  stet  auch  in  des  heiligen^  reichs  achtbuch  geschrieben. 
Davon  gebieten  wir  euch  allen,  —  daz  ir  denselben  echter  für- 
baz  meydet  und  meyden  heizzct  alle  die  ewren  u.  s.  w. '). 
In  denjenigen  Rechtssachen,   welche  dem  König  nicht  vor- 


>)  Meichelbeek  LI.  584. 

<)  Gaden,  cod.  d.  Mog.  II.  1027  fg.,  Harpprecht  I.  97. 

*)  Lacomblet  III.  503. 

«)  Schneider:    Esbach  Urkde.  Nr.  71  S.  120. 

*)  Schneider:  a.  a.  O.  S.  80;  vgl.  aaoh  die  Urkunden  bei  La- 
dewig: relqq.  IV.  302,  Herrgott  II.  740,  Senckenberg:  de 
8ig.  359. 
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behalten  waren,  konnten  die  mit  der  Leitung  derselben  beauf- 
tragten Hofbeamten  selbständig  handeln,  nnr  versteht  es  sich, 
dass  auch  hierbei  eine  gewisse  Controlle  Seitens  des  Herrschers 
nicht  aasgeschlossen  war.  In  den  Quellen  findet  sich  freilich 
nnr  ein  Fall  herTorgehoben,  in  dem  dieses  Anfsichtsrecht  ans- 
drflcklich  anerkannt  wird.  Bei  der  Bestellung  des  Hofrichters 
im  Jahre  1235  wurde  bestimmt:  Hie  iudex  terminos  sive  dies 
in  illis  arduis  causis  eorundem,  que  ad  ipsum  spectant,  non  pre- 
figet  sine  nostro  speciali  mandato.  Die  causae  arduae  sind 
ohne  Frage  diejenigen,  welche  das  Gesetz  unmittelbar  vorher 
als  solche  bezeichnet,  que  tangunt  personas,  ius,  honorem,  feoda, 
proprietatem ;  betreffen  solche  Sachen  die  Fflrsten  und  andere 
sublimes  personas,  so  sollen  sie  nur  vor  dem  König  verhandelt 
werden,  —  betreffen  sie  andere  Personen,  so  kann  der  Hof- 
richter darüber  richten.  Aber  auch  darüber  will  der  König  in 
fortdauernder  Kenntniss  bleiben,  den  Gang  der  Verhandlung 
flberwachen,  sich  die  Möglichkeit  eigenen  Eingreifens  bewahren, 
darum  soll  der  Justitiarius  bei  Ansetzung  der  Gerichtstage  die 
Willensmeinung  des  Königs  einholen.  Dies  scheint  mir  der 
unzweifelhafte  Sinn  der  Stelle  zu  sein,  welcher  nnr  dadurch  ei- 
nigermassen  verdunkelt  wird,  dass  die  Lesarten  der  deutschen 
Texte  des  Landfriedens  von  t235  und  der  späteren  Bestätigun- 
gen erheblich  abweichen.  Der  Görlitzer  Cod.  von  1235  (Böhlau 
S.  42)  hat:  Der  selbe  richter  so)  auch  nymandes  gewettis  vor- 
tragen, er  tu  iz  mit  unserm  werte.  —  der  Senckenb.  Cod.  von 
1235  (legg.  581)  übersetzt:  derselbe  richter  sol  auch  nymant 
vertragen ,  er  thu  es  dan  mit  unserm  werte ,  —  der  fränkische 
Landfrieden  von  1281:  he  ne  sal  nimanne  vortragen,  he  ne 
doet  mit  unsen  sunderliken  gebode  und  ebenso  der  rheinische 
dess.  Jahres  (vurtragen),  von  1287  (vertragen  und  virtragen) 
und  der  Kraft'sche  Cod.  von  1298  (vertragen).  Ergänzt  man 
zu  allen  diesen  Lesarten  vor  das  Wort  „vertragen'|,  wie  im 
Görl.  Cod.  etwa:  „Gewettes",  so  würde  der  Gedanke  der  sein, 
welchen  eine  spätere  Stelle  des  Landfriedens  ausdrückt:  penam 
nemini  relaxabit,  der  Hofrichter  solle  eine  verfallene  Strafe  ohne 
besonderen  Auftrag  des  Königs  nicht  erlassen.  Allein  es  ist 
klar,  dass  dieser  Satz  der  deutlichen  Bestimmung  im  lateinischen 
Text  nicht  entspricht,  dass  vielmehr  von  allen  deutschen  Ueber- 
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setzoDgen  des  Landfriedens  von  1 235  nur  die  Basier  Handschrift 
(legg.  580)  den  Sinn  jener  richtig  wiedergibt:  Er  ensol  nieman 
fttr  tagen ,  er  tnye  es  denn  mit  nuserm  sunderen  rate  oder  ge- 
botte.  Da  der  Ansdmck  „vertagen*'  grade  in  dem  Sinne  von 
diem  dicere  oder  statnere,  terminos  s.  dies  praefigere,  citare  ad 
certam  diem  gebraucht  wird,  so  bietet  die  Handschrift  eine  ge< 
naue  Uebersetzung  des  Originals  und  bestätigt  dnrchaos  die 
oben  angegebene  Auffassung  der  Stelle^). 

In  allen  Rechtssachen,  welche  nicht  dem  König  persönlich 
vorbehalten  sind,  kann  er  einen  andern  mit  Wahrnehmung  des 
Richteramtes  beauftragen.  Seit  dem  Verschwinden  der  karo- 
liDgischcn  Ho^falzgrafen ^)  gab  es,  soviel  wir  wissen,    am  Hofe 


>)  Die  Basler  HandBchrift  entspricht  überhaupt,  wie  Böhlaa:  nove 
const.  Einitg.  §.  1  bemerkt,  fast  durchweg  genau  dem  lat.  Texte  and 
kann  in  den  meisten  Partieen  für  Uebersetzung  (oder  Original)  desselben 
angesehen  werden. 

*)  Die  ältere  Literatur  über  die  Geschichte  des  Amtes  vgl.  in  mei- 
ner Schrift:  de  iust.  curiae  imp.  S.  9;  aus  neuerer  Zeit  ist  besonders 
zu  nennen  Pernice:  de  comitibas  palatii  (Halle  1863)  S.  43  fgg.  Dass 
ich  selbst  an  dieser  Stelle  auf  die  Entwickelung  der  Institution  nicht 
näher  eingehe,  wird  man,  wie  ich  glaube,  billigen  müssen.  Mit  einer 
mehr  oder  minder  vollständigen  Sammlung  von  Zeugnissen  für  das  Vor- 
kommen von  Pfalzgrafen  wäre  der  Wissenschaft  wenig  gedient,  da  sich 
in  solcher  Weise  die  zahlreichen  Dunkelheiten  grade  auf  diesem  Gebiete 
der  Verfassungsgescbichte  nicht  aufklären  lassen.  Weshalb  das  Amt  der 
Hofpfalzgrafen  allmälig  einging,  wie  sich  das  der  Provfnzialpfalzgrafen  ent- 
wickelte, welches  die  staatsrechtliche  Stellung  der  letzteren  war,  -  all 
diese  Fragen  lassen  sich  in  der  That  nur  im  Zusammenhange  mit  der 
Darstellung  der  Gesammtverfassung  des  Reichs  und  der  einzelnen  Ter- 
ritorien genügend  beantworten  und  vor  Allem  sind  Arbeiten  über  Ver- 
fassung und  Verwaltung  der  einzelnen  Theile  des  Reichs  unter  den  ver- 
schiedenen Regenten  noth wendig,  wie  eine  solche  z.  B.  von  Dümmler 
für  die  Zeit  der  letzten  Karolinger  geliefert  worden  ist.  Im  Einzelnen 
mochte  ich  hervorheben,  dass  das  Hofpfalzgrafenamt  zwar  keineswegs 
mit  Auflösung  der  karolingischen  Monarchie  unterging,  dass  es  aber  be- 
reits unter  Ludwig  dem  Deutschen  zum  Theil  umgestaltet  wurde,  inden 
der  Pfalzgraf  nicht  mehr  ausschliesslich  als  ein  Beamter  des  konigiicbeo 
Hofes  erscheint.  (Erwähnt  werden  unter  Ludwig  die  Pfalzgrafen  Pritilo 
und  Morhard,  von  denen  wir  gar  michts  Näheres  wissen,  wogegen  der 
im  bayerischen  Reiche  des  Königs  in  den  Jahren  831  und  37  genannte 
Thimo  zugleich  als  Missus  in  das  Land  entsendet  und  der  später  mehr» 
fach  vorkommende   Pfalzgraf  Roadolt  auch  als   Graf  des    sofawäbischen 
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keineo  bestimmten  Beamten,  der  aasschliesslich  dazu  berufen 
gewesen  wäre,  in  denjenigen  Angelegenheiten,  welche  der  König 
selbst  zur  Verhandlung  zu  bringen  verhindert  war,  den  Gerichts- 
stab zu  fahren;  wahrscheinlich  half  man  sich  in  der  Weise, 
dass  der  König  für  jeden  einzelnen  Fall  oder  für  längere  Zeit 
aas  der  Zahl  seiner  familiäres  oder  palatini  einen  Stellvertreter 
ernannte.    Erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  findet  sich  wieder  ein 


Apfagaas  bexeichnet  wird:  Dümmler  Gesch.  des  ostfrank.  Reichs  l. 
397  und  878).  Die  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,  dass  die  Bestellung 
eines  Pfalzgrafen  am  Hofe  für  überflüssig  erachtet  wnrde ,  seitdem  in  die 
einzelnen  Provinzen  Beamte  entsendet  wurden,  welchen  neben  der  Ver- 
waltung der  Krongüter  und  königlichen  Einkünfte  auch  die  Wahrneh- 
mung der  königlichen  Gerichtsbarkeit  in  ihren  Amtsbezirken  anvertraut 
wnrde.  Pfalzgrafen  in  diesem  Sinne  kommen  seit  der  Zeit  der  Ottonen  vor 
(so  Waitz:  Heinrich  I.  S.  210;  das  Institut  der  karolingischen  Send- 
boten, mit  deren  Verschwinden  man  die  Einsetzung  der  Provinzialpfalz- 
grafen  meist  in  Verbindung  bringt,  ist  dagegen  viel  früher  ausser  Uebung 
gekommen:  Dümmler  11.  627}  und  man  wird  daher  nicht  mit  Unrecht 
annehmen  können,  dass  seit  dem  Endo  des  zehnten  oder  Anfang  des 
elften  Jahrhunderts  Hofpfalzgrafen  nicht  mehr  bestellt  wurden;  dass  das 
Amt  noch  unter  Heinrich  II.  bestanden  habe,  ist  mit  Sicherheit  nirht  zu 
behaupten.  (Man  beruft  sich  auf  eine  Urkunde  von  1004  bei  Mnrat. 
ant.  VI.  47,  Boehmer  953»  Stumpf  1380,  in  welcher  Heinrich  den 
Bischof  Siegfried  von  Parma  more  praedecessorum  unter  anderm  verleiht : 
licentiam  tamqne  nostri  comes  palacii  distringendi  et  difiniendi  vel  deli- 
berandi  omnes  res  et  familias,  tarn  omnium  clericorum  episcopii  qnamqne 
et  omninm  hominum  habitantinm  infra  praedictam  civitatem  u.  s.  w.,  und 
ausserdem  rücksichtlich  des  vtcedominus  des  Bischofs  bestimmt:  ut  sit 
noster  missns  et  habeat  potestatem  deliberandi  et  diffiniendi  atque  diiudi- 
candi  tanqnam  nostri  comes  palacii.  Allein  daraus  folgt  durchans  nicht, 
dass  der  Bischof  die  Rechte  der  königlichen  Hof  pfalsgrafen ,  sondern 
nur,  dass  er  die  eines  Pfalzgrafen  haben  solle,  sodass  bei  der  Erwäh* 
nnng  des  comes  pal.  ebenso  wohl  an  die  Rechte  der  damals  längst  be- 
stehenden Provinzialpfalzgrafen  gedacht  sein  kann.  Uebrigens  würde  die 
Urkunde  auch  -nur  für  viel  frühere  Zeit  beweisend  sein,  denn  sie  ist  eine 
fast  wortliche  Wiederholung  des  Privilegiums  Otto  I.  für  Humbert  von 
Parma  (Leibnitii:  ann.imp.Ul.  100,  Boehmer  256,  Stumpf  304).— 
Thletmar  berichtet  übrigens  bei  Gelegenheit  des  Zuges  Heinrich  II.  nach 
LtsUen  1004:  Interdicta  est  omnibus  per  bannum  regalem  a  palatino  co- 
mite  fuga  et  resistentibus  viriliter  promittitur  solatio.  (Vgl.  Adalbold  c. 
33:  Post  haec  rex  palatino  comtti  percepit,  ut  per  bannum  regalem 
eiereitui  tott  fuga  interminaretur).  Auch  hier  ist  wohl  nur  an  einen 
beim  Heere  anwesenden  Pfalzgrafen  einer  bestimmten  Provinz  zu  denken?) 
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nur  mit  der  Rechtspflege  beauftragter  Hofbeamte:  der  iostitiarios 
cariae  imperialis,  Hofrichter;  über  die  Bedeutung  des  Amtes 
ist  schon  früher  gehandelt  worden  (Bd.  I.  S.  66  fgg.),  hier  wird 
aber  von  den  Rechten  und  Pflichten,  sowie  der  gesammten  Stel- 
lung dieses  Beamten  näher  zu  sprechen  sein. 

Wie  schon  früher  nachgewiesen,  ist  das  Amt  des  Hofrich- 
ters erst  durch  das  Mainzer  Reichsgesetz  von  1235  geschaffen 
worden.  Der  Kaiser  erklärt,  er  sei  durch  seine  ausgedehnten 
Regierungsgeschäfte  verhindert,  über  alle  an  das  königliche  Ge- 
richt gelangende  Rechtssachen  persönlich,  zu  richten  (persona- 
liter presidere)  und  er  wolle  deshalb  einen  Beamten  einsetzen, 
welcher  bei  den  Verhandlungen  des  Hofgerichts  den  Vorsitz 
führen  (prepositum  iudiciis)  und  an  Stelle  des  Königs  alle  Kla- 
gen zu  rechtlichem  Austrag  bringen  solle.  Die  Einrichtung  er- 
folgt also  lediglich  im  Interesse  der  Rechtsuchenden  oder  wie  der 
Basler  Text  des  Landfriedens  sagt:  das  band  wir  darumb  ge- 
setzet, wan  es  uns  nütze  dunket  allen  den,  die  in  unserm  riebe 
sint  and  gemeinlichen  allen  leuten ,  den  wir  nit  gache  gerichten 
mügen  von  unsern  manigvaltigen  unmussen.  Ueber  diesen  Zweck 
hinaus  seine  Gerichtsgewalt  zu  beschränken,  lag  nicht  in  der 
Absicht  des  Kaisers;  er  verzichtet  weder  auf  das  Recht,  auch 
in  den  Sachen ,  welche  dem  Hofrichter  überwiesen  werden, 
selbst  zu  richten,  noch  auf  die  Befugniss,  in  geeigneten  Fällen 
einen  andern  Vorsitzenden  fQr  das  Gericht  zu  ernennen. 

Der  Hofrichter  kann  und  soll  richten  in  allen  Sachen  mit 
Ausnahme  der  causae  maiores  der  Fürsten  und  Fürstengenossen : 
ins  reddens  omnibus  querelantibus,  —  und  sol  allin  leuten  rieh 
ten,  die  im  clagen  (Görl.  Cod.),  und  sol  allen  leuten  richten, 
diu  im  clagent  und  von  allen  leuten  (cod.  Bas.,  Senckenberg.  und 
die  späteren  Landfrieden).  Es  ist  nicht  grade,  wie  in  dem  oben 
erwähnten  Cap.  von  812  rücksichtlich  des  Pfalzgrafen  geschehen, 
bestimmt:  tantum  ad  pauperum  et  minus  potentium  iustitias 
faciendas  sibi  sciat  esse  vacandum,  aber  im  Grunde  ist  die  Ten- 
denz dieselbe:  der  grossen  Menge  der  Rechlsuchenden  soll  eine 
schnelle  Erledigung  ihrer  Klagen  und  Beschwerden  gesichert 
werden.  Entzogen  waren  der  Cognition  des  Hofrichters  übrigens 
nur  die  eigentlichen  Fürstensachen;  berührte  die  Klage  z.  B. 
nur  Geldschuld,   so  wurde    er  unbeanstandet  als  Richter  zuge' 


Digitized  by  VjOOQIC 


113 

lassen,  wenn  aach  der  Verklagte  dem  FOrstenstande  angehörte  ^), 
wogegen  er  in  einer  causa  maxiroa  allerdings  nur  dann  den  Ge- 
richtsstab führen  konnte ,  wenn  er  vom  König  dazu  besonders 
beauftragt  wurde,  und  die  Zulässigkeit  solcher  Bevollmächtigung 
war  dann,  wie  schon  erwähnt,  noch  davon  abhängig,  dass  der 
Hofrichter  selbst  dem  Fürstenstande  angehörte^).  Dass  dem 
Hofrichter  die  Befugniss  zustehe,  an  seiner  Stelle  einen  andern 
zu  substituiren,  erwähnt  das  Gesetz  nicht;  im  fünfzehnten  Jahr- 
hundert wurde  ihm  aber  dieses  Recht  eingeräumt:  daz  er — ob 
er  von  eehaffter  sach  wegen  zu  zeyten  dabey  nicht  gegenwärtig 
sein  mocht,  das  (gericht)  mit  sein  genossen  beseczen  sol  und 
mag  als  recht  ist,  doch  mit  unserm  (des  Königs)  wissen  und 
willen  ^). 

Alle  überhaupt  vor  ihm  zu  verhandelnden  Sachen  richtet  der 
Justitiarius  in  Folge  seines  Amtes:  ^ersistat  ofüicio,  der  sol 
an  dem  ampto  beliben  — .  Daraus  folgt  auf  der  einen  Seite,  dass 
er  zur  Uebernahme  des  Gerichts  niemals  noch  eines  besonderen  Auf- 
trages bedarf,  auf  der  anderen  aber,  dass  er  hinsichtlich  der 
ihm  anvertrauten  Gerichtsgewalt  in  keinem  lehnrechtlichen  Yer- 
hältniss  zum  Könige  steht:  weder  überträgt  dieser  ihm  die  Ver- 
waltung der  Gerichtsbarkeit  und  gewährt  ihm  zum  Lohne  ein 
Lehn,  noch  wird  die  Gerichtsgewalt  selbst  als  geliehen  ange- 
sehen^). Zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  bedarf  er  allerdings 
nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  des  Königsbannes  und  diesen 
kann  er  nur  von  dem  Könige  empfangen  ') ,  aber  die  Ertheilung 
des  Bannes  hat  nicht  den  Charakter  einer   iehnrechtlichen  Ver- 


1)  ETin  Beispiel  bei  Qu  den:   sylioge  Nr.  31  8.  649. 

*)  Vgl.  vorher  S.  100  fgg.  und:  de  iostit.  c.  imp.  S.  30  fgg. 

*)  Ans  der  ungedraekten  Anstellangsnrkande  für  den  Hofrichter  Graf 
Nneoar  bei  Tomascbelc  S.  54. 

•)  Vgl.  Homeyer:  System  des  Lehnrechts  §.  61  S.  532  fgg.  Ich 
mochte  daraaf  hinweisen,  dass  die  Stellung  des  Hofricbters  genau  der- 
jenigen entspricht,  welche  nach  dem  österreichischen  Landesrecht  die  drei 
vom  Landesherrn  eingesetzten  Landrichter  haben.  Vgl.  Brunn  er:  das 
gerichtliche  Exemtionsrecht  der  Babenberger  in  den  Wiener  Sitzungsbe- 
richten, phil.-hist.  Kl.  XLVIl.   S.  321  fg. 

")  Ssp.  I.  59  §  1,  Görl.  Landrecht  XXXIX  §  6,  Dsp.  81  ,  Swsp. 
L.  92. 

Franklin,  Relchshofgerieht.  II,  g 
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leihang.  Der  Richter  erhält  den  Bann;  ohne  dem  König  Mann- 
schaft zu  leisten^),  er  gelobt  nicht  Lehns treue,  sondern  tbat 
nur  Hnide  nach  freien  Mannes  Recht '^),  das  heisst  er  leistet 
den  Richtereid,  wie  ihn  jeder  Richter,  belehnt  oder  nicht,  zn 
leisten  hat ').  Die  Norm  dieses  Eides  setate  die  Constitution 
von*  1235  dahin  fest:  inrabit,  quod  nichil  accipiet  pro  iuditio, 
quod  nee  amore  nee  odio,  nee  prece  nee  precio,  nee  timore  nee 
gracia,  nee  alia  quacunque  de  causa  iudicabit  aliter,  quam  ios- 
tum  sciat  vel  credat  secundnm  conscienciam  suam,  bona  fide 
sine  omni  fraude  et  dolo,  —  cod.  Basil:  der  richter  sol  sweren 
zen  heiligen,  daz  er  von  nieman  dehein  gut  neme  nmb  das  ge- 
rieht  noch  durch  liebe  noch  durch  bette  noch  durch  forcbte 
anders  richte,  wann  nach  recht  im  erteilt  wirt  und  er  von  sinen 
sinnen  aller  beste  kan  one  aller  slachte  valscb.  Der  Inhalt 
des  Eides  entspricht  also  wesentlich  der  in  der  Glosse  zu  Ssp. 
III,  54  §  2  roitgetheilten  und  andern  sonst  bekannten  Formeln, 
wie  z.  B.  die  vom  Könige  bestellten  Landfriedensrichter  geloben 
und  schwören  mussten:  rechte  urteil  zu  sprechene  und  zu  rich- 
tene  dem  armen  und  dem  reichen,  so  sie  crafft  und  macht  allir 
verrest  wiset  und  lerit,  nymanne  zu  lybe  noch  zu  leyde,  noch 
keinerleie  myde  davone  zu  nemene  adir  nymand  von  iren  wegen, 
one  allirleie  argelist  und  geverde^).  Aus  dem  fünfzehnten  Jahrhun- 
dert  ist  uns  eine  Urkunde  Qber  die  Vereidung  des  Hofrichters 
aufbewahrt:  als  euch  unser  her  der  römisch  kunig  zn  seinem 
hofrichter  aufgenomen  hat,  also  werdet  ir  im  geloben  und  swe- 
ren ,  das  ir  dasselb  hofgericht  trewlich  innhabet  und  verweset, 
gerecht  rieht  richtet  menikleich  dem  armen  als  dem  reichen  und 
darin  nicht  ansehet  weder  freuntschaft  noch  veintscha£Ft ,  lieb 
noch  leid,  niyet  noch  gäbe  noch  dheineley  ander  Sachen,  die 
rechtes  gericht  wenden  mochten,  snnder  alles  handelt  ungever- 
lich  und  auch  tut  treulich  und  an  geverde,  das  in  dem  bevel- 
nusbriefe,  ewch  über  dasselb  hofgericht  gegeben,  begriffen  ist^). 


*)  Ssp.  III.  64  §  5. 

«)  Ssp.  III.  54  §  1. 

«)  Ssp.  in.  88  §  1,  Richtfiteig  Ldrt.  34  §  7. 

*)  Urkunde  von  1354  bei  Boehmer:   cod.  dipl.  Mfr.  töl. 

*)  Ans  den  Wiener  Registratnrbuchern  bei  Tomaschek  54. 
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Was  die  persönliche  Fähigkeit  des  Richters  anbetrifft,  so 
fordert  das  Gesetz,  dass  er  ein  vir  libere  conditionis  sei.  Die 
deutschen  Texte  and  die  späteren  Landfrieden  haben .-  der  cyn 
frey  man  sy,  fryman,  freyman,  vrimann,  fri  man,  nnd  daraus  hat 
man  folgern  za  müssen  geglaubt,  der  Hofrichter  hätte  zum  Stande 
der  hohen  Freien  gehören  müssen  *)  Das  ist  unrichtig.  Der 
vir  libere  conditionis  steht  entgegen  einem  solchen  servilis  con- 
ditionis,  der  freie  Mann  dem  unfreien,  und  der  Grund  der  An- 
ordnang  im  Mainzer  Reichsrecht  ist,  wie  auch  die  Glosse  zu 
demselben  anerkennt^),  der  bekannte  Rechtssatz,  dass  nur  der 
schöffcnbarfreie  Lehn  am  Gericht  haben,  der  Unfreie  überhaupt 
nicht  zum  Richter  über  Freie  bestellt  werden  kann.  Dies  wurde 
auch  am  Reichshofe  jeder  Zeit  festgehalten,  wie  das  Mandat 
Rudolfs  I.  an  die  Einwohner  von  Schwyz  und  ünterwalden  von 
1291  (inconveniens  nostra  reputat  serenitas,  quod  aliquis  servilis 
conditionis  existens,  pro  iudice  vobis  detur;  propter  quod  auc- 
toritate  regia  volumos,  ut  nulli  hominum,  qui  servilis 
conditionis  exttterit,  de  vobis  de  cetero  iudicia  liceat  ali- 
qnaliter  exercere')  und  ein  Erkenntniss  des  Hofgerichts  aus 
König  Ludwigs  Zeit  beweisen,  in  welchem  letzteren  ausgespro- 
chen wird,  dass  alle  Klagen  und  Urtheile,  die  vor  dem  Land- 
gericht zu  Wimpfen  ergangen  seien ,  „dieweil  es  nicht  besetzt 
ist  mit  einem  ireyen  manne,  als  es  durch  rechte  so\V\  keine 
Kraft  und  Macht  haben  und  den  Verklagten  nicht  schaden  sol- 
len an  Leib  oder  Gut^).  Auch  zeigt  die  Geschichte  des  Hof- 
nchteramtes,  dass  man  bei  Besetzung  desselben,  wenigstens  in 
der  ersten  Zeit^  keineswegs  auf  eine  bevorzugte  Stellung  in  der 
Klasse  der  Freien  Rücksieht  nahm;  im  14.  und  15.  Jahrhun- 
derts sind  allerdings  sehr  häufig  Grafen  nnd  Magnaten  mit  dem 
Amte  bekleidet,  doch  weist  nichts  darauf  hin,  es  sei  eine  Aen- 
dcrung  in  der  rechtlichen  üeberzeugung,  dass  auch  Vollfreic 
dazu   bemfen  werden   könnten,   eingetreten.     Aus   dem   Anfange 


>)  Goehmm:  Ebenbürtigkeit  I.  303. 

<)  Glosse  bei  Bö  hl  au  S.  47:  Ir  snlt  wissen,  daz  sotan  richter  fry 
seyn  sal.  Wen  wornm?  eygene  mogin  nicht  richter  geseyn  imd  mogin 
anch  kein  lehin  habin.  Fr.  12  §  2  de  iudic.  V.  2.->  c.  13  X.  de  rescr.  I.  3. 

*}  Tschndt  I.  204,  Herrgott  IL  548,  legg.  457. 

*)  Mencken  I.  444;  vgl.  de  inst,  cnriae  imp.  S.  45. 
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des  15.  Jahrhunderts  gedenkt  Tomaschek  einer  ungedruckten 
Rechtsaufzeichnung,  welche  mit  der  ausdrücklichen  Forderung 
hervortrete,  der  Ilofrichter  solle  dem  Fürstenstande  angehören  ^). 
Weiter  verlangt  dann  das  Mainzer  Gesetz,  dass  der  Hofrichtor 
„probate  fidei,  opinionis  honeste"  sei;  eine  Bestimmung,  die 
nicht  für  ihn  allein,  sondern  für  die  Richter  insgesammt  gilt^l 
Dass  der  Justitiarius  dem  Laienstande  angehören  müsse,  wird 
nicht  besonders  hervorgehoben,  verstand  sich  aber  nach  dem 
Recht  des  13.  Jahrhunderts  von  selbst^)  und  es  findet  sich  bis 
zur  Entstehung  des  Kammergerichts  kein  Beispiel,  dass  ein 
Geistlicher  mit  Führung  des  Amtes  beauftragt  worden  sei;  für 
den  Hofgerichtsschreiber  ist  auch  ausdrücklich  bestimmt:  idem 
erit  laicus  propter  sentencias  sanguinum,  quas  clerico  scribere 
non  licet,  et  preterea,  ut  si  delinquit  in  officio  suo,  pena  debita 
puniatur. 

Der  Hofrichter  führt  nach  dem  Gesetz  von  1235  den 
Amtstitel  iustitiarius ,  was  die  deutschen  Texte  mit  hofrichter, 
spätere  Landfrieden  in  derselben  Weise,  einmal  mit  hovetrichter 
wiedergeben.  In  den  Urkunden  des  Gerichts  selbst  und  bei  den 
Schriftstellern  finden  sich  verschiedene  Bezeichnungen:  iustiti- 
arius curiae  (auch  iraperialis,  rcgiae),  iudex  curiae,  iust.  reipn- 
blicae,  Hofrichter  des  Königs,  des  Kaisers,  des  Kaisers  und  des 
heiligen  Reichs,  des  Reichs  allein  u.  s.  w.  Seine  Einsetzung 
erfolgt  nach  Ableistung  des  Eides  durch  eine  schriftliche  Be- 
stellung; eine  derselben  für  den  Grafen  Gumprecht  von  Nuenar 

*)  Von  der  höchsten  Gerichtsbarkeit  S.  46. 

>)  Vgl.  Swsp.  L.  86,  kleine  Kaiserrecht  I.  6  und  die  Rechtssprich- 
wörter  bei  Graf  und  Dietherr  S.  408  fgg. 

')  Vgl.  de  iustit.  c.  imp.  46  Nr.  IV.  Zu  Homeyer:  System  §  61 
(II.  2.  693)  mache  ich  noch  auf  eine  Stelle  der  ann.  Stad.  1144  aufmerk- 
sam. Als  der  Dompropst  Hartwig  von  Bremen  durch  Konrad  III.  die 
durch  den  Tod  seines  Bruders  erledigte  Grafschaft  Stade  und  die  Stamm- 
guter  seiner  Familie  nach  vorheriger  Oblation  derselben  an  das  Erzbis* 
thum  Bremen  zu  Lehen  erhielt,  ward  ihm  sein  Bruder,  Pfal7.graf  Fried- 
rich von  Sommerschenburg,  zur  Verwaltung  der  weltlichen  Jurisdiction 
zugeordnet:  F.  palatinus,  sororins  suns,  «uscepit  bannam  a  regeConrado 
et  statu  tum  est,,  ut  esset  coadjutor  snus  et  iudicaret  pro  eo  in  placitis 
principalibus.  Vgl.  auch  das  Schreiben  Rudolfs  an  den  Kribischof  von 
Salzburg  bei  Ficker:  acta  selecta  331 :  habes  gladii  poiestiitem,  per  alinm 
tampti,  pront  ordini  et  honori  tun  congruit,  exhcrccndum. 
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voD  1441,  ist  uns  erhalten,  aber  leider  nicht  veröffentlicht*), 
lo  allen  zu  seiner  Competenz  gehörigen  Sachen  ist  er  selbstän- 
dig; die  vor  ihm  gefundenen  Urtheile  haben  die  gleiche  Bedeu- 
lang,  als  wären  sie  vor  dem  König  selbst  gefunden:  in  quo 
preter  hec,  que  nostre  censure  specialiter  reservavimus ,  inviol- 
abile  iudicium  attendatur.  Dass  gegen  Urtheile,  die  der  Hof- 
richter verkündet  hatte,  noch  eine  Supplikation  oder  Beschwerde,, 
wie  man  früher  wohl  meinte,  an  den  König  gestattet  gewesen, 
ist  nicht  zu  erweisen;  rechtlich  war  ein  solches  nachträgliches 
Eingreifen  des  Königs  in  den  ordnungsmässig  zu  Ende  geführten 
Prozess  bestimmt  nicht  gestattet,  thatsächlich  hat  es  freilich  zum 
Schaden  des  Hofgerichts  und  der  Rechtsordnung  oft  genug  stattge- 
funden; Beispiele  dafür  sind  schon  früher  angeführt  worden;  ein 
anderes  enthält  die  schon  einmal  erwähnte  Urkunde  Karls  IV.  von 
1374,  in  welcher  es  alle  Klagen,  Urtheile,  Anleite,  Acht  und 
Nutzgewere,  welche  Eberhard  Braun  von  Zürich  gegen  die  Bür- 
ger der  Stadt  vor  dem  Hofgericht  erstritten  und  erlangt  habe, 
für  unwirksam  erklärt:  und  toetendie  mit  kaiserlicher  mäht,  daz  sie 
farbaz  Untugend  sein  und  weder  kraft  noch  mäht  haben  sol,  und 
den  genanten  Prunen  oder  seinen  erben  oder  uimand  von  sinen 
wegen  dheinerley  nutz  noch  frumen  kumen  sol  ewiglichen  und  den 
vorgenanten  von  Frankenfurt,  in  semptlichen  oder  sunderlichen, 
an  leib  und  an  gut  keinerlcy  schaden  bringen  sol  mit  dehei- 
nerley  sachen  in  dehein  weise ,  geistlich  oder  wertlich ,  vor  ge- 
richt  oder  on  gericht,  mit  worten  oder  mit  werken,  wie  man  daz 
erdenken  oder  genennen  mag^). 

Die  Dauer  des  Amtes  des  Hofrichters  war  in  der  Mainzer 
Constitution  auf  mindestens  ein  Jahr  festgestellt:  qui  in  codem 
persistat  officio  ad  minus  per  annum,  si  bene  et  iuste  se  gesse- 
rit,  —  ab  er  sich  recht  und  wol  daran  helt.  Der  Begriff  des 
Wohlverhaltens  war  wohl  etwas  dehnbar.  Da  der  König  allein 
über  die  Amtsentsetzung  zu  entscheiden  hatte,  so  stand  es  auch 
ganz  in  dessen  Ermessen,  die  Gründe  für  dieselbe  zu  beurthei- 
len  und  so  finden  wir  denn ,  dass  jedes  Zuwiderhandeln  gegen 
die  Wünsche  und  Befehle  des  Königs  als  genügende  Ursache 
fftr  die  Entfernung  vom  Amte  angesehen   wurde   (vgl.  Bd.  I  S. 

»)  Chmel:  Keg.  Friedrichs  lU.  Nr.  343. 
«)  Boehmer:  cod.  dipl.  Mfr.  739. 
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237).  Andererseits  sind  oft  dieselben  Personen  mehrere 
Jahre  hindurch  im  Amte  geblieben  oder  zu  verschiedenen  Zei- 
ten wieder  zu  demselben  berufen  worden,  wogegen  es  auch 
nicht  an  zahlreichen  Beispielen  fehlt,  dass  in  einem  Jahre 
mehrere  Hofrichter  genannt  werden.  Die  Namen  der  Hofrichter 
sind  im  ersten  Bande  nachgewiesen  worden ,  ohne  Ansprach 
freilich  auf  Vollständigkeit  des  Verzeichnisses  derselben,  welche 
nicht  erreicht  werden  kann,  da  fast  jede  neue  Urkundensamm- 
lung  das  Material  in  dieser  Beziehung  erweitert. 

Für  die  Wahrnehmung  seines  Amtes  wurde  der  Richter 
weder,  soviel  \vir  sehen  können,  durch  den  Genuss  eines  Lehens 
noch  durch  die  Zahlung  eines  bestimmten  Gehalts  entschädigt. 
Das  Mainzer  Gesetz  bestimmte  nur:  Eidem  dimittimus  et  assi> 
gnamus  iura,  que  ex  absolutione  proscriptorum  proveniunt,  que 
vulgo  dicuntur  wette,  eornm  dumtaxat,  quorum  cause  coram  eo 
tractate  sunt,  nt  benevolencius  iudicet  et  a  uullo  munera  reci- 
piat:  quam  penam  nemini  relaxabit,  ut  homines  proscriptionem 
pocius  timeant.  Es  handelt  sich  also  um  Entschädigung  des 
Hofrichters  aus  den  Nutzungen  des  Gerichts  und  zwar  soll  er 
einen  Theil  deijenigen  erhalten ,  welche  Achtschatz  genannt 
wurden.  Dieser  fiel  an  den  König  als  Inhaber  der  Gerichtsge- 
walt, und  daran  änderte  auch  das  Gesetz  nichts  rflcksichtUch 
derjenigen  Sachen,  welche  vor  dem  König  persönlich  verhandelt 
wurden;  hatte  dagegen  die  Verhandlung  vor  dem  Hofrichter 
stattgefunden  und  war  vor  ihm  auf  Verkündigung  in  die  Reichs- 
acht erkannt  worden,  so  sollten  die  Bussen,  welche  der  Geäch- 
tete später  bei  Entlassung  aus  der  Acht  zu  zahlen  hatte,  dem 
Justitiarius  zu  Gute  kommen  ^}.  Bisweilen  geschah  es  aber  doch^ 
dass  den  Hofrichtern  eine  bestimmte  Summe  von  Einkünften 
durch  den  König  garantirt  wurde.  So  versprach  Sigismund  1418 
und  dann  wieder  1426  dem  Grafen  Hans  von  Lupfen  für  die 
Zeit,  dass  er  das  Hofrichteramt  bekleiden  würde,  eine  Jahres- 
einnahme von  1500  Gulden;  dem  Heinrich  von  Plauen  soll  der- 
selbe sogar  10,000  Gulden  aus  den  GeMen  des  Hofgerichts 
garantirt   haben  ^),    und    bei  Anstellung  des  Grafen    Gumprecht 

^)  Vgl.  dazu  die  Urkunde  Sigismunds    ▼on   1431  bei  Tomas chek 
S.  52. 

*)  Tomaschek  a.  a.  O.  S.  53. 
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von  Naenar  im  Jahre  1441    besUinrote  Friedrich  IIL:    Er  sei 
und  mag  auch  soHch  velle,  pusse,  rechte,  natz  and  zogehorang, 
die  im  als  einem  hofrichtergepüren  und  zasteen,  haben,  innemen, 
der  auch  geprauchen  und  geniessen,  als  dann   ander  hofrichtcr 
bey  unsern  vorvordern   römischen  keysern  und  kunigen  gehabt, 
ingenomen  und  gepraucht  haben,   von   uns    und   allermenniclich 
QDgehindert  an  geverde.     Doch  was  veiie,    peen  oder  ander  ge- 
rechtikeit  uns  als  einem   römischen  kunig  durch   recht  oder  ge- 
wonheit  desselben  unsers  hofgerichts  zusteen  und  gepüren  sulleu, 
die  sol  er  uns  cinpringen  und  mit  fleiss  daran  sein,  das  die  zu 
ansern  hannden   inpracht,    uns   geraichet   und    verraytt  werden 
and  derwarten,    daz    der  obgenant  unser  hofrichter  demselben 
oDserm  hofgericht  dester  pas  vorgesein   mug,   so    sullen  im  von 
den    vorberflrten  vellen   und  nuczen   des  egenanten   hofgerichts, 
die  uns  zusteen  und  gepflren  werdent,  alle  jar,  die  weil  er  das- 
selb  unser  hofgericht  von  unsern  wegen  innhat,  tausent  reynisch 
gülden   gevaUen;    ob   aber  der  sovil  nicht  gevallen  worden,    so 
wellen  wir  im  dieselben  oder  sovil  alsdann  daran  abging,    aus 
unserer  kammer  schaffen  und   bestellen   zu   raichen   und  zu  ge- 
ben ^).     Nan  waren,  wie  wir  wissen,  die  Einktlnfte  aus  dem  kö- 
niglichen Gericht,  trotz  der  Schmälerung  der  Gompetenz  dessel- 
ben, selbst  im  15.  Jahrhundert  noch  recht  bedeutend  (vgl.  Bd.  I. 
333  und  352  fg.),    und   man  darf  daher  annehmen,    dass  auch 
die  Thätigkeit  des  Hofrichters    wohl   bezahlt  wurde.     Zu   dem, 
was  er  ans   den  Gefällen   des   Gerichts  bezog,    kam   dann   noch 
manches  andere,  namentlich   erhielt   der  Richter  bei   feierlichen 
Gelegenheiten    ansehnliche   Gaben;    die    Stadt  Frankfurt  z.  B. 
schenkte  1360  dem  Hofrichter  zehn  und   dem  Hofgerichtsschrei- 
ber vier  Gulden;    von   der   Stadt  Nürnberg  erhielt   1442  jener 
einen    silbernen  Becher  im  Werthe  von  48,  dieser  20  Gulden, 
und  zwei  Jahre  später  verehrte   dieselbe  Gemeinde  dem  Richter 
einen  vergoldeten  Becher  iQr   30  Gulden,    dem  Schi^iber  aber 
eine  Summe  Geldes^}.     Und   auch  unrechtmässigen  Gewinn  ver- 
schmähte man   trotz  des   eidlichen   Gelöbnisses  der  Unbestech- 


1)  Chmel:  Reg.  Friedriobs  HI.  Nr.  343. 

*)  Boehmer:   ood.  dipl.  Mfr.  S.  678;  Chroniken    der  fränki« 
sehen  Städte  III.  396,  99;  Tgl.  anch  Janssen  II.  I.  54. 
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lichkeit  nicht;  wie  die  Richter  von  den  Parteien  einen  ,,Schank 
und  Dank'*  nicht  nur  annahmen,  sondern  ongescheut  forderten, 
ist  schon  oben  (Bd.  I.  223,  351)  geschildert  worden;  aber  auch 
bei  Verrechnung  der  dem  König  zukommenden  Gericbtsnutzungen 
scheinen  sie  nicht  immer  redlich  verfahren  zu  sein :  man  ging 
wenigstens  unter  Friedrich  III.  mit  dem  Plane  um,  einen  eigenen 
Beamten  zu  ernennen,  der  darüber  wachen  sollte,  dass  die  könig- 
liche Kammer  nicht  beeinträchtigt  werde  ^). 

Gleichzeitig  mit  der  Einsetzung  des  Reichshofrichters  er- 
folgte im  Jahre  1235  auch  die  Bestellung  eines  besonderen  Hof- 
gerichtsschreibers, indem  Friedrich  II.  bestimmte :  idem  (der  Hof- 
richter) habebit  notarium  specialem^).  Er  musste,  wie  scboo 
bemerkt,  dem  Laienstande  angehören;  welche  Forderungen  man 
sonst  in  Beziehung  auf  seine  persönlichen  Eigenschaften  an  ihn 
stellte,  wissen  wir  nicht  ^).  Er  wurde  gleichzeitig  mit  dem  Hof- 
richter vereidet  ^)  und  musste  schwören:  quod  fideliter  et  legaliter 
se  habebit  in  officio,  nichil  scripturus  et  facturus  contra  ins  et 
debitum  secundum  conscienciam  bonam  hone  fidei,  omni  dolo  et 
fraude  cessante,  —  der  sol  schweren  auf  den  heiligen,  das  er 
durch  lieb  noch  durch  laytt,  noch  durch  vorchte  noch  durch 
miette,  noch  durch  magschaft  noch  durch  kain  hand  ding  icht 
thu  oder  schreybe  an  seinem  ampte,   dann  das  recht  ist,   als  er 


*)  Tomaschek  a.  a.  O.  S.  52. 

')  Bei  den  einzelnen  Bestimmungen  über  die  Geschäfte  des  NoUrs 
hatte  man  wohl  ähnliche  der  constit.  Sicalae  vor  Angen.  Ebenso  anch 
bei  der  Bezeichnnog  notarins  specialis  die  Festsetzung  der  const.  I.  38: 
—  iadieibns  in  curia  nostra  — ,  qui  secum  unnm  notarium  ad  haec  spe- 
ciäliter  deputatwn  habebunt. 

*)  Tomaschek  S.  60  bemerkt,  nach  einer  ungedruckten  Rechts- 
aufzeichnung des  15.  Jahrhunderts  hätte  er  „wissend^*  sein  sollen,  und 
versteht  das  so:  er  hätte  der  heimlichen  Rechte  wissend  sein  müssen. 
Das  ist  unrl^itig,  wie  im  folgenden  Abschnitt  gezeigt  werden  soll,  da  die 
Urkunde  eine  gleiche  Forderung  anch  für  die  Urtheiier  aufstellt. 

*)  So  wurden  z.  B.  Graf  Gumprecht  von  Nuenar  und  Johannes 
Geysler  fast  gleichzeitig  —  am  29.  und  31.  Juli  1441  —  vereidet:  Reg. 
Friedrichs  III.  Nr.  343,  4.  Nach  der  eben  erwähnftn  Rechtsaufseichnang 
sollte  der  Schreiber  dem  Hofriohter  nnd  den  „Herren*'  schwören,  womoter, 
meint  Tomaschek,  wohl  die  Beisitser  des  Hofgerichts  gemeint  sind? 
Das  lautet  und  ist  doch  alles  sehr  nnwabrscheinlieh. 
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sich  allerpest  versynön  kan  *).  Sein  Amtstitel  war;  Ilofgerichts- 
schreiber,  notarius  curiae,  iudicii  prothonotarias,  aber  auch  Pro- 
tonotar  schlecbtbin,  Hofschreiber,  Kammerschreiber  schlechthin 
wird  er  genannt  ^),  und  die  letzteren  Bezeichnungen  weisen  darauf 
hin,  dass  er,  trotz  der  Bestimmung  des  Mainzer  Landfriedens: 
idem  nnllam  aliam  curam  negociornm  curie  babebit,  ausser  mit 
den  ihm  nach  diesem  Gesetz  obliegenden  gerichtlichen  Greschäften, 
doch  auch  mit  noch  andern  betraut  wurde  ^),  wie  es  grade  das 
Bedttrfniss  der  königlichen  Kanzlei  oder  Kammer  nöthig  machte. 
Ueber  die  Dauer  seines  Amtes  bestimmte  das  Gesetz  nichts,  es 
ist  aber  erklärlich,  dass  man  einen  häufigen  Wechsel  in  der 
Besetzung  grade  dieser  Stelle  vermied  und  einen  mit  den  Ge- 
schäften und  den  mannigfachen  Förmlichkeiten  wohl  vertrauten 
Beamten  möglichst  lange  in  derselben  erhielt;  so  hat  z.  B.  im 
15.  Jahrhundert  Johannes  Kirchheim  unter  Wenzel,  Ruprecht 
and  Sigismund  das  Amt  verwaltet.  Auch  tlber  die  Besoldung 
des  Gerichtsschreibers  wissen  wir  nichts;  sie  bestand  aber  wohl, 
wie  es  bei  andern  Gerichten  der  Fall  war^),  hauptsächlich  in 
dem  Ertrage  der  Gebühren  für  Ausfertigung  und  Besiegelung  der 
Urkunden,  und  da  diese,  wie  man  weiss  (Bd.  I.  352  fg.),  sehr 
hoch  waren,  so  war  auch  diese  Stelle,  ganz  abgesehen  von  un- 
rechtmässigem Gewinne,  gewiss  eine  sehr  einträgliche. 

Die  Amtsgeschäfte  des  Gerichtsschreibers  stellte  das  Mainzer 


*)  Legg.  317,  582;  Boehlau  S  46  giebt  den  Eid  in  etwas  ver- 
ändertem Wortlaut  nach  dem  Görlitzer  Cod.  des  Landfriedens  von  1285. 

*)  Vgl.  de  iusttt.  c.  imp.  S.  53  und  Tomaschek  S.  62.  Die 
Namen  der  Notare,  soweit  sie  überhaupt  bekannt  sind,  aufzuzählen,  hat 
kein  Interesse. 

*)  So  war  es  auch  bei  anderen  Gerichten,  z.  B.  am  Landgericht  zu 
Nürnberg  nach  der  von  Ludwig  von  Eyb  verfassten  Aufzeichnung  über 
dasselbe* 

*)  Die  vorher  genannte  Aufzeichnung  (herausgegeben  Ton  Vogel, 
Erlangen,  1867)  S.  65  meldet:  Item  die  herschafft  gibt  dem  landschreiber 
—  50  gülden  und  das  briefgelt,  das  gefeit  von  dem  sigel,  das  man  auf 
das  pappir  truckt,  —  nnd  —  der  hat  in  der  cantzlei  —  müssen  helffen, 
der  bat  sein  teill  in  der  cantzlei  auch  gehabt,  und  man  hat  im  geben 
lutter  und  cost.  Vor  hat  ein  landschreiber  eingenomen,  was  von  allen 
brleffen  gefallen  ist,  dadurch  die  leut  zu  vill  beschwert  wurden,  das  der 
landschreiber  des  jars  ob  vier-  oder  fnnfhondertrgulden  vom  landgericht  bet. 


Digitized  by 


Google 


JI22 

Gesetz  dabin  fest:  Idem  scriböt  nomiQa  eorum  qai  acctisantiir 
vel  denunciantar  tanquani  nocivi  terre,  et  iofamiam  et  eornm 
nomina  quando  a  suspitione  absolvantur  delebit  ^).  —  Idem  re- 
cipiet  litteras  continentes  querelas  et  scrvabit.  —  Idem  scribet 
omnes  senteucias  coram  nobis  in  maioribus  causis  inventas  maxime 
contradictorlo  iuditio  optentas,  que  vulgo  dicnntnr  gesamini 
urteil,  ut  in  posterum  in  casibus  similibos  ambiguitas  rescindatar, 
expressa  terra  secandnm'consuetudinem  cuius  sentenciatum  est.  — * 
Idem  scribet  nomina  proscriptornm,  et  actorum,  et  causam  ipsam 
sive  querelam,  et  diem  quo  proscriptioni  involventur;  item  nomina 
absolutorum  a  proscriptione  et  actoris  propter  quem  proscripti 
fucrunt^),  causam  et  diem  absolucionis ,  fideiussorum  absoloti 
nomina,  qui  sint  et  unde  sint,  sive  aliam  cautionem,  quam 
prestat  absolvendus  iuxta  consnetudinem  terrarum  pro  satis- 
factione  quereiantis.  Einen  Theil  dieser  Obliegenheiten  konnte 
er  nur  erfüllen,  wenn  er  den  Gerichtssitzungen  selbst  beiwohnte, 
aber  es  wäre  entschieden  unrichtig,  anzunehmen,  als  wäre  etwa 
seit  dem  Jahre  1235  zur  ordnungsmässigen  Besetzung  des  üof- 
gerichts  die  Anwesenheit  des  Notarius  erforderlich  gewesen  oder 
CS  hätte  ihm,  wenn  er  anwesend  war,  irgend  eine  wesentliche 
Mitwirkung  bei  der  Verhandlung  zugestanden.  Vor  wie  nach 
bildeten  vielmehr  Richter  und  Urtheiler  allein  das  Gericht,  die 
Anwesenheit  und  Thätigkeit  des  Schreibers  in  den  Sitzungen  er- 
schien so  unerheblich  und  für  die  Rechtsbeständigkeit  des  Ver- 
fahrens so  gleichgültig,  dass  die  Urkunden  dieser  wie  jener 
höchst  selten  überhaupt  nur  gedenken').  Die  Stellung  dieses 
Beamten  war  gewiss  eine   höchst  wichtige  und  verantwortangs- 


*)  So  auch  in  den  Const.  Sic.  II.  5:  Nos  etiam  magistro  iiurtifcUe 
magnae  curiae  nostrae  firmiter  dedimus  in  mandatis,  ut  de  his  specialiusr 
specialia  mandata  conscribi  faciat,  qnlbos  bannitorum  vel  qnomodolibet 
notatoram  nomina  —  scribi  faciant  et  in  archiTo  nostrae  curiae  fideliter 
custodiri,  nt  quoties  de  alicnius  fama  —  fuerit  forte  tractatum  —  per 
monumenta  publica  curiae  nostrae  et  ordtnatorom  noatromm  ftde  finnata, 
probatio  eificax  et  diliicida  posait  assnmmi. 

')  Const.  Sio.  II.  I :  Bannum  etiam  et  causam  bauni,  pro  qi»  bannitaa 
aliqnis  fnerit,  et  diem  banoitionis  etiam  in  praesentia  magistri  iastitiarü  et 
iudicum  curiae  nostrae  in  actis  volnmus  contineri.    Cfr.  etiam  tit.  4  et  6. 

*)  Vgl.  z.  B.  den  Bericht  über  das  Verfahren  gegen  Lndwig  von 
Bayern  im  Jahre  1417  bei  Eberhard  Windeck  c.  60. 
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volle,  aber  seioe  Aufgabe  war  keine  aDdere  als  die  der  seit  dem 
14.  Jahrhundert  überall  vorkommenden  Gerichtsschreiber:  sie 
besorgen  die  erforderlichen  Schreibereien,  führen  die  Urtheil- 
bflcher  in  Interesse  und  zur  Bequemlichkeit  des  Geftchts,  sam- 
meln die  eingehenden  Schriften  und  besorgen  auch  sonst  wohl 
andere,  den  äusseren  Geschäftsgang  betreffende  Angelegenheiten. 
Der  im  späteren  Reichsrecht  anerkannte  Grundsatz  aber^),  dass 
zu  einem  wohl  besetzten  Gericht  der  Gerichtsschreiber  unent- 
behrlich sei,  hat  am  Reichshofgericht  niemals  Geltung  gehabt. 
Von  den  einzelnen  Geschäften  des  Hofgerichtsnotars  kann  erst 
bei  der  Darstellung  des  Verfahrens  die  Rede  sein  ^). 

lieber  die  Stellung  der  ms^stri  cognicionum  causarnm  und 
der  referendarii,  welche  iu  den  Urkunden  Karls  lY.  und  Ru- 
prechts als  Beamte  des  königlichen  Hofes  genannt  werden 
(Band  I.  233  fg.),  ist  nichts  Näheres  zu  ermitteln.  Unklar  ist 
auch,  was  neuerdings  über  einen  beeideten  „Nachschreiber'*  be- 
richtet worden  ist,  welcher  eine  amtliche  Stellung  neben  dem 
Uofgerichtssch reiber  gehabt  hätte.  Es  ist  wieder  jene  ungedruckte 
Rechtsaufzeichnung  des  15.  Jahrhunderts,  von  der  man  nicht 
weiss,  ob  sie  einen  bestehenden  Rechtszustand  schildert  oder 
nur  ein  Projekt  zu  neuen  Einrichtungen  enthält,  aus  welcher 
die  Nachricht  stammt.  Danach  soll  der  Kaiser  zur  Controlle 
des  Hofrichters  und  Hofgerichtsschreibers  einen  Beamten  ein- 
setzen, der  dem  geistlichen  oder  weltlichen  Stande  angehören, 
das  Register  führen  nnd  verwahren,  in  dasselbe  Alles,  was  beim 
Hofgericht  geschieht,  eintragen  und  darüber  an  den  König  be- 
richten solle;  Niemand  dürfe  aus  der  Reichsacht  entlassen  wer- 
den, bevor  er  sich  nicht  vor  diesem  Beamten  durch  die  Zahlung 
des  Achtschatzes  auslöse  ^).     Ich   glaube  in   der  That,   dass  die 


^)  Vgl.  Wetz  eil:  System  des  ordentlichen  Civilprozesses  §  36 
S.  378  fgg. 

*)  Ueber  Aufbewahrung  der  Siegel  siehe  oben  S.  89  N.  2,  —  über 
die  Führung  des  Gerichtshuches  vgl.  den  Abschnitt  vom  Verfahren  im 
Allgemeinen,  —  über  die  Aufzeichnung  der  Urtheile  im  Urtheilsbuch  und 
die  Unterzeichnung  der  Gerichtsbriefe  die  Lehre  vom  Urtheilfinden,  — 
über  die  Eintragungen  in  das  Achtbuch  den  letzten  Abschnitt  des 
dritten  Baches. 

s)  Tomaschek  S.  61  fg. 
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ganze  Aufzeichnung  nichts  enthält,  als  unausgeführte  Vorschläge 
eines  unbekannten  Verfassers  zu  einer  neuen  Organisation  des 
Hofgerichts.  Denn  nirgends  findet  sich  ein  Zeugniss  Mr  .das 
Auftreten  u*nd  die  Thätigkeit  eines  solchen  Beamten  und  ebenso 
wenig  lässt  sich  urkundlich  nachweisen,  dass  neben  dem  Hof- 
gerichtsschreiber  schon  in  früher  Zeit  ein  zweiter  Notar  zur  Er- 
ledigung der  vor  dem  König  selbst  vorzunehmenden  Geschäfte 
berufen  gewesen  sei;  möglich  aber  und  wahrscheinlich  ist  es, 
dass  einzelne  Geschäfte,  die  an  sich  dem  Hofgerichtsschreiber 
oblagen,  gelegentlich  anderen  Beamten  der  königlichen  Kaozlei 
aufgetragen  wurden,  wie  ja  auch  vor  dem  Jahre  1235  verschie- 
dene Hofbeamte  mit  der  Wahrnehmung  solcher  Aufträge  betraut 
gewesen  sein  werden,  welche  seit  dieser  Zeit  eben  dem  notarius 
specialis  zu  erfüllen  oblagen. 
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IV. 
Die  ürtheiler- 

Nach  welchen  Grundsätzen  und  in  welcher  Weise  die  Urtheil- 
finder  des  Hofgerichts  berufen  wurden,  ist  nicht  ohne  Schwierig- 
keit zu  ermitteln.  An  gesetzlichen  Vorschriften  hierüber  fehlte 
es  gänzlich;  was  wir  wissen,  stützt  sich  also  lediglich  auf  die 
F>zählnngen  der  Geschichtschreiber  über  einzelne  Gerichtsverhand- 
lungen und  auf  die  schriftliche  Aufzeichnung  gefundener  Urtheile. 
Beide  Arten  der  Quellen  aber  lassen  an  Bestimmtheit  und  Aus* 
fiihriichkeit  viel  zu  wünschen.  Sehr  häufig  wird  gar  nicht 
gesagt,  wer  am  Gericht  Theil  genommen  habe.  In  andern  Fällen 
werden  die  Urtheiler  insgesammt  mit  einem  einzigen  vieldeutigen 
Ausdruck  bezeichnet  oder  sie  werden  gruppenweise  angeführt 
(per  principes,  baroncs,  nobiles,  fideles,  ministcrialcs  u.  a.  m. 
indicatum),  oder  es  wird  zwar  ein  einzelner  als  derjenige,  auf 
welchen  das  Urtheil  gestellt  war,  namentlich  angegeben,  der 
übrigen  aber  nur  im  Allgemeinen  als  zustimmend  gedacht.  Gün- 
stiger ist  es  schon,  wenn  in  den  Urkunden  Zeugen  angegeben 
sind  ^),    doch    sind   diese    nicht   immer   mit   den    Urtheilfindern 


^)  Dies  geschieht  in  sehr  verschiedener  Weise.  Ganz  kurz:  testes 
oder  testes  sunt  oder  hü  sunt  t.  (legg.  284  — ,  443  — ,  230,  79,  83)  oder 
huius  rei  t.  sunt  (legg.  195,  228,  54,  77,  81,  94,  303,  5,  456)  oder  t.  qui 
interfuenint  (das.  225,  78,  80,  83)  oder  in  bestimmterer  Beziehung  auf 
den  Vorgang  im  Gericht:  t.,  quornm  alii  ab  inicio  rei  sententiam  prin- 
ripum  approbant,  alii  confirmationis  huius  fidem  amministrant  (legg.  104), 
prolationi  istarum  sent.  interfuerunt  hü  principes  et  testes  (249),  predicte 
sententie  snbscripti  principes,  nobiles  et  ministeriales  interfuerunt  ipsam* 
que  approbarerunt  (186),  huic  autem  requisitioni  et  prolationi  sent.  inter- 
niere praesentes  hi,  quorum  noroina  subsequuntur  (403),  hü  vero  sunt 
prineiped  rt  nobiles  aüi,  per  quos  eadcm  sententia  extitit  promulgata  (412;, 
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identisch,  namentlich  dann  nicht,  wenn  die  Urkunde  erst  nach- 
träglich ausgefertigt  wurde.  Das  Yortheilhafteste  endlich  ist, 
wenn  im  Text  der  ürknnde  selbst  die  Urtheiler  genannt  werden; 
dies  geschieht  indess  nur  selten.^)  ond  auch  in  diesen  Fällen 
finden  sich  meist  nicht  alle,  sondern  nur  einzelne  derselben  nach 
Stand  und  Namen  angegeben.  Auf  dieses,  in  vieler  Beziehung 
unbefriedigende  Material  hat  sich  die  folgende  Darstellang  zn 
gründen. 

Einen  technischen  Ausdruck  zur  Bezeichnung  der  Urtheiler 
kennen  unsere  Quellen  nicht  ^)  und  dies  hängt  damit  zusammen^ 
dass  es  bis  zum  15.  Jahrhundert  niemals  besondere,  durch  Be- 
rufung ein  fttr  allemal  bestellte  Urtheilfinder  am  Reichshofe  ge- 
geben hat.  Dies  bedarf  an  sich  keines  Beweises,  da  die  grosse 
Fülle  der  Urkunden  den  steten  Wechsel  der  Personen  bei  Be- 
setzung des  Gerichts  deutlich  erkennen  lässt.  Hinzuweisen  ist 
nnr  darauf,  dass  die  Einsetzung  bestimmter  Pfalzschöifen  über- 
haupt unmöglich  war.  Der  Grund  ist  nicht  sowohl  in  dem  that- 
sächlichen  Umstände  zu  suchen,  dass  der  Reichshof  keine  bleibende 
Stätte  für  seine  Thätigkeit  hatte,  als  vielmehr  darin,  dass  Aa$ 
Gericht  je    nach    Bedeutung    der    Sache   und    dem   Stande    der 


testes  qui  premiBse  sent.  interfnernnt  (445),  haios  s.  t.  sunt  et  in  ipsins 
prolfttione  personaliter  affuerunt  (454),  t.  antem  hnic  s.  presentes  aderant 
oder  interfuerunt  (455,  6,  7,  60),  interfuerunt  huic  actioni  (565).  In  der 
älteren  Zeit  ist  es  die  Regel,  dass  die  Urtheile  unter  Anführung  von 
Zeugen  ausgefertigt  werden;  im  14.  und  15.  Jahrhundert  geschieht  dies 
aber  regelmässig  nicht  mehr,  dagegen  wird  es  in  dieser  Zeit  Sitte,  dass 
die  Urtheile  vom  Hofgerichtsschreiber  mitunterzeichnet  werden.  Aus- 
nahmen kommen  jedoch  in  der  einen  wie  andern  Beziehung  sehr  häufig 
yor,  namentlich  findet  sich  eine  Fülle  von  Urtheilen,  in  d«nen  weder 
Zeugen  genannt  werden,  noch  die  Unterschrift  des  Sehreibers  sich  findet, 
z.  B.  Harppreeht  I.  Nr.  VIII,  XIII  — XVII,  XIX  u.  a,  Mob.  Zoll 
in.  194,  418,  IV.  70,  V.  122,  Herrgott  II.  741,  43,  Meneken  I.  451* 
Lud  ewig  relqq.  X.  67,  Joannes,  scriptt.  II.  606. 

*)  Als  Beispiele  sind  anzuführen  die  Urtheile :   legg.  486,  53,  500,  69. 

*)  Höchst  vereinzelt  kommen  allgemeinere  Bezeichnungen  vor,  s.  B. 
indicatores  bei  Gislebert  (Bonquet  XVIII.  387),  iuridiei  (Beyer  I.  247, 
Herrgott  II.  134),  indices  (Ludewig  1.  c.  Va.440),  sapieiites  (Calmei 
11.  402),  prudentes  (Harenberg:  Gandersheim  129),  Urtheiler  (oben 
Bd.  I.  896  N.  3  und  Mon.  Habsb.  I.  406),  Rechtsprecher  (MateriaKen 
z.  oesterr.  Gesch.  I.  144). 
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Parteien,  in  älterer  Zeit  wahrscheinlich  anch  mit  Rficksicht  auf 
die  Abstammung  der  letzteren,  verschieden  besetzt  werden  mnsste. 
Wenn  daher  im  10.  Jahrhundert  urkundlich  scabini  palatii  er- 
wähnt  werden  ^),  so  ist  dabei  nicht  an  einen  bestimmten  Schöffen- 
stand  zu  denken,  sondern  die  grade  für  diesen  Fall  zugezogenen 
Urtheiler  werden  als  Pfalzschöffen  bezeichnet,  wie  sie  in  noch 
früherer  Zeit  scabini  dominici  genannt  wurden^). 

Das  Gericht  wurde  vielmehr  in  jedem  einzelnen  Falle  be- 
setzt, wie  Zeit  nnd_  Umstände  es  gestatteten  und  wie  die  Ver- 
hältnisse der  Parteien  es  nothwendig  machten.  Urtheiler  waren 
diejenigen,  welche  zufällig  oder  in  Folge  ausdrücklicher  Be- 
rufung anwesend  waren '}  oder  ihren  dauernden  Aufenthalt  am 
Hofe  hatten.  Die  letzteren  namentlich,  also  die  Hofbeamten* 
und  welche  sonst  zur  nächsten  Umgebung  des  Königs  gehörten 
—  die  palatini,  aulici,  curiales,  auricularii,  amici  regii,  regales 
consiliarii  oder  wie  sie  sonst  heissen  ^)  —  wurden  gewiss  sehr 
häufig  zur  Theilnahme  am  Gericht  berufen  und  grade  sie  werden 
als  Urtheiler  fnngirt  haben,  wenn  sich  dem  König  auf  seinen 
Rundreisen  oder  auf  entlegenen  Pfalzen  unerwartet  die  Pflicht 
aufdrängte,  seines  Richteramtes  zu  warten.  Die  Fähigkeit  übrigens, 
Urtheiler  im  königlichen  Gericht  zu  sein,  war  im  Allgemeinen 
von  der  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Stande  nicht  abhängig^). 


>)  So  s.  B.  Beyer  I.  Nr.  160  S.  223. 

*)  Vgl.  Wait«:  Verfuflsungsg.  IV.  420. 

*)  Daher  in  den  Urkunden  die  so  oft  wiederkehrende  Angabe:  ex 
iadicio  principom  qui  aderant,  —  tunc  fuere  presentefi,  —  ibidem  existenti- 
haa,  —  tunc  .nostro  oonsistorio  astantiboa,  und  dergl.  mehr.  (Legg.  104, 
64,  96,  7,  228,  30,  334,  62,  439,  64,  71,  73  u.  s.  w.) 

^)  Diese  und  ähnliche  Bezeiehnnngen  für  die  Hofbeamten  und  die 
Umgebung  des  Königs  finden  sich  bei  den  Schriftstellern  sehr  häufig: 
palatini  s.  B.  in  den  gesta  epp.  Camerac.  III.  c.  37  z.  J.  1023  und  nicht 
selten  auch  in  Urkunden;  decuriones  im  trtnmph.  S.  Remacli  c.  5;  aulici 
daselbst  und  in  den  cas.  S.  Galli  (SS.  U.  114);  curiales  in  den  ann. 
Ouenbur.  (das.  XVII.  316),  in  der  vita  Ottonis  ep.  Babenb.  (XIII.  750) 
und  in  Lambert!  Par?i  ann.  (XVI.  650);  amici  regii  gebraucht  WiSukind 
an  verschiedenen  Stellen  und  auricularii  hat  Bertbold. 

*)  Freie  Leute  und  des  Reiches  Dieustmannen ,  nach  dem  späteren 
Rechte  auch  der  Fürsten  Dienstmannen  können  vor  dem  Reiche  Urtheil 
finden,  nnr  sind  letxtere  ausgeschlossen,  wenn  die  Sache  dem  Freien  au 
Leib,  Ehre  oder  Erbe  geht  (Ssp.  III.  19,  Dsp.  229,  Swsp.  L.  278,  W.  229; 
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In  Urtheilen,  die  vor  dem  König  selbst  gefanden  wurden,  werden 
Personen  ans  allen  Ständen,  von  den  Reichsfürsten  big  zu  den 
Ministerialen,  als  Theilnehmer  am  Gericht  genannt.  Der  Kreis, 
aus  welchem  die  Hofrichter  die  Urthciler  wählten,  war  be- 
schränkter, doch  werden  auch  in  den  vor  ihnen  gefundenen 
Rochtsprttchen  geistliche  und  weltliche  Fürsten,  Bischöfe  und 
Aebte,  Grafen  und  Edle,  Bürger  und  Ministerialen  als  Beisitzer 
erwähnt^);  die  Regel  ist  freilich,  dass  Grafen,  Herrn  und 
Ritter  ^)   oder  Ritter  allein  ^)  dem  Hofrichter  das  Urtheil  finden ; 


Privil.  Richards  für  Hagenan  bei  Schoepflin:  AU.  dipl.  I.  411:  man- 
damus,  at  legitimi,  honesti  et  integre  fame  coiicives  eorum  in  iadicio 
nostro  —  sicut  ministerialas  et  milites  rite  valeant  ferre  sententias  et 
eciam  promulgare;  vgl.  Fürth:  Ministerialen  §88  S.  ]28fg,  Homeyer: 
Stellung  des  Ssp.  zum  Swsp.  83  fg.).  Für  die  Entscheidung  lebnrecht- 
licher  Sachen  wurde  unzweifelhaft  daran  festgehalten,  dass  zum  Urtheil- 
finden  der  Heerschild  gehöre;  seit  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  (Heinrici 
regis  sent.  a.  1222  legg.  249)  können  aber  auch  belehnte  Ministerialen, 
nicht  nur  Reichsministerialen,  am  Urtheilfinden  Theil  nehmen  (Homeyer: 
System  573  fg.,  Ficker:  vom  Heerschilde  178).  Auf  den  gleichen  Geboru- 
stand  oder  auch  Schildgenossenschaft  des  Finders  mit  den  Parteien  kam 
es  im  Lehnrecht  im  Allgemeinen  nicht  an;  nach  sächs.  Lehnrecbt  71 
§  22  und  20,  Richtsteig  4  §  4,  Dsp.  248,  51  spricht  der  Schildbnrtige 
auch  über  die  Lehen  der  Fürsten  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Fürsten- 
fahnlehen;  das  schwäbische  Lehnrecht  143,  44  sagt  ausführlicher:  aber 
fursten  und  über  ander  herren,  die  vanlehen  haut,  mac  niemen  urteil 
vinden  —  in  lenrecht,  wan  der  oh  furste  ist,  und  vanlehen  hat,  oder  die 
vanlehen  hant  und  nit  fursten  sint.  —  über  der  fursten  leben,  diu  in  dax 
fnrsten  ampt  nit  gehorent,  und  über  der  berren  lehen,  diu  nit  in  ir  van- 
lehen horent,  mag  ein  iegelich  man  ze  lehenrecht  wol  mit  rehte  sprechen, 
der  lehen  von  im  hat. 

>)  Beispiele:  Harpp recht  I.  65,  66;  legg.  457;  bist  Norimb. 
dipL  per  II.  291;  Herrgott  II.  743. 

*)  Vgl.  z.  B.  Herrgott  1.  c.  741,  42;  Hanselmann:  Landeshoheit 
444;  Mon.  Boica  XXVIII.  2.  437;  Mon.  Zoll.  III.  418,  IV.  70,  VI. 
391;  Harpprecht  I.  103,  311;  Senckenberg:  k.  h.  6.  Beil.  167; 
Aschbach:  Wertheim  II.  439  u.  a.  m. 

»)  Mon.  Zoll.  V,  122,  VI.  291  (die  ritter,  die  das  hofgericbt  be- 
Sassen);  Senckenberg  a.  a.  O.  17,  18,  108,  163,  (die  rittere,  die  bey 
uns  an  dem  rechten  sassen);  Harpprecht  I.  117,  125,  IV.  493,  Riedel*, 
rod.  dipl.  Suppl.-Bd.  S.  27,  60,  277,  und  gleichlautend  in  zahlreichen 
andern  Urkunden  des  14.  und  15.  Jahrhunderts. 
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mehrfach    wird   aach    eine  Besetzung  des  Gerichts  mit  Ritter- 
bflrtigeo  aasdrOcklicb  gefordert  ^). 

Bei  der  Berofhng  der  Urth eiler  für  einen  einzelnen  Fall 
wird  die  Rücksicht  entscheidend  gewesen  sein,  dass  das  Urtheil 
TOD  denen  gefanden  werden  mflsse,  bei  welchen  man  am  Sicher- 
sten die  Kenntniss  der  massgebenden  Rechtsgrundsfttze  Toraus- 
setzen  durfte.  Diese  Anschannng  ist  freilich  nirgend  bestimmt 
ausgesproohen ,  aber  sie  entsprach  dem  Charakter  der  Yolks- 
gerichte,  den  doch  auch  der  Reichshof  bis  zur  Mitte  des  15, 
Jahrhunderts  bewahrte,  und  es  finden  sich  eine  Reihe  von  Er-  • 
scbeinungen,  die  wohl  unzweifelhaft  aus  einer  Beracksichtigung 
dieses  allgemeinen  Princips  zu  erklären  sind. 

Zunächst  war  es  thatsächlich  die  Regel,  dass  Aber  die  ^i 
Parteien  ihre  Stammes-  oder  Volksgenossen  zu  Gericht  sassen.  d 
Wer  am  Hofe  Recht  suchen  wollte,  wird  es  dann  gethan  haben, 
wenn  er  denselben  am  ehesten  erreichen  konnte,  also  dann, 
wenn  der  König  das  Land  besuchte.  Zum  Gericht  zog  man  die- 
jenigen hinzu,  welche  den  Hof  besuchten  oder  leicht  zu  berufen 
waren,  gewiss  also  in  den  meisten  Fällen  diejenigen,  welche 
Sitte  und  Recht  des  Landes  kannten,  von  denen  die  Recht- 
sachenden vertrauensvoll  ein  billiges  und  gerechtes  Urtheil  er- 
warten durften.  Ob  in  gewissen  Fällen  eine  rechtliche  Noth- 
wendigkeit  bestand,  das  Urtheil  durch  Stammesgenossen  einer 
der  Parteien  finden  zu  lassen,  ist  nach  dem  Stande  unserer 
Quellen  nicht  zu  beantworten.  Aber  in  Betracht  zu  ziehen  ist 
doch,  dass  in  den  Urtheilen  mehrfach  darauf  hingewiesen  wird, 
es  sei  nach  dem  Recht  eines  bestimmten  Landes  oder  Stammes 
gerichtet  worden  ^,  was  doch  voraussetzte,  dass  grade  solche 
das  Urtheil  fanden,  welche  dieses  bestimmte  Recht  kannten. 
Und  zu  erwägen  ist  ferner,  dass  nach  älterem  Rechte  wenigstens 
gewisse  Rechtssachen  nur  innerhalb  der  Grenzen  eines  bestimmten 


>)  Vgl.  Bd.  I.  8.  233  nnd  Tomascbek  54  fg. 
*)  Urkunde  Ottoa  Iir.  Ton  996  bei  Lacomblet  I.  S.  77   (secQDdnm 
Sazonicam  legem);  Heinrichs  III.  Ton  1055  in  den  Moiw  Boica  XXXI. 

I.  327  (eeenndam  legem  Bavartorum) ;  Heinrich  IV.  läset  1077  den  Gegen- 
konig  Rndolf  secundom  legem  Alemannicam  vemrtbetlen  (Berthol di 
ann.  z.  d.  Jahre);   Urkunde  Heinrichs  V.   Ton   1114  bei  Herrgott  1.  c. 

II.  154  (sicnt  docet  lex  Alemannornm). 

Pnoiklln,  Beieluhorgertcht.  IT.  9 
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Landes  entschieden  Werden  dnrften  (oben  S.67f^g.):Bestimmangen, 
deren  Zweck  es  doch  wiederum  nur  gewesen  sein  kann,  detn 
Beklagten  oder  Beschuldigten  die  Beurtheilung  durch  Volks- 
genossen zu  sichern.  Finden  sich  nun  endlich  auch  Zeugnisse, 
dass  auf  die  Besetzung  mit  Stammesgenossen  aHsdrttcklich  Werih 
gelegt  wurde  (S.  71  N.  1),  so  dOrfen  wir  die  Annahme,  es  sei 
in  älterer  Zeit  Rechtens  gewesen,  dass  in  einzelnen  Sachen  das 
Gericht  mit  Urtheilern  eines  bestimmten  Landes  oder  Stammes 
besetzt  werden  musste,  nicht  ganz  von  der  Hand  weisen,  wenn 
auch  zugestanden  werden  muss,  dass  die  Geltung  eines  solchen 
Rechtsgrundsatzes  mit  Sicherheit  nicht  zu  beweisen  ist 

Eine  fernere  Anwendung  des  oben  erwähnten  allgemeinen 
Princips  ist  darin  zu  finden,  dass  wenn  es  sich  um  Entscheidung 
von  Fragen  handelte,  welche  die  Kenntniss  des  Rechts  eines 
bestimmten  Standes  voraussetzte,  die  Urtheiler  grade  aus  diesem 
Stande  gewählt  wurden.  Dies  zeigt  sich  namentlich,  wie  schos 
von  anderen  bemerkt  und  gezeigt  wurde  ^),  bei  Erledigung  von 
Fragen,  welche  das  Recht  der  Dienstmannen  betreffen.  Zeag- 
nisae  dafür  bietet  z.  B.  die  Geschichte  Wibalds  von  Stablo. 
Als  im  Jahre  1150  mehrere  Ministerialen  des  Stiftes  Gorvey  sich 
einem  von  ihren  Genossen  gefundenen  Rechtsprnch  nicht  fägen 
wollten,  veranlasst  Wibald  eine  Entscheidung  der  streitigen  Fragen 
am  Reichshofe  nnd  zwar  soll  das  Urtheil  durch  die  Reichs* 
minlsterialen  gefunden  werden :  iudicium  super  eodem  verbo  a 
roinisterialibus  regni  sciscitati  sumus,  und  dem  entsprechend 
wird  jede  einzelne  das  Recht  der  Ministerialen  betreffende  Frage 
auf  das  Urtheil  eines  der  königlichen  Ministerialen  gestellt  (iu- 
dicium invenit,  iud.  dedit  —  ministerialis  noster),  während  eine 
bei  der  Verhandlung  mit  in  Betracht  kommende  Frage  des 
Fflrstenrechts  auch  sofort  ex  sententia  principum  erledigt  wird  ^. 
Ganz  ähnlich  wurde  in  einer  andern  um  dieselbe  Zeit  verban- 
delten Rechtssache  verfahren;  ein  von  den  Ministerialen  des 
Stiftes  Stablo   gefundenes  Urtheil    wird  gescholten  und  gelangt 


')  Fürth:  Ministerialen  S.  4S2  (gg,^  Goehrum  I.  177,  Beseler 
in  der  Zeitoebrift  für  ReehUgedcb.  II.  S96. 

*)  Vgl.  oben  Bd.  I.  S.  114  fg.  nnd  Erhard:  cod.  dipl.  H.  Nr.  S7S 
S.  55. 
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an  das  H^gericht  zar  Entscheidung,  welche  wiederam  dnrch 
die  Reichsdienstmannen  herbeigeflihrt  wird:  tarn  consilio  quam 
indicio,  bekundet  König  Heinrich,  cariae  nostrae  et  precipne 
ministerialium  nostrorum  sententiam  —  ratam  esse  censnimns  ^)« 
Auch  wenn  es  sich  lediglich  am  Feststellung  von  Rechtss&tzen 
nnd  nicht  zugleich  um  Entscheidung  eines  concreten  Falles  han- 
delt, wird  der  Reichshof  bisweilen  iast  ausschliesslich  mit  Mini- 
sterialen besetzt,  wie  unter  andern  Urkunden  die  sententia  contra 
snccessi&nem  feminarum  in  quatuor  officia  principalia  et  in  fendo 
von  1230  (legg.  278)  ersehen  lässt,  während  freilich  in  andern 
ahnlichen  F&llen  die  Mitwirkung  der  Reichsdienstmannen  mehr 
in  den  Hintergrund  tritt,  indem  sie  nur  als  dem  von  den  Für- 
sten nnd  Herrn  gefundenen  Urtheil  nachträglich  Zustimmende 
aufgeführt  werden  oder  überhaupt  nur  in  so  geringer  Zahl  am 
Gericht  theilnehmen,  dass  ihnen  ein  entsprechender  Einfluss 
eben  deshalb  nicht  möglich  gewesen  sein  kann  (vgl.  legg.  187, 
95,  200).  Ob  wir  in  solchen  Fällen  an  bewusste  Abweichungen 
von  der  sonst  beobachteten  Gewohnheit  zu  denken  haben,  oder 
ob  dieselben  nicht  vielmehr  auf  zufällige  Umstände  zurückzufüh- 
ren sein  möchten,  ist  nicht  zu  bestimmen;  häufig  genug. mögen 
in  der  That  die  letzteren  allein  für  die  Besetzung  des  Gerichts 
in  der  einen  oder  andern  Weise  massgebend  gewesen  sein. 

Zur  Entscheidung  ferner  von  Streitigkeiten  der  Geistlichen 
werden  gern  Cleriker  als  Urtheilfinder  berufen,  nicht  ausschliess- 
lich zwar,  aber  doch  in  überwiegender  Zahl,*  und  nicht  nur 
dann,  wenn  es  sich  um  kirchliche  Fragen  handelt,  sondern  auch 
wenn  der  Prozess  lediglich  weltliche  Angelegenheiten  berührt. 
Zeugnisse  bieten  namentlich  die  Urkunden  des  12.  Jahrhunderts 
in  grosser  Fülle  dar.  An  einem  Rechtspruch  zu  Gunsten  der 
Abtei  Prüm  gegen  deren  Yögte  nahmen  1099  Theil  (hü  autem 
testes  sunt,  qui  huic  conditioni  aderant) :  Heinrich  der  Sohn  des 
Königs,  acht  benannte  Bischöfe,  alii  quam  plures  episcopi,  und 
mehrere  weltliche  Personen  ^).   Eine  Klage  des  Klosters  Hersfeld 

*)  Bd.  I.  116,  J äff i:  mon.  Corb.  ep.  106  S,  182.' 
*)  Beyer  I.  S.  463.  —  Bei  einer  äbnliohen  Entocbeldnng  zu  Gun- 
sten  des  Kapitels   zu  Augsburg  werden  als  Zeugen   genannt   12  Blftchofe 
und    3  Aebte  cum  magna  maltitadine  olericorum:    M.   Boica   XXXIII. 
1.   13. 

9* 


Digiti2ed  by 


Google 


J32^ 

gegen  den  Bischof  von  Halberstadt  wird  unter  Heinrich  Y«  ex 
indicio  tarn  episcoporam  (zehn  Genannte)  quam  prindpnm  ent- 
schieden and  die  zahlreich  anwesenden  Presbyter  und  Diaconen 
stimmten  dem  Urtheil  zn^*  Unter  Lothar  ergeht  ein  Sprach 
zu  Gunsten  des  Klosters  St.  Biasien  gegen  den  Bischof  Ton 
Basel  vor  vier  Bischöfen,  vier  Achten  and  mehreren  weltlichen 
Grossen^).  Ans  der  Zeit  Konrad  IIL:  ein  Sprach  za  Gunsten 
desselben  Klosters  wird  gefunden  vor  dem  pftpsUichen  Legaten, 
sechs  Bischöfen,  mehreren  Kanonikern  des  Bisthums  Basel,  meh- 
reren Aebten  mit  ihren  Klosterbrüdern  und  vielen  Forsten,  Grar 
fen,  Edlen  und  Ministerialen^);  aaf  Klage  des  Abtes  Waither 
zu  Selz  gegen  den  Bischof  von  Strassbarg  wird  dem  ersteren 
1143  das  Becht,  Münzen  zu  prägen,  bestätigt:  Zeugen  vier  Bi- 
schöfe, drei  Aebte,  die  Herzöge  von  Schwaben  und  Zähringen, 
mehrere  Grafen^);  als  1139  durch  Urtheil  des  Reichsfaoies  die 
Rückgabe  der  Abtei  St.  Maximin  an  Trier  beschlossen  wird, 
sind  Zeugen  fünf  geistliehe  und  zwei  weltliche  Fürsten,  sowie 
mehrefe  Cleriker  und  Ministerialen  des  Erzbisthums  ') ;  endlieh 
bei  Incorporation  der  Klöster  Kemenade  und  Fischbeck  an  Corvey 
findet  der  Bischof  von  Strassburg  das  Urtheil  und  als  Zeugen 
sind  erwähnt  vier  Bischöfe,  mehrere  Fürsten,  Grafen  et  alii 
quam  plares,  qai  tunc  affiiere  %  Während  der  Regierung  Fried- 
richs I.  ergehen  zahlreiche  Weisthümer  zu  Gunsten  des  Cleros 
und  es  zeigt  sich  dabei  überall  eine  hervorragende  Mitwirkang 
der  Geistlichen:  «1153  wird  die  schon  früher  gefundene  sententia 
de  bonis  mensae  episcopalis  bestätigt  und  zwar  nach  dem  Ur- 
theil des  Herzogs  Heinrich  von  Bayern,  welchem  vier  Bischöfe, 
sechs  andere  Cleriker,  zwei  benannte  und  viele  unbenannte  For- 
sten folgten;  die  sent»  de  -bonis  clericorum  decedentium  wird 
1 1 73  vom  Bischof  von  Worms  gefunden  und  als  testes  idonei 
sind  zwölf  Geistliche,  sechs  Grafen  und  zahlreichen  Ministerialen 
aufgeführt;    die    sent.  de  advoc.  episc.  et  munitionibus  kommt 


M  Wenck  III.  S.  64.         . 

*)  Herrgott  11.  1.  U9. 

*)  Herrgott  a.  b.  O.  166,  Nengart  II.  71.  ^ 

«)  SchoepfUn:  Als.  dipl.  I.  324. 

•)  Beyer  I.  666.  j  . 

•)  Erbard  II.  Nr.  259. 
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11  so  anter  Zustimmang  von  fünf  Erzbischöfen»  fttnf  Bischöfen 
and  vieler  Weltlichen  zu  Stande,  und  bei  der  sent  de  übertäte 
clericorom  von  1182  werden  als  Zeugen  sogar  dreizehn  Geist- 
liche unter  einigen  von  weltlichem  Stande  aufgezahlt  0*  Aber 
auch  bei  anderen  Rechtsstreitigkeiten  des  Clerus  zieht  Fried- 
rich L  vorzugsweise  die  geistlichen  Fürsten  als  Urtheiler  hinzu; 
80  schreibt  er  t164  dem  Clerus  und  den  Dienstmannen  von 
Salzburg:  ut  illuc  (in  Bamberg)  una  cum  —  electo  vestro  veni- 
atis  et  quicquid  archiepiscoporum  et  episcoporum  sententia  super 
ecclesiae  vestrae  negocio  iudicaverit,  recipiatis  ^) ;  bei  einer  Ent- 
scheidung zu  Gunsten  der  Abtei  Nivelle  sind  Zeugen  acht  Bi- 
schöfe, drei  Aebte  und  viele  Weltliche^);  in  dem  Urtheil  zu 
Gunsten  des  Bischofs  von  Como  wegen  der  Grafschaft  Ghiavenna 
werden  als  Zeugen  neben  wenigen  Laien  sieben  geistliche  Für- 
sten gcfnannt^)  und  in  der  Sache  des  Bischofs  von  Genf  gegen  den 
Herzog  von  Zähringen  und  den  Grafen  Amadeus  findet,  wie  in 
der  eben  erwähnten,  ein  Bischof  das  Urthefl  und  als  Zeugen 
kommen  einundzwanzig  Erzbischöfe  und  Bi8chöfe,80wie  sechs  Aebte 
vor^).  Dieselbe  Praxis  wird  dann  auch,  wie  die  im  zweiten 
Bande  der  leges  in  so  grosser  Zahl  mitgetheilten  Rechtsprüche 
zu  Gunsten  des  Clerus  zeigen,  unter  den  folgenden  Herrschern 
und  im  13.  Jahrhundert  beobachtet,  ja  es  finden  sich  nicht  selten 
Zeugnisse,  dass  in  solchen  Sachen  nur  Geistliche  zur  Urtheil- 
findnng  berufen  wurden;  den  Streit  z.  B.  wegen  Besetzung  des 
Bisthums  Lflttich  legte  Heinrich  VI.  im  Jahre  1 1 92  den  Bischöfen 
und  Erzbischöfen  von  Köln,  Mainz,  Trier,  Metz,  Toul,  Strass- 
bürg.  Speier,  Wirzburg,  Bamberg,  Basel  und  drei  Aebten  vor: 
sententiam  protulit  Monasteriensis  episc.  et  inde  alios  omnes 
sequaces  habuit*),  und  die  auf  Antrag  des  Bischofs  von  Hildes- 
heim gefundene  sent  de  ofificiatis  principum  von  1223   ergeht: 


>)  Legg.  n.  94,  143,  64,  65. 

')  Legg.  a.  a.  O.  134. 

*)  Wiener  Notisenbl.  I.  14S. 

*)  Ughelli:  H.  8.  V.  292. 

*)  Spon  II.  24.  Vgl.  auch  noch  Mon.  B.  XXIX.  1.  43S  and 
Troaillat  I.'379. 

«)  Gislebert  bei  Boaqnet  XVIII.  410;  Toecbe:  Heiorioh  VI. 
S.  224 
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assidentibos  et  assentientibas  ipsi  sent  hiis  Imperii  nostri  prin- 
cipibus:  neun  Geistlichen,  astantibus  autem  laicis  •  .  .  ^). 

Die  Fähigkeit«  in  einem  bestimmten  Falle  Schöffe  ea  sein, 
war  ferner  dadurch  bedingt,  das»  der  zor  Urtheilfindong  hän- 
fene Genosse  oder  Uebergenosse  des  zn  Recht  Stehenden  war^. 
Dies  galt  nur  für  Bechtssachen  ?on  erheblicher  Bedeutang,  in 
diesen  aber  für  alle  Ständeklassen,  für  die  Freien  und  Edlen 
ebensowohl  als  für  die  Fürsten,  wie  es  denn  auch  Otto  von 
Freising  als  ein  dem  Gericht  des  deutschen  Königs  eigenthüra- 
liches  Gewohnheitsrecht  hervorhebt,  dass  das  Urtheil  überall  nur 
durch  Genossen  des  Beklagten  oder  Angeklagten  gefunden  werden 
dürfe.  Da  indess  das  Gericht  des  Königs  verhältnissmSssig 
leicht  mit  den  Pares  eines  YoUfreien  oder  Edlen  besetzt  werden 
konnte  und  der  Regel  nach  auch  besetzt  war,  so  bot  sich  für 
diese  Standesklassen  kaum  die  Veranlassung,  die  Wahrung  des 
Princips  bei  Verhandlungen,  welche  sie  betrafen,  besonders  zu 
fordern,  und  so  ist  es  wohl  zu  erklären,  dass  die  Anwendung 
des  Grundsatzes  in  den  Quellen  fbr  die  Geschichte  des  Ho%e- 
richts  nur  bei  Prozessen  gegen  die  Fürsten  ausdrücklich  betont 
wird.  Auch  diese  konnten  nicht  den  Anspruch  erheben,  ia 
allen  Sachen  nur  durch  Grenossen  gerichtet  zu  werden,  um  so 
zäher  hielten  sie  daran  fest,  dass  das  Gericht  in  denjenigen 
Angelegenheiten,  welche  nach  unseren  früheren  Erörterungen 
nur  vor  dem  König  als  Richter  entschieden  werden  durften,  auch 
mit  Fürsten  als  Urtheilem  besetzt  werde.  So  gestaltete  sich 
wenigstens  in  der  späteren  Zeit  des  Mittelalters  das  Recht  der 
Fürsten,  während  in  der  früheren  von  einer  ausschliesslichen 
Genossenschaft  derselben  unter  sich  nicht  die  Rede  war. 

Freilich  hat  man  behauptet,  schon  unter  den  sächsischen 
Kaisern  sei  es  geltendes  Recht  gewesen,  dass  nur  die  Mitglieder 
des  Fürstenstandes  als  einander  ebenbürtig  galten,  dass  darum 
auch  nur  sie  in  jenen  wichtigeren  Rechtssachen  über  einaiider 


>)  Legg.  250,  H.-B.  V.  S.  297.  I 

*)  Vgl  Dreyer:    Abhandlangen   III.    1173  fgg.,  Goebrnm  I.  2S8 
UX'i   Klöden:   Waldemar  IV.  363   fgg.,  Maarer:   ewiehtoTeil  §84  ' 

and  die  bei  Drejer  angefahrte   ältere  Literatur.     Ueber  dat  PaitieDge- 
richt  inebeeondere  eiebe  oben  S.  97  N.  1. 
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Urtbeil  hätte  finden  dflrfen  ^).  Und  diese  Ansicht  entbehrt  nicht 
der  scheinbaren  Begrt&ndung,    insofern  schon  die  Schriftsteller 
des  zehnten  Jahrhnnders  sehr  häufig  von  einem  iudicinm  prin* 
cipom   sprechen.     Im  Jahre  894  werden  der  Prinzessin  Hilde- 
gard wegen  Theiinahme  an  einer  Verschwörung  alle  Güter  cum 
consilio  et  iudicio  Francorum,  Bawariorum,  Saxonum  atque  Ala- 
mannomm  fidelium  nostromm  abgesprochen,  —  903  wurden  die 
Babenberger  Brflder  Adalhard  und  Heinrich  wegen  Hochverraths 
ihrer  Besitzungen  verlustig  erklärt:   iudicio    Franchorum,   Ala- 
mannorum,  Bawariorum,  Thuringionum  seu  Saxonum,  —  wegen 
desselben  Verbrechens  will  König  Otto  940  Ober  seinen  Bruder 
Heinrich  sapientum  consilio  richten  lassen,  *—  zum  Gericht  ttber 
Herzog  Heinrich  Ton  Bayern  und  Bischof  Abraham  von  Freising 
▼ersammelt  Otto  II.  im  Jahre  974  omnes  principes   suos  et  in* 
terrogavit  eos,  quid  modo  facturus  esset,  —  Askuin  von  Kärn- 
then   wird  976  totius  populi  iudicio  zum  Tode  verurtheilt,  — 
zum   Gericht  ttber  den   Grafen  Gero  wurden   979  cnncti  regni 
principes  versammelt,  —  Ernst  von  Schwaben  wird   1030  con- 
silio omnium  principnm  geächtet  und  gebannt,  —  Aber  Adalbero 
von  Kärnthen  lässt  Konrad  II.  im  J.  1035  convocatis  coram  se 
principibus    Gericht   halten,  —  Ober    Gotfried   von  Lothringen 
wird  1045  durch  einen  conventus  principnm,  senatus  procerum 
gerichtet, —  Herzog  Konrad  von  Bayern  wird  1053  iudicio  prin- 
cipum  seiner  Besitzungen  verlustig  erklärt,  —  frequenti  senatu 
wird  1055  ttber  Bischof  Gerhard  von   Regensburg  wegen  Hoch- 
verraths verhandelt,  —  ttber  Otto  von  Nordheim  urtheilen  1070 
die    principes   Saxoniae,  —  zu    1077    wird    gemeldet:    rex  — 
Heinricns,  habito  Ulmae,  cum  quibus  poterat,  colloquio,  regem 
Rnodolfnm  cum  ducibus  suis  fecit  dampnari,  —  ttber  den  Mark- 
grafen Ekbert  urtheilen  1085  comprovinciales  illius,  tarn  Saxones 
qnam  Thuringi,  cum  ceteris  principibus  nostris,  1088  aber  col- 
lecti  principes,  —  ttber  König  Konrad  klagt  Heinrich  IV.  auf 
mehreren  Versammlungen  vor  den  proceres  und  die  schliessliche 
Entscheidung  gegen  denselben  ergeht  ex  decreto  curiae, —  1106 
wurde  Herzog  Heinrich  von  Lothringen  iudicio  optimatum  in  die 


^)   Vgl.    s.   B.   Dönniges:    das ^ dentache  Staatoreoht  L   363  fg., 
580  te.  % 
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Acht  erklärt,  —  1112  werden  Rudolf  von  der  Nordmark  and 
Lothar  von  Sachsen  principam  sententia  geächtet  und  in  der- 
selben Weise  endlich  1 1 26  Herzog  Friedrich  von  Schwaben  zu 
gleicher  Strafe  verurtheilt  ^). 

Wir  haben  sonach  vom  10.  Jahrhundert  bis  zur  Hohen- 
stanfischen  Zeit  eine  grosse  Reihe  von  Zengnissen,  dass  die 
Prozesse  gegen  die  Forsten,  wenn  es  sich  um  wichtigere  Ange- 
legenheiten derselben  handelte,  vor  dem  König  und  den  prio- 
cipes  verhandelt  wurden.  Dennoch  beweisen  sie  nichts  für  die 
Existenz  eines  ausschliesslich  mit  Fürsten  besetzten  Gerichts  in 
dieser  Zeit.  Denn  der  Ausdruck  principes  war  wenigstens  bis 
zum  Ausgang  des  11.  Jahrhunderts  keine  technische  Bezeich- 
nung fdr  eine  bestimmte  Klasse  von  Freien  oder  für  einen  be- 
stimmten Geburtsstand.  Principes  in  der  allgemeinsten  Bedeu- 
tung sind  diejenigen,  welche  in  irgend  einem  Kreise  des  Staats 
und  in  Beziehung  auf  diesen  die  Ersten  sind,  ganz  abgesehen 
davon,  ob  dieser  Kreis  von  grösserer  oder  geringerer  Bedeutung 
ist.  Die  angesehensten  Genossen  einer  Mark,  die  grösseren 
Besitzer  in  einem  Gau,  die  Ersten  in  einem  bestimmten  Reichs- 
theile,  die  Grossen  des  Reichs  selbst  werden  principes  genannt- 
Aber  auch  der  Ausdruck  principes  regni  oder  imperii  hat  an* 
fänglich  keine  bestimmte  rechtliche  Bedeutung.  Die  Urkunden 
und  Schriftsteller  haben  für  die  Grossen  des  Reiche  zahlreiche 
verschiedene  Bezeichnungen:  proceres,  primates,  primores,  op- 
timates  und,  soweit  sich  ersehen  lässt,  gleichbedeutend  mit  die- 
sen auch:  principes.  Darunter  verstehen  die  Schriftsteller  alle 
grade  am  Hofe  anwesenden  angesehenen  Männer  und  auch  in 
den  Urkunden  worden  öfters  alle  nm  den  König  Versammelten  bis 
zu  den  niederen  geistlichen  und  weltlichen  Rangklassen  herab  als 
dessen  principes   aufgeführt ^),    Personenklassen   also,    die  mit 


1)  Die  BewelBStelien  finden  sich  Bd  I  S.  81  N.d,  — 89.  l,--33.  1,- 
88.  3,  —  85.  1,  —  36.  3,  —  27.  1»  —  28.  1,  -  29.  3,  ^  3a  8, 
—  31.    1,  —  31,    4,  —  45.    2,  —  31.     6,  —  34.    1,  —  36.  1. 

*)  Ueber  alles  dieses  vgl.  Ficker:  Vom  BeiobsforstensUnde  S.  83  — 
54.  Selbst  im  zwulften  Jahrhundert  gebraucht  die  Reichskanzlei  den  Ans« 
druck  principes  und  pr.  regnt  no<j|i  zur  Bezeichnung  der  versohiedenstea 
Personenklassen:  das.  S.  60  fg.,  6%  71  fg. 
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dem  späteren  Fftrstenstande  nichts  gemein  haben,  werden  als 
princjpes  bezeichnet  und  wir  sind  nicht  berechtigt,  darunter 
Forsten  im  Sinne  etwa  der  Rechtsbflcher  oder  des  späteren 
mittelalterlichen  Staatsrechts  zu  verstehen. 

Auch  dann  nicht,  wenn  von  einem  iudicium  principnm  die 
Rede  ist.  Da  vielmehr  in  dieser  Zeit  die  Edlen  und  VoUfreien 
bestimmt  als  Genossen  der  Fürsten  angesehen  wurden,  so  müssen 
wir  annehmen,  dass  dieselben  auch  am  Reichshofe  in  allen 
Sachen  zum  Zeogniss  und  Urtheilfinden  über  die  Letzteren 
zugelassen  wurden.  Die  entgegenstehende  Ansicht  müsste  erst 
bewiesen  werden  und  dies  könnte  nur  geschehen,  wenn  für 
einen  oder  einige  Fälle  wenigstens  zu  zeigen  wäre,  dass  in  sol- 
chen Angelegenheiten  Edle  und  Freie  von  der  Urtheilfindung 
ausgeschlossen  worden  wären.  Allein  dieser  Beweis  wird  sich 
bei  der  Unzulänglichkeit  des  Quellenmaterials  nicht  erbringen 
lassen.  Die  Geschicht-schreiber  geben  über  die  Besetzung  des 
Gerichts  in  einzelnen  Fällen  fast  niemals  nähere  Nachricht  und 
die  Urkunden  bieten  in  dieser  Beziehung  gleichfalls  keine  zu- 
verlässige Auskunft  In  den  letzteren  wird  häufig  gar  nicht 
gesagt,  wie  und  durch  wen  das  Urtheil  gefunden  wurde;  in  an«* 
deren  heisst  es  wohl^  es  hätten  am  Gericht  die  fideles,  pro- 
ceres,  optimates  Theil  genommen:  aber  welchem  Stande  gehörten 
dieselben  an?  wieder  in  andern  werden  zwar  Zeugen  namentlich 
aufgefährt,  aber  es  ist  nicht  immer  mit  Gewissheit  zu  sagen,  ob 
diese  auch  an  der  Gerichtsverhandlung  betheiligt  waren  oder 
nur  bei  Ausstellung  der  Urkunde  hinzugezogen  wurden.  Und 
selbst  wenn  die  am  Gericht  Theilnehmenden,  sei  es  im  Text  des 
Urtheils  sei  es  als  Zeugen,  näh^r  bezeichnet  sind,  ist  es  doch 
nur  in  seltenen  Fällen  möglich,  die  Btondesverhältnisse  derselben 
genau  zu  bestimmen.  So  ergeht  972  ein  Urtheil  zu  Gunsten 
des  Bischofs  Liudolf  von  Osnabrück  gegen  die  Klöster  Hervord 
und  Gorvey  in  Gegenwart  mehrerer  Bischöfe  und  ausser  diesen 
waren  anwesend:  multi  alii  nostri  regni  principes,  duces,  co- 
mites,  clerici  et  laici,  quorum  nomina  et  numerus  comprehendi 
non  possunt,  und  in  demselben  Jahre  wurde  zu  Gonstanz  die 
Klage  eines  Grafen  Arnold,  verhandelt,  bei  welcher  die  Rechts- 
beständigkeit einer  von  Otto  I.  selbst  vorgenommenen  Handlung 
in  Frage  kam:  das  Gericht  war  besetzt  mit  einer  grossen  Zahl 
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benannter  Grafen  aliornmquo  optimoram  complarium^);  ivelchem 
Geburtsstande  in  jenem  Falle  die  laici,  in  diesem  die  optimi 
complores  angehörten,  bleibt  völlig  nngewiss  und  ebenso  verh&lt 
es  sich  bei  den  zahllosen  andern  Urkunden,  in  denen  erst  einig? 
benannte  Zeugen  und  dann  alii  complnres  erwähnt  werden.  la 
derselben  ungünstigen  Lage  befinden  wir  uns,  wenn,  was  gar 
nicht  selten  geschieht,  zwar  die  Kamen  der  Zeugen  Angegeben 
sind,  aber  jeder  Hinweis  auf  Amt  und  Stand  derselben  fehlt ^, 
und  selbst  wenn  die  am  Gericht  Betheiligten  ausdrücklich  als 
principes  bezeichnet  sind,  wissen  wir  nicht,  ob  die  so  Genannten 
nicht  einfach  Edle  oder  Freie  waren.  Denn  was  oben  Aber  den 
Ausdruck  prindpes  im  Allgemeinen  gesagt  wurde  ^  findet  grade 
auch  bei  den  Gerichtsurkonden  Bestätigung.  So  sagt  Hein- 
rich IV.  in  einer  Urkunde  von  1101,  Graf  Heinrich  von  Lim- 
burg sei  von  der  Unrechtmässigkeit  eines  Besitzthums  iudicio  pria- 
cipum  convictus,  und  weiter  es  seien  anwesend  gewesen  principes 
nostri,  worauf  sieben  Bischöfe,  Herzog  Friedrich  und  fünf  Grafen 
genannt  werden:  et  alii  multi  principes  nostri,. wobei  unter  den 
letzteren  doch  nur  Edle  und  Freie  mit  Ausschluss  der  Grafen 
verstanden  werden  können^),  und  ähnlich  heisst  es  in  einer  Ur- 
kunde von  1099:  haec  sententia  coram  — prindpümB  nostris 
sie  tandem  diffinita,  worauf  dann  nächst  den  Bischöfen  und  dem 
Herzog  Friedrich  noch  drei  Grafen  und  neun  andere  Zeuges 
ohne  Standesbezeichnung  (Note  2)  aufgeführt  werden,  unter 
denen  wir  uns  aber  doch  wieder  niedriger  «Is  die  Grafen  ge- 
stellte Personen  zu  denken  haben.  Dass  also  schon  im  10. 
Jahrhundert  Edle  und  Freie  vom  Urtheiifinden  ttber  die  Fflrsten 
in  irgend  welchen  Sachen  auf  Grund  bestimmter  Bechtssätse 
ausgeschlossen  waren,  lässt  sich  nicht  behaupten;  thatsächUdh 
werden  allerdings  auch  schon  vor  der  Hohenstaofiscben  Zeit 
die  Angelegenheiten  der  Fürsten  meist  auf  grösseren  Reichs* 
und  Hoftagen  unter  Beirath  und  nach  Urtheii  der  Grossen  des 
Reichs,  welche  eben  jene  zu  besuchen  pflegten,  entschieden  wor* 
den  seien. 


>)  Stampf:  Reg.  Otto  I.  Nr.  516,  17. 
*)  Z.  B.  Beyer  I.  S.  463. 
*)  Beyer  I.  S.  i6d. 
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Im  zwölften  Jahrhundert  dagegen  werden  allerdings  die 
Fürsten  des  Reichs  von  andern  Grossen  unterschieden^).  Ob  es 
durchaus  richtig  ist,  zu  sagen,  sie  hätten  einen  scharf  abge- 
grftnzten  Stand  gebildet,  dem  von  den  weltlichen  Grrossen  nur 
noch  die  Herzöge,  Markgrafen,  Pfalz-  und  Landgrafen,  sowie 
die  Grafen  Insgesammt,  nicht  aber  die  Edlen  und  Freien  ange- 
hört hatten,  muss  hier  unerörtert  bleiben,  gewiss  aber  ist,  dass 
man  die  Personen  de  ordine  principum  denen  minoris  ordinis 
bestimmt  gegenüberstellte,  dass  insbesondere  am  königlichen  Hofe 
eine  solche  Trennung  anerkannt  wurde  ^).  War  aber  eine  solche 
Schranke  einmal  gezogen,  betrachtete  man  die  Fürsten  —  wer 
immer  dazu  gerechnet  wurde  —  als  über  den  Freien  und  Edlen 
stehend,  so  konnte  sich  nunmehr  auch  am  Hofe  der  Grundsatz 
entwickeln,  dass  nicht  mehr  Letztere,  sondern  nur  noch  Fürsten 
über  diese  dem  Fürstenstande  Angehörigen  zu  Gericht  sitzen 
durften.  Ob  dieser  Satz  nun  in  der  That  im  12.  Jahrhundert 
zu  praktischer  Geltung  gelangt  sei ,  soll  jetzt  geprüft  werden. 

Betrachtet  man  zunächst  die  Reihen  der  Zeugen  in  den  Ur- 
kunden des  Hofgerichts,  so  findet  man  fast  in  allen  Sachen, 
auch  den  allerwichtigsten,  noch  Edle  und  Ministerialen  als  im 
Gericht  anwesend  aufgezählt,  aber  stets  hinter  den  Grafen.  So 
in  allen  oben  (S.  132  N.  3fgg.)  mitgetheilten  Urkunden  Konrad  IIL 
—  nur  in  der  sent.  de  advocaUs  und  iurisdictione  von  1149, 
legg.  565,  werden  ausschliesslich  Fürsten  und  Grafen  als  am 
Gericht  theihiehmend  aufgeführt  — ,  so  auch  in  denen  Fried* 
rieh  L:  1156  const.  duc.  Austriae  der  Patriarch  von  Aglei,  7 
Bischöfe,  mehrere  Herzöge,  Markgrafen,  Pfalzgrafen,  sieben  Grafen 
et  alii  qnam  plures'),  —  1157  Rechtspruch  zu  Gunsten  Her« 
zogs  Heinrich  von  Bayern  und  Sachsen :  drei  Bischöfe,  Friedrich 
von  Schwaben,  zwei  Markgrafen,  zwei  Pfalzgrafen,  andere  Gra- 
fen und  Edle^),  —  1157  wegen  der  Erbfolge  in  die  Güter  des 
Biathnms  Regensburg:  der  Bischof  von  R.,  Pfalzgraf  Otto  der 
Jüngere,  mehrere  GFrafen,  Edle  und  Ministerialen  ^),  —  1157  testes 


>)  Ficker  a.  s.  O.  S.  58  —  94. 

^  Otto  Fri«.  II.  28;  Ficker  S.  65  fg. 

»)  Legg.  II.  101. 

«)  Origg.  Gaelf.  IIL  466. 

*)  Mon.  Boica  XXIX.  1.  336. 
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sent.  wegen  der  Mainzölle:  sechs  geistliche  Forsten,  Friedrich 
von  Schwaben,  2  Markgrafen,  Landgraf  von  Thftringen,  zahl- 
reiche andere  Grafen^),  —  1160  Bischof  von  Wirzborg  wider 
Bisthum  Bamberg  wegen  der  gaagräfiichen  Rechte  im  Bangi^ii: 
Rainald  von  Köln,  mehrere  Grafen,  Edle  und  Ministerialen^), — 
1180  const.  duc.  Gol. :  ex  consilio  principnm  and  als  anwe- 
send genannt:  acht  Bischöfe,  zwei  Aebte,  zahlreiche  weltliche 
Fürsten,  Grafen,  Edle  und  Ministerialen'),  —  1180  fbr  Basel: 
principes  qui  in  confirmatione  praedictarnm  sententiarara  cod- 
venerunt,  hü  sunt:  zahlreiche  Bischöfe,  weltliche  Fürsten  et 
multi  alii  liberi  et  ministeriales^),  —  1182  zu  Gunsten  der 
Abtei  Nivelle:  acht  Bischöfe,  drei  Aebte,  drei  Herzöge,  neun 
Grafen,  mehrere  Reichsministerialeu ').  Dieselbe  Reihenfolge  ist 
in  den  Urkunden  der  späteren  Könige  beobachtet:  1190  werden 
bei  der  sentent.  de  decimis  non  alienandis  als  zustimmend  er- 
wähnt: principes,  nobiles  et  ministeriales  und  bei  der  sent.  de 
filiis  minister,  von  demselben  Jahre:  vier  benannte  Fdrsten  et 
alii  principes,  comites,  nobiles  et  ministeriales,  —  1191  de 
bonis  eccl.  non  alien.  anwesend  der  Patriarch  von  Aglei,  drei 
Bischöfe,  drei  Herzöge,  ein  Markgraf,  Ministerialen  und  andere, 
—  die  sent  de  feodis  minist,  wird  1192  consensu  principnm, 
nobilium  et  minist,  imperii  genehmigt  und  die  sent  von  1195: 
qui  possint  testim.  ferro  in  iure  feodali  heisst  a  fidelibus  im- 
perii, tam  liberis  quam  ministerialibus  approbata  *), —  1209  wird 
ein  wichtiger  Rechtspruch  Aber  das  Yerhältniss  des  Bisthums 
Gurk  zu  Salzburg  vor  vier  geistlichen  Fflrsten,  dem  Herzog  von 
Kärnthen,  fünf  Grafen  und  mehreren  Edlen  gefunden''),  und  in 
demselben  Jahre  ergeht  eine  Reichssentenz  zu  Gunsten  jder  Abtei 
Nivelle  vor  drei  geistlichen  Fürsten,  zwei  Markgrafen,  mdireren 
Edlen,  Ministerialen  und  vielen  ungenannten *). 


1)  Legg.  II.  104. 

*)  Mon.  B.  XXIX.  1.  851. 

')  Legg.  IL  163. 

*)  Trouillat  L  379. 

<)  Kotizenbl.  I.  148. 

')  Legg.  186,  87,  94,  95,  99 

^  ArohiT  f.  otterr.  Geioh.  XiX.  141. 

•)  Notizenblau  L  150. 
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Nimmt  man  nun  an,  dass  die  als  Zeugen  Aufgefahrten  in 
der  That  aach  immer  der  Urtheilfindung  beiwohnten,  so  würde 
sich  aach  Air  das  12.  Jahrhundert  noch  festhalten  lassen,  dass 
Edle  und  Freie  in  allen  Sachen  auch  über  Fürsten  das  Urtheil 
finden  durften.  Aber  man  darf  nicht  übersehen,  dass  doch  fast 
immer  eine  so  grosse  Zahl  von  Zeugen  genannt  wird,  dass  es 
nicht  grade  unwahrscheinlich  ist,  anzunehmen,  nur  dn  Theil 
derselben  sei  bei  der  Entscheidung  selbst  thfttig  gewesen.  Nun 
findet  sich  in  der  unmittelbar  folgenden  Zeit  mehrfach  bemerkt, 
die  Fürsten  allein  hatten  das  Urtheil  gefunden,  die  anwesenden 
Edlen,  Freien  und  Ministerialen  aber  dasselbe  gebilligt.  Wann 
etwa  diese  Art  des  Verfahrens  üblicli  geworden,  ist  nicht  zu 
ersehen,  man  darf  aber  mit  Sicherheit  annehmen,  dass  sie 
langst  vor  Friedrich  IL  bekannt  war,  wie  z.  B.  in  einer  Ur- 
kunde Friedrichs  I.  von  1165  in  der  bestimmtesten  Weise  die 
aasenaores  sententie  (sieben  weltliche  Fürsten  und  Grafen)  und 
diejenigen ,  welche  sonst  anwesend  waren  (hü  antem  assessores) 
von  einander  geschieden  werden^).  Möglich  also,  dass  schon 
im  12«  Jahrhundert  allgemein  in  den  wichtigeren  Rechtssachen 
der  Fürsten  nur  die  Standesgenossen  derselben  beim  Urtheilfin- 
den  selbst  th&tig  waren,  die  sonst  als  Zeugen  genannten  Edlen 
und  Freien  aber  von  der  entscheidenden  Mitwirkung  am  Zu- 
standekommen des  Spruchs  ausgeschlossen  waren.  Eins  ist  je- 
denfiUls  unzweifelhaft,  dass  nämlich  bei  allen  bedeutenderen  An- 
gelegenheiten stets  ein  Fürst  um  das  Urtheil  gefragt  wird  und 
die  übrigen  diesem  folgen,  sei  es  nun,  dass  die  zu  entscheidende 
Rechtsfrage  von  principieller  Wichtigkeit  ist  oder  der  Gegen- 
stand des  Streitäs  oder  die  Personen  der  Streitenden  besondere 
Rücksichten  fordern.  So  ist  es  bisweilen  schon  im  10.  und  11. 
Jahrhundert:  953  findet  bei  einer  Klage  des  Abts  von  St.  Ma- 
ximin gegen  Erzbischof  Rotbert  von  Trier  der  Herzog  Konrad,  — 
1089  bei  dem  Prozesse  gegen  Ekbert  voif  Meissen  der  Sohn 
Otto*8  von  Nordheim,  Siegfried,  das  Urtheil *),  und  ganz  allge- 
mein wird  der  Gebrauch  im  12.  Jahrhundert:  gegen  den  Bischof 
von  Basel  findet  1124  der  Bischof  von  Konstanz  das  Urtheil'}; 

>)  Ficker:  acta  tel.  imp.  115. 

*)  Btjer  I.  256,  Beka  und  Heda  139. 

*)  Troaillat  I.  343. 
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—  ]  1 35  wird  bei  einer  Klage  des  Erzbischofs  tob  Kamerik  be- 
schlossen, iudicinm  a  Pagano  duce  et  marcbione  qaaerere^);  — 
1145  bestätigt  Konrad  IV.  dem  Bisthom  Utrecht  zwei  streitige 
Comitate,  nachdem  er  den  Grafen  Heinrich  von  Geldern  am  das 
Urtheil  gefragt  hatte  ^);  —  die  sent.  de  bonis  mensae  ep.  wird  1153 
nach  dem  Urtheil  Herzogs  Heinrich  von  Bayern  best&ttgt;  —  bei 
der  Errichtung  des  Herzogthams  Oesterreich  findet  1156  Wla- 
dislaus  von  Böhmen  das  Urtheil ;  —  die  sent.  wegen  der  Mainzölle 
verkündet  1157  der  Ffalzgraf  Hermann,  ein  Urtheil  za  Gansten 
Heinrich  des  Löwen  findet  Markgraf  Albrecht')  nnd  in  andern 
Urkunden  zu  Gnnsten  verschiedener  Fürsten  werden  als  Urtheil- 
finder  genannt:  Markgraf  Dietrich,  Graf  Heinrich  von  Geldern, 
Bischof  Konrad  von  Angsbnrg,  Bischof  Heinrich  von  Wirtbw^ 
H.  Bischof  von  Regensborg  nnd  andere*).  Denselben  Gebraach 
bestätigen  auch  die  Schriftsteller:  das  Urtheil  gegen  Adalbert 
von  Salzbarg  findet  der  Bischof  von  Brixen:  qai  —  ad  interro- 
gationem  imperatoris  presente  curia  sententiam  depositionis  io 
archiepiseopum  dederat');  als  1180  der  Äbt  Bernold  von  Ottea- 
heuern  bei  Friedrich  I.  Aber  nngerechte  Ansprüche  der  königli- 
chen Curie  Beschwerde  führte,  befahl  der  Kaiser  dem  Erzbischof 
von  Trier:  litem  altercationis  huius  iudiciali  sententia  solveido 
dirimere  und  dieser  fand  nach  Berathung  mit  den  Fürsten  eis 
Urtheil  zu  Gunsten  des  Abtes  ^);  in  dem  Streit  über  das  Bistham 
Lüttich  endlich  fond  1191  der  Bischof  von  Münster  das  Urtheil: 
sententiam  protulit  Mon.  ep.  et  inde  alios  omnes  seqaaces  ha- 
buit ''). 

Was  die  Geschichtschreiber  sonst  von  Gerichten  über  die 
Fürsten  berichten,    trägt  zur  Aufklärung  der  Frage,   ob  bereits 


^)  Ficker:   acta  sei.  75;  vgl.  auch  Weock  II.  83. 

*)  Beka  und  Heda  165;  vgl.  aach  die  Urkunden  Koorada  bei  Er- 
hard 11.  Nr.  259,  und  Legg.  II.  564. 

>)  Legg.  94,  101,  104,  Origg.  Giielf.  Ilh  466. 

«)  Notisenbl.  II.  177,  Ficker  a.  a.  O.  115,  Ughelli  V.  ni, 
Spon  11.  30,  ¥.  B.  XI.  16d»  Aus  der  Zeit  Heinriche  VI.  vgl.  iiegg. 
186,  87,  aus  der  Zeit  Octo'e  IV.  aber  Archiv  f.  österr.  Oeich. 
XIV.  141. 

•)  Chron.  M.  P.  S.  S.  XVII,  498. 

•)  Ann.  Ottenb.  min.  8.  8.  XVII.  316.  .     . 

^  Gielebert  bei  Bonqnet  XVIII.  410. 
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im  12.  Jahrhundert  £dle  and  Freie  von  diesen  Gerieh ten  aus* 
geschlossen  gewesen,  nichts  bei.  Heinrich  der  Stolze  wird  1138 
ladicio  quornndem  principum  in  die  Acht  erklärt,  —  über 
Heinrich  des  Löwen  Ansprüche  auf  Bayern  doli  1151  secnn- 
dum  consilia  principum  gerichtet  werden,  —  1154  wird  ihm  jn* 
dicio  principum  dieses  Herzogthum  zugesprochen  und  1156 
werden  die  Verhältnisse  Oesterreichs  und  Bayerns  durch  ein 
Gericht  der  Fürsten  geordnet.  Die  Klagen  femer  Friedrichs  I. 
gegen  Eonrad  von  Salzburg  werden  1166  coram  principibus  ver- 
bandelt und  ex  sententia  et  iudicio  principum  wird  über  ihn  die 
Acht  yerkündet;  —  die  principes  regni  sind  es  auch,  welche 
über  seinen  Nachfolger  Adalbert  zu  Gericht  sitzen.  An  dem 
Verfahren  gegen  Heinrich  den  Löwen  in  den  Jahren  1179  und 
80  nehmen  nach  dem  Zeugniss  aller  Schriftsteller  ebenfalls  nur 
Fürsten  Theil:  per  nnanimem  sententiam,  ex  unanimi  consensu 
derselben  wird  er  verurtheilt  ^).  So  ist  noch  öfters  vom  Gericht 
der  Fürsten  die  Rede,  da  aber  nicht  zu  ersehen  ist,  wer  die- 
jenigen waren,  in  deren  Anwesenheit  oder  nach  deren  Urtheil 
der  König  handelte,  so  lässt  sich  nicht  bestimmen,  ob  ausschliess^ 
lieh  Fürsten  und  etwa  Grafen  oder  auch  Edle  und  Freie  am 
Urtheilfinden  Theil  nahmen.  Dass  letztere  in  den  Gerichts- 
sitzQugen  anwesend  waren,  ist  freilich  unzweifelhaft  (vgl.  z.  B. 
Bd.  L  93  N.  1),  aber  nicht  unwahrscheinlich  ist  es,  dass  sie  eben 
nur  als  assessores  erschienen,  die  Urtheiler  selbst  aber  ans  dem 
Stande  der  Fürsten  und  Grafen  gewählt  wurden. 

Um  die  weitere  Entwickeiung  dieser  Frage  (im  13.  Jahr- 
hundert) zu  verfolgen,  betrachten  wir  zunächst  wieder  die  Ur- 
kunden und  zwar  zunächst  die  Weisthümer  des  Reichshofes. 
Wir  finden  da  als  Zeugen:  bei  der  sent.  de  proventibus  hon. 
feodalinm  —  ausser  den  Ministerialen,  die  wir  Überali  nicht 
mehr  erwähnen  — :  vier  Bischöfe,  den  Herzog  von  Bayern, 
mehrere  Grafen;  —  1216  de  non  alienandfs  principatibas:  -per 
9mtentiam  principum  ei  suhaectUicnem  taia  nobüium  quam 
haranum  atgue  ministerialium ^  d.  sind;  6  Bischöfe,  1  Abt, 
der  Herzog  von  Bayern,  zwei  Markgrafen,  Gerhard  vom  Diez, 
Otto  dux  Meranie,   Grafen,   Edle;    —  1218   die  sent.   de  con- 

>)  Vgl.  ob^Bd.  I.  S7  N.  1,  SS,  3,  89.  2  und  4,  -  84.  3,  85.  1 
86.  3,  ~  92.  2,  94.  4. 


Digitized  by 


Google 


144 

siliis  civit.  wird  vom  Erzbischof  von  Trier  gefunden  und:  tarn 
a  principibas  quam  nobilibus  et  baronibus  singnlisqne  qui  aderant 
confirmata;  Zeugen  sind:  4  geistliche  Fürsten,  2  Herzöge,  dann 
Grafen;  —  1222  die  beiden  sent.  de  feodis  ex  camerae  pro* 
ventibns  and  de  non.  distrah.  hofmarchiis  werden  gefanden  in 
Gegenwart  von  4  Bischöfen,  des  Grafen  von  Wirttemberg  und 
vieler  andern;  —  bei  Yerkttndigung  der  sent.  de  variis  casibns 
iuris  feodalis  sind  anwesend:  6  Bischöfe,  8  Grafen;  —  1223 
von  der  sent.  de  officiatis  principum  wird  gesagt:  data  est  — 
<i88identibu8  et  assentientibus  —  hiis  imperii  principtbus  (9 
geistliche  Ftlrsten),  astantibua  autem  laicis  einsdem  imperii  nohiUr 
bus  et  eidem  sent.  acclamantibus ;  —  1224  contra  communitates 
vassallorum:  lata  a  principibus  et  baronibus  imperii,  das  sind: 
5  Bischöfe,  1  Abt,  mehrere  Grafen;  —  aus  demselben  Jahre 
die  sent.  de  libertate  stratarum  regalium:  dictavit  princ.  sent.; 
presentibus  imp.  pr.  7  Bischöfe,  2  Herzöge,  et  aliis  imp.  magna- 
tibus;  —  1230  contra  infeodationes  dotis  ecclesiarum:  mehrere 
geistliche  und  weltliche  Fflrsten,  sowie  zahlreiche  Grafen;  — 
1231  contra  communiones  civitatum:  drei  geistliche  Fflrsten, 
drei  Herzöge,  Grafen  et  alii  quam  plures ;  —  aus  demselben 
Jahre  de  probatione  criminis  wrevel  und  de  cambiis  et  denariis 
civitatum :  12  Bischöfe,  mehrere  Aebte,  Herzöge,  Grafen;  —  de 
iure  statuum  terrae:  7  Bischöfe  et  alii  quam  plures ;  —  de  iure 
niuniendarum  civitatum:  7  Bischöfe,  2  Herzöge,  mehrere  Grafen ; 

—  1234  de  argento  vendendo:  4  Bischöfe,  3  Aebte,  der- Herzog 
von  Bayern,  der  Landgraf  von  Thüringen  et  alii  quam  plures 
tam  comites  quam  nobiles;  —  1240  die  sent.  de  iuribus  episco- 
porum  kommen  zu  Stande:  dictantibus  eas  principibus,  baronibus 
et  nobilibus;  —  1250  de  officiis  et  possessionibus  ecclesiaram: 
per  sententiam  principum  et  magnatum;  —  die  Weisthümer  de 
bonis  naufragantium  et  de  moneta  werden  gefunden:  presentibos 

—  principibus  nostris  (zwei  Bischöfe),  quam  pluribus  comitibas, 
nobilibus  et  ministerialibus  imperii,  nee  non  et  sollempnibns 
nunciis  civitatum ;  —  1275:  huius  autem  requisitioni  etprolationi 
sent.  interfuere  presentes:  2  Bischöfe,  2  andere  Cleriker,  2  Her* 
zöge,  Grafen;  —  1276:  deliberato  nostrorum  principam,  ac 
aliorum  baronum,  magnatum,  nobilium  et  imperii  fidelinm  — 
consilio  —  approbatum;  —   1277:   hü  vero   sunt  principes   et 
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nobiles  alii,  per  qaos  eadem  sent.  extitit  promalgata,  9  Bischöfe, 
Pfalzgraf  Ludwig,  7  comites  et  alii  quam  plures;  —  1281:  per 
commvnein  H.  Ratisp.  ep.  et  ducam  Baw.,  principam  nostroruni, 
et  aliornm  comitam  et  nobilium  sent.  dictatnm  et  approbatnm ;  — 
contra  alienatiooes  bonorum  imperii :  sent.  —  omninm  principom, 
nobiliam  ac  aliorum  fideliam  —  consensu;  —  1283  de  comitat 
non  dividendis:  presente  —  Argent.  episc,  principe  nostro,  et 
maltis  aliis  comitibns,  nobilibns,  minist,  et  vasallis;  —  de  iare 
monetae  antiqao  servando :  per  sent.  comitam,  nobiliam  et  alioram 
fidelinm;  —  de  cassandis  oblig.  vi  obtentis:  principes,  comites, 
nobiles  et  alii  fideles;  —  ebenso  1285  contra  falsatore«  monetae; 
—  1288  de  bonis  dacum  vacantibas:  per  principes  imp.,  per 
coniites,  liberos,  minist,  et  per  provinciales  Austrieet  Stirie;  — 
1290  contra  thelonea  iniasta:  in  sent.  prolatione  personaliter 
affuernnt:  2  Aebte  und  2  Herzöge,  principes  nostri,  sowie 
mehrere  Grafen;  —  de  actione  domin.  in  vasallos:  Herzöge  von 
Sachsen  und  Braunschweig,  principes  nostri,  dann  Grafen  et  alii 
nobiles  et  barones;  —  1291  de  iure  communitatum :  presentes 
drei  geistliche  Fürsten,  Grafen,  alii  nobiles  et  fideles;  —  in  den 
vor  Adolph  und  Albrecht  gefundenen  Weisthümern  heisst  es 
überall  nur:  per  sent.  procernm  oder  principnm  oder  pr.,  nob., 
minist,  et  militnm  oder  per  pr.,  comites,  barones  alioque  nobiles, 
oder  princ.  et  nobil.  oder  nobilium  allein  oder  schlechthin 
assistentium :  die  Angabe  von  Zeugen  fehlt  bei  den  Weisthümern 
dieser  Zeit,  während  dieselben  in  denen  von  Friedrich  II.  bis 
Rudolf  regelmässig  aufgeführt  und  nur  in  wenigen  übergangen 
sind;  —  die  beiden  sent  contra  privilegia  civitat.  und  contra 
civitatum  immunitatem  a  theloneis  von  1310  werden  vor  Hein- 
rich VII.  gefunden:  per  principes  (6  Bischöfe  und  den  Herzog 
von  Lothringen)  et  nobilem  virum  Ger.  comitem  Jnliac.  ac  alios 
nobiles  astantes  ^). 

Die  Bedeutung  dieser  Urkunden  ist  nicht  gering  anzuschlagen.  < 
Zunächst  zeigt  sich,  dass  bei  Verhandlung  aller  Rechtsfragen  am 
königlichen   Hofe  unausgesetzt  noch   alle  Stände  vertreten  sind: 
von    den  Fürsten   herab   bis  zu    den   Freien    und   Ministerialen. 

*)  SBmiiitHche  Weisthümer  in  den  legg.  II.  225,  7,  30,  48  fgg.,  569, 
254,  77  fgg.,  302,  33,  66,  71,  403,  6,  12,  26,  35,*  42  fg.,  4  fg.,  53  fg., 
60  fgg.,  500  fg. 

Pnuiklin,  Reiehshofgerlcht.   n.  IQ 
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Dann  aber  hat  Ficker  bereits  nachgewiesen  %  dass  die  Reichs- 
kanzlei seit  dem  Ende  des  12.  Jahrhunderts  das  Wort  principes 
in  einem  wesentlich  andern  Sinne  gebraucht  als  früher,  dass 
nicht  mehr  unterschiedslos  alle  Grossen  des  Reichs  so  genanot 
werden,  dass  der  Ausdruck  viehnehr  nur  eine  bestimmte.  Ober 
den  andern  Grossen  (magnates,  barones,  comites)  stehende  Per 
sonenklasse  bezeichnet.  Für  das  13.  Jahrhundert  nun  liefern 
die-  eben  mitgetheilten  Stellen  die  unzweifelhafteste  Bestätigung 
dieser  Ansicht^.  Wo  immer  die  Zeugen  einigermassen  genauer 
angegeben  werden ,  sind  die  principes  in  der  bestimmtesteu 
Weise  von  andern  anwesenden  Grossen,  sowie  von  den  Edlen 
und  Freien  getrennt;  insbesondere  scheidet  der  Reichsbof  von 
den  Fürsten  auch  die  Grafen:  sie  stehen  nicht  mehr  den  Fürsten 
gleich,  ihr  Titel  mag  ihnen  einen  Ehrenvorzug  geben,  im  Uebrigen 
gehören  sie  zur  Klasse  der  Edlen  ^). 

Diese  Trennung  der  Fürsten  von  andern  Grossen  ist  eine 
so  regelmässige  und  feststehende^),  dass  wir  darin  nicht  etwas 
Zufälliges,  nicht  einen  gleichgültigen  Gebrauch  erkennen  können, 
sondern  annehmen  müssen,  dass  man,  am  Reichshofe  wenigstens,  die 
Fürsten  und  nur  diese  als  eine  mit  bestimmten  Rechten  aus- 
gezeichnete Klasse  angesehen  habe.  Was  sie  aber  über  andere 
hervorhob,  kann  nicht  die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten 
Geburtsstande,  überhaupt  nicht  ihre  Stellung  im  Landreeht  ge- 
wesen sein.  Denn  allerdings  haben  sie  auch  nach  Landrecht 
gewisse  Vorzüge  —  Ssp.  III.  45  §  1,  55  §  1,  57  §  2  —,  aber 
dem  Geburtsstande  nach  sind  sie  von  andern  Klassen  der  Freien 
keineswegs  in  so  bestimmter  Weise  geschieden,  als  es  nach  den 
Urkunden  des  Reichshofes  der  Fall  sein  roüsste,  wenn  in  diesen 


1)  Vom  Reichsfurstenstande  S.  94—143. 

*)  Dieselbe  wird  anch,  wie  schon  Ficker  bemerkt  hat,  durch  die 
constit.  generalis  von  1234:  legg.  H.  301,  bestätigt. 

•)  Ficker  a.  a.  O.  139,  201. 

*)  Sie  ist  anch  in  andern  Urtheilen  streng  durchgeführt;  vgl.  x.  B. 
sent.  von  1274  bei  Bnnen  und  Eckertz  III.  58:  huias  antem  pronun- 
ciationi  sententie  interfuere  presentes  et  ezpressom  adhibnere  consensum*. 
der  Erzb.  von  Mainz,  der  Bischof  von  Lütticb,  die  Herzöge  von  Bayern 
und  Sachsen,  principes  nostri  hanorabüea;  dann  nobiles  viri:  fünf  Grafen, 
et  qnampinres  alii  —  fideles,  eandem  sententiam  approbantes. 
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die  Scheidnng  der  Stände  mit  Rflcksicht  anf  die  Geburt  ge- 
schehen wäre.  Denn  nach  dem  Rechte  des  Sachsenspiej^els 
bilden  die  Fürsten  mit  den  Schöffcnbarfreien  nur  einen  Geburts- 
stand: FQrsten  (beziehungsweise  freie  Herrn)  nnd  Yollfreie  sind 
ebenbürtig  ^),  und  nach  den  süddeutschen  Rechtsbüchern  er- 
scheinen sie  allerdings  anch  in  Beziehung  anf  die  Freiheit  vor 
andern  Ständen  aasgezeichnet,  aber  sie  stehen  doch  noch  in 
^iner  Klasse  mit  den  freien  Herrn  ^),  während  die  Kaisern rkun den 
sie  grade  anch  von  diesen  trennen.  Dieser  Widerspruch  aber 
zwischen  der  Stellung,  welche  die  Fürsten  nach  den  Rechts- 
Wuchern  haben,  und  der,  welche  sie  nach  den  Urkunden  des 
königlichen  Hofes  einnehmen,  verschwindet,  wenn  man  aanimmt, 
dass  an  dem  letzteren  die  Stellung  der  Freien  im  Heerscbilde 
massgebend  gewesen  sei  für  die  Beurtheilnng  der  Standesverhält- 
nisse: gleichwie  die  Rc'chtsbücher  die  Fürsten  im  zweiten  nnd 
dritten  von  den  freien  Herrn  im  vierten  Heerscbilde  trennen, 
so  scheidet  man  am  Reichshofe  die  principes  von  dem  Stande 
der  freien  Herrn.  Ficker  hat  bei  seiner  Unterscheidung  des 
älteren  und  neueren  Reichsfürstenstandes  (seit  1180  etwa)  be- 
kanntlich für  den  letzteren  „den  Begriff  einer  lehnrechtlichen 
Genossenschaft*'  als  bestimmend  aufgestellt;  ans  dem  weiteren 
Kreise  der  älteren  Fürsten  hätten  sich  diejenigen  als  bevorzugte 
Klasse  ausgeschieden,  welche  von  keinem  Latenfürsten  belehnt 
gewesen,  nur  freilich  so,  dass  dieses  Moment  noch  nicht  genügt 
habe,  sondern  noch  die  Belohnung  durch  den  König  mit  einem 
Fahnlehen  oder  Fürstenamt  habe  hinzukommen  müssen ').  Es 
ist  unmöglich,  an  dieser  Stelle  die  Richtigkeit  ^dieser  Annahme 
zu  prüfen,  wie  es  überhaupt  nicht  mein  Zweck  sein  darf,  anf 
die  Ständeverhältnisse  des  Mittelalters  oder  anch  nur  auf  die 
Geschichte  des  Fürstenstandes  näher  einzugehen,  aber  darin  ist 
Ficker  jedenfalls  beizustimmen ^  dass  für  die  Auffassung  des 
Reichshofes  bei  Trennung  der  Fürsten  von  allen  andern  Klassen 
der  Freien    und  insbesondere  von    derjenigen    der. freien   Herrn 


*)  Vgl.  Stobbe  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  XV.  322,  26; 
Schröder  in  der  Zeitschrift  fnr  Rechtsgesclnchte  HI.  466fgg.;  Zoepfl: 
Aherth.  IT.  130  fg.;  Goehrum:  Rbenburtiffkeit  I.  207  fgi;.,  291. 

*)  öoehrom  I,  228  fgg. 

*)  Ficker:  vom  Heerschilde  S.   117. 
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im  13.  Jahrhundert  in  der  That  nur  jenes  lehnrechtliche  Ter-' 
hältniss  massgebend  gewesen  ist. 

Dem  entsprechend  ist  auch  die  Frage  nach  dem  Bestehen 
eines  nur  mit  Fürsten  besetzten  Gerichts  (im  1 3.  Jahrhundert)  zu 
präcisiren.  Die  Sache  wäre  sehr  einfach,  wenn  sich  erweisen  Hesse, 
die  Fürsten  hätten  mindestens  seit  Beginn  dieses  Zeitabschnittes 
einen  über  alle  andern  Stände,  auch  über  die  freien  Herrn,  er- 
hobenen Gebnrtsstand  gebildet,  denn  alsdann  wäre  es,  wie  auch  in 
älterer  und  neuerer  Zeit  vielfach  behauptet  worden,  nur  die 
specielle  Anwendung  eines  bekannten  allgemeinen  Rechtsgrond- 
Satzes  auf  die  Klasse  der  Fürsten  gewesen,  dass  sie  fortan  nur 
durch  Geburtsstandesgenossen  in  wichtigeren  Sachen  gerichtet 
werden  durften.  Aber  die  Fürsten  bildeten  weder  in  der  älteren 
Zeit  noch  im  13.  Jahrhundert  einen  solchen  Geburtsstand,  sie 
waren  nicht  ausschliesslich  unter  sich  ebenbürtig,  and  dämm 
kann  es  auch  nicht  eine  Folge  der  Ebenburt  gewesen  sein,  wenn 
sie  wirklich  in  dieser  Zeit  die  Berechtigung  erlangten,  in  jenen 
Rechtssachen  nur  durch  Fürsten  gerichtet  zu  werden.  Nur 
Pares,  Genossen,  sollen  über  sie  Urtheil  finden,  aber  nicht  die, 
welche  mit  Ihnen  dasselbe  Geburtsrecht  gemein  haben,  sondern 
diejenigen,  welche  als  derselben  lehnrechtlichen  Verfoindung  an- 
gehörig ihnen  gleich  stehen.  Es  wird  also  zu  untersuchen  sem, 
ob  7ur  Erledigung  der  causae  maiores  der  Fürsten  ein  Genossen- 
schaftsgericht in  diesem  Sinne  bestanden  habe  oder  nicht 

Entscheidend  für  die  Beantwortung  dieser  Frage  würde  es 
sein,  wenn  wir  über  einige  der  bedeutendsten  Prozesse  dieser  Art 
besser  unterrichtet  wären,  als  es  leider  der  Fall  ist.  Als  die 
wichtigste  unter  solchen  causae  maiores  ist  unzweifelhaft  die 
Verkündigung  der  Reichsacht  anzusehen  und  zweimal  in  dieser 
Zeit  ereilt  dieses  Schicksal  die  mächtigsten  Reichsfürsten :  1236 
Friedrich  von  Oesterreich,  dann  Otakar  von  Böhmen-.  In  beiden 
Fällen  wird  auch  angegeben,  die  Strafe  sei  ausgesprochen  worden, 
per  sententiam  principum,  coram  multis  principibus  ^),  aber  es 
fehlt  hier  wie  sonst  so  häufig  in  den  Berichten  der  Geschieht- 
Schreiber  jede  Angabe,  wer  diese  principes  gewesen  seien. 

Geringer   Werth   ist    sodann    für    die  Beantwortung   grade 


»)  Bd.  I.  S.  99  N.  1,  S.   172  fgg. 
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dieser  Frage  aaf  die  mitgetheilten  Reihen  der  Zeugen  in  den 
Weisthttmern  des  Reichshofes  zu  legen,  selbst  dann,  wenn  das 
ürtheil  die*  Rechte  der  Fürsten  berührt.  Denn  der  Satz:  über 
der  Fürsten  Ehre,  Recht,  Freiheit  und  Leben  können  nur  ihre 
Genossen  Urtheil  finden,  hat  nur  den  Sinn,  dass  wenn  in  solchen 
Fällen  ein  Spruch  gegen  einen  einzelnen  Fürsten  ergehen  sollte, 
dieser  von  seinen  Genossen  gefällt  werden  müsse,  keineswegs 
aber  den,  dass  auch  bei  Entscheidung  einer  Frage  von  all- 
gemeiner principieller  Bedeutung  für  den  Fürstenstand  nur  die 
Mitglieder  desselben  mit  Ausschluss  alier  andern  Klassen  zur 
Mitwirkung  herangezogen  werden  dürften ;  es  beweist  also  nichts 
gegen  das  Bestehen  des  Fürstengerichts,  wenn  in  den  Urkunden 
Ober  solche  Verhandlungen  auch  andere  als  grade  Fürsten  als 
Zeugen  genannt  werden.  Nur  zwei  Punkte  verdienen  Beachtung. 
Einmal  kann  es  kaum  für  zufällig  gelten,  dass  in  einzelnen 
Fällen,  wo  die  Rechte  der  Fürsten  mehr  als  sonstwo  berührt 
wurden,  doch  auch  nur  die  Fürsten  das  Urtheil  finden:  so  1216 
bei  der  sent.  de  non  alien.  princ.  und  1223  bei  dem 'Spruch  de 
offic.  principum,  während  dies  freilich  bei  anderen  ähnlichen 
Gelegenheiten  nicht  beobachtet  worden  zu  sein  scheint.  Sodann 
ist  es  für  diese  Zeit  nicht  mehr  zweifelhaft,  dass  nicht  alle  im 
Gericht  anwesende  und  als  Zeugen  genannte  Personen  an  der 
Urtheilfindung  Theil  nehmen.  Sehr  deutlich  tritt  dies  in  dem 
eben  erwähnten  Weisthum  von  1216  hervor;  die  Rechtsfrage 
wird  verhandelt  coram  principibns  et  baronibus  und  mehrere 
dem  Stande  der  freien  Herrn  und  Edlen  Angehörige  werden  auch 
unter  den  Zeugen  genannt,  aber  die  Frage  soll  nach  Bitte  der 
Parteien  doch  nur  durch  die  Fürsten  entschieden  werden  und 
der  König  gibt  diesem  Antrage  auch  alsbald  statt :  p.  sententiam 
prineipum  et  subsecutionem  —  nobilium  — .  Wir  dürfen  an- 
nehmen, dass  auch  in  anderen  Fällen  so  verfahren  wurde,  dass 
mithin  aus  der  Anführung  einer  grossen  Zahl  von  Zeugen  nach 
den  Fürsten  nicht  zu  folgern  ist,  alle  Genannten  hätten  auch 
am  ürtheilfinden  Theil  gehabt. 

Auch  die  Urtheile,  welche  gegen  einzelne  Fürsten  ergangen 
sind,  fördern  die  Untersuchung  nur  in  geringem  Masse.  Wir 
haben  Rechtsprüche,  in  denen  es  sich  um  Verlust  des  Rechts 
und  der  Ehre,  der  Lehen  und  des  Eigen  handelt,  aber  in  einigen 
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Fällen  ist  der  Fürstenstand  der  Angeklagten  zweifelhaft,  in 
anderen  kenneu  wir  nicht  das  rechtliche  Klagfandament»  wieder 
in  anderen  und  grade  in  den  wichtigsten  fehlt  die  Angabe  von 
Zeugen  ^).  Ich  gehe  deshalb  aaf  diese  Rechtsprüchc  im  Ein- 
zelnen nicht  ein  und  bemerke  nur  zusammenfassend,  dass  sie 
zwar  nicht  gegen  die  Existenz  eines  nur  mit  Fürsten  besetzten 
Gerichts  sprechen,  aber  auch  keinen  überzeugenden  Beweis  für 
das  Bestehen  eines  solchen  geben.  Dasselbe  gilt  von  den  Grerichts- 
urkunden  aus  der  Zeit  vom  Regierungsantritt  Friedrichs  II.  bis 
zum  Tode  Heinrichs  VII.  überhaupt. 

Dennoch  ist  anzunehmen,  dass  sich  grade  in  dieser  Zeit 
aus  der  längst  bestehenden  Gewohnheit,  das  Gericht  in  wichtigeren 
Sachen  der  Fürsten  nur  mit  den  angesehensten  Grossen  zu  be- 
setzen, der  Rechtssatz  entwickelte,  das  Gericht  dürfe  in 
solchen  Fällen  nur  mit  Grenossen  derselben  Standesklasse  besetzt 
werden.  Bildeten  die  Fürsten  auch  im  13.  Jahrhundert  noch 
nicht  einen  über  alle  anderen  Stände  erhobenen  Geburtsstand, 
so  hatten  sie  doch  jedenfalls  als  lehnrechtliche  Genossenschaft 
den  Freien,  Edlen  und  selbst  den  freien  Herrn  gegenüber  be- 
stimmte Vorrechte,  wie  dies  schon  1188  bei  der  Erhebung  des 
Grafen  von  Hennegau  zum  Reichsfürsten  (principum  imperii  gau- 
derot  privilegio),  dann  1282,  86  und  92  (ipsis  ins  principum 
concedentes,  —  cundem  iuri,  honori  et  titulo  ceterorum  imperii 
principum  perpetuo  ascribentes,  —  gaudeantque  suffragiis,  honori- 
bus  ac  privilegiis  principatus)  und  später  öfters  anerkannt  wird  ^. 
Und  als  ein  solches  Vorrecht  wird  es  angesehen,  nicht  nur  dass 
die  Fürsten  in  jenen  wichtigeren  Sachen  nur  vor  dem  König 
persönlich  zu  Recht  stehen  sollen,  sondern  dass  sie  in  denselben 
Angelegenheiten  nur  von  gleich  Bevorrechteten  gerichtet  werden 
dürfen.  Wann  diese  Berechtigung  zuerst  am  Hofgericht  An- 
erkennung gefunden    habe'),   ist    mit  Bestimmtheit   nicht  wohl 


1)  Vgl.  die  UrkQDdeii  bei  HniUard-B.  IV.  367,60;  VI.  53;  U.  800; 
IV.  664;  Kluit  II.  2.  553;  das.  624,  28;  legg.  400  fg.;  Quellen  s. 
b.  und d.  Gesch.  V.  280;  Kluit  a.  a.  O.  884,1007;  Wiener  Sitzungs- 
berichte XIV.  182  fg.  und  oben  Band  I.  165,  76. 

<)  Vgl.  die  Stellen   bei  Ficker:   Vom    Reichsfürstenstande    110,  12, 

•13fgg. 

*)  Ob  Ssp.  II.  12  §  2  wirkUeh  noch  praktisch  geltendes  Reoht  be- 
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nachzuweisen,  jedenfalls  und  spätestens  ist  es  unter  Rudolph 
von  Habsburg  geschehen.  Der  Schwabenspiegel,  welcher  doch 
Fürsten  und  freie  Herrn  noch  als  einem  Geburtsstande  angehörend 
kennt,  betont  beim  Achtprocesse  sehr  bestimmt:  der  kunc  sol 
mit  deren  fvaraten  urteil  den  fursten  ze  achte  tun  und  also  sol 
man  den  vrienherren  und  ie  den  man  mit  sinen  genozen  ze 
aehte  tun  (Lassb.  138,  W.  117).  Zu  derselben  Zeit  wird  jenes 
Vorrecht  von  der  königlichen  Gewalt  anerkannt,  wie  denn  z.  B. 
Radolf  1274  oder  75  dem  Herzog  Heinrich  von  Niederbayern 
schreibt,  er  werde  gegen  ihn,  da  alle  Versuche  ihn  zum  Empfang 
der  Leheu  zu  bewegen,  vergeblich  geblieben,  vor  seinen  com- 
principes  verklagen:  pro  tanti  excessus  et  iniuria  quantitate 
iudicium  et  iustitiam  petituri  0.  Und  wieder  zu  derselben  Zeit 
sehen  es  auch  die  Fürsten  als  ein  unstreitiges  Recht  an,  nur 
coram  rege  et  principibus  verklagt  werden  zu  dürfen,  wie  z.  B. 
im  Jahre  1298  die  Herzöge  Johann  und  Albrecht  von  Sachsen 
am  königlichen  Hofe  erklären  Hessen,  sie  seien  bereit  vor  dem 
Reiche  wegen  ihres  Anspruchs  auf  Theilnahme  an  der  Wahl  des 
römischen  Königs  und  auf  Ausübung  des  Reichsmarschallamtcs 
zu  Recht  zu  stehen,  aber  nur  wenn  das  Gericht  vor  dem  König 
und  des  Reiches  Fürsten  stattfinde  ^). 

Seit  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  darf  es  dann  als  ein  un> 
streitiger  Satz  des  deutschen  Staats-  und  Processrechts  angesehen 
werden,  dass  in  Sachen,  welche  der  Fürsten  Leben,  Ehre  und 
Reichslehen  betreffen,  nur  Fürsten  oder  Fürstengenossen  das 
Urtheil  finden  dürfen,  und  es  blieb  dabei  auch,  als  sich  der 
Rechtsbegriff  des  hohen  Adels  als  eines  Geburtsstandes,  dem 
auch  andere  als  diejenigen,  welche  den  Fürstentitel  führten,  an- 
gehörten, entwickelte.  Wohl  findet  es  sich  noch  sehr  häufig, 
dass  in  den  Urkunden  ausser  den  Fürsten  auch  „Herrn,  Ritter, 
Freie  und  Knechte",   als  im  Gericht  anwesend  erwähnt  werden, 


lengt,  d.  h.  ob  die  Scböffenbarfreien  noch  m  allen  Sachen  Urtheil  über 
die  Fürsten  finden  konnten,  oder  ob  nicht  auch  diese  Stelle  sn  jenen 
,,ielbBt  ior  die  erste  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  etwas  altfränkisch  er- 
scheinenden^' (Homeyer:  Stellung  S.  37)  Schilderungen  zu  rechnen  ist, 
muss  i<;h  dahingestellt  sein  lassen. 

'JBärwald:  Baumgartenb.  Formelbneh  391. 

»)  Sudendorf:  Reg.  1.  173,  74. 
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dass  der  König  eine  Eotscbeidung  nach  ihrem  Ratb,  mit  ihrer 
Zustimmung  getroffen  zu  haben  bekennt,  und  oft  genug  mögen 
es  auch  politische  und  andere  thatsächliche  Verhältnisse  nöthig 
gemacht  haben,  dass  zur  Urtheilfindnng  selbst  in  solchen  An- 
gelegenheiten auch  andere  .  alsv  Fürsten  hinzugezogen  wurden, 
dass  die  zu  Recht  Stehenden  sich  dies  auch  gefallen  liessea, 
um  nur  überhaupt  ein  Urtheil  für  sich  zu  gewinnen.  Aber  an 
der  rechtlichen  Geltung  jenes  Satzes  ist  nicht  zu  zweifeln  und 
es  ist  besonders  beachtenswerth,  dass  es  nicht  nur  als  ein  Recbl 
der  Fürsten  erscheint,  nur. durch  ihre  Genossen  gerichtet  zu 
werden,  sondern  dass  es  auch  als  ihr  Vorrecht  anerkannt 
wird,  mit  den  Fürsten  und  über  diese  in  allen  Sachen  Urtheil 
finden  zu  dürfen.  So  ist  es  vielleicht  schon  zu  verstehen, 
wenn  1310  dem  Grafen  von  Henneberg  verliehen  werden:  omnia 
iura  principum  tarn  in  ingressu  quam  egressn  ad  imperialem 
deliberationem,  in  seutentiis  conveniendis  (inveniendis  ?)  dictandis, 
prouuntiandis  —  ^),  bestimmt  «aber  tritt  der  Gedanke  hervor  in 
dem  Privilegium  für  die  Burggrafen  zu  Nürnberg  von  1363: 
declaramus  —  quod  Fr.  Burgg.  Nuremb.,  heredes  et  successores 
sni  —  imperpetuum  illustrium  principum  sacri  imperii  iuribus, 
dignitatibus,  libertatibus  et  honoribus  gandere^et  potiri  debeaut 
in  iudiciis  et  in  omuibns  aliis  causis  et  negociis,  quecumque  sint 
aut  quibus  valeant  specialibus  nominibus  appellari.  Et  nomtna/ifRy 
quod  poiestatem  habeant,  cum  imperii  sacri  principüms  ad 
inmnire,  diffinire  e^  dare  iuris  sentetUiaa  super  omnibue  causis 
et  negociis,  sive  corpus^  res  conspiciant  vel  honorem,  et  hoc 
in  imperiali  curia  vel  alibi,  ubicumque  coniinget  principes 
presidere  iudiciis  vel  loco  scabinorum;  was  in  der  deutschen 
Ausfertigung  der  Urkunde  so  wiedergegeben  wird:  mit  des  reichs 
fnrsten  urteil  zu  fynden,  zu  teilen  und  zu  geben  über  alle  sacbe, 
die  leip,  gut  und  ere  antreten  in  des  reiches  hove  oder  wo  sieb 
das  gehöret,  das  fnrsten  zu  gericbte  sitzen  oder  an  schöpfen 
stat^).  In  andern  Fürstenprivilegien  —  z.  B.  für  Jülich  1336 
und  für  Berg  1380  —  wird  dieses  Vorrecht  nicht  besonders  er- 
wähnt, wir  werden  es  uns  aber  als  mitverliehen  denken  müssen, 


0  Henneb.  Urkdb.  I.  S.  48. 
>)  Mon.  Zoll.  IV,  S.  1  fg.  5. 
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wenn  den  Grossen  zugesichert  wird:  qnod  omni  dignitate,  no- 
bilitate,  inre,  potestate,  übertäte,  honoribns  et  consaetudinibus 
continao  gaudere  (jL^beatis  et  perfrui,  qaibas  ceteri  prineipes 
imperii  —  pocinntar  ^).  • 

Wird  aber  dieses  Recht  der  Fürsten,  über  ihre  Genossen 
Urtheil  finden  zu  dürfen,  verbftitnissmässig  nur  selten  besonders 
hervorgehoben,  so  findet  sich  jenes  ungleich  wichtigere,  dass  das 
Gericht  in  gewissen  Fällen  mit  Fürsten  besetzt  werden  müsse, 
desto  häufiger  thatsächlich  und  ausdrücklich  anerkannt.  Der 
Streit  zwischen  Ludwig  von  Brandenburg  und  dem  falschen 
Waldemar  soll  1350  entschieden  werden  durch  „die  fttrsten 
ond  herren  des  römischen  reichs,  die  billich  darüber  sprechen 
sollen"*);  1361  lässt  Karl  IV.  den  Herzog  Rudolph  von  Oester- 
relch  vor  das  Hofgericht  laden:  daz  du  für  uns  und  die  knr- 
forsten  des  reichs  kumest  und  dich  verantwurtest  nmb  alle  sulche 
Sachen^);  1371  macht  derselbe  bekannt,  das  Land  Lüneburg 
sei  den  Herzögen  von  Sachsen  zuü'kannt  worden:  per  nostram 
et  imperii  sacri  principum  diffinitivam  sententiam  ^} ;  dem  Herzog 
Erich  von  Sachsen  befiehlt  der  Kaiser,  auf  Klage  Rudolfs  von 
Sachsen,  sich  über  die  Anmassung  der  Kur  und  des  Reichs- 
marschallamtes zu  verantworten:  und  gebest  und  nemest,  waz  — 
die  fairsten  vinden  zu  einem  rechten  ') ;  auf  dem  ^osCnitzer  Concil 
fordert  Friedrich  von  Oesterreich,  seine  Angelegenheiten  sollten 
durch  ein  Gericht  der  Fürsten  entschieden  werden:  was  diese 
urtheilten,  dem  wolle  er  sich  fügen  ^};  eben  dort  richtet  Sigis- 
mund  ttber  Herzog  Ludwig  von  Bayern:  do  uam  der  romisch 
konig  des  reiches  fürsten  zu  ime  und  besass  ein  recht'');  als 
1434  gegen  diesen  Fürsten  abermals  verhandelt  werden  sollte, 
liess  ihn  der  König  laden    „für   unsern   richter,  dem   wir   dann 


*)  So  2.  B.  in  der  Urkunde  für  Wilhelm  von  Berg  bei  Lacomblet 
111.  848. 

3)  Riedel  II.  2.  268. 

*)  Glafey:  aneed.  coli.  S.  550;  vgl.  auch  noch  Dreyer  111.  1178, 
LÜBig  XXIIL  1424,  Estor:  de  lud.  pcinc,  S.  XVI. 

«)  Sudendorf:  B.-L.  IV.  149. 

»)  Sudendorf:  Reg.  II.  193. 

*)  Janssen  I.  288. 

^  £:berh,  Windeck  bei  Mencken  1.1120;  vgl.  auch  noch  D r e y e r  : 
verm.  Abhdl.  11.  1196,  und  Estor  a.  a.  Ö.  S.  20  ff. 
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den  Stab  beratben,  .und  unser  und  des  reichs  fiirsten  und  berrn, 
die  wir  ibm  zufagen  würden*':  als  es  zur  Gerichtssitzung  kam, 
bemängelten  dann  die  Bevollmächtigten  des  Angeklagten,  dass 
das  Geriebt  nicht  besetzt  sei  mit  Genossen  desselben,  und  wei- 
gerten sich  deshalb  zu  Rechte  zu  stehen  ^);  die  Klage  £richs 
von  Lanenburg  gegen  Friedrich  den  Streitbaren  wogen  des  Kur- 
landes  Sachsen  müsste,  erklärten  die  Kurfürsten,  vor  dem  König 
als  einem  Frager  und  Richter  und  vor  den  Fürsten  als  Urtheilem 
entschieden  werden;  in  derselben  Sache  wird  Erich  1428  an 
den  königlichen  Hof  geladen,  damit  die  Klage  von  den  Kurfürsten 
und  Fürsten  entschieden  werden  könne:  ebenso  heisst  es  in 
einem  Ladebriefe  von  1434,  und  als  1435  der  Erzbischof  von 
Köln  beauftragt  wurde,  die  Angelegenheit  zum  Austrage  zu 
bringen,  ward  er  gleichfalls  angewiesen,  das  Gericht  mit  Kur- 
fürsten und  Fürsten  zu  besetzen^);  im  Jahre  1438  bezeichnen 
es  die  Fürsten  ausdrücklich  als  „des  Reiches  Recht  und  Her- 
kommen", dass  in  Sachen,  die  ihre  Herrlichkeit  oder  Regalien 
betreffen,  das  Urtheil  vor  dem  König  durch  ihre  Genossen  ge* 
funden  werden  müsse  ^),  und  wenige  Jahre  vorher  erging  jenes 
merkwürdige,  schon  einmal  erwähnte  Weisthum  des  Reichshofes, 
dass  als  causae  maiores  der  Fürsten  nur  diejenigen  anzusehen 
seien,  welche  des  Beschuldigten  Leib,  Ehre  oder  die  Lehen  des 
Fürstenthums  berührten,  und  dass  in  solchen  Rechtsstreitigkeiten 
das  Gericht  besetzt  werden  müsse  mit  Fürsten,  geistlichen  oder 
weltlichen,  oder  gefürsteten  Aebten^).  An  dem  so  präcisirten 
Grundsatze  hielt  die  Praxis  des  königlichen  (xerichts  auch  in 
der  Folgezeit  fest,  wie  sich  namentlich  aus  einem  Urtheil  von 
1445  ersehen  lässt.  Als  in  diesem  Jahre  vor  dem  Grafen  Michael 
von  Hardeck  als  königlichem  Commissarius  eine  Klage  gegen  den 
Grafen  Heinrich  von  Görz  verhandelt  wurde,  wandte  dieser  ein, 
„wie  das  gericht  nicht  besetzet  sei,  als  er  meint  als  des  reichs 
recht  ist :  —  wann  nachdem  der  römische  könig  (der  Kläger)  ein 
fürste  sei,  desgleichen  graf  H.  von  G.  ein  fürste  des  reichs  sei,  so  sölt 
e 

*)  Vgl.  Band  I.  S.  288. 

•)  A.  ».  O.  S.  296,  302  fg. 

')  Gutachten  bei  Wencker:  app.  arch.  343  —  49,  Nene  SanoiL 
I.  160  fgg. 

*)  Hasselholdt  I.  38,  Tomaachek  S.  37  N.  1. 
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das  gerichte  nur  mit  iürsten  sein  besetzet,  der  er  doch  nit  sähe, 
der  zum  rechten  genug  weren",  worauf  der  König  erwidern  liess: 
„CS  sei  vormalcn  durch  keiser  Sigmund  und  die  kurfürsteu  er- 
leutert  und  gesetzt  worden,  wo  ein  fQrst  des  reichs  mit  recht 
angeklagt  wird  und  die  dag  dem  fürsten  weder  sein  leib,  ere, 
nach  filrstentumb  berflrt,  das  dann  nit  notdurft  sei,  das  darumb 
niemand  wan  fürsten  recht  sprechen  sullen,  denne  ein  römischer 
keiser  oder  knnig  mog  darumb  wol  ander,  die  nit  fürsten  sein, 
zum  rechten  setzen,  die  darüber  urteil  sprechen'*,  und  es  wurde 
mit  einhelligem  Urtheii  erkannt :  das  denne  das  gericht  nach 
notdurft  besetzt  sei  ^).  Lagen  Fürstensachen  im  Sinne  jenes 
Weisthums  vor,  so  wurden  regelmässig  Fürsten  zum  Urtheii  be- 
rufen. In  dem  Process  der  Stadt  Nürnberg  gegen  Albrecht 
Acbiilos  waren  Urtheiler:  drei  Bischöfe,  sechs  weitliche  Fürsten, 
die  Grafen  von  Hardeck  und  von  Henneberg,  sämmtlich  „unser 
liebe  oheim,  schwäger  und  fürsten'*;  die  Entscheidung  wurde 
vertagt  und,  da  der  Verklagte^  wie^öhl  mit  Unrecht,  behauptete, 
die  Klage  betreffe  „seine  ehre  und  glinipf,  fürstliche  freiheit, 
regalia,  iand  und  leute,  auch  seine  fürstlichen  leben**,  durch 
Urtheii  bestimmt,  die  künftige  Verhandlung  habe  stattzufinden 
vor  dem  König,  den  Kurfürsten  und  Fürsten^.  Als  ferner  1474 
zu  Augsburg  gegen  Friedrich  von  der»  Pfalz  wegen  Anmassuog 
der   Regalien   ohne    vorherige  Belehnung,   wegen  Landfriedens- 


'}  Als  Urtheiler  waren  anwesend:  der  Bischof  von  Regensburg,  drei 
Doctoren,  acht  Edle  und  Ritter,  sowie  fünf  andere:  Materialien  z, 
österr.  Gescb.  l.  166.  Ebenso  ward  ein  gleichartiger  Einwand  des 
Grafen  Johann  yon  Goerz  in  einem  gegen  ihn  1459  wegen  Geldschnlden 
verhandelten  Process  verworfen:  Senckenberg  de  lud.  cam.  hod.  179, 
81,  3,  6.  —  An  da&  unter  Sigismuud  gefundene  Weisthum  erinnert  auch 
das  in  meiner  Schrift:  Albrecht  Achilles  und  die  Nürnberger  S.  54  fgg. 
mitgetheilte  Rechtsgutachten.  Sollte  der  Markgraf,  wird  dort  ausgeführt, 
fordern,  dass  zur  Verhandlung  der  Klage  der  Stadt  gegen  denselben  das 
Gericht  mit  Pursten  besetzt  werde,  so  müsate  dagegen  geltend  gemacht 
werden:  die  von  Nüremberg  wolten  Im  nit  zu  sprechen  au  seinen  leip, 
ooch  un  sein  ere,  noch  sein  laut,  das  es  ir  solle  seyn  oder  das  sie  recht 
daran  haben,  sunder  umb  iren  und  der  Iren  besess,  gewere  und  schaden, 
—  vindet  aicb  in  keinen  rechten,  dass  der  kunig  mit  semen  reien  dar- 
über nit  erkennen  möge. 

*)  Franklin:  Albrecht  Achilles  S.  59  uad  68. 
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brachs  u.  s,  w.  verhandelt  wnrde,  waren  nur  Karftrsten  and 
Fttrsten  zum  Urtheil  berufen^  and  an  dem  Geriebt  gegen  die 
Herzöge  von  Jülich  and  Berg,  welche  dem  königlichen  Befehl, 
Kriegsbilfe  gegen  Bargund  zu  leisten,  nicht  gehorcht  hatten, 
nahmen  im  folgenden  Jahre  gleichfalls  nur  Fürsten  TheiP). 
Drohte  dennoch  gelegentlich  Gefahr,  dass  man  am  Hofe  ver- 
suchen könne,  die  fürstlichen  Rechte  ausser  Acht  zu  lassen,  so 
Hessen  es  die  Fürsten  an  energischen  Protesten  nicht  fehlen. 
Im  Jahre  1448  weigerte  sich  Herzog  Ludwig  von  Bayern,  vor 
dem  Kammergericht  zu  erscheinen,  und  sofort  erklärte  Friedrich  IIL 
es  sei  nicht  seine  Absicht,  Rechtssachen,  welche  der  Fürsten 
Ehre,  Leib  oder  Lehen  berührten,  anders  austragen  zu  lassen, 
als  durch  Urtheil  von  Fürsten  ^).  Zehn  Jahre  später  entstand 
für  denselben  Fürsten  abermals  die  Gefahr,  durch  ein  mit  Un- 
genossen  besetztes  Gericht  verurtheilt  zu  werden;  diesmal  erhob 
Albrecht  Achilles  Widerspruch  und  suchte  die  Fürsten  zu  einem 
Schreiben  an  den  Kaiser  zu  bewegen:  es  sei  anerkannten  Rech- 
tens, dass  bei  Verhandlungen  gegen  einen  Fürsten  „umb  sein 
leib,  ere  oder  regalia''  das  Gericht  besetzt  werden  müsse  „durch 
etlich  kurfürsten  und  andere  geistliche  oder  weltliche  fillrsten 
des  heiligen  reichs,  der  unter  z weifen  nicht  sein  sollen",  und 
zwar  müssten  es  in  dies^  Falle,  da  der  Herzog  ein  weltlicher 
Fürst  und  der  Spruch  weitliche  Sache  berühre,  zum  mehreren 
Theile  auch  weltliche  Fürsten  sein  ').  Ebenso  beschwerte  sich 
1466  der  Pfalzgraf  Friedrich  über  Verletzung  seiner  fürstlichen 
Freiheiten  und  erklärte  dabei,  er  dürfe  um  Sachen,  die  Ehre 
und  Glimpf  berührten,  anders  nicht  zu  Recht  stehen,  als  „vor 
des  heiligen  reichs  meinen  mitkurfttrsten  und  andern  des  reichs 
fürsten,  geistlichen  oder  weltlichen*'^).  Dass  es  aber  auch  an 
energischen  Angriffen  gegen  diese  und  ähnliche  Rechte  der 
Fürsten  nicht  fehlte,  ist  schon  erwähnt  worden;  das  kräftigste 
Zeugniss  gegen  die  Missbränche,  welche  durch  die  steten,  oft 
unbegründeten  Berufungen  auf  Fürstenrecht  herbeigeführt  wurden, 


1)  Mon.  Habsb.  1.  396  fgg.,  433-3S. 
>)  Dreyer:  Abbandlangen  H.  llSt,  Tomaschek  S.  34. 
>)  Hasselholdt:    Urkd.   S.   59;    vgl.  Büchner;    Geschicble  roo 
Bayern  VI.  38. 

«)  Länig:  B.  A.  XXII.  404. 
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enthält  die  treffliche  Rede,  welche  Gregor  Heimburg  im  Jahre 
1452  vor  dem  König  and  den  Fürsten  hielt,  als  sich  Albrecht 
Achilles  wegen  angeblicher  Yerletzang  seiner  fürstlichen  Freiheit 
weigerte,  in  dem  eben  erwähnten  Prozesse  den  Killern  za  Recht 
zu  stehen. 

Bei  Auswahl  der  ürtheiler  für  einen  bestimmten  Fall  waren 
also  Rücksichten  mancherlei  Art  zu  beobachten.  Ein  Mehreres 
und  Näheres  als  vorstehend  angegeben,  lässt  sich  in  dieser  Be- 
ziehung aus  den  Quellen  nicht  ermitteln.  Sie  erwähnen  nicht 
selten,  es  seien  bei  der  Verhandlung  idoneae  personae  anwesend 
gewesen  oder  sie  führen  die  ürtheiler  als  idonei  testes  an  ^) ; 
das  ist  sicherlich  kein  technischer,  aber  grade  seiner  Vieldeu- 
tigkeit wegen  zutreffender  Ausdruck:  die  zum  Hofgericht  Beru- 
fenen sollten  nicht  nur  im  Allgemeinen  fähig  sein,  daselbst  Ur- 
tbeil  zu  finden,  sondern  auch  für  diesen  einzelnen  Fall  dazu 
besonders  geeignet  sein.  Auf  jene  Fähigkeit  im  Allgemeinen 
bezieht  sich  dagegen  wohl ,  wenn  im  1 5.  Jahrhundert  von  sol- 
chen die  Rede  ist,  „die  zu  dem  Hofgericht  zu  besiezen  tüglich 
sein**^.  Die  Bedingungen  dieser  Fähigheit  waren  keine  anderen 
als  die  für  die  ürtheilfinder  bei  den  deutschen  Gerichten  über- 
haupt vorausgesetzten,  dass  also  z.  B.  Geächtete  und  Gebannte 
weder  als  Fürsprecher  auftreten  noch  ürtheil  sprechen  konnten. 
In  einer  ungedruckten  Rechtsaufzeichnnng  des  15.  Jahrhunderts 
heisst  es,  die  ürtheiler  sollten  getreulich  und  fromm  sein  und  „ins- 
gesammt  wissend,  damit  das  Hofgericht  vollführt  werde''.  Den 
letzteren  Ausdruck  hat  man  in  dem  Sinne  genommen ,  dass  das 
Gericht  mit  Freisch offen ,  der  heimlichen  Rechte  wissend,  hätte 
besetzt  werden  müssen  ').  Zu  dieser  Annahme  bieten  die  Quellen 
für  die  Geschichte  des  Reichshofes  nicht  dem  geringsten  Grund. 
Die  Bezeichnung  der  ürtheiler  als  Wissender  weist  durchaus 
nicht  mit  Nothwendigkeit  auf  einen  Zusammenhang  mit  den 
Vehmgerichten   hin:    man   nannte  diejenigen   Wissende,    welche 


')  Z.  B.  Legg.  101,  4,   39,  43,    Nengart  11.  71,  Herrgott  11. 
140,  49  und  öfters. 

*)  Urkunde  Friedrichs  III.  in  Ghmel's  Regestenl.  Anhang  S.  XIV. 

')  Tomaschek  S.  54  und  57. 
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Recht  zu  weisen  verstehen  und  in  der  Sache  erfahren  sind^), 
Der  Ansdrnck  bedeutet  hier  nichts  anderes  als  etwa  das  „wise 
Hute*'  im  Schwabcnspiegel  und  wird  in  gleichem  Sinne  auch  an 
andern  Stellen  gebraucht^). 

Wie  gross  die  Zahl  der  Urthciler  im  einzelnen  Falle  sein 
müsste,  war  reichsgesetzlich  nirgends  bestimmt.  Die  Urkunden 
sagen  gelegentlich  wohl,  das  Gericht  sei  besetzt  worden:  in  ge- 
nügender oder  redlicher  Zahl').     Die   eben  erwühntc  Recbtsauf- 

I  Zeichnung  fordert:  der  Hofrichter  solle  zwölf  Ritter  bei  sich 
haben,  in  einem  andern  Falle  wird  verlangt:  das  Gericht  solle 
mit  zwölf  Fürsten  besetzt  werden  (S.  156  N,  3).  Dagegen  be- 
stimmte Sigisniund  als  er  1422  einen  Reichsvikar  erwählte,  der 

'  selbe  solle  sein  Gericht  „mit  syben  rittern  uff  das  mjnnest  oder, 
so  er  so  vil  ritter,  nicht  gehaben  mochte,  rittern  und  edlen 
mannen'*  besetzen  (S,  182  N.  1)  und  Herzog  Friedrich  von  Oester- 
reich  erklärte  sich  bereit,  dem  König  Sigismund  vor  sieben  Für- 
sten zu  Recht  zu  stehen^).  Auch  der  Schwaben  Spiegel  (Lassb. 
138)  fordert,  dass  wenn  die  Acht  verkündet  werden  solle,  min- 
destens sieben  Urthciler  anwesend  seien  und  giebt,  in  Ueberein- 
stimmung  mit  andern  Quellen,  L.  117c  die  allgemeine  Vorschrift: 
ir  suln  ze  minsten  sibene  sin.  Es  unterliegt  keinem  Bedenken, 
dass  die  letztere  Bestimmung  am  Reicbshofe  ebenso  regelmässig 
beobachtet  wurde,  wie  an  anderen  Gerichten^);  am  königlichen 
Landgericht  zu  Rotweil  war  es  gesetzliche  Vorschrifl,  dass  das 
Gericht  erst  beginnen  dürfe,  wenn  sieben  Urtheilsprecher  anwe- 
send seien,  und  der  Richter  wurde  vereidigt,  dass  er  mit  nicht 
weniger  denn  sieben  richten  wolle:  mehrere  seien  ihm  gestattet*;. 
Thatsächliche    Abweichungen    von    dieser  Regel    sind    aber    am 


')  Vgl.  Wächter:  Die  Vehmgerichte  des  Mittelaters  in  den  Bei- 
trägen znr  deutschen  Geschichte  S.  155. 

*)  Solche  Stellen   hat  Tomas chek  S.  59  Note    1  selbst  angeführt. 

>)  Z.  B.  Mon.  Boica  XXXI.  2.  435. 

*)  Janssen   I.  2S8. 

*)  Vgl.  de  iostit.  curiae  imp.  S.  50  und  im  Allgemeinen  Manrer 
§§  67,  87,  sowie  für  die  ältere  Zeit  Wait»:  Vfg.  fV.  331  nnd  wegen 
der  Lehngerichte:  Homcyer   System  §  68  S.  574. 

*)  Antiqua  ordinatio  dicasterii  Rotwilensis  (Frankfiirt  1610)  pars  1 
tit.  II  und  tit.  VII.  S.  206,  11. 
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Reichshofe  gewiss  nicht  selten  vorgekommen.  Führte  der  König 
selbst  den  Vorsitz,  so  wnrde  diese  Zahl  sehr  häufig  weit  über- 
schritten *),  während  in  den  Fällen ,  welche  vor  dem  Hofrichter 
erledigt  worden,  namentlich  dann,  wenn  der  Hof  in  entlegeneren 
Theilen.  des  Reichs  verweilte,  auch  eine  geringere  Zahl  zur  Be- 
setzung des  Gerichts  für  genügend  erachtet  werden  mosste. 
Unter  Friedrich  III,  war  der  königliche  Hof  so  vereinsamt, 
dass  der  Hofrichter  angewiesen  werden  musste,  eine  genügende 
Zahl  von  Urtheilem  ans  dem  Reiche  mit  nach  Oesterreich  zu 
bringen  (Band  I.  326). 

Wurden  die  Urtheiler  vereidet  und  in  welcher  Weise  ge- 
schah dies?  Zahllos  fast  sind  die  Zeugnisse,  dass  dieselben 
„auf  ihren  Eid"'  oder  „auf  den  Eid''  zum  Finden  des  Urtheils 
gemahnt  wurden  ^)  und  nicht  minder  häufig  wird  bemerkt,  dass  sie 
das  Recht  „auf  den  Eid"  ertheilt  hätten ').  Aber  niemals  findet 
sich  erwähnt,  dass  sie  unmittelbar  vor  dem  Fragen  des  Urtheils 
oder  etwa  bei  Beginn  der  Gerichtssitzung  einen  Eid  geleistet 
hätten,  recht  und  redlich  zu  urtheilen,  es  wird  im  Gegentheil 
aasdrücklich  bezeugt,  dass  es  am  Reichshofe  nicht  Rechtens  war, 
die  Urtheilsprecher  in  der  einen  oder  andern  Weise  zu  ver- 
pflichten *).  Sie  werden  vielmehr  ürtheil  gefragt  und  finden  , 
das  Urtheil  bei  dem  Eide,  damit  sie  dem  Reiche  zu  Treue  ver- 


1)  Boispiele:  Mon.  Boica  XXXIII.  1.  13,  Beyer  I.  469,  63, 
Herrgott  II.  149,  Wiener  Notizenblatt  I.  148  und  viele  andere 
mehr.  Vgl.  auch  Tomaschek  S.  57  und  54,  wo  die  betreffende  Stelle 
aos  der  ol>en  erwähnten  Aufzeichnung  sich  findet. 

*)  Schnnck:  Beiträge  I.  328  (da  fragten  wir  nmb  fnrsten,  herrn  und 
ritter  nfirayd),  Herrgott  11.741,43  (fragten  nf  ir  eyde),  Mencken  I. 
451  (mahnten  sie  der  urtheil  uff  den  ayde),  Mon.  Zoll.  ILI.  418  (da 
fragten  wir  herren  und  ritter  uf  ir  eide),  daselbst  V.  122,  Senckon- 
berg  k.  h.  G.  Beil.  S.  18,  bist.  Nor.  dipl.  Nr.  238  S.  471,  Harp- 
precht  I.  103,  u.  s.  w. 

*)  Harpprecht  I.  114,  20  (die  ward  ertheilet  uf  den  aidt),,  M i nu- 
te li:  Friedrich  I.  S.  227  (auf  den  eyd  erteilt  als  recht  ist),  Sencken- 
berg  a.  a.  O.  163,  Mon.  Zoll.  V.  246,  VI. 391  (ertheilten  auf  den  eid), 
Harpprecht  103,  M.  Z.  III.  418  (erteilten  uf  ir  eide);  vgl.  noch  Mon. 
Boica  IX.  142,  XXVllI.  2.  437,  Herrgott  a.  a.  O.,  Mencken  1.  c. 
Hanselmann:  Landeshoheit  444,  Schmidt:  Urkdb.  der  l^tadt  Göttin- 
X^  381,  Picker:  acta  sei.  511,  und  in  vielen  andern  Urkunden. 

*)  Eberhard  Windeck  bei  Mencken  J.  1120.     Vgl.  nnten. 
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\  pflichtet  sind,  z.  B.  1025:  hie  Oudalricns  —  sab  obtentn  gratiae 
et  fidelitatis  nostrae  ammonitus,  iudicavit^)  —  1070:  —  universi 
confestim  iureiurandi ,  quo  cancti  pro  salnte  rei  pnblicae  atqae 
principis  adstricti  erant,  admooet  senteDtiamqae  rogat^),  — 
1180:  iadicatum  a  principibus,  per  fidelitatem  a  nobis  inter- 
rogatis*),  —  1214:  de  hoc  inquisitas  a  nobis  fideiis  noster  — 
per  districtam  fidelitatis  sententialiter  protulit^),  und  ebenso  noch 
im  15.  Jahrhundert,  z.  6.  aus  Sigismunds  Zeit:  der  Barggraf 
von  Nürnberg  wird  um  ein  Urtheil  gefragt:  auf  den  eid,  so  er 
dem  reich  geschworen^),  und  der  Graf  Johann  von  Wertbeim 
entscheidet  mit  etlichen  Reichs  Mannen  im  Auftrage  des  Königs 
einen  Streit  zwischen  Frankfurt  und  der  Burg  Friedberg:  nf  die 
eyde,  die  sie  dem  reiche  getan  betten  ^).  Wurden  Personen  zum 
Urtheil  berufen ,  welche  nicht  dem  Reiche  unmittelbar  durch 
einen  Eid  terpflichtet  waren,  so  artheilten  sie  bei  dem  £ide, 
den  sie  ihrem  Herrn  geschworen  hatten.  Auch  dies  ist  vor 
dem  Hofgericht  ausdrücklich  anerkannt  worden«  Denn  als  im 
Jahre  1417  Herzog  Ludwig  von  Bayern  vor  dem  König  und 
den  Reichfürsten  zu  Recht  stand,  stellte  er  die  Frage  zum  Ur- 
theil: abe  dcts  icht  billigen  were,  dasa  ainer  der  an  dem 
rechten  siezet^  einen  geatapten  aid  schweren  solte,  recht  eu 
urtailen?  Das  Gericht  ging  aber  hierauf  nicht  ein,  sondern  der 
König  erklärte:  mr  haben  nye  gehöret ^  das  man  vor  sweren 
solte,  wenn  ein  iglicher  spricht  ein  recht  auf  den  aietj  den 
er  seinen  herm  getan  habe  (S.  159N.  4).  Weiteres  ist  ans  über 
die  Praxis  des  Reichshofes  in  dieser  Beziehung  nicht  bekannt, 
im  Allgemeinen  aber  darf  man  mtt  Berücksichtigung  der  verschie- 
denen Zeugnisse  annehmen,  dieselbe  habe  sich  so  gestaltet,  dass  es 
der  Ableistung  eines  Eides  Seitens  der  Urtheilsprecher  niemals  be- 
durfte, wenn  dieselben  mittelbar  oder  unmittelbar  zum  Reiche  in  einem 
eidlich  bekräftigten  Treueverhältniss  standen,  welches  Sicherheit 


>)  Urkunde  Heinrichs  V.  bei  Herrgott  11,  139,  Nengart  II.  66. 
*)  Annales  Altah.  bei  Giesebrecht  115. 
»)  Trouillat  I.  379. 
«)  Hnillard-B.  I.  1.  286,  legg.  225. 
»)  Kourad  Jus  tinger:   Berner  Chronik  (Bern,  1819). 
•)  Frivilegia    et   pacta    der   h.  r.    Reichsstadt  Frankfurt 
(1728)  S.  284. 
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bot,  dass  sie  auch  am  Reichshofe  recht  and  gewissenhaft  nrtheilen 
wttrden  *). 


^)  Die  auf  $.  159,  60  erwähnten  Urkunden  betonen  da«  Fragen  nnd 
Urtbeilen  auf  den  Eid  so  bestimmt,  dass  es  nicht  zulässig  erscheint!  zu 
sagen,  die  Urtheiler  wurden  nur  auf  die  Treue  hingewiesen,  die  alle  im 
Reiche  dem  Konig  schuldeten:  es  ist  vielmehr  an  einen  formlich  abge- 
leisteten Eid  zn  denken.  Eine  besondere  Vereidigung  der  zum  Urtheil* 
finden  Berufenen  fand  aber  entschieden  nicht  statt,  der  Eid  also,  auf 
welchen  hin  jeneUrtbeil  gefragt  werden  nnd  finden,  muss  früher  geleistet 
worden  sein.  Und  zwar  kann  dieser  Eid,  da  der  Reichshof  keine  stän- 
digen Schöffen  hatte,  die  Wahl  der  Urtheiler  vielmehr  vom  Zufall  ab- 
bing,  mithin  auch  nicht  Von  einer  früheren  eidlichen  Verpflichtung  für 
da«  Urtheilfinden  die  Rede  sein  konnte,  nicht  in  dem  speciellen  Gelob- 
nies,  recht  und  redlich  zu  urtbeilen,  bestanden  haben,  wie  etwa  der  Eid 
der  Schöffen  und  Dingpflichtigen  eines  bestimmten  Gerichts,  sondern  er 
muss  eine  allgemeinere  Treueverpflicbtnng  ausgesprochen  haben,  welche 
die  besondere  Vereidigung  für  das  Urtheilfinden  unnothig  machte.  In 
einem  solchen  beeideten  Treueverhältniss  standen  zunächst  alle  diejeni- 
gen, welche  unmittelbar  vom  Reiche  Lehen  erhalten  hatten,  und  von 
ihnen  steht  es  ausser  Zweifel,  dass  sie^  wenn  sie  der  Pflicht,  dem  Herrn 
Lehnreehtes  zu  helfen,  nachkamen,  nicht  einen  besonderen  Eid  als  Ur- 
theiler leisteten,  sondern  bei  dem  Eide  an  den  Herrn,  also  —  bi  des  rikes 
Halden  — ,  Urtheil  gefragt  wurden  und  fanden.  In  ähnlichem  Verhält« 
niss  stehen  die  Reichsdienstmaunen,  welche  wie  die  Ministerialen  über- 
haupt bei  dem  von  ihnen  geleisteten  Huldigungseide  (Fürth  184,  beson- 
ders 186)  Urtheil  finden,  sowie  endlich  die  Freien,  welche  dem  Reiche 
Halde  gethan  haben  (Ssp.  ITI.  19):  na  vries  mannes  reeht.  RüoksicbtUeh 
oller  dieser  Klassen  ist  es  durchaus  correct,  wenn  sie  beim  Urtheilfinden 
aai  Reichshofe  lediglich  auf  den  von  ihnen  ein  für  allemal  geleisteten 
Eid  verwiesen  werden,  einen  besonderen  Schoffeneid  aber  nicht  leisten. 
Allein  zum  Gericht  des  Königs  konnten  unter  Umständen  doch  auch 
solche  als  Urtheiler  berufen  werden,  welche  nicht  In  solcher  Weise  un- 
mittelbar dem  Könige  verpflichtet  waren  (vgl.  oben  S.  127  fgg.)  und  auoh 
von  diesen  findet  sich  nicht  erwähnt,  dass  sie  als  Urtheiler  einen  beson- 
deren Eid  geleistet  hätten.  In  diesen  Fällen  ersetzte  nun ,  wie  ich  an- 
nehmen zu  müssen  glaube,  der  dem  niederen  Herrn  geschworene  Eid  die 
Htilde  an  das  Reich,  weil  die  Treue  gegen  den  Konig  doch  immer  der 
Treue  gegen  den  Herrn  vorgeht  und  jeder  Lehns-  oder  Dienstmanneneid 
zugleich  zur  treuen  Erfüllung  der  Pfiichten  gegen  das  Reich  verbindlieh 
macht:  der  Lehns-  oder  Dienstmann,  der  im  niederen  Gericht  auf  seinen 
Treueid  hin  Zeugniss  giebt  und  Urtheil  findet,  soll  auch  am  obersten 
Gericht  auf  denselben  Eid  urtbeilen  dürfen.  Diese  Anschauung  finde  ich 
durch  die  im  Text  erwähnte  Aeussernng  Sigismunds  bestätigt.  Wäre 
Franklfn,  Reichshofgericht  IL  H 
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Von  einer  Besoldang  der  Urtheiler  konnte  nach  Allem,  was 
über  die  von  den  Umständen  abhängige  Bildung  des  Gerichts 
gesagt  worden  ist,  nicht  die  Rede  sein.  Im  fünfzehnten  Jahr- 
hundert aber  wurde  der  Hof  des  Königs  nicht  mehr  so  zahlreich 
besucht,  dass  das  Gericht  aus  der  Zahl  der  zufällig  anwesenden 
Ritter  und  Herrn  hätte  ordnungsmässig  besetzt  werden  können: 
eine  Erscheinung,  die  leicht  verständlich  wird^  wenn  man  er- 
wägt, dass  Sigismund  immer  nur  nach  grossen  Zwischenzeiten 
das  Reich  besuchte,  Albrecht  II.  gar  nicht  dahin  kam  und  auch 
Friedrich  III.  weitaus  den  grössten  Theil  seiner  Regierungszeit 
in  den  Erblanden  verweilte.  Damals  scheint  denn  der  Gedanke 
aufgetaucht  zu  sein,  ständige  und  besoldete  Beisitzer  zu  ernen- 
nen. So  nahm  z.  B.  Sigismund  schon  1422  den  Ritter  Peter 
von  Bombesfeld  gegen  einen  Jahressold  von  500  FL  zu  seinem 
Diener  auf:  in  unserm  und  des  richs  hofgericht  mit  sampt  an- 
dern rittem  zu  siezen^),  und  auch  das  1438  von  König  Al- 
brecht gegebene  Versprechen :  unser  obergerichte  mit  wisen,  ver- 
Btendigen,  fursichtigen  rittern  und  gelerten  zu- bestellen  ^),  hatte 
wohl  den  Sinn,  dass  das  Gericht  mit  ständigen  Urtheilem  besetzt 
werden  sollte.     Unter  Friedridi  III.  endlich  wurde   der  Mangel 


letztere  nicht  durch  solche  allgemeine  Erwägungen  unterstützt,  so  würde 
ich    derselben   keinen  Werth   beilegen  können.     Denn   abgesehen   davon, 
ob  die  Erzählung    Windeck's   überall   die  Vorgänge  im   Gericht  getreu 
wiedergiebt,  und  abgeaehe^  auch  davon,  dass  der  Text  der   Quelle  bo 
oft  corrumpirt  ist  —  die  oben  erwähnte  Frage  des  Herzogs  lautet  t.  B. 
bei  Mencken:     abe  das  icht  billigen  were,  dass  ainer,  der  an  dem  rech- 
ten einen  gestapten  aid  schweren  solte  (I),  recht  zu  vortailnl  — ,  ist  auch 
nicht  zu  läugnen,  dass  die  Erklärung  des  Königs   an  sich  einer  anderen 
Auslegung  fähig  wäre.    Während  ich  in  derselben  das  allgemeine  Princip 
ausgesprochen  finde,  dass  am  Hofgericht  jeder  auf  den  Eid  urtheile,  den 
er  seinem  Herrn,  dem  Könige  oder  einem  andern,  geleistet  habe,  köonte 
dieselbe  doch  auch  in  einem  viel  beschränkteren  Sinne   genommen  wer- 
den, in  dem  nämlich :  dass  von  den  um  den  König  versammelten  Furtteo 
keiner  einen  besonderen  Eid  leisten   dürfe,  weil   sie  bei   dem  Eide  ur- 
theilten,  welchen  sie  ihm,  dem  König,  als  ihrem  Herrn  geschworen  hät- 
ten, oder:  jeder  urtheilt  in  dem  Gerichte  seines  Herrn  bei  dem  diesem 
geleisteten  Eide. 

1)  Ungedruckte  Urkde.  bei  Tomas  che  k  S.  56. 

•)  Neue  Samml.  der  R..A.  I.  154  —  58;  vgl.  Bd.  I.  820. 
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an  geeigneten  Beisitzern  für  das  königliche  Gericht  fühlbarer  als 
je  und  grade  dieser  Umstand  hat,  wie  in  der  Geschichte  des 
Hofgerichts  nachgewiesen,  dahin  geführt,  dass  der  Kaiser  seine 
Rätfae,  Doctoren  und  Rechtsgelehrte  zur  Rechtsprechung  berufen 
mnsste :  die  Wichtigkeit  und  Bedeutung  dieser  Nencrung  ist  im 
ersten  Bande  geschildert  worden. 


11  ♦ 
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V. 
Die  Parteien  und  ihre  Vertreter. 

Für  Beantwortnng  der  Frage,  in  welchen  Angelegenheiten 
es  den  Parteien  gestattet  war,  sich  vor  Gericht  vertreten  zu 
lassen,  in  welchen  anderen  sie  persönlich  erscheinen  mussten, 
bieten  die  Quellen  für  den  Prozess  des  Hofgerichts  kein  aasrei- 
chendes Material  dar^).  £s  finden  sich  wohl  Hinweise,  dass  die 
Befiigniss,  sich  vertreten  zu  lassen,  von  dem  Nachweise  der 
echten  Noth  abhängig  gemacht  wurde  ^),  sowie  andere,  dass  jene 
Berechtigung  durch  besondere  Privilegien  verliehen  wurde'),  an- 
dererseits erfolgt  aber  die  Bestellung  eines  vollmächtigen  An- 
walts in  allen  und  jeden  civilrechtlichen  Streitsachen  so  regel- 
mässig, dass  man  annehmen  muss,  das  Recht  zur  Führung  eines 
Prozesses  durch  geeignete  Vertreter  sei  allgemein  anerkannt  ge- 
wesen; im  fünfzehnten  Jahrhundert  wird  es  auch  bei  andern 
kaiserlichen  Gerichten  als  unzweifelhaft  angesehen,  „das  ein  jeder 


1)  Vgl.  hierza  M  a  u  r  e  r  §§  100  ~  2  S.  133  fgg. 

*)  H 11  i  1 1  a  r  d  -  B.  I V.  753  B.  1235 :  G raf  Stephan  von  Bnrgtind  wird  als 
Bevollmächtigter  seiner  Tochter  zugelassen,  weil  dieselbe  durch  Gefan- 
genschaft verhindert  sei,  ihre  Sache  selbst  zu  führen;  Tolner:  bist.  Pal. 
cod.  dipK  S.  118  a.  1380:  Pfaizgraf  Ruprecht  bittet,  seinen  Mandatar  zu- 
zulassen, da  er  selbst  durch  ehafte  Noth  abgehalten  werde,  vor  Gerieht 
zu  erscheinen. 

*)  Heinrich  VII.  gestattet  1310  dem  Grafen  Rainald  von  Geldern 
wegen  dessen  beschwerlicher  Leibesbeschaffenheit,  sich  in  allen  Klag- 
sachen, welche  wider  denselben  vor  dem  Konig  oder  seinem  Hofgericht 
angebracht  werden  sollten ,  durch  einen  Prokurator  vertreten  zu  lassen. 
Reg.  Heinrichs  576,  F  ick  er:  acta  sei.  435. 
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durch  gewaltebrieff  müg  fttrbot  nemen,  clagen  und  antworten  bis 
zu  end  der  sache'*  ^). 

FOr  die  Repräsentanten  der  Parteien  kommen  in  den  Quel- 
len verschiedene,  bald  mehr  bald  minder  bezeichnende  Namen 
vor:  nancins,  nnncius  solempnis,  procaratx)r,  responsalis,  arobas- 
siator,  vollmächtiger  anwalt,  vorständer;  am  Häufigsten  wird 
umschreibend  gesagt,  es  sei  jemand  erschienen  mit  ganzer  und 
vcfller  Gewalt  einer  Partei^).  Die  Vertreter  der  Partei  sind  ge- 
willkürte oder  gesetzliche. 

In  der  Wahl  ihrer  Vertreter  sind  die  Parteien  unbeschränkt. 
Dass  am  Hofgericht  Anwälte  angestellt  gewesen,  ist  nicht  zu  er- 
weisen'), wohl  aber  finden  sich  ans  dem  13.,  14.  und  15.  Jahr- 
hundert Zeugnisse,  dass  die  am  Hofe  beschäftigten  Notare  und 
Schreiber  auch  als  Proknratoren  der  Parteien  auftreten^),  und 
da  sie  vor  allen  mit  den  Verhältnissen  am  Hofe  und  mit  dem 


^)  Vogel:  des  Ritters  Ludwig  vod  Eyb  Aafzeichnang  aber  das 
kais.  Landger.   des   Barggraftbnms    Nürnberg  (Erlangen,  1867)  S.  69. 

*)  Beispiele:  responsalis  bei  Fickler  S.  62,  legg.  163,  Huillard- 
B.  I.  788,  n.  826,  VI.  830.  n.  s.  w. ;  ambassiatores  sen  noncii  sollemnes : 
Mon.  Zoll.  VI.  484;  nuncii  scblechthin:  H.-B.  VI.  842,  legg.  444;  pro- 
curatores :  legg.  403,  Kluit  II.  2.  1007;  proc.  sofficienter  instrncti  bei 
U.-B  11.891,  Remling  L.,  S.  385,  Lacomblet  IV.  S.  230  und  sonst 
•ehr  häufig;  anwalt  und  Torstander  z.  B.  bei  Fidicin  Berlin  U.  160; 
Yollmäehtiger  anwalt:  Biedel  II.  5.  89,  HL  1.  377;  procurator  und 
anwalt:  Materialien  z.  österr.  Gesch.  I.  144,  Chmel:  Reg.  Fried» 
richs  Anbang  S.  V.  und  VII ;  mit  ganzer  qnd  voller  gewalt  z.  B.  Mo  n. 
Boica  XXVin.  2.  442,  XXXL  2.  245,  Senckenberg:  k.  h.  6.  S.  103 
de  rs.  method.  S.  149,  Guden:  sylloge  649,  Harpprecht  I.  311  u.  a. 
m. ;  auch  lateinisch:  cum  pleno  mandato  et  procuratorio  z.  B.  Kluit  II* 
2.  1007,  oder  nomine  procuratorio:  Martene  thes.  I.  1178. 

*)  Erst  unter  Friedrich  m.  werden  besondere  Prokuratoren  des  kgl. 
Hofes  erwähnt:  Chmel  Reg.  Anh.  S.  XCVII.  Nr.  79.  Bei  den  Bera- 
thangen über  die  Justizreform  in  den  Jahren  1455  und  67  wird  wieder- 
holt gefordert,  es  sollten  am  kgl.  Gericht:  Fürsprecher,  Boten  und  andere 
notbdürftige  Personen  in  genügender  Zahl  angestellt  werden:  Müller  I. 
511  fg.,  II.  274  fg.  Die  Kammergerichtsordnung  von  1471  (das.  II.  549) 
schreibt  bereits  vor,  wie  die  Prokuratoren  und  Advokaten  des  Gerichts 
zu  vereiden  seien. 

*)  Regesten  Albrechts  L  Nr.  230,  1380:  Tolner  1.  c.  8.  118» 
1384:  Mon.  Zoll.  V.  Nr.  144,  1393:  Schmidt  Urkdb.  von  Göttingen 
S.  381,  Grnpen  disc.  forenses  522,  1407:  Lnnig  XIV.  12. 
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Prozessgange  des  Gerichts  vertrant  waren,  wird  man  sie  beson- 
ders  gern  mit  der  Vertretung  beauftragt  haben. 

Die  Bestellung  des  Prokurators  kann  durch  eine  Erklärung 
der  Partei  im  Gericht  selbst  erfolgen,  wie  z.  B.  1277  Graf 
Heinrich  von  Pfannenberg  bekundet,  er  habe  zu  Wien  ai  Stelle 
König  Rudolfs  zu  Gericht  gesessen  und  es  habe  daselbst  der 
persönlich  anwesende  Bischof  Konrad  von  Freisingen  einen  seiner 
Ministerialen  in  folgender  Weise  bevollmächtigt:  ad  omnes  cau- 
sas  suas  generalem  ad  iudicia  sunm  coustituit  pr6cnratorem, 
dans  eidem  plenam  potestatem  coram  nobis  (dem  vom  König 
delegirten  Richter)  agendi ,  defendendi,  excipiendi  et  in  animam 
suam  iurandi,  si  necesse  fuerit  appellandi  et  omnia  alia  faciendi, 
que  verus  et  legittimus  potest  et  debet  constitutus  ad  iudicia 
procurator,  promittens  se  gratum  et  ratnm  habiturum  quicquid 
idem — coram — rege  —  vel  qnocumque  alio  iudice  ab  ipso  —  rege 
deputato,  suo  nomine  faciendum  daxerit  in  premissis  vel  in  ali- 
quo  premissorum.  Nichilominus  idem  episcopus  obligavit  se  pro 
eodem  sub  ypotbeca  rerum  sue  ecclesie  ad  omnes  clansulas  de 
iudicato  solvendo  ^). 

War  die  Partei  nicht  anwesend,  so  musste  der  Prokurator 
sich  durch  ein  schriftliches  Mandat  legitimiren.  Ein  bloss  münd- 
licher Auftrag  gentigte  nicht;  1150  z.  B.  wird  der  Vertreter 
einer  Partei  zurückgewiesen,  weil  er  erschienen  sei :  absquc  certis 
per  epistolas  mandatis,  und  1226  erkennt  das  Gericht,  die  Ver- 
klagten hätten  zwar  einige  aus  ihrer  Mitte  als  Vertreter  an  den 
Hof  entsendet,  da  diese  a5er  nicht  schriftlich  bevollmächtigt  ge- 
wesen, so  sei  anzunehmen,  die  Partei  sei  überhaupt  nicht  er- 
schienen: nomine  pro  parte  predictorum  civinm  in  ipsa  curia 
comparente,  licet  quidam  ex  civibus  ipsis  accederent  ad  eandem, 
qui  nee  mandatum  nee  procurationis  litteras  ostendebant  ^. 
Welche  anderen  Förmlichkeiten  beobachtet  werden  mussten,  lässt 
sich  im  Einzelnen  nicht  angeben.  Unstreitig  bildete  sich  am 
Hofgericht  auch  rücksichtlich  dieser  Aeusserlichkeiten  allmälig 
ein  bestimmtes  Gewohnheitsrecht  aus  und  es  wird  erwähnt,  dass 
ein  Mandat  zurückgewiesen  worden,   weil   es  nicht  gefertigt  ge- 


^)  Meichelbeck:    bist.  Fris.  IIb.  S.  91  Nr.  153. 
s)  Wibaldi  ep.  bei  Jaff^  Nr.  324;  H.-B.  11.  629. 
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wesen  „nach  des  Königs  Hofes  Sitten"^).  Ob  eine  Yertretang 
in  gehöriger  Form  angeordnet  worden,  entscheidet  Übrigens  in 
jedem  einzelnen  Falle  das  Gericht  selbst^). 

Nicht  selten  ist  es,  dass  die  Bevollm&chtignng  in  einem  an 
den  König  oder  Hoirichter  gerichteten  Schreiben  geschieht.  So 
schreibt  der  Erzbischof  von  Mainz  an  König  Adolf:  In  curia 
vestre  dominationis  et  regie  maicstatis  Henricam  F.  de  H.  — 
exhibitorem  presentium  nostrum  vemm  et  legitimum  constitnimos 
nancinm  «t  procuratorem  ad  petendum  et  impetrandam  pro  nobis 
et  nomine  nostro  cives  Colonienses  proscribi  et  de  eis  nobis  a 
vestra  maiestate  iustitiam  exhiberi').  Im  Jahre  1323  schreibt 
ein  Frankfurter  Priester:  nobili  viro,  domino  insticiario  —  regis 
Lodewici  —  qoidquid  poterit  obsequii  et  honoris.  In  caasa  vel 
causis,  qnam  mihi  movet  seu  movere  intendit  H.  quondam  filins 
S.  coram  vobis  vel  qaibnscnnqne  personis,  Erwinum  dictum  Kor- 
mann de  Frankenford  meum  constitno  et  ordino  legitimum  pro- 
curatorem dansque  sibi  plenam  potestatem  agendi,  defendendi, 
excusandi,  alloquendi,  proponendi,  omnia  et  singula  faciendi,  que 
circa  mea  negocia  fuerint  necessaria  vel  oportuna;  ratum  et 
gratum  habiturus  quidquid  per  dictum  meum  procuratorem  fac- 
tum fuerit  in  premissis  seu  aliquo  premissorum  ^).  Im  Jahre 
1380  sodann  stellt  Pfalzgraf  Ruprecht  folgenden  Gewaltsbrief 
aus:  Wir  —  geben  uff  mit  diesem  brieff  alle  unse  klage  und 
anspräche  als  wir  zu  klagen  und  zu  sprechen  haben  zu  den  von 
Cronenberg  —  Conrad  Czingel  dem  hofschreiber  zu  gewinne  und 
zu  Verluste  und  zu  allen  rechten.  Davon  bitten  wir  den  hof- 
richter,  der  da  sitzet  zu  denselben  zyten,  und  die  ritter,  die  da 
mit  ihm  sitzent,  daz  sie  uns  das  gunnen  wollen,  wann  wir  von 
ehaffter  noth  nit  selber  da  mögen  gesin;  das  wollen  wir  gern 
verdienen,  als  daz  doch  von  recht  wegen  wol  billichen  ist,  was 


*)  Materialien  z.  österr.  Gesch.  I.  171. 

^  Z.  B.  procuratorio  a  nobis  per  iudicinm  admisso  et  etiam  appro- 
bato  bei  Kluit  a.  a.  O.;  —  als  da  aach  vor  geriebt  erkant  wurde,  das 
er  gewalts  genng  von  ir  bette  bei  Senckenberg:  k.  b.  G.  S.  103; 
Materialien  I.  106;  Cbmel:  Reg.  Friedrichs  S.  YIII. 

<)  Ennen  nnd  Eckerts  III.  Nr.  429  S.  409. 

*)  Boebmer:  cod.  d.  Mfr.  471. 
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ehehafft  not  ist,  daz  man  daz  wol  tan  mag  ^).  Endlich  im  Jahre 
1431  bestellen  Bürgermeister,  Rathleate,  Gewerke,  Gildemeister 
und  Bürger  von  Berlin  insgesammt  ebenfalls  in  einem  Schreiben 
an  den  Hofrichter,  Johann  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  einen  Manda« 
tar,  indem  sie  bekunden:  dat  wy  hebben  vor  uns  allen  und  ig- 
liken  besundern  van  unser  stad  wegin  gegeven  und  geven  yn 
craffte  des  briffes  unse  ganze  vuUemacht  und  gewalt  dem  ersamen 
Tilemans  Berbom,  uns  ynsament  oder  besundern  to  verantworden, 
to  gewyn  und  to  verlast,  to  mynne  und  to  rechte,  wu  sik  dat 
gefagin  muchte,  in  den  saken  vorsprekyn  to  bidden  und  to  be- 
holdin,  kuntschap  und  tuchnisse  vortobringen,  temelike  eydevor 
einen  igliken  efft  dat  sik  so  gebord  to  sweren  und  allent  datto 
tunde,  dat  wy  sulven  yn  sament  oder  besundern,  eütwy  yn  dem 
hoffgerichte  genwordich  weren,  dun  muchten,  eynen  andern  oder 
mer  procuratores  und  vorstender  yn  syner  stede  yn  den  saken  to 
setten,  en  oder  sy  to  gericht  to  stellen  und  vullemacfat  van  un- 
ser  wegin  to  geven  und  to  bevelen  dy  sake  to  verstände  (vor^ 
stende)  von  anbegynne  wente  an  dat  ende  und  den  oder  dy  vor- 
stender oder  procuratores,  offt  T.  Berbom  von  unser  wegin  güd 
und  nutte  duchte,  weder  ropen  möge  und  aver  yn  syn  oder  yn 
or  stede  eynen  andren  oder  mer  to  setten,  und  alle  ander  dingk 
van  unser  wegin  to  dunde  und  to  laten  dat  eynem  igliken  eylyken 
procurator  oder  vorstender  van  rechte  togelaten  is  to  dunde,  efft 
id  ok  wol  sodane  saken  weren,  dy  besnndere  bevelunge  van  dem 
rechte  eyscheden;  und  wes  dy  genante  Tylem.  B.  daran  deyt 
und  latet,  dat  is  unse  gude  wille  und  willen  dat  stede  und  vaste 
hebben  und  holdin^). 

Nothwendig  war  fudess  die  Beobachtung  dieser  Form  keines- 
wegs zur  Gültigkeit  des  Mandats,  sondern  es  genügte  jede  gehörig 
beglaubigte  Urkunde.  Namentlich  aus  dem  15.  Jahrhundert  sind 
uns  viele  solcher  Frokuratorien  erhalten,  bald  sich  beschränkend 
auf  den  nothwendigen  Inhalt,  wie  z.  B.  Kurfürst  Friedrich  I.  im 
Jahre  1435  zwei  seiner  Räthe  mit  seiner  Vertretung  beauftragt: 
und  haben  in  gegeben  unsem  ganzen  vollen  gewalt  und  macht, 
zu  klagen  und  zu  antworten,   zu  gewynne  und  zu  verlaste  und 


^)  Tolner  a.  a.  0. 

s)  Fidicin  1.  c.  II.  150. 
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zQ  allen  rechten  ^),  —  bald  in  unnützer  AusüElhrlichkeit  eine  Fttlle 
einzelner  Rechtshandlungen  aufzählend,  zu  deren  Yomahme  die 
Prokuratoren  berechtigt  sein  sollen,  wie  z.  B.  Wilhelm  von  Bü- 
ren 1448  zwei  Anwälte,  beide  und  jeglichen  besonders,  bevoll- 
mächtigt: die  Sachen  vort  na  yrer  gelegenheit  zo  vorderen  und 
zo  vervolgen,  sich  mit  redenern  und  vursprechen  an  zo  dynghen, 
zo  vordem,  zo  ansprechen  und  der  wederparthien  vermeinte  ant- 
werde  zo  wederleigen,  zo  antwerden,  zo  verantwerden,  zo  weder- 
reden,  kuntochafft,  zuygenisse,  brieve,  bewysunge  by  zo  brengen, 
de  wederparthien  vermeinte  kuntschaft  zo  wedersprechen  und  zo 
wederlegen,  rechtlige  dage  und  schuhe  zu  heyschen  und  zo  er- 
werven,  achte,  overachte  und  noitdurftige  brieve  und  processe 
und  alle  rechtlige  urdell  und  erkenntnisse  zo  behalden  und  zo 
untfangen,  alle  eyde  sich  gehoeren  werden  zo  dein,  andere  pro- 
curatores  ind  anwalden  vort  zo  setzen  und  die  zo  wederroifen, 
und  alles  zo  dein,  als  rechtliche  procuratores  dein  sollen  off 
moegen  zo  gewyn  und  zo  verluys,  euch  alles  dat  zo  dein  und 
zo  volfoiren,  dat  wir  selver  dein  sulden  off  moechteu  off  wir 
geginwordich  weren,  und  off  dis  gewaltz  also  nyt  genoich  en 
were  nach  strengheit  des  rechten  off  gewonheit  des  koninklichen  ho- 
ves  und  gerychtes,  wie  dan  —  daz  gerycht  erkennet,  daz  sulche 
gewalt  syn  suUe,  geben  wir  in  und  irem  jegklichen,  und  willen, 
daz  des  also  syn  suUe  und  hye  ynne  gemercket  und  verstanden 
werden  und  geloven  dat  daromb  vast  und  stede  zo  halten  alles, 
das  sy  off  irer  jegklicher  also  verhandeln  und  doin  werden^. 
Wesentlich  nothwendig  aber  war,  was  den  Inhalt  des  Mandats 
anbetrifft,  nur  die  Bevollmächtigung  „zu  Gewinn  und  Verlust  und 
zu  allen  Rechten";  diese  Bestimmung  fehlt  in  keinem  der  zahl- 
reichen Gewaltbriefe,  welche  im  späteren  Mittelalter  fär  Proku- 
ratoren am  Hofgericht  und  Kammergericht  ausgestellt  wurden"^), 


M  Minatoli:  Kurfürst  Friedrich  I.  S.  195. 

>)  Chmel:  Reg.  Friedrichs  S.  XCVII.  Nr.  79. 

*)  Aaseer  deu  schon  vorher  angeführten  Urkunden  vgl.  noch  Mandat 
des  Kurfürsten  Friedrich  von  der  Pfalz  von  1471:  und  was  sie  also  an 
iinnser  stad  handeln,  thun  und  lassen  zu  gewinne^  zu  verliMt  und  zu 
aUen  rechten,  das  ist  und  sol  sin  unser  gutter  wille,  sollen  und  woUen 
das  stete  und  vesta  halten,  wie  ordenlieh  und  recht  ist  (Mon.  Habsb. 
III.  513);  ferner  Procuratoriom  desBaths  zuStrassburg  für  den  geschwo- 
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und  galt  für  80  wichtig;  dass  das  zuletzt  geoannie  Gericht  die- 
jenigen Vollmachten  fQr  ungenügend  erklärte,  welche  jene  Formel 
nicht  wörtlich  enthielten  ^), 

Welche  Bedeutung  aber  hat  diese  Formel  in  den  Urkunden? 
Dass  der  Vertreter  nicht  als  procurator  in  rem  suam  bestellt 
wurde,  ist  ganz  zweifellos,  denn  es  wird  in  den  Vollmachten 
überall  mit  grösster  Bestimmtheit  hervorgehoben,  dass  er  nicht 
seine  eigenen  Geschäfte,  sondern  die  des  dominus,  der  klagen- 
den oder  verklagten  Partei,  fahren  solle.  Ebenso  wenig  kano 
davon  die  Rede  sein,  dass  der  Repräsentant  durch  Bevollmäch- 
tigung zu  Gewinn  und  Verlust  zum  dominus  litis  wurde,  denn 
es  findet  sich  keine  Spur,  dass  der  Vertreter  in  unmittelbare 
Beziehung  zum  Gegner  gesetzt,  dass  er  selbst  als  Prozesssubjekt 
angesehen,  das  Urtheil  auf  seinen  Namen  gestellt  wurde.  Viel- 
mehr lassen  die  uns  erhaltenen  Prozessvollmachten  deutlich  er- 
kennen, dass  der  Geschäftsführer  immer  nur  im  Namen  des  de- 
minus  handelt:  was  er  vornimmt,  soll  so  angesehen  werden,  als 
hätte  es  der  Auftraggeber  selbst  gethan;  jede  Handlung  wirkt 
anmittelbar  ftlr  und   gegen  den  Herrn,  für  den  Prokurator  hat 


renen  Oberboten  Hans  Meyer  von  1477;  das  wir  —  ihm  —  volle  macht 
und  gewalt  geben  haben  und  gebent  in  crafft  dies  brieffs  zu  gewinne  und 
zu  Verlust  und  zu  allen  rechten ,  wie  sich  dann  gehurt  im  rechten,  uns 
der  Sachen  —  zu  verantworten  und  deshalben  von  unsern  wegen  alles 
das  furanbringen  oder  furzuwenden  und  au  tun,  das  dann  wir,  ob  wir  zu- 
gegen werent,  selbs  tun  sollen  oder  mochten.  —  Und  was  auch  der  egen. 
unser  hott  oder  der  procurator  oder  der,  an  den  es  derselbe  hott  setzet, 
in  den  dingen  dut  und  was  daruff  mit  recht  erkant  wirt,  habent  wir  ver- 
sprochen, auch  zu  halten  (Twinger  S.  779).  Ebenso  sind  auch  die  VoH- 
machten  des  Königs  selbst  ausgestellt,  wie  z.  B.  von  Friedrich  lU.  id 
einer  Gerichtsurknnde  von  1445  bemerkt  wird:  „und  hat  in  dieser  sacb 
zu  seinem  voUmechtigen  anwalt  und  procurator  gemacht  und  gesetzt  den 
grafen  U.  von  S.  und  den  in  der  pesten  weise  und  form  nach  dem  rechten 
seine  volkomen  gewalt  geben  zu  getoin  und  zu  Verlust  und  zu  aüem 
rechten  (Mater.  I.  166).  ~  Auch  beim  Hofjgericht  zu  Rotweil  worde 
die  Formel  für  durchaus  wesentlich  erachtet;  vgl.  die  ältere  Gerichtsprd- 
nung  (ed.  W ebner,  Frkfrt,  1610)  pars  II.  Tit.  3.  §6.  Auch  bei  diesem 
Gericht  konnte  die  Bevollmächtigung  mündlich  im  Gericht  oder  durch 
„genügsame  gewaltb riefe**  geschehen ;  bei  allen  schwereren  Criminalklsges 
wird  ausdrücklich  persönliches  Erscheinen  gefordert:  p.  VI.  Tit.  1. 

>)  Kammergerichtsnrtheil    in    den   Materialien    snr   österr.    Ge- 
8chi«bt6  I.  171. 
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sie  keine  Wirkung;  das  Urtheil  insbesondere  begründet  nur  Rechte 
für  die  obsiegende  und  nur  Pflichten  für  die  unterliegende  Par- 
tei. Es  fand  also  ein  vollständiges  Repräsentationsverhältniss 
statt,  und  daraus  ergab  sich,  dass  es  für  den  Gegner  ganz  gleich- 
gültig war,  ob  er  mit  dem  dominus  selbst  oder  mit  dem  Prokn- 
rator  desselben  verbandelte,  immer  vorausgesetzt  freilich,  dass 
dieser  gehörig  legitimirt  war.  Da  aber  das  Gericht  bei  Beginn 
der  Sache  diese  Legitimation  prOfte  und  darQber  erkannte,  ob 
die  prodncirte  Vollmacht  dem  Recht  und  der  Gewohnheit  genug 
sei,  so  bedurfte  es  auch  nicht  der  Bestellung  von  Cautionen 
far  den  Anwalt  und  wir  finden  solche  —  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  Vollmachten  von  Clerikern,  in  denen  wenigstens  der  cautio 
iudicatum  solvi  gedacht  wird  (S.  166)  —  in  der  That  auch  nir- 
gend erwähnt.  Und  gerade  auf  die  Herstellung  jenes  unbeding- 
ten Repräsentationsverhältnisses  bezieht  sich  wohl  jene  Formel; 
sie  enthält  das  Bekenntniss,  dass  alle  vom  Prokurator  vorge- 
nommenen rechtlichen  Handlungen,  auch  die  nachtheiligen,  auch 
die  Versäumnisse  den  Auftraggeber  verpflichten  sollen,  dass  das 
günstige  ürtheil  ihm  zu  Gewinne,  das  ungünstige  ihm  zum  Ver- 
Inste werden  solle.  Mit  anderen  Worten :  die  Formel  sagt  nicht, 
der  Prokurator  handle  für  seinen  Gewinn  und  seinen  Verlust, 
sondern  sie  bestimmt:  alles,  was  geschieht  und  erkannt  wird, 
geschieht  und  wird  geurtheilt  zum  VortheiUoder  Nachtheil  de^ 
dominus.  Das%  der  Auftraggeber  diese  Verbindlichkeit  über- 
nimmt, ersetzt  in  gewissem  Sinne  alle  Cautionen,  ist  aber,  da 
letztere  eben  fehlen,  auch  so  wesentlich,  dass  es  verständlich 
wird,  warum  man  grade  auf  diese  Worte  so  grossen  Werth  legte; 
grade  sie  begründeten  nach  der  Auffassung  des  Gerichts  das  die 
Partei  verpflichtende  Verhältniss  und  mussten  eben  desshalb  nach 
der  Gewohnheit  des  königlichen  Hofes  itlr  unentbehrlich  und 
unersetzbar  gelten. 

Allerdings  kennt  aber  die  Praxis  des  Hofgerichts  auch  die 
Bestellung  eines  prokurator  in  rem  suam.  Es  ist  schon  erwähnt 
worden  (S.  37,  N.  l),  dass  Urkunden  vorkommen,  nach  welchen 
eine  Partei  ihr  gesammtes  Klagrecht  oder  das  ihr  aus  einem 
rechtskräftigen  Urtheil  zustehende  Recht  vor  versammeltem  Ge- 
richt auf  einen  andern  zu  selbständiger  Geltendmachung  über- 
trägt.    So   erklärt  die  Markgräfin  Mathilde  von  Hohenberg  vor 
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dem  Gericht  Friedrichs  II.:  filiis  meis  —  cessi  et  tradidi  omne 
las  et  qmnem  actionem,  qne  mihi  nunc  competit  —  contra  co- 
mitem  de  Wasserbarg,  fratrem  meum,  —  ot  iidem  filii  mei  ean- 
dem  —  proseqni  valeaot  actionem  *).  Vor  dem  Hofrichter  Frie- 
drich von  Heydeck  erscheint  1366  Leopold  Küchenmeister  von 
Nordenberg :  und  gab  vor  ans  auf  in  gericht  —  den  Schenken  vom 
Stein  die  clag  and  nntzgewer,  die  er  erlanget  and  erklaget  hett  vor 
dem  hofgericht  aaf  die  veste  Memmingen  —  nach  seiner  briefe 
sage,  die  er  vom  gericht  darfiber  hett,  —  und  verzieh  sich  der- 
selben clag  und  nutzgewer  vor  ans  in  gericht,  als  die  richter 
ertheilten,  in  des  gerichtes  band,  also  das  derselb  Eflchenmeister 
noch  niemant  von  sinetwegen  kein  fordrung  noch  ansprach  dar- 
nach sollen  haben  noch  gewinnen  mit  keinen  sachen  in  kein 
weise  ^).  So  bekundet  endlich  1417  der  Hofrichter  Graf  Ganther 
von  Schwarzbarg,  es  sei  vor  ihm  durch  Urtheii  ein  zu  Gunsten 
des  Volkart  von  Aue  ergangener  Rechtsspruch  des  kaiserlichen 
Gerichts  zu  Rotweil  bestätigt  worden:  darnach  trat  dar  vor  in 
gericht  der  egenant  Volkart  und  gab  Heinrichen  sinem  sone  die 
vorgeschrieben  brief ,  reht  und  urteil  recht  und  redlichen  nf  zu 
gewinne  und  verlust  und  zu  allem  rechtem  und  verziehe  sich 
der  auch  gen  im  gar  und  gentzlichen  ^).  Dieser  Form  der  ge- 
richtlichen  Uebertragung  des  Klagrechts  bediente  man  sich  noo 
auch,  wenn  der  ^rtreter  der  Partei  zwar  selbständig  und  in 
eigenem  Namen  vor  Gericht  handeln,  der  schliessliche  Erfolg  des 
Rechtsstreites  aber  doch  dem  Vertretenen  zu  gute  kommen  sollte. 
An  das  Repräsentationsverbältniss  werden  wir  dabei  dadurch  er- 
innert, dass  die  Uebertragung  Seitens  der  Partei  zu  Gewinn  und 
Verlust  geschieht  und  dann  wohl  erwähnt  wird,  der  Vertreter 
habe  „von  wegen  der  Partei''  gehandelt;  der  Unterschied  liegt 
aber  darin,  dass  der  Vertreter  die  aus  dem  Urtheii  gewonnenen 
Rechte  nan  seinerseits  an  den  Vertretenen  gerichtlich  zurückflbe^ 
tragen  musste.  Ueber  die  Einzelnheiten  des  Verfahrens^  nament- 
lich auch  darüber,  ob,  wie  wahrscheinlich,  das  Urtheii  auf  den 
Namen  des  Vertreters  gestellt   wurde,   sind  wir  nicht  genügend 


»)  HuilUrd-B.  V.  28. 

«)  Harpprecht  I.  ürk.  Nr.  XVII,  S.  112  fgg. 

*)  Daselbst  Nr.  XXL  S.  125. 
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anterrichtet,  denn  grade  f&r  den  einzigen  mir  bekannten  Fall 
dieser  Art  fehlen  die  Urkunden,  welche  darüber  Auskunft  ^eben 
könnten.  Als  1350  die  Klage  des  Markgrafen  Ludwig  von  Bran- 
denburg gegen  den  falschen  Waldemar  vor  dem  Gericht  der  Fflr- 
sten  zu  Nürnberg  entschieden  werden  sollte,  erschien  ersterer 
nicht  persönlich,  sondern  an  seiner  Statt  der  Pfalzgraf  Ruprecht, 
aber  nicht  als  Bevollmächtigter  desselben,  sondern  als  procura- 
tor  in  rem  suam.  Die  Urkunde  über  die  Uebertragung  des  Klag- 
rechts, sowie  das  in  der  Sache  ergangene  Urtheil  sind  nicht  er- 
halten (vgl.  Bd.  I.  S.  246  fg.),  wohl  aber  eine  sechs  Tage  nach 
der  Gerichtssitzung  ausges*tellte  Urkunde  Karls  lY.,  in  welcher 
der  König  bezeugt:  daz  wir  —  an  gcricht  sazzen,  —  als  ein 
römischer  künig  ze  recht  tun  sol.  Und  do  kom  für  uns  an 
gericht  —  Pfalzgraf  Ruprecht  —  und  gab  auf  mü  rechter  ur- 
teil und  auch  mit  unserm  gunst  und  toiUen  von  rechtes  wegen 
dem  —  Markgrafen  Ludwig  —  sein  klag,  die  er  im  mit  vol- 
lem und  gantzem  gewaU  ze  gewinne  und  ze  Verluste  aufgeben 
hat  gen  dem,  der  sich  nennet  Woldmar  marggrafen  zu  Branden- 
burg, und  alle  recht,  die  er  von  seinen  wegen  mit  rechter  ur- 
teU  vor  uns  und  dem  gericht  behabt  und  ervolgt  hat  gen  dem- 
selben Woldmarn  und  seinen  heifern,  die  in  dem  brief,  den  wir 
im  darüber  geben  haben,  —  bei  namen  genennet  sind  (die- 
ser Brief  fehlt  leider).  Der  Pfalzgraf  also  verfolgt  seine ,  das 
heisst  Ludwigs  Klage;  aber  dies  Klagrecht  ist  ihm  übertragen 
worden,  er  handelt  zunächst  für  sich,  —  er,  nicht  Ludwig, 
führt,  wie  Karl  weiter  bemerkt,  den  Beweis,  dass Waldemar  un- 
echt sei,  —  ihm,  nicht  dem  Vertretenen,  wird  das  Urtheil  aus- 
gehändigt, —  endlich  nicht  Ludwig,  sondern  der  Pfaizgraf  erhält 
Rechte  aus  diesem  Urtheil  und  letzterer  muss  diese  erst  wieder 
im  Gericht  an  den  Markgrafen  übertragen ^  damit  nunmehr,  wie 
es  in  der  Urkunde  geschieht,  dieExecution  zu  Gunsten  des  letz- 
teren verfügt  werden  könne  ^).  Nur  in  den  seltensten  Fällen  ent- 
schloss  man  sich  wohl  zur  Herstellung  eines  Vertretungsverhält- 
nisses  grade  in  dieser  Form  ');  dass  es  in  dem  eben  erwähnten 


M  Riedel:  cod.   dipl.  Brandenb.  II.  2.  S.  298  fg. 

*)  Die  Urkunden  lassen  es  nicht  immer  mit  Bestimmtheit  erkennen, 
ob  im  gegebenen  Falle  eine  BevoUmächtignng  oder  die  Bestellung  eines 
proc.  in  rem  snam  stattgefunden  habe.    Dahin  gehört  s.  B.  die  Urkunde 
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Falle  geschah,  erklärt  sich  aus  den  politischen  Beziehungen  m 
denen  Markgraf  Ludwig  und  der  Pfalzgraf  zum  Könige  standen: 
dem  ersteren  wird  namentlich  daran  gelegen  haben,  dem  Urtheile 
des  Gerichts  dadurch  eine  grössere  Sicherheit  zu  gewinnen,  dass 
dasselbe  auf  die  Klage  seines  mächtigen  und  einflussreichen  Ver- 
treters zu  Stande  kam.  « 

Für  die  Frage,  welche  Verhältnisse  die  Befngniss  begründe- 
ten, ohne  Auftrag  des  dominus  fQr  denselben  im  Gericht  auf- 
zutreten, bieten  unsere  Quellen  fast  gar  keine  Aufklärung.  Der 
Ehemann  bedarf  zur  Vertretung  der  Frau  einer  Vollmacht^): 
über  die  Vertretung  der  Kinder  durch  die  Eltern^),  der  Bevor- 
mundeten durch  den  Vormund,  findet  sich  nichts  zu  bemerken; 
Söhne  wurden  für  den  Vater  nicht  ohne  Bevollmächtigung  zuge- 
lassen *),     Kirchen  und  Stifter  werden  durch  ihre  Vorsteher  ver- 


Karls IV.  von  1360  (Mon.  Zoll.  III.  S.  392),  in  welcher  der  Bischof  von 
Bamberg  und  die  Burggrafen  xu  Nürnberg  auf  Klage  der  Gräfin  S.  von 
Zolr  an  den  kgl.  Hof  geladen  werden.  Es  beisst  in  der  Citation,  et 
sei  der  Klägerin  ertheilet  worden,  dass  sie  „alle  ire  vordemng  und  an- 
spräche, die  sie  hat  zu  den  vorgeschrieben  gutem  uff  möge  geben  zu  ge- 
winn und  zu  Verluste  Ortlin  von  Berneck,  als  sie  im  auch  dieselbe  clage 
in  unsir  und  der  fursten  gegenwärtigkeit  ufgeben  hat",  und  den  Verklag- 
ten wird  dann  auferlegt,  sich  zu  verantworten:  waz  der  vorgen.  Ortün 
von  wegen  der  obgen.  Sophien  zu  denselben  gutem  zu  sprechen  hat.  Das 
Verhältniss  scheint  hier  dasselbe  zu  sein,  wie  in  dem  oben  besprochenen 
Falle,  doch  lässt  sich  dies  mit  Gewissheit  nicht  behaupten,  da  alle  wei- 
teren Nachrichten,  namentlich  über  eine  etwaige  Rückaiiflassung  der  Klage 
an  die  Klägerin,  fehlen 

*)  ürkde.  von  1415  bei  Senckenberg:  k.  h.  G.  S.  103.  Es  er- 
scheint der  Ritter  Hans  von  Stuben  für  seine  Ehefran:  mit  irem  vollen 
gewalt,  als  er  den  bracht  mit  einem  offen  brief,  versigelt  mit  des  grafea 
V.  N.  und  derselben  frawen  nfgedruckten  insigeln,  als  da  auch  vor  ge- 
richt  erkant  wurde,  das  er  gewalts  genug  von  ir  hette*  Vgl.  Mon. 
Habsb.  III.  511. 

')  Im  Jahre  1235  wird  Graf  Stephan  von  Burgund  ohne  Vollmacht 
für  seine  Tochter  dementia,  Wittwe  des  Herzogs  Bertbold  von  Zäh  ringen, 
zugelassen,  es  wird  aber  bemerkt,  dass  dieselbe  von  dem  Verklagten  ge- 
waltsam gefangen  gehalten  werde,  so  dass  nicht  ersichtlich  wird,  ob  nicht 
die  Zulassung  grade  nm  des  letzteren  Umstandes  wegen  geschah.  Hoil- 
lard-B.  IV.  753. 

»)  Urkde.  von  1434  bei  Gemeiner:  Kegensbnrg  lil.  43  —  50.  Vor 
dem  Konig  erscheint  für  den  vorgeladenen  Herzog  Ludwig  von  Ingol- 
stadt dessen  Sohn,    nm   diesen   anf  Klage  des   Königs   zu  verantworten. 
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treten :  mit  ihnen  erscheinen,  wenigstens  in  der  älteren  Zeit,  die 
Vögte  ^).  Die  Stadtgemeinden  wurden  wohl  privilegirt,  sich 
durch  gewählte  Abgeordnete  vertreten  zn  lassen'),  welche  dann, 
wie  ich  glaube,  einer  anderen  Legitimation  als  der  gehörigen 
Bescheinigung  der  stattgehabten  Wahl  nicht  bedurften ;  dass  ein- 
zelne Beamte  der  Gemeinde  ohne  Mandat  ^ur  prozessualischen 
Vertretung  der  letzteren  berechtigt  gewesen,  l&sst  sich  nicht  er- 
weisen. Als  im  Jahre  1411  zwei  Barger  von  Eottbus  ,,anstat 
und  von  wegen  der  statt*'  im  Hofgericht  erschienen,  Hess  der 
Fflrsprecher  der  Gegenpartei  fragen:  ob  sie  gewaü  hätten, 
die  Stadt  zu  vertreten;  sie  erklärten  wiederholt:  sie  weren  von 
der  statt  wegen  hier,  der  Gegner  aber  hielt  dies  nicht  für  ge- 
ntigend  und  das  Gericht  trat  dieser  Ansicht  bei,  indem  es  ein- 
hellig urtheilte :  dieweil  die  vorgenannten  nicht  gewalt  betten,  so 
mögen  sie  gewalt  uf  ein  ander  gericht  bringen  und  bescheh  dann 
darnach  das  recht  sy').  Dieser  Uebung  entsprechend  entsenden 
denn  auch  die  Städte  regelmässig  gewählte  Prokuratoren  mit  ge- 
nügender Vollmacht:  so  1298  die  Stadt  Passau  vier  benannte 
Borger  cum  pleno  roandato  et  sufficienti  procuratorio  ad  arbi- 
trandum  et  componendam  et  alia  omnia  faciendum,  que  causis 
predictis  expedire  viderentur,  —  so  1431  die  Stadt  Berlin.  1442 
Nflrnberg,  1477  Strassburg  und  andere  mehr^).  Auch  für  den 
Fiskns  gibt  es  in  der  älteren  Zeit  keinen  andern  ständigen  Ver- 
treter als  den  König  selbst.  Waren  Rechte  des  Reichs  oder 
Ansprüche  der  königlichen  Kammer  im  Prozesse  zu  verfolgen, 
so  tritt  entweder  der  König  selbst  klagend  auf,  oder  er  beauftragt 


Der  Fürsprecher  des  letzteren  fragt,  ob  der  jange  Herzog  nicht  erst  die 
Vollmacht  seines  Vaters  nachweisen  müsse,  und  das  Gericht  findet,  dass 
dies  zu  geschehen  habe. 

»)  Vgl.  z.  B.  Bd.  I.  42   fgg.,    Herrgott:   gen.    Habsb.  II.    S.  154, 
Neagart:  cod.  dipl.  Alem.  II.  71,  Sl  n.  s.  w. 

*)  Urkdb.  der  Stadt  Brannschweig  S.  191.     Ruprecht  ertheilt  l 
1402  der  Stadt  die  Gnade,   daas  sie  sich  in  allen  Rechtssachen  am  Hof- 
gericbt  durch  zwei  Abgeordnete  vertreten  lassen  dürfe,  welche  vom  Rath 
ans   den  Mitgliedern  desselben  zn  wählen  seien. 

*)  Urkde.  bei  Riedel:  cod.  dipl.  Brandenb.,  Snpplementband  S.  60. 

«)  Mon.  Boica  XXVIII.  3.   423;    Senckenberg:    de   ind.   cam. 
hod.  105.     Vgl.  oben  S.   16$,  N.  S  und  S.  169  N.  3. 
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einen  der  Hofbeamten  mit  seiner  Vertretang  ^).  Im  fanfizehnten 
Jahrhundert  aber  findet  sich  am  Hofe  ein  eigener  Beamter,  wel- 
cher mit  Führung  der  zuletzt  erwähnten  Rechtsstreitigkeiten  tob 
Amts  wegen  bevollmächtigt  ist.  Ursprünglich  liegt  ihm,  soweit 
sich  ersehen  lässt,  nur  die  Wahrung  der  Interessen  der  könig- 
lichen Kammer,  de^  Fiskus,  ob^),  allmälig  aber  erweitert  sich 
sein  Wirkungskreis  und  unter  Friedrich  III.  erscheint  er  als 
Vertreter  des  Königs,  als  Oberhaupts  des  Reichs,  beauftragt  mit 
der  Verfolgung  jeder  üebertretung  königlicher  Gebote,  Freiheiten, 
Urtheile  und  Befehle.    Die  Bedeutung  seines  Amtes  wird  beson- 


^)  ZeugDisse  bietet  die  Geschichte  des  kgl.  Gerichts  in  nicht  geringer 
Zahl  dar,  ich  hebe  aber  mir  einige  hervor:   Konrad  III.  ladet   1149  den 
Bischof  Ton  Minden  vor   ein  Furstengericht,  nm  sich  Tor'demselben  auf 
seine  (des  Königs)  Klage  wegen  Nichtachtung  kgl.  Befehle  2a  verantwor- 
ten  (Wibaldi  ep.  bei  Jaff6  Nr.  191    S.  311);  Friedrich  I.  klagt  1166 
vor  den  Fürsten  gegen   den  Erzbischof  Konrad,  dass  dieser  das  Erzbis- 
thum  Salzburg  gewaltsam  an  sich  gerissen,    ohne  die  Regalien  erhalten 
zu  haben  (oben  Bd.  I.  S.  84);  Rudolf  I.  klagt  1274  vor  dem  Pfalzgrafen 
und  den  Fürsten  wegen  Rückerwerbs  der  dem  Reiche  entfremdeten  Gü- 
ter und  gegen  Otakar  von  Böhmen  wegen  Nichtnachsuchung  der  Beleh- 
nung (das.  S.  167,  68);   Adolf  von  Nassau  klagt   vor  den  Fürsten  gegen 
Albrecht   von   Oesterreich    (das.  S.  140  Note  5)  und    gegen   den  Pfalz- 
grafen Otto  von  Burgund,  weil  dieser  seine  Herrschaft,  Land,  Lehen  nnd 
Rechte  ohne  Genehmigung  des  Reichs  an  König  Philipp  von   Frankreiefa 
übergeben  habe   (das    S.  174  Note  2);  über  eine   Klage  AlbreebU  gegen 
Albrecht  von  Thüringen  ist  ebenda  berichtet;   König  Wenzel   klagt  vor 
dem  Hofgericht  gegen  die  Bürger  von  Köln,   weil  sie   wider  des  Reichs 
Recht  den  Rhein  gesperrt,  Zölle  auferlegt  hätten  u.  dgl.  mehr  (Lacom- 
blet  III.  885);  Sigismund  klagt  1415  und  17  gegen  Friedrich  von  Oester- 
reich (Bd.  I.  271,  75),  1434  gegen  Ludwig  von  Baiem-Ingolsfeadt  ($.  287), 
nnd  in  dem  Prozess  gegen  den  Landgrafen  Hermann  von  Hessen  wegen 
der  Ganerben  des  Busecker  Thals  beauftragte  er  erst  seinen  Hofrichter 
Günther  von  Schwarzburg:  „des  Königs  und  des  Reiches  Recht'*  im  Ge- 
richt zu  verfolgen,    nnd   trat  später  selbst  als  Kläger  auf  (S.  308,   10). 
Wegen  der  Gebühren,   welche  an   die   königliche  Kammer  zu  entrichten 
sind,  tritt  einmal  der  Kanzler  klagend  auf  (ann.  Ottenburani  mino- 
res SS.  XV U.  316);   unter  Ruprecht  betreibt  nach  einer  Urkunde  (Reg. 
2741)  der  Kammermeister  Klagen  dieser  Art.      Ob  die  von  Ruprecht  er- 
nannten Reichs-  und  Hofadvokaten  (Reg.  2395,  2446)  etwa  mit  der  Ver- 
tretung  des  Königs   und   des  Fiskus  beauftragt  waren,    lasst  sich  niebt 
sagen,  da  über  die  Stellung  dieser  Beamten  durchaus  nichts  Näheres  be- 
kannt ist. 

«)  Tomaschek;  höchste  Gerichtsbarkeit  S.  85  fgg. 
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ders   ersichtlich   ans   einem  Patent  vom   7.  April   1453,    durch  \ 
welches  Härtung  von  Kappel,  Doctor  der  Rechte  and  königlicher 
Rath,  zum  Prokurator  des  Fiskus  und  der  kgl.  Kammer  ernannt 
wurde  ^X    Danach  soll  derselbe  beauftragt  sein,  im  ganzen  Reiche 

^)  FridericQS  —  ipsam  Hartnngum  in  nostram  camereque  nostre  et 
imperialis  fisci  per  totam  sacram  Romanum  imperinm  procaratorem  fis- 
calem  caxn  omnibus  bonoribiis  etc.  ad  ipsam  officiom  —  pertinentibus  — 

Greamns,  coDstitatmas  et  ordinamus,  —  concedentes  sibi plenam 

et  liberam  facaltatem  ad  investigandnnii  mquirenc^um^  scisaitandam,  denun- 
ciandum,  publicandum  et  prosequendum  omnes  et  singnios  caiuscumque 
dignitatis,  honoris,  Status,  ordinis,  gradiis  conditionisTe  fnerint,  priTÜegio- 
ram  imperialium,  potisstme  Carolinae,  ceterarumque  imperialiam  et  rega- 
lium  eonstitntioniini,  reformationnm ,  edictortim,  ordinationnm ,  exemptio- 
niiDi,  libertatQm  et  imDinnitatom  ecclesiasticis  sive  secnlaribns  collegiis, 
commanitatibus y  et  personis  qaorismodo  a  iare  nee  non  a  nobis  et  — 
nostris  predecessoribos  coniunctim  aut  divisim  concessarnm  et  in  antea 
-coDcedeudarnm  prevaricatores,  transgressores,  rebelles,  turbatores  et  offen- 
aores,  res  iudicatas  atque  institiam  contra  rempubiicam,  et  illarnm  eze- 
cntionesy  praesertim  imperiale  bannum  et  eins  aggraTationes  devolntaqne 
ad  noa  et  imperinm  sacrum  feoda  perperam  occopantes  et  ipsornm  red- 
ditna  —  psnrpante«,  parvi  pendentes  seu  contumaciter  impedientes,  moles- 
tantes  indebite  ac  retardantes  adversusqne  contumaces  et  forefactores 
huiusmodi  cominatioues  sub  penis  oportunis  vice  ac  nomine  nostri  emit- 
tendaxn,  et  eos  ob  contumaciam  et  rebeUionem  penas  condignas  et  commi> 
nataa  incidisse  declarandum,  processus,  mandata  ac  penas  contra  eos 
habicos,  factos  et  latos  insinuandnm  et  ezequendnm  ac  eos  et  eorum  bona 
arrestandum  et  occupandum  et  ad  fideles  manus  pro  nobis  et  fisco  im- 
periali  nostro  commendandum  et  reponendnm,  auzilium  insuper  non  solum 
brachii  secularis,  sed  ecclesiastice  potestatis  pro  debita  coercione  —  — 
invocandum  —  donec  —  ad   causam   fisci   nostri    imperialis   fuerit    satis- 

factom,  cnm  potestate  eliam  pro  interesse  nostro  et  imperialis  fisci 

placitandi,  tractandi  ~  et  quoslibet  molestores  rebelles,  offensores  et  con- 
tomaces  predictos  ad  satisfactionem  et  solutionero  fiscalium  penarum  com- 
pellendi  eosque  —  ad  nostram  praesentiam  citandi  — ,  adversus  eos  — 
coram  maiestate  pertinentia  proseqnendi  —  et  coram  nobis  et  commissa- 

riis  nostris agendi  et   defendendi  ac  ea  et  singnla  alia   faciendi   et 

exercendi,  que  circa  causarum  ipsarum  fiscalium  prosecutionem  finalem 
qnomodolibet  necessaria  fnerint  atque  oportuna,  etiam  si  talia  forent,  que 
de  iure  aut  sui  natura  mains  specificum  ezigerent  mandatum,  ratum  habi- 
turi  et  gratum,  quicqnid  per  procuratorem  nostrura  fiscalem  prenomina- 
tom  in  premissis  et  circa  ea  factum  fuerit  (Chmel:  Mater,  z.  osterr. 
Gescfaicbte  II.  49,  Ztschrft.  f.  d.  Recht  XVI.  294).  Kürzere  Patente 
aas  den  Jahren  1439  und  90  bei  Tomaschek  S.86  und  Uarpprecbt  I. 
S.   352. 

Franklin,  Reichshofgerieht.   II.  12 
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nach  den  Uebertretern  kaiserlicher  Gesetze  im  weitesten  Sinne  zu 
forschen  nnd  dieselben  im  Kechtswege  an  verfolgen.  Ebenso  soll 
er  gegen  diejenigen  einschreiten,  welche  ein  vom  König  irgend- 
wem  ertheiltes  Privileginm  verletzen  oder  erkannten  Urtheilen 
trotzen  oder  die  Execntion  derselben  hindern  oder  Bann  und 
Acht  missachten  würden;  auch  die,  welche  dem  Reiche  anheim- 
gefallene Lehen  an  sich  nehmen,  soll  er  in  gleicher  Weise  zur 
Rechenschaft  ziehen.  Er  darf  an  die  Ungehorsamen  im  Namen 
des  Königs  Verwarnungen  richten  und  soll,  wenn  dies  nicht  zum 
Ziele  führt,  die  Klagen  gegen  sie  bis  zur  völligen  Befriedigung 
des  königlichen  Fiskus  durch  alle  zulässigen  .Ei^ecutionsmittel 
verfolgen*  Dabei  soll  ihm  das  Recht  zustehen,  auch  Vergleiche 
für  den  Fiskus  abausch Hessen,  Ladungen  auszabringen,  im  Gericht 
für  denselben  aufzutreten,  Oberhaupt  alle  und  jede  nöthig  er- 
scheinende Massregel  zu  ergreifen.  Ueberall  wird  man  hierbei 
freiHcb  an  die  finanziellen  Interessen  der  Kammer  erinnert,  aber 
man  ersieht  doch,  dass  es  diese  nicht  mehr  allein  aind,  die  der  pro- 
cnratorfisoalis  camereetimperialis  fisci  —  kaiserlicher  Kammer*Pro- 
knrator-Fiskal  heisst  er  in  deutschen  Urkunden  —  zu  wahren  be- 
rufen ist.  Dies  zeigt  sich  auch,  wenn  man  die  einzelnen  Fälle  be- 
trachtet, in  denen  der  Fiskal  thätig  ist.  Er  erhält  den  Auftrag, 
daftlr  zu  sorgen,  dass  die  Juden  im  Reiche  ihrer  Verpflichtung 
gegen  die  königliche  Kammer  nachkommen,  aber  er  tritt  auch 
als  Killer  auf,  wenn  man  dieselben  mit  nngerechten  Anforde- 
rungen belastet  ^).  Im  Jahre  1476  klagt  er  gegen  den  Grafen 
von  Hanau  weil  er  dem  Kaiser  nicht  Kriegshilfe  gegen  Burgnod 
geleistet  und  1481  gegen  die  Stadt  Frankfurt,  weil  sie  nicht 
den  geforderten  Zazug  gegen  Matthias  von  Ungarn  geschickt 
habe  ^>.  Gegen  Bürgermeister,  Rath  und«  Gemeinde  von  Mem- 
mingen klagt  er  wegen  willkürlicher  Aenderung  der  Stadtver- 
fass^ng,  —  gegen  Regensburg,  weil  sich  die  Stadt  in  fremde  Hände 
gegeben  und  dadurch  dem  Reiche  entfremdet  habe'}.  Auf  Antrag 
desselben  wird  ein  von  Sigismund  von  Oesterreich  mit  den  Eid- 
genossen   abgeschlossener  Vertrag   für   ungültig   erklärt,    gegen 

1)  Reg.  Friedrichs  3174  und  3206,  Mon.  Habib.  Hl.  57a 
«)  Mon.  Uabsb.  III.  673,  Janssen  U.  1.  405;  ebenso  1477 
Mainz:  Moo.  H.  603. 

*)  Mon.  Habsb.  HI.  479,  Reg.  8569,  60,  vgl.  mit  8809,  10. 
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letztere. anch  wegen  Landfriedensbrnchs  verhandelt;  schliesslich 
werden  sie  der  Verletzung  kaiserlicher  Majestät  nnd  der  Reichs- 
gesetzG  schuldig  befänden  and  in  die  verwirkten  Strafen  ver- 
urtheilt^).  In  den  Jahren  1473  nnd  74  werden  mehrfach  ver- 
schiedene Stände  des  Reichs  zur  Yerantwortnng  vorgeladen,  weil 
sie  Mandaten  des  Königs  nicht  Folge  geleistet  hätten  ^).  Gegen 
den  Abt  von  Isny  klagt  der  Fiskal  wegen  eigenmächtiger  Besitz- 
nahme dem  Reiche  anheimgefallener  erbloser  Gflter,  wegen  des- 
selben Vergehens  gegen  die  Herzöge  von  Pommern  nnd  den 
Herzog  von  Cleve,  gegen  andere  wegen  Nichtbeachtung  könig- 
licher Reservatrechte,  gegen  wieder  andere  wegen  Friedensbruch 
nnd  Gewaltthat,  begangen  an  königlichen  Abgesandten,  wegen 
Nichtachtung  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.  ^)  Der 
Fiskal  tritt  ferner  anf  zum  Schatz  städtischer  Privilegien,  aber 
er  verfolgt  auch  diejenigen  Gemeinden,  welche  sich  Eingriffe  in 
die  Rechte  der  Fürsten  erlaubt  oder  Unordnungen  der  Einwohner- 
schaft geduldet  haben  ^).  Insbesondere  soll  der  Fiskal  die  Aus- 
fährung  der  Achturtheile  flberwachen,  wie  z.  B.  Georg  Ehinger 
1466  den  verschärften  Auftrag  erhält:  alle  und  ygliche  unser 
und  des  reichs  achter  und  aberachter,  ir  leib,  hab  nnd  gut, 
nichts  ausgenommen,  in  allen  und  yeden  stetten,  merkten,  dorffern, 
gerichten  und  gebieten,  auf  wasser  und  auf  lannde  anzugreiffen, 
aufzuhalten,  zu  verhefften,  zu  verbieten  und  niderzulegen ,  die 
aus  selbem  haffte  und  verbott  wider  zu  ervordern  nnd  zu  unser 
und  des  heiligen  reichs  und  seinen  hannden  zu  nemen,  sich  Mi 
inen  zu  vereinigen  und  zu  vertaidingen ,  auch  solich  habe  nnd 
gut  zu  verkauffen,  zu  verendern  und  damit  zu  schaffen  und  zu 
tunde  nach  seinem  willen  und  wolgevallen  an  allermänniciichs 
irrung  und  verhindern;  in  einzelnen  Fällen  ergehen  dann  noch 
Befehle  an  alle  Reichsgetreuen,  die  Fiskale  bei  den  zur  wirk- 
samen Ausführung  der  Reichsacht  nothwendigen  Massregeln  zu 
unterstützen,  wie  es  auch  nicht  an  ganz  allgemein  lautenden 
Patenten  fehlt,   denselben   in    allen  Geschäften,    welche  sie   für 

^)  Fontes  reram  Anstriae  II.  2,  23B,  342,  61. 
«)  Vgl.  z.  B.  Mon.  Habsb.  III.  504,  541. 

*)  Moa.  Habab.  III.  534,  Riedel;  cod.  dipl.  Brandenb.  II.  5.  101, 

HaTppreclit  I.  Nr.   XX.VIII— XXXXI,  Nr.  XXVI  and  M.  Habsb.  696. 

♦)  Harpprecht  Nr.XXXVII,  Lünig  IX,  259,  L ab om biet  IV. 379. 
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Kaiser  und  Reich  vornehmeD  wflrden,  Rath  nnd  Hilfe  zn  ge- 
währen ^).  Im  Allgemeinen  war  also  der  Wirkungskreis  dieser 
Beamten  —  anch  zu  diplomatischem  Missionen  wurden  sie  ver- 
wendet^) —  kein  geringer  und  ich  finde  kein  Zeugniss,  dass 
man  sie  wegen  ihrer  umfassenden,  meist  doch  sehr  unliehsamen 
Thätigkeit  mit  jener  Unzufriedenheit  und  Gehässigkeit  betrach- 
tete, die  auf  dem  Fiskalate  später  in  den  meisten  TerritorieD, 
in  denen  das  Amt  eingeführt  wurde,  lastete ').  Dies  erklärt  sich 
hinlänglich  ans  dem  beklagenswerthen  Rechtsznstande  jener  Zeit, 
der  es  dringend  wQnschenswerth  erscheinen  Hess,  dass  die  Ver- 
folgung der  Friedensbrüche  und  die  Ausführung  ergangener  ür- 
tbeile  von  Amtswegen  überwacht  werde,  wenn  dies  anch  haupt- 
sächlich und  zunächst  im  finanziellen  Interesse  der  königlichen 
Kammer  geschah.  Deshalb  traten  die  Stände  Anfangs  dem  neu- 
geschaffenen Institut  keineswegs  feindlich  gegenüber,  sie  sprachen 
vielmehr,  als  sie  auf  dem  Nürnberger  Reichstage  von  1467  die 
Einsetzung  eines  ständigen  Gerichts  forderten  (vgl.  Bd.  I.  372 
fgg-)t  den  Wunsch  aus,  der  König  möge  bei  letzterem  einen 
Fiskal  mit  voller  Gewalt  anstellen;  dieser  sollte  wegen  Land- 
friedensbruchs selbständig  klagen,  wenn  die  beschädigte  Partei 
ihre  Sache  nicht  verfolgte,  und,  wenn  diese  die  begonnene  Klage 
fallen  Hesse,  den  Prozees  wegen  der  verfallenen  Strafe  fortsetzen, 
damit  solches  Unrecht  und  Ueberfahrung  des  Friedens  nicht  un- 
gestraft bleibe  *).  So  begegneten  sich  die  Interessen  des  Kaisers 
und  die  Wünsche  der  Stände,  um  das  Fortbestehen  und  die 
weitere  Entwickelung  des  Amtes  in  der  folgenden  Zeit  zusichern; 
es  sollte,  wie  Friedrich  III.  im  Jahre  1 489  bei  Bestellung  eines 
Fiskals  am  Kammergericht  bemerkte,  dem  heiligen  Reiche  ku 
Gute,  dem  Recht  und  Frieden  zur  Förderung  und  Handhabung, 
den  Unterthanen  zur  Bewahrung  vor  unbilligen  Schäden  und 
Beschwerungen  dienen  ^). 

^)   Reg.  4462,  8462  aas  den  Jahren  1466  and  89. 

*)  Janssen  II.  S.  227. 

*)  Vgl.  z  B  Boeblaa:  Mecklenbarg.  Criminal-Prpcess  §218.148  fg. 

*)  Müller:  R.  T.  T.  II.  276. 

»)  Harpprecht  I.  Urkd.  Nr.  LXIV  S.  361.  Zar  Geschichte  d« 
Fiskalats  am  Kammergericht  vgl.  Heffter  im  Archiv  des  Criminalrechts, 
Neue  Folge,  1845  S.  598  und  Ortloff  in  der  Zeitschrift  für  deutsches 
Recht  XV.  299  fgg. 
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Die  Parteien  erscheinen  im  Gericht  mit  ihren  Vorsprechern  ^). 
Ein  Zwang,  sich  in  solcher  Weise  vertreten  zu  lassen,  bestand 
allerdings  nicht  und  es  kommen  namentlich  in  älterer  Zeit  Bei- 
spiele genug  vor,  dass  der  Sachwalter  —  die  Partei  selbst  oder 
deren  Prokurator  —  allein  vor  Gericht  kömmt,  redet  und  han- 
delt^. Dieselben  Grfknde  aber,  welche  in  den  deutschen  Ge- 
richten Oberhaupt  die  Wahl  eines  mit  den  Formen  des  Ver- 
fahrens genau  bekannten,  der  Rede  mächtigen,  ruhigen  und  be- 
sonnenen Vertreters  vortheilhaft  und  beinahe  nothwendig  er- 
scheinen Hessen'),  fährten  es  herbei,  dass  die  Annahme  eines 
Vorsprechers  auch  bei  dem  königlichen  Hofgericht  als  faktische 
'Regel  galt.  Diese  Vertreter  heissen  prolocutores,  patroni  causae, 
advocati,  advocati  et  defensores,  Vorsprecher,  Fürsprecher,  Ffkr- 
leger^)  und  ihre  Stellung  am  Hofgericht  ist,  soweit  sich  ersehen 
lässt,  in  nichts  verschieden  von  derjenigen,  welche  sie  in  anderen 


1)  Vgl.  hierzu  namentlich  Maorer  §§94—99  S.  123  fgg.,  Nietzsche: 
eommentatio  de  prolocatoribus  (1831),  Homeyer:  Gerichtswesen  des 
Ricbtsteiges  §.  7. 

*)  Zeugnisse  bieten  die  meisten  der  im  zweiten  Bande  der  legg.  ab- 
gedrnckten  Urtheile  des  Reichshofes  z.  B.  S.  140,  41,  2,  5,  64,  86,  99 
u.  B.  w. ;  aach  Rudolf  I.  klagt  ohne  Fürsprecher  gegen  Otakar  (das.  400) 
und  es  wird  auch  sonst  in  vielen  der  wichtigsten  Prozesse  dieser  Zeit 
der  Mitwirkung  der  Prolocutoren  nicht  erwähnt.  Auch  am  Kammer- 
gericht konnten  die  Parteien  selbsl  reden  und  handeln:  Kammergerichts- 
Ordnung  von  1471  §  7  und  Urkunde  von  1474  in  den  Mon.  Habsb.  III.  517. 

*>  Nietzsche  cap.  I,  Maurer  S.  125,  Homeyer  S.  420  fg., 
Siegel:  die  Erholung  und  Wandelung  im  gerichtlichen  Verfahren  (Wien, 
1863)  S.  6  fgg.,  und  desselben  Schrift:  Die  Gefahr  vor  Gericht  und  im 
Rechtsgang,  1866. 

*)  Beispiele :  prolocutor  auch  in  historischen  Quellen  sehr  häufig 
(annale 8  Reiche rsperg.  XVII.  472:  per  p.  respondere);  —  patronus 
causae:  Mon.  B.  XXXI.  1.  514,  H.-B.  II.  832,  legg.  249;  —  advocatus: 
fl.-B.  II.  891,  Otto  Frising.  II.  c.  31,  ann.  Ottenbur.  min.  XVII. 
316;  —  adv.  et  defensor  in  den  cas.  S.  Qalli  II.  152  (oben  Bd.  I. 
S.  37);  —  Fnrsifreeher:  M.  B.  XXVIII.  2.  442,  bist.  Norimb.  diplom. 
Nr.  329  S.  637,  Lacomblet  IV.  230,  Schmidt:  Goettingen  381, 
Senckenberg:  k.  h.  G.  103,  Harpprecht  I.  100,  109  u.  s.  w.;  — 
Vorsprechen:  Senckenberg:  method.  iurispr.  S.  149,  Estor:  origg.  inr. 
publ.  322;  —  Redner:  Mon.  Habsb.  III.  479,  517,  73;  -  Fürleger: 
M.  B.  XXVIII.  2.  245,  Materialien  I.  166,  Chmel:  Reg.  Friedrichs 
S.  XV.    Vgl.  Nietzsche  a.  a.  O.  S.  9  fgg. 
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Gerichten  einnahmen.  Insbesondere  ist  Folgendes  zn  bemerken. 
Will  eine  Partei  sich  einen  Vorsprecher  wählen,  so  kann  der 
Gegner  dies  durch  seinen  Einspruch  nicht  verhindern  ^),  voraus- 
gesetzt nur,  dass  der  Partei  nicht  aus  allgemeinen  rechtlichen 
Grundsätzen  das  Recht,  sich  vertreten  zu  lassen,  gänzlich  mangelte; 
und  vorausgesetzt  ferner,  dass  der  Gewählte  nicht  anfähig  war, 
des  Amtes  zu  warten :  ftlr  die  Frage,  in  weichen  Fällen  das  eine 
oder  das  andere  der  Fall  war,  erweitern  unsere  Quellen  nicht 
den  Kreis  des  bereits  anderweitig  Bekannten  ^).  Die  Partei  kann 
sich  einen  Fürsprecher  vor  der  Gerichtsverhandlung  wählen;  sie 
erscheint,  wie  es  sehr  häufig  heisst,  mit  demselben  vor  Gericht; 
dass  in  diesem  Falle  der  Richter  die  Wahl  bestätigte  oder  der 
Gegner  dieselbe  bemängeln  durfte,  ist  auch  nach  den  Qaelleo 
fElr  den  Prozess  des  Hofgerichts  nicht  zu  behaupten  ^).  Erscheint 
die  Partei  ohne  Fürsprecher,  so  kann  sie  noch  im  Gericht  einen 
solchen  wählen  und  der  Richter  gibt  ihr  alsdann  denjenigen, 
auf  welchen  die  Wahl  fiel^).  Die  Fähigkeit,  in  einer  einzelnen 
Sache  Fürsprecher  zu  sein,  ist  nur  dadurch  bedingt,  dass  der 
Vertreter  des  Verfahrens  kundig  sei,  namentlich  ist  bei  dem  Ver- 
fahren nach  Landrecht  ^}  nicht  erforderlich,  dass  der  Fürsprecher 
der  von  ihm  vertretenen  Partei  oder  dem  Gegner  ebenbürtig  sei  *}; 
es  war  natürlich,  dass  man  gern  einen  Vertreter  aus  gleichem 
Stande  wählte,  dass  namentlich  die  Fürsten  ihr  Augenmerk  dar- 


0  Die  cont.  altera  ca8.  S.  Galli  c.  3  (SS.  II.  löS)  erwähnt  einei 
Streites  über  diese  Frage:  Cum  antem  imperator  ad  discutiendam  hanc 
causam  pro  tribunali  consedisset,  abbate  et  fratribus  in  causa  positis, 
fratres  priores  sibi  advocatum  et  defensorem  postulant.  Econtra  abbat 
et  stti,  noD  alium  monacho  nisi  abbatem  sQum  advocatum  dandum,  pro- 
clamant.  Cum  antem  non  ita  esse  fratres  canonom  aactoritate  probarent, 
iudicio  principum  abbati  et  fratribus   adrooati,  quos  elegerant,  dati  sunt. 

<)  Nietzsche  c.  IV.  S.  29  fgg.  und  c.  V.  S.  33  fgg.,  Maurer  1S7, 
Homeyer  a.  a.  0.  422  Nr.  3  und  4. 

*)  Nietzsche  a.  a.  O.  S.  31,  32. 

*)  —  advocati,  quos  ejegerant,  dati  sunt  in  Note  49;  Tgl.  Auch 
Nietzsche  a.  a.  O.,  Homeyer  Nr.  5. 

*)  Ueber  die  Stellung  des  Fürsprechers  im  Lebnsprozess :  Homeyer 
Ssp.  II.  2.  566,  Ficker:  Heerscbild  199,  Nietzsche  S.  37  fg. 

•)  Vgl.  Nietzsche  S.  41,  Homeyer  422  Nr.  4.  Der  erster« äussert 
sich  auch  ganz  zutre£Eend  über  die  oft  angeführte  Stelle  des  Eberhard 
Windeck  c.  60  bei  Mencken  I.  1121. 
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auf  richteten,  steh  dnrch  einen  Genossen,  welcher  ihre  Standes- 
interessen theilte,  vertreten  zn  lassen^),  aber  es  kommen  doch 
Beispiele  genug  vor,  dass  die  Fttrsten  und  selbst  der  KOnig  mit 
Fflrsprechern  erscheinen,  die  weder  ihnen  selbst  noch  dem 
Gegner  ebenbürtig  waren  ^).  Wer  im  Gerichte  anwesend  war, 
musste  auf  Bitte  der  Partei  das  Fflrsprecheramt  annehmen'); 
Ober  Excusationsgrftnde  nnd  deren  Bekräftigung  erfahren  wir 
aus  den  Quellen  nichts  Näheres^).  Die  Bestellung  der  Fttr- 
sprecher  geschieht  auch  im  Hofgericht  durch  „Andingen  im 
Recht'*');  was  sie  etwa  vor  Erftlllung  dieser,  übrigens  nirgends 
näher  beschriebenen  Förmlichkeit  vortrugen,  wuMe  vom  Gericht 
nicht  berücksichtigt  *) ;  indess  wurden  nicht  nur  Einreden,  welche 


^)  So  erscheint  s.  B.  1166  der  Erzbiscbof  von  SaUborg  mit  dem 
Herzog  ron  Bayern  aU  seinem  Fürsprecher  (Bd.  I.  S.  84  Note  2),  1417 
iit  der  Markgraf  von  Brandenburg  Yorspreoher  des  Herzogs  Heinrich 
von  Bayern  a.  s.  w. 

*)  Zu  den  bei  Nietzsche  S.  41  angeführten  Beispielen  vgl.  noch: 
Windeck  c.  46,  47  (in  dem  Prozesse  gegen  Herzog  Friedrich  Ton 
Oesterreich  ist  ein  Graf  von  Oettingen  Fürsprecher  Sigismands);  Bstor 
origg.  iar.  publ.  322  (bei  den  Verhandlungen  gegen  Ludwig  von  Hessen 
vertritt  Graf  Günther  von  Schwarzburg  den  Konig);  ferner:  in  einem 
Rechtsstreit  mit  dem  Herzog  von  Brabant  wählt  Graf  Balduin  von 
Hennegan  seinen  Kanzler  zum  Fürsprecher,  während  für  den  Gegner  der 
Graf  Ton  Flandern  auftritt  (Gislebert  bei  Bouquet  XYIII.  404). 

*)  Dies  ergibt  sich  aus  der  S.  182  N.  6  erwähnten  Stelle  aus  Win- 
deck c.  60:  „wenne  wer  zu  hoffgericht  stet  und  der  gefordert  wirt  zu 
einem  fhrsprecher,  der  do  sein  genösse  ist,  der  mns  im  sein  wort  sprechen. 

«)  Nietzsche  c.  VI.  und  VII.  S.  43  fgg.,  Homeyer  S.  422  Nr.  7. 

*)  Andingen  durch  den  Fürsprecher:  z.  B.  Senckenberg:  de  iud. 
cam.  hod.  141,  Harpprecbtl.  102;  angedingte  Fürsprecher  oder  Redner 
sehr  häufig,  z.B.  Senckenberg  73,75,  Harppretiht  1.174,  Materia- 
lien z  oesterr.  Gesch.  I.  166,  Mon.  Habsb.  III.  479,  517,  573. 
Erseheint  die  Partei  ohne  Fürsprecher,  so  muss  sie  sich  selbst  im  Rechten 
andingen:  s.  B.  Harpprecbt  I.  202  und  204.  Vgl.  Maurer  131  fg., 
Nietzsehe  c.  VIII.  S.  49  fg.,  Homeyer  S.  422. 

*)  Als  1434  eine  Klage  Sigismunds  gegen  Herzog  Ludwig  von  Bayern 
verhandelt  wurde,  wollen  die  Vertreter  des  letzteren  gegen  die  Klage 
Widerspruch  erheben.  Der  Fürsprecher  des  Königs  fragt  darauf:  ob 
yemant  von  des  obgenannten  Ludwigs  wegen  reden  wolde,  ob  der  leht 
billig  soUl  — >  sich  andingen  in  fhrsprechen  weise  nnd  darauf  in  das 
recht  treten  —  und  ob  iehts  anders  geredt  wurde,  ob  das  lebt  billichen 
nnkreftig  sein  solde  im  rechten.    Das  Gericht  findet  darAnf  auch:    wer 


Digitized  by 


Google 


_    184_ 

den  Gerichtsstand  selbst  oder  die  Personen  der  Richter  and 
Urtheiler  betreffen,  sondern  auch  andere  dilatorische  vor  dem 
Andingen  geltend  gemacht^);  ob  das  einmal  geschehene  Andingen 
bei  Verfristung  der  Sache  in  späteren  Gerichtssitzungen  wieder- 
holt werden  musste,  war  nicht  unstreitig^),  lieber  die  Tbätig* 
keit  des  Fürsprechers  im  Gericht,  über  das  Verhältniss  desselben 
zum  Sachwalter,  über  Berathungen  zwischen  beiden  ausserhalb 
der  Schranken,   insbesondere  auch  über  das   Recht   der  Partei, 

far  den  Herzog  auftreten  wolle,  solle  sieb  als  Fürsprecher  andingen  als 
recht  ist;  was  sonst  erzählt  w^^de,  sollte  keine  Kraft  haben  im  Recbtea 
(Gemeiner:  Regensburg  III.  47).  —  Derselbe  Rechtsgrundsatz  findet  sich 
anerkannt  in  einem  Bescheide  Friedrichs  III.  vom  10.  Februar  1451 
(Franklin:  Albrecht  Achilles  S.  57):  die  Anwälte  der  Stadt  Nürnberg 
erklären,  da  sich  die  Botschafter  ihres  Gegners,  des  Markgrafen  Albrecht, 
nicht  angedingt  hätten  mit  Fürsprechern,  so  dürften  sie  im  Gericht  nicht 
zugelassen  werden.  Darauf  wird  erkannt:  dieweil  wir  zu  gericht  sessen 
und  der  von  Nüremberg  anweit  auf  iren  verlesen  gewalt  in  recht  »n- 
gedingt  und  nmb  recht  angeruffen  hatten,  wollten  dann  marggrave  A. 
botschafft  darein  oder  darwider  icht  reden,  daz  sie  daz  tetten  durcb  ge- 
walt und  angedingt  als  recht  were,  so  solten  sie  gebort  werden  und 
verrer  bescheben  was  recht  were ;  wolten  sie  aber  ausserhalb  rechtens  in 
craft  der  credentz,  uns  von  marggrave  A.  wegen  geantwurt,  auff  ir  person 
lautend,  icht  anbringen,  so  wolten  wir  sie  gnediciich  und  gern  verhören, 
doch  das  solch  ir  red  und  fürbringen ,  aUe  dieweü  sie  on  getcaU  und 
unangcdingt  redten,  den  von  Nüremberg  an  iren  rechten  unschedlkh 
sein  solt  —  Ebenso  nach  einem  Erkenntniss  von  1454  bei  Lünig  XVIII. 
36  und  einem  andern  von  1476  in   den  Mon.  Hab«b.  U.  181. 

^)  So  z.  B.  der  Einwand,  eine  Partei  sei  nicht  nach  Fürstenrecht 
geladen:  Lünig  a,  a.  0.;  vgl.  Nietzsche  S    53. 

>)  Das  von  Nietzsöhe  S.  54  N.  187  angeführte  Urtheil  (Franklin: 
Albrecht  Achilles  S.  62)  zeigt  grade,  dass  darüber  verschiedene  Ansichreo 
herrschten.  Nachdem  in  der  Streitsache  der  Stadt  Nürnberg  gegen  deo 
Markgrafen  schon  verschiedene  Gerichtstage  gehalten  worden,  erscheinen 
die  Parteien  wieder  vor  dem  König.  Der  Fürsprecher  des  letzteren  be- 
merkt, die  Boten  der  Stadt  hätten  sich  nicht  angedingt  und  dürften  dtt^ 
halb  im  Rechten  nicht  gehört  werden.  Die  Gegner  repliciren:  sie  hätten 
sich  zu  Anfang  der  Sache  angedingt,  der  Rechtstag  sei  verfristet  worden 
und  da  die  verschiedenen  Termine  als  ein  Tag  anzusehen  seien,  so  sei 
nicht  erforderlich,  dass  sie  sich  abermals  andingten.  Das  Gericht  findet 
aber:  wollten  die  Nürnberger  etwas  im  Recht  furbringen,  so  müssten  sie 
sich  andingen.  Diesem  Entscheide  fügen  sich  auch  die  Bevollmächtigten 
der  Stadt,  doch  mU  behaUnua  der  ergangnen  urtel  und  gerichitshandhtng» 
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Erholung  und  Wandelung  nachzusuchen^),  gewähren  unsere 
Quellen  keine  Nachrichten.  Die  Zeugnisse  fttr  das  Vorkommen 
von  Warnern  und  Raunern  als  Gehülfen  des  Fttrsprj^chers ') 
lassen  sich  aus  den  Urtheilen  des  Hofgerichts  ')  nicht  unerhehlich 


>)  Nietzsche  S.  54,  55  igg.,  58  fgg.,  70  fgg.,  72  fgg.,  Maurer 
S.  139  fgg,  Home yer  S.  433— 2d,  nnd  besonders  die  angeführte  Schrift 
yoo   Siegel:  Erholung  und  Wandelung  im  gerichtlichen  Verfahren. 

*)  Nietzsche  S.  63—66,  Maurer  §  103«  Homeyer  425  ig. 

*)  Beispiele:  1429  erscheinen  in  der  Straubinger  Erbsehaltssache  die 
bayerischen  Herzoge  vor  Sigismund  „und  baten  in  des  ersten  beiderseit 
furspreoher,  wamer  nnd  anweiser  zu  geben"  (Bach mann:  Vorlegung 
u.  8.  w.  Urkunden  Nr.  XXV  S.  73  fgg.);  1430  klagt  Kurfürst  Friedrich  I. 
yon  Brandenburg  vor  dem  konigl.  Gericht  „nachdem  im  ein  anweiser 
und  fnrsprecher  erteilt  ward,  als  lurstenrecht  ist"  (Minutoli:  Friedrich  I. 
S.  234);  14f)2  dingt  sich  Markgraf  Albrecht  zu  Recht  an  „durch  seinen 
.  fnrsprecher,  der  ihm  mit  anweiser  und  warner  als  des  reichs  fursten  von 
gerichtswegen  erlaubt  ward"  (Alb recht  Achilles  S.  63);  1458  erscheint 
Graf  Johannes  von  Gorz  in  eigner  Person  „und  begert  im  zu  erlauben 
einen  redner,  auch  stewrer  und  warner,  als  einem  gefursten  grafen  des 
reichs  zugebüret"  (Senckenberg:  de  iud.  cam.  hod.  143);  in  dem  Pro- 
zess  gegen  den  Pfalzgrafen  Friedrich  erscheint  1474  Kaiser  Friedrich  III. 
vor  dem  Fürstongericbt  „und  dinget  sich  an  zu  recht  und  begeret  stewrer, 
loser,  warner  und  alles  das,  so  ime  als  rom.  kaiser  im  rechte  notdurftig 
warde"  (Mon.  Habsb.  I.  1.  396).  >  Schon  Nietzsche  S.  63  N.  314 
hat  bemerkt,  dass  die  Urkunden  das  Recht,  Hörer  und  Warner  zuzuziehen, 
häufig  als  ein  Vorrecht  der  Fürsten  bezeichnen,  und  in  den  Urtheilen 
des  Hofgerichts  finde  ich  dieselben  auch  nur  erwähnt,  wenn  es  sich  um 
Streitsachen  der  Fursten  oder  furstenmässiger  Personen  handelt.  Nun 
wiesen  wir  zwar,  dass  von  einem  ausschliesslichen  Recht  der  Fursten  in 
dieser  Beziehung  nicht  die  Rede  sein  kann ,  um  so  auffallender  aber  ist 
dieser  stete  Hinweis  auf  „der  Fürsten  Recht".  Ich  glaube,  dass  sich  dies 
in  folgender  Weise  erklärt.  Die  Wahl  eines  Vorsprechers  geschieht  zu 
dem  Zweck,  um  die  Gefahr  im  Rechtsgange  zu  vermeiden:  er  soll  Sach- 
keontniss,  Umsicht,  Redegewandtheit  besitzen,  er  soll  dem  Sachwalter 
gewissermassen  die  Sicherheit  gewähren,  dass  die  Sache  „nicht  so  leicht 
in  dem  Verfahren  nnd  durch  dasselbe  zu  Grunde  gerichtet  werde*'  (Siegel: 
Erholung  S.  8).  Wenn  nun  die  Fürsten  aus  anderen  Gründen  (S.  83  fg. 
es  für  wünschenswerth  erachteten,  zum  Fürsprecher  einen  ihrer 
Stand  es  genossen  zu  wählen,  so  wird  es  sehr  häufig,  ja  vielleicht  regel- 
mässig geschehen  sein,  dass  die  Wahl  auf  Männer  fiel,  welche  jene  Eigen- 
schaften nicht  besassen,  namentlich  mit  dem  gefahrbringenden  Formalis- 
mus des  Rechtsganges  nicht  vertraut  waren.  Sollte  dann  der  Vortheil 
des  Verbandelns  mit  Vorsprechern  nicht  verloren  gehen,  so  war  es  noth- 
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vermehren,    aber   über  ihre  Stellang   werden    wir  nicht   weiter 
aufgeklärt. 


wendig,  dass  man  dem  Prolokator  Warner  und  Weiser  aar  Seite  st«llte. 
Die  Nothwendtgkeit  also  brachte  es  mit  sieb,  dass  grade  die  Fürsten  von 
der  Befngniss,  solche  Gehülfen  zu  wählen  am  häufigsten  Gebrauch 
machten,  dass  es  Sitte  ward,  dieselben  heranzuziehen,  und  dass  man  end- 
lich das,  was  Sitte  geworden  war,  als  ein  Recht  —  wenn  aach  i\icht  als 
ein  aasschliessliches  Recht  —  derselben  bezeichnete.  Daraas  erklärt  sich 
auch,  weshalb  grade  im  15«  Jahrhundert  so  viel  ron  dem  Heranaieben 
jener  Beistände  die  Rede  ist ;  es  ist  die  Zeit,  in  der  die  Fürsten  bei  allen 
prosessualischen  Vorgängen  am  streügsten  anf  Ebenbürtigkeit  sehen:  wie 
beim  Richter  und  den  Urtheilern,  so  bei  dem  Ueberbringer  der  Ladungen, 
so  auch  bei  dem  Fürsprecher. 
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I. 

Das  Verfahren  im  AUgemeineii. 

Das  Rechtsverfahren  am  Reicbshofgerichte  ist  in  seiner 
Gesammtheit  niemals  Gegenstand  der  Gesetzgebung  geworden  und 
selbst  einzelne  Abschnitte  desselben  sind  nicht  durch  erschöpfende 
gesetzliche  Anordnungen  geregelt  worden,  sondern  es  ergingen 
nur  gelegentlich  Bestimmungen  über  die  äussere  Form  einzelner 
Akte,  der  Ladung  z.  B.,  Anleite,  Verkündigung  und  Lösung  der 
Reichsacht.  Das  Verfahren  hat  sich  also  auf  allgemein  deutsch- 
rechtlichen  Grundlagen  selbständig  entwickelt  und  verdankt  seine 
Ausbildung  flberwiegend  der  Uebung  und  Gewohnheit  des  Reichs- 
hofes selbst. 

Auf  dieses  Gewohnheitsrecht  wird  in  unseren  Quellen  immer 
wieder  in  den  verschiedensten  Anwendungen  hingewiesen.  Jemand 
fuhrt  seine  Klage  „coram  iudicio  secundum  eins  consuetudinem"^}; 
eine  Vollmacht  wird  zurückgewiesen,  weil  sie  nicht  gefertigt  sei 
„nach  des  kunigs  hof  siten  und  gewohnheit'*  ^) ;  Ladung  ergeht 
„nach  gemeiner  Uebung  und  Gewohnheit  des  Reichs'*  ')  und 
„nach  des  Reichs  Herkommen*'  müssen  Fürsten  durch  Fürsten 
geladen  werden  ^);  der  Beweis  wird  geführt  „secundum  ins  curiae, 
sec.  formam  c,  se'c.  ins  et  legem  curiae*'^);  man  bittet  um  Recht 
„als  des  hofgerichts  recht  were"  *)  und  das  Urtheil  wird  gefragt 


1)  MoD.  Zollerana  VL  523. 
^)  Material,  x.  österr.  Gesch.  I.  171. 
*)  Mon.  Habsb.  I.  396. 
*)  Lünig:  R.  A.  XXH.  404. 

•)  Hnillard-Br^holles    I.   407,    54,    H.   876,   V.    83;    Ficker? 
acta  tel.  imp.  207. 

•)  Mon.  Zoll.  a.  a.  O.  522  fg. 
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„als  daz  von  recht  herkomen  ist,  ioxta  morem  et  consuetadiDem 
curie  nostre,  secandam  iuris  ordinem,  prout  ioris  est  et  con- 
saetndinis,  iaxta  regni  RomaDi  consnetudinem'' ^) ;  die  Anleite 
wird  ertheilt  „inxta  solitum  iudicii  modam  et  formam'*  nnd  es 
sollen  dabei  die  üblichen  Formen  nicht  vernachlässigt  werden: 
,,adhibitis  his,  quae  in  talibus  fieri  consneverunt'' ^);  der  König 
kann  mit  des  Klägers  Willen  Aufschub  der  Achtverkfindigung 
bewilligen,  aber  er  muss  dazn  schreiten,  wenn  jener  es  fordert: 
das  eine  wie  das  andere  entspricht  dem  ins  cnriae');  im  All- 
gemeinen endlich  wird  gesagt,  es  sei  verfahren  worden:  ordine 
iudicii,  modo  et  consuetudine  servatis,  secundum  iuris  ordinem, 
sicut  edixit  ordo  iuris  ^).  Die  materielle  Entscheidung  einer 
Rechtssache  erfolgt  nach  dem  G-ewohnheitsrecht  der  einzelnen 
Territorien,  aber  für  gewisse  Fälle  ist  auch  in  dieser  Beziehung 
die  Gewohnheit  des  Reichshofes  massgebend,  namentlich  im 
Strafrecht.  Wer  königliche  Privilegien  verletzt,  soll  bestraft 
werden  „iuxta  stilum  et  morem,  iuxta  modum  et  formam  im- 
perialis  cnriae*'  ');  per  censuram  legis  et  ins  cnriae  verfährt 
Heinrich  IV.  gegen  diejenigen,  welche  sich  dem  Landfrieden 
nicht  beugen  wollen  *);  im  Jahre  1075  erklärten  die  Sachsen, 
sie  wollten  ihre  Beschwerden  allerdings  einem  Gericht  der  Fürsten 
unterwerfen,  aber  ihre  Führer  gedächten  sie  nicht  unbedingt  aus- 
zuliefern, sondern  nur  dann,  wenn  der  König  sich  verpflichte, 
sie  vor  ein  Fttrstengericht  zu  stellen :  diem  potius  statuat,  locum 
designet,  copiam  det,  tuto  coram  veniendi  et  tuto  causam  dicendi, 
ut  secundum  palatinas  leges  insta  examinatione  habita  vel  puniat 
convictos  vel  absolvat  innocentes,  nnd  im  Jahre  1Q76  erklärt 
Heinrich  lY.,  er  wolle  die  sächsischen  Fürsten  aus  der  Gefangen- 
Schaft  entlassen,  obwohl   er  sie  iuxta  palatinas   leges   mit  dem 


»)  Riedel:  cod.  dipl.  Br.  II.  2.  73,  legg.  11.  366,  HuilUrd-B. 
II.  557,  Ennen  and  Eckerts  III.  58. 

>)  Mon.  Zoll.  VI.  524,  Mieris  I.  419. 

•)  H.-B.  II.  876. 

*)  Mon    Boica  XXX.  1.  160,  Mon.  Zoll.  I.  c.  519. 

*)  Mieris  III.  409,  Lünig  XXII.  890. 

*)  Vgl.  die  Stelle  ans  der  vit»  Heinrici  IV.  imperatorie  in  den 
Forscbnngen  z.  d.  Gesch.  IV.  S.  512. 
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Tode  bestrafen  könnte^);  endlich:  est  enim  lex  cnriae,  sagt  Otto 
von  Freisingen,  qaod  quisqais  de  ordiae  principam  principis  sai 
iram  incurrens  compositionem  persoWere  cogatur,  eentnm  libramm 
debitor  existat'). 

Avch  für  die  äussere  Befaandlong  der  Geschäfte  bildeten 
sich  allmftlig  feststehende  Formen.  Urknaden  namentlich  gleichen 
Inhalts  —  Yorladangen,  Anleite-  and  Achtbriefe  —  ans  ver* 
schiedeaen  Zeiten  zeigen  grosse  Aehnlichkeit  und  es  ist  wohl 
anzunehmen,  dass  ancb  für  solche  Urkunden  Mustersammlangea 
am  Reicbshofe  existirten.  Mancherlei  Formeln  sind  uns  auch 
erhalten:  fllr  schriftliche  Klagen,  die  an  den  König  eingesendet 
werdeo'},  fikr  Gesuche  um  Vollstreckung  der  Reichsacht*),  fflr 
allerlei  Mandate  des  Königs'),  fttr  Ladungen  an  den  königUchen 
Hof*),  fOr  Urtheile''),  ftlr  richterliche  Comroissionen ^),  ftlr  die 
Lossprechung  von  der  Acht  *)  und  ähnliches  mehr.  Sehr  reich- 
haltig Ist  freilich  die  Ausbeute,  die  wir  aus  diesen  Sammlungen 
gewinnen  nicht:  eine  Gesaromtdarstellung  des  Prozesses  am 
Reichshofe,  wie  eine  solche  z.  B.  Aber  das  Verfahren  der  geist- 
lichen Gerichte  in  Givilsachen  in  der  von  Rockinger  veröffent- 
lichten summa  de  ordine  et  processu  iudicii  spiritnalis  gegeben 
ist,  besitzen  wir  in  keiner  bisher  bekannten  Formelsammlung. 


>)  Die  Stellen  ans  Lamberti  ann.  a.  a  O.  S.  516;  die  »OKenaBDleD 
„Pfalzge«eUe^*  (vgl.  Don n ige s:  Staatsrecht  S.  585)  sind  m.  E.  nichts 
anderea  als  die  sonst  erwähnte  lex  curiae,  d.  h.  eben  das  Gewohnheits- 
recht des  Reichshofes 

*)  Otto  Pris.  de  gestis  Frid.  lib.  II.  e.  28. 

>)  Z.  B.  im  Formelbaeli  desBemold  von  Kaisersbeim  in  den  Quellen 
2.  b.  und  d.  Gesch.  IX.  884  fg.  und  im  Formelboch  König  Albrechts  I. 
im  Archiv  f.  österr.  Geschichtsq.  I.  (1849)  Nr.  17. 

*)  Summa  cnriae  regis  im  Archiv  f.  K.  osterr.  Gesohichtsq. 
XIV.  Nr.  213,  21. 

»)  A.  a.  O.  Nr.  74,  111. 

•)  Daselbst  Nr.  112,  200,  201. 

V)  Das.  Nr.  320;  vgl.  auch  Nr.  267. 

*)  Z.  B.  in  der  sächsischen  summa  prosaram  dictaminis  in  den 
Quellen  z.  b.  n.  d.  G.  IX.  276,  77,  in  der  summa  magistri  Ludolfi 
das.  359,  im  Baamgarti^nberger  Formelbnch  (ed.  Baerwald  1866)  S.27. 

*)  Z.  B.  bei  Johann  von  Geylnhusen:  coli.  perp.  form.  (Hoffmann: 
ungedruekte  Nachrichten  II.  119)  and  Formeln  für  Restitittionen  in  der 
snmaia  curiae  regiae  Nr.  53  Igg. 
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Urkunden  und  einzelne  Nachrichten  bei  den  Geschieht- 
Schreibern  sind  die  einzigen  Quellen  für  unsere  Renntniss  vom  Ver- 
fahren am  Reichshofe.  Gäben  diese  Berichte  über  den  vollstän- 
digen Gang  auch  nur  eines  der  zahlreichen  Prozesse,  die  im 
ersten  Bande  dieses  Werkes  erwähnt  wurden,  oder  wären  jene 
in  so  zusammenhängender  Folge  erhalten,  dass  wir  daraus  den 
ganzen  Verlauf  eines  Rechtsstreites  von  der  Klage  bis  zur  Exe- 
kution verfolgen  könnten,  so  wäre  eine  Gesammtdarstellung  des 
Gerichtsverfahrens  am  Reichshofe  wenigstens  zu  versuchen.  Das 
ist  aber,  wie  ich  schon  in  der  Einleitung  zu  dem  ganzen  Werke 
hervorhob,  nicht  der  Fall.  Die  Geschichtschreiber  interessirt 
meist  nur  der  Ausgang  eines  Prozesses,  und  die  Urkunden  be- 
ziehen sich  immer  nur  auf  einzelne  Akte  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens. Daraus  folgt,  dass  wir  uns  auf  die  Schilderung  solcher 
einzelner  Abschnitte  beschränken  müssen  und  auch  dabei  werden 
sich  zahlreiche,  aus  unsern  Quellen  nicht  aufzuklärende  Dunkel- 
heiten herausstellen.  Nothwendig  wird  daher  die  folgende  Dar- 
stellung nur  ein  lückenhaftes  Bild  von  dem  Verfahren  vor  dem 
Ho^ericht  geben  können.  Wir  werden  uns  dasselbe  ergänzt 
denken  dürfen  durch  das,  was  wir  über  den  Prozess  des  deot- 
sehen  Mittelalters  anderweitig  kennen,  aber  nichts  wäre  meines 
Dafürhaltens  unwissenschaftlicher,  als  der  Versuch,  die  Lücken 
durch  Herbeiziehen  fern  liegender  Quellen  ohne  Weiteres  aas- 
zufttllen  ^).  Nur  was  nachweislich  am  Reichshofe  Rechtens  war, 
soll  dargestellt  werden:  nicht  mehr,  nicht  minder. 

Das  in  Richtsteig  Landrechts  geschilderte  Verfahren  charak- 
terisirt  Homeycr  der  Sache  nach  dadurch,  dass  die  Parteien 
über   ihre  Ansprüche   und   über  den   Gebrauch   der  rechtlichen 

^)  Dies  wurde  um  so  verkehrter  sein,  als  sieh  eine  völlige  Oleich- 
artigkeit des  Verfahrens  vor  dem  Hofgericbt  und  den  niederen  Geriehteo 
nicht  nur  nicht  beweisen  lässt,  sondern  unzweifelhaft  manche  AbweichongeD 

—  vgl.  unten  die  Darstellung  der  Lehre  von  den  Ladungen,  dem  Uo- 
gehorsamsverfahren,  der  Vermogensexekntion,  der  Acht  —  in  dem  Ver- 
fahren  vor  dem  Königsgericht  hervortreten.  In  Besiehung  auf  den  Be- 
weis möchte  ich  insbesondere  darauf  hinweisen,  dass  nach  den  erhslteneo 
Beweisurtheilen  das  Gericht  den  Parteien  gegenütrer  doeh  eine  mehr  ent- 
scheidende Stellung  einnimmt,  als  man  sonst  den  Gerichten  einsuräamen 
geueigt  ist.     Auch  dass  sehr  früh  Zeugen  —  ohne  Mitwirkung  der  Partei 

—  und  Urkunden  als 'Beweismittel  zugelassen  werden,  Ist  su  beaebteu. 
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Mittel  zu  deren  VerfolguDg  frei  and  unbeschränkt  verfflgen,  — 
der  Form  nach  dadurch,  dass  es  ,,mit  Urtheilen*'  vor  sich 
geht  ^).  Genau  in  derselben  Weise  ist  auch  der  Prozess  vor 
dem  Reichshofe  zu  charakterisiren.  Was  die  Geltung  des  ersten 
Princips  apbelangt,  wonach  es  aberall,  wo  es  auf  den  Yortheil 
einer  Partei  ankömmt,  Sache  der  letzteren  ist,  diejenige  Frage, 
welche  der  Richter  den  Urtheilern  vorlegen  soll,  selbst  zu  stellen, 
so  werden  die  Zeugnisse  dafttr  bei  der  Lehre  vom  Urtheilfinden 
gegeben  werden.  Ueber  die  Form  des  Verfahrens  ist  dagegen 
an  dieser  Stelle  zu  handeln. 

Wie  der  altdeutsche  Prozess  überhaupt  einen  eigentlichen 
Unterschied  zwischen  prozessleitenden  Verfügungen  und  Erkennt- 
nissen nicht  kennt  ^),  so  ist  ein  solcher  auch  dem  Verfahren 
vor  dem  Reichshofe  völlig  fremd.  Wird  eine  Frage,  sei  es  dass 
sie  das  Rechtsverhältuiss  selbst  oder  nur  das  Verfahren  betreffe, 
zwischen  den  Parteien  streitig,  so  rouss  sie  durch  Urtheil  ent- 
schieden werden.  Auf  die  Sache  selbst  beziehen  sich  das  Beweis- 
urtheil  und  das  schliessende  Erkenntniss,  auf  das  Verfahren  alle 
andern  ergehenden  Urtheile.  Durch  ein  solches  entscheidet  das 
Gericht  über  seine  eigene  Gompetenz^),  über  die  Ladung  der 
Parteien*),  über  die  Reihenfolge  der  Parteivorträge'),  über  die 

1)  Gerichtswesen  des  Kicbtsteigs  §  9  S.  430  fgg.;  ebenso  im 
Lehnsprozess :  System  §  73  S.  581  fg.  Vgl.  von  Anderen  namentlich 
Planck:  Beweisurtbetl  §  1  S.  6  fg. ,  §  2  S.  12  fg.,  §  3  S.  28  fg., 
Hänel:  Beweissystem  S.  2  fgg.,  Kuhns:  Gericlitii Verfassung  II.  §67  S. 471. 

«)  Vgl.  Planck  S.  27,  31,  Hänel  S.  15  fgg. 

*)  Eberhard  Windeck  c.  60  bei  Meneken  I.  1120. 

*)  Beispiele:  aliam  cnriam  ez  indicio  principnm  ei  praefizimus  (epist. 
Wib.  bei  Jaffe  Nr.  319),  —  quam  rez,  ut  de  obiectis  satisfaceret,  ad 
proximam  curiam  —  per  sent.  ▼ocavit  (chron.  m.  Scr.  153),  —  per  sent. 
priocipnro  indicta  fuit  alia  curia  (ann.  S.  Rudb.  IX.  800),  -  certnm  sibi  ter- 
minum,  prout  principnm  —  dictavit  sententia,  prefigentes  (Guden:  cod, 
dipL  I.  S.  755),  and  ähnlich  in  zahlreichen  Urkunden  z.  B.  Bd.  I.  168 
oDd  308,  aus  denen  zugleich  ersichtlich,  dass  nicht  nur  über  die  Ladung 
im  Allgemeinen,  sondern  auch  über  die  Insinuation  derselben,  den  Beweis 
der  letzteren,  die  Fristen  u.  s.  w.  Urtheil  gefragt  und  gefunden  wurde. 

•}  Casuum  S.  Galli  contin.  altera  c.  3  (SS.  II.  152):  Sed  cum  abbas 
snam  causam  —  prius  audiendam  esse  dlceret  et  fratres,  an  ita  esset, 
snb  indicio  principnm  posuissent,  ipsi  priorem  -*-  loquendi  looum 
obtinueruttt. 

Franklin,  Reiohsbofgericht.  U.  lg 
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Zulassung  von  Bevollmächtigten  ^),  Aber  die  Wahl  derFöTsprecher*), 
Ober  die  Bewilligung  von  Fristen  *),  über  das  Rufen  der  Parteien 
vor  die  Gerichtsschranken  ^),  über  das  Beweisrecht  und  die 
Beweismittel,  z.  B.  über  die  Norm  eines  Eides '),  ob  ein  Beweis 
für  genügend  geführt  zu  erachten  und  welche  Folgen  einzntretea 
haben,  wenn  dies  nicht  angenommen  werden  könne'),  welche 
Wette  eine  Partei  zu  entrichten  schuldig ''),  wie  in  der  Sache 
selbst  zu  entscheiden  und  wie  die  Execution  zu  vollstrecken  *), 
ob  die  Acht  zu  verkünden,  ob  der  Richter  sie  saspendireo 
könne,  inwiefern  dies  dem  Gegner  pr^udicirlich  sei  *),  endlich 
ob  ein  Gerichtsbrief  ausgestellt  werden  solle  ^^)  und  übnliches 
mehr.  Ueber  jeden  einzelnen  streitigen  Pnnkt  wird  auch  einzeln 
Urtheil  gefragt  ^^),  nachdem  der  Gegner  mit  seinen  Einwendungen 


^)  Z.  B.  Urkunde  AlbrechtB  1299  bei  Klait  II.  3.  1007:  com  pleno 
mandato  —  per  indicium  admisso  et  etiam  approbato. 

*)  Gas.  S.  Galli  a.  a.  O.:  iadicio  principum  abbad  et  fratribus  ad- 
▼ocati,  quos  elegerant,  dati  sunt 

*)  So  in  dem  Prozesse  gegen  Hersog  Ludwig  ^on  Bayern  (Eber- 
hard Windeek  a.  a.  O.):  dar  wart  mit  frage  und  nrtaille  gesprochen,— 
man  solte  yme  den'vorzng  billichen  geben. 

*)  Das  Urtheil  hierüber  wird  oft  erwähnt:  z.  B.  Urkunde  von  1403 
bei  Lnnig  KXI.  cont.  lU.  spie.  eccl.  Forts.  S.  110, und  von  1418  bei 
Estor:  origg.  iuris  p.  Hass.  324.     Vgl.  unten  bei  der  Ladung. 

>)  Zeugnisse  bei  der  Lehre  vom  Beweise.  Normiruug  des  Eides 
durch'  Urtheil  s.  B.  bei  Windeck  a.  a.  O.:  —  gesprochen,  wer  das 
sach,  das  herzog  Ludwig  mit  aufgereckten  vingern  leiptich  zu  gote  und 
den  heiligen  sweren  wolte,  das  er  den  vorzug  von  rechter  notdurft  wegen 
begerte  on  alle  geverde. 

')  In  dem  in  Note  4  erwähnten  Urtheile  von  1403  ergeht  s.  B.  das 
Urtheil,  dass  der  vom  Verklagten  erhobene  Einwand  der  echten  Noth 
nicht  bewiesen  sei,  dass  man  daher  dem  Klager  richten  müsse  als  Recht  ist. 

'')  So  friigt  Sigismund  in  dem  Prozesse  gegen  den  Hersog  L.  von 
Bayern  die  Fürsten  des  Rechten :  sint  dem  male  das  herzog  L.  sein  hant 
hat  uffgehoben  zu  den  heiligen  zu  sweren  und  in  dem  aide  die  hant  wider 
nidergelait  an  ürlaup  des  rechtens,  was  der  herzöge  dem  konige  daniflib 
verfallen  were. 

*)  Darüber  unten  bei  der  Lehre  vom  Urtheilfindeu  und  der  Execution. 

•)  Vgl.  die  Urkunde  von  1226  bei  Huillard-BröhoUes  11.  2.876. 

>^)  Siehe  z.  B.  Uarpprecht  I.  114,  21,  25  und  öfters. 

^*)  Für  dieses  Fortschreiten  des  Verfahrens  mit  Urtheilen  bieten  m- 

schauliche  Beispiele:  der  Prozess  um  Reichsflandern  Band  I.  164  fg.,  der 

gegen  Otakar  von  Böhmen  das.  167  fg.,  gegen  Otto  von  Burgnnd  !74fgg. 
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dagegen  (vgl.  unten  beim  Urtheilfinden)  gehört  worden.  Der 
gefundene  Rechtsausspruch  bindet  die  Betheiligten  ^),  es  wird 
auf  Grund  desselben  weiter  verhandelt :  darin  beruht  das  Wesen 
des  Verfahrens  „mit  Urtheilen.'' 

Das  Verfahren  ist  öffentlich.  Das  Gericht  wird  in  un- 
gescfalossenen  Räumen  gehalten,  der  Zutritt  anderer,  als  der 
irerichtspersonen  und  der  Parteien  ist  gestattet  ^),  des  Umstandes 
wird  oft  gedacht ;  die  Parteien  erscheinen  meist  persönlich,  eben- 
so die  Zeugen;  öffentlich  wird  geklagt,  der  Beweis  vor  allen 
Anwesenden  erhoben,  das  Urtheil  vor  ihnen  gefunden  und  häutig 
erwähnt,  dass  dasselbe  von  den  adstantes  gebilligt  worden  sei^). 
Auch  dass  mflndlich  verfahren  werde,  ist  die  Regel,  doch  ist 
darttber  folgendes  Nähere  zu  bemerken: 

Für  die  Handlung  einer  Partei,  durch  welche  ein  Rechtsstreit 
am  Hofgericht  anhängig  gemacht  wird,  haben  die  Quellen  keine 
technische  Bezeichnung;  sie  gebrauchen  die  Ausdrücke:  pro- 
clamare*),  reclamare'),  oonqueri,  conquerendo  proponore  oder 
monstrare,  conquestio  *),  querimoniam  facere,  ponere,  proponere, 
exponere,*  deponere,    proferre''),    quaestiones    deponere    oder 


gegen  Ludwig  von  Bayern  277  fgg.,  gegen  Ludwig  von  Hessen  307  fg. 
and  andere. 

*)  Ueber  die  Unabänderlichkeit  des  gefandenen  and  nicfat  gescholtenen 
Urtheils  Tgl.  besonders  Planck  a.  a.  O.  S.  32rgg.,  Hänel  23,  Wetzeil 
§  51  S.  594. 

*)  Z.  B.  Urkonde  von  94S  bei  Beyer  I.  S.  250:  in  conventu  totins 
popuH  —  generali  iudicio  decretnm  et  determinatam  est 

*)  Vgl.  unten  die  Lehre  Tom  Urtbeilfinden  und  Beweise  und  im  All- 
gemeinen: Maurer  §§  132  fgg. 

*)  Proclamare,  proclamatioBem  facere  oder  praesentare  2.  B.  in  den 
Urkunden  bei  Beyer  I.  463,  565,  Schoepflin:  Als.  dipl.  I.  326  nnd 
Lacomblet  I.  205. 

■)  Reclamare,  reclamatio:  Schannat:  bist.  Worm.  cod.  prob.  S.  32, 
Mon.  Boiea  XXYIII.  1.  281,  Stampf:  acta  imperii  S.  49  und  69  und 
sonst  öfters. 

')  Legg.  165,  254,  Herrgott:  gen.  Habsb.  IL  154,  Udalrici 
Babenb.  cod.  ep.  Nr.  359,  Mon.  Boica  XXIX.  1.  351,  Zeerleder 
I.  214,  Hnillard-BrehoUes  I.  407,  522,  lY.  360.  Auch  hier  Hesse 
flieh  die  Zahl  der  Beispiele  erheblich  vermehren. 

^)  Querimoniam  facere  z.  B.  legg.  564  und  Otto  Fris.  II.  28,  — 
ponere:   Mon.   Boica   XXIX.    1.  330  —   proponere:    Fiokler  S.   62, 

13* 
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movere  oder  qnaestione  osteadere,  deponere  ^)  und  andere  mehr  ^). 
Diese  Aosdrflcke  lassen  es  in  vielen  Fftllen  zweifelhaft,  ob  es 
sich  um  eine  Klage  oder  nm  eine  Beschwerde  gegen  ein  fraheres, 
vor  einem  andern  Gericht  gefundenes  Urtheil  handelt. 

Die  Regel  ist  nun  in  älterer  Zeit,  dass  die  Klage  mflndlich 
vorgebracht  wird.  Zeugnisse  genug  bietet  schon  die  im  ersten 
Bande  gegebene  Darstellung  einzelner  Prozesse,  andere  Hessen 
sich  in  grosser  Zahl  anführen  z.  B.:  95t  als  Otto  L  nach 
Italien  zog,  mulier  quedam  occurrit,  de  rai^re  sno,  qnod  ei 
vim  intulisset,  qnerimoniam  movens');  970  erscheint  der  Bischof 
von  Worms  vor  dem  Könige,  um  gegen  das  Kloster  Lorsch  zo 
klagen*};  1000:  predicta  vero  matrona  —  andita  nostri  ad- 
ventus  faroa  —  nobis  venit  obviam  reclamando  ^);  1024  Konrad  IL 
hört  auf  dem  Zuge  zur  Kirche  verschiedene  Klagen  an  *);  1099 
erscheinen  der  Abt  und  die  Klosterbrflder  von  PrAm  vor  Hein- 
rich lY.,  um  gegen  ihren  Kirchenvogt  zu  klagen');  tili  die 
Ministerialen  des  Bisthums  Salzburg  ziehen  an  den  königlichen 
Hof:  accusantes  illum  (den  BischoO  et  crimen  sacrilegii  illi  im- 
ponentes®);  1132:  sacrilegum  nefas  in  auribus  domini  regis  et 
principum  conqnesti  sumus*);  1183:  conquestus  est  abbas  in 
auribus  nostris^^).  Und  ebenso  in  zahlreichen  anderen  Fftllen, 
in  denen  der  König  bemerkt:  die  Parteien  hätten  constituti 
coram  nobis  oder  in  nostra  praesentia  geklagt,  oder  es  sei, 
während  das  Gericlit  gehegt  wurde,  jemand:  consurgens  in  medium 

Ficker:  acta  sei  315,  —  ezponere:  Spon  11.30,  —  deponere:  legg. 
142,  Ficker  115,  —  proferre:  legg.  226. 

^)  Legg.  140,  277,  Tolner:  bist.  Palat.  66,  origg.  Guelf.  III.  525, 
Urkdb.  ob  der  Snna  II.  372. 

*)  Z.  B.  qnerelaa  propooere:  Ficker  133,  querelando  not  adieot*. 
Herrgottll.  84, com  qoerela insinuare:  £ rath  494, in  deutschen  Urkunden 
meist!  klagen,  wie  zahlreiche  Beispiele  bei  Uarppreoht  und  andere 
ergeben. 

*)  Ann.  Sazo  za  951,  ann.  Palidenses  so  952. 

«)  Schannat:  bist.  Worm.  cod.  prob.  Nr.  XXV.  S.  22. 

•)  Mon.  Boica  XXVIII.  1.  281. 

*)  Wipo  Tita  Cbuonradi  imp.  c.  6. 

^)  Beyer  I.  Nr.  406  S.  463. 

•)  Vita  Chnonradi  arohiep.  Salisb.,  SS.  Xf.  69 

*)  Ecoard:  corp.  bist.  med.  aevi  II.  364. 
»•)  Mon    Boica*V.  357. 
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oder  surgens  in  medio  mit  einer  Klage  angetreten  ^)  n.  8.  w. 
UnznUtosig  aber  waren  anch  in  dieser  firfiheren  Zeit  die  schrift-  v 
liehen  Klagen  nicht,  vielmehr  werden  solche  längst  yor  dem  , 
Mainzer  Landfrieden  von  1235  am  Reichshofgericht  zugelassen: 
so  senden  unter  Heinrich  Y.  die  Brflder  des  Klosters  Lorsch 
ein  Klagschreiben  an  den  Hof,  ebenso  unter  Friedrich  I.  Wibald 
von  Stablo  und  ans  dem  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  ist 
z.  B.  eine  schriftliche  Klage  des  Klosters  Nenwerk  zn  Goslar 
erhalten  *}. 

Im  Landfrieden  Friedrichs  IL  von  1235  wird  die  Zulässig- 
keit  von  schriftlichen  Klagen  ausdrücklich  anerkannt,  denn  es 
wird  dem  Hofgerichtsachreiber  ausgeben :  idem  recipict  litteras, 
continentes  qnerelas,  et  servabit.  Die  Beistimmnng  enthält  nach 
dem  Vorhergehenden  nichts  wesentlich  Neues  und  hatte  auch 
keine  irgend  erheblichen  Aenderungen  im  Verfahren  zur  Folge* 
Denn  wenn  nunmehr  anch  häufiger  als  sonst  die  Parteien  die 
Recbtsbfllfe  des  Reichshofes  in  Schriften  nachsuchen  mochten') 
—  seit  Beginn  der  Herrschaft  der  Luxemburger  nöthigte  schon 
die  Entfernung  des  Hofes  vom  Mittelpunkte  des  Reichs  dazu  — , 
so  war  es  doch  immer  noch  statthaft,  die  Klage  mflndlich  vor- 
zutragen, und  dies  geschah  so  häufig*),  dass  man  diese  Art  der 
Klaganstellung  als  die  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  am  Hof- 
gericht beobachtete  faktische  Regel  bezeichnen  kann.  Nur  die 
Folge  mochte  die  Bestimmung  des  Landfriedens  von  1235  haben, 
dass  es  von  da  ab  Sitte  wurde,  anch  den  wesentlichen  Inhalt 
einer  mflndlich  angestellten  Klage  schriftlich  aufzuzeichnen. 

Die   Ladung  der  abwesenden  Partei  konnte  mflndlich   ge-  , 
schehen,  aber  schon  sehr  frflh  erfolgt  dieselbe  durch  schriftliche 


1)  Vgl.  X.  B.  Huillard-B.  III.  400,  60,  IV.  1179,  V.  843,  60, 
MoD.  Boica  XXIX  1.  351,  Troaillat  I.  530. 

*)  Codex  princ.  olim  Lanresham.  abbatiae  I.  224,  —  Jaffe: 
mon.  Corbeiensia  ep.  257,  58,  80,  300,  88,  —  Sadendorf:  regiat. 
II.    160. 

s)  Beispiele  schriftlicher  Klagen  aus  späterer  Zeit  x.  B.  bei  Herr- 
gott: gen.  Habsb.  II.  442  fg.,  Weocker:  app.  areb.  180  and  bei 
Minatoli:  Friedrich  I.  Ton  Brandenburg  231. 

*)  Zeugnisse  hierfür  in  meiner  Schrift:  de  instit.  c.  imp.  S«  55;  sie 
liesten  sich  aus  jeder  Urkundensammiung  leicht  bedeutend  Termebren. 
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Anffordernng  qimI  seit  dem  Ende  des   13.  Jahrhunderte  niiisste 
sie,  wie  unten  gezeigt  werden  soll,  durch  Briefe  geschehen. 

Die  gesammte  weitere  Verhandlung  erfolgte,  wie  es  schon 
das  Verfahren  mit  Urtheilen  nöthig  machte,  mfindlich.  fiioe 
Aufzeichnung  dessen,  was  von  den  verschiedenen  Seiten  vorge- 
tragen wurde,  fand  in  der  älteren  Zeit  nicht  statt  ^).  DieUrtheil- 
briefe  enthalten  in  der  Regel  nur  die  Entscheidung  selbst,  sei 
es  einer  reinen  Rechtsfrage  oder  eines  bestimmten  StreitverhAlt- 
nisses.  Bisweilen  wird  auf  die-  stattgehabten  Verhandlungen  in 
einigen  allgemeinen  Worten  hingewiesen:  utrornmque  seatentüs 
auditis  et  subtiliter  diiudicatis,  —  exacta  inquisitione  discnssi- 
mus>  —  auditis  sufficienter  utrinsque  paftis  assertionibus,  ^ 
auditis  hinc  inde  allegationibus,  —  discussa  utriusque  partis 
causa  et  agnita  veritate,  —  auditis  hinc  inde  allegationihuB  et 
causa  diligenter  inspecta^},  und  ähnliehe  mehr.  Sehr  selten 
gehen  die  Urkunden  auf  die  bis  zum  Urtheil  stattgefundenea 
Verhandlungen  näher  ein  und  wenn  es  der  Fall  ist,  berichten 
sie  doch  weniger  über  die  einzelnen  prozessualischen  Vorgänge, 
als  vielmehr  Aber  den  Inhalt  der  Vorträge  der  Parteien^).  Das 
änderte  sich  in  der  späteren  Zeit  sehr  bedeutend  und  dazu  wer- 
den die  Bestimmungen  des  Mainzer  Landfriedens  Ober  die  Oblie- 
genheiten des  Gerichtsschreibers  nicht  wenig  beigetragen  haben. 
Wie  er  die  Klagschriften  aufbewahren  sollte,  so  gewiss  auch  alle 
andern  in  der  Sache  ergehenden  Schriftstücke.  Sollte  er  das 
Achtbuch  genau  so  fahren,  wie  es  das  Gesetz  forderte,  so  mnsste 
er  der  vorhergehenden  Verhandlung  beiwohnen.  War  es  seine 
Pflicht,  die  in  wichtigeren  Sachen  ergehenden  Urtheile  mit  Be- 
zugnahme auf  das  in  Betracht  kommende  Landesrecht  zu  ver* 


>)  Vgl.  hierzu  Maarer  §  143,  bes.  S.  200  fg.  Die  Literatar  aber 
die  allmälige  Umbildung  des  mÜDdlichea  Verfahrens  in  das  sehriitlicbe 
ist  bekannt,  vgl.  z.  B.  Oesterley:  Notariat  I.  398  iigg.,  Strippe!« 
mann:  Beweis  durch  Schrifturkunden  I.  197  fgg.  und  statt  vieler  ande- 
ren Wetzen  §  36  S.  377  und  §  67  S.  832  und  neaerdings  Kuhns  II. 
§  67  S.  453  fgg. 

*)  Moser  II.  ürkd.  S.  6,  —  Mon.  Boica  XXfX.  1.  336,  —  das. 
361,  —  374,  —  434,  —  Schöpf lin:  Als.  dipl.  I.  237. 

>)  Z.  B.  Erhard:  cod.  dipl.  I.  S.  191  Nr.  158,  Beyer  I.  Nr.  406 
6.  463,  legg.  94,  Ughelii:  Jtal.  sacra  V.  892,  Spon  11.24,30;  Herr- 
gott:  gen.  Habsb.  II.  170. 
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zeichqeD,  50  masste  er  ebeafalls  in  den  Geriohtssitziingeii  iMiwe* 
send  sein.  Wir  wissen  nun  auch»  das»  der  Hofschreiber  in  der 
Tbat  während  der  Yerhandlong  ein  Register  fahrte^)  und  in  die- 
ses wurde  nicht  nur  das  endliche  Urtheil  eingetragen,  sondern 
es  enthielt  neben  einem  kurzen  Bericht  über  die  Verhandlung 
auch  die  In  dem  Prozesse  von  den  Parteien  flbergebenen  Schrif- 
ten und  die  vom  Gericht  selbst  erlassenen  Briefe,  wie  z.  B.  im 
Jahre  1408  der  Hofrichter  aus  dem  Register  des  Hofgerichta 
eine  vollständige  Darstellung  des  Bechtsverfahrens  zwischen  den 
Burggrafen  von  Hohen  zollern  und  den  Markgrafen  von  Meissen 
zu  geben  vermochte;  sie  enthält  den  Inhalt  der  Klage,  alle  Lade- 
briefe, Nachricht  Ober  die  Verhandlung  an  den  einzelnen  Tagen, 
sowie  die  Executionsverf&gung,  und  wurde  abgeschrieben:  de 
registro  praefati  iudicii,  facta  per  nos  (den  Hofrichter)  ao  hono- 
rabilem  Johannem  Kirchen,  anlae  dictae  domini  regis  et  eiusdem 
iudicii  prothonotarium,  diligenti  coUatione  ').  Auf  Grund  dieser 
Gerichtsbflcher  konnte  dann  auch  in  den  Erkenntnissen  eine  weit 
vollständigere  Darstellung  des  Verfahrens  gegeben  werden,  als 
dies  frflherhin  möglich  war,  und  grade  diese  Gerichtsbriefe  bieten 
deshalb  die  werthvollste  Quelle  fflr  die  Kenntniss  des  Prozesses 
des  Reichshofgerichtes  dar  ')•  Unter  Friedrich  III.  endlich  wird 
es  Sitte,  Ober  die  Verhandlungen  genaue  Protokolle  zu   führen, 


>)  Dem  RechUTerfahren  gegen  Herzog  Ludwig  von  Bayern  im 
Jsbre  1417  wohnte  aach  der  Hofgerich tssohreiber  bei.  Eberhard  Win- 
deck c.  60:  Do  sprach  ancb  Hanns  Kirchberg:  Über  hcrre,  herzog  Lad- 
wig  hett  mirs  auch  getan;  er  spricht  ich  habe  anders  geschriben  denne 
genrteilt  ist.  Habe  ich  anders  geschriben,  so  tne  man  mir  mein  recht. 
Do  sach  man  das  register  an  etc. 

•)  Mon.  ZoUerana  VI.  Nr.  484  S.  519  fgg.  —  Aoch  solche  Ur- 
kunden, welche  nicht  yom  Gericht  ausgegangen  waren,  wurden  in  die 
Register  eingetragen,  wie  z.  B.  Sigismund  1431  einen  zwischen  dem  Kur- 
fnraten  von  Brandenburg  und  der  Stadt  Köln  geschlossenen  Vergleich 
mit  dem  Bemerken  bekannt  macht:  zu  bekenntniss  haben  wir  diese  tey- 
dung  in  unser  gerichtsbuch  schreiben  lassen  (Minutoli  a.  a.  O.  229). 

>)  Mao  vgl.  z.  B.  die  Gerichtsbriefe  von  1403  in  Sache§  des  Stiftes 
Kempten  wider  Heinrich  von  Schellenberg:  Lünig  XXI.  FortseUung 
der  cont  Ilf.  spie.  ecol.  S,  110,  von  1418  in  Saohen  des  Landgrafen  von 
Hessen:  Estor  origg.  iuris  publ.  Haas.  322  fgg.,  von  1434  gegen  Herzog 
Ludwig  von  Bayern:   Gemeiner  Chronik  von  Regensburg  III.  '43—50. 


Digitized*by  Google 


_   2?1 

io  welche  die  Anfikhrangen   der  Parteien  sehr  aosflihrlich,    oft 
wortgetreu  aofgenoinmeii  wurden^). 

Sind  die  Parteivorträge  geschlossen,  so  wird  das  Urtheil 
durch  Umfrage  gefunden:  dies  ist  von  den  ältesten  Zeiten  her 
bis  zum  Untergange  des  Reichshofgerichts  die  unveränderte  Regel ; 
eine  schriftliche  Abfassung  und  nachhenge  Yerkflndigung  des 
Erkenntnisses  findet  nur  statt,  wenn  die  Verhandlung  nicht  vor 
dem  Hofgericht  als  solchem,  sondern  vor  dem  König  als  Scbieds> 
richter  erfolgte^).  Schriftliche  Zeugnisse  über  ein  gehörig  ver- 
!  kflndetcs  Urtheil  kommen  sehr  früh  vor,  aber  sie  werden,  wie 
:  unten  noch  zu  erwähnen  sein  wird,  nur  auf  Antrag  der  Partei 
'  ausgefertigt').  Eine  Aufzeichnung  der  Urtheile  in  das  Gerickts- 
buch  kommt  erst  seit  dem  13*  Jahrhundert  vor  und  zwar  an- 
fänglich  auch  nur  in  beschränktem  Umfange,  indem  das  Mainzer 
Reichsrecht  von  1235  dem  Hofschreiber  zur  Pflicht  machte: 
Idem  scribet  omnes  sentencias  coram  nobis  in  maioribns  causis 
inventas  mazime  contradictorio  iuditio  optentas,  que  vulgo  dicun- 
tur  gesamint  urteil^),  ut  in  posterum  in  casibus  similibus  am- 


>)  Zahlreiche  Zeugnisse  in  den  Mon.  Habsbargica,  z.  B.  I.  433^ 
38  Protokoll  aber  die  gegen  die  Herzoge  tou  Jülich  und  Berg  in  der 
Zeit  vom  4. — 14.  April  1475  stattgehabten  Verhandlungen;  aber  auch 
in  andern  Sammlangen,  z.  B.  Senck'enberg:  de  iudic.  cam.  bod. 
S.  139—90. 

*)  Vgl.  Bd.  I.  239  fgg.  und  meine  Beiträge  sur  Geschichte 
der  Reception  des  röm.  Rechts  180  fgg. 

*)  Was  die  sächsische  summa  prosarum  dictaminum  aus  dem  13. 
Jahrh.  (in  den  Quellen  z.  b.  und  d.  Gesch.  IX.  232) im  Allgemeinen 
bemerkte :  in  secnlaribus  causis  sentencie  raro  scribuntur,  nisi  forte  esset 
in  causa  possessionis  rel  proprietatis  vei  certe  condtcionis  ettalium,  que 
causam  sanguinis  non  attingunt:  statnr  enim  in  Alemannia  consnetndini 
plus  quam  legi,  que  et  avornm  abprobaoione  et  observacione  iam  longeva 
legum  obtinuit  firmitatem,  —  gilt  insbesondere  auch  für  den  Prosesa  des 
Reichshofes.  An  einer  andern  Stelle  (S.  814)  wird  ebenfalls  richtig  be- 
merkt: Adhnc  sunt  plura  genera  litterarum,  videltcet  instrumenta  publica, 
conscripciones  actorum  iudicii,  consoripeiones  testium  et  alia  similia,  que 
omnia  per  manum  publicam  fieri  consueverunt.  De  quibns  nichil  ad  pro- 
positum  etl^st  ratio,  quod  taUum  tfi  Alemannia  non  est  usus. 

*)  Ueber  die  Bedeutung  des  Ausdrucks:  gesamint  urteil  siehe  unten 
bei  der  Lehre  vom  Urtheilflnden.  —  Die  deutschen  Texte  des  Landfrla- 
dens geben  die  Stelle  also  wieder.  Cod.  Gorl.  (bei  Böhlau  S.45):  Der- 
selbe sol  auch  schreibin  alle  urteil  umb  groze  Sachen,  dy  von  uns  gesaot 
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bigaitas  rescindatnr,  expressa  terra  secnndum  consnetadiDem  cuins 
seotenciatom  est.  Also  nur  die  vor  dem  König  selbst  und  in 
wiebtigeren  Angelegenheiten  gefundenen  Urtheile  sollen  aufge- 
zeichnet werden,  und  zwar  zu  dem  praktischen  Zwecke,  allmälig 
eine  Präjudiciensammlung  zu  schaffen,  welche  bei  späterer  Ent- 
scheidung gleichartiger  Fälle  gebraucht  werden  könnte:  uff  die 
rede,  das  man  an  semlichen  Sachen  die  selben  urteille  stete  habe. 
Zur  Gflitigkeit  des  Verfahrens  war  also  auch  nach  dem  Jahre 
1235  die  Aufzeichnung  des  Urtheils  im  Gerichtsbuche  nicht  noth* 
wendig.  Ob  die  Vorschrift  überhaupt  zur  Ausführung  gelangte, 
wissen  wir  nicht,  da  von  einer  solchen  Sammlung  bisher  auch 
nicht  einmal  Bruchstflcke  bekannt  geworden;  wäre  sie  regelmäs- 
sig fortgeführt  worden  und  würde  sie  je  aufgefunden,  so  würden 
wir  sie  wahrscheinlich  als  die  werthvollste  Rechtsquelle  des 
deutschen  Mittelalters  schätzen  lernen. 

In  welcher  Weise  die  Vollstreckung  der  Urtheile  in  älterer 
Zeit  geschah,  ist  aus  unsern  Quellen  nicht  darzustellen.  Gegen 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  aber  wird  es  Regel,  dass  alle  Be- 
fehle zur  Vollstreckung  derselben  schriftlich  abgefasst  und  alle 
Berichte  über  deren  Vollziehung  schriftlich  erstattet  werden.  Die 
Verkündigung  in  ,  die  Reichsacht  endlich  geschieht  zwar  auch 
mündlich,  aber  darüber,  dass  dieselbe  erfolgt  sei,  wird  ebenfalls 
eine  Urkunde  ausgefertigt;  die  Namen  der  Geächteten,  die  Ver- 
anlassung der  Aechtung,  der  Tag,  an  welchem  sie  ausgesprochen 
und  später  wieder  gelöst  wurde,  wurden  seit  1235  im  Acht- 
buche vermerkt;  alle  Mandate  zur  Ausführung  der  Acht  ergehen 
in  Schriften  und  über  die  Lossprechung  von  derselben  wird  zu- 
letzt wieder  eine  Urkunde  ausgefertigt. 


werdin,  und  daz  lant,  do  bj  gefunden  werdin,  domm  daz  man  farbaz 
me  noch  den  urteiln  rychte;  cod.  Senckbrg.  (legg.  580  col.  III):  der- 
selb  8ol  auch  schreybcn  all  dye  nrtail  dye  nmb  gros  sacb  von  uns  ge- 
sament  werden  und  da  sy  funden  werdent,  darumb  das  man  nach  den- 
selben urtailen  richten;  cod.  Basil.  (das.  col.  IL):  nnd  sol  schriben  alle 
die  urteil  die  von  grossen  sachen  vor  uns  gesamnet  werden  uff  die  rede, 
das  man  an  semlichen  sachen  die  selben  urteile  stette  habe,  und  sol 
schriben  das  lant,  do  die  selbe  urteil  inne  gesamnet  wart.  Das  mhd. 
samelich  (auch  samlich,  semelich,  sämelich,  sämlich,  ahd.  samalihi. 
6 raff  VI.  32)  entspricht  genau  dem  similis  in  dem  lat.  Texte:  ebenso 
beschaffen,   eben  solche,    dergleichen  (Benecke -Müll er  II.  2.  45  fg.) 
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Man  ersieht  aus  dieser  kurzen  Darstellung,  welche  bei  Be- 
handlung der  einzelnen  Abschnitte  des  Verfahrens  ihre  nolh- 
wendige  Ergänzung  finden  wird,  dass  etwa  seit  der  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  fftr  die  meisten  gerichtlichen  Yerfilgnsgen  oder 
fttr  die  richterlichen  WiUensäussernngen  die  schriftliche  Form 
zur  Anwendung  kömmt.  Aber  nicht  sowohl  die  Form  dieser 
Verfügungen,  als  vielmehr  die  der  Parteivorträge  giebt  dem  Pro- 
zessverfahren seinen  bestimmten  Charakter  und  mit  ROcksicht 
auf  diese  ist  das  Verfahren  am  Reichshofgericht  entschieden  als 
mflndliches  zu  bezeichnen.  Denn  wenn'  es  den  Parteien  auch 
schon  sehr  frtth  gestattet  war,  schriftliche  Anträge  dem  Gericht 
zu  ttbergeben,  so  wurden  doch  bis  zum  Untergange  des  Gerichts 
mOndlicbe  Vorträge  nicht  nur  gestattet,  sondern  sie  bildeten 
selbst  im  1 5.  Jahrhundert  noch  die  Regel.  Grade  in  dieser  Be- 
ziehung sind  mehrere  der  unter  König  Sigismund  am  Reichshofe 
verhandelten  Prozesse  —  Band  I.  8.  277^  85,  307  —  and  aus 
noch  späterer  Zeit  der  Rechtstreit  zwischen  dem  Mitfkgrafen  Al- 
brecht Achilles  und  der  Stadt  Nttrnberg  von  hohem  Interesse; 
der  letztere  insbesondere  lässt  den  bezeichneten  Charakter  des 
Verfahrens  in  der  deutlichsten  Weise  erkennen  ^). 

In  dem  Vorstehenden  ist,  wie  ich  glaube,  Alles  hervorge- 
hoben, was  sich  zur  Charakteristik  des  hofgerichtlichen  Verfah- 
rens im  Allgemeinen  anfahren  lässt.  Dass  dieselbe  nicht  er- 
schöpfend ist,  muss  sofort  auffallen  und  sie  wird  namentlich  nach 
zwei  Richtungen  hin  lückenhaft  erscheinen.  Zunächst  fehlt  Jeder 
Nachweis  über  die  Sonderung  des  Verfahrens  in  seine  einzel- 
nen Abschnitte,  also  etwa:  Verhandlung  Ober  die  Verpflichtung 
des  Beklagten  zur  Antwort,  Behauptungen  der  Parteien  in  der 
Sache  selbst,  Beweisverfahren^  Endurtheil.  Allerdings  muss  sich 
ja  das  Verfahren  vor  dem  Reiche  in  ähnlicher  Weise  gegliedert 
haben  wie  das  vor  den  niederen  Gerichten,  aber  die  Trennung 
der  einzelnen  Abschnitte  des  Prozesses,  welche  z.  B.  in  den  Dar- 
stellungen des  sächsischen  Prozesses  so  klar  hervorgehoben  wird^. 


^)  Vgl.  darüber  in  meiner  Schrift:  Albrecht  Acbillea  nnd  die  Nürn- 
berger S.  31  fgg.  und  die  Urkunden  S.  56  fg.,  62—68. 

*)  Vgl.  hierüber  namentlich  Planck:  Beweiaurtheil  §  6  S.  43,  Hi- 
nel:  BeweiM^stem  S.  8,  Knhna  II.  452,  Wetsell:  Civilproaeaa  §  71 
S.  909  fg. 
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tritt  in  utisern  Quellen  äasserlich  so  wenig  henror,  date  es  an- 
möglieh  ist^  da»  Hofgericbtsverfahren  nach  Massgabe  einer  sol- 
eben Tbeilfng  zu  schildern.  Ein  weiterer  Uebelstand  ist  der 
folgende.  Wir  wissen,  dass  das  deotsche  Recht  des  Hittelalters 
verschiedene  Arten  von  Klagen  anerkannte,  dass  die  ünter^ 
Scheidung  derselben  wesentlich  auf  materiellem  Grunde  beruhte, 
dass  diesen  materiellen  Scheidungen  aber  auch  prozessualische 
Unterschiede  zur  Seite  gingen,  welche,  wenigstens  fUr  das  Ge- 
biet des  sächsischen  Rechts,  in  neuerer  Zeit  mehrfach  nachge- 
wiesen worden  sind  ^).  Dass  nun  auch  das  Verfahren  am  Hofge- 
richt ein  anderes  gewesen  sein  wird  bei  peinlichen,  ein  anderes 
bei  bflrgerlichen  Klagen,  dass  es  ttberbaupt  je  nach  Verschieden- 
heit des  zur  Verhandlung  kommenden  Rechtsstreites  mancherlei 
ßesondemhciten  gehabt  haben  wird,  ist  freilich  unzweifelhaft; 
aber  diese  Verschiedenheiten  nachzuweisen  und  etwa  das  Ver- 
fahren bei  Klagen  um  Schuld  von  jenem  bei  Klagen  um 
fahrende  Habe  oder  um  Eigen  und  Lehen  zu  sondern,  ist 
bei  der  Beschaffenheit  unserer  Quellen  unmöglich.  Dieser 
Mangel  zeigt  sich  insbesondere  bei  der  Lehre  vom  Beweis- 
recht. So  verschieden  auch  die  Ansichten  Aber  das  Princip 
der  Vertheilung  des  Beweisrechts  und  die  Anwendung  des- 
selben hinsichtlich  der  einzelnen  Arten  der  Klagen  sind^,  dar- 
über herrscht  doch  kein  Streit,  dass  es  bestimmte,  unabänder- 
liche, das  Gericht  bindende  Regeln  waren,  nach  welchen  die 
Ordnung  des  Beweises  erfolgte,  und  es  ist  f&r  jeden,  welcher 
den  Prozess  eines  bestimmten  Quellenkreises  zu  schildern  unter- 
nimmt, eine  der  wichtigsten  Aufgaben,  zu  untersuchen,  nach 
welchen  Regeln  diese  Ordnung  hier  zu  geschehen  pflegte.  Nun 
fehlt  es  aber  in  unsern  Quellen  an  Aussprüchen  principiellen 
Charakters  über  das  Bewei^recht  fast  durchaus.  Entscheidungen 
über  Recht  und  Pflicht  zum  Beweise  in  concreten  Fällen  finden 
sich    wohl    häufiger;    sie  werden    aber   fast    ausnahmslos    ohne 


>)  Vgl.  nameDtlich  Homeyer:  Ricbteteig  S.439fgg.,  dem  die  Worte 
des  Textes  entlehnt  sind,  —  Kuhns  II.  §§60—66  S.  345  fgg., --  WaU 
ter  II.  §  678  fgg.,  und  die  zum  dritten  Kapitel  dieses  Baches  angefahrte 
Literatur  aber  das  Beweisrecht. 

*)  Die  Tollständigste  Uebersicht  der  verschiedenen  Meinungen  giebt 
▼OD  Bar:  das  Beweisurthell  des  germanischen  Prozesses  S.  17 — 41. 
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Gründe  mitgetheilt,  sodass  nicht  za  erkennen  ist,  welche  R^el 
denn  nun  fftr  den  Entscheid  massgebend  gewesen  ist  Schlimmer 
aber  ist  es,  dass  die  nns  erhaltenen  ürtheile  ancb^nr  in  den 
seltensten  Fällen  die  juristische  Natnr  des  streitigen  Rechtsver- 
hältnisses,  ja  nicht  einmal  die  gesammten  thatsächlichen  Aaflih- 
rungen  der  Parteien  klar  hervortreten  lassen ,  sodass  auclr  die 
Möglichkeit  benommen  ist,  durch  Vergleich  mit  andern  Quellen 
die  auf  den  einzelnen  Streitfall  angewendeten  Regeln  zn  ermit* 
teln  und  dann  weiter  durch  Combination  allgemeine  Principien 
zu  gewinnen.  So  kömmt  es,  dass  wir  auf  eine  Erörterung  der 
Lehre  vom  Beweisrecht  nach  den  Quellen  für  den  Prozess  des 
Hofgerichts  ganz  verzichten  mnssten :  die  peinlichste  Lflcke  ohne 
Frage,  welche  die  folgende  Darstellung  gelassen  hat.  Ergiebiger 
sind  die  Quellen  rücksichtlich  anderer  Theile  des  Verfahrens, 
I  welches  nun  in  der  Weise  behandelt  werden   soll,    dass  zuerst 

von  der  Ladung  und  dem  Ungehorsarosverfahren,  dann  vom  Be* 
weise,  darauf  vom  Urtheilfinden ,  weiter  von  der  V^rmögensexe- 
kution  und  schliesslich  von  der  Reichsacht  und  im  Zusammen* 
hange  damit  vom  Kirchenbanne  als  subsidiärem  Zwangsmittel 
auch  in  weltlichen  Angelegenheiten  gesprochen  wird.  Vorauszu- 
schicken ist  aber  noch  eine  allgemeine  Bemerkung  über  die  Ver- 
schiedenheit der  Wege,  auf  welchen  eine  Rechtssache  zur  Erör- 
terung an  das  Hofgericht  gebracht  werden  kann. 

Das  Verfahren  nämlich,  wie  es  vorstehend  in  seinen  allge- 
meinsten Grundzügen  geschildert  wurde  und  wie  es  weiter  unten 
in  Beziehung  auf  einzelne  Theile  näher  dargestellt  werden  soll, 
war,  soweit  wir  sehen  können,  immer  dasselbe,  mochte  eine 
Rechtssache  gleich  von  vornherein  vor  dem  Hofgericht  verhandelt 
oder  erst  in  einem  späteren  Stadium  des  Prozesses  an  dasselbe 
gelangt  sein.  Wie  aber  konnte  letztcit'es  geschehen  ?  Die  Rechts- 
bttcher  kennen  nur  einen  Weg,  auf  dem  eine  vor  dem  niederen 
Gericht  verhandelte  Sache  an  das  Reich  gelangen  kann:  man 
zieht  das  gescholtene  Urtheil  an  das  höhere  Gericht  und  zuletzt 
an  den  König;  unsere  Quellen  machen  es  nöthig,  verschiedene 
Fälle  zu  unterscheiden. 

Zunächst  geschah  es  wohl  gar  nicht  selten,  dass  das  nie- 
;  dere  Gericht,  anstatt  selbst  in  einer  rechtshängigen  Sache  zn 
.  entscheiden,  dieselbe  sofort  an  das  Reich  verwies.    Bekannt  sind 
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mir  allerdings  nur  zwei  hierher  gehörige  Fftlie.  Im  Anfange  des  | 
15.  Jahrhunderts  war  zwischen  dem  Stifte  Kempten  nnd  Hein- 
rich von  Schellenberg  ein  Streit  wegen  des  Wildbannes  ausge- 
brochen; derselbe  war  zunächst  vor  den  St&dten,  „die  den 
Bund  mit  einander  halten  am  See  und  ym  AUgew'\  verhandelt 
worden,  das  Bundesgericht  sprach  sich  aber  dahin  aas,  die  Sache 
sei  vor  dem  König  zum  Austrag  zu  bringen  und  dem  entsprechend 
kam  dieselbe  auch  vor  dem  Hofgericht  im  Oktober  1403  zur 
Verhandlung  und  Entscheidang  ^).  Ebenfalls  dem  15.  Jahrhun- 
dert gehört  das  zweite  Beispiel  an.  Zwischen  dem  Burggrafen 
Friedrich  von  Nürnberg  und  Marquard  Tanner  waren  Lehns- 
streitigkeiten entstanden;  das  Lehngericht  wurde  aus  siebzehn 
Mannen  des  Burggrafen  gebildet,  von  denen  fünf  die  streitigen 
Lehen  letzterem  zusprachen,  die  anderen  aber  zwiespältig  wa- 
ren: und  ausz  den  czwelffen  funff  haben  die  sache  an  unsern 
gnedigen  herm  des  romyschen  kuniges  hoff  geweiset  und  geteilt; 
ob  die  Sache  dort  verhandelt  wurde,  ist  nicht  bekannt;  die  Mit- 
theilnng  stammt  ans  Rechtsgutachten,  welche  verschiedene  Fürsten 
nnd  Grafen  in  diesem  Streit  ertheilt  haben'). 

Der  zweite  Fall  ist  dann  .der,  dass  ein  Urtheil,  Eud-  oder 
Zwischennrtheil,  im  niederen  Gericht  zwar  gefunden  oder  gefun- 
den nnd  gebilligt  war,  aber  vor  der  Verkündigung  gescholten 
und  im  Wege  des  Rechtszuges  an  das  Reich  gebracht  wurde. 
Der  früher  geschilderten  Stellung  des  Reichshofgerichtes  zu  an- 
dern Gerichten  im  Reiche  entsprach  es  durchaus,  dass  dieser 
Rechtszug,  soweit  nicht  allgemeine  oder  einzelnen  Ständen  be- 
willigte privilegia  de  non  appellando  entgegenstanden,  in. allen 
Sachen  und  von  allen  Gerichten  gestattet  war.  Andererseits  aber 
galt  es  als  zur  Erhaltung  der  Rechtsordnung  nothwendige  Regel, 
dass  nicht  mit  Umgehung  der  ordentlichen  Gerichte  Berufung 
an  das  Reich  stattfinden  soll.  Dies  ward  auch  in  besonderen 
Vorschriften  ausdrücklich  anerkannt,  wie  z.  B.  in  dem  Schreiben 
Heinrichs  VL  an  die  Bürgerschaft  von  Speier  im   Jahre  1193: 


*)  Reg.  RaprechtB  15S1;  Lanig:  R.-A.  XXI.  apec.  eccl.  cont.  I[l. 
Forts.  110. 

«)  Mon.  Zoll.  VII.  Nr.  558  S.  425  nnd  Nr.  560  S.  430.  Die  Ur- 
kanden  Nr.  567  nnd  580  das.  laesen  nicht  mit  Sicherheit  ersehen,  wann 
und  wo  der  Streit  endgültig  entschieden  wnrde. 
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conqaestos  est  nobis  —  episcopus  (Spirensis) ,  qaod  com  ipse 
et  sai  iadioes  in  iadicio  sedeant  et  de  aliqoo  Testram  habeatar 
qaerimonia,  statim  ante  latam  sententiam  ille,  de  qno  moretor 
qoerimonia,  subterfogii  ac  dilattonis  causa  absqae  termino  prefixo 
ad  nostram  presenciam  appellare  soleat.  Unde  —  precipimns, 
ne  aliquis  Testram  de  cetero  a  presencia  predictorvin  iodicam 
ad  nostram  vel  alterius  iadicis  presenciam  appellare  preeiimat 
ante  latam  sentenciam,  sed  post  latam  sentenciam,  anteqaam 
approbata  foerit,  a  grayamine  et  iniaria  sibi  illata  appellare 
potefit,  litteris  tarnen  eoraudem  iudicum  ad  nostram  presenciam 
delatis,  quae  veritatem  rei  et  modum  appeliationis  contineant  et 
terminam  ei  prefixnm,  ot  inspecto  earam  tenore  iaxta  sentenciam, 
quam  cnria  nostra  dictaverit ,  super  boc  rescribere  sciamns  ^). 
lieber  das  Verfahren,  welches  bei  dem  Rechtszuge  an  das  Reich 
zu  beobachten  waf,  berichten  die  Rechtsbficher  in  sehr  ausführ- 
licher Weise:  über  den  Zug  an  des  Königs  Hof  und  das  Wieder- 
bringen des  Urtheils,  über  Busse  und  Wette  des  Unterliegenden, 
wie  über  manche  andere  £inzelttheiten ').  Inwieweit  diese  Dar- 
stellung dem  praktischen  Leben  entsprochen  habe,  vermögen 
wir  leider  nicht  zu  beurtheilen,  denn  unsere  Quellen  sind  grade 
hier  von  einer  bekiagenswerthen  Dürftigkeit  und  von  einem  ein- 
zigen Falle  abgesehen^),  wüsste  ich  keine  Nachricht  anzuführen, 


')  Dämg4:  Reg.  Badenaia  Anh.  Nr.  107  S.  152,  Remling  I.  196, 
MoD.  Boica  XXXI.  I.  442,  legg.  II.  568. 

*)  Ssp.  II.  12  §  4,  Ricbtsteig  Landrecht  49  §§  3-6,  50  §§  8,  9, 
Sachs.  Lebnrecht  69  §  8.  Richtsteig  Lehnrecht  27,  Dsp.  Ldrt  106,  Lehn> 
recht  220  fgg.,  Swsp.  Ldrt.  114,  Lehnrecht  118c,  Ruprecht  o.  78.  Vgl. 
hierzu  Homeyer:  Richtsteig  §  28  S.  508  nnd  Syttem  des  Lehnredits 
§  88  S.  624  fgg.,  Planck:  fieweisnrthetl  S.  15  fgg.,  Kuhns:  Gerichis- 
Verfassung  in  der  Mark  Brandenburg  II.  531  fgg.  lieber  das  öster- 
reichische Land  recht  art.  1  Tgl.  Hasenoehrl:  österreichisches  Land- 
recht  S.  216. 

')  Es  ist  der  schon  Bd.  1.  S.  116  fg.  mitgetbeilte  Rechtsfall  aus  der 
Zeit  Konrad  des  Dritten.  (Kptstolae  Wibaldi  bei  Jaff^:  Mon.  CoriMten- 
sia  Nr.  104,  105).  Bei  einem  Streite  zwischen  xwet  MinistertaleB  des 
Klosters  Stablo  schilt  der  Verklagte  das  Urtheil,  naehdem  es  gefooden 
nnd  durch  Umfrage  gebilligt  worden  und  zieht  sich  sogletoh  as  den 
Reichshof.  (Primus  in  dicenda  indicii  sententia  fuit  Franco,  lator  prae- 
sentinm,  ceteris  in  id  ipsum  profitentibns.  B  oontrs  reapondit  CiuHMM, 
Pranconem  mentitum  et  tarn  ipsam   quam  alios  lalNm  diactsae  iadieiaa. 
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welche  jene  Darstellung  be$tfttigt6.  Ebenso  läset  sich  aus  un- 
seren Quellen  nicht  nachweisen,  wann  etwa  das  Schelten  und 
Ziehen  des  Urtheils  an  den  Reichshof  aus  dem  Rechtsleben  ver- 
schwand und  der  Appellation  nach  den  Grundsätzen  des  römisch- 
kanonisc^n  Rechts  weichen  musste.  Mir  scheint,  dass  schon 
das  angeführte  Schreiben  Heinrichs  VL  die  letztere  im  Auge  hat 
nud  ebenso  wird  sich  ein  Urtheil  des  Reichshofes  aus  der  Zeit 
König  Philipps  in  einer  rheinischen  Sache  auf  die  Appellation 
beziehen^).     In  den  Ländern  sächsischen  Rechts  muss  dagegen 

Super  hoc  ad  vestre  maiestatis  presentiam  appellavit).  Der  Richter  unter- 
bricht  darauf  die  weitere  Verhandlung.  Nun  aber  sieht  nicht  der,  wel- 
cher das  Urtheil  schalt,  mit  dem  ersten  Finder  und  den  Gerichtsboten 
sn  den  Reichshof,  sondern  der,  welcher  das  geechoUene  Urtheil  gefanden 
bat,  wird  allein  an  den  König  gesendet  und  übergiebt  dort  einen  schrift- 
lichen Bericht  über  das  frühere  Verfahren ;  allerdings  wird  aber  voraus- 
gesetzt, dass  auch  der  Scheltende  vor  dem  Reiche  erscheinen  werde,  denn 
der  König  wird  ersucht,  denselben  sn  strafen,  wenn  er  es  versäumen 
sollte,  rechtteitig  am  Hofe  zu  erscheinen.  Vor  dem  König  findet  nun 
eine  neue  Verhandlung  statt,  welche  damit  schliesst,  dasa  das  frühere 
Urtheil  als  dem  Recht  entsprechend  anerkannt  und  der  Unterliegende 
vernrtheilt  wird,  dem  Richter  eine  Wette,  dem  Finder  des  gescholtenen 
Urtheils  aber  und  allen,  welche  letaterem  gefolgt  waren,  eine  Busse  zu 
zahlen ;  letzteres  wohl  deshalb,  weil  das  Urtheil  erst  na  der  vulbort  d.  h. 
nach  der  vollständigen  Umfrage  gescholten  worden  wmr.  Von  der  getrof- 
fenen Entscheidung  wird  schliesslich  der  Richter  durch  den  König  schrift- 
lich in  Kenntniss  gesetzt  (epist.  105:  iudicio  curiae  —  sententiam  iudicii, 
quam  Pranco  protulit,  ratam  esse  censuimus  et  tarn  ipaum  Franconem, 
quam  eos,  qui  ipsum  seouti  sunt,  recte  iudicasse  auctoritate  regia  confir- 
mavifflus.  Ea  propter  oondempnamns  tibi  Cnononem  —  in  decem  libris 
deoar.  et  singuUs  quibusque  comparibus  et  oomministerialibnssuisin  tribus 
libris  de  banno  regio,  non  solnm  pro  frustratoria  appellationo,  sed  etiam 
pro  petulantiori  consilio,  qno  ipsorum  opinionem  laceravit). 

*)  Dasselbe  betrifft  einen  1207  verhandelten  Streit  zwischen  der  Ab- 
tei Himmerode  undReimbald  von  Jsenbnrg;  der  König  bekundet:  acces- 
Sit  presentiam  nostram  abbas  de  H.  et  sua  nobis  insinuatione  suggessit, 
qnod  ipse  et  R.  de  J.  coram  dilecto  fldeli  nostro  Joh.  Trev.  steteriat 
in  iadicio  de  quadam  causa,  que  inter  eos  vertebatur  ^per  allodio  de 
Langescheidt,  in  qua  eansa  cnm  idem  R.  videret  se  cadere  et  quod  contra 
iptum  Ibret  ferenda  sententla,  ad  nostram  presentiam  ab  audientia  prefati 
arcliiep.  appellavit  €t  diem  sue  prefixit  appellationi.  In  quo  die  cum 
dictus  abbas  de  H.  coram  nobis  responsnrus  comparuisset ,  R.  de  J.  nee 
venituec  responsalem  misit,  qui  eins  absentiam  legitime,  immo  ueo  etiam 
altqno  modo  excasaret.    Postmodum  «epaditus  abbas  qaeri  feoit  in  sen- 
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der  Rechtszug.  nach  den  Grundsätzen  der  Rechtsbücber  noch 
zur  Zeit  der  Abfassung  der  Glosse  zum  sächsischen  Landrecht 
(Homeyer:  Prolog  S.  17)  und  des  Kichtsteigs,  also  bis  zur  Mitte 
des  vierzehnten  Jahrhunderts,  praktisch  gewesen  sein;  wenige 
Jahrzehnte  später  finden  sich  aber  auch  dort  schon  untrttglicfae 
Zeichen  für  den  Gebrauch  der  Appellation^). 


teotia:  si  ipse  pro  se  et  ina  ecclesia  inste  foret  absolatvs  ab  impetittone 
iam  'dicti  R.  de  J.,  qni  eum  ad  presentiam  uostram  appellaverat  ab  ao- 
dieDtia  Trev.  archiepiscopi ,  cum  nee  ipse  die  proseqnende  appellationif) 
comparaisset  nee  aliqnem  misisset  reeponsalem,  qni  suam  absentitni 
allegasset.  Tone  vero  senfcenciatum  est,  coram  nobis,  quod  idem  abbu 
de  H.  reete  deberet  esse  absolutu«  ab  omni  impetitione  ipsias  R.  de  J. 
in  illa  cansa,  que  inter  eam  et  prenominatnm  abbaten  de  H.  vertebatur 
de  bonis  de  L,,  qaia  ipae  de  illa  eanta  diffidens  coram  nobis  non  com- 
paraerat.  Hanc  aentenctam  ut  iuete  et  rationabiliter  lata  est  eonfirma- 
mns  et  ipsum  abbatem  ab  impetitione  ipsiua  Reimboldi,  quantam  ad  hanc 
causam  pertinet,  indicamas  absolutum.  Supradicta  quoqae  bona  ipsi 
eociesiae  deH.  adiudicamas  et  sab  nostra  reciptmus  protecttone.  Beyer  II. 
Nr.  230  S.  268. 

1)   Im  Jahre   1383   appelliren  zweihundert  und  achtzig  Bürger  der 
Stadt  Göttingen  in  eigenem  Namen   und  m  Namen  der  ganzen  Stodtge- 
meinde  gegen  ein  Urtbeil  des  Landvogts  Hans  von  Gladebeck.    Die  Ap- 
pellation   geschieht  vor  dem    „wisen   manne  Nikolaus    von  Karelsteyne, 
▼on  kayserlicher  gemacht  einem   openbaren  sohrivere,  unde  vor  erbaren 
wisen   mannen,    die    hirbystan,   also  vor   wahrhaftigen  Personen**  (vgl. 
Wetz  eil:   Civilprozess  §  55    Note  6  fgg.).      Sie  beschweren  sich,   dsss 
der  Landvogt  sie  gegen  ihre  Freiheiten  auf  Klage  des  Hersogs  Otto  von 
Brannschweig  vor  sein  Gericht  geladen,  dass  leuteres  auch  in  Beziebnng 
auf  den  Gegenstand  der  Klage  incompetent  gewesen,  dass  der  Richter  ihre 
Einreden  nicht  berücksichtigt  habe  und  dgl.  mehr.  Nacli  Aufzählung  aller 
Beschwerden  heisst  es  dann :  van  den  vorgescrevenen  besweringheo  onde 
van  dem  lantfogede  und  van  einen  ordelen  allen   und  iowelkeme  beson- 
deren und  von  allen  beswernissen ,  de  uns  gesehen  sint  allen  unde  unser 
iowelkeme  besnnderen,    beropen   we  uns   an   den  —  romeschen  koningh 
unde  an  dat  hilghe  romesehe  rike  in  dussem  breve  und  bidden  ans  gbe- 
ven  breve  an  on,   de  on  to  latine  apostelen  ghenant  sint,  to  deme  erstes 
male  mit  vlite,^to  deme  anderen  male  mit  mererem  vlite,  to  deme  dridden 
male   mit  allermeystem  vlite,  of  iemant  sy,   de  uns  de  gheven  wille  and 
moghe,  und  gheven  uns,  unse  zake  —  in  bescherminge  —  des  —  ko- 
ninghes  und  des  hilghen  r.  rikes,  dat  we  dusse  beropinge  beteren,  ayg- 
hen  und  lütteren  moghen,  also  eyn  wohnheyt  is  unde  also  verre  also  des 
nod  is.  (Wetzen  a.  a.  O.  Note  33  fgg.)    Ok  so  enwille  we  mit  dusser 
beropinge  nicht  bestedeghen  eder  restenen  ienegben  artikel,  de  van  deme 
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Ein  dritter  Fall  ist  weiter,  dass  der  Reichshof  auf  Anrufen 
einer  Partei  das  gehörig  zu  Stande  gekommene  und  verkttndete 
Urtheil  eines  niederen  Gerichts  vernichtet  So  bestätigt  Lothar 
im  Jahre  1129  der  St.  Jobauniskirche  zu  Lüttich  das  Markt- 
recht zu  Yiset  und  vernichtet  ein  Urtheil  der  Schöffen  zu  Lttt* 
tich,  durch  welche  jene  Berechtigung  geschmälert  worden  war: 
hanc  querelam  —  suscipientes,  tarn  praesumptivam  audaciara  re- 
ferire  duximus  et  regni  primatibus,  —  ut  —  super  hac  re  iu> 
dicium  mihi  darent,  commonoinius:  communicato  Uli  inter  se 
consilio  scabinorum  iHorum  abiudicaverunt  iudicium  ^).  Aehnlich 
in  einem  Falle  aus  der  Zeit  Heinrichs  VL  Vor  dem  Gerichte 
des  Grafen  von  Qennegau  wird  ein  Ritter,  dem  von  einem  Edlen 
die  Freiheit  besfritten  war,  alier  seiner  Rechte  verlustig  erklärt. 
Nach   längerer  Zeit  begiebt  er  sich  1188  an  den  Hof  des  Kö- 

▼orgeti.  lantfogbede  gheichen  oder  ghedaii  were  ieghen  uns,  suDder  we 
beholden  ans  allen  semetltken  nnde  nnser  iowelkeme  bysnnderen  dat 
recht  der  ▼ornichtinge  des  gherichtes,  dat  to  latine  ghesproken  is  ius 
nullitatia^*.  In  Folge  dieiter  Appellation  beantragte  König  Wenzel  den 
Erzbischof  Adolf  von  Mainz  und  den  Herzog  Albrecht  von  Lünebnrg, 
die  Sache  zu  untersuchen.  (J  rknnden  buch  des  historischen  Ver- 
eina  für  Niedersacbsen,  VI.  Stadt  Goettingen  Nr.  306  S.  327  und 
S.  337  Note  3. 

')  Calmet:  hiatoire  de  Lorraine  11.  preuves  792.  Der  in  dieser  Bnt- 
acbeidung  als  massgebend  für  die  Aufhebung  dea  früheren  Unheils  be- 
xeichnete  Reehtssatz  findet  sich  in  späteren  Erkenntnissen  des  Reichhofes 
ganz  allgemein  als  Nichtigkeitsgrnnd  angegeben.  Im  J.  1253  wird  durch 
Urtheil  festgestellt:  quod  sententie  contra  privilegia  imperatorum  vel 
regum  ecclesiis,  locis,  dignitatibus  vel  quibuscunque  personis  indulta,  a 
quibnacunqne  täte,  nee  vim  haboant  nee  firmitatem,  und  dem  entspre- 
chend erklärt  dann  König  Wilhelm:  unde  nos  auctoritate  regia  predictas 
sententias,  taliter  ut  dictum  est  latas,  revocamus  et  nullas  esse  penitus 
denunciamus.  Im  Jahre  1275  ferner  wird  das  Urtheil  gefunden:  quod 
contra  privilegia,  libertates  et  iura,  que  a  divis  imperatoribus  —  ac  a 
nobis  concedi  contigit  ecclesiis  nostre  ditioni  snbiectis,  nullius  inferioris 
tribunalis  auctoritas  aliquas  posset  proferre  seu  promnlgare  sententias, 
ipsia  privilegiis,  libertatibus  et  iuribus  preiudiciales  aliqualiter  aut  noci- 
vaa,  und  im  Anschluss  hieran  erklärt  Rudolf:  qnicquid  in  contrarinm 
attentaverit  qoorumcunque  presumtnosa  temeritas,  hoc  edtcto  regali  de- 
cernimus  irritum  prorsus  et  inane  illosque  vel  illum,  contra  quos  vel 
contra  quem  fortussis  huiusmodi  sententias  proferri  contigerit,  per  easdem 
in  aliquo  non  ligari.  L  egg.  307,  403 ;  vgl.  auch  die  aent.  von  1293 
das.  460. 

Franklin,  Reiehshofgericht.  II.  ^4 
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nigs:  qaerimoniam  facieus  de  hominibas  domini  comHis  Hanon. 
snper  sententia;  nemine  itaque  contradicente,  iitteras  a  curia 
illa  impetravit ,  nt  sententia  illa  revocaretar  ^). 

Hieran  scfaliessen  sich  dann  endlich  die  zahlreichen  F&lle, 
dass  der  Reichshof  frühere  Urtheile  des  Hofgerichts  selKer  oder 
eines  anderen  Gerichts  oder  eines .  Schiedsgerichtes  auf  dea 
Antrag  einer  Partei  bekräftigt  und  bestäUgt.  Zn  anderen,  schon 
oben  erwähnten  fahre  ich  noch  folgende  Beispiele  an:  1125 
Lothar  bestätigt  ein  anter  Heinrich  Y.  vor  dem  Reichs- 
bofe  gegebenes  Urtheil  zn  Gunsten  des  Klosters  St.  Blasien'): 
1129  derselbe  confirmirt  ein  vor  dem  Herzog  Walram,  als 
Reichsforstmeister  des  bei  der  königlichen  ViUa  Duisbarg  gele- 
genen Waldes,  gefnndenes  Urtheil  aber  das  Recht  der  Bdrger 
dieses  Orts  zum  Brechen  von  Steinen  in  dem  genannten  Walde'}; 
Friedrich  I.  bestätigt  den  bereits  vor  Konrad  III.  gefundenen 
Rechtsspruch  über  die  Unveräusserlichkeit  der  bischöflichen  Ta- 
felgflter,  ebenso  einen  vor  ihm  selbst  gefundenen  Spruch  zu 
Gunsten  des  Bisthums  Bamberg,  endlich  eine  von  dem  Bischof 
von  Wirzburg  getroffene  Entscheidung  gegen  die  Colonen  des 
Klosters  Kitzingen:  verum  nos  discussa  plenius  utriusque  partis 
causa  et  agnita  veritate  —  res  prius  ab  episcopo  recte  et  pre- 
cise  definitas  approbamus  ^) ;  Friedrich  IL  bestätigt  mehrfach 
RechtssprQche;  welche  von  seinem  Sohn,  König  Heinrich,  gera- 
den waren,  z.  B.xl234  zu  Gunsten  des  Abts  von  Tegemsee*); 
ferner  1219:  sententiam  quam  Martinus  miles  de  H.  coram  — 
Bremens!  archiepiscopo  pro  canonicis  S.  Anscharii  in  Brema 
tulit  contra  Rolandum  civem  Breni.  super  medietate  unios  mansi, 
sicut  iuste  lata  est,  regio  ronnimine  con^nnamus  *) ;  1231  con- 
firmfrt  er  auf  Bitten  des  Abtes  von  Melk  sententiam  latam  — 
inter  eundem  abbatem  et  Seyfridum  de  Gh.  —  coram  H.  de  Gh., 
tunc   temporis   rectore  Austrie'');    1237   auf  Ansuchen   des  Bi- 

^)  6isleb«rt  b«i  Booqaet  XVIU.  391. 

•)  Herrgott  11.  Nr.  «06  S.  149. 

')  Te8chenma«her:  ann.  CIMae,  codex  diplom  Nr.  111.  S.  3. 

«)  Legg.  II.  94,  MoD.  Bo ica  XXIX.  1.  311  and  434. 

*)  Httillard.B.  IV.  616. 

•)  Haillard-B.  I.  649;  vgl   das.  787. 

T;  A,  a.  O.  IV.  293. 
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scbofe  von  Passau:  sententiam  ooram  eo  (eben  dem  Bischöfe) 
latam  a  sais  «inisterialibos  —  sicut  laste  lata  est,  duximas  con- 
firmandara  ^) ;  König  Heiarich  bestätigt  einen  Sprach  des  Abts 
von  Murbach  in  einer  Streitsache  zwischen  dem  Kapitel  and 
der  Bflrgerschaft  von  Solothurn  und  Konrad  lY.  einen  von  Kon- 
rad von  Winterstetlen  abgegebeneu  Schiedsprach  zwischen  den 
Kirchen  zu  Reitenbuch  and  Steingaden  ^) ;  König  Richard  oon- 
firmirt  1270  ein  Erkeiintniss  des  Schöffenstahls  zu  Achea^), 
von  fieiarich  VII.  sind  mehrfach  frühere  Entscheidangen  des 
Hofgerichts  ^),  von  Karl  lY.  häafig  Schiedssprüche  gerichtlich  be- 
stätigt worden')  and  aus  noch  späterer  Zeit  sind  Urkunden 
gleicher  Art  in  grosser  Zahl  erhalten.  In  die  Bestätigungsnr- 
knnde  wird  der  bestätigte  Sprach  regelmässig  wörtlich  oder  doch 
deinen  wesentlichen  Inhalte  nach  aufgenommen;  die  Gründe  da- 
gegen, welche  für  die  Coafirmation  massgebend  waren,  werden 
gar  nicht  oder  doch  ganz  allgemein  dahin  angegeben,  die  frü- 
here Entscheidung  sei  iuste  lata,  rite  facta,  recte  et  precise  de- 
finita  tt.  6.  w.  gewesen. 


IL 
Ladung  und  UngehorsamsYerfahren. 

Wie  im  Prozess verfahren  überhaupt,  so  kann  auch  schon 
bei  der  Ladung  eine  Mitwirkung  des  ganzen  Gerichts,  ein  ürtheil 
nothwendig  werden, — z.  B.  wenn  es  streitig  wird,  ob  überhaupt 
noch  eine  Ladung  der  nicht  anwesenden  Partei  erfolgen  müsse 
oder  wie  die  Citation  geschehen  und  erwiesen  werden  soll*),  — 

»)  A.  a.  O.  V.  112. 

«)  Hnillard-B.  IV.  641  und  V.  1197. 
*)  Fieker:  acU  sei.  imp.  814. 
«j  Reg.  Henrici  «.  J.  1309  Nr.  13,  70,  1&6. 
*)  Schannat:  hist.  Worm.  ood.  prob.  185. 

*)  Legg.    II.   400:    Et  sentencta  fuit   lata,    qiiod   Palatinuii   comes 
Reni   per    Tiram    ingenaam   —  deberet  dtare  dictom   regem.  —     Mon. 

14* 
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die  Regel  aber  ist,  dass  die  Partei  den  Ricliter  ausser  der  Sitzang 
am  Ladung  des  Gegners  angeht  und  jener  ohne  Mitwirkung  der 
Urtheiler  dem  Abtrage  stattgiebt  ^).  Mindestens  seit  dem  Ende  des 
13.  Jahrhunderts  war  dies  unzweifelhaft  Rechtens,  daAlbrechtl. 
in  der  Constitution  von  1298  c.  33  (legg.  II.  483,  Boehlau:  nove 
const.  S.  48)  bestimmte:  wir  setzen  auch  durch  (al.  um)  fardening' 
des  gerichts,  wan  man  recht  und  fürgepot  nyemant  versagen  sol, 
das  unser  hoffrichter  an  gericht  wol  fQrgepot  geben  mag.  In 
den  Ladebriefen  findet  sich  denn  auch  kein  Hinweis  auf  das 
vorher  eingeholte  Urtheil  der  Schöffen.  Und  zwar  konnte  der 
Hofrichter  die  Ladungen  selbstständig  erlassen,  ausgenommen  io 
denjenigen  Angelegenheiten  /  in  welchen  er  die  vorherige  Zu- 
stimmung des  Königs  einzuholen  verpflichtet  war  (oben  S.  108). 
Mtlndliche  Ladung  des  Abwesenden  war  dem  Prozessverfahren 
des  Hofgerichts  nicht  unbekannt  ^),  aber  schon  in  sehr  früher 
Zeit  findet  sich  die  schriftliche  Form  derselben  erwähnt'),  und 
seit  dem  13.  Jahrhundert  musste  dieselbe  beobachtet  \^erdeo, 
indem  König  Rudolf  zuerst  1281  und  dann  wiederholt  bestimmte: 
wir  gebiten  och,  dat  men  alle    vor  gebot  mit  breven   do,   ande 


Zoll.  VI.  533:  Do  sprachen  sy  alle  eiDbelliglich,  si  diicbte  gut  lin,  — 
das  wir  dann  durch  mererea  gelimpffen  und  ouch  des  rechten  willen,  den 
vorgenannten  bnrggraven  —  noch  ein  Verkündigung  —  geben  —  selten.  — 
Wenck  11.  S.  425:  Karl  IV.  an  den  Landgrafen  Heinrieb  von  Hessen: 
darum  so  weisiten  und  teilten  die  fürsten  und  herren,  das  wir  dich  von 
newens  vor  uns  heischen  sulden  —  Vgl.  auch  den  Prozess  gegen  die 
Landgrafen  von  Hessen  Bd.  I.  309. 

')  Vgl.  hierzu  Manrer  §  145  und  de  instit.  curiae  imper.S.  5S,  69. 

*;  Widukind  II,  16  berichtet  z  B.,  Hadalt,  der  Kämmerer  Ottos  1., 
sei  zu  Herzog  Giselbrecht  von  Lothringen  gekommen,  um  über  Frieden 
und  Bündniss  zu  verhandeln,  der  Herzog  habe  sich  aber  zweideutig  ge- 
zeigt Ipse  (Hadalt)  antem  simnltates  dncis  sentiens  nee  ultra  talibus  ver- 
sutiis  contentns:  imperio,  inqnit,  tibi  regali  denuntio,  teste  popolo,  tri- 
bunali  regis  condicto  die  praesentari   aut  certe   hostem  te  sclas  iudicari. 

*)  So  berichten  schon  die  aun.  Altah.  (bei  Giesebrecht)  und  Lam- 
berti  ann.  (SS.  III.  63)  zu  974,  Otto  II.  habe  an  den  Hersog  Heinrich 
von  Bayern  und  den  Bischof  Abraham  von  Freisingen  Gesandte  geschickt, 
welche  jene  per  edictum  an  das  königl.  Gericht  laden  sollten,  and  ans 
Ottos  111.  Zeit  hat  die  cont.  altera  cas.  S.  Galli  (SS.  II.  152)  sogar  den 
Ladebrief  erhalten ,  welchen  der  König  an  den  Abt  Gerhard  und  die 
Brüder  des  Klosters  gerichtet  haben  soll. 
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breve  dar  op  nime,  wo  men  van  deme  richte  gescheide,  umbe 
dat,  dat  men  mit  den  breven  ander  des  hoverigteres  ingesehgeli 
bereden  möge  vorgebet,  unde  dat  zil,  unde  de  gedage,  de  vor 
gerichte  gegeven  werdent^).  Die  Ladung  war  also  schriftlich 
nnter  dem  Sigel  des  Königs  oder  des  Hofgerichts  auszufertigen 
and  es  wurde  durch  diese  Urkunde  bewiesen,  dass  überhaupt 
und  auf  welche  Frist  und  zu  welchen  Tagen  Ladung  ergangen  sei. 

Für  die  vom  Hofgericht  zu  entsendenden  Ladungen  bildete 
sieb  bald  eine  bestimmte  Form  aus  und  Muster  derselben  wurden 
in  die  Formelbücher  aufgenommen^).  Wir  besitzen  aber  auch 
eine  grosse  Ftllle  von  Ladungen  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt: 

Rudolf  L  fordert  1289  den  Abt  und  Convent  Himmerode 
auf  der  einen  und  den  Wormser  Canonikus  Sigfried  auf  der 
andern  Seite  voi^  das  königliche  Gericht:  —  mandamns,  vos 
citaudo  una  cum  dicto  S.,  quatinus  in  octava  b.  Martini  pro- 
xima  in  nostra  presencia,  ubicumque  locorum  fnerimus,  com- 
pareatis  per  vos  aut  procuratores  sufficienter  instAictos  cum 
Omnibus  instrnmentis  ad  eam  spectantibus  coram  nobis  super 
dicta  ecclesia  iusticiam  receptnri  cum  intimacione,  quod,  si 
alteratra  parcium  non   venerit,   nos   altcri  iusticiam   faciemus'}. 

König  Adolf  1292  an  die  Gemeinde  Yalenciennes :  man- 
damus,  quatinus  a  crastino  octavarum  beat.  apost.  Petri  et  Pauli 
nunc  venture  ad  quatuor  hebdomades  subsequentes ,  ubicumque 
fderimas  constituti*,  vos  nostris   conspectibus   personaliter  prae- 

>)  Legg.  II.  435;  die  späteren  Bestätigungen:  dos.  439,  51,  82  und 
Boeblau  S.  48  enthalten  nur  sachlich  unerhebliche  Abweichungen  vom 
obigen  Texte.  Allgemeine  Bestimmungen  über  die  Nothwendigkeit  der 
achriftlicben  Form  der  Ladungen  enthalten  die  Beschlüsse  des  Nürn- 
berger Reichstages  von  1274:  Item  diffinitum  est,  ut  citaciooes  et  edicta 
in  curia  et  officialium  suornm  scribantnr  et  siglllis  iudicnm  consignentur 
et  per  bas  litteras  fides  de  citacione  facta  sine  aliqua  alia  probacione, 
nee  pro  citacione  huiusmodi  amplius  quam  sex  Halenses  vel  eqnivalens 
exigator.  (Legg.  400).  —  Wegen  £ntbietung  der  Fürsten  an  den  Hof  des 
Königs  siehe  schon  Ssp.  III.  64  §  1,  Dsp.  318,  Swsp.  L.  138.  Sachs. 
Lehnrecht  72  §  1,  schwäb.  Lehnrecht  145. 

*)  Vgl.  z.  B.  den  collectar.  perpet.  form,  des  Johann  Ton  Geyln- 
huaen  bei  Hoff  mann:   Sammlung   ungedruckter  Nachrichten  II.  S.  117. 

*)  Remling  I.  Nr.  420  S.  385.  —  Vgl.  auch  einen  andern  Lade- 
brief Rudolfs  bei  Gerbert:  cod.  episU  237. 
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sentetis  super  iniurils  et  excesstbus,  quas  qnosye  praesomsistis 
attentare  contra  nos  et  imperiam  nee  non  —  comitein  HaynoDiae, 
dominnm  vestrum  ^). 

Karl  lY.  1361  an  Erich  von  Sachsen:  Herzog  Rudolf  von 
Sachsen  habe  gegen  ihn  wegen  Anmassnng  der  Knrstimme  ge- 
klagt: gebieten  dir  —  an  disem  brief  und  wollen,  daz  da  von 
dem  tag,  als  diser  gegenwärtig  brief  geben  ist,  über  gancze  sechs 
Wochen  nach  einander  zu  czelen,  an  nnsern  keiserlichen  hof,  wo 
wir  denne  werden  sein,  fnr  onsir  wirdikeit  komest  and  dich  nmb 
sulch  sach  verantwortest  und  gebest  nnd  nemest,  waz  dem  ob- 
genanten  herczogen  Rudolfen  und  dir  darüber  die  forsten  vinden 
zu  einem  rechten.  Auch  sott  do  wissen,  ob  du  den  selben  tag 
nicht  bildest,  —  daz  wir  dannoch  —  mit  der  fllrsten  rat  tfln 
wollen  alles,  das  wir  mit  recht  tttn  sullen  und  mflgen  und 
wollen  in  auch  bei  allen  seinen   rechten   roechticlich  behalten^). 

Ruprecht  t408  an  die  Markgrafen  von  Meissen:  heischen 
und  laden  *wir  uch  und  bescheiden  uch  auch' mit  diesen  —  lade- 
briefe  einen  gerichtztag  für  uns  in  unsern  knnigl.  hoffe  nf  den 
4.  tag  des  Meyen,  der  schierst  kumpt.  Und  gebieten  uch  ernst- 
lich mit  diesem  briefe,  das  yr  off  demselben  gerichtztage  zo 
rechter  ts^czeit  vor  uns  in  unserm  kgl.  hofe,  wo  wir  alsdann 
sein  werden,  gesten  und  uch  gegen  clage  der  vorgenaoten  ver- 
antworten sollet  als  recht  ist'). 

Sigismund  1437:  das  ir  auf  den  zehenden  tag  nach  sand 
Philippi  und  Jacobstag  oder  —  auf  den  nechsten  rechttag  dar- 
nach schirst  —  für  unser  k.  maiestaet,  wo  wir  dann  die  zeit 
sein  werden,  zu  rechten  komet  oder  ewre  volmechtig  anwalteo 
und  procurator  sendet  — ;  wan  ir  komet  oder  nicht,  sendet  oder 
nicht,  so  wollen  wir  dennoch  dem  rechten  sein  furgangk  lassen, 
als  sich  das  dan  mit  recht  heyschen  und  geburen  werdet*}. 

1)  Martene:  th«8.  I.  1244. 

s)  Sudendorf:  Registr.  U.  193.  Andere  Ladebriefe  Karls  bei 
Wenek  II.  S.  425.,  Lnnig  XV.  509,  Sodendorf:  B.-L.  III.  143,  IV. 
209,  10;  Mon.  Zoll.  II.  Nr.  448. 

«)  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  418  S.  439. 

«)  Riedel  II.  4.  S.  163.  Andere  Cit.  dess.  bei  Biedel  H.  3.  S.SOS, 
Zellweger  I.  2.  450,  Twinger  769,  Eberhard  Windeek  o.  167, 
Schultes:  Henneb.  Gesch.  II.  Urkdb.  S.  232. 
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Aas  diesen  nnd  zahlreicken  anderen  Citationsinstrumenten  ^), 
ergibt  sich  rückäicbtlich  des  Inhalts  derselben  Folgendes.  Noth- 
wendig  ist  die  Bezeichnung  des  Klägers,  —  eine  wenn  auch  nur 
ganz  allgemeine,  beiläufige  Angabe  des  Gegenstandes  der  Klaget, 
—  der  Befehl  zu  erscheinen,  —  und  die  Festsetzung  des  Gerichts- 
tages: und  zwar  kann,  da  Air  das  Holgericht  keine  echten  Ding- 
tage bestehen,  die  Ladung  nur  auf  einen  Kalendertag  oder  auf 
einen  in  anderer  Weise  genau  bestimmten  Tag  geschehen'). 
Dagegen  ist  nicht  notbwendig  die  Angabe,  wer  in  dem  bestimmten 
Falle  dem  Gericht   Vorsitzen   werde ^),  —  oder  die  Bestimmung 

^j  Namentlich  aus  der  Zeit  Friedrichs  III.  sind  nns  solche  in  Fülle 
arhalten  und  theila  in  den  Ifon.  Habsb.,  thells  io  anderen  SaaMnlangen 
erhalten.  —  Im  Wesentlichen  gleichlautend  mit  den  oben  mitgetheilten 
sind  auch  die  Ladebriefe  der  Hofrichter,  z.  B.  Lübecker  Urkdb.  T. 
1.  400,  Zanger:  de  ezc.  1481,  Mon.  Zoll.  VI.  Kr.  376,  Schreiber 
Freiburg    Urkdb.  X.  468. 

*)  —  mandamuB  -^  quatenna  compareatia  —  querimoniis  —  archiep. 
M,  —  legitime  responsuri  (Gerbert:  cod«  ep.  937);  —  quatinus  —  to« 
praeaeatetis  super  iniurüs  — ,  quas  praesumistis  atteot^Mre  contra  nos  et 
Imperium  (S.  214  N.  1);  -  wenne  der  —  und  die  —  zu  dir  umb  atz- 
liche Sachen  zu  klagen  und  zu  sprechen  haben  vor  uns  und  dem  royche, 
darum  hay sehen  und  laden  wir  dich  (Hoffmann:  Sammlung  ungedr. 
Nachr.  IL  117)  —  u.  s.  w. 

*)  Dies  ergiebt  sich  aus  allen  auf  S.  213  und  14  mitgetheilten  l^ada- 
briefen  und  vielen  andern.  Lübecker  Urkundenbuch  I.  1.  400: 
dominus  reu  —  diem  placiti  —  tidelicet  octavam  pentecostes,  hoc  est 
diem  sancte  Trinttatts  assignavit;  —  Riedel  II.  3  S.  203:  —  uf  S.  An- 
tonien tagk,  der  schierst  knmbt;  —  Windeck  c.  167:  auf  den  ^VIIL 
lag,  der  nach  dem  tage  kommet,  als  euch  danne  diser  unser  ladebrief 
wnrt  geantwort;  ~  Lacomblet  IV.  S.  248:  auf  den  80.  tag  nach  ge- 
schehener Insinuation  der  Ladung;  —  Sudendorf  registr.  IL  193:  d%| 
du  von  dem  tag,  als  diser  gegenwertig  brief  geben  ist,  über  gancze  sech^ 
Wochen,  nach  einander  zu  zelen,  an  unsem  keiserlichen  hof  körnest;  — 
▼gl.  noch  Sudendorf:  B.  L.  IIL  S.  143,  IV.  S.  209,  10  u.  a.  m. 

*)  Dies  wurde  im  15.  Jfihrhundert  ausdrücklich  anerkannt.  Bei  der 
Gerieb tSTerhandlung  gegen  den  Kurfürsten  Friedrich  von  der  Pfalz  im 
Jahre  1474  wurde  Seitens  des  letzteren  bemängelt,  dass  in  der  an  ihn  er- 
g^genen  lAdung  weder  der  Richter  noch  die  Beisitzer  noch  dieMalstalt 
genannt,  was  doch  hatte  geschehen  müssen,  damit  er  hätte  ersehen  können, 
ob  ihm  jene  verdächtig,  diese  sicher  genug  sei.  Der  Fiskal -Prokurator 
führte  dagegen  aus :  eine  Ladung  sei  genügend,  wenn  das  Gericht,  Kläger 
and  Antworter,  sowie  die  Klage  darin  bezeichnet  seien,  und  diesem  An- 
aicht  scbloss  sieh  auch  das  Gericht  au:  Mon.  Habsb.  I.  396,  404. 
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des  Gerichtsortes,  welche  auch  in  den  meisten  Fällen,  wie  schon 
oben  bemerkt  wurde,  unmöglich  gewesen  wäre,  —  noch  scheint  es 
endlich  erforderlich  gewesen  zu  sein,  dass  in  den  Ladungen, 
selbst  in  den  peremptorischen,  dem  Ungehorsamen  bestimmte 
Rechtsnachtheile  angedroht  wurden,  wenn  sich  auch  in  denselben 
ziemlich  regelmässig  die  Bestimmung  ündet:  es  werde  auch  bei 
Ausbleiben  des  Verklagten  geschehen,  was  das  Recht  erfordere  ^). 
Mit  der  Ladung  findet  sich  bisweilen  der  Befehl  verbunden,  die 
Parteien  hätten  sich  bis  zum  Austrag  der  Sache  jedes  eigen- 
mächtigen  Handelns  zu  enthalten  ^),  und  in  andern  Fällen  ver- 
bindet das  Gericht  die  eventuelle  Ladung  des  Verklagten  mit 
dem  Mandate,  den  Kläger  binnen  bestimmter  Frist  zu  befriedigen 
oder  sich  mit  ihm  aussergerichtlich  zu  vergleichen  *). 


^)  Vgl.  S.  213  N.  3,  214  N.  2  und  4.  In  den  Urkanden  aus  der  Zeit 
Friedrichs  III.  ist  die  regelmässig  wiederkehrende  Formel  diese*,  wann 
ir  kommet,  senndet  und  erscheynet  alsdann  oder  nicht,  nicht  destemynner 
wirdet  anf  des  gehorsamen  teils  oder  seines  volmeehtigen  anwalts  an- 
ruffen  und  erforderung  im  rechten  vollfaren  und  procediret,  als  sich  das 
nach  seiner  ordenunge  gehurt.  So  z.  B  Riedel  Iir.  1.  S.  377,  Archiv 
f.  K.  oest.  Geschichtsq.  XI.  161,  Mon.  H.  III.  596. 

*}  Als  1375  der  Erzbischof  Friedrich  III.  von  Köln  die  Bürgerschaft 
dieser  Stadt  wegen  ▼erschiedener  Eingriffe  In  seine  Rechte  terklagt  hatte, 
Hess  Karl  IV.  die  Schuldigen  vorladen  und  befahl  denselben  gleichseitig, 
sich  jeder  weiteren  Störung  und  jedes  Angriffes  anf  die  Beamten*  des 
Klägers  zn  enthalten  :  „als  lange  bis  für  nns  und  dem  reiche  mit  dem 
rechten  usgetragen  worden,  was  mnglichen  und  von  rechte  in  den  aachen 
gescheen  und  vorgank  haben  sulle**  (Lacomblet  III.  666).  Und  1437 
ergeht  an  die  Herzöge  von  Mecklenburg  zugleich  mit  der  Ladung  der 
Befehl :  das  ir  euch  derselben  land  zu  Wenden  ntt  welter  annehmet  oder 
uQtercziehet,  so  lang  bis  mit  recht  vor  nns  austragen  und  erkant  wirdet, 
wem  sy  als  obgemelt  ist,  rechtlich  zugehoren  (Riedel  II.  4.  8.  153). 

*;  So  schon  im  13.  Jahrhundert  nach  der  Urkunde  bei  Bodmann: 
cod.  ep.  169.  Fast  regelmässig  geschieht  dies  im  15.  Jahrhundert,  z.  B. 
1473  befiehlt  Friedrich  dem  Herzog  von  Cleve  die  Stadt  Duisburg,  welche 
er  innehabe  und  die  dem  Reiche  gehöre,  binnen  sechs  Wochen  und  drei 
Tagen  herauszugeben:  dann  wo  du  das  nicht  tetest  oder  eioicherlei 
rechtlicher  einrede  dawider  zu  haben  vermeinest,  so  heischen  und  laden 
wir  dich  .  .  auf  den  63.  tag  .  .  im  rechten  enndtlichen  zn  antworten 
(Mon.  Habsb.  III.  504);  —  die  Stadt  Weissemburg  hat  gegen  Ludwig 
Ton  Wildenstein  wegen  Entziehung  einer  Servitut  geklagt:  der  König  be* 
fiehlt  ihm,    dieser  Beschwerde   binnen    14  Tagen   nach   Behändigung  des 
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Bei  Anberanmang  der  Gerichtstage  hält  sich  das  Hofgericht 
an  die  sonst  in  den  Quellen  emväbnten  ZeitbestimmnDgen  (over 
virtennacht,  over  ses  vteken)  nicht  gebunden.  Die  einzelnen 
Termine  liegen  nicht  selten  weiter  auseinander  oder  sind  sich 
näher  gerückt^)  nnd  es  wurde  dabei  unzweifelhaft  auf  den  mehr 
oder  minder  entfernten  Wohnsitz  der  Parteien,  auf  die  Möglich- 
keit der  kürzere  oder  längere  Zeit  in  Anspruch  nehmenden  In- 
sinuation der  Ladung  und  andere  Verhältnisse  Rücksicht  ge- 
nommen, wie  z.  B.  in  dem  Prozesse  gegen  ptakar  von  Böhmen 
durch  Urtheil  festgestellt  wurde:  quod  Palat.  comcs  Reni  ad 
certum  locum  et  diem,  videlicet  infra  sex  septimanas  et  tres  dies 
a  die  iudicii  nnmerandos  deberet  dictum  regem  citare,  super 
contumacia  peremptorie  responsurum.  Ut  autem  omnia  pro- 
cedcrent  Ordinate,  ad  faciendam  presentacionem  citacionis  sex 
septimanis  et  tribns  ^iebus  super  additis  decem  et  octo  diebus, 
in  summa  date  sunt  iudncie  novem  ebdomade,  a  XII.  Kai. 
Decembr.  computande,  ita  quod  X.  Kai.  Febr.  ipse  rex  Boemie 
—  debeat  comparere^.  Wie  in  den  deutschen  Gerichten  über- 
haupt, so  war  auch  am  Hofgericht  erst  die  dritte  Ladung 
peremptorisch'),   und   selbst  dann,    wenn    eine   frühere  Ladung 

königl.  Befehls  abzahelfen,  wenn  er  aber  rechtliche  Einreden  za  haben 
meine,  am  45.  Tage  im  königl.  Gericht  zu  erscheinen  (das.  509);  ebenso 
das.  524,  33,  41,  90  und  sonst  sehr  häufig. 

*)  Vgl.  de  iustit.  curiae  imp.  S.  56.  Es  finden  sich  ferner  Fristen 
von  neunzig  (3  mal  30),  von  achtnndsecbszig,  von  dreinndsechszig  (3  mal 
21),  aber  auch  von  fünfzehn  (3  mal  5)  Tagen:  Chmel:  Reg.  Friedrichs 
Anhang  Nr.  81,  Riedel  cod.  dipl.  Brandenb.  IH.  1.  Nr.  260,  das.  II. 
5.  89,  Archiv  für  Kunde  osterr.  Geschichtsquellen  XI.  S.  161. 
Am  Kammergericht  ist  die  regelmässige  Frist  15  Tage  und  die  Ladung 
erfolgt  mit  seltenen  Ausnahmen  (z.  B.  63  Tage  in  den  Mon.  Habsb. 
m.  504  nnd  591)  auf  den  45.  Tag:  Senckenberg  k.  h.  G.  138,  Lünig 
XXIII.  410,  Twinger  778,  Chmel:  Reg.  2489  und  3390,  Mon.  Habsb. 
III.  478,  509,  512,  25,  6,  9,  32,  3,  5,  41,  71,  96,  603,  8  und  sonst  sehr  häufig. 

«)  Legg.  II.  400;  vgl.  Bd.  I.  168  fg. 

*)  Maurer  §  150,  Homeyer:  Richtsteig  450  nnd  Ssp.  II.  2.  585 
nnd  9t,  Knhns:  Gerichtsverf.  IL  460-68.  Vgl.  Ssp.  III.  39  §  3,  1.67 
§  1.  2,  70  §  1;  Richtsteig  Landr.  7  §  3,  23  §  5,  33  §  6;  Swsp.  305, 
314  L,  101,  107,  und  für  die  Praxis  des  Hofgerichts  insbesondere  Bd.  I. 
S.  84  Note  2,  86  N.  2,  89  N.  1  fgg.,  92  N.  2,  172  N.  4,  260,  293  N.  3, 
309  fg.  und  zahlreiche  Urkunden,  z.  B.  Lscomblet  III.  672,  IV.  230, 
ßttden:  cod.  dipl.  Mog.  IL  1027,  Herrgott  IL  584,  Kuchenbecker: 
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bereits  als  peremptorische  bezeichnet  war,  trat  die  Saehf&lligkeit 
doch  erst  dann  ein,  wenn  der  Verklagte  auf  dem  dritten  Tage 
aasgeblieben  war  ^).  Aber  es  war  im  Allgemeinen  nicht  nöthig, 
dass  zn  jedem  Tage  eine  besondere  Ladung  entsendet  warde, 
sondern  es  war  zulässig,  dass  in  einem  Instrument  sofort  drei 
verschiedene  Tage  festgesetzt  und  der  letzte  als  der  peremptori- 
sche bezeichnet  wurde  ^);  nur  bei  Klagen  gegen  die  Fftrstea 
musste  die  Ladung,  wenigstens  nach  dem  Recht  des  15.  idhr- 
hiinderts,  zu  jedem  Gerichtstage  besonders  ergehen,  wie  sogleich 
näher  nachgewiesen  werden  soll. 

lieber  die  Form  der  Insinuation  der  Ladungen  fehlt«  es  in 
der  älteren  Zeit  an  gesetzlichen  Bestimmungen.  Auch  die 
Rndolfinischen  Landfrieden  (S.  212,  13)  enthalten  darüber 
keine  Festsetzungen.  Der  (eben  da  erwähnte)  Beschluss  des 
Nflrnberger  Reichstages  von   1274  spricht^ war  ganz   allgemein 


anal.  Haas.  toI.I.  S.  151,  Lfinig:  cod.  Germ.  dipl.  II.  S.  1799,  Riedel: 
cod.  dipl.  Brandenb.  11.  3.  S.  233,  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  376  S.  3S9  and 
Nr.  484  S.  519  and  viele  andere  mehr. 

^)  Vgl.  den  im  ersten  Bande  dargeetellten  Prozesa  gegen  Otakar  von 
Böhmen,  namentlich  S.  169  Note  1  und  S.  173  N.  4. 

*)  Unter  Friedrich  III.  ist  diese  Verbindung  der  Ladangea  die  Regel 
So  144S  an  den  Herzog  Ludwig  von  Savoyen:  quatenus  —  coram  nobii 
aut  nostro  commissario  in  curia  regia  maiestatis  nostre  die  ZC.  post 
huinsmodi  nostre  citationis  insinnationi  proxime  seqaenti,  qnarum  qaidem 
XC.  dierum  primos  XXX  dies  pro  primo,  alios  XXX  pro  aecniido,  re« 
liqnos  vero  XXX  dies  pro  peremptorio  termino  tibi  assignando,  si  dies 
ipsa  iuridica  fnerit,  alioquin  prima  die  iuridica  immediate  sequenti  com- 
pareas  per  te  aut  procuratorem  tunm  —  dictis  Friburgensibus  reaponsaros 
—  pront  ordo  postulaverit  iuris  et  rationis  et  curie  nostre  maiestatis 
moris  est  atqne  stili  (Cbmel:  Reg.  Anbang  Nr.  Sl).  Bei  Ladungen  sd( 
45  Tage  beisst  es  stets:  je  15  für  den  ersten,  zweiten  und  den  leUiea 
peremptorischen  (so  an  die  Grafin  von  Leiningen:  Lünig  XXIII.  410, 
an  den  Rath  zu  Strassborg:  Twinger  778,  an  die  Stadt  Sohaffhausea: 
Reg.  3390  und  sonst  häufig).  Bei  einer  Gesammtfrist  von  63  Tagen 
wird  gesagt:  Darumb  so  heysoben  und  laden  wir  euch,  ernstlich  gebiet» 
rende,  daz  ir  auf  den  63.  tag,  derselben  tag  wir  euch  21  (ür  den  ersten, 
21  für  den  zweiten  nnd  21  für  den  dritten  nnd  letzten  rechttag  seuea 
and  benennen  peremptorie  (so  an  die  Herzöge  und  Stände  von  Pommern: 
Riedel  11.  5.  89  und  101).  Und  bei  der  Frist  von  15  Tagen  sind  je 
f&nf  für  den  ersten  nnd  zweiten  und  weitere  fünf  für  den  letzten  Recbtt- 
tag  peremptorie  gesetzt  (so  1463  an  die  Sudt  Wien:  ArqhivXI.S.  161). 


Digitized  by  VjOOQIC 


219 

von  dem  Beweise  der  Ladung  durch  die  vom  Gericht  ansgestellte 
Urknnde,  allein  es  ist  klar;  dass  durch  dieselbe  nicht  mehr  be- 
wiesen werden  konnte,  als  eben  der  Erlass  der  Ladung,  minde- 
stens rousste  demjenigen,  an  den  letztere  ergangen,  der  Beweis 
Terstattet  sein,  dass  sie  nicht  zu  seinen  Händen  gelangt  sei. 
So  bestimmt  auch  der  österreichische  Landfriede  von  1276:  qui- 
cooiqoe  ad  iudicem  fuerit  evocandus,  coram  quo  causa  fuerit 
agitanda,  citabitnr  litteris  iudicis:  et  si  citatus  negaverit  se 
citatam,  hoc  inraraento  declarabft,  alioquin  habebitur  pro  citato^), 
QDd  dass  dem  entsprechend  auch  am  Hofgericbt  verfahren  wurde, 
zeigt  ein  Urtheil  von  1280,  durch  welches  ein  gegen  den  Erz- 
bischof von  Salzburg  ergangener  Spruch  widerrufen  wird:  Quia 
—  per  —  procuratorem  ad  id  legaliter  constitutum  legitime 
comprobavitj  citationem  nostram  ad  instantiani  nobilis  ' —  a 
Dostro  culmine  impetratam  ad  ipsum  viinime  pervenisse,  nos 
sententiam  latam  ^-  in  irritum  per  nobilium  et  fidelium  nostrorura 
seotenciam  revocamus,  restituentes  eundem  archiepiscopum  plene 
et  integre  iuri  suo,  ita,  quod  predicta  sententia,  quam  idem 
comes  optinuit,  nullum  sibi  debeat  preiudicium  generare  ^).  Erst 
im  Landfrieden  Albrechts  von  1298  findet  sich  eiue  Bestimmung 
tlber  die  Insinuation  der  Ladungen  des  Hofgerichts:  Wir  setzen 
auch  und  gepieten,  wan  (al.  wem)  man  ain  fttrgepot  geh  und 
das  er  dasselb  fürgepot  antwurt  mit  des  nächsten  richters  poten, 
da  der  gesessen  ist,  der  da  beclagt  ist;  und  darumb  gepieten 
wir  allen  weltlichen  richtern,  sie  sein  in  steten  oder  auf  dem 
land,  das  ieglicher  richtcr  dem  clager  poten  geh,  den  er  gelaub 
(al.  dem  zu  glewben  sey),  auf  des  clagers  pfhennyng  an  gcvärd, 
der  das  fflrgepot  antwurt;. und  sol  der  richter  seinen  offen  prief 
herwider  zu  hoif  senden,  das  es  beschehen  sey,  und  welicher 
richter  des  nicht  tat,'  der  sol  dem  cläger  sein  schaden  abtun, 
den  er  davon  nympt.  Und  wo  uns  solich  clag  kumpt,  das  wellen 
wir  vestiglich  richten  *).  Dem  Kläger  also  wurde  die  auf  seinen 
Antrag  ausgefertigte  Ladung  übergeben  und  es  war  nun  seine 
Sache,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Behändigung  der  Klage  durch 


>)  Legg.  ir.  410. 

1)  Urkdb.  des  Landet  ob  der  Enns  III.  S.  621. 
*)  Legg.  482,  83;  der  Kraft*8che  Codex  bei  BoebUn  S.  48  enth&U 
nur  sprachliche  Abweichungen. 
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einen  von  demjenigen  Gericht,  welchem  der  Geladene  unter- 
worfen war,  zu  bestellenden  glaubhaften  Boten  geschehe;  das 
darum  angerufene  Gericht  sollte  sich  nicht  weigern,  dem  Kläger 
die  erbetene  Unterstützung  zu  gewähren:  eine  Urkunde  des 
Gerichts  über  die  Seitens  des  Boten  vollzogene  Ladung  genflgt 
dann  auch  am  Hofgericht  zum  Beweise  der  letzteren. 

Hieran  wurde  auch  später  durch  die  Gesetzgebung,  soweit 
sich  ersehen  lässt,  nichts  geändert,  aber  in  Uebung  waren  doch 
auch  noch  andere  Arten  des  Verfahrens.  Zwar  von  eigenen 
geschworenen  Boten  des  Hofgerichts,  welche  man  mit  der  In- 
sinuation hätte  beauftragen  können,  erfahren  wir  erst  im  15. 
Jahrhundert  ^),  viel  früher  aber  wurde  es  Sitte,  die  Ladungen 
direct  durch  damit  beauftragte  Personen  übersenden  zu  lassen. 
Und  dies  geschah  nicht  nur,  wie  sogleich«  erwähnt  werden  soll, 
wenn  es  sich  um  die  Vorladung  eines  Fürsten  handelte,  sondern 
auch  in  anderen  Fällen.  So  beauftragte  im  Jahre  1292  König 
Adolf  den  Abt  von  St.  Gislen  und  einen  Canonikus  zu  Manbeage, 
die  Gemeinde  Valenciennes  vor  sein  königliches  Gericht  zu  laden ; 
die  Ladung  wurde  schriftlich  ausgefertigt  (S.  214  N.  1),  die 
beiden  Beauftragten  aber  sollten  sich  in  das  der  Stadt  nächst 
gelegene  Dorf  begeben,  in  der  Kirche  daselbst  die  Ladung  der 
Gemeinde  öffentlich  verkündigen,  die  Urkunde  dort  zurücklassen 
und  endlich  darüber,  dass  Alles  dem  entsprechend  ausgeführt 
worden,  ein  glaubhaftes  Zeugniss  an  den  königlichen  Hof  ein* 
senden^).  Ebenso  wurde  1375  verfahren,  als  Erzbischof  Fried- 
rich in.  von  Köln  neunundachtzig  Bürger  der  Stadt  vor  dem 
königlichen  Gericht  verklagt  hatte;  zwei  Kitter  wurden  ange* 
wiesen,  den  Verklagten  die  Vorladungen  zu-  behändigen,  und 
bekundeten  auch  am  1.  Juni  desselben  Jahres,  dass  sie  diesen 
Auftrag  ausgeführt  hätten;  eine  zweite  oder  dritte  Ladung  be- 
sorgten später  drei  Ritter  und  bezeugten  unter  dem  26.  Juli, 
dass  sie  den  Verklagten  nicht  allein  die  Vorladung,  sondern 
auch  eine  Erklärung  des  Erzbischofs  überreicht  hätten,  wonach 
diejenigen  Geladenen,  welche  persönlich  nicht  erscheinen  könnten. 


')  Vgl.  das  Urtheil  gegen   den  Landgrafen    von   Hessen    bei  Estor: 
orig«  iuris  pnbl.  Hass.  S.  316. 
»)  Reg.  Adolfs  Nr.  13. 
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einen  Bevollmächtigten  zu  entsenden  berechtigt  seien  ^).  Auch  in 
dem  Rechtsstreite  zwischen  der  Stadt  Magdeburg  und  Herzog 
Rudolf  II.  von  Sachsen  wurden  die  Ladungen  des  Gerichts  der 
Stadt  direct  durch  einen  Beauftragten  des  königlichen  Gerichts 
überbracht  ^),  und  gewiss  ist  auch  sonst  uQch  häufig  in  derselben 
Weise  verfahren  worden.  FQr  die  Anwendung  der  aus  dem 
Verfahren  der  geistlichen  Gerichte  bekannten  Form:  dass  das 
obere  Gericht  die  Ladung  direct  —  also  nicht  durch  den  Kl&ger 
—  dem  unteren  Gericht  zur  Vollziehung  der  Insinuation  über- 
sendet^), sind  aus  den  Quellen  für  den  Prozess  des  Hofgerichts 
Beweise  nicht  beizubringen,  wohl  aber  Hess  man  die  Citation 
bisweilen  durch  andere  Behörden  an  den  Geladenen  einhändigen  ^). 
Für  d^ä  Anwendung  des  Grundsatzes,  dass  in  gewissen 
Fällen  die  Ladung1|^m  Verklagten  durch  einen  Genossen  ver- 
kündet werden  müsse  ^),  finden  sich  nur  im  Fürstenrecht  be- 
stimmte Zeugnisse.  Und  auch  da  scheinen  in  älterer  Zeit 
manche  Streitfragen  bestanden  zu  haben,  namentlich  darüber,  in 
welchen  Sachen  und  zu  welchen  Tagen,  ob  zu  allen  oder  nur 
zu  einem  der  drei  Termine,  die  Ladung  in  dieser  Weise  erfolgen 
müsse;  die  Ansicht,  dass  dies  nur  dann  habe  zu  geschehen 
brauchen,  wenn  die  Ladung  mündlich  erfolgte,  nicht  aber  auch 
dann,  wenn  der  König  ein  schriftliches  Fürgebot  sendete,  ist 
nicht  richtig,  denn  mehrfach  wird  'grade  dieses  letztere  einem 
Fürsten  zur  Insinuation  an  den  Verklagten  anvertraut.  Zu 
welcher  Zeit  sich  der  Rechtssatz  entwickelte,  dass  Fürsten  durch 
ihre  Genossen  geladen  werden  müssen,  ist  mit  Bestimmtheit 
nicht  zu  ermitteln.  Schon  unter  Otto  II.  war  es  Uebung,  die 
Grossen  des  Reichs  durch  andere  hochstehende  Personen  vor 
das  königliche  Gericht  zu  berufen:  imperator  vero,  tali  nefando 
comperto  consilio  (von  der  Verschwörung  des  Herzogs  Heinrich 
von    Bayern),  congregavit  omnes  principes   suos   et  interrogavit 

1)  Lacomblet  III.  2.  666. 

*;  Schöffenchronik  bei  Zange r:  de  ezc.  S.  1480. 

*;  Maarer  §  144  S.  203. 

*)  Twinger  769.  Sigismnnd  lässt  1431  eine  Ladung  an  den  Bischof 
von  Sirassburg  darch  den  Rath  daselbst  behändigen. 

*)  Vgl.  Dreyer:  Abhdl.  III.  1228  fgg.  und  desselben:  Neben- 
stunden  S.  102,  Manrer  §  145  S.  206 
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eos,  quid  modo  facturus  esset,  illique  invenerunt,  at  Popponem 
episcopum  et  Gebehardum  comitem  transmitteret  ad  praedictam 
ducem  et  euro  vocaret  ad  suum  placitum  per  edictum  ^).  Aas 
späterer  Zeit  hat  Maurer  am  angefahrten  Orte  einige  Zeugnisse. 
Im  Jahre  1274  wird  durch  Urtheii  bestimmt,  König  Otakar  solle 
per  virum  ingenuum  vorgeladen  werden  und  wahrscheiolidi 
wurde  der  Burggraf  Friedrich  von  Nürnberg  mit  der  Yollziehaog 
dieses  Beschlusses  beauftragt^).  Ebenso  wird  1377  der  Herzog 
Johann  von  Bayern,  als  er  „umb  etliche  herscheflte  und  gater'' 
am  Hofgericht  verklagt  worden  war,  durch  einen  Burggrafen  ron 
Nürnberg  geladen:  haben  wir  ihm  mit  unsern  offenen  brief«n 
empfoleu  und  geboten,  dass  er  dir  dise  gegenwertigen  unsere 
keiserlichen  furbotte  und  ladnngen  offenbaren  und  verkündigen 
fiuile  und  auch  uns  des  eyn  erkenntnusse  ^der  sciiaffea').  Im 
15.  Jahrhundert  wird  auch  dieses  Recht  der  Fürsten  thats&cb* 
lieh  und  rechtlich  mehrfach  anerkannt,  aber  die  Praxis  des 
Hofgerichts  scheint  doch  noch  häufig  gesch\i:ankt  und  die  alte 
Uebung  vernachlässigt  zu  haben;  1403  z.  B.  wird  der  Bischof 
von  Basel  durch  Lutzelmann  von  Ratzenhusen  vorgeladen,  — 
1408  erhält  der  Abt  von  Wiltzburg  den  Auftrag,  den  Mark- 
grafen Wilhelm  und  Friedrich  von  Meissen  eine  Citation  zu  be- 
händigen, —  in  dem  Prozesse  gegen  den  Landgrafen  Ludwig 
von  Hessen  wegen  des  .Busecker  Thaies  wird  1417  erkannt,  man 
solle  dem  Verklagten  die  Ladung  durch  einen  ehrbaren  Mann, 
der  Wappensgenoss  sei,  überbringen  lassen:  die  Ladung  mit  des 
Königs  geschworenen  Boten  sei  nicht  genügend,  —  wogegen  in 
dem  Rechtsstreite  zwischen  Erich  von  Sachsen  «Lauen  bürg  und 
dem  Kurfürsten  von  Sachsen  die  Ladungen  durchaus  nach 
Fürsienrecht  erfolgen,  indem  z.  B.  1428  jener  durch  Henog 
Heinrich  von  Braunschweig  und  dieser  1435  durch  den  Land- 
grafen von  Thüringen  geladen  wird^).  Zur  Beseitigung  mancher- 
lei Zweifel  sollte   das  vor  Sigismund  1433  gefundene   Weisthum 


*)  Ann.  Altah.  bei  Giesebrecbt  zum  Jahre  974. 

«)  Vgl.  Band  I.  S.  168  fg. 

*)  Mon.  Zoll.  IV.  Nr.  352  S.  383. 

«)Lünig:  R.  A.  XXI.  1382;  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  418;  Bstor: 
orig.  iurii  piibl.  Haas.  S.  316;  Sndendorf:  reg.  III.  121,  MäUer: 
R.  T.  T.  II.  471. 
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sein  leib,  ere  oder  die  leben  des  furstenihumbs ,  so  sol  man  jm 
drei  stand  verkonden  nnd  das  erst  fnrbot  schicken  bey  eynem 
forsten,  er  sey  geistlich  oder  wertlich  oder  bey  eynem  gefursten 
abbt,  und  die  andern  zwei  fdrbot  mögen  ym  antworten  ein  graff, 
herre,  ritter  oder  knecht,  der  des  reiches  man  ist  und  auch 
sein  tag  verkünden,  als  recht  ist.  Wer  aber,  ob  man  ein  forsten 
forbad  amb  sprach,  es  wer  nmb  geltschuid  oder  umb  gaeter,  die 
nicht  leben  weren,  so  mag  man  jm  das  forpot  schicken  bei  eynem 
graven,  herm,  ritter  oder  knecht,  die  des  reichs  man  sind^). 
Dem  entsprechend  wurde  dann  auch  später  verfohren  und  wenn 
wir  doch  viele  Beispiele  haben,  dass  Reichsforsten  in  anderer 
Weise  vor  das  Hofgericht  geladen  wurden,  wie  z.  B.  1434  Adolf 
von  Cieve  durch  den  Edlen  Wilhelm  von  Reichenstein  ^;,  so 
dttrfon  wir  annehmen,  dass  eben  keine  eigentliche  Fürstensache 
vorlag.  Geschah  die  I^ung  nicht  nach  Fttrstenrccht,  so  ver- 
weigerten die  Geladenen  die  Einlassung  auf  den  Prozess  und 
Hessen  es  an  energischen  Protesten  gegen  das  Hofgericht  nicht 
fohlen.  Schon  1405  erklärt  der  Burggraf  Friedrich  von  NOm* 
berg,  er  sei  zwar  bereit  vor  dem  König  zu  Recht  zu  stehen, 
aber  nur  wenn  Ihm  die  Ladung  ttberbracht  werde,  als  ein  jeg- 
licher Forst  gefreiet  sei^).  Im  Jahre  1454  weigern  sich  die 
Bevollmächtigten  des  Erzbtscfaofs  von  Salzburg  vor  königlichen 
Coromissarien  zu  Recht  zu  stehen,  weil  ihr  Auftraggeber  nickt 
geladen  sei  als  es  einem  Forsten  gezieme^).  Vier  Jahre  später 
proponirt  Albrecbt  Achilles  den  Fürsten  des  Reichs,  sie  sollten 
ein  Gollectivschreiben  an  den  Kaiser  richten:  „auf  eine  solche 
mainung,  dass  kundig  im  reich  sey,  so  man  einen  fürsten  des 
heiligen  reichs  rechtvertigen  wolle  umb  sein  leib,  ere  oder 
regalia,  das  das  sol  geschehen  durch  drivache  ladung  und  yede 
ladung  sol  im  zubracht  werden  zeitlichen  vor  dem  ersten,  dem 
andern  und  dem  dritten  entlich  gesaczten  tag  durch  einen  ge- 
bomen  forsten  des  reiohs,  der  sein  genos  sei''').    Etwas  anders 

>)  Hasselholdt  I.  38,  Tomaschek  S.  87. 

«)  Lacomblet  IV.  S.  248. 

«)  Mon.  Zoll.  VI.  S.  295. 

*)  Lünig  XVni   36. 

>)  Hasselholdt  Urkdb.  8.  59. 
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ist  ein  denselben  Gegenstand  betreffender  Protest  des  Pfalzgrafen 
Friedrieb  von  1465  und  66  motivirt:  er  sei  nicht  schuldig,  vor 
dem  Kaiser  zu  erscheinen,  denn  dieser  habe  ihn  durch  einen 
Fussboten  vorladen  lassen  und  nicht,  wie  es  sich  nach  des 
Reichs  Herkommen  gezieme,  wekhes  erfordere,  dass  in  Sacheu, 
welche  der  Fürsten  Ehre  beträfen,  drei  Ladungen  ergingen,  von 
denen  die  erste  durch  einen  geistlichen  oder  weltlichen  Fürsten, 
die  zweite  durch  einen  Grafen  oder  gefürsteten  Abt,  die  dritte 
durch  einen  Rittermässigen  überbracht  werde  ^).  Diese  Proteste 
zeigen,  dass  man  sich  trotz  jenes  Weisthums  doch  keineswegs 
darüber  einig  war,  was  eigentlich  als  das  so  oft  angerufene 
,, Herkommen  und  Recht  des  Reichs'',  als  «fürstliche  Freiheit" 
anzusehen  sei.  Nur  darin  zeigten  sich  die  Fürsten  einmüthig, 
dem  Begriff  der  Fürstensachen  eine  möglichst  weite  Ausdehnung 
zu  geben,  und  auch  denjenigen  Rechtssachen,  die  im  Sinne  des 
Weisthums  von  1433  entschieden  nicht  zu  denselben  gehörten, 
den ,  Charakter  einer  solchen  anzudeutein.  Dieser  Versuch  ist, 
wie  oben  (S.  105  fgg.)  gezeigt  wurde,  im  15.  Jahrhundert  häufig 
gemacht  worden;  das  auffallendste  Beispiel  aber  bietet  ohne 
Frage  der  oft  erwähnte  Prozess  der  Stadt  Nürnberg  gegen  den 
Markgrafen  Albrecht  Achilles:  we^  diese  Verhandlungen  liest, 
der  begreift  auch  vollständig  den  Zorn  und  Unmuth,  mit  welchem 
man  von  anderer  Seite  den  Prätensionen  der  Fürsten  gegen- 
übertrat. 

Die  Insinuation  der  Vorladungen  erfolgte  wohl  am  Hof- 
gericht  ebenso  wie  bei  den  deutschen  Gerichten  überhaupt  zu 
Händen  des  Geladenen  oder  an  einen  seiner  Hausgenossen '  oder 
durch  Anschlag  an  das  Wohnhaus  ^).  Wo  der  Gebrauch  dieser 
Mittel  nicht  geeignet  erschien ,  wandte  man  die  öffentliche  la- 
sinuation  an  und  zwar  wird  letztere  schon  lange  vor  der  Zeit 
Kaiser  Heinrich  VII.  in  unsern  Quellen  erwähnt ').    Ein  bemer- 

1)  Länig:  R.  A.  XXII.  398,  404,  Harpprecht  I.  204,  QaelUni. 
b.  u.  d.  Gesch.  K.  426. 

')  Maurer  §.  14d  S.  205  Note  19  fgg. 

')  Ueber  Ediotalladungen  im  Allgemeinen  und  insbesondere  ober  das 
edictnm  Henrici  VII.  de  criroine  laesae  maieslatis  (legg.  514}  vgl.  Wetseü 
§  67  S.  859  ^gg-  (In  Gemässheit  dieses  berühmten  Gesetzes  wurde  unter 
andern  gegen  RoWrt  von  Neapel  verfahren;  vgl.  Dönoiges:  actaHenriciVU. 
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kenswcrthes  Beispiel  bietet  der  Prozess  gegen  Otakar,  indem  1 274 
bestimmt  wurde:  et  si  ingenuus  electus  (vgl.  Bd.  I.  168)  ad 
citacionem  faciendam  assererct  et  confirmaret  proprio  inramento, 
quod  ob  metam,  qui  cadere  potest  in  constantem  virum,  non 
auderet  se  ipsius  regis  Boemie  conspectibus  preseiitarc  vel  terram 
regis  ingredi,  sufiiceret  edictum  publicum  proponi  in  ipsa  sol> 
lempni  curia  et  citacionem  üeri  publice  in  civitate  vel  oppido 
sepedicti  comitis  Palatini  regno  Boemie  plus  vicino  (legg.  II.  400). 
Ein  anderer  Fall  ans  der  Zeit  König  Adolfs  ist  oben  (S.  220 
N.  2)  erwähnt  worden  und  wie  sehr  schon  im  13.  Jahrhundert 
die  öffentliche  Verkündigung  von  richterlichen  Verfügungen  — 
nicht  nur  von  Ladungen  —  im  Gebrauch  war,  zeigt  der  im 
ersten  Bande  dargestellte  Prozess  um  Reichsflandern.  In  späterer 
Zeit  werden  Edictalcitatiouen  noch  häufiger  erwähnt;  unter  Sigis- 
mand  wird  z.  B.  Friedrich  von  Oesterreich  durch  Anschlag  an 
den  Kirchenthüren  von  Konstanz  vor  den  König  geladen  (Bd.  I. 
S.  271)  and  unter  Friedrich  III.  ergeht  öffentliche  Ladung  an 
den  Grafen  Heinrich  von  Görz  ^).  Das  interessanteste  Beispiel 
aber  von  dem  Verfahren  per  edicta  bietet  der  Prozess  gegen 
Adolf  von  Cleve  im  Jahre  1434.  Drei  Jahre  vorher  hatte  Sigis- 
mand  die  Stände  und  Städte  von  Geldern  und  Zütphen,  welche 
sich  geweigert»hatten,  dem  Herzog  Adolf  von  Jülich  und  Berg 
m  huldigen,  in  die  Reichsacht  erklärt.  Adolf  von  Gleve  hatte 
den   Geächteten   Schutz   und    Hilfe   gewährt  und    deshalb   klagte 

2.  187).  Ueber  frühere  Anwendung  der  Edictalladuogen  am  Hofgericht 
vgl.  den  Text.  Ist  aber  nicht  auch  schon  folgende  Nachricht  der  ann. 
Pegavienses  ad  a.  1180  (SS.  XVL.  263)  von  solchen  Ladungen  zu  ver- 
stehen? in  assnmptione  S.  Mariae  in  curia  apud  Werte  habita  omnibus 
faotoribus  ducis  (Heinrich  des  Löwen)  termini,  ut  ab  eo  resipiscant,  prae- 
figuntar  ex  sententia  principuxn,  scilicet  natale  S.  Mar.,  festum  S.  Michael., 
tercins  terminus  ad  festum  S.  Mart.,  sed  nisi  ad  gratiam  imperatoris  io- 
terim  redissent,  ipsi  et  filii  eorum  iure  hereditario  abiudicarentur. 

')  Der  Vericlagte  hatte  königliche  Sendboten,  die  ihm  Gerichtsbriefe 
überbringen  sollten,  berauben  und  fangen  lassen.  Deshalb  lässt  ihn  der 
König  abermals  citireo,  aber  da  es  zu  gefährlich  sei,  Boten  an  ihn  zu 
senden,  per  edictum.  Dieses  Kdict  enthält  eine  vollständige  Angabe  der 
neuen  Klage;  es  sollte  an  „gemeinen  offenbaren  steten"  angeschlagen 
werden  und  der  Abt  von  Victring  bescheinigt,  dass  er  dasselbe  vor  allem 
Volk  an  der  Kirchthür  verlesen  und  drei  Tage  habe  aushängen  lassen. 
Materialien  L  211;  vgl.  ebendas.  229. 

FrmnkliQ,  Reicliahofgericlit.   II.  I5 
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nan  der  Herzog  von  Berg  auch  gegen  ihn  am  Hofgericbt.  Der 
König  beauftragt  nun  den  Edlen  Wilhelm  von  Reichensteia  mit 
der  Ladung:  das  du  denne  hertzog  A.  von  C.  personlich  and 
syne  lande,  lute  und  guetere  peremptorie  und  endlich,  soferre 
du  sicher  zu  ym  oder  siner  wonung  mögest  komen,  ladest  and 
ym  rechttag  setzest  und  bescheidest,  den  wir  auch  also  laden 
und  ym  tag  setzen  und  fordern  von  keyserlicher  macht  mit 
diesem  brieve  uff  den  80.  tag,  nechst  körnende  nach  dem  tag 
als  ym  dann  dieser  unser  ladebrief  verkündiget  wirdet,  —  für 
uns  zum  rechten  zu  komen.  Da  aber  zu  fürchten  sei,  dass  der 
Beauftragte  nicht  sicher  zum  Verklagten  werde  gelangen  können, 
da  letzterer  schon  vor  Zeiten  den  Grafen  von  Wittgenstein,  der 
ihm  königliche  Ladebriefe  überbracht,  lange  gefangen  gehalten, 
so  erh&lt  Wilhelm  von  Reichenstein  den  weitern  Befehl:  das  da 
yn  dann  mit  diesem  brieve  und  offenbaren  gebot,  genant  per 
edictum,  ladest,  also  dass  er  am  80.  Tage,  nachdem  die  Ladang 
angeschlagen  vor  Gericht  erscheine.  Die  Gitation  und  das  könig- 
liche Auftragschreiben  sollen  zu  Köln,  Neuss  und  Dortmund  ver- 
kündigt und  an  den  Kirchenthüren  oder  Rathhäusern  angeschlagen, 
die  Originale  dort  „eyne  gewoenliche  zeit'*  aushängen,  dann  aber 
durch  gewisse  Abschriften  ersetzt  werden.  ,,Und  wir  laden  und 
heischen  auch,  heisst  es  dann  noch  einmal,  dei^grafen  A.  von 
G.  mit  diesem  briefe,  den  wir  auch  in  unserm  kaiserlichen  hofe 
zu  Ulm  —  von  dort  ist  die  Urkunde  datirt  —  geladen  and 
ladung  verkündigen  liessen,  und  wir  setzen  und  wellen  auch,  dass 
diese  unsere  ladung  kraft  haben  und  die  von  Gleve  zwingen  and 
verbinden  soll  zum  rechten  in  gleicher  weise,  als  ob  wir  die 
ladung  in  seiner  gegenwart  verkündigt  hätten.*'  Den  Schloss 
bildet  der  Befehl  an  alle  Getreuen  im  Reich,  den  Verklagten 
von  der  Ladung  in  Renntniss  zu  setzen,  und  der  Auftrag  an 
Reichenstein,  über  alles,  was  er  in  der  Sache  thun  würde,  an 
den  König  unter  seinem  Insigel  „und  eynem  offenbar  notarias 
instrumentsbrieff"*  zu  berichten^). 

Dass  die  Insinuation  ordnungsmässig  geschehen,  muss  in 
allen  Fällen  bewiesen  werden.  Geschah  dieselbe  durch  den 
Boten  eines  niederen  Gerichts,  so  wurde  der  Beweis  dadurch 


<)  Lacomblet  IV.  Nr.  313  S.  248. 
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geführt,  dass  der  Bichter  in  offenem  Briefe  darüber  an  den 
königlichen  Hof  berichtete  (S.  219  N.  3).  Erfolgte  dagegen  die 
BehUndigung  durch  einen  Abgesandten  des  Hofgerichts,  so  konnte 
sich  letzteres  über  die  Ausfttbrang  des  Auftrags  in  verschiedener 
Weise  Gewissheit  verschaffen.  Der  eine  Weg  war  der,  dass  der 
Abgesandte  persönlich  vor  dem  Gericht  erschien  und  Bericht 
erstattete.  So  wurde  in  dem  Prozesse  Sigismunds  gegen  Ludwig 
von  Hessen  im  Jahre  1418  verfahren:  auf  dem  zweiten  Rechts- 
tage erscheint  der  edle  Löne  von  Steinfurt  und  beschwört,  dass 
er  dem  Verklagten  die  Ladung  überbracbt  habe;  es  wird  be- 
schlossen, denselben  durch  einen  ehrbaren  wappengenossen  Mann 
zum  dritten  Male  vorfordern  zu  lassen;  der  Fürsprecher  des 
Königs  fragt  nun:  ob  es  in  dem  Falle,  dass  der  Ueberbringer 
verhindert  sei,  wieder  au  den  Hof  zu  kommen,  nicht  genüge, 
wenn  er  vor  dem  Burggrafen  oder  einem  Gericht  zu  Friedberg 
oder  dem  Rath  zu  Frankfurt  die  Vollziehung  der  Ladung  be- 
eidete und  diese  darüber  unter  ihrem  Sigel  an  den  Hof  berich- 
teten ;  das  Gericht  findet  aber  .*  da  es  sich  um  den  dritten  Rechts- 
tag handle;  so  sollte  der  Bote  selbst  wieder  vor  Gericht  kommen 
und  bezeugen:  was  er  geschafft  und  wye  er  ime  denseibigen 
brieff  geantwortet  bett;  demgemäss  kömmt  dann  der  von  Stein- 
furt auch  zum  Gericht,  beschwört,  dass  er  an  angegebenem  Tage 
und  zu  bestimmter  Stunde  dem  Landgrafen  die  Ladung  aus- 
geantwortet habe,  und  nunmehr  erst  wird  gegen  denselben  das 
Uugehorsamsverfahren  eingeleitet  ^).  Der  andere  Modus  entsprach 
den  später  am  Kammergericht  üblichen  Relationen  der  Kammer- 
boten, d.  h.  der  Beauftragte  muss  dem  königl.  Gericht  einen 
schriftlichen  Bericht  über  die  Ausführung  der  Ladung  erstatten. 
In  dieser  Weise  wurde  (nach  N.  2  S.  221  und  N.  4  S.  222) 
schon  im  13.  und  14.,  besonders  häufig  aber  im  15.  Jahrhundert 
verfahren:  1408  z.  B.  bekundet  Ruprecht:  wir  haben  auch  zu 
Offenbarung  dieser  geinwortigen  unser  königlichen  heischung  und 
ladung  dem  ersamen  abt  Ulrich  zu  Wilczburg  mit  unsern  offen 
brief  bevolhen  und  ernstlichen  geboden,  das  er  uch  dieselb 
hcischungc  und  ladunge  mit  sin  selbs  lybe  verkünden  und  diesen 
ladbrieff  entworten  und  uns  auch   des  ein  erkentnisze  mit  sinem 


>)  Estor:  origg.  iur.  pnbl.  Hass.  S.  324. 

15^ 
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offen  versigelten  brief  geben  und  schaffen  solle  bi  unsen  hulden^), 
und  1436  beauftragt  Sigismund  ebenfalls  einen  geforsteten  Abt 
mit  Vorladung  des  Herzogs  Otto  von  Braonsebweig:  das  du 
solchen  unsern  ladbrief  dem  — ,  so  du  erste  magst,  onverzogen- 
lich  under  awgen  personlich  antwortest  und  in  damit  für  uns  zu 
rechten  zu  komen  heischest,  die  execucion  uff  solchem  unsern 
ladbrief  tuest  und  uns  dann  in  gcschrifften  under  deinem  insigcl 
wisset  lassest,  zu  welchen  massen  du  die  sach  vollbracht  ood 
verlassen  habst  ^}.  Wir  kennen  auch  die  Form  der  Berichte, 
welche  solchem  Auftrag  entsprechend  erstattet  werden  mnssten, 
aus  einem  Schreiben  Herzogs  Heinrich  von  Braunschweig  an 
Sigismund  vom  Jahre  1428;  der  König  hatte  ihm  befohlen,  sich 
„to  stund*'  zu  dem  Herzog  £rich  von  Sachsen  zu  begeben  and 
denselben  an  den  königl.  Hof  zu  laden;  Heinrich  berichtet  nan, 
dieses  Mandat  sei  ihm  zugekommen,  als  er  sich  zu  Grunenberg 
im  Lande  Hessen  befunden;  er  habe  sich  aber  sofort  auf  die 
Reise  begeben  und  Herzog  Erich  zu  Lüneburg  gefunden;  dort 
auf  dem  Ratbhause  und  in  Gegenwart  vieler  benannten  Zeugen 
habe  er  den  Brief  verlesen  lassen  und  denselben  in  eigener 
Person  dem  Herzog  zu  Händen  geantwortet,  welcher  ihn  dankbar 
empfangen  habe:  —  dieser  Bericht  ist  von  demselben  Tage,  an 
dem  die  Insinuation  erfolgte,  und  unter  dem  Sigel  Heinrichs 
ausgestellt*).  Ueber  den  Beweis  der  gehörigen  Veröffentlichung 
einer  Edictalladung  enthalten  die  Quellen  keine  anderen  als 
die  bereits  vorher  mitgetheilten  Nachrichten. 

Von  Edictalladungen  wird  übrigens  bei  dem  Hofgericht  auch 
dann  Anwendung  gemacht,  wenn  die  Klage  gegen  unbekannte 
Verklagte  gerichtet  wird  oder  wenigstens  die  Möglichkeit  ge- 
dacht wird,  dass  neben  einem  oder  mehreren  bekannten  Inter- 
essenten auch  noch  andere  unbekannte  vorhanden  sein  mögen.  Im 
Jahre  1355  klagt  der  Burggraf  Albrecht  von  Nürnberg  vor  dem 
Hofgericht  auf  die  Stadt  Königshofen  im  Grabfelde,  auf  das 
Gericht  daselbst  und  alles,  was  dazu  gehört.  Darauf  eriässt  der 
Hofrichter  das  Gebot:   wer  dieselben  stat,   gericht   und  waz  dar 

1)  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  418  S.  439. 

*)  Schtiltes:  Henneb.  Gesch.  H.  Urkdb.  $.233.  Vgl.  auch  Mich  ei- 
sen: Urkdb.  T.  250. 

»)  Sudendorf:  Kegistr.  Ilf.  S.  122. 
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.    zu  gehoert,  versprechen  wolle,  daz  der  daz  tue  auf ,  oder 

man  richtet  dar  zu  als  recht  ist^).  Einige  Jahre  später  klagt 
Leupold  Kuchenmeister  auf  Dorf  und  Veste  Memmingen  und  es 
ergeht  darauf  eine  fast  wörtlich  gleichlautende  Citation  ^).  Wichtig 
erscheint  besonders  die  Anwendung  der  öffentlichen  Ladung  in 
dem  Erbschaftsstreit  der  Burggrafen  von  Nürnberg  gegen  die 
Markgrafen  Wilhelm  und  Friedrich  von  Meissen  (Bd,  I.  S.  259  fg.). 
Auf  die  Klage  erlässt  der  König  an  beide  Verklagte  persönlich 
die  Ladung,  gleichzeitig  aber  fordert  der  Hofrichter  alle  die- 
jenigen, welche  die  von  den  Klägern  in  Anspruch  genommenen 
Lehen  und  Allodialgüter  versprechen  und  verantworten  wollten, 
vor  das  königl.  Gericht  und  wiederholt  diese  Ladung  auch  zu 
den  späteren  Gerichtstagen  ^).  In  allen  diesen  Fällen  handelt 
es  sich  nicht  nm  ein  Aufgebot  zur  Sicherung  von  erworbenen 
Rechten,  überhaupt  nicht  um  einen  Zwang  zur  Anstellung  einer 
Klage  ^),  sondern  es  sind  Yerftlgungen,  welche  den  unbekannten 
Verklagten  die  Vertheidigung  auferlegen,  und  die  Nichtbefolgung 
derselben  hat,  wie  der  Ausgang  der  beiden  zuletzt  erwähnten 
Fälle  zeigt,  dieselben  Nachtheile,  mit  welchen  der  Ungehorsam 
gegen  peremptorische  Ladungen  überhaupt  bedroht  ist,  d.  h.  es 
wird  dem  Kläger  Anleite  und  im  weiteren  Verfahren  Nutzgewere 
auf  die  von  ihm  beanspruchten  Güter  ertheilt. 

Die  gehörige  Ladung  des  Verklagten  bildet  die  Voraus- 
setzung für  die  Gültigkeit  des  gegen  ihn  stattgehabten  Ver- 
fahrens; war  er  nicht  geladen,  so  konnte  das  etwa  ergehende 
Gontumacialurtheil  nicht  vollstreckt  werden,  wie  1298  reichs- 
gesetzlich bestimmt  wurde:  wir  setzen  auch,  das  die  urtail  ab 
so!  sein  damit  man  anleyt  gewan  an  fürgepot  (legg.  482,  Boehlau 
S.  48).  Auch  die  Rechtsprechung  erkannte  dies  an;  Rudolf  L 
z.  B.  vernichtete  im  Jahre  1280  ein  gegen  den  Erzbischof  von 
Salzburg  ergangenes  Erkenutniss,  als  dieser  bewies,  dass  ihm 
die  Ladung  des  Hofgerichts  nicht  behändigt  worden  (S.  219  N.  2), 
und  im  Jahre  1310  wurde  dem  am  Hofgericht  verurtheilten 
Egidius  von  Carte  (terminaliter  et  finaliter  condempnatus)  Resti- 


M  Mon.  Zoll.  III.  Nr.  339  S.  288. 

«)  Harpprecht  I.  Nr.  XIV,  XV  S.   109  fgg. 

»)  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  418  S.  439  und  Nr.  484  S.  519  fgg. 

*)  Vgl.  Wetzeil:  Civilprozess  §  12  S.  85  fgg.  und  besonders  Note  6-  9. 
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tution  für  den  Fall  zugesichert,  dass  er  seine  Beliauptang:  quod  ad 
hoc  audiendum,  videndum  vel  rcspondendum  nanquam  fuerit  evo- 
catuSf  zu  beweisen  im  Stande  seii^  würde  M. 

üeber  das  Verfahren  beim  Ausbleiben  der  Parteien  sind  wir 
nicht  so  vollständig  unterrichtet,  dass  wir  über  alle  dabei  io 
Betracht  kommenden  Fragen  Auskunft  erhielten^).  Nur  Folgen- 
des lässt  sich  den  Quellen  mit  Sicherheit  entnehmen.  Erscheint 
der  Kläger  nicht  an  einem  der  festgesetzten  Rechtstage  oder 
verfolgt  er  die  Klage  nicht  gehörig,  so  muss  er  dem  Gegner  den 
für  ihn  daraus  entstehenden  Schaden  ersetzen  ^)  und  verliert 
ausserdem  die  bisherigen  Tage,  sodass  er  die  Klage  von  Neuem 
beginnen  muss  ^\  Versäumt  der  Beklagte  den  ersten  oder  zweiten 
Gerichtstag,  so  verschuldet  er  das  Gewctte^),   die  Verurtheilang 


*)  Glafey  anecd.  512.  In  einzelnen  Fällen  wird  den  Parteien  auch 
ausdrücklich  zugesichert,  es  sollte  gegen  dieselben  kein  Verfahren  ein- 
geleitet werden,  bevor  sie  nicht  gehörig  vorgeladen  seien ;  so  z.  B.  Karl  IV. 
im  Jahre  1365  an  Kapitel  und  Stadtgemeinde  zu  Quedlinburg:  si  ab 
abbatissa  —  supplicationes  —  porrigerentur  imperiali  nostre  maieststi, 
easdem  non  admittemus  ad  ezaudicionis  graciam,  nisi  prins  imperiale 
mandatam  ad  vos  perveniat,  quod  ad  rcspondendum  et  contradicendum  — 
curiam  —    visitare  debeatis.   Erath  494. 

*)  Vgl.  Maurer  §§  147—52,  Homeyer:  Richtsteig  S.  505  fg.  und 
System  des  Lehnrechts  §  76  S.  589,  Wetzell:  Civilprozess  §  49  S.  560. 

*)  LandfVieden  Albrechts  von  1298  (legg.  483  o.  34,  Boehlau  S.48): 
Wir  setzen  und  gepieten,  wer  vor  gericht  clagt  pis  das  der  kumpt,  der 
beklagt  ist,  zu  dem  tag,  als  im  zu  gericht  gepoten  ist,  und  der  dager 
von  im  das  recht  nicht  nemen  will,  das  man  dem  fürpas  nicht  rieht,  er 
leg  dem  sein  kost  ab  von  erst,  den  er  beclftget  hat. 

*)  Dies  wird  anerkannt  in  einem  Hofgerichtsurtheile  ^on  1431  bei 
Harpprecht  III.  492. 

*)  In  den  Quellen  wird  das  allerdings  nicht  besonders  hervorgehoben, 
es  ist  aber  anzunehmen,  dass  die  Uebung  des  Hofgerichts  in  dieser  Be- 
ziehung nicht  abwich  von  dem,  was  bekanntlich  bei  Land-  und  Lehn- 
gerichtep  Rechtens  war.  Ungehorsam  gegen  den  Befehl  des  Königs  zum 
Reichs-  oder  Hofdienst  zu  erscheinen,  wurde  überhaupt  im  ersten  und 
zweiten  Falle  mit  Gewette,  im  dritten  mit  der  Reichsacht  beatraft:  Ssp. 
III.  64  §  1,  Dsp.  318,  Swsp.  L.  117,  Laasb.  138:  —  swer  da  niht  kumK 
der  ist  dem  kunge  schnldic  eins  gewettes.  —  versumt  ein  man  den  ersten 
hof,  er  git  ditz  gewette;  versumt  er  den  andern,  er  git  ez  anderstunt; 
versumt  er  den  driten,  der  kunc  sol  mit  der  fursten  urteil  die  fursteo  ze 
achte  tun.  Die  letztere  Bestimmung  —  Strafe  der  Acht  nach  dreimaliger 
Entbietuog  -   wurde,  wie  sogleich  gezeigt  werden  soll,  auch  auf  Ladnngeo 
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wegen  Ungehorsams  aber  kann  erst  erfolgen,  wenn  er  auch  aaf 
dem  dritten  Rechtstage  nicht  erscheint.  Das  Verfahren  an  diesem 
letzten  Tage  wird  in  den  Urkunden  oft  beschrieben,  z.  B.  in 
einem  Urtheil  Sigismunds  von  1431  ^  durch  welches  die  Stände 
und  Städte  von  Geldern  undZütphen  wegen  Ungehorsams  in  die 
Reichsacht  verkflndet  werden.  Es  erscheinen  voj  dem  K5nig  die 
Bevollmächtigten  des  Herzogs  Adolf  von  Berg  und  Jülich  und 
der  jüngere  Herzog  Ruprecht  in  Person.  Nachdem  die  Voll- 
machten mit  guten  Briefen  bewiesen  worden,  dingen  sich  Kläger 
durch  ihren  Fürsprecher  an  und  nach  kurzer  Geschichtserzäh- 
lung —  Verklagte  hatten  sich  beharrlich  geweigert,  dem  Herzog 
Adolf  zu  huldigen,  —  klagen  sie  also  weiter: 

nachdem  und  als  die  banyrherren  —  des  hertzogtums  und 
der  grafschaft  nu  zu  dreyn  nnd  zum  lotsten  male  endlich  für 
uns  geheischen  und  geladen  warend,  so  stunden  sy  da  und  wartten 
des  dritten  rechtstag  und  gerichts  und  rechts  und  baten  uns  (den 
König)  recht  in  den  Sachen  zugeen  lassen  und  damit  zu  volfarn. 
Do  fragten  wir,  ob  soliche  ladungbriefe  den  banyrherren  —  ge- 
antwort  und  verkündiget  weren  worden.  Doruff  sprachen  hertzog 
Adolffs  procuratores :  ja  sie  weren  geantwort  worden  an  billichen 
steten  der  lande  und  —  Hessen  doruff  brieve,  instrumente  und 
gewisse  kuntschafft  für  uns  in  gerichte  lesen  und  verhören.  Do 
das  also  gescheen  was,  dornach  Hessen  wir  fragen  und  raffen 
überlaut,  ob  yemant  da  were,  der  soliche  sache  und  clage  — 
verantworten  wolte,  daz  der  furtrete  und  furqueme  für  uns  in 
gerichte:  also  quam  noch  erschein  nyemand  mit  macht  von 
wegen  derselben  geladen,  soliche  sache  zu  verantworten.  Also 
sprachen  durch  yren  fursprechen  hertzog  A-  procuratores,  sy  — 
wartent  furbasser  des  dritten  rechten  tag  und  sins  rechten  gegen 
den  geladen  —  und  hofften,  sy  betten  die  sache  und  die  lande 
und  lute,  stete  und  slosse  furgeladen  mit  allen  yren  zugehorungen 
mit  recht  ervolget,  erstanden  und  behabt,  nnd  satzten  das  zum 
rechten.  —  Do  berieten  wir  uns  mit  unsern  fursten  —  und  fragten 


vor  das  königliche  Gericht  angewendet  und  man  darf  daher  wohl  an- 
nehmen, dass  auch  der  Ungehorsam  gegen  die  erste  und  zweite  Ladung 
im  Prozess  in  der  von  den  Rechtsbuchern  angegebenen  Weise,  nämlich 
durch  Gewette,  gebüsst  wurde. 
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dieselben  —  des  rechten  und  manten  sie  recht  und  urteil  in 
den  Sachen  zu  sprechen ;  dieselben  —  sprachen  alle  einhelliclich 
mit  urteil  zum  rechten  durch  den  edein  C.  herren  zu  Winsperg 
also:  nacdem  die  banyrherrn  u.  s.  w.  zu  dryen  malen  und  end- 
lich für  uns  zum  rechten  zu  komen  wercn  geladen  worden,  — 
und  hertzog  A.  zum  ersten  durch  sich  selbs  und  dornach  durch 
sine  procuratores  und  anwalt  des  rechten  wider  die  von  G.  u.  Z. 
ussgewarttct  hett  und  zum  rechten  furkomen  und  gestanden  were, 
und  die  geladen  von  G.  u.  Z.  weder  durch  sich  selbs  noch  durch 
yre  volmechtige  procuratores  und  anwalt  soliche  rechttege,  als 
yn  dann  zu  dryen  malen  und  endlich  gesetzt  waren,  nicht  be- 
sucht noch  ussgewarttct  hotten  und  frevelich  und  ungehorsamlich 
ussgebliben  und  nit  komen  weren,  und  sich  nnd  die  sache  — 
durch  sich  selbs  noch  durch  yre  procuratores  und  anweite  zum 
rechten  nicht  verantwortt  hettent  und  uns  und  dem  rechten  un- 
gehorsame gewesen  weren,  das  wir  mit  unserer  nnd  des  h.  richs 
acht  und  ban  mit  rechte  zu  yn  richten  und  die  achte  nnd  den 
ban  über  sy  tun,  sprechen  und  verkundigen  selten,  nnd  das 
hertzog  A.  sine  rechte  und  zuspruche  zu  yn  und  den  landen  zu 
Gelre  und  zu  Zutpfen  rechtlich  behabt,  gewunnen  und  erstunden 
hette  —  ^). 

Die  Urkunde  gibt  alle  Voraussetzungen,  welche  zusammen 
treffen  müssen,  um  den  Antrag  anf  Verurtheilung  der  Verklagten 
wegen  Ungehorsams  gerechtfertigt  erscheinen  zu  lassen,  richtig 
an,  nur  dass  anderswo  das  eine  oder  andere  Moment  noch  be- 
stimmter hervorgehoben  wird.  Nothwendig  ist  danach  vor  Allem, 
dass  der  Verklagte  zu  jedem  der  drei  Gerichtstage  geladen  und 
der  Vollzug  der  Ladung  gehörig  bewiesen  werde  ^).  Der  Kläger 
muss  an  jedem   Tage  erscheinen   und   seinen  Anspruch    verfolgt 

>)  Lacomblet  IV.  Nr.  202  S.  230. 

»)  Vgl.  oben  S.  217  N.  3  und  ferner:  S»p.  Lehnrecht  65  §§  18-20, 
auctor  vetns  IT  §  22,  Guri.  Lehnreeht  XXV.  22  und  Landrecht  XXXIX 
§  1,  XL  VI  §  2,  Richtsteig  Lehnrecht  10,  Weise  des  Lehnrechts  II.  1. 
S.  549,  Dsp.  Lehnrecht  191—93,  Swsp.  Lehnrecht  115  c,  Kaiserreoht  l. 
15,111.19;  Maurer  §  150  S.  218  Nr.  1,  Homeyer:  System  §76  Nr. 4. 
In  den  Urtheilen  des  Hofgerichts  wird  überall  die  Nothwendigkeit  der 
dreifachen  Ladung  und  des  Beweises  derselben  besonders  hervorgehoben; 
vgl.  z.  B.  die  auf  S.  217  N.  3  und  S.  227  N.  1  erwähnten  Urkunden. 
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haben  ^),  auch  hat  er  am  dritten  Tage  zu  warten,  „di  wile  ding 
wert"  ^),  denn  bis  zum  Schluss  der  Gerichtssitzung  kann  der 
Verklagte  noch  erscheinen  und  gegen  die  Yerurtheilung  Einspruch 
erheben.  An  diesem  dritten  Tage  wird  dann  dreimal  laut  ge^ 
rufen,  ob  jemand  da  sei,  der  in  der  Sache  etwas  zu  reden,  zu 
melden  oder  Verklagten  zu  verantworten  habe*),  und  erst  wenn 
auch  diese  Aufforderung  erfolglos  bleibt,  geschieht  was  Rechtens; 


^}  Auch  dies  wird  besonders  betont:  Urtheil  gegen  Schmalkalden  bei 
Kuchenbecker:  anal.  Hass.  vol.  I.  Nr.  37  S.  151:  nachdem  sie  von 
demselben  graff  Berthold  an  dem  erster. ,  dem  andern  und  dritten  hof- 
gericbte  beklaget  worden  sind,  als  desselben  hofgerichts  recht  ist;  des- 
gleichen gegen  den  neuen  Rath  zu  Lübeck  1410  bei  Lünig  XIU.  1336: 
als  von  demselben  —  an  dem  ersten,  andern  nnd  dritten  hof  geklagt 
worden;  ebenso  1415  gegen  die  Herzöge  von  Pommern  bei  Riedel  II. 
3.  S.  233:  nachdem  sy  —  von  demselben  —  an  dem  ersten,  andern  und 
dritten  hofgerichte  beklaget  wurden,    als  dess.  hofger.  recht  ist;    u.  a.  m. 

')  Vgl.  Richtsteig  Ldrts  (codd  Goerl.  und  Lips.)  bei  Homeyer 
R.  385  fgg,  Weichbildglosse  das.  403;  Maurer  S.  213  Nr.  2  und  223 
Nr.  3.  lieber  die  Praxis  des  Hofgerichts  vgl.  z.  B.  die  Urtheile  bei 
Würdtwcin:  dipl  Mag.  483,  87  (die  wille  wir  zu  gerichte  sizzen)  und 
Mon.  Zoll.  VI.  388  (die^eil  dasselbe  hofgericht  werte),  und  für  die  des 
Kammergerichts:  Chmel  Reg.  Friedrich  III.  Anhang  Nr.  30  (Kläger 
sollten  warten:  „bis  zn  end  und  bis  das  der  kamerrichter  und  die  recht- 
sprecher  aufständen  und  wäre,  das  —  nieman  —  qneme,  der  in  zum 
rechten  antwnrtten  wolte,  —  so  solt  darnach  gescheen,  daz  recht  were\ 
41,  42—44  und  57,  In  einem  vor  Herzog  Albrecht  von  Mecklenburg  als 
konigl.  Commissar  gefundenen  Rechtsspruche  wird  bestimmt:  Richter  und 
Kläger  sollten  warten:  quousque  solares  radii  a  nostro  hemispherio  pre- 
senti  die  inciperent  declinare  et  ipse  soi  manifeste  tenderet  ad  occasum 
(M  icheisen:  Urkdb.  II.  261).  —  Am  Kammergericht  entwickelte  sich 
später  die  Praxis,  dass  der  Kläger  die  drei  oder  gar  sechs  nächsten  Tage 
warten  müsse,  ehe  das  Contumacialurtheil  gegen  Verklagten  gesprochen 
werden  diirfe:  Harpprecht  1.208,12,  11.560,  Mon.  Habsb.  11.51 1,  28. 

•)  Auch  dieses  dreimalige  Rufen  wird  in  den  Urkunden  des  Hof-  . 
gerichts  sehr  häufig  erwähnt  und  ausdrücklich  als  des  Reichs  Herkommen 
lind  Gewohnheit  bezeichnet,  z.  B.  Estor:  origg.  S.  324,  Lünig:  R.  A. 
XXI.  110,  dess.  cod.  Germ.  dipl.  II.  890,  Chmel:  Reg.  Friedrich  III. 
Nr.  306,  Michelsen:  Urkdb.  II.  261  (quod  tribus  vicibus  snccessivis 
presentis  diei  proconsules  ~  ut  in  prescnti  iudicio  coram  eodem  indice 
comparerent,  eodem  termino  deberent  per  ipsum  iudicem  ad  hanc  causam 
postulari,  iustitiam  reddituri).  Auch  beim  Kammergericht  blieb  dies  Auf- 
rufen der  Partei  in  Uebung:  Chmel  Reg.  Anhg.  Nr.  30,  Mencken 
scrptt.  I.  504  und  sonst  sehr  häufig. 


Digitized  by 


Google 


so  z.  B.  1407 :  darauff  wart  —  mit  ainhelliger  urtail  ertailet, 
das  er  warten  solte,  dieweit  das  gegenwertig  hofgerichte  werte 
und  das  man  den  egen.  von  Rotenburg  drey  stund  raffen  sollte 
als  desselben  hofgerichts  recbt  und  gewonbait  ist;  k&meu  sie 
dann  nicbt,  dieweil  dasselbe  hofgericbt  werte  und  verantwarten 
sich  auch  nicht  oder  käme  niemand  von  iren  wegen,  sie  zn  ver- 
antworten, als  des  hofgerichts  recht  were,  so  solt  er  seine  dritte 
clage  auch  off  sie  und  ire  guter  erstanuden  haben ,  und  solten 
auch  darumb,  das  sie  sich  weder  an  dem  ersten,  dem  andern, 
noch  dem  dritten  hofgerichte  gegen  seiner  clage  verantwort  bet- 
ten, ire  leibe  in  des  reichs  achte  geurtailt  sein,  so  solte  er 
auch  anlait  uff  ire  guter  und  habe  bestanden  und  erlangt  ha- 
ben*), oder  1441:  ward  —  erteilt,  —  das  im  (dem  Verklagten) 
dreystund  offenlich  sollt  gerafft  werden  und  Graf  B.  v.  S.  (der 
Anwalt  des  Klägers,  König  Friedrich  III.)  solt  auch  den  tag 
^antz  auswarten:  war  dann  däss  Graf  H.  v.  G.  oder  yemandt  von 
seinen  wegen  bey  der  tagzeit  qwcme  und  auf  solich  —  clag  zam 
rechten  antwurtten  wollt,  der  solt  gehört  werden,  oder  ob  er 
nicht  queme  noch  niemau  von  seinen  wegen  ,  so  solt  dennoch 
dernach  beschehen  als  recht  were^. 

Ist  der  beharrliche  Ungehorsam  des  Verklagten  in  der  an- 
gegebenen Weise  festgestellt,  so  wird  letzterer  sachfilllig:  er  ist 
„gewunnen  in  der  clage,  in  der  scult**  (Ssp.  II.  9  §  1,  II.  45, 
III.  30  §  3),  der  Kläger  hat  seine  Ansprache  gewonnen  (Riebt- 
steig  Ldrt.  23  §  2)  und  der  Richter  soll  ihm  richten  am  alles, 
was  er  geklagt  hat  (Dsp.  98,  Swsp.  107);  insbesondere  tritt, 
nach  den  Rechtsbücbern,  bei  bürgerlichen  Klagen  Pfändung  oder 
Einweisung  in  das  angesprochene  Gut,  bei  peinlichen  die  Ver- 
festung  ein.  Davon  weicht  das  Verfahren  am  Hofgericht  eini- 
germassen  ab.  Die  Pfändung  wird  nämlich  als  Zwangsmittel 
gegen  den  ungehorsamen  Beklagten  nicht  erwähnt,  sondern  bei 
Klagen  um  Gut  wie  bei  solchen  um  Schuld  findet  Anleite  und 
Einweisung  in  einzelne  oder  in  alle  Güter  des  Beklagten  statt'). 


>)  Mon.  Zoll    IV.  Nr.  376  S.  38S. 
*)  Materialien  z.  österr.  Gesch.  I.  S.  211,  239. 
*)  Die  Zeugnisse  werden  anten   bei  der  Darstellung  des  Ezecutions- 
verfahrens  gegeben  werden;  im  Allgemeinen  vgl.  Maurer  §  151  S.  216, 
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Und  Qie  Reichsacbt,  eiitsprecbend  der  Vcrfestung  bei  den  niede- 
ren Gerichton,  IriiTt  den  Ungehorsamen  nicht  nur  bei  peinlichen 
Klagen^),  sondern  regelmässig  auch  bei  bflrgerlichcn ,  während  \ 
die  Rcchtsbflcher  bei  den  letzteren  die  Yerfestung  als  Zwangs- 
mittel nicht  kennen :  Ssp.  1.  68  §  1 :  umme  anders  nene  klage 
ne  sal  man  den  man  vervesten,  ane  amme  die,  die  au  dat  lief  oder 
an  die  haut  gat;  Dspj  91 :  umbe  dhain  chlage  so]  man  den  mau 
veraechten,  wan  daz  ez  im  an  den  leib  gat  oder  an  die  hant,. 
und  92:  umb  gulte  —  sol  in  der  richter  niht  achten;  Swsp.  L. 
101,  2,  W.  B3;  unibc  dehein  dinc  sol  man  den  man  verachten 
wan  daz  im  an  den  iip  get  oder  an  die  haut ;  —  umbe  gtHte  — 
dar  umbe  sol   man  in   nit  ycraehten^).     Diese  Abweichung  des 


Wetzeil  §  49  S.  560  und  §  67  S.  851,   Meibom:  das  deutsche  Pfand- 
recht S.  114. 

/)  Homeyer:  Richtsteig  450  macht  in  Hinsicht  auf  die  Verfestung  f 'J 
bei  peinlicher  Klage  auf  den  Unterschied  aufmerksam,  den  die  sächsi- 
schen Rechtsquellen  in  der  Behandlung  des  nicht  ergriffenen  Thäters 
machen,  je  nachdem  die  Klage  übernächtig  geworden  oder  nicht.  Auf 
denselben  Unterschied  bezieht  sich  wohl  auch  der  Streit,  welcher  bei  dem 
Verfahren  gegen  Friedrich  von  Isenburg,  den  Mörder  Engelberts  von 
Köln,  am  königl.  Hofgericht  entstand:  Rex  —  querens  sententiam  a  no* 
bili  G.  de  B.  sciscitatns  est,  si  in  presenciarum  indicio  —  proscribendus 
foret  nee  ne,  presertim  cum  evideutissima  signa  ac  manifestissima  indicia 
bomicidii  essent  judicio  presentata.  Respondit  itaque  G.  regi,  dictavit 
sententiam  in  hunc  modum,  qnod  jure  proscripcioni  teneretur,  quippe  cum 
evidentissime  declaratum*  esset  homicidium.  Audiens  antem  nobilis  F.  de 
T.  recUmavit,  dicens,  pocius  esse  reum  peremptorie  citandum  iuxta  ius 
suum,  quam  in  praesenti  proscribi  (Bd  I.  S.  106).  Die  Klage  war  un- 
zweifelhaft übernächtig  geworden.  —  In  anderen  Fällen  scheint  sich  das 
Hofgericht  an  die  Nothwendigkeit,  bei  übernächtigen  Klagen  erst  drei- 
malige Ladung  der  Verkündigung  der  Acht  vorausgehen  zu  lassen,  nicht 
gebunden  gehalten  zu  haben,  wenigstens  wird  solcher  Ladung  bei  Ver- 
urtheilung  wegen  Ungerichts  nicht  immer  gedacht,  wenn  das  Verbrechen 
nur  unzweifelhaft  bewiesen  war;  so  z.  B.  Urtheil  gegen  den  Grafen  von 
Wasserburg  und  Genossen  wegen  Raubes:  nos  ad  querimoniam  predicti 
principis  et  quia  id  constitit  manifeste,  predictos  omnes  principum 
approbante  sententia  proscripsimus,  und  gegen  Albert  von  Entsee  wegen 
Gewaltthätigkeit  gegen  den  Bischof  von  Wir/burg:  quod  quia  —  episc. 
sicut  debuit  plene  probavit,  principum  —  sententia — eundem  AI* 
bertum  duximus  proscribendnm.  (Beide  Urkunden  von  1232  bei  Huil- 
lard-Breh.  IV.  358,  9,  Mon.  Boica  XXK.  t  199.  201). 

*)  Ueber  diese  auch  sonst  noch  oft  bezeugten   (Ssp.  II.  45,  III.  9 
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Verfahrens  vor  dem  Hofgericht  von  dem  sonst  in  den  deutschen 
Gerichten  üblichen  hängt  damit  zusammen,  dass  der  Vorsitzende 
des  Hofgerichts  eben  der  König  oder  ein  von  ihm  anmittelbar 
Beauftragter  ist  und  dass  jede  vom  Reichshofe  ausgegangene 
Anordnung  als  königlicher  Befehl  angesehen  wird.  Der  Unge- 
horsame aber  gegen  derartige  Befehle,  namentlich  gegen  pro- 
zessualische Anordnungen  des  königlichen  Gerichts,  wird  ganz 
allgemein    mit    der    Beichsacht    bedroht  ^) ;     wer    dem    Kläger 


§  5,  Richtsteig  Ldrt.  35  §  2,  System.  Scboffenrecht  III.  2.  84,  Görl. 
Ldrt.  XXXIX  §  4)  Rechtssätze  vgl.  Maurer  §  151,  Homeyer:  Richt- 
steig 460,  Göschen:  Goslarsche Statuten  471,  Hälsebner:  Strafrechtl. 
3ö.  Wie  fest  man  an  diesen  Bestimmungen  auch  noch  in  verbältniss- 
massig  später  Zeit  hielt,  zeigt  der  hanseatische  Recess  von  1419  bei 
Stobbe  Beiträge  183:  Wo  eft  ein  Sasse  nmme  pennige  scbnld  edder 
umme  erve  vor  dat  ryke  laden  — ,  wante  deme  clegere  nicht  recht  wed- 
dervaren  konde  unde  des  tuchnissc  von  deme  bisscope  brecbte,  so  dat 
eme  de  keysere  dan  mit  rechte  ene  ladinge  geve  unde  na  der  ladinge  to 
rechten  tyden  dorn  clegere  ordel  unde  rechte  geve,  dat  de  schuldige  dem 
cleger  schulde  eyne  summe  pennige  entrichten  bynnen  ener  bevolen  tyd 
edder  dat  gud  rumen,  unde  de  schuldigede  unhorsam  werde,  mach  de 
koning  den  verwunnen  dar  umme  ok  virol  tor  stund  in  de  achte  don? 
Secge:  neu,  na  sasseschen  unde  keyserrechte ,  wante  de  rykes  achte 
is  des  rikes  vorvestinge,  snnder  umme  pennige  schuld  edder  erve 
gud  so  en  mach  men  nymande  vorvesten,  darumme  en  mut  men  ok  nicht 
achten.  Wo  schal  men  den  to  rechte  bringen?  Isse't  umme  pennige 
schuld,  so  schal  men  den  verwunnenen  panden.  Issest  umme  gud,  so  schal 
men  den  cleger  in  dat  gud  wysen,  dat  de  rykes  achtere  unde  vorvestede 
lüde  des  rykes  en  sy.  Dat  hestu  in  den  Sassenspegele  in  dem  dorden 
boke  in  dem  sesteyende  articule  (III.  16  §  3),  dar  also  steyd:  des  rykes 
achteren  unde  vorvesteden  luden  därff  nyemand  antworden  in  dem  rechte, 
dar  se  inne  vorvested  sin.  Unde  dat  men  nyemande  vorvesten  schal  dan 
umme  clage  de  an  dat  liff  geyd,  dat  hestu  in  deme  ersten  boke  in  dem 
LXVII  articule  (I.  68  §  1)  in  deme  texte  und  glosse  dar  so  steyd:  Umme 
anders  nyne  clage  schal  men  den  man  vorvesten  ane  nmme  de  de  ene 
an  dat  Uff  edder  an  de  band  gan. 

^)  Ich  hatte  überall  nur  die  Verfügungen  des  Königs  auf  dem  Ge- 
biete des  Prozesses  in  Betracht  gezogen.  Von  weiteren  Gesicbtsponkten 
ausgehend  kommt  jetzt  auch  Ficker  zu  demselben  Resultate,  indem  er 
nachweist,  dass  seit  dem  Ende  des  zehnten,  besonders  häufig  im  swölf* 
ten  Jahrhundert,  jede  Uebertretung  eines  königlichen  Gebotes  als  Be- 
leidigung der  Majestät  angesehen  und  dem  Uebertreter  mit  der  Ungnade 
des  Königs,  dem  königlichen  Banne,  der  Reichsacht  "gedroht  wird.  For- 
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nicht  gegen  den  Reichsächter  beholfen  ist,  soll  selbst  in  die  Acht 
erklärt  werden,  —  wer  einem  Immissionsbefebl  des  Königs  zu- 
wider handelt  oder  die  Aasf&hrang  desselben  nicht  unterstützt, 
wird  ebenfalls  mit  der  Reichsacht  bedroht  und  auch  wirklich 
bestraft^).  Was  die  Ladung  insbesondere  anbetrifft,  so  war  es 
im  dreizehnten  Jahrhundert  nach  den  Bestimmungen  der  Rechts- 
BUcher  (S.  ^30  N.  4)  Rechtens,  dass  der  Ungehorsam  gegen  die 
erste  und  zweite  Gitation  mit  Gewette  bestraft  wird;  wenn  der 
Geladene  aber  auch  den  drittel  Tag  versäumt,  soll  der  König 
den  Fürsten  und  jeden  Mann  mit  seiner  Genossen  Urtbeil  in 
die  Acht  verkünden.  Die  Quellen  sprechen  hierbei  nicht  von 
der  Ladung  der  Fürsten  und  anderer  als  Vasallen  des  Königs, 
sodass  etwa  nur  diejenigen,  welche  in  einem  solchen  Verhältniss 
zum  Reich  standen,  bei  Vermeidung  des  Gcwettes  und  der 
Reichsacht  verpflichtet  gewesen  wären,  den  Hof  des  Königs  zu 
suchen;  sie  geben  die  Bestimmungen  vielmehr  so  allgemein,  dass 
wir  darin  einen  auch  ausserhalb  des  Sphäre  des  Lehnrechts 
geltenden  Grundsatz  erkennen  müssen,  welcher  alle  im  Reich, 
ohne  Rücksicht  auf  irgend  ein  lefanreehtliches  Verhältniss,  ver- 
bindet. Und  wenn  auch  die  Rechtsbücher  den  Fall,  dass  jemand 
als  Verklagter  an  den  Hof  geladen  wird,  zunächst  nicht  im 
Auge  haben,  so  lautet  andererseits  der  überlieferte  Rechtssatz 
doch  so  allgemein,  dass  er  auch  für  diese  Art  der  Ladungen 
als  massgebend  anzusehen  ist;  in  allen  Fällen  macht  sich  der 
nicht  Erscheinende  beharrlichen  Ungehorsams  gegen  den  Befehl 
des  Königs  schuldig  und  wird  eben  deshalb  mit  der  Reichsacht 
gestraft:  quae  potest  esse  maior  iniuria,  heisst  es  schon  im 
Anfang  des  zwölften  Jahrhunderts,  quam  quod  vocatus  ad  curiam 
non   venit^).     Die  Immission  und  die  Reichsacht   sind  also  die 

schniigen  zar  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens  S.  79 — 
87,  147  fg.,   173  fg.,  175. 

1)  Hinsichtlich  der  Reichsachter  siehe  nnten  den  Abschnitt  über  die 
Acht  und  wegen  des  letzteren  Falles  die  Darstellung  der  Lehre  von  der 
Immission;  insbesondere  kann  schon  hier  auf  das  im  ersten  Bande  S.  159 
mitgetheilte  Urtheil  des  Reichshofes  gegen  Wido  von  Flandern  hinge- 
wiesen werden. 

*)  So  soll  Heinrich  der  V.  erklärt  haben,  als  er  den  Herzog  Lothar 
Yon  Sachsen  anf  dem  Hoftage  zu  Bamberg  1124  vergeblich  erwartet  hatte 
nnd    den   Ungehorsam  sofort  durch   einen   Heereszng    nach    Sachsen   zu 
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einzigen    prozessualischen  Folgen   des   Nichterscheinens   am  kö- 
niglichen Gericht  ^) ;  genügte  auch  die  Reichsacht  and  in  weitei^r 

ahnden  beschloss.   Vgl.  die  Stellen  aus  Kkkebar4i  chron.  nnd  Ann.  Sazo 
in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  XV.  525  Note 2. 
^}  Denn    es    ist   keine    prozessualische  Folge    des  Nichterschei- 
nens, wenn  so  häuüg  der  Ungehorsam  eines  Geladenen  zugleich  mit  dem 
Verluste    der   Reichslehn   bestraft  wird.     Dies   erklärt   sich  Tielmebr  aas 
den    materiellen   Grundsätzen    des  Lehnrechts,    nach    welchen   sieb    das 
Nichterscheinen  zur  Heer-   und  Ho^ahrt  als  eine   selbständige  VerschuU 
düng,   als  Verletzung  der  Dienstpflicht  des  Mannes  darstellt,  welche  mit 
dem  Verluste    des  Lehns   bestraft  wird   (Homeyer:    System  S.  &06  und 
wegen   der  Reichsheerfahrt  insbesondere  Weiland   in   den  Forschungen 
zur  deutschen  Geschichte  VII.  167  fgg.),  ohne  dass  gleichzeitig  ron  pro- 
zessualischen Nachtheilen,  (etwa  von  einer  Verkündigung  in  die  Reichs- 
acht bei  den  Mannen  des  Königs),  die  Rede  wäre.    So  werden  leicht  die 
oft    vorkommenden  Ladungen   an   den    königl.  Hof  verständlich,    welche 
grade  mit  der  Entziehung  der   Reichslehn  für  den  Fall  des  Nichterschei- 
nens drohen.     Vgl.  z.  B.    die    an  viele  geistliche  nnd  weltliche  Fürsten, 
Edle  und  Städte  gerichtete  Anfforderung  Ludwigs  von  1330   (Oefele  I. 
757,  Boehmer:   fontes  I.   210):  —    decrevimus  curiam  solempnem  seu 
convocationem   omnium   principnm   et  aliornm   imperii  fidelium  per   nos 
fore    habendam   — .     —   intim amus    fidelitati    tue  —    sub  pena  priva- 
tionia  omnium  iurium  et  fetidorum,    que  ab   imperio   obtines^    dis- 
tricte    precipiendo    mandantes,    quatenus    ad    dictnm    locnm  —    in    ter* 
mino  curie  nostre  antedicto  in  propria  persona  venias,  omnibns  aliis  tois 
agendis  penitns  praetermissis.     Has  autem    litteras,  ne  oblivio  intercidsit, 
mandavimus  registrarj.  Ebenso  J338  an  den  Bischof  von  Lattich  (Boeh- 
mer l.  c.  216):    Unde  devotionem  tuam  sub  fidei  debito  iuiquc  feudi  a 
nobis  et  imperio  dependentis  obtetUu  —  monemus,  quatenns  dicte  diei  — 
intersis,    alioqnin  juxta  iura  et  leges  curie  nostre   imperialis   de  consilio 
et  sententia  principnm  contra  te  si  contumax  neglexeris  venire,  processus 
nostros  certitudinaliter  extendemus.     (Vgl.  jetzt  auch    die    von  F  ick  er 
1.  c.   163  mitgetheilten   Urkunden.)    Bei  Ansetzung  einzelner   Reichstai^e 
werden  die  Folgen  des  Nichterscheinens  vorher  durch  Spruch  der  Reichs- 
fnrsten  festgesetzt;    auf  einem   Hoftage    zu   Fulda   wird  a.  B.   1218  be- 
schlossen:   qnicumqne    de   principibns   imperii   curie   non   intererit,  terra 
privari  debeat  et   honore,  nisi   persone  manifesta  lesione  detentus  fuerit 
vel   magna  inflrmitate  (Boehmer:  Regesten   zum  Decbr.   1218;.    £s  ist 
wichtig,   darauf  zu  achten,   dass   es  sich  in  allen  diesen  Fällen  nicht  am 
prozessualische  Ladnngen   handelt,   sondern   um  Berufungen   zu  .Reich«- 
und  Hoftagen,  allgemeiner:     um  Aufforderungen,  dem  Reichs-  und  Haf- 
dienst  zn  genügen.     Ferner:   es  wird  nicht  vorausgesetzt,    dass  die  La- 
dung  mehrfach  wiederholt  werde ,    wie  es   im  Prozess  geschehen  muss, 
wenn  anf  Ungehorsamsstrafen  erkannt  werden  soll ;  sondern  die  Vemacb- 
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Steigerang  die  Oberacht  nicht,  den  Ungehorsam  zu  brechen,  so 
blieb  als  letztes  Mittel  nnr  fibrig,  die  geistliche  Gewalt  zn  Hilfe 


lässignng  der  Pflichten  gegen  das  Reich  eoll  sogleich  mit  gewissen 
Rechtsnachtheilen  geahndet  werden ,  wenn  den  Geladenen  nicht  echte 
Noth  entschuldigt.  Und  endlich:  diese  Rechtsnachtheile  bestehen  nicht 
etwa  in  der  Verkündigung  in  die  Reichsacht,  nicht  im  Verlast  des  Ei- 
gengutes, nicht  in  dem  aller  Lehen,  welche  dem  Geladenen  irgend  ver- 
liehen  sind,  sondern  nnr  die  Lehen,  Rechte  und  Ehren  soll  letzterer 
▼erlieren,  die  er  vom  Reiche  tragt,  weil  eben  das  Nichterscheinen  zum 
Hofdienst  eine  Verletzung  der  Pflichten  gegen  den  Lehnsherrn,  Kaiser 
und  Reich,  darstellt. 

Hieraus  wfrd  nnn  auch  Folgendes  klar.  Die  Reichsacht  hat  ebenso 
wenig  als  die  einfache  Verfestong  den  Verlust  des  Eigens  und  der  Lehen 
zn  Folge,  rielmehr  tritt  letzterer  erst  ein,  wenn  die  Reichsacht  wegen 
fortgesetzten  Ungehorsams  durch  Verkündigung  in  die  Oberacht  zur 
Priedlosigkeit  gesteigert  wird.  Wer  aber,  als  Verklagter  an  den  königl. 
Hof  geladen,  nicht  erscheint  und  zugleich  Lehen  vom  Reiche  trägt,  macht 
sich  nicht  nnr  des  Ungehorsams  gegen  richterliche  Gebote,  sondern  auch 
der  Verletzung  einer  wesentlichen  Lehnspflicht  schuldig;  wegen  des  er- 
Staren  wird  er  —  in  älterer  Zeit,  wie  es  scheint,  ohne  dreimalige  La- 
dung—  in  die  Reichsacht  gekündet,  wegen  der  letzteren  Tcrliert  er  nach 
Lehnrecht  die  ihm  verliehenen  Reichslehen;  und  zwar  nur  diese,  nicht 
auch  andere  Lehen,  nicht  auch  das  Eigen.  In  dieser  Weise  wird  es  zu 
erklären  sein ,  wenn  so  häufig  gegen  ungehorsam  ausbleibende  Reichs- 
fürsten  anf  Verlust  der  Reichslehen  erkannt  wird;  häufig  gesobieht  dies 
ohne  mehrmalige  Ladung  an  den  kgl.  Hof;  bisweilen  wird  der  Ausblei- 
bende zugleich  in  die  Acht  gekündet,  während  in  andern  zahlreichen 
Fällen  der  Verkündigung  in  die  Acht  gar  nicht  erwähnt  wird  oder  die 
Aechtung  erst  längere  Zeit  nach  der  bereits  geschehenen  Einziehung  der 
Lehen  erfolgt.  Adalbero  von  Kärnthen  wird  1035  des  Herzogthums  und 
der  Mark  verlustig  erklärt:  dass  er  auch  geächtet  worden,  heben  die 
Quellen  nicht  hervor  (Band  L  27  —  29).  Konrad  von  Bayern  verliert 
1053,  da  er  nicht  am  kgl.  Hofe  erscheint,  nach  einem  Spruch  der  zu 
Merseburg  versammelten  Fürsten,  sein  Herzogthum:  die  Acht  wird  erst 
später  auf  bayerischem  Boden  ausgesprochen  (a.  a.  O.  30).  Im  Jahre 
1072  entzieht  Heinrich  IV.  dem  Herzog  Berthold  von  Kärnthen  sein 
Herzogthum:  von  Verkündigung  in  die  Acht  erfahren  wir  nichts  (S.  31). 
Heinrich  der  Stolze  wird  113S  geächtet  und  verliert  gleichzeitig  seine 
Reichslehen,  aber  auch  nur  diese  (S.  87).  Die  Vernrtheilnng  Heinrichs 
des  Löwen  ist  als  ein  zuverlässiges  Zengniss  nicht  anzuführen:  denn 
wenn  auch  die  eonst.  duc.  Col.  nur  erwähnt,  er  sei  geächtet  worden  und 
es  seien  ihm  nach  Lebnrecht  tam  dncatns  Bavariae  quam  Westphaliae  et 
Attgariae,  quam  etiam  universa,  qnae  ab  imperio  tenuerit,  beneficia  ab- 
gesprochen worden,  so  scheinen  doch  andere  Berichte  (S.  94  fgg.)  zn  er- 
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zu  rufen,  und  dies  musste  bei  der  Ungefttgigkeit  des  staatlichen 
und  gerichtlichen  Organismus  so  oft  geschehen,  dass  die  Ex- 
kommunikation sich  als  subsidiäre  Ungehorsamstrafe  neben  den 
bereits  augeführten  darstellt. 

Dem  ungehorsam  Ausbleibenden  wurde,  wie  nach  den  Rechts- 
büchern :  Ssp.  IL  45,  Dsp.  157,  Swsp.  L.  210,  so  auch  nach 
der  Praxis  des  Hofgerichts  derjenige  gleich  geachtet,  welcher 
dingflüchtig  wird:  also  reit  derselbe  C.  S.  (der  Verklagte)  des 
andern  tags  fru  hinwegk  und  floch  mynne  und  recht;  darumb 
bat  uns  der  obgenannte  abt  (der  Kläger;,  sintemahlen  das  C.  S. 
das  gericht  geflohen  het,  was  darumb  recht  werj  do  fragten 
wir  die  ritter  — ;  die  ertailten:  —  so  haett  ihn  der  obgeu.  abt 
mit  dem  rechten  überwunden,  das  er  sein  vogtrecht  verloren 
hett  an  des  abts  eigenschaft  ^).  Wie  es  dagegen  gehalten  wurde, 
wenn  der  Beklagte  im  Gericht  zwar  anwesend  war,  aber  nicht 
antwortete,  und  welche  Rechtsnachtheile  eintraten,  wenn  er  an 
einem  Gerichtstage  antwortete,  am  folgenden  aber  nicht  erschien, 
ist  aus  unsern  Quellen  nicht  zu  ersehen,  und  ebenso  sind 
manche  andere  das  Ungehorsamsverfahren  betreffende  Fragen, 
namentlich  auch  die  nach  den  Fällen  und  dem  Beweise  der  ech- 
ten Noth  ^),  bei  der  Unzulänglichkeit  der  Zeugnisse  nicht  zu  lösen. 

geben,  dass  er  sogleich  friedlos  erklärt  wurde  und  deshalb  aüe  Leben 
und  seine  Allodien  verlor.  Dagegen  bietet  das  Rechtsverfahren  'gegen 
Friedrich  II.  den  Streitbaren  von  Oesterreich  wieder  einen  Beleg  für  die 
vorgehend  ausgesprochene  Ansicht;  er  wird  wegen  des  Ungehorsams  ge- 
gen die  mehrfachen  gerichtlichen  Vorladungen  geächtet  et  principatuum 
suorum  honore  privatur:  es  ist  wieder  nur  vom  Verlust  der  Heichslehen 
die  Rede. 

^)  Urtheil  des  Reichhofes  von  1388  bei  Mencken  I.  450.  Einen 
interessanten  Fall  der  Dingflüchtigkeit  enthält  ein  Urtheil  Herzogs  Hein- 
rich von  Bayern  von   1322  in  den  Quellen  z.  b.  und  d.  G.  VI.  271  ig, 

*)  Hervorzuheben  ist  ein  Urtheil  des  Hofgerichts  von  1403' bei  Lü- 
nig  XXI.  cont  III.  spie.  eccl.  110.  Das  Stift  Kempten  klagt  gegen 
Heinrich  von  Schellenberg.  Bei  Anfruf  des  Verklagten  wird  ein  Schrei- 
ben Herzogs  Ludwig  von  Bayern  überreicht,  dass  er  des  Vorklagten  iu 
seinen  Geschäften  uothwendig  bedürfe,  und  ein  anderes  des  Schellenberg 
selbst:  das  in  herren  not  irret,  das  er  den  tag  nicht  gesucben  mochte 
Wiewohl  der  König  sich  selbst  für  die  Vertagung  aussprach,  findet  das 
Gericht  doch,  dass  die  Herrennoth  nicht  bewiesen  sei,  als  Reckt  wäre, 
und  dass  demnach  der  klagende  Convent  sein  Hecht  gegen  Verklagten 
erstritten  habe.  ^ 
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IlL 

DerBeweis. 

Ist  die  YerpflichtuDg  des  Verklagten,  aaf  die  Klage  zu  ant- 
worten, festgestellt  und  sind  die  Parteien  mit  ihren  Vorträgen 
Aber  die  Happtsache  gehört  worden,  so  ergeht,  wenn  die  Par- 
teien Ober  alle  erheblichen  Thatsachen  einig  sind,  das  Urtheil 
in  der  Sache  selbst;  ist  letzteres  nicht  der  Fall,  so  kömmt  es 
znm  BeweisYerfahren,  dessen  Grundlage  auch  am  Hofgericht  das 
Beweisurtheil  bildet^}.  Es  sind  uns  verhältnissmässig  wenig 
Urtbeile  letzterer  Art  erhalten,  desto  häufiger  findet  sich  be- 
merkt: die  Parteien  hätten  Urtheils  gefragt,  wie  sie  eine  that- 
sächliche  Behauptung  zu  beweisen  hätten,  und:  der  Beweis  sei 
in  Gemässheit  eines  vorhergegangenen  Urtheils  geführt  worden  ^. 


>)  Die  ältere  Literatur  über  Beweierecht  und  Beweismittel  nach  dem 
deutschen  Recht  dee  Mittelalters  verzeichnet  Homeyer:  Richtsteig  S. 
453.  Daran  schliessen  sich  dann  dessen  eigene  Ausführungen  a.  a.  O. 
454  —  505,  Hänel:  Beweissjstem  des  Sachsenspiegels  (1858),  Maurer 
in  der  kritischen  Ueherschan  Bd.  V  (1857),  t.  Bar:  das  Beweisurtheil 
im  germanischen  Prozesse  (1866),  Kuhns:  Märkische  Oerichtsrerfassung 
(1867)  II.  476  fgg.,  506  fgg.  —  Ich  will  gleich  an  dieser  Stelle  bemer- 
ken, dass  mir  die  ausgezeichnete  und  in  hohem  Masse  anregende  Arbeit 
▼OD  Brunne r:  Zeugen-  und  Inqnisitionsbeweis  im  deutschen  Gerichts» 
▼erfahren  karolingischor  Zeit  (Sitzungsberichte  der  Wiener  Akademie, 
phtlos.  -  hist.  Klasse,  Bd.  51  S.  343  —  505)  keineswegs  entgangen  ist. 
Ich  halte  seine  Ansichten  im  Wesentlichen  für  wohlbegrnndet  und  glaube 
äa€h,  dass  sich  jener  Inquisitionsbeweis  weit  über  die  Zeit  der  Karo- 
linger hinaus  im  <feutschen  Prozess  erhalten  hat,  worauf  selbst  mehrere 
der  unten  mitzutheilenden  Urkunden  hinweisen.  Nur  reicht  das  mir  vor- 
liegende Material  nicht  aus,  die  Fortdauer  der  Grundsätze  über  Inqui- 
sitionsgewalt, Inquisitionsrecht-  und  Beweis  auch  im  Verfahren  des 
Beichshofes  festzustellen;  der  Nachweis  dieser  Fortdauer  kann  nur  auf 
Grund  der  eingehendsten  Detailforschnngen  geführt  werden,  für  welche 
hier  nicht  der  Platz  ist. 

*)  Beispiele:  —  bat  ervaren  an  einer  urteil,  wie  er  das  war  machen 
aolt  (Hanselmann:  Landeshoheit  1. 444  Nr.  CII) ;  —  sententipualiter  pro- 
bare (Mon.  Boica  XXVIII.  9.  415);  —  iudioio  curie  probavit  legltimo 
testimonio  (Ieg|[.  95);  andere  Beisp.  im  Folgenden, 

Franklin,  Reiehsbofgerieht  II,  Xß 
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Das  Beweisurtheil  erstreckt  sich  immer  auf  das  Beweis- 
recht, den  Beweissatz  und  die  Beweismittel.  Ueher  diese  Punkte, 
namentlich  den  ersten  und  dritten,  wird  besonders  entschieden« 
während  die  Entscheidung  auf  die  Frage:  wer  za  beweisen 
habe,  meist  zugleich  die  Beantwortung  der  andern:  was  zn 
beweisen  sef,  enthält.  An  das  Urtheil  Aber  die  Frage:  wie  zu 
beweisen  sei,  sind  häufig  noch  Bestimmungen  über  den  Vollzug 
des  Beweises  im  Einzelnen  geknüpft  Anschauliche  Beis^le 
bieten  folgende  Urkunden: 

Im  Jahre  1165  ergeht  von  Friedrich  I.  ein  Urtheil  in 
einem  Rechtsstreite  zwischen  dem  Bischof  Nikolaus  Ton  Kame- 
rik und  der  Wittwe  seines  Bruders  Godwin.  Der  Kläger  be- 
hauptet: feodum  quoddam  se  a  comite  Hanagiensi  hereditario 
iure  possidere,  quod  in  curia  comitis  in  ipsius  et  pariam  epis- 
copi  preseutia  fratri  suo  G.  pro  quadraginta  roarcis  obligavit 
Quo  defuncto,  cum  ab  illius  nxore  suum  episcopus  pignus  sub 
40  m.  oblatione  repeteret,  illa  prefatum  beneficium  pro  mille 
marcis  marito  suo  sibique  respondit  pignori  obiigatum  et  a 
se  per  annos  60  possidendum,  ex  quibus  etiam  viginti  annos 
preterisse  et  quadraginta  contendit  adhuc  superesse;  id  quod  se 
sufficienter  posse  spondet  comprobare.  Episcopus  autem  sibi 
potius  probationem  incumbere  illamque  se  et  parium  suoram  et 
ipsius  comitis  testimonio  respondit  posse  perficere.  —  cnria 
dictavit,  non  matrone,  sed  episcopo  probationem  permittendam 
et  ab  ipso  comite  Hanaugicnsi  veritati  episcopi  testimonium  esse 
perhibendum  ^). 

Heinrich  VI.  entscheidet  1195  einen  Streit  zwischen  dem 
Domscholastikus  Wilhelm  zu  Minden  und  dessen  Amtleuten:  — 
in  presentia  nostra  constitutus  —  proposuit  nobis,  quod  qnidaoi 
ministeriales  ecclesiae,  qui  sunt  officiati  sive  villici  episcopi, 
tenentur  ipsi  magistro  W.  —  ratione  beneficii  scolastici,  de 
qualibet  curti  episcopali  dimidium  diei  servicium  annuatim  per- 
solvere.  Uli  vero  asserunt,  de  qualibet  curti  e]^uje  tantum  no- 
vem  solides  Mindensis  monete  annuatim  sibi  debere.  Super 
quo  cum  sentenciam  quereremus,  sentenciatum  est  coram  nobis, 
quod  ^quiübet  homo,  —  qui  officium  principis  sive  villicationem 


^)  Ficker:  acta  wlecta  imperii  S.  115.  • 
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tenere  vellet  vel  poseidere«  quicqaid  in  ipso  officio  sive  Tillica- 
tione  sibt  inris  addiceret,  iare  ofüciati  vel  villici  illad  teneretnr 
probare.  Secundo  quesitnm  est,  quo  iure  deberet  probare,  et 
sentenciatam  est:  divinojndicio.  Tercio  qaesitum  est,  quo  divino 
jndicio,  et  data  est  sentencia,  qaod  si  iare  suo  volaerit  inniti, 
ferro  candenti  ias  suajn  debet  probare.  Sentencias  igitur  pre- 
dictas  —  confirmantes,  mandamas  —  episcopo  — ,  clero  et  roi- 
Msterialibas  — ,  quatinas  eosdem  officiatos  —  compellatis ,  ut 
debita  diei  servitia  —  persolvant  vei  iare  predicto  se  eximant 
Alioqain  eos  tanqaam  iusticie  Yiolatores  et  mandati  nostri 
transgressores  habeatis^).  • 

Vor  König  Rudolf  wird  1282  auf  Antrag  des  Grafen  Mein- 
hard  Ton  Tyrol  das  Urtheil  gefunden:  quod  cum  duobns  prin- 
cipibus  Tel  nobiIH)us  de  terra  montium  probare  posset  et  legitime 
obtinere,  cui  terre  attinere  debeat  vel  cnius  terre  iure  gaudere,  et 
illorum  duorum  principum  sive  nobilium  dicto  stabitur  in  parte  '^). 

Urtheil  von  1430.  Markgraf  Friedrich  von  Brandenburg 
behauptet  in  einer  Klagsache  gegen  Köln,  die  Stadt  hätte  mit 
den  geächteten  Bürgern  von  Lattich  Verkehr  unterhalten;  es 
wird  erkannt:  er  solle  dies  durch  Zeugen  beweisen.  Kläger 
bittet  nun  weiter,  ihm  zur  Fflhrung  des  Beweises  Frist  zu  ge- 
währen, auch  einen  oder  mehrere  Richter  „donyden  in  den  lan- 
den*' zu  beauftragen,  die  von  ihm  zu  benennenden  Zeugen  zu 
vernehmen,  und  ihnen  Gewalt  zu  geben,  widerstrebende  Zeugen 
zur  Aussage  zu  nöthigen.  Darauf  wird  weiter  erkannt:  der 
Markgraf  solle  seine  Gezeugschaft  in  sechs  Wochen  und  drei 
Tagen  an  den  Hof  bringen,  dieser  aber  den  Bürgermeistern  ver- 
schiedener Städte  Befehl  ertheilen ,  die  vom  Kläger  vorzuschla- 
genden Zeugen  vorzuladen  und  eidlich  zu  vernehmen  und  die 
Zeugschaften  unter  ihrem  Sigel-an  den  kgl.  Hof  zu  senden^). 

1434.  Die  Stadt  Regensburg  klagt  gegen  den  Bischof  von 
Regensburg  wegen  Erhöhung  der  Mautgebühren  auf  der  Donau. 
Verklagter  will  sein  Recht  zu  dieser  Erhöhung  durch  Privile- 
gien nachweisen,  Kläger  aber  führen  aus,  dass  sie  „lenger  dann 
yeoiand  verdenken  mag  an   ansprechen   und   irrungen  —  nicht 

1)  Würdtwein:  snbs.  X.  p.  10,  Erhard:  cod.  diplom.  II.  Nr.  542. 

«)  Legg.  439,  Mohr  II.  25. 

•)  Minutoli:  Friedrich  I.  S.  224,  7,  8. 
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i  mer  haben  geben ,  dann  als  sy  in '  ir  clag  fnrbracht  baben'^ 
Daranf  wird  erkannt:  sie  sollten  dies  beweisen  „mit,  redlicher 
knntschaft,  der  zu  recht  genug  sei,  hent  oder  zu  tagen."  Der 
Vertreter  der  Kläger  fragt  weiter:  „wie  und  in  welicher  zeit  and 
Yor  wem  sy  solich  Weisung  tun  snilen  und  ob  ettlich  dammb 
nit  sagen  wollten,  ob  in  dann  unser  her  der  kajser  icht  billich 
brief  gebe  und  solich  warheit  czu  sagen  gebiete  und  schaffe**. 
Verklagter  findet  diesen  Antrag  zwar  ungewöhnlich,  es  wird  aber 
geurtheilt:  „das  die  von  Regensburg  solich  Weisung  tun  sullen 
vor  dem  kayser  oder  für  wen  sein  gnad  das  schafft  in  sechs 
Wochen  und  in  drey  tagen  mit  syben  erbergen  unversprochenen 
mannen,  die  weder  tail  noch  gemein  daran  haben  und  die  den 
von  R.  nicht  verpnnden  sein'',  und  wenn  sie  dazu  Befehlsbriefe 
des  Königs  brauchten,  so  sollte  derselbe  solche  ertheilen  ^. 

Bei  der  Lehre  vom  Beweise  warde  nun  vom  Beweisrecht 
und  den  Beweismitteln  zu  handeln  sein.  Allein  ich  habe  schon 
(S.  203  fg.)  bemerkt,  unsere  Nachrichten  tlber  den  ersteren. 
Punkt  seien  so  dürftig  und  unzusammenhängend,  dass  wir  von 
einer  Darstellung  der  Grundsätze,  nach  welchen  die  Entscheidung 
'  Ober  diese  Frage  am  Reichshofe  zu  geschehen  pflegte,  völlig  ab- 
sehen mUssten.  Auch  Aber  Anwendung  und  Gebrauch  der  ein- 
zelnen Beweismittel  besitzen  wir  nur  wenig  ausgiebige  Nachrich- 
ten, da  sich  die  Quellen  häufig  beschränken  zu  sagen:  suffici- 
enter  probavit  oder  legittime  et  sufficienter  p.  oder  sufficienti 
testimonio  docuit  oder  secundum  ins  curie  nostre  p.  oder  se- 
cundum  ins  et  legem  curie  sufficienter  p.,  u.  s.  w.  ^.  Aber  wenn 
wir  es  deshalb  auch  nicht  versuchen  können,  die  Lehre  von  den 
Beweismitteln  nach  den  Quellen  f&r  den  Prozess  des  Reichshofes 
selbstständig  darzustellen,  so  finden  sich  doch  mancherlei  Ein- 
zelnheiten, welche  f&r  die  Geschichte  des  deutschen  Prozesses 
nicht  ohne  Bedeutung  sein  mögen-  und  deshalb  an  dieser  Stelle 
geordnet  werden  sollen.  Es  werden  erwähnt  Gottesurtbeile ,  der 
Zweikampf,  der  Eineid  und  der  Eid  mit  Gehtllfen,  Zeugen  und 
Urkunden. 

'  Der   Aben<hnahlsprobe  unterzog  sich    941    der   Erzbischof 


1)  Mon.  Boica  XXXI.  2.  246  fg. 

*)  Beispiele:  Hui  Ilard-Br^holles  I.  407,  450,  H.  876, 9 MV.  360. 
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von  Mainz,  um  sich  vom  Verdacht;  an  einer  Yerschwöraug  ge- 
gen Otto  I.  Theil  genommen  zn  haben,  zu  reinigen :  publica  se ' 
examinatione,  perceptione  corporis  et  sanguinis  Domini,  coram 
populo  in  ecciesia  purgavit^).  Das  Gottesurtheil  des  kalten  i 
Wassers  erwähnt  das  Friedensgesetz  von  1085  (legg.  56^  und 
der  Probe  des  glühenden  Eisens^  wird  noch  am  Ausgang  des  j 
12.  Jahrhunderts  als  praktisch  geltenden  Rechts  gedacht  (S.  243 
N.  1).  Welt  ausgedehnter  war  die  Anwendung  des  gerichtli- 
chen  Zweikampfes.  Die  Reichsgesetze  gedenken  desselben  als 
eines  zulässigen,  unter  Umständen  des  einzigen  zulässigen  Be- 
weismittels^ bis-  zum  Ende'  des  13.  Jahrhunderts  (legg.  101  fgg., 
^68,  301,  456),  in  nnsern  Quellen  aber  wird  dör  Gebrauch 
desselben  noch  in  viel  späterer  Zeit  bezeugt.  Bekannt  ist  die 
Erzählung  Widukind's  IL  10  Aber  die  Vorgänge  auf  dem  Tage  zu 
Steele  im  Jahre  936.  Thietmar  und  andere  Schriftsteller  be- 
richten über  einen  979  stattgehabten  Zweikampf  zwischen  dem 
Grafen  Gero  und  seinem  Ankläger  Waldo  (Bd.  I.  35  Nr.  3).  Zu 
1016  wird  gemeldet:  multi  latrpnes  a  gladiatoribus  singulari  ) 
certamine  devicti,  und  zu  1017:  fures  —  a  congredientibus  de- 
victi ').  Der  sächsische  Graf  Thietmar  wird  1048  der  Untreue 
angeklagt  und  durch  Zweikampf  überführt  (das.  30  Nr.  1).  Otto 
von  Nordheim  sollte  1070  durch  Zweikampf  seine  Unschuld  an 
den  ihm  zur  Last  gelegten  Verbrechen  nachweisen  (das.  31 
Note  7  fgg.).  Zum  Jahre  1073  wird  berichtet,  dass  König  Hein- 
rich IV.  beschuldigt  worden,  gegen  die  Herzöge  von  Schwaben 
und  Kärnthen  Meuchelmörder  gedungen  zu  haben ;  der  Ankläger 
Reginger  erklärte  sich  bereit:  si  rex  inficiaretur,  cum  ipso,  si 
Id  leges  paterentur,  vel  cum  quovis  homine  conserta  manu  rem 
divino  iudicio  committere;  Ulrich  von  Godesheim  erbot  sich 
darauf,  statt  des  Königs  zu  kämpfen,  die  Fürsten  beschlossen 
auch,  dass  der  Kampf  stattfinden  solle,   aber  ehe  es  dazu  kam, 


M  Cont.  Regln,  ad  a.  941,  S.  8.  T.  619. 

*)  Ich  bezeichne  den  Zweikampf   kurz  als  Beweismittel,  obwohl  mir  | 
die  entgegenstehenden  Ausführnngen  von  Maurer:  kritische  Ueberschau 
V.  225  und  Dahn:   Studien  zur  Geschichte  der  germanischen  Gottesur- 
tbeile  52  wohl  bekannt  sind.  "    - 

*)  Thietmar  VU.  36  und  VII.  37. 


Digitized  by 


Google 


246  __ 

starb  Reginger^).  Zum  Jahre  tl52  wird  gemeldet:  comes  Hen- 
ricus  de  Bodenburc,  vir  Dobilis,  —  coram  imperatore  Friderico 
accusatus  est  tanquam  reus  de  morte  comitis  H.  de  Winzenbarg; 
cumque  inde  coram  imperatore  doello  se  purgaret,  victus  est  et 
graviter  vulneratus  —  *).  Im  Jahre  1 1 79  erbietet  sich  Dietrich 
von  Landsberg  zum  Kampf  mit  Heinrich  dem  Löwen  (Bd.  L. 
S.  9t}  und  einen  vor  Friedrich  L  stattgehabten  Zweikampf  er> 
zählt  ausführlich  Cäsarius  von  Ueisterbach  (das.  S.  74  fg.).  Vor 
Heinrich  YL  sollte  1191  eine  Sache  in  derselben  Weise  ent- 
schieden werden,  doch  blieb  der  eine  der  Kämpfenden  aas  and 
wurde  deshalb  fflr  ehrlos  erklärt').  Aber  auch  im  vierzehnten 
Jahrhundert  ist  der  Zweikampf  am  Hofgericht  noch  in  Uebnng, 
wie  z.  B.  Karl  IV.  bekundet:  das  wir  verurteilt  und  vensalt 
haben  den  edeln  Fmigen  von  Dun  und  haben  im  genomen  e 
und  recht,  eygin  und  leben,  und  geben  daz  eygin  dem  clcger, 
die  leben  den  herren  von  den  sie  raren,  künden  sein  wip  zu 
Witwen,  sine  kint  zu  weyscn,  sinen  lip  den  vögeln,  und  nemen 
im  alle  reht  und  setzen  in  in  unser  und  des  heiigen  richs  an- 
reht,  und  derlauben  in  allermenniglich ,  wanne  es  der  edel  Jo- 
hann von  dem  Oberstein  uff  in  kampflich  erclagt  *  hat  als  reht 
ist^),  und  selbst  im  15.  Jahrhundert  noch  erbietet  sich  Herzog 
Ludwig  von  Bayern  seine  Ansprüche  gegen  den  Karfürsten 
Friedrich  I.  von  Brandenburg  kämpflich  zu  erweisen :  wir  wollen 
dich  es  aber  weisen   mit  unserm   leib  in  unsers  herren  des  ko- 


^)  Lamberti  ann.  sa  1073,  Bertholdi  aon.  za  demselben  Jahre 
(S.  S.  V.  276);  Tgl.  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte 
IV.  510. 

*)  Vita  b.  Lamberti  canoniae  Novi-Operis  praepositi  bei  Sc  ba- 
ten: Tindem.  Hter.  II.  70;  vgl.  Koken:  Beiträge  zur  niedersächeischen 
Geschichte  I.  66.  • 

*)  Gislebert  bei  Bouquet  XVIII.  391  und  410:  imperator  —  in 
platea  sedit,  ut  melius  posset  considerare  horas  diei.  Cum  autem  Ule 
miles  ante  horam  nonam  non  reuisset,  iudicatum  fuit  per  dominum  G. 
Magunt.  arcbiep.  —  et  per  multos  alios;  quia  miles  ille  pro  defecto, 
quiaante  horam  nonam  non  venerat,  honore  et  terra  et  uxore  priTabator. 

*)  Urkunde  unter  des  Hofgerichts  Sigel  vom  21.  Januar  1365  bei 
Ficker:  acta  selecta  imp.  563.  An  die  im  Text  erwähnten  Stelle 
schliesst  sich  der  Befehl,  dem  von  Oberstein  beholfen  zu  sein  •  den  Ver- 
urtheilten  zu  meiden  u.  s.  w. 
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nigs  hof;  also  trag  uns  scherm  daselben  aas,  als  za  solchen 
Sachen  gehört,  und  das  wir  versten,  daz  äu  wild,  das  die  war- 
heit  in  kurz  an  den  tag  komme  ^). 

Der  Eineid  wird  nach  unsern  Quellen  immer  nur  dem  An- 
gegriffenen, Beschuldigten  gegeben,  sei  es,  dass  er  überhaupt 
nur  sein  Läugnen  erhärtet  oder  einen  bestimmten,  zu  seiner 
Rechtfertigung  dienenden  Umstand  beschwört^).  Beispiele  bieten 
namentlich  die  Berichte  über  das  Verfahren  bei  peinlichen  Kla- 
gen. Erzbischof  Anno  von  Köln  z.  B.  schwört  1074,  dass  er 
des  Verrathes,  dessen  man  ihn  angeklagt  hatte,  nicht  schuldig 
sei:  cumque  rex  de  his,  quae  compererat,  seyerissime  quaestio- 
nem  promulgaret,  proditae  quidem  reipublicae  crimen,  quod  ob- 
iciebatur,  sacramento  purgavit^;.  Ferner  1144:  palatinus  se  de 
conscientia  facti  iuramento  purgavit^).  Der  Erzbischof  Philipp 
von  Köln  war  beschuldigt  worden,  Heinrich  VI.  geschmäht  zu 
haben:  expurgabat  autem  se  sacramentaliter  de  verbo  supra 
dicto,  —  iurans,  quod  pro  nullo  contemtu  regis  hoc  verbum  lo- 
cutus  fherit^}.  Mehrere  schwäbische  Grosse  waren  angeklagt, 
sich  an  einer  Verschwörung  gegen  Rudolf  I.  betheiligt  zu  ha- 
ben: qui  cum  venissent  ad  adspectum  iudicis  metuendi,  cum  iu- 
ramento negaverunt,  se  cum  aliis  contra  predictum  regem  con- 
spirasse").  Auch  als  Ordnungs-,  Sicherungs-  und  Bescheini- 
gungsmittel  im  Prozesse  kömmt  der  Eineid  vor''),  wie  namentlich 
eine,  auch  für  die  Kenntniss  des  Verfahrens  bei  der  Eideslei- 
stung^ nicht  unwichtige  Nachricht  bei  Eberhard  Windeck  er- 
sehen lässt.    Als  die  Klage  Heinrichs  von  Bayern  gegen  Herzog 


>)  Riedel:  cod.  dipl.  Brandenb.  III.  S.  105,  112. 

*)  VgL  Hoxneyer:  Richtsteig  S.  455,  System  des  Lefanrechks  596  fg., 
Planck  in  der  Zeitschrift  für  deatsches  Recht  X.  218  fgg.,  292  fgg., 
Hänel  93  fgg., ^Maurer  a.  a.  Q.  337,  9  fgg. 

*)  Lambert!  ann.  zu  1074;  ebenso  die  vita  Anno  nie  II.  c.  22, 
S.  S.  XI.  495. 

«)  Annal.  Stederbargenses,  S.  S.  XVI.  287. 

•)  Arnold.     Lubec.  III.  c.  12. 

•)  EUenhardi  chron.  zu  1287,  S.  S.  XVII.  127. 

f)  Vgl.  namentlich  Hänel  §.  6  S.  39  fgg. 

')  ^egen  der  Förmlichkeiten  bei  der  Eidesleistung  siehe  Homeyer: 
Richtsteig  455  fgg.,  System  des  Lehnrechts  598,  Hänel  34  und  beson- 
ders Siegel:  die  Gefahr  vor  Gericht  S.  15  fgg. 
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Ludwig  TOD  Ingolstadt  verhandelt  wurde,  bat  dieser  wiederholt 
um  Vertagung,  da  er  die  Register  und  Urkunden  nicht  bei  sich 
habe,  deren  er  nothwendig  zu  seiner  Yertheidigung  bedürfe. 
Auf  Frage  des  Königs  ergeht  darauf  das  Urtheil :  wer  das  sach, 
das  herzog  Ludwig  mit  aufgereckten  vingem  leiplich  zu  gote  und 
den  heiligen  sweren  wolte,  das  er  den  verzug  von  rechter  not- 
durfft  wegen  begerte  an  alle  geverde,  —  so  solt  man  yme  den 
Verzug  biliichen  geben  und  man  solt  im  den  ait  zu  dreien  malen 
furlesen  an  deme  nechsten  gerichtstage ,  wann  der  konig  zu  ge- 
richte  sesse.  In  der  nächsten  Gerichtssitzung  wird  dem  Ver- 
klagten der  Eid  vorgelesen :  do  hub  herzog  Ludwig  die  hant  auf 
und  swur  an  urlaup  eins  romischen  konigs  und  rette  dorein  in 
dem  aide  und  lait  die  hant  wider  nyder  au  urlaup  des  gerichtes; 
das  Gericht  findet  nun,  der  Herzog  sei  durch  dies  Verfahren 
des  Anspruchs  auf  Vertagung  verlustig  worden ;  —  auf  die  Frage 
des  Königs  aber,  in  welche  Strafe  ihm  derselbe  de3halb  ver- 
fallen sei,  dass  er  ohne  richterliche  Erlaubniss  den  Schwnrfinger 
erhoben  und  niedergelassen,  wird  die  Entscheidung  vertagt^). 

Des  Eides  der  Partei  mit  Consacramentalen  gedenken  die 
Quellen  höchst  selten  und  zwar  nur,  wenn  in  Criminalfällen  der 
Angeschuldigte  die  Anklage  mit  Gehtllfen  abwehrt.  Z.  B.  1234: 
deinde  —  rex  cum  omnibus  principibus  ac  prelatis,  qui  aderant, 
civitatem  egrediens,  in  campo  presedit  iuditio  ibique  comes  de 
Seyne  se  cum  octo  episcopis  et  duodecim  grisei  ordinis  abbaU- 
bus  ac  totidem  minoribus  fratribus  et  tribus  predicatoribus  ac 
etiam  nigrorum  abbatibus  et  clericis  seu  nobilibus  laicis  personis 
non  paucis,  publice  et  confidenter  expurgavit,  idemque  comes  de 
Solmis  cum  suis  fecit^);  —  und  später  unter  Ludwig  dem 
Bayer:  magister  Uiricus  de  Augusta  (der  Kanzler  des  Königs)  — 
de  quodam  crimine  et  infamia  apud  regem  est  accusatns  a 
quibusdam  de  potentibus,  qnibus  ipse  rex  iusticiae  complemen- 
tum  non  poterat  denegafe ;  quapropter  partes  suas  interposait 
et  per  quedam  placita  ad  hoc  perduxit,  qnod  predictus  magister 
ülricus  deberet  se  cum  quinquaginta  prelatis  expurgare  de  obiec 
tis,   quod  cum   factum   in  Ntlrnberg  fuisset,    magister  U.  officio 


^)  Windeck  c.  60  bei  Mencken  I.  1121,  22. 

«)  Annales  Erpb.,  S.  S.  XVI.  29;  vgl.  Bd.  I.  S.  111. 
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est  cansellariae  et  dignitatis  pristinae  restitatns  ^).  Fflr  die 
üeberführnng  des  Angeklagten  durch- einen  Seitens  des  Klägers 
mit  Eidhelfern  abgeleisteten  Schwor,  wie  sie  namentlich  im 
sächsischen  Prozess  erwähnt  wird^,  ist  mir  aus  der  Praxis  des 
Reichshofes  kein  Beispiel  bekannt. 

In  GiTÜsachen  beweisen  die  Parteien  regelmässig  mit  Zeu- 
gen. Beispiele  können  aus  allen  Zeiten  angeftlhrt  werden,  ich 
hebe  aber  nur  einige  hervor,  die  auch  sonst  für  die  Lehre  vom 
Zeugenbeweise  Bedeutung  haben: 

9797 ^"Zwischen  den  Aebten  von  Fulda  und  Hersfeld  war 
aber  die  Benützung  des  Flusses  „Hursilla  vocato,  qui  fluit  in 
LuppinzgOTve"  Streit  entstanden.  Der  Abt  von  Fulda  hatte 
beantragt ,  über  sein  Recht  an  Ort  und  Stelle  Beweis  zu  erhe- 
ben :  ut  legalis  ex  nostris  sacramentariae  inquisitionis  testimonio 
a  populis  in  pago  et  fluminis  antefati  circa  ripas  habitantibus 
sciscitaretur,  possitne  an  non  —  a  predicto  (Hersfeld.)  abbate 
prohiberi  et  sie  per  attestationem  illorum  relatus  terminus  litigio 
nostra  auctöritate  poneretur.  Diesem  Antrage  entsprechend  wer- 
den Bischöfe  und  Grafen  zur  Untersuchung  der  Sache  abgesendet 
und  darauf  (nostra  dominatione,  also  wohl  ohne  weiteres  Rechts- 
verfahren) der  Streit  beigelegt:  comperta  rei  veritate  ab  eis, 
mutuam  inter  abbates  litem  interdiximus '). 

1099.  Die  Abtei  Prüm  hatte  bei  Heinrich  lY.  vielfach 
über  ihren  Vogt  Berthold  von  Ham  geklagt.  Der  König  setzt 
einen  Gerichtstag  im  Kloster  selbst  an  (pro  justicia  inter  eos 
examinanda),  zu  welchem  viele  Fürsten  berufen  Worden.  Yentum 
est  ad  diem.  Abbas  iterum  et  fratres  sui  eandem  proclamatio- 
nem  facinnt,  quam  huic  carte  jossimus  annotari.  Folgt  eine 
Darstellung  der  Beschwerden  der  Mönche.  Dann  werden  die 
über  das  Recht  der  Yögte  früher  erlassenen  Urkunden  verlesen: 
lectis  etiam  et  expositis  in  audiencia  cunctornm  omnibus  testa- 
mentis  signatis.    Der  Beklagte   will  sich  aber  nicht  fügen:  ipse 


^)  Chron.  de  dacibus  Bavar.  bei  Boebmer:  fontes  I.  142. 

*)  Vgl.  Homeyer:  Ricbtsteig  472,  und  Register  zu  Ssp.  I.  S.  504 
am  Ende,  Planck  in  der  Zeitschrift  296.  Der  Ueberfuhrong  des  pein- 
lich Beklagten  dnrch  Zeugen  gedenken  die  Quellen  schon  früh ;  vgl.  z.  B. 
die  Stelle  aus  den  ann.  Altah.  oben  Bd.  I.  S.  29  N.  3. 

•)  Dronke:  cod.  dipl.  Fuld.  Nr.  720  S.  335. 
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adhuG  in  pertinacia  obfirmatas  et  irridens  testameata»  dicens, 
quod  penna  cujQslibet  quelibet  notare  poBset:  non  ideo  jus  saam 
amittere  deberet;  tandem  ad  sae  defensionis  arma  confagiens,  jus 
voluntarium  solum  hoc  modo  sibi  constituit,  ut  servieotes  saepe- 
fate  ecclesie,  quos  ipse  eligcret  et  nominaret,  jas  iUud,  qnod 
ipsi  dicerent  et  sacramento  firmarent,  illad  ipse  probaret  et  se- 
qtieretur.  Haie  conditioni  abbas  primum  fortiter  repugnavit; 
videbatur  enim  esse  periculosum,  ut,  relictis  testamentis,  seqae- 
retur  sacramentum  eorum,  qui  datis  manibus  illi  vel  ab  eo  su- 
scepto  beneficio  propter  tiinorem  sai  vel  reram  snarnm  illi  ad- 
herebant.  Yictus  tarnen,  ejus  importunitate  et  amicornm  vix 
suscepto  consilio,  hac  conditione  concessit,  ut  eorom,  qui  jora- 
turi  erant,  dimidiam  partem  ipse  abbas,  dimidiam  partem  Bertol- 
dus  nominaret  Qui  rarsus,  nisi  solus  ipse  cunctos  nominaret, 
propositum  reprobavit.  Abbate  denique  satisfaciente  importuni- 
tati  ejus,  coilsensu  suo,  quos  Bertoldus  nominavit  processeront 
et  sicut  unquam  rectius  a  majoribus  suis  acceperant  vel  ad  me- 
moriam  verius  revocare  poterant,  advocatomm  jura  per  singnlas 
villas  diligenter  predixerunt  et  predicta  reverenter  sacramento 
sanxerunt.  Haec  sunt,  quae  predixerunt  et  juraveront.  Nun 
folgen  die  Aussagen  und  die  Namen  der  Zeugen  und  die  Be- 
merkung :  hec  sunt  advocatorum  jura  et  ofGcia  —  a  filio  quidem 
nostro  et  principibus  nostris  constituta  et  laudata,  —  que  omnia 
ab  ipso  filiisque  suis  bene  sunt  laudata^). 

1150.  Die  Kirche  zu  St.  Blasien  beweist  ihr  Eigenthum 
an  einem  Grundstflck  iuramento  et  contestatione  liberorum  vi- 
rorum,  quorum  nomina  ad  confirmandam  huius  rei  veritatem 
subscripta  sunt^}. 

1160.  Vom  Bischof  von  Basel  wird  gesagt:  cum  adiudi- 
catis  sibi  Septem  testibus  iustitiam  ecclesiae  suae  satis  et  evi- 
denter comprobavit.  Herum  haec  sunt  nomina.  Hü  omnes  re- 
ligione  iurisiurandi  obtestati  dixerunt,  se  scire,  castrum  R.  com 
omni  integritate  et  privilegio  suo  ad  Basil.  ecclesiam  de  iure 
pertinere  et  in   ecclesiae  iusta  possessione  fuisse,  donec  a  rege 


1)  Beyer  I.  Nr.  406  S.  463. 
<)  Neugart  II.  81. 


Digitized  by 


Google 


Heiniico  violenter  et  inique  faent  desUtata  ideoqae  restifaendam 
fore  indicabant^). 

1177.  Friedrich  I.  Praeterea  qnia  praedictae  ecciesiae 
abbatissa  ceteraeque  sorores  in  aadientia  Conradi  Palatino  co- 
initis  de  Reno,  quem  nos  iadicem  ad  hoc  delegaveramus,  per 
Septem  testes  Hberos  viros  totidemque  ministeriales ,  sicat  in 
praesentia  cnrie  ex  nnanimi  consensu  nostrorum  principam  eis 
iadicatum  faerat,  obtinuerunt,  —  se — Dullum  prorsns  debere  habere 
advocatum  praeter  solnm  Romanornm  imferatorem,  ideo  — *). 

1180.  Erzbischof  Adalbert  von  Freisingen  klagt  über  Ver- 
legung eines  Marktes  durch  Heinrich  den  Löwen :  cuius  siquidem 
rei  Veritas  etsi  nostrae  constaret  serenitati ,  ipse  tarnen  eain 
Septem  legitlmis  testibus  in  nostra  comprobavit  audientia'). 

1181.  Friedrich  spricht  dem  Stifte  Hildesheim  das  Kloster 
Hornburg  za:  dictante  sententia  —  episcopns  —  proprietatem 
eiasdem  castri  —  instramentis  et  vivis  testibus  sufficienter 
ostendit.  Probavit  enim  coram  nobis  legitimo  bonorum  virornm 
testimonio  —  sieben  Edle  und  Grafen  — ,  quod  H.  ecclesia 
proprietatem  dicti  castri  XXX  annis  et  amplins  quiete  posse- 
disset  et  H.  quondam  dux  ab  episcopis  H.  ecciesiae  illud  in 
beneficio  tenuisset^). 

Otto  IV.  entscheidet  einen  Streit  über  gewisse  Güter  zu 
Gunsten  des  Klosters  Riddaghausen:  venientes — abbas  et  cetera 
potior  pars  ecciesiae,  fideliter  affirmabatur  idoneis  testibus»  plc- 
nissime  comprobantes ,  se  bona  illa  —  emisse^).  — 

König  Heinrich  1230:  —  constituti  coram  nobis  —  capi- 
tnlum  Spirense  ecclesie  maioris  per  testes  ydoneos  et  sufficientes 
probaverunt,  quod  domus  lapidea  in  Esselingen  —  attiueat  ec- 
clesie in  E.  •). 

In  allen  diesen  und  zahlreichen   andern  Urkunden  und  Be- 


»)  Herrgott  II.  87,  Trouillat  I.  342. 

«)  Banr  I.  Nr.  87. 

s)  Mon.  BoicB  XXIX.   1.  438. 

*)  Origg.  Gaelf.  lU.  547. 

•)  Origg.  Guelf.  MI.  827. 

•;  Hoillard-B.  III.  404 
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ricbteu^)  ist  von  wahren  Zeagen  und  nicht  von  Eidhelfern  die 
Rede^).  Zwar  die  überall  vorkommende  Bezeichnung:  testes 
entscheidet  bekanntlich  nicht  Aach  sind  uns  leider  die  Schwor- 
formein  nicht  überliefert,  welche  sonst  eine  sichere  Antwort  auf 
die  Frage:  ob  Zeagen,  ob  Eidhelfer?  ermöglichen  könnten.  Aber 
daran  ist  nicht  za  zweifeln/  dass  der  Schwur  in  allen  angeführten 
Fällen  stets  auf  die  Richtigkeit  der  zu  beweisenden  Thatsache 
geht:  die  Schwörenden  geben  ein  Zeugniss  über  das,  was  sie 
selbst  wissen,  was  sie  gehört,  erfahren  haben,  was  sie  selbst  als 
geltendes  Recht  kennen.  Kenntniss  des  streitigen  Um  Standes 
wird  bei  ihnen  nicht  nur  vorausgesetzt,  sondern  wiederholt  auch 
ausdrücklich  im  Eide  hervorgehoben,  dass  sie  beschwören,  was 
sie  kennen  und  wissen.  Auf  das  Verhältniss  der  Schwörenden 
zum  Gegenstande  des  Beweises  kommt  es  an,  nicht  auf  ein 
bestimmtes  Terhältniss  zu  dem  Beweisführer;  nicht  die 
Wahrheit  des  von  letzterem  vorher  geschworenen  Eides  beschwö- 

>)  Von  Urkunden  vgl.  noch  llerrgott:  gen.  Uabsb.  IL  8.  84  fg.;  — 
—  Mon.  Boica  XXXI.  1.  377  (fecimus  —  servientea  et  familiam  eios* 
dem  ecdesiae  jurare,  ut  nee  adderent  nee  minaerent,  sed  in  Tentate 
dicerent,  quid  iuris  —  abbati,  quid  advocato  eeclealae,  qnid  sibimet  ipsis 
retinere  deberent;  at  illi,  sicut  erant  commoniti  «ab  lege  sacramenti,  id 
dicebant  esse  iuris  sni,  ut  — );  —  Ughelli  V.  292  (testes  idoneos,  qni 
suum  predecessorem  sepedictnm  comitatum  plenarie  et  pacifice  possidere 
▼iderant,  prodnzit);  —  Faicken stein:  cod.  dipl.  Nordg.  147  (Heinrich 
VII.  spricht  1310  dem  Bistbum  Eicbstadt  das  Stadtchen  Herrieden  zo: 
quia  multorum  fide  dignorum  testimonio«  videlicet  comitum,  nobilium  et 
alioruui  cognovimus,  quos  sab  attestatione  iuramenti  super  eo  interro- 
gavimus ,  -et  communis  assertio  praedicat  vicinorum ,  nämlich  dass  der 
Ort  der  Kirche  gehöre);  u.  a.  m.  Auch  die  Historiker  erwähnen  häufig 
der  Entscheidung  von  Streitsachen  auf  Grund  der  Vernehmung  Ton  Sau- 
gen; 1087  beweist  z.  B.  die  Servatiuskirche  zn  Mastricbt  ihr  Eigenthom 
an  einem  Hofe  durch  Aussage  eines  Zeugen  (Jocnndi  translatio  S. 
Servatii,  XII.  127),  1123  beweist  der  Abt  von  St.  Gallen  die  Recht- 
mässigkeit seiner  Wahl,  indem  er  seine  Wähler  als  Zeugen  an  den  Hof 
bringt  (cas.S.  Galli  cont.  II.  c.8,  II.  160),  Eonrad  von  Salzburg  will  1160 
durch  Zeugen  nachweisen,  duss  er  die  Belohnung  rechtzeitig  und  ord- 
nungsmässig  nachgesucht  habe  (ann.  Reichersperg.,  XVII.  473)  u.  s.  w. 

')  lieber  den  Unterschied  zwischen  Zeugenbeweis  und  Beweis  mit 
Eidhelfern  vgl.  Maurer  205,  240,  373  und  vor  allen  Homeyer:  Re- 
gister zu  Ssp.  I.  S.  505  und  Richtsteig  S.  457  fgg. ;  die  im  Text  mitge- 
theilten  Stellen  werden  als  weitere  Belege  für  die  „Ursprünglichkeit  der 
Zeugen**  (das.  463)  angesehen  werden  können. 
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ren  sie,  sondern  die  Richtigkeit  der  von  ihm  anfgestellten  Be- 
hauptungen, mögen  diese  sich  nun  auf  reine  Thatsachen  bezieben 
oder  auf  juristische  Verhältnisse.  Dass  der  Beweisfflhrer  auch 
selber  schwöre  wird  zwar  gelegentlich  angedeutet^),  aber  doch 
so  ausserordentlich  selten,  dass  man  deutlich  erkennen  kann,  wie 
es  auf  diesen  Eid  nicht  ankam,  was  durchaus  der  Stellung  der 
Schwörenden  als  Zeugen  entspricht^),  während  der  Schwur  der 
Consacramentalen  schlechterdings  einen  Eid  der  Partei  ?or- 
aussetzt. 

lieber  die  nothwendige  Zahl  von  Zeugen  ^)  enthalten  die  \ 
Reichsgesetze  keine  allgemeinen  Bestimmungen  und  es  lassen 
sich  solche  auch  aus  den  Urkunden  nicht  herleiten:  ist  doch 
selbst  im  einzelnen  Falle  nicht  regelmässig  angegeben,  wie  viele 
Zeugen  erfordert  wurden,  um  ein  sufificiens  testimonium  herbei- 
zuführen. Was  die  Eigenschaften  der  Zeugen  anbetrifft^),  so 
wird  im  allgemeinen  nur  gefordert,  dass  sie  integri  Status  —  die 
ir  recht  behalten  haben  —  und  bonae  famae,  boni  testimonii, 
uu versprochene  leute  (legg.  102,  316,  427)  seien.  *  Unfreie  sind 
nicht,  wie  man  nach  Sachsenspiegel  IIL  19  meinen  mttsste,  ab- 
solut von  der  Fähigkeit  ausgeschlossen,  Zeugniss  vor  dem  Reiche 
zu  geben,  aber  sie  werden  nur  in  causis  parium  (const.  mog.  c. 


')  Z.  B.  Klnit  II.  2.  553.  Johann  von  A^esnes  beweist  mann  pro- 
pria  et  per  testes  idoneos,  daas  er  selbst  dem  Reiche  wegen  der  Graf- 
schaft Namnr  Haldigung  geleistet,  sein  Gegner  aber,  Baldain  II,  von 
ihm  die  Afterbelehnung  nicht  nachgesucht,  sondern  ohne  Belehnang  ein- 
zelne Theile  der  Grafschaft  an  Ludwig  von  Frankreich  verpfändet  habe. 
Dass  auch  hier  von  wirklichen  Zeugen  die  Rede  ist,  ergiebt  sich  aus 
dem  Gegenstande  des  Beweises. 

*)  Andere  Ansichten  über  die  Bedeutung  des  Parteieneides  beim 
Zeugnisse  sind  freilich  öfters  ausgesprochen  worden  (vgl.  z.  B.  Hänel 
§  8  S.  55,  57  fgg.),  ich  halte  aber  dafür  —  und  die  vorstehenden  Ur- 
kunden bestätigen  es  — ,  dass  in  Fällen,  wo  wirklich  von  Zengen- 
bewels  die  Rede  ist,  die  Function  der  Zeugen  allerdings  auf  Selbstän- 
digkeit Anspruch  machen  kann  und  dass  es  in  solchen  Fällen  auf  den 
Eid  der  Partei  überhaupt  nicht  oder  wenigstens  nicht  wesentlich  ankömmt 

*)  Vgl.  Planck  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  X.  211,  217 
fgg.,  Homeyer:  Register  S.  506  fgg.,  Richtsteig 474,  System  des  Lehn- 
rechts 604  fgg.,  Hanel  57. 

*)  Vgl.  Homeyer:  Ssp.  I.  506,  System  600  fg.,  Planck  214  fgg., 
Hänel  46  fgg.,  Kuhns  II.  477  fg.,  512. 
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11:  legg.  316  lin.  30)  zugelassen,  wenn  eine  sie  betreffende 
Sache  überhaupt  ^  etwa  in  Verbindung  mit  der  Klage  gegen  an- 
dere, an  das  Hofgericht,  gelangt.  Im  einzelnen  Falle  m&ssen 
die  Zeugen,  um  zugelassen  zu  werden,  noch  anderen  RCtcksich- 
ten  (auf  Ebenburt  namentlich,  auf  Lehnsgenossenschaft,  auf  genaue 
Vertrautheit  mit  der  Sache)  entsprechen,  doch  sind  in  dieser 
Beziehung  keine,  unseren  Quellen  eigenthamliche  Vorschrifteo 
gegeben.  Zeugen,  welche  allen  im  einzelnen  Falle  nothwendig 
erscheinenden  Bedingungen  entsprechen,  werden  von  Alters  her 
als  testes  idonei  bezeichnet. 

lieber  die  Förmlichkeiten,  unter  denen  die  Aufnahme  des 
Zeugenbeweises  erfolgte,  ist  nichts  Näheres  aberliefert.  Häufig  ge- 
schieht die  Vernehmung  der  Zeugen  durch  Abgesandte  des  Königs. 
So  schon  unter  Otto  II.  (S.  249  N.  3).  Friedrich  entsendet  1152 
seine  Boten,  um  durch  Vernehmung  von  Zeugen  festzustellen, 
welche  Rechte  dem  Reiche  wegen*  der  Vogtei  an  dem  Hofe 
Meersee  bei  Mastricht  zustehen;  sie  sollen  darflber  schriftlichen 
Bericht  erstiftten  und  von  letzterem  heisst  es  dann:  sub  jara- 
menti  assertione  veraci  relacione  cognoverunt^);  ähnlich  verfährt 
der  Kaiser  in  einem  andern  schon  erwähnten  Falle  (S.  251  N.  2). 
In  dem  Processe  um  Reichsfiandern  ergeht  1281  das  Urthell:— 
quod  —  dictum  episcopum  —  ad  nostram  pf)ekesenciam  debere- 
mus  evocare  vel  si  legitime  irapedimento  detentus  venire  non 
posset,  coram  nuntiis  nostris,  quos  ob  hoc  ad  eins  destinaremus 
praesentiam,  per  iuramentum  corporaliter  praestitnm  ab  eodem, 
deponeret  veritatem  et  eam  sub  litteris  suis  patentibus  per  pro- 
prium nuntium  ad  nostram  deferret  notitiam;  dem  entsprechend 
wurde  verfahren:  zwei  glaubwürdige  Männer  werden  an  den 
Bischof  entsendet,  dieser  wird  vereidet,  wiederholt  seine  frohere 
Aussage  und  sendet  eine  daiHber  aufgenommene  Urkunde  an 
den  kgl.  Hof').  Im  Jahre  1311  ferner  bekundet  Heinrich  VII., 
Herzog  Leopold  von  Oesterreich  habe  ihn  ersucht,  ihn  im  Besitz 
und  Recht  gewisser  Güter  im  Elsass  und  in  der  Schweiz  zn 
schützen :  quia  de  jure  sibi  et  imperio  in  premissis  competenti 
pondnm  plenarie  nobis  constat,   ex  parte  nostra  —  Eberhardus 


')  Ficker:  acta  seleeta  imp.  S.  86. 

>)  Marlene:  thea.  I.  1175  fgg.,  vgl.  Bd.  1.  S.  158,  59. 
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de  B.  et  ex  parte  predicti  Leapoldi  Frid.  de  F^  qui  duo  terciam 
sea  commnnem  personam,  si  eis  opportannm  videbitnr,  eligent 
et  assument  et  sub  inramento'  prestito  apnd  vicinos  et  notos 
soper  predictis  bonis  ingnisitionem  faciant  diligentem  ^).  Karl  lY. 
belehnt  1348  den  fälschen  Walderoar,  nachdem  er  von  den  dazn 
Beauftragten  erfahren:  sie  hätten  viele  Leute  befragt  nnd  durch 
deren  Vernehmung  ermittelt,  „daz  ers  sey'*^.  In  gleicher  und 
ähnlicher  Weise  wurde  auch  sonst  noch  oft  verfahren,  wenn  die 
Erhebung  des  Beweises  an  Ort  und  Stelle  wflnschenswerth  er- 
schien'}. Andererseits  wurden  am  Reichshofe  auch  schriftliche 
Zeugnisse  Abwesender  zugelassen,  jedenfalls  zum  Beweise  von 
Massregeln,  die  im  Auftrage  des  Gerichts  vollzogen  wurden, 
vielleicht  aber  auch  solche,  die  zur  Feststellung  streitiger  Partei- 
Verhältnisse  dienen  konnten;  mehrfach  sind  wenigstens  Beurkun- 
dungen erhalten,  die  zur  Vorlage  im  Gericht  bestimmt  gewesen 
zu  sein  scheinen,  wie  z.  B.  1339  Graf  Berthold  von  Henneberg 
bekundet,  er  sei  dabei  gewesen,  habe  es  gesehen  und  gehört, 
dass  Kaiser  Rudolf  dem  Landgrafen  Dietzmann  nnd  Kaiser 
Albrecht  den  Markgrafen  Waldemar  nnd  Hermann  von  Branden- 
burg das  Land  Lausitz  zu  Lehen  gegeben  habe:  und  daz  dise 
Sache  gentzlich  also  sint,  das  neymen  wir  uf  den  eit,  den  wir 
dem  riebe  und  dem  keiser  getan  haben  nnd  by  den  truwen,  als 
wir  in  beyden  scnldek  sein  ^). 

Sehr  allgemein  ist  von  der  ältesten  Zeit  her  der  Gebrauch 
von  Urkunden  als  Beweismitteln.  Im  Jahre  948  ergeht  ein 
Urtheil,  weiches  der  Abtei  PrQm  den  Besitz  des  Klosters  Süstern 
auf  Grund  der  vom  Abt  vorgelegten  Privilegien  bestätigt,  und 
953  ein  anderes  zu  Gunsten  von  Trier,  nachdem  die  auf  das 
RechtsverhUtniss    bezüglichen   Urkunden   verlesen   waren  ^};   — 


*)  Kopp:  Geschichtsblätter  aas  der  Schweiz  h  173. 

*)  Riedel:  cod.  dipl.  Brandb.  II.  2.  317. 

*)  Vgl.  z.  B.  Bon  dam:  eharterboek  220,  Ca  Im  et  II.  528  (Bd.  I. 
183),  Ennen  and  Eckertz:  Qaellen  lU.  333,  Schoepfiin:  Als.  dipl. 
II.  24,  Ficker:  a.  a.  0.  303,  Boehmer:  cod.  dipl.  Mfr.  S.  27. 

^)  Riedel  II.  2.  S.  144;  ahnliche  Bearicundungen  in  einem  andern 
Falle  bei  Sudendorf:  Reg.  II.  173,  77;  das.  183  und  87  aach  sobrift- 
liehe  Zeugnisse  zum  Gebraach  am  päpstlichen  Hofe. 

»)  Beyer  I.  Nr.  185,  88.  S.  247,  60. 
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dem  Bischof  Benno  von  Osnabrück  werden  anter  Heinrich  lY* 
verschiedene  Zehnten  dnrph  Rechtsprach  restitairt:  lecta  sant 
in  aaribas  omnium  amborom  cyrografa^);  —  ein  Urtheil  zn 
Gansten  von  Marieneinsiedeln  ergeht  1114,  weil  darch  Urkanden 
die  völlige  Freiheit  des  Stiftes  nachgewiesen  wird^;  —  tl29 
bestätigt  ein  Sprach  des  Reichshofes  der  Johanniskirche  zo 
LfitUch  das  derselben  von  Kaiser  Otto  ertheilte  Marktrecht  zu 
Yiset:  secundum  testimoniam  privilegii  et  tarn  diatarnam  ecclesiae 
possessionem  ^);  —  1139  restitairt  Konrad.  III.  dem  Erzstift  Trier 
die  Abtei  St  Maximin:  archiepiscopas  —  proclamationem  — 
presentavit,  preferens  abiqae  antiqua  priv.,  possessionem  abbatiae 

—  sao  episcopio  iure  confirmantia^);  —  1144:  priv.  in  com- 
mani  generali  cariae  nostrae  aadientia  recitari  iassimas^);  — 
1145:  perlectis  priv.  —  sentenUam  exqnisivimas  *);  —  1161 
ergeht  ein  Urtheil  für  Meinradszell,  nachdem  die  Urkunden  ver* 
lesen  und  besichtigt  worden'');  —  Friedrich  I.:  priv.  coram 
principibus  sant  visa  et  recitata,  ex  quorum  tenore  manifeste 
cognovimus,  praedictam  comitatum  ad  ins  et  proprietatem  Gumanae 
ecclesiae  pertinere:  Clavennates  vero  in  suis  privilegiis  omnino 
defecerunt^);  —  ebenfalls  unter  Friedrich:  protulerunt  —  in 
medium  —  priv.  et  ex  eins  tenore  probabant  evidenter,  quod 
ad  potestateip  et  dominium  —  abbatis  —  pertinet  locus  ille  — •); 

—  unter  demselben  ergeht  ein  Rechtspruch  f&r  die  Abtei  Nivelle: 
lectis  ergo  in  medium  priv.  ^^};  —  im  Jahre  1209  beweist  der 
Erzbischof  von  Salzburg,  dass  ihm  die  Wahl,  Investitur  und 
Weihe  des  Bischofs  von  Gurk  zustehe,  unter  anderm  dadurch, 
dass  er  die  Gründungsurkunde  des  letzteren  Bisthums  vorlegt, 
und  in  demselben  Jahre  legt  der  Abt  von  Alderspach  eine  Ur- 
kunde Friedrichs  I.  vor:  in  quo  manifestis  cognovimus  indiciis, 


>)  Erhard  cod.  dipl.  I.  S.  121. 
•)  Herrgott  11.  S.  154. 
*)  Calmet  II,  preaves  292. 
*)  Beyer  I.  Nr.  510  S.  565. 
•)  Herrgott  U    170. 
•)  Beka  und  Heda  S.  165. 
^  Herrgott  11.  183. 
•)  ügbelli  V.  292. 
•)  Fickler  Nr.  XXXI.  S.  62. 
")  Wiener  Notisenblatt  I.  U8. 
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qaod  memorati  abbatis  antecessor  —  coram  prefato  imperatore 
—  nionasterii  sui  advocaciam  -—  evicit  — ^);  —  aas  der  Zeit 
Friedrichs  II.  nnd  seiner  Söhne:  abbas  per  priv.  ecclesiae  snae 
probavit  snfificienter,  qaod  sibi  et  conventui  sao  libere  liceret 
eligere  advocatam,  —  diligenter  hinc  inde  aaditis  partibus  visis- 
qae  et  anditis  predicti  claustri  priv.,  —  episcopas  —  per  safKi- 
ciens  testinionium  privilegioram  saornm,  testiam  alioram  — 
obtinait,  —  sicat  constat  ex  diversis  privilegiis  eidem  ecclesiae 
indultis,  —  ex  parte  conventas  evidenter  fait  ostensam  et  per 
aatentica  litteraram  instrumenta  iegittime  comprobatum,  qaod  — 
prefatas  comes  nailam  —  in  predictam  cariam  haberet  iuris- 
dictionem,  —  tarn  per  Privilegium,  quam  per  vivos  testes  plenis- 
sime  nos  instruxerunt  ^) ;  —  Rudolf  1177:  per  sua  priv.  suffi- 
cienter  et  lucide  probaverunt ')  u.  a.  m.  In  allen  diesen  Fällen^) 
handelt  es  sich  am  den  Beweis  durch  öffentliche  Urkunden, 
genauer:  durch  Urkunden  der  Könige  und  Päpste  ').  Gegen  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  wird  auch  am  Reichshofe  anerkannt,  dass 
der  Beweis  durch  Urkunden  dem  durch  Zeugen  gleich  zu  achten, 
wie  z.  B.  1284  ein  Urtheil  ergeht,  dass  wenn  einer  in  einer 
Stadt  fQr  rechtlos  erklärt  werde,  dies  bewiesen  werden  könne: 
per  scultetum,  qui  tunc  temporis  prefuit,  quo  idem  suis  inribus 
privabatur,  aut  per  consules  civitatis  vel  eorum  litteras  aut  per 
aiiornm  fide  dignorum  testimonium  vel  per  alia  quecumque 
legittima  docnmenta*).  Nun  werden  aach  andere  Urkunden  als 
Beweismittel  zugelassen,   wie  z.  B.  durch   solche   bewiesen  wird, 

>)  Archiv  f.  K.  osterr.  QesohichtsqaellenXIV.  141, und  Mon» 
Boica  XXXI.  1.  472. 

•)  HuiUard-B.  III.  366,  —  396,  —  IV.  629,  —  644,  —  658,  —  VI.  830. 

*)  Ficker:  acta  selecta  330. 

*)  Alle  in  den  vorhergebenden  Noten  erwähnten  praecepta«  privi- 
legia,  cyrografa  gehören  in  diese  Kategorie,  nur  von  den  autentica  litte- 
raram instrumenta  wird  nicht  gesagt,  von  wem  sie  ausgestellt  seien. 

*)  Ebenso  in  einigen  Fällen,  über  welche  die  Qeschichtschreiber  be- 
richten; z.  B.  lu  1114  die  narratio  de  übertäte  eccles.  Fabar.  (SS.  XU. 
410),  za  1171  die  gesta  abb.  Trtid.  cont.  1£.  lib.  IV.  c.  20  (X.  357),  zu 
1180  die  ann.  Ottenbur.  min.  (XVIII.  316),  zu  1187  Gislebert  bei  Bou- 
qnet  XVIII.  386. 

«)  Ficker:  acta  sei.  imp.  343. 
Franklin,  Relebahofgericht.  II.  17 


Digitized  by 


Google 


dass  die  Parteien  compromittirt  hätten,  dass  ein  Schiedsprnch 
ergangen,  ein  Vergleich  zn  Stande  gekommen  sei  und  ähnliches 
mehr  ^);  auch  Privatnrknnden  werden  seit  dieser  Zeit  nach  Allem, 
was  über  die  Geschichte  ^es  Beweises  in  Deutschland  bekannt 
ist  ^),  am  Hofgericht  im  geeigneten  Falle  als  beweisend  angesehen 
worden  sein,  obgleich  mir  ein  einzelnes  Beispiel  Air  den  Gebraach 
derselben  nicht  gegenwärtig  ist*).  Wie  die  Aechtheit  der  Ur- 
kunden bewiesen  wurde,  welche  Einreden  gegen  dieselbe  gestattet 
waren,  wie  sich  überhaupt  das  Verfahren  im  Einzelnen  gestaltete, 
ist  nicht  näher  bekannt^). 


«)  Urkunden  von  1299  bei  Kluit  H.  i.  1007  (Bd.  I.  163)  und  Ton 
U18:  oben  S.  37  N.  3. 

s)  Planck:  Beweisnrtheil  S.  62  Nr.  l,  Oesterley:  Notariat  I. 
'  381  fgg.,  Ortloff:  Jaristische  Abhandlungen  nnd  Eechtslalie  I.  S.  4  fgg., 
>  Endemann:  Beweislehre  287,  Sachsse:  Beweis verf.  118  fgg^  Stobbe: 
'  Vertragsrecht  S.  71  fg.,  83  fgg.,  Maurer  in  der  kritischen  Ueberschau 
^  V.  196,  Kuhns  II.  614  fg. 

*)  Einen  für  die  Geschichte  des  Urkundenbeweises  sehr  interessanten 
Fall  betrifft  das  bei  Senckenberg:  de  ind.  oam.  hod.  mitgetheilt« 
Urtheil  des  Kammergerichts  von  1459  in  Sachen  des  Grafen  von  Schauen- 
bürg  gegen  den  Grafen  Johann  von  Goerz,  aus  welchem  auch  Xoma- 
schek:  höchste  Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.  S.  71  fgg.  einen  Auszug  ge-> 
geben  hat. 

*)  Es  finden  sich  nur  wenige  zerstreute  Nachrichten,  welche  eine 
zusammenhängende  Darstellung  des  Verfahrens  nicht  ermöglichen.  So 
z.  B.  die  Urkunden  werden  nicht  nur  'vorgelesen,  aondern  auch  besichtigt 
(S.  256  N.  7  und  8,  257  N.  2).  Dass  bei  der  Prüfung  der  Aecht- 
heit besonders  auf  die  Besiegelung  gesehen  wurde , 'ergiebt  sich  darauf, 
dass  derselben  mehrfach  in  den  Urtheilen  besonders  gedacht* wird,  z.  B.: 
Beyer  I.  565,  Erhard  I.  121,  Calmet  II.  292,  Klait  a.  a.  O.:  sigillis 
sigillatis  u.  s.  w.  —  An  Stelle  der  Originale  gebrauchte  man  am  Beiohs- 
hofe  auch  gehörig  beglaubigte  Abschriften  (vgl.  dazu  Strippelmana: 
Beweis  durch  Schrifturkunden  I.  379  fgg.)i  z*  B.  Sudendorf:  B.-L. 
III.  159:  der  kaiserliche  Notar  Johannes  Brasche  beurkundet,  dass  vor 
ihm  und  verschiedenen  Zeugen  der  Protonotar  des  Herzogs  Wilhelm  von 
Braanschweig  verlesen  habe:  litteram  Friderici  (II.)  imperatoris  eins  vera 
bulla  aurea  appensa  bullatam,  non  yiciatam,  non  cancellatam  nee  in  aliqna 
sui  parte  corruptam,  sed  omni  prorsus  vicio  et  suspicione  carenten, 
und  dass  er  ihn,  den  Aussteller  des  Zeugnisses  ersucht  habe:  ut  dictam 
litteram  de  verbo  ad  verbum  fidetiter  transscriberem  eiusque  serlem  seu 
copiam  in  pnblici  formam  redigerem  instmmenti,  coram  imperio  vel  alibi 
nbi  opus  fuerit  fidem  plenam  facientis,  und  ebendas.  S.  196:  der  Bischof 
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Dasjenige,  was  im  Gericht  geschieht,  wird  in  der  älteren 
Zeit  regelmässig  durch  Zeugen  bewiesen.  So  hatte  im  Jahre 
1101  der  Graf  Heinrich  von  Limburg  sich  verpflichtet,  ein  der 
Abtei  Prüm  entzogenes  Gut  der  letzteren  zu  restituiren,  nach- 
dem ein  Urtbeil  der  Fürsten  ihm  die  Verbindlichkeit  dazu  auf- 
erlegt hatte;  später  verweigerte  er  die  Herausgabe,  worauf  der 
König  ihn  vor  sein  Gericht  fordert:  ubi  —  eundem  Henricum 
in  presentia  nostra  iudicio  et  testimonio  principum,  quod  abbati 
predium,  quod  negaverat,  reddidit,  convicimus  ^).  Heinrich  V. 
bestätigt  1 108  die  Schenkung  eines  Gutes  durch  H.  von  Schauen- 
bnrg  an  das  Bisthum  Bamberg:  probavit  namque  —  idoneis 
testibns  coram  nobis  — ,  se  legitimo  testimonio  probasse  — coram 
gcnitore  nostro  —  et  principibus  — ^).  Urkunde  Rudolfs  von 
1280:  probavit  sententionaliter  et  testibus  fide  dignis  — ,  quod 
advocatiam  prius  ordine  iudiciario  obtinuit ').  Auch  wenn  über 
die  Vorgänge  im  Gericht  eine  Urkunde  ausgefertigt  worden,  ge- 
nügt die  Production  der  letzteren  selbst  dann  nicht,  wenn  die 
Aechtheit  derselben  nicht  angegriffen  ist ;  das  Urtheil  insbesondere 
wird  nicht  durch  den  Urtheilbrief  allein  bewiesen,  sondern  es 
müssen  Zeugen  gehört  werden: 

Sent.  de  bonis  mensae  episcop.  non  alienandis  1153:  — 
unde  iudicio  curiae  idem  Arnoldus  Col.  archiep.  legitimo  tes- 
timonio nobilium  virorum,  videlicet  — ,  in  nostro  conspectu  et 
principum  praesentia  comprolavit ,  praefatum  iudicium  se  coram 
Gonrado  R.  rege  tertio  Cojoniae  accepisse,  scilicet,  ut  .  .     Der 


▼on  Hjldeshelm  und  sieben  GeiBtliche  bezeugen,  dass  sie  die  in  der  eben 
mitgetbeilten  Stelle  erwähnte  Urkunde  Friedrichs  U.  gesehen  und  un- 
verletzt gefunden,  auch  auf  Bitten  des  Herzogs  Wilhelm  eine  Abschrift 
angefertigt  hätten :  prefatas  litteras  copiavimus  de  verbo  ad  verbum  et 
facta  per  nos  diligenti  coUatione  cum  originalibus  nichil  addendo  presenti 
transsumpto  vel  minuendo  quod  sensum  mutet  aut  intellectnm  variet  et 
quia  concordare  invenimus  presens  transsumptnm  sigillis  nostris  ex  oerta 
scientia  duzimns  muniendnm.  —  Am  Retchshofe  selbst  wurden  mehrfach 
Abschriften  von  Urkunden  beglaubigt  und  denselben  durch  Urtheil  die- 
selbe Glaubwürdigkeit  und  Beweiskraft  beigelegt,  die  den  Originalen  zu' 
kommen  könnte      Oben  S.  38  N.  2. 

>)  Beyer  I.  Nr.  403  S.  459. 

*;  Archiv  für  österr.  Geschichtsqnellen  VI.  295. 

*)  Mon.  Boica  XXVIII.  3.  415. 

17  * 
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Beweis  wird  durch  Urtheil  des  Reichshofes  für  genügend  er- 
achtet und  dem  entsprechend  bestätigt  Friedrich  I.  das  vor 
seinem  Vorgänger  im  Gericht  ergangene  Erkenntniss  ^).  — 

Urkunde  Heinrichs  von  1224:.  Berthold  Graf  von  Greifes- 
bach klagt  gegen  den  Erzbischof  von  Salzburg  wegen  Heraus- 
gabe einer  Burg.  Ad  quod  predictns  archiep.  —  respondendo 
proposuit,  quod  olim  apud  Augustam  coram  —  Philippo  —  rege 
—  presentibus  principibus  in  curia  sollempni  ab  eodem  comite 
in  eundem  modum  et  super  eodem  conventus  fuit  et  per  advo- 
catum  eiusdem  comitis  similia  omnino  proposita  fnerunt  conlra 
ipsum  et  demum  de  communi  et  concordi'  sententia  principum 
a  tali  petitione  comitis  fuit  dictante  iusticia  et  indicialiter  ab- 
solutus.  Quod  per  testes  omni  exceptione  maiorea  coram  nobis 
plenissime  comprobavü,  Unde  predictum  archiep.  reputamus  et 
denuntiamus  ab  impetitione  predicti  comitis  absolntum,  eidem 
comiti  super  bis  perpetuum  Silentium  imponentes*). — 

Urkunde  Heinrichs  von  1228:  ad  quod  episcopus  respondit, 
quod  eadem  domina  (die  Klägerin)  pro  eadem  causa  ipsum 
quandoque  coram  nobis  et  principibus  nostris  in  iudicio  con- 
venisse  et  tandcm  —  sentencia  principum  coram  nobis  in  indido 
a  iam  dictae  dominae  impeticione  absolutus  fuisset,  sicut  pro- 
bavit  litteris  testimonialibus  nostro  sigillo  et  aliorum  principum 
sigillis  sigillatis.  Deinde  sentenciatum  fuit  coram  nobis,  quod 
si  per  vivos  testes  posset  probare,  quod  in  iudicio  nostro  ab- 
solutus fuisset  sentencia  diffinitiva,  nos  dominae  silencinm  et 
suis  heredibus  indicere  deberemus  *). 

Während  also  von  der  ältesten  Zeit  gewisse  Arten  von 
öffentlichen  Urkunden  als  fQr  sich  allein  beweisend  angesehen 
werden,  genügt  zum  Beweise  dessen,  was  im  Gericht  geschehen 
ist,  das  Briefzeugniss  nicht*).  Die  Zeugen,  deren  Bekenntniss 
die  vorher  erwähnten  Urtheile  noch  erfordern,  sind  ohne  Frage 
solche,  welche   am   Gericht   auch  Theil  genommen  haben,   also 


*)  Legg.  II.  95. 

•)  HuilUrd-B.  II.  800. 

<)  RemliDg  I.  182,  Hui^a^d-B.  III.  372. 

^)  Spangenberg:  Urkandenbeweis  I.  296,  S trippelmaDo  I.  56, 
199,  II.  193,  Oesterley:  Notariat  I.  356,74,  Hanel  73  fg.,  Homeyer: 
Stadtbücher  S.  16,  Behretid:  Stendaler  UrtbeiUbuch  23  ig. 


Digitized  by  VjOOQIC 


J6£ 

Urtheiler  oder  Personen  ans  dem  Umstände;  die  Mitwirkung  des 
Richters  wird  nirgend  besonders  hervorgehoben^).  Von  welchen 
Bedingungen  die  Fähigkeit  abhängig  war,  zum  Gerichtszeugniss 
zugelassen  zu  werden,  und  unter  welchen  Voraussetzungen  letzteres 
Oberhaupt  statthaft  war,  darüber  ist  wiederum  nichts  Näheres 
bekannt.  Dass  die  Vorlegung  eines  Gerichtsbriefes,  auch  wenn 
die  Beweiskraft  desselben  noch  per  vivos  testes  ergänzt  werden 
musste,  für  die  Partei  dennoch  erhebliche  Vortheile  hatte,  ist 
bekannt  ^),  nur  heben  unsere  Quellen  dieselben  nicht  so  bestimmt 
hervor,  als  es  sonst  wohl  geschieht.  Je  höheren  Werth  man 
allmälig  dem  Urkundenb^weise  beilegte,  umso  mehr  musste  natür- 
lich auch  die  Bedeutung  der  gerichtlichen  Urkunden  steigen. 
Am  Reichshofe  insbesondere  gelten  seit  dem  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts Briefe,  die  unter  dem  Siegel  des  Richters,  sowie  Ur- 
kunden, welche  durch  einen  vom  Gericht  Beauftragten  über  die 
Ausführung  des  Auftrags  ausgestellt  sind,  für  sich  allein  als 
vollkommen  beweisend^),  und  dem  entsprechend  mussten  dann 
auch  Urtheilbriefe,  welche  in  unzweifelhaft  ächter  Ausfertigung 
producirt  wurden,  als  selbständige  Beweismittel  zugelassen 
werden.  Gleichwie  die  Ladung  einer  Partei  durch  den  vom 
Richter  ausgestellten  Ladebrief,  die  erfolgte  Anleite  durch  den 
schriftlichen  Bericht  des  Anleiters  bewiesen  wird,  so  auch  das 
ergangene  Urtheil  lediglich  durch  die  darüber  ausgestellte  Ur- 
kunde. Dies  zeigt  sich  namentlich  darin,  dass  seit  Beginn  des 
14.  Jahrhunderts  etwa  Urtheile  aller  Art,  mögen  sie  vor  dem 
Reichshofe  selbst  oder  vor  anderen  Gerichten  gefunden  worden 
sein,  ohne  weitere  Prüfung  bestätigt  werden,  wenn  das  Zustande- 
kommen derselben  nur  nachgewiesen  werden  kann  durch  einen 
„guten,  redlichen,  gerechten'*,   durch    „einen  ganzen,   gerechten, 


*)  Ueber  das  Gericbtszeagniss  im  Allgemeinen  vgl.  Planck  in  der 
Zeitflchr.  224  fgg.,  300  fgg.,  Sachsse  156  fgg-,  Homeyer:  Uichtsteig  475, 
Hänel  62  fgg.,  86  fgg.,  Langenbeck:  Beweisführung  451  fgg.,  von 
Bar  51  fgg.,  Kuhns  II.  516. 

*)  Darauf  weist  sehr  richtig  hin  Hänel  a.  a.  O.  74. 

*)  Vgl.  unten  die  Lehre  von  der  Ladung  und  vom  Exekutions ver- 
fahren, wo  die  Beweisstellen  mitgetheilt  sind.  Siehe  auch  Swsp.  L.  159, 
W.  140:  alle  rihtaer  mugen  wol  mit  rehte  insigel  ban.  diu  bant  craft 
über  diu  dinc.  diu  zu  ir  gerihte  horent.    Kaiserrecht  (Endemann)  II.  27. 
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unversehrten  brief  *  mit  dem  Sigel  des  betreffenden  Gerichts  ^). 
Denn  es  handelt  sich  bei  diesen  Bestätigungen,  wie  schon  frfiber 
bemerkt,  meist  nicht  etwa  nur  um  Beglaubigung  der  Urkunde, 
sondern  darum,  die  noch  fortdauernde  Rechtsbeständigkeit  des 
früher  gefundenen  ürtheils  oder  die  Rechtsverbindlichkeit  des- 
selben für  das  ganze  Reich  auszusprechen;  das  Urtheil  selbst, 
nicht  der  Gerichtsbrief  wird  confirmirt,  der  letztere  aber  beweist 
vollständig  das  gehörige  Znstandekommen  des  ersteren:  was 
früher  nur  durch  ein  Gerichtszeugniss  oder  durch  Brief  und 
Zeugen  bewiesen  werden  konnte,  beweist  jetzt  die  Urkunde  allein. 


IV- 

W  Das  Urtheilflnden. 

Ist  die  Verhandlung  soweit  vorgeschritten,  dass  über  einen 
einzelnen  zweifelhaftei;  Punkt  des  Verfahrens  oder  in  der  Sache 
selbst  entschieden  werden  soll,  so  fragt  der  Richter  aus  eigener 
Bewegung  in  den  geeigneten  Fällen,  sonst  auf  Antrag  der  Parteien 
das  Urtheil.  Letzteres  muss  auch  am  Reichshofe  immer  ab- 
gewartet werden,  wenn  es  sich  um  den  Vortheil  einer  Partei 
handelt  und  zwar  erbittet  dieselbe  das  Urtheil  vom  Richter^). 
Für  dieses  Ansuchen  Seitens  der  Parteien  haben  die  Quellen 
die  verschiedensten  Ausdrücke:  quaerere  schlechthin  oder  q.  sen- 
tentiam,  in  sent,  per  sent,  sententialiter  ^),  —  requirere  oder 
inquirere  sent.,  in  sent.,  per  sent.  *),  —  questionem  deponere 
oder  proponere*),  —  dari  petere  sent.  oder  petere  per  s.  dif- 
finiri  •),  —  postulare  s.  oder  sibi  postulavit  edici  super  eo 
oder  postulantes  ut  per  s.  vellemus  inquirere  "0,  —  rogavit  in- 

>)  Vgl.  die  oben  8.  38  nnd  39  nachgewiesenen  Urkunden. 

*)  Vgl.  Home y er:  Richtsteig  417. 

«)  Legg.  400,  195,  446,  455,  471. 

*)  Legg.  464,  186,  7,  373,  71. 

•)  Das.  140,  473. 

•)  Da».   145,  454. 

')  Das.  227,  250,  444. 
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qairere  laudam  super  hoc^),  —  ad  instaDtiam,  reqoisitioiiem, 
petitioncm  oder  ex  pet.  queri  fecimus^),  —  bat  uns  zu  fragen 
einer  urtheil,  an  einer  urtheil,  —  gerte  zu  ervahren  an  einer 
gemeiner  urtheil  n.  s.  w. ;  die  zuletzt  erwähnten  Formeln  kommen 
fast  regelmässig  in  den  deutschen  Urkunden  des  späteren  Mittel- 
alters vor*). 

Nach  dem  auch  am  Hofgericht  geltenden  Verhandlungsprincip 
ist  es  Sache  der  Partei,  die  Frage,  welche  den  Urtheilern  vor- 
gelegt werden  soll,  selbst  zu  stellen  und  dies  ist  ohne  Zweifel 
auch  stets  geschehen,  wenngleich  manche  Urtheile  der  von  den 
Parteien  gestellten  Fragen  nicht  besonders  gedenken.  Hinsicht- 
lich der  Fassung  der  Fragen  hatten  die  Parteien  dieselbe  Frei- 
heit der  Bewegung,  die  ihnen  nach  deutschem  Prozess  überhaupt 
zustand^);  sie  konnten  die  Fragen  thatsächlich  oder  rechtlich 
motiviren  ^),  brauchten  dies  aber  nicht  zu  thun,  wie  denn  z.  B. 
in  den  am  Reichshofe  gefundenen  Weisthümern  fast  niemals  einer 
solchen  Motivirung  erwähnt  wird;  die  j^rage  kann  ferner  alternativ 
gestellt  werden,  z.  B.  si  —  princeps  aut  episcopus  excommunicato 
cuicunqne  feudum  suum  quamdiu  in  excommunicatione  permanserit 
concedere  debeat  vel  negare^);  sie  kann  ganz  allgemein  lauten, 
z.  B.  der  Richter  fragt:  quid  modo  facturus  esset,  qaid  esset 
super  hoc  faciendum,  was  darauff  recht  were''),  oder  die  Partei 


1)  Kink:  cod.  Wang.  S.  53. 

*)  Legg.  412,  23,  6,  9,  333,  460,  2,  248. 

*)  Beispiele  bei  Harppreoht  I.  96,  103,  14,  20,  24  uod  ao  vielen 
andern  Stellen.  • 

«}  Vgl.  Homeyer:  Richtsteig  432,  33. 

*)  Vgl.  z.  B.  das  Hofgerichtsurtheil  von  1398  bei  Harppreoht  I. 
118.  Die  Machtboten  der  Stadt  Speier  bitten  ein  Urtheil  zn  fragen:  „sey 
demal  das  (dem  Gegner  und  ihnen)  ein  tag  beechieden  were  —  nnd  sie 
dastunden  und  ires  tages  und  rechten  wartende  weren  und  der  —  Qegner 

—  noch  jemand  von  seinen  wegen  da  were",  ob  sie  nicht  billig  aller  An<- 
spraohe  desselben  los  und  ledig  gesagt  werden  sollten.  —  Oder  Urtheil 
von  1361  in  den  Mon.  Zoll.  III.  418:  der  Burggraf  Friedrich  von  Nürn- 
berg bittet  ein  Urtheil  zu  fragen:  sint  demmal  sein  altfordern  die  freiheit 

—  herbracht  betten  bis  uf  diesen  beutigen  tag,  ob  man  im  und  seinen 
nachkomen  ioht  billig  dieselben  freiheit  bestetigen  solt.  Und  ähnlich  in 
vielen  andern  Urkunden. 

•)  Legg.  264,  H.-B.  U.  839. 

^  Ann.  Altah.   bei   Giesebrecht  ad  a.  974;   Urkunden   von    1230: 
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bittet  Urtheil:  was  ihr  zu  thun  im  Rechten  gebflhre,  was  anter 
den  von  ihr  angeführten  tbatsächlicben  Umständen  gegen  den 
Verklagten  geschehen  sollen,  s.  w.  ^), —  sie  kann  aber  auch  aaf 
einen  speciellen  Punkt  gerichtet  werden,  z.  B.  beim  Beweise: 
wer  beweisen  dürfe,  in  welcher  Frist,  durch  welches  bestimmte 
Beweismittel  dies  geschehen  solle  ^).  Endlich  war  man  auch  am 
Hofgericht  bemüht,  „das  Recht  «seiner  Sache  in  die  Gedanken 
des  Richters  und  der  Urtheiler  zu  bringen,''  das  heisst  die  Partei 
spricht  mit  der  Frage  zugleich  ans,  was  nach  ihrer  Ansicht  das 
Gericht  nunmehr  urtheilen  müsse,  sie  verbindet  mit  der  Frage 
einen  Antragt),  z.  B.  ob  ihr  ein  Urtheil,  Privilegium,  überhaupt 
eine  Urkunde  nicht  zu  bestätigen  ^),  ob  der  Gegner  nicht  in  eine 
bestimmte  Strafe  verfallen^),  ob  dem  Anfragenden  nicht  die  von 
der  andern  Partei  erwirkten  Massregeln  unschädlich  sein  sollen  *), 
und  ähnliches  mehr.  Ist  der  Gegner  anwesend  und  verantwortet 
er  die  Klage,  so  wird  er  mit  einer  Gegenfrage  schliessen  und 
in  diesem  Falle  wird  das  Urtheil  erst  gefragt,  wenn  beide  ge- 
sprochen haben,  tvischen  tvier  manne  rede;  eine  präcise  An- 
wendung dieser  prozessualischen  Regel  enthält  eine  Urkunde 
Friedricbs  I.  von  1184;  H.  comes  de  Tirol  —  rogavit:  ut  si 
in  sno  comitatu  sine  contradictione  castrum  edificare  posset  an 
non?  A.  electus  Trid.  sedis  e  contra  peciit:  postquam  predictus 
coUis  est  Situs  in  eo  comitatu,  qui  est  communis  inter  me  et 
predictum  comitem,  si  in  eo  absque  mea  voluntate  et  consensu 


Qaellen  z.  b.  u.  d.  Gesch.  V.  46,  von  1247  bei  Kluit  U.  2.  553  und 
von  1408  in  den  Mob.  Zoll.  VI.  Nr.  484  a.  a.  m. 

^)  Vgl.  z.  B.  die  Verhandlungen  des  Nürnberger  Reichstages  von  1274: 
legg.  400,  oder  die  Urkde  Mon.  Zoll.  VI,  393,  nach  welcher  Klager 
die  Frage  stellt,  wie  er  sich  gegen  Verklagte  und  ihre  Güter  zu  verhalten 
habe,  damit  er  recht  thäte  und  nicht  unrecht,  oder  Mencken  L  S.  450: 
der  Kläger  fragt,  da  Verklagter  das  Gericht  „geftohen",  was  darum  Recht 
wäre;  n.  a.  m. 

*)  So  nach  den  schon  früher  mitgetheilten  Urkunden  bei  £rhard  II. 
Nr.  542  und  Mon.  Boica  XXXI.  2.  245. 

*)  Homeyer:  Richtsteig  S.  432. 

^)  Beispiele:  Harpprecht  I.  103,  114,  25«  Senckenberg:  k.  h. 
6.  Beil.  S.  16,  108,  167,  Guden:  sylloge  649,  Mon.  Boica  XXVIIU 
2.  436,  Schmidt:  Urkdb  der  Sudt  Goettingen  S.  381. 

•)  Z.  B.  Mon.  Zoll.  VI.  381  fg. 

•)  Senckenberg:  k.  h.  G.  Beil.  S.  18,  M.  Zoll.  VI.  220,  398. 
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castram  edificare  possit  an  non  ?  super  qnam  interrogacionem 
—  Imperator  interrogavit,  quid  iaris  esset,  —  worauf  die  Sache 
zu  Gunsten  des  Bischofs  entschieden*  wird  ^). 

Die  von  der  Partei  gestellte  Frage  darf  der  Richter  nicht 
willkürlich  ändern;  die  Regel:  er  solle  nicht  na  sineme  mut- 
willen,  sondern  na  rechte  fragen  (Ssp.  I.  62  §  7,  vgl.  Homeyer: 
Richtsteig  417)  gilt  auch  fQr  ihn  und  es  ist  kein  Fall  hekannt, 
wo  eine  Verletzung  derselben  stattgefunden  hätte  oder  gerügt 
worden  wäre,  üebrigens  wiederholt  der  Richter  die  Frage  nicht, 
sondern  er  fordert  ein  Urtheil ,  was  auf  dieselbe  von  Rechts- 
wegen zu  erkennen;  die  am  häufigsten  vorkommende  Formel 
hierfür  ist  in  den  deutschen  Urkunden  des  Hofgerichts:  da 
fragten  wir  des  rechten,  —  was  recht  were,  —  was  sie  darum 
recht  daeuchte^).  Sehr  häufig  wird  des  Urtheilfragens  durch 
den  Richter  in  den  Urkunden  gar  nicht  erwähnt,  sondern  das 
Urtheil  unmittelbar  an  die  Frage  der  Partei  durch  eine  passende 
Formel  angeschlossen  ^). 

üeber  die  Pflicht  des  gefragten  Beisitzers,  ein  Urtheil  zu 
finden,  —  über  das  Mahnen  um  das  Urtheil,  —  über  die  Gründe, 
welche  jemand  vom  Urtheilfinden  befreien,  —  endlfch  über  die 
Strafe  dessen,  welcher  ungerechtfertigter  Weise  das  Finden  ver- 
weigert, geben  unsere  Quellen  keinen  Aufschluss.  Auch  das 
Vertagen  des  Urtheils,   wenn  keiner  der  Gefi'agten   dasselbe   zu 


>)  Eink:  cod.  Wang.  S.  53  fg.  Einen  andern  Fall,  in  dem  das 
Urtheilfragen  nach  Rede  und  Widerrede  recht  deutlich  hervortritt,  bei 
Harpprecht  I.  125. 

*)  Beispiele:  Harpprecht  1.97,  103/18,311,  Senckenberg:  k.  h. 
G.  Beil.  8.  16,  163  und  de  sig.  361,  Mencken  1,450,  hi8t.Nor.dipl. 
471,  Guden:  sylloge  649,  M.  Boica  XKYIII.  2.  436,  Mon.  Zoll.  III. 
S.  418,  IV.  70,  V.  122,  45,  and  sonst  sehr  häufig. 

s)  Vgl  z.  B.  legg.  367,  442,  43,  500  (per  sententiam  extitit  que- 
Bitum  et  obtentum),  140  (questiones  deposnit  — ,  de  quibus  sententia  hoc 
dictavit),  195,  294  (in  sententiam  quesivit,  —  super  quo  sententiatum  est), 
199  (s.  requisivit,  —  super  hoc  itaque  data  est  sent.),  400  (peciit  sen- 
tentialiter  dtffiniri  —  et  sententiatum  est),  472,  73  (ad  quaestionem  sie 
propositam,  taliter  est  responsum),  und  ähnliche  mehr.  In  deutschen 
Urkunden  wird  das  Urtheil  mit  der  Frage  sehr  häufig  durch  die  Formel: 
„das  ward  ihm  alles  ertheilet*'  verbunden,  z.  B.  Harpprecht  I.  114,21, 
IIL  496,  Mon.  Zoll.  V.  202,  4,  7,  46. 
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finden  vermag,  wird  nicht  erwähnt^);  wie  man  sich  etwa  in 
solchen  Fällen  zo  helfen  sachte,  zeigt  eine  Urkunde  des  Hof- 
richters Ernst  von  Schönberg  1398:  „Do  fragten  wir  die  rittere, 
die  bei  uns  an  den  rechten  sassen,  was  sie  recht  deachte.  Des 
wurden  sie  mit  uns  eintrechticlich  zu  rate,  uns  daromb  eins 
rechten  an  unsern  herrn  dem  kunige  und  an  sinen  retten,  die 
er  zu  der  zeit  bei  ihm  hatte,  zu  erfarnde.  Do  gingen  wir  mit 
zweyn  rittern  von  unserer  allerwegen  zu  stunde  von  dem  gerichte 
ftlr  unseren  herren  den  konige  und  leten  im  und  etlichen  seinen 
reten  die  sache  eigentlich  für,  wie  es  fQr  uns  mit  nrteyl  kämmen 
und  bracht  was,  und  worden  des  von  ime  und  seinen  reten  under- 
weiset,  als  uns  das  auch  selbs  rechte  dauchte  sein^  das  etc. 
Und  das  brachten  wir  also  zu  stunde  wieder  an  gerichte  für  die 
andern  ritterer,  die  mit  uns  und  wir  mit  in  daran  eintrechiig- 
liehen  sinde''  % 

Das  Urtheilfinden  heisst:  invenire,  respondere,  iudicare, 
cognoscere,  sententiari '),  häufiger  sententiam  dare,  dictare,  pro- 
nunciare,  edere,  promulgare,  ferre,  appellare,  proferre*),  in  den 
späteren  deutschen  Urkunden  regelmässig:  ertheilen,  mit  rechter 
urtheil  ertheilen  ^).     Die  Art  und  Weise,  wie  im  einzelnen  Falle 

>)  Zu  diesen  PonkteD  vgl.  Homeyer:  Richtateig  S.  507,  System 62d, 
Maurer  S.  234. 

*)  Harpprecht  I.  117. 

*)  Beyer  I.  247,  Trouiliat  I.  379,  89,  Calmet  11.  402,  Spon  il. 
24,  legg.  194,  254,  HuHlard-B.  11.  745,   818,   839,   Riedel  II.  9.  73. 

«)  Legg.  237,  48,  —  origg.  Gaelf.  III.  547,  H.-B.  VI.  53,  legg. 
569,  --  H.-B.  III.  445,— Erhard  11.  130,— legg.  250,  o  rigg.  GujBlf. 
III.  466,  Alsat.  diplom.  I.  237,  Ughelli  V.  292,  H.-B.  lY.  360,  ~ 
legg.  229,  31,  Spon  II.  30,  Lacomblet  I.  247.  Für  jeden  einselnea 
Ausdruck  liessen  sich  zahlreiche  andere  Zeugnisse  auffuhren. 

>)  Z.  B.  „Ertheilen''  allein:  Harpprecht  I.  96,  110,  11,  12,  13, 
14,  21,  25,  315,  hist.  Kor.  dipl.  529,  Senckenberg:  de  iud.  cam. 
hod.  110,  method.  iurispr.  150,  Mon.  Zoll.  V.  146,  VI.  398,  VII. 
291  n.  8.  w. ;  —  dann  „mit  rechter  urtheil  ertheilen^^:  Harpprecht  105, 
127,  Senckenberg:  k.  h.  6.  Beil.  S.  108,  Mon.  Zoll.  I.  509,  10,  VI. 
300,  302,  98,  401,  571,  n.  a.  m.;  —  endlich  „mit  gesamenter  urteil  er- 
theilen*': Harpprecht  100,  103,  7,  11,309,  Sndendorf:  B.-L.  III.  122, 
Mon.  Zoll.  III.  421,  444,  V.  202.  Mon.  Boica  XXVIII.  2.  429  and 
XXXIII.  2.90,  6uden:8ylloge649,  Würdtwein:  diplom.  Mag.  1. 480, 6, 
Archiv  f.  K«  osterr.  Qeschq.  VI.  175,  Zoepfl:  Alterthnmer  I.  377, 
und  sonst  in  Urkunden  jeder  Art  und  jedes  Zeitalters. 
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das  Urtheil  gefnnden  wurde,  war  wohl  aoch  am  Hofgericht  nach 
Lage  der  Umstände  verscbiedeD  ^).  Die  Formeln ,  welche  über 
das  Zustandekommen  des  Urtheils  berichten,  sind  unendlich 
mannigfaltig  und  lauten  meist  so  unbestimmt,  dass  sie  einen 
Schluss  auf  die  Einzelnheiten  des  Verfahrens  nicht  gestatten  ^}. 
Es  wird  bisweilen  erwähnt,   dass  die  Befragung  eines  Einzelnen 


^)  Vgl.  nameDÜich  Maarer  §  158. 

*)  Es  ist  unmöglich,  die  Fülle  dieser  Formeln  in  anderer  Weive  als 
etwa  nach  der  Zeitfolge  zu  grnppiren,  was  doch  wieder  nur  ein  sehr  be- 
schränktes Interesse  darbietet.  Ich  begnüge  mich  daher,  Einzelnes  hervor- 
zuheben. In  den  Urkunden  der  sächsischen  Kaiser  z.  B.  heisst  es:  iudi- 
catum  a  circumsedentibus  iuridicis,  *—  generali  iudicio  decretom  et  deter- 
minatom,  —  legali  iudicio  —  abbatum,  —  iudicio  optimatum  praedium  in 
nostrum  imperiale  ius  devenit  (Beyer  I.  247,50,83,  Lacomblet  I.  53); 

—  unter  den  fränkischen  Kaisern :  iudicatum  est  in  praesentia  nostra,  — 
in  nostra  nostrorumqne  fidelium  praes. /diffinitum  est,  —  communi  sen- 
tentia  oder  consilio  oder  oonsilio  et  iudicio  iudicatum  oder  diffinitum 
oder  statutum  est  (Moser  II.  Urkd.  S.  21,  28,  Lacomblet  104,  Mon. 
Boica  XXX.  1.  13);  —  unter  Friedrich  I. :  ex  sent.  oder  ex  iudicio 
principum  restituimus,  quassavimus,  dampnavimus,  litem  decidimus,  — 
sententia  principnm  obtinuit,  —  per  sent.  et  iudicium  principum  obtinuit, 

—  a  cunctis,  qui  aderant,  oder  in  curia  nostra  iudicatum  est,  —  talis 
lata  fuit  sent.,  —  a  principibus  curiae  nostrae  requisita  sententia  iadicatnm 
est,  —  per  sent.  ordine  iudiciario  promulgatäm,  —  iudiciali  principnm 
sententia  u.  s.  w.  (Mon.  Boica  XXIX.  1.  344,  51,  Als.  dipl.  I.  239, 
Sudendorf:  B.-L.  I.  S.  2,  M.  Boica  a.  a.  O.  382,  Lacomblet  I.  346, 
Trouillat  1.379,89,  M.  B.  1.  c.  438,  Als.  dipl.  237,  Wiener  Notizenbl. 
I.  148);  —  unter  Friedrich  II.:  talem  in  praes.  nostra  per  principes  et 
magnates  imperii  latam  esse  sent.,  —  talis  lata  oder  data  fuit  s.  et  a 
princ.  approbata,  —  iudicatum  manifeste,  omnibus  qui  in  iudicio  fuerant 
constituti  consentientibus ,  —  per  s.  princ.  revocavimus,  —  per  s.  est 
diffinitum,  —  per  s.  obtinuit,  —  sententiatum  a  nostris'  principibus,  — 
hanc  s.  curia  nostra  promulgavit  oder  appellavit  oder  dictavit  oder  dictante 
sent.  princ.  extitit  promulgatnm ;  —  sententialiter  duximus  irritandum, 
revocandum,  absolvendnm  u.  s.  w.  (Huillard-B.  I.  323,  406,  553,  80, 
683,  4,  713,  72,  73,  II.  76,  297,  IV.  356,  7,  60,  501,  7,  16,  764,  888, 
VI.  53,  708  und  an  andern  Stellen)  und  ähnlich  dann  auch  in  den  Ur- 
theilen  der  spätem  Zelten.  -  Ebenso  herrscht  in  den  deutschen  Urkunden 
eine  grosse  Mannigfaltigkeit  dieser  Formeln;  es  heisst:  der  Kläger  habe 
etwas  erfolgt  und  jerklagt  mit  Urtheil,  oder:  es  sei  ertheilt  worden  mit 
rechtem  Urtheil,  oder:  das  Recht  sei  ertheilt  worden,  oder:  die  Finder 
hätten  einbelliglich  zu  Recht  gesprochen,  oder:  sie  hätten  mit  gesammter 
oder  mit  der  Mehreren  Folge  ertheilet,  u.  s.  w. 
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oder  der  einzelnen  Beisitzer  überhaupt  nicht  stattfEuid,  sondern 
das  Urtheil  sofort  durch  einstimmigen  Zuruf  gefunden  wurde, 
z.  B.  acclamatum  est  ab  Omnibus,  iustas  esse  partes  episcopi, 
adversariornm  iniustas^),  oder:  Omnibus  nostris  fidelibus  idem 
iniustum  et  sacrilegum  acclamantibus  ^).  Im  Gegensatze  dazu 
wird  bisweilen  hervorgehoben,  dass  die  einzelnen  Beisitzer,  einer 
nach  dem  andern  um  seine  Ansicht  gefragt  worden  sei,  z.  B. 
a  singulis  principibus  —  veritatem  inquisivimus  —  et  per  com- 
munem  sententiam  invenimhs  ^).  Am  häufigsten  aber  wurde  das 
Urtheil  in  der  Weise  gefunden,  welche  im  sächsischen  Recht  als 
Verfahren  mit  vrage  und  vulbort^)  bekannt  ist.  Am  Hofgericht 
wurde  dasselbe  schon  im  10.  und  11.  Jahrhundert  angewendet, 
wie  zahlreiche  Zeugnisse  in  den  Urkunden  und  bei  den  Schrift- 
stellern ersehen  lassen,  z.  B.  953:  fideli  nostro  dnce  Con.  affir- 
mante,  querimoniam  iustam  esse;  —  1089:  principcs  —  Egbertum 
dampnaverunt;  nam  Sigefr.  —  Egbertum  ut  —  regni  bostem 
persequendum  iudicavit,  Henr.  autem  marchio  suique  aequales  — 
marchia  —  eundem  privari  debere  iudicaverunt;  —  1124:  hie 
Oudalricus  —  episc,  sub  obtentu  gratiae  et  fidelitatis  nostrae 
aromonitus,  —  iudicavit,  assentientibus  omnibus  aliis  episcopis 
ceterisque  principibus  collaudantibus  Idemque  iudicium  confir- 
mantibus;  —  1134:  iudicio  Ottonis  episc.  et  assensu  prineipam; 
—  1135;  placuit  —  a  Pag.  duce  —  iudicium  quaerere:  ipsc 
vero  —  abindicavit,  aliis  omnibus  per  nostram  inquisitionem 
assensum  praebentibus ;  —  1145:  quid  super  hac  re  nobis  esset 
faciendum  iudicio  principum  a  comite  H.  de  G.  sententiam  exr 
quisivimus;  —  1150:  primam  iudicii  sententiam  dedit  Burch. 
Argent.  episc,  quam  se^utus  est  — ;  1151:  iudicatum  —  a 
Marcw.  de  G.  et  a  nostra  curia;  —  1153:  inde  illustris  duz 
Bav.  —  a  nobis  commonitus  iudicavit  —  consequenter  iudicium 
approbantibus  multis  principibus;  —  aus  demselben  Jahre:  con- 

>)  Moser:  Osnabr.  Gesch.  Urkuoden  II.  S.  28,  Erhard:  cod.  dtpl. 
I.  S.  121. 

*)  Erhard  a.  a.  O.  S.  138. 

»)  Herrgott  II.  597. 

*)  Vgl.  Homeyer  Prolog  S.  16,  System  S.  620,  Richtsteig  S.  507, 
Maarer  a.  a.  O.  Nr.  2,  auch  Beseler  in  der  Zeitschrift  für  Rechts- 
geschichte II.  394. 
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sensu  et  consiKo  principum  et  nostra  anctoritate  a  Conr.  episc. 

—  talis  est  sententiapromnlgata;  —  1154:  adiudicante  H.  episc. 
et  coDsentientibns   qni  aderant  principibus;  —  1156:  Wladislao 

—  duce  —  sent  promnigante  et  ^mnibos  principibas  appro- 
bantibns;  —  1157:  ex  indicio  principum,  Alb.  marcbione  sen- 
tentiam  promnigante  et  ceteris  principibus  collandantibus,  ferner: 
sententiam  T.  marchio  —  approbantibus  et  confirmantibns  imperii 
nostri  principibns  edidit;  dann:  quam  sent.  a  vicedomino  Udalr. 
promulgatam,  consentientibus  Omnibus  principibus  duximns  ro- 
borandam;  endlich:  ex  iudicio  principum,  palatino  comite  U.  sent. 
proferente,  precepimns;  —  1162:  H.  episc.  —  sententiam  cum 
laudamento  et  assensu  communi  protulit;  —  1165:  imperialis 
nostra  curia,  H.  comite  —  s.  proferente  et  universo  principum 
ac  baronum  coetu  assistente  dictavit;  —  1106:  ut  in  sententiam 
Brix.  electi  consentirent,  qui  ad  interrogationem  imperatoris  pre> 
sente  curia  sententiam  depositionis  in  archiep.  dederat;  —  1174: 
prolata  est  s.  in  medium  a  fideli  H.  marcbione  et  ab  omnibus 
unanimiter  approbata;  —  1180:  deinde  precipit  Trev.  archiep. 
iitem  —  iudiciali  sententia  solvendo  dirimere,  —  huic  ceteri 
principum  consentientes;  —  1184:  Conr.  ep.  dedit  sent  ab  uni- 
versis  —  approbatam;  —  1188:  Bern,  dux  —  interrogatus  — 
tale  laudum  fecit,  —  Otto  marchio  interrog.  laudavit,  -^  comes 
H.  interrog.  laudavit;  —  1190:  dominus  rex  super  boc  sent.  a 
comite  Flandriae  requisivit,  qui  per  sent.  dixit  et  inde  principes 
habnit  seqnaces,  und :  sent.  iustam  protulit  Mon.  ep.  et  inde  alios 
omnes  seqnaces  habuit;  —  1214:  de  hoc  inquisitus  —  fidelis 
noster  C,  per  districtura  iidelitatis  s.  protulit  et  firmavit  — , 
quam  s.  per  subsecutionem  totius  curie  confirmatam,  ratam 
habentes;  —  1218:  —  archiepiscopus ,  super  hoc  a  nobis  re- 
quisitus,  per  sent.  indixit,  —  facta  igitur  secnndum  iuris  ordinem 
inquisitione  per  singulos,  qui  aderant,  sent.  archiep.  per  sub- 
secutionem proclamata  et  confirmata;  —  1225:  rex  autem  — 
sententiam  a  nobili  G.  sciscitatus  est,  —  dictavit  s.  in  hunc 
modum^);  —  und  ähnlich  noch  in  zahlreichen  anderen  Urkunden 

»)  Beyer  I.  256;  —  Mieri«  1.73;  —  Trouillat  I.  243;  —  Weock 
[I.  Nr.  86;  —  Ficker:  acta  sei.  75;  —  Boka  165;  —  Erhard  U. 
Nr.  259;  —  Mon.  Boioa  XXtX,  1.  305;  —  legg.  95;  —  Ughelli 
V.  292}  —  M.  Boica  Xt.   165;   —   legg.  100;  —  origg.  Gaelf.  III. 
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des  13.  Jahrhunderts.  In  der  späteren  Zeit  wird  meist  nnr 
gesagt,  auf  die  Frage  sei  ertheilt  worden  „mit  gemeiner  Folge  — 
entsprechend  dem  consensus,  der  sabsecutio,  dem  approbare  in 
den  lateinischen  Urkunden  —  und  urtail  ^)",  aber  in  wichtige- 
ren Fällen  wird  doch  noch  der  Name  desjenigen  genannt,  auf 
den  das  Urtheil  gestellt  war,  z.B.  1417  in  dem  Prozesse  gegen 
die  Landgrafen  von  Hessen  wegen  des  Busecker  Thaies:  „das 
urtheil  setzten  wir  zu  dem  hochgepornen  fürsten,  herrn  B.  marck- 
greven  zu  Baden;  der  beredt  sich  den  andern  fürsten  und  gra- 
ven  und  sprach  der  mere  teil  zum  rechten^). 

Die  aus  dem  sächsischen  Prozess  bekannte  Sitte,   dass  der 
um   ein  Urtheil   Gefragte  sich   zum  Finden   ein  Gespräch  erbat 
(Richtsteig  Lehnrecht   9  §  1 :  —   so  nerae  de  man  gespreke  eft 
he  wil)    und   dass   die  Urtheiler  überhaupt  ausserhalb  des  Ge- 
richts eine  Berathung  halten  durften  (Richtsteig  Landrecht  c.4, 
c.  50  §  5;  —  mit  dem   ordel  utgan)   war,    wie  an  andern  Ge- 
richten'),  so  auch  am  Reichshofe  schon   sehr    früh   in  Uebung 
und   zwar  sowohl   dann,  wenn   die  Frage  an   alle  Beisitzer  ge- 
richtet war,  als  auch  dann,   wenn  das  Urtheil  mit  Folge  gefan- 
den wurde.  Zeugnisse  finden  sich  aus  den  verschiedensten  Zeiten 
in  grosser  Fülle;  1129:  regni  primatibus  —  ut  super  hac  re  in- 
dicium  mihi   darent,   commonuimus:    communicato  illi  inter  se 
consilio,  scabinorum  illorum  (der  Schöffen  zu  Lüttich)  abiudica- 
yerunt  iudicium;  —  1145:  ille   vero    communicato  tarn  princi- 
pum  quam  aliorum  —  consilio  iudicavit; —  1162:  communicato 


466;  —  Erhard  11.  130;  —  M.-B.  XXIX.  1.  336;  —  legg.  104;  - 
Spon.II.  30;  —  Ficker  116;  —  chron.  Magni  presb.  S.  S.  XVII. 
498; —  legg.  145;  —  ann.  Ottenb.  min.  S.  S.  XVn.  310;  —  Fi- 
cker 141;  —  Kink:  cod.  Wang.  80;  —  Gislebert  bei  Bouqaet 
XVIII.  404  und  410;  —  legg.  225,  30;  —  ann.  Keinhardbr.  bei 
Wegele  183.     Vgl.  noch  legg.  141,  86,  7,  230,  84,  301,  66,  71. 

^)  Beispiele  aus  dem  14.  und  15.  Jahrhundert  finden  sich  bei  Seo- 
ckenberg:  de  ind.  cam.  hod,  109,  10,  de  sig.  361,  k.  h.  6.  Beil.  S.  16, 
163,  histrKor.  dipl.  471,  Herrgott  H.  741,  M.  B.  XXVIII.  2.  436, 
Harpprecht  t.  114,  121,  Mon.  Zoll.  IV.  70,  V.  122,  45,  203,4,7. 
46,  VI.  220,  98  und  sonst  in   fast  allen  Urtheilen  ans  diesem  Zeitraum. 

*)  Estor:  origg.  iur.  publ.  Hass.  324;  Tgl.  Bd.  (.  307  fgg. 

*;  Vgl.  Homeyer:  Richtsteig  S.  507,  System  S.  632,  Maoreriw 
a.  O.  192,  230,  82. 
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consilio  cum  —  principibus  —  sententiam  protölit;  —  1170: 
habito  nniversornm  principam  —  consilio  generalem  —  sent. 
protQÜt;  —  1180:  communic.  princ.  consilio  adiadicavit  ^) ;  u. 
s.  w.  Die  deutschen  Urkunden  haben  für  diese  Berathung  wie 
die  sächsischen  Rechtsbücher  den  Ausdruck:  Gespräche;  z.  B. 
1353:  und  besprachen  uns  und  kamen  wieder  für  gericht;  — 
1407  und  8:  do  fragten  wir  die  herren  und  ritter,  die  bei  uns 
an  dem  rechten  sassen,  was  darauf  recht  were;  die  stunden  uff 
mit  laube  und  hatten  ein  gespreche  und  quamen  wider  fOr  uns 
und  alsbald  als  wyr  sie  maneten,  was  sie  recht  duchte  nach  der 
Torgen.  klage  und  furlegung,  —  do  sprachen  sy  alle  einheilig- 
lich;  —  1417:  ertheilten,  als  sie  daranff  wole  versprochen  und 
underredt  betten  und  widder  vor  uns  kommen  weren  und  wyr 
sye  des  urteile  maneten:  —  1418:  do  fragten  wir  aber  die  her- 
ren und  ritter  des  rechten,  die  nahmen  aber  mit  laube  ein  ge* 
spreche  und  als  sie  wieder  in  das  gericht  gesessen  waren  und 
wir  sie  urtheil  zu  sprechen  gemahnt  hatten,  do  sprachen  sie 
alle  einhelliglichen  für  recht;  —  1430:  die  namen  in  darumb 
ein  gespreche  und  erteilten  darnach  mit  der  merern  volge  und 
urteil  zum  rechten  also;  —  1434:  und  nahmen  ihn  die  graffen 
und  ritter  ein  gespreche  und  ertheilten  darnach  alle  einhellig- 
lich^).     Die  Urkunden   scheinen    zugleich    darauf  iiinzuweisen, 


>)  Calmet  II.  prenves  292;~Beka  ond  Heda  165;  —  Sponll. 
30;  —  legg.  141;  ~  aon.  Ottenb.  min.  XVII.  316.  Die  Historiker 
erwähnen  überhaupt  nicht  selten  solcher  Berathangen  vor  Entscheidung 
wichtiger  Fragen.  Aaf  der  grossen  Fürstenversammlang  zu  Wirzburg 
im  Jahre  1209  begehrte  Konig  Otto  von  den  anwesenden  geistlichen  und 
weltlichen  Grossen  eine  Recbtsbelehrung,  ob  es  statthaft  sei,  dass  er  sich  mit 
seiner  Verwandten  Beatrix,  der  Tochter  des  ermordeten  Königs  Philipp,  reV" 
mahle ;  es  fand  ein  Ges^träche  statt,  worauf  Leopold  von  Oesterreich  im 
Namen  der  Porsten  (posuerant  aotem  verba  in  ore  Luppoldi)  die  Ehe  für  zu- 
lässig erklärte  (Arnold  Lubec.  VII.  c.  19).  Und  als  1310  Heinrich 
von  Kärnthen  der  böhmischen  Krone  verlustig  erklärt  wurde,  hielten  die 
Fürsten  ebenfalls  eine  Vor  berathung:  previo  igitur  interlocutionis  consilio 
responderunt  prinetpes  regi  (chron.  aulae  regiae  bei  Dobner  V.  210). 

»)  Harpprecht  I.  100^  I2ö;  —  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  276  und  484; 
—  Estor:  origg.  inr.  Hass.  S.  323;  —  Harpprecht  I.  311;  — 
Senckenberg:  k.  h.  G.  S.  167;  ^  Mon.  Boica  XXVIII.  2.  442. 
Ich  halte  die  Anführung  weiterer,  in  grosser  Zahl  vorhandener  Zeug- 
nisse nicht  für  erforderlich. 


Digitized  by 


Google 


272 

dass,  wenn  die  Urtheiler  in  das  Gericht  zarflckkehrten ,  nicht 
mehr  eine  Umfrage  bei  den  Einzelnen  stattfand,  sondern  Ton 
einem  derselben  der  durch  die  Berathung  festgestellte  Sprach 
als  Urtheil  verkündet  wurde. 

Das  Urtheil  ist  ordnungsm&ssig  zu  Stande  gekommen,  wenn 
es  die  „gemeine"  oder  „der  mereren  folge**  gefunden  hat^). 
£iner  Zustimmung  des  Umstandes  wird  in  den  Urkunden  der 
Hofrichter  gar  nicht,  in  denen  der  Könige  selbst  häufiger  neben 
dem  Finden  und  der  Folge  gedacht^):  z.  B.  1223:  assidentibas 
et  assentientibus  hiis  principibus,  —  astantibus  autem  et  eidem 
sententiae  acclamantibus ,  oder  1293:  a  curie  nostre  proceribos 
cxtitit  finaliter  difinitum  et  ab  astantibus  approbatnm ').  Zur 
Gültigkeit  des  Urtheils  war  jedenfalls  diese  Acclamation  des 
etwa  anwesenden  Umstandes  nicht  erforderlich,  nur  darf  man 
nicht  übersehen,  dass  bisweilen  grade  die  astantes  als  Finder 
des  Urtheils  fungirten,  in  welchen  Fällen  es  dann  wesentlich 
auf  die  subsecutio,  den  consensus,  das  approbare  aus  ihrer  Mitte 
ankam  ^). 

In  Beziehung  auf  die  rechtliche  Wirksamkeit  machte  es  be- 
kanntlich keinen  Unterschied,  ob  alle  zum  Urtheil  Berufenen 
oder  nur  die  Mehrheit  derselben  dem  Urtheil  zugestimmt  hatten. 
Sprachlich  bezeichnete  man  ein  einstimmig  zu  Staude  gekom- 
menes Urtheil  als  iudicium  generale,  —  concors,  — commune,— 
iudicio  noD  dispari,  pari  forma  ^),  oder  als  sententia  generalis,  — 


^)  DerAosdrnck  6ndet  sich  s.  B.  bei  Estor:  origg.  iaris  pobl.  Haas. 
S.  322,  Mi  DO  toi  i:  Friedrich  I.  S.  222  (mit  der  mereren  meynang,  folge 
und  urteyl),  Senckeoberg:  k.  h.  G.  Beil.  S.  167,  Materialien  s. 
öaterr.  Gesch.  I.  144. 

*)  Dies  erklart  sich  daraas,  dass  sich,  wenn  der  König  selbst  auf 
grösseren  Hof-  oder  auf  Reichstagen  Recht  sprach,  wohl  regelmässig 
ausser  den  Parteien  und  den  zum  Urtheil  Berufenen  noch  eine  grösstre 
Zahl  Unhetheiligter  zum  Gerichte  einfand,  während  jcu  den  Verhandlno* 
gen  vor  dem  Hofricbter  meist  Niemand  ausser  den  Parteien,  ihren  Vsr» 
tretern  und  den  Urtheilem  erschien.  Wissen  wir  ja  doch,  wie  schwer 
es  oft  fiel,  selbst   nur  die  letzteren   in  hinreichender  Zahl  an  Tereinigea. 

*)  Legg.  250,  46Ö. 

^}  So  z.  B.  nach  den  Urtheilen  legg.  435,  39,  49,  71. 

*)  Beispiele:  Beyer  i.  260,—  Herrgott  U.  154,  —  Mon.  Bolca 
XXXIII.  1.  13,  —  legg.  403. 
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commanis,  —  univeMalis,  —  vulgaris,  —  Concors  ^),  dentsch  als  : 
gemein  orteii  oder  umschreibend:  mit  gemeiner  folge,  einbel- 
liglich  erteilt^).  Dagegen  weist  der  Aasdrock  „gesament  nrteir*, 
welcher  in  den  verschiedensten  Formen  (gesaroint,  gesammt,  ge- 
sambt,  gesampt  u.  a.)  vorkömmt,  nicht  noth wendig  anf  Einstim- 
migkeit der  Urtheilfinder  hin.  Denn  das  mittelhochdeatsche 
samene  (anch  besamene  und  gesamene,  sammen,  samnen,  samen), 
abd.  samanön,  bedeatet  flberhanpt  sammeln,  vereinigen,  congre- 
gare,  colligere,  so  dass  ein  gesament  urteil  jedes  genannt  werden 
kann,  welches  durch  Umfrage  und  Sammeln  der  Stimmen  zu 
Stande  gekommen  ist').  Insbesondere  ist  darauf  hinzuweisen, 
dass  der  Ausdruck  „gesamint  urteir'  sich  nicht  nur  auf  senten- 
tias  contradictorio  inditio  obtentas  bezieht^),  sondern  dass  der- 
selbe auch  in  Gontumacialurtheilen,  namentlich  in  Achtbriefen  '}, 
sehr  häufig  gebraucht  wird. 

Das  gebilligte  ürthell  wird  durch  den  Richter  verkündigt. 
Wie  diesem  nach  deutschem  Prozessrecht  überhaupt  nicht  zu- 
stand, ein  gefundenes  Urtheil  zu  schelten  und  ein  besseres  zu 
finden,  so  wird  auch  in  den  Quellen  für  den  Prozess  des  Hof- 
gerichts niemals  .  einer  hierauf  gerichteten  Thätigkeit  des  Rich- 
ters gedacht;  auch  findet  sich  nicht  erwähnt,  dass  ihm  die  Be- 
fugniss  zugestanden  hätte,  die  Urtheiler  zu  einer  nochmaligen 
Besprechung,  zur  Findung  eines  bessern  Urtbeils  zu  mahnen*). 
Sehr  häufig  ist  es  dagegen,  dass  der  RichW  das  Urtheil  be- 
stätigt und  zwar  sowohl  dann,  wenn  es  sich  um  Weisthttmer  des 


^)  So  legg.  141,-HBrpp.  I.  95,  —  legg.  406,  13,  22',  26,  60,  64, 
72.  500,  —  legg.  140,  —  H.-B.  III.  350,  —  legg.  462,  63,  66. 

>)  Z.  B.  legg.  465,  68,  79,  Harpprecht  I.  103,  114,  162,  Mon. 
Zoll.  III.  194,  V.  201,  VI.  391,  VII.  286,  vgl.  S.  271  N.  2. 

*)  Graff  VI.  38,  Benecke-Möller  II.  248. 

*)  Zn  dieser  Ansicht  konnte  der  lateinische  Text  des  Mainzer  Land- 
friedens verleiten:  scribet  —  sententias  coram  nobis  —  inventas,  mazime 
contradictorio  inditio  optentas,  qne  vulgo  dicuntux  g.  n.  Die  deutschen  Texte 
(oben  S.  200  fg.)  lassen  die  Beziehung  auf  das  contradictorische  Ver- 
handeln ganz  aus:  alle  die  urteil,  die  vor  uns  gesamnet  (oder  gesament, 
gesant,  gesamt)  werden,  und  schliessen  sich  so  ganz  an  die  im  Text 
erwähnte  Bedeutung  des  Wortes  samenen  an. 

*)  So  s.  B.  in  der  sent.  proscriptionis  legg.  497. 

*)  Vgl  hierzu  Homeyer:  Richtsteig  S.  417. 
FnnUiD,  Reichshofgericbt.  U.  18 
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Reichshofes  handelt,  als  auch  bei  EotscheidiiBg  eonereter  Beehto- 
fälle;  aber  nothwendig  war  diese  aosdrflckliche  Coofirmatien 
nicht  und  sie  wird  namentlich  in  den  zoletzt  erw&hnten  Fflllen 
regelmässig  dadurch  ersetzt,  dass  der  Richter  sofort  gebietet 
was  in  Gemässheit  des  Urtheils  geschehen  solle:  er  ordnet  also 
z.  B.  bei  Zwtschenurtheiien  die  vom  Gericht '  beschlossene  La- 
dung der  Parteien,  die  Erhebung  des  Beweises  an,  —  er  ver- 
fügt die  Vollstreckung  der  Exekution,  wenn  das  Urtfaeü  dies  be- 
stimmte, —  er  erlässt,  in  geeigneten  F&llen  unter  Androhung 
von  Strafen,  die  nöthigen  Befehle,  sich  dem,  was  Rechtens  er- 
kannt worden,  zu  unterwerfen,  oder  führt  selbst  aus,  was  ihm 
nach  dem  Spruche  des  Gerichts  zu  thun  obliegt^).  Dass  die 
von  den  Hofrichtern  gefiindenen  Urtheile  nachträglich  vom  König 
hätten  bestätigt  werden  müssen  oder  regelmässig  bestätigt  wur- 
den^ ist  unrichtig:  es  sind  seltene  Ausnahmen,  wenn  eine  solche 
Confirmation  erfolgte^). 

Die  hohe   Bedeutung  der  schriftlichen  Aufzeichnung  eines 


^)  Man  vergleiche  z.  B.  folgende  Urknnden  ans  der  Zeit  Friedrichs  I. 
Tryaillat  I.  343:  entsprechend  dem  Urtbeil  restitairt  der  KOnig  sofoH 
dem  Bistb'am  Basel  eine  Borg  und  verbietet  jede  Verletxong  der  Rechte 
des  Stifts  bei  hober  Geldbasse;  M.  Boica  XXIX.  1.  336:  sententtam — 
ducimus  confirmandam ;  Lacombiet  I.  346:  hanc  itaqne  sententiaai 
legitime  promnigatam  ^olentes  habere  ratam  et  invioiatam,  —  preeipiiBut, 
nt  nuUus  omnino  se  tenori  bains  sententie  presomat  opponere  vel  ipsaoi 
aliqao  modo  contendat  violare;  Zerleder  L  46:  ex  ittdicio  prineipooi  — 
eandem  advocatiam  qaassavimns ;  Mon.  Boica  a.  a.  O.  351:  stotoisias 
igitnr  et  aoctoritate  imperiali  firmiter  precipimas,  ut  nutU  —  persona— 
Babenberg. "  ecciesiam  in  eiosraodi  iusticia  sua  —  ulterias  infesure  aot 
inquietare  presumat  (Strafe  100  Pfd.  Goldes);  Urkdb.  ob  der  Eniif  U. 
372:  per  sententiam  —  eandem  stralam  inhiberaas;  Dunod  L  prenves 
LIII:  habito  consilio  —  ordiaamns;  Guden  sylloge  458:  per  seot  *~ 
restituimus;  Ug  belli  V.  292:  quam  sententiam  regia  aoctoritate  landa- 
vimus  et  confirmavimns ;  Spon  II.  30:  ex  iodicio  •*  donaiionem  penitns 
cassavimos. 

*)  Vgl.  z.  B.  die  Urkunden  von  1835  bei  Senckenberg:  de  iod. 
cam.  hod.  S.  63,  sowie  die  sent.  de  iore  communitatom  von  1291:  legg. 
457.  im  ersteren  Falle  erlasst  der  König  nor  die  passend  erscheinenden 
Gebote  und  Verbote,  im  letzteren  erfolgt  die  Confirmation  wohl  weg«B 
der  grossen  principiellen  Wichtigkeit  der  gefassten  Beschlösse.  —  Kine 
andere  als  die  im  Text  ansgesprochene  Ansicht  hat  Zoepfl:  Bg.  §  126 
N.  100. 
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RechUpraches  wird  in  den  Weisthamern  sowohl  als  in  andern 
Urtheilen  sehr  oft  anerkannt  0.  Eine  Eintragung  in  die  Ge- 
richtsbücher  findet  sich  aber  erst  im  13.  Jahrhondert  angeord- 
net und  zwar  anfänglich  nur  in  beschränktem  Umfange.  Viel 
frflher  war  es,  wie  die  noch  vorhandenen  Gerichtsbriefe  alier 
Zeiten  beweisen,  Sitte,  zum  Zeugniss  Aber  das  stattgehabte  Ver- 
fahren und  Aber  den  gefundenen  Rechtsprnch  Urkunden  auszu- 
fertigen. Allein  diese  Ausfertigung  geschah  auch  am  Hofgericht 
nur  auf  Antrag  und  im  Interesse  der  Parteien^);  es  ist  kein 
Beispiel  bekannt,  dass  sie  verweigert  wurde,  wenn  man  sie  be- 
gehrte, aber  sie  war,  was  keiner  AusfQhrung  bedarf,  weder  noth- 
wendig  zur  Gültigkeit  des  Verfahrens,  noch  erfolgte  sie  regel- 
mässig, was  sich  unter  anderm  daraus  ersehen  lässt,  dass  nicht 
selten  der  Gerichtsbrief  erst  lange  nach  der  Verkündigung  des 
Urtheils  ausgefertigt  wird '),  sowie  daraus,  dass  h&nfig  das  Urtheil 
nicht  durch  das  Gericht,  sondern  durch  dritte  Personen  beur- 
kundet^ .wird^).     Die  Urtheilbriefe    der  Alteren   Zeit  enthalten. 


^)  Beispiele  bietet  jedes  UrkandeDbueh  und  jede  Formelsammlung 
in  Fälle.  Dass  die  schriftliche  Ansfertigong  der  Urtbeile  haapuäcblich 
im  Interesse  der  Parteien  erfolge,  wird  oft  gesagt,  z.  B.  IISS:  ea  qoae 
indicio  —  sententionata  fuerint  — ,  dignnm  dncimns  —  scripto  confir- 
mare,  petentibos  his,  qaorum  interest,  inviolata  conservari  (Harenberg: 
Gandersheim  129). 

*)  Vgl.  hiersa  Maurer  §  143  S.  198  fgg. 

*)  Eins  der  bekanntesten  Beispiele  ist  die  sent,  de  bonis  mensae 
episo.  nou  alienandis  von  1153:  legg.  II.  94.  Ein  anderes  von  1157  in 
den  Mon.  Boica  XXIX.  1.  336:  testes,  qni  Eadisponae  in  prokUume 
sententiae  praesentes  foernnt,  sunt  hii  — ;  qni  Tero  Ulmae ,  ubi  factum 
est  hae  privüegium^  presentes  erant,  sunt.  —  Ein  drittes  bietet  das  Ur- 
theil über  die  gaugräflichen  Rechte  im  Rangau  (a.  a.  O.  S.  351)  dar, 
welches  auf  einem  Tage  zu  Bamberg  gefunden  wurde ;  erst  zwei  Jahre 
nach  der  Verkündigung  wurde  dasselbe  schriftlich  ausgefertigt,  weil  der 
Bischof  von  B.  gebeten  hatte:  ut  scripta  mandari  preciperemus  senteu- 
tiam,  ne  forte  processn  temporis  memorie  excideret  ant  minus  autoritatis 
baberet. 

«)  Hnillard-B.  III.  419  Nr.  III.  und  IV:  der  Bischof  voii  Bam- 
berg  und  mehrere  Reichsministerialen  bezeugen  mehrere  zu  Gunsten  der 
Aebtissin  von  Nivelle  ergangene  Entscheidungen  (noverint  —  quod  nos 
presentes  fuimus  in  aula  cegali,  ubi  H.  res  —  per  iudicium  revocavit  n. 
s.  w);  -~  Kopp.  III.  2.  407  (oben  Bd.  L  165):  mehrere  Bischöfe  nnd 
Grafen    beurkunden,    dass    dem  Grafen   von    Hennegan  die  Grafschaften 
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wenn  man  von  den  aasschmackenden  onwesentlichen  Formeln 
absieht ,  meist  —  mit  äusserst  schätzbaren  Aasnahmen  jedoch  — 
nur  die  getroffene  Entscheidung,  während  die  der  späteren  Zeit 
doch  mehr  oder  minder  ausführlich  Aber  die  vorhergegangenen 
Verhandlungen  berichten,  was  mit  der  fraher  (S.  198  fg.)  geschil- 
derten Entwickelung  des  Verfahrens  im  Zusammenhange  steht. 
Der  Urkunde  sind  die  Namen  der  Zeugen,  aller  oder  nur  einiger 
beigefügt,  bald  mit  der  allgemeinen  Angabe:  huius  rei  testes 
sunt  oder  testes  qui  interfuerunt,  —  bald  mit  der  Angabe,  sie 
seien  bei  dem  Zustandekommen  des  Urtheils  (der  prolatio)  oder 
bei  der  Bestätigung  der  Urkunde  (confirmatio)  zugegen  gewe- 
sen, —  bald  endlich  in  der  Weise,  dass  die  beiden  zuletzt  er- 
wähnten Klassen  von  Zeugen  unterschieden  werden  ^).  Der  Name 
des  Schreibers  der  Urkunde  wird  bis  zum  14.  Jahrhundert  gar 
nicht  genannt,  seit  dieser  Zeit  aber  sind  die  Urtheilsbriefe  zwar 
durchaus  nicht  regelmässig,  aber  doch  häufig  vom  Hofgerichts- 
schreiber unterzeichnet');  dass  über  die  Gerichtsverhandlungen 
und  insbesondere  über  die  Verkündigung  des  Urtheils  auf  Ver- 
anlassung der  Parteien  Urkunden*  von  durch  letztere  hinzuge- 
zogenen Notaren  aufgenommen  wurden,  finde  ich  erst  im  15. 
Jahrhundert  erwähnt').     Die  Ausfertigung  der  Urtheilsbriefe  ge- 

Holland  und  Seeland  aberkannt  und  er  selbst  in  die  Reichsacht  erklärt 
worden  sei);—- Wiener  Sitzungsberichte  XIV.  182,3  (die Ersbitcböfe 
▼on  Mainz  und  Trier  bekunden  mehrere  gegen  Otto  Von  Burgnnd  er- 
gangene Spruche);  -—Kopp  a.  a.  O.  415  (Ulricus  inferioris  Alsatiae 
lantgra?ins  bezeugt  eine  1307  zu  Gunsten  AlbrechU  I.  ergangene  Ent- 
scheidung; Tgl.  Bd.I.  174);  —  Abbandlungen  einer  PriTatgesell- 
schaft  in  Böhmen  III  (1777)  S.  89,  90  (der  Ersbiscbof  von  Mains 
beurkundet  1310  einen  vor  Heinrich  VII.  ergangenen  Spruch  gegen  Hein- 
rich von  K&rntheu). 

>)  Beispiele:  legg.  165,  86,  95,  225,  54,  7,  78,  83,  94,  444,  55,  56, 
—  prolationi,  requisitioni  interfuerunt,  per  quos  eadem  sent.  exüt  pro- 
mulgata:  249,  403,  12,  —  Mon.  Boica  XXIX.  1.  336. 

*)  Sudendorf:  B.-L.  III.  120,  Harpprecht  I.  106,  7fg.,  15,  2 j, 
8,  315,  Mon.  Boica  XXVIII.  2.  437,  Heineccins:  antiqq.  Gosl.  371, 
Senckenberg:  de  indicio  cam.  bod.  104,  5,  13,  16,  method.  149,  fc. 
b.  G.  163  u.  a.  m. 

*)  Vgl.  die  Urkunden  von  1424  bei  Lndewig:  reliqq.  mscpt.  XI. 
483  (der  NoUr  P.  Hetteler  bekundet,  er  sei  bei  der  difftnitio  et  proUtio 
sententiae    In  Sachen    des   Erzbischofs    von   Magdeburg  gegen  die  Sudt 
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schiebt  unter  dem  Sigel  des  Königs  oder  des  Hofgerichts,  doch 
sind  viele  Urkunden  nnr  in  der  Gestalt  erbalten,  dass  sie 
weder  der  Besigelung  noch  der  Zuziehung  von  Zeugen  ge- 
denken ^). 

Was  insbesondere  das  Znstandekommen  der  Wcisthflmer 
des  Reichsbofes  anbetrifft, -so  ist  darüber  noch  Folgendes  zu  be- 
merken.  Sind  mehrere  Rechtsfragen  zur  Entscheidung  gestellt, 
'80  wird  Ober  jede  einzeln  Urtheil  gefragt  und  gefunden,  wenn 
ancfa  nachher  Aber  alle  Urtbeile  nur  eine  einzige  Urkunde  aus- 
gefertigt  wird').  Auf  wessen  Antrag  die  Frage  zum  Urtheil  ge- 
stellt wurde,  ist  in  der  Regel  ausdrücklich  angegeben  ')  und  nur 
in  verbältnissmässig  wenigen  Fällen  fehlt  diese  Bezeicbnnng^). 
Die  Urtheilfindung  erfolgt  ganz  in  der  vorher  beschriebenen 
Weise.  Meistens  enthalten  die  Urkunden  die  Fragen  und  das 
UrtheiP),  doch  findet  sich  auch  eine  grosse  Anzahl  solcher, 
welche  nur  das  letztere  mittheilen*).  Wenn  das  erstere  der 
Fall  ist,  bemerkt  man,  dass  das  Urtheil  meist  nur  eine  Wieder- 
holang  der  Frage  ist,  verbunden  mit  einer  Bejahung  oder  Ver- 
nein nng  derselben,  sodass  man  von  den  Weisthümern  des  Hof- 
gerichts mit  Recht  sagen  darf,  dass  das  Urtheil  ursprünglich 
von  der  Partei  ausging  und  von  der  Gerichtsversammlung  nur 
anerkannt  oder  verworfen  wurde'');  besonders  deutlich  tritt  dieses 


Halle  xQgegen  gewesen)  und  von  14ä4  bei  Dumont:  Corps  oniversel  If. 
3.  283  (Notariatsinstrument  über  eine  Gerichtssitzung  und  einen  Bescheid 
Sigismonds  in  dem  Erbstreite  f wischen  Renatas  Ton  Anjou  und  Anton 
TOD  Yaudemont). 

1)  Kein  Sigel  z.  B.  legg  140,  64,  94,  95,  9,  329,  31,  4,  7,  52,  4, 
o.  8.  w.;  keine  Zeugen:  legg.  141,  99,  229,  31,  4,  7,  52,  4,  84  and  in 
andern  Urkunden. 

*)  Beispiele:  legg.  164,  194,  216,  49,  94,  305,  84,  66,  7 1,457 u.a.m.; 
▼gl.  auch  Kink:  cod.  Wang.  80  fg.,  Wiener  Sitzungsberichte  XIV. 
182,  Boehmer:  fontes  I.  220  fg« 

')  Vgl.  legg.  140,  41,  64,  5,  86,  7,  94,  5,  216,  27,  34,  48,  50,  2,  4. 
94,  304,  5,  24,  33,  4,  66,  423,  39,  40,  53,  6,  65,  6.  71  fgg. 

«)  Z.  B.  legg.  229,  49,  66,  78,  9,367,  71,  3,84,412,55,  7,  60a.a.m. 

»)  Legg.  141,  45,  64,  80,  7,  94,  5,  9,  228,  30,  77,  366,  7,  71,  73, 
400,  6,  12,  39»  44,  6,  54,  5,  6,  7,  60,  65,  6,  71,  2,  3. 

•)  Z.  B.  legg.  140,  229,  34,  7,  52,  56,  78,  83,  4,  301,  2,  4,  5,24,  9, 
33,  4,  62,  6,  8,  403,  23,  26,  35,  40,  2,  3,  53,  8,  61  fgg.,  71,  500  fg. 

^  Vgl  Planck:  Beweisurtheil  S.  14  fg. 
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Verhältniss  der  Parteien  zum  Gericht  in  der  Fassung  vieler 
Urtheile  hervor,  z.  B.  per  sententiam  qaesitnm  et  obtentttm,  — 
obtinuit  (der  Anfragende)  per  s.,  —  adiudicatnm  eidem  (den 
Anfragenden),  qaod  — ,  oder  wenn  anf  die  Frage  geantwortet  wird, 
das  Gericht  stimme  der  in  jener  geäusserten  Rechtsansicbt  bei: 
responsum ,  qnod  ita  u.  -s.  w.  ^),  denn  in  solchen  Formein  zeigt 
sich  eben,  dass  die  Thätigkeit  des  Gerichts  sich  lediglich  anf 
eine  Anerkennung  des  von  der  Partei  in  der  Frage  angestellten 
Urtheils  beschränkt.  Allein  von  einer  solchen  völligen  Gleich- 
artigkeit des  Urtheils  mit  der  Frage  kann  natürlich  nur  dann  die 
Rede  sein,  wenn  in  letzterer  ein  bestimmter  Rechtssatz  behauptet 
wurde,  nicht  also  dann,  wenn  die  Frage  alternativ  lautete  oder 
die  Partei  so  allgemein  fragte,  dass  das  Gericht  sich  nicht 
lediglich  zustimmend  oder  verwerfend  äussern  konnte^.  Und 
auch  sonst  lassen  sich  Abweichungen  der  Antwort  von  der  Frage 
wahrnehmen;  das  Urtheii  beantwortet  z.  B.  nicht  allein  die 
Frage,  sondern  bestimmt  auch,  was  aus  dem  anerkannten  Rechts- 
grundsatz weiter  folge '),  oder  es  stimmt  zwar  dem  in  der  Frage 
ausgesprochenen  Satze  bei,  beschränkt  denselben  aber  durch 
einen  Vorbehalt  oder  eine  Bedingung^).  Der  grossen  Mehrzahl 
nach  sind  die  Weisthümer  lediglich  Festsetzungen  eines  Rechts- 
Satzes,  ohne  jede  Beziehung  auf  einen  bestimmten  Rechtsstreit, 
meist  sogar  ohne  Hindeutung  auf  die  Veranlassung  zur  Aufstel- 
lung der  Frage  und  ohne  Hinweis  auf  eine  bestimmte  Person, 
gegen  welche  das  Urtheii  zur  Anwendung  gebracht  werden  soll'). 
Ausnahmen  kommen  freilich  in  doppelter  Beziehung  vor;  einmal 
so,  dass  nachdem  der  allgemeine  Rechtssatz  festgestellt  worden, 
durch  eine  besondere  Frage  und  ein  neues  Urtheii  die  Anwen- 
dung jenes  anf  einen  bestimmten  Fall  beschlossen  wird  *),    dann 


M  Legg.  367,  442,  43,  500,  —  234,  324,  —  262,  4,  —  465  n.  ».  m. 

«)  Z.  B.  legg.  254,  84,  399,  406,  39,  55,  69  u.  «.  w. 

»)  Beispiele:  legg.  l45,  64,  216,  366,  Jaffi:  mon.  Corb.  657,  Bn- 
nen  und  Eckerts  HI.  58. 

«)  Vgl.  z.  B.  legg.  225,  366,  406,  Ficker:  acta  sei.  241,  78. 

')  Ich  glaube  für  diese  Sätze  nicht  einzelne  Zeugnisse  anfuhreo  zo 
müssen,  sondern  beziehe  mich  allgemein  auf  die  Sammlung  der  Weis» 
thumer  in  den  legg.  II.  und  anf  die  an  anderer  Stelle  zu  gebende 
Zusammenstellung  derselben. 

*)  Beispiele:    legg.  366,    die  bekannte  sent.  de  feudls  post.  coroo. 
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aber  in  der  Weise,  dass  der  Richter  von  dem  vor  ihm  gefan- 
denen  Rechtssatze  sogleich  für  die  Entscheidung  eines  einzelnen 
Streitfalles  Gebrauch  machte^).  Sehr  selten  ist  das  umgekehrte 
Yerhältniss,  dass  zuerst  ein  einzelner  Fall  entschieden  und  an 
diesen  das  Urtheil  über  den  allgemeinen  Reehtssatz  angeschlossen 
wird,  zu  beohachten  ^),  womit  es  nicht  zu  verwechseln  ist,  wenn 
die  Entscheidung  über  ein  concretes  Rechtsverhältniss  durch 
den  Hinweis  auf  allgemeine  Rechtsgmndsätze  motivirt  wird'). 
Das  in  qrdnungsmässiger  Weise  gefundene  Weisthum  wird  dann 
wie  jedes  andere  Urtheil  durch  den  König  als  Richter  verkün- 
digt und  schriftlich  ausgefertigt:  meistens,  aber  nicht  immer 
(vgl.  8.  277  N.  1),  unter  königlichem  Insigel,  und  zwar  ist  diese 
Ausfertigung  der  Regel  nach  an  alle  im  Reiche  und  nur  in  sel- 
teneren Fällen  an  einzelne,  bei  dem  Urtheil  zun&chst  Interessirte 
gerichtet^).  Eine  ausdrückliche  Bestätigung  des  Urtheils  durch 
den  König  war  zur  Rechtsgültigkeit  desselben  nicht  erforderlich 
und  fehlt  in  sehr  vielen  Urkunden  ^)f  wo  sie  vorkömmt  —  und 
dies  ist  ziemlich  allgemein  der  Fall  — ,  erfolgt  sie  nicht  selten 
mit  dem  Bemerken,  dass  das  Urtheil  gesetzmässig  zu  Stande 
gekommen,  dass  es  dem  Recht  und  der  Billigkeit  entspreche, 
oder   unter  ähnlichen   Formeln®).      An   Stelle  der  Bestätigung, 


regiam  requirendis^  403  (sentencistam  specialitar  fuit),  444  (ad  speciem 
decideotes  postalaTerunt),  453,  4. 

^)  So  in  der  seot.  de  edificiis  constractis  in  publica  platea  195,  ferner 
das.  216,  237,  5#,  305,  29,  454,  500,  Mon.  Boica  XXX.  307,  Boeh- 
mer:  cod.  dipl.  Mfr.  509. 

s)  Vgl.  die  Urkunde  Lothars  bei  Ficker:  acta  sei.  S.  76. 

>)  So  Laeomblet  II.  S.  77,  Haillard-B.  IV.  501. 

*)  So  11  SO  an  Vogt,  Edle  und  Ministerialen  des  Bisthums  Basel: 
legg.  164,  —  1190  and  95  an  Clerus,  Lehnsleute  und  Ministerialen  des 
Stiftes  Verden:  das  187,  99,  —  1196  an  alle  im  BrEbisthum  Trier: 
109^  _-  1219  dem  Clerus  und  Volk  der  Diocese  Bremen  et  universis 
alris:  233,  34,—  1223:  an  die  Lehnsleute  und  Ministerialen  von  Corvey: 
252,  —  1230:  an  Clerus  und  Ministerialen  ¥on  Freisingen:  278—  1277: 
an  die  Stadtgemeinde  Strassburg:  412,  u.  a.  m. 

>)  Eine  Confirmation  findet  sich  z.  B.  nicht:  legg.  164,  99,  229,  34, 
46,  49,  66,  84,  301,  62,  440,  55,  56,  61  igg.  71. 

*)  —  eas  (sententias)  utpote  iustas  et  idoneas,  ratas  et  gratas  ha- 
beBtes,  confirmamus:  l6gg.  371,  —  cum  sit  id  iuri  consonura  et  consen- 
tanenm  rationi,  sent.  —  confirmamus :   373^  —  prenotatam    sent.,  utpote 
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aber  auch  in  Verbindung  mit  derselben,  findet  sich  oft  der  Be- 
fehl, der  Entscheidung  nachzukommen,  oder  das  Verbot,  derselben 
zuwiderzuhandeln,  oder  Strafandrohungen  gegen  die  Uebertreter^). 
Ueber  Inhalt  und  Bedeutung  der  Weisthttmer  des  Reichshofes 
soll  an  anderer  Stelle  gehandelt  werden.. 

Jedes  gefundene  Urtheil  kann  vor  der  Verkündigung  durch 
den  Richter  gescholten  werden,  sofern  es  eine  reinere  Quelle 
des  Rechts  giebt,  als  die,  welche  von  dem  Richter  benutEt 
wurde  ^).  Da  nun  der  König  der  Schöpfer  alles  Rechtes  und 
eine  lauterere  Quelle  des  Rechts  als  sein  Gericht  nicht  vorhan- 
den ist,  so  kann  ein  vor  dem  Reiche')  gefundenes  Urtheil 
niemals  an  eine  höhere  Dingstatt  gezogen  werden.  Soll  ein 
Urtheil  gescholten  werden,  so  könnte  es  nur  durch  Berufung 
auf  gerichtlichen  Zweikampf  geschehen  und  davon  ist  denn  auch 
in  den  Quellen  des  sächsischen  Rechts  in  folgendem  Zusammeo- 
hange  die  Rede: 

Der  Sachsenspiegel  zahlt  I.  18  §  3  als  eins  der  Rechte, 
welche  die  Sachsen  wider  Karls  Willen  behielten,  das  folgende 
anf:  dat  man  nen  ordel  so  recht  vor  me  rike  binnen  sassen  ne 
vint ,  wel't  en  sasse  scelden ,  unde  tat  he's  an  sine  vorderen 
haut  unde  an  de  merren  meuie,  unde  weder  vichtet  he  dat  ordel 
selve  sevede  weder  andere  sevene,  svar  de  merre  menie  geseget, 
de  hevet  dat  ordel  behalden.  Damit  stimmt  ^m  Wesentlichen 
uberein  II.  12  §  8  (schilt  en  sasse  en  ordel,  und  tiat  he's  an 
sine  vorderen  haut  unde  an  die  meren  menie,  he  mut  dar  umme 
vechten  selve  sevede  siner  genoten  wider  andere  sevene;  svar 
die  mere  menie  segevichtet,  die  behalt  dat  ordel),  insbesondere 
ist  auch  hier  nur  vom  Schelten  eines  von  dem  König  gefundenen 


deo  et  homimbus  acceptabilem ,  approbantes:  403,  —  8.  otpote  rite  et 
rationabiliter  promulgatas  conf.:  407,—  rationabiliter  promalgaum:  412, 
prolatam:  423,  tanqaam  rationabilem :  426,  39,  conf.,  —  ipsam  •.  de 
eqoo  iure  sabnizam  antoritate  regia  approbamus :  445,  —  otpote  rite 
latam  approbantee:  458,  —  subnizam  eqoitate:  460,  ioetam  decernentes: 
464,  tanqaam  legitime  diffinitam:  471,  tanqaam  iustam  laudatam  et  ap- 
probatam  cunfirmamas:  473. 

>)  Vgl.  z.  B.  legg.  140,  1,  45,  65,  86,  95,99,227,  30,  305,  67 u.a. m. 

*)  Worte  von  Planck:  Beweisartbeil  S.  16. 

*)  Zu  den  Magdeburger  Fragen  I.  4.  D.  4  (Behrend  S.  73)  vgl. 
Planck  S.  17,  25. 
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Drtheils  die  Rede  (um  ordel  ne  mat  man  Diergen  vechten  denne 
vor  dem  rike  ^).  Der  Richtsteig  1 50  §  9  Dibrt  dann  weiter  ans :  Wil 
he"  aver  he  seilt  it  vor  me  rike ,  und  tat  is  an  sine  vorderen 
hant,  ande  vraget  na  dem  dat  he  en  sasse  si,  oft  he  vor  dem 
rike  icht  scole  sessesch  recht  hebben«  Dat  vintme.  So  vrage, 
na  deme  dat  em  unrecht  uppe  sessesche  art  gevunden  si,  des 
he  an  sine  vorderen  haut  te,  wo  he  dat  wedderstan  scole.  So 
vintme,  he  scalt  seif  sevende  wedder  vechten  wedder  ander  sevene. 
In  allen  diesen  Stellen  ^)  ist  nur  vom  Schelten  eines  am 
Keichshofe  gefundenen  Urtheils  die  Rede;  es  ist  ferner  eine 
specifisch  sächsische  Institution,  von  der  gesprochen  wird,  und 
der  Sinn,  der  Bestimmungen  endlich  ist,  wie  Homeyer  richtig 
ausgefflhrt  hat'),  der:  Auch  wenn  vor  dem  Reiche  binnen  Sach- 
sen ein  Urtheil  gefunden  worden,  ist  es  doch  nicht  so  rechts* 
kräftig,  dass  es  nicht  ein  Sachse  schelten  könnte,  und  zieht  er 
es  an  seine  rechte  (die  kämpfende)  Hand  und  an  die  Mehrheit 
und  bekämpft  er  das  Urtheil  selb  siebente   wider  andere  sieben, 

1)  Ebenso  im  Rb.  nach  Dist.  IV.  25  D.  11,  J3;  vgl.  Görl.  Ldrt. 
XL.  §  1.  c.  XLVI.  §  1. 

')  In  keinem  unmittelbaren  Zasammenhange  mit  denselben  steht 
Ssp.  II.  12  §,12:  Schilt  der  Schwabe  das  von  einem  Sachsen  gefundene 
Urtheil  (oder  nmgekehrt),  so  sollen  sie  es  ausmachen *(besceden)  vor  dem 
Könige,  d.  h.  das  gescholtene  Urtheil  wird  nach  näherer  Vorschrift  von 
II.  12  §  4  unmittelbar  vor  das  Gericht  des  Königs  gebracht  (Homeyer: 
Richtsteig  509  Note):  es  ist  also  vom  Schelten  des  vor  einem  niederen 
Gericht  gefundenen  Urtheils  die  Rede.  Wie  dieses  gescholtene  Urtheil 
dann  vor  dem  Reiche  behandelt  werden  solle,  sagt  der  Ssp.  selbst 
nicht,  wohl  aber  der  Richtsteig  Ldrt.  50  §  10.  Die  Bestimmungen  in 
§  9  und  10  das.  sind  so  zu  vereinigen:  ein  vor  dem  Reiche,  von  wem 
immer  gefundenes  Urtheil  kann  der  Sachse  an  die  vordere  Hand  und 
an  die  meiste  Menge  ziehen,  — *ist  es  aber  eben  dort  von  einem 
Schwaben  gefunden  oder  ist  ein  von  einem  Schwaben  bei  einem  nie- 
deren Gericht  gefundenes  an  das  Reich  gezogen  worden,  so  kann  der 
Sachse  fordern,  dass  der  Urtheilfinder  es  ihm  durch  Kampf  beweise.  Dass 
anter  denselben  Voranssetznngen  auch  der  Schwabe  Beweis  des  Urtheils 
durch  Zweikampf  vom  Sachsen  fordern  dürfe,  bemerkt  der  Richtsteig 
zwar  nicht,  es  ist  aber  nach  Ssp.  U.  12  §  12  und  mit  Rücksicht  auf  den 
Grund  dieser  Eigenthümlichkeit  des  Verfahrens  (na  deme  dat  he  di  an* 
recht  vint  noch  dor  den  alten  hat)  mit  Bestimmtheit  anzunehmen. 

*)  Stellang  des  Ssp.  zum  Swsp.  (1853)  S.  68  gegen  Daniels: 
de  S.  sp.  origine  92  —  100. 


Digitized  by 


Google 


^_^ 

so  hat  derjenige  das  Urtheil  behalten,  auf  dessen  Seite  die 
Mehrheit  gesiegt  hat. 

An  sich  würde  nun  das  Schelten  des  Urtheils  durch  Erbieten 
zum  Zweikampf  durchaus  einem  sehr  oft  ausgesprochenen  Ge- 
danken des  germanischen  Rechts  entsprechen^}.  Die  Frage  ist 
aber,  ob  das  in  den  sächsischen  Rechtsbtichern  geschilderte  Ver- 
fahren jemals  praktisches  Recht  war,  und  diese  Frage  ist  mit 
Sicherheit  nicht  bejahend  zu  beantworten.  Denn  wenn  sich  auch 
einzelne  Nachrichten  finden,  welche  anseheinend  als  Zeugnisse 
für  eine  Uebnng  im  Sinne  des  Sachsenspiegels  angeführt  werden 
könnten,  so  zeigt  sich  doch  bei  näherer  Prüfung,  wie  wenig  auf 
dieselben  zu  geben  ist.     Diese  Nachrichten  aber  sind  folgende: 

Zuerst  die  bekannte  Stelle  bei  Widukind,  res  gestae  Sax.  II. 
10:  de  legum  quoque  varietate  facta  est  et  contentio,  fneruntqae, 
qui  dicerent,  quia  filii  filiorum  non  deberent  computari  inter 
filios  hereditatemque  legitime  cum  filiis  sortiri,  si  forte  patres 
eorum  obissent  avis  superstitibus.  Unde  eziit  edictum  a  rege, 
ut  universalis  populi  conventio  fieret  apud  villam,  qaae  dicitur 
Stela  factumque  est,  ut  causa  inter  arbitros  judicaretur  debere 
examinari.  Rex  autem  meliori  consilio  usus,  noluit  viros  nobiles 
ac  senes  populi  inhoneste  tractari,  sed  magis  rem  inter  gladia- 
tores  discerni  iuSsit.  Yicit  igitus  pars,  qui  filios  filiorum  com- 
putabant  inter  filios  et  firmatum  est,  ut  aequaliter  cum  patmis 
hereditatem  dividerent  pacto  sempiterno  %  Die  historische 
Glaubwürdigkeit  des  Berichts  ist  nicht  zu  bezweifeln,  aber  was 
beweist  derselbe?  Doch  nur,  dass  eine  streitige  Rechtsfrage  durch 
Zweikampf  entschieden  wurde,  dass  auf  beiden  Seiten  mehrere 
Kämpfer  waren,  dass  der  Sieg  der  Mehrheit  der  einen  Seite 
verblieb  und  dass  dann  diejenige  Ansicht  vom  Kaiser  bestätigt 
wurde,  für  welche  dieser  Sieg  sprach.  Es  ist  aber  nicht  daraus 
zu  entnehmen,  dass  die  verworfene  Ansicht  in  einem  ürtheil 
ausgesprochen  war,  dass  das  letztere  gescholten  wurde  und  dass 
es  in  Folge  des  Scheltens  zum  Zweikampf  kam. 


')  Maurer:  BeweisTerfahren  in  der  kritischen  Ueberacban  V  (1S57) 
226,  30,  46;  Hänel:  Beweissystem  S.  7;  Unger:  der  gericbtlicbe  Zwei- 
kampf 44  fgg. ;  Sachs se:  Beweisverfahren  §  20  S.  171  fgg. 

*)  S.  S.  III.  440.  Zu  dieser  berühmten  Stelle  Tgl.  jetst  aoch 
Kopke:  Widukind  von  Korvei  (1867)  S.  90  fgg.  und  140  4[g, 
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Sodann  die  Erzählung  des  Bnrchard.  Ursp.  ttber  die  Vor- 
gftnge  auf  dem  Hoftage  zu  Goslar  im  Jahre  1 1 79.  Als  Heinrich 
der  Löwe  auf  die  dritte  Ladong  nicht  vor  Kaiser  Friedrich  I. 
erschien,  stellten  einige  Fürsten  and  Grosse  des  Reichs  die  An- 
sicht anf  (contra  imperatorem  hoc  ins  tenere  volebant),  es  mflsste 
dem  Angeklagten,  bevor  er  definitiv  verurtheilt  werden  dQrfe, 
ein  Gerichtstag  in  seinen  eigenen  Landen  angesetzt  werden. 
Porro  qaidam  nobllis  exurgens  in  medium  proposuit,  quod  lege 
duellionum  —  hoc  vellet  obtinere  contra  quemlibet  secum  pug- 
nare  volentem,  quod  Imperator  quemlibet  principum  posset 
evocarc  pro  institia  ad  locum  qoemcomque  vellet  infra  terminos 
sui  imperii  existentem.  Gamque  nullus  isti  se  offeret  ad  pugnam 
edicto  imperatoris  praefata  sententia  pro  iure  perpetao  statuta 
est,  quam  non  dubiam  est  auctoritate  et  ratione.  Gegen  die 
Glaubwürdigkeit  dieser  Nachricht  sind  Zweifel  zu  erheben^), 
allein  man  kann  davon  absehen,  da  dieselbe,  auch  wenn  sie 
durchaus  richtig  wäre,  die  Anwendung  des  im  Sachsenspiegel 
dargestellten  Verfahrens  nicht  beweisen  würde.  Gegen  eine  am 
Hofe  ausgesprochene  Meinung  wurde  Widerspruch  erhoben,  aber 
vom  Schelten  eines  ürtheils  ist  wieder  nicht  die  Rede;  sodann 
nicht  selb  siebente  wider  andere  sieben  will  der  Widerspre- 
chende kämpfen,  sondern  er  allein  will  gegen  jeden,  der  darauf 
eingehen  wolle,  den  Kampf  wagen ^  zu  letzterem  aber  kam  es 
nicht,  sondern  der  Kaiser  erklärte  sich  sofort  für  die  ihm  gfln- 
stige  Ansicht,  als  sich  Niemand  zum  Kampfe  stellte. 

Endlich  drittens  eine  Mittheilung  der  ann.  Reinhardbr.  und 
anderer  Quellen  aber  die  1225  zu  Nürnberg  stattgehabte  Ge- 
richtsverhandlung gegen  Friedrich  von  Isenbürg  wegen  Ermor- 
dung Engelberts  von  Köln.  Auf  Frage  König  Heinrichs  findet 
Gerlach  von  Büdingen  das  Urtheil,  der  Angeklagte  sei  sofort  in 
die  Reichsacht  zu  verkünden,  da  das  von  ihm  begangene  Ver- 
brechen überzeugend  nachgewiesen  sei.  Ein  andrer  Edle  trat 
sofort  mit  der  Behauptung  auf  (reclamavit  dicens),  der  Ange- 
klagte müsse  vielmehr  erst  peremptorisch  geladen  werden.  Super 
qua  reclamacione  Gerl.  indignatus  est  et  cum  F.  graviter  cepit 
contendere  et  G.   e    converso    gravius    indignari  et    factus    est 


>)  Vgl.  Bd.  I.  S3,  wo  die  beirt fittode  Stelle  TolUt&ndig  mitgetheilt  ist. 
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tantus  strepitos,  qaod  XL.  et  VlII.  viri  suffocati  ibidem  sacca- 
buernnt  ^).  Hier  ist  nun  allerdings  vom  Schelten  eines  Urtheils, 
stehenden  Fusses  und  vor  der  Folge,  die  Rede,  während  andere 
Quellen  nur  aUgemein  von  einer  bei  der  Urtheilfindnng  einge- 
tretenen Zweinng,  die  auch  sonst  oft  genug  vorkommen  mochte, 
sprechen.  Aber  es  wird  nicht  des  Erbietens  zum  Zweikampf — 
nur  im  Zeitbuch  des  Eike  von  Repgow  findet  sich  diese  An- 
schauung —  gedacht,  nicht  eines  Streits  von  sieben  gegen  sieben, 
nicht  des  Sieges  der  Mehrheit  und  der  Entscheidung  im  Sinne 
der  Sieger. 

Andere  hier  in  Betracht  kommende  Berichte  sind  mir  nicht 
bekannt.  Ans  dem  Ueberlieferten  aber  ist  doch  wohl  nur  fol- 
gendes als  möglich  und  vielleicht  als  wahrscheinlich  zu  entneh- 
men: es  war  zulässig,  dass  auch  das  vor  dem  Reichshofe  gefun- 
dene Urtheil,  insbesondere  ein  bei  der  Findung  aufgestellter 
Rechtssatz  gescholten  werden  konnte;  das  musste  aber,  da  das 
Urtheil  nicht  an  ein  höheres  Gericht  gezogen  werden  konnte, 
unter  Erbietung  zum  Zweikampf  geschehen.  Es  ist  aber  nicht 
zu~  erweisen,  dass  dieses  Urtheilschelten  ein  Vorrecht  der  Sach- 
sen war  —  der  zuletzt  erwähnte  Fall  weist  darauf  hin ,  dass 
dieses  Recht  auch  von  Genossen  eines  anderen  Yolksstammes 
und  auch  ausserhalb  Sachsens  gefibt  werden  konnte  —  und  dass 
der  Zweikampf  in  der  von  den  Verfassern  der  sächsischen  Rechts- 
bücher geschilderten  Weise  geschehen  musste.  Dennoch  bin 
auch  ich  nicht  geneigt,  die  im  Sachsenspiegel  enthaltene  lieber- 
lieferung  ganz  und  gar  zu  verwerfen  und  noch  weniger  kann  es 
gebilligt  werden,  wenn  man  versucht  hat,  den  klaren  Sinn  der 
im  Rechtsbuch  aufgestellten  Sätze  deshalb  gewaltsam  zu  ändern, 
weil  wir  dieselben  nicht  auch  durch  Zeugnisse  anderer  Quellen 
bestätigt  finden.  Es  ist  ja  sehr  wohl  möglich,  dass  dem  Ver- 
fasser des  Rechtsbuchs  noch  andere  Fälle  einer  Entscheidung 
durch  Zweikampf  bekannt  waren,  und  noch  wahrscheinb'cher  er- 
scheint es,  dass  über  die  wirklich  vorgekommenen  schriftliche  oder 
mündliche  Ueberlieferuugenim  Gange  waren,  welche  Eike  berechtig- 
ten, die  Lehre  grade  so  darzustellen,  wie  er  es  gethan  hat;  viel- 
leicht war  es  grade  Widukinds  Bericht  über  die  Entscheidung  jener 


*)  Sammtliche  Berichte  sind  losammengeBteUl  Bd.  I.  106.  fg. 

Digitized  by  VjOOQIC 


285^ 

fftr  Sachsen  so  wichtigen  Rechtsfrage,  welcher  in  den  Ueber- 
lieferangen  des  Volkes  in  solcher  Weise  umgestaltet  worden  war. 
Dass  übrigens  der  Satz  des  Sachsenspiegels,  wenn  er  überhaupt 
Jemals  in  üebnng  war,  im  späteren  Rechte  seine  Geltang  verlor, 
ist  nnstreitig  ^). 


v. 

Das  Exekationsverfalireii. 

Der  Prozess  des  Hofgerichts  kannte,  wie  schon  bei  Dar- 
stellung des  Ungehorsamsverfahrens  gesagt  wurde,  sowohl  in- 
direkte als  direkte  Zwangsmittel,  um  den  Schuldner  zu  nöthigen, 
einem  gerichtlichen  Urtheile  nachzukommen.  Der  indirekte  Zwang 
wurde  ausgeübt  durch  die  Verkündigung  der  Reichsacht,  der 
direkte  durch  Angreifen  des  Vermögens  des  Schuldners.  Von 
dieser  Vermögensexekution  soll  in  diesem  Abschnitt  die  Rede 
sein  *). 

Die  Realexekution  kann  gerichtet  sein  gegen  die  Mobilien 
oder  Immobilien  des  Schuldners.  Aber  die  Urkunden  des  Hof- 
geriohts  kennen  nur  eine  Form  der  Exekution:  die  Anleite, 
welche  sich  auf  unbewegliche  und  bewegliche  Sachen,  auch  auf 
unkörperliche,  auch  auf  ein  ganzes  Vermögen  beziehen  kann. 
Wann  und  in  welcher  Weise  sich  dieses  Verfahren  entwickelte, 
lässt  sich  bei  der  Dürftigkeit  der  Quellen  namentlich  in  älterer 
Zelt  nicht  bestimmen;  seit  dem  13.  Jahrhundert  aber  ist  das- 
selbe in  Uebung  nnd  scheint  dann  bis  zum  Ausgange  des  Reichs- 
hofgerichts wesentliche  Veränderungen  nicht  erfahren   zu  haben. 

>)  Homeyer:  Johannes  Kienkok  S.  413,  vgl.  416,  24  das. 

*)  Vgl.  zu  diesem  Abschnitt  namentlich  Meibom:  das  deutsche  Pfand- 
recht (Marburg,  1867)  §  2  S.  39—146  (die  Pfändung  im  Exekotions- 
verfahren);  dann  Maurer  §§  151,  165  —  67,  Walter:  Reehtsgesobtchte 
§§  680,  81,  86,  Zoepfl:  Rechtsgesch.  §  126  Nr.  X  und  XIV;  Homeyer: 
System  des  Lehnrechts  §  76,  nnd  meine  Schrift:  de  iustit.  cnriae  imp. 
S.  70-80. 
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Ob  das  Exekutionsverfahren  eingeteitet  und  wie  es  fort- 
gesetzt werden  solle,  wird  durch  Urtheil  bestimmt^)  ond  dieses 
Urtheil  durch  Urkunden  des  Richters  beglaubigt.  Diese  Urkunden 
sind,  abgesehen  von  wenigen  Bestioiroungen  der  Reichsgesetse, 
die  einzigen  Quellen  für  unsere  Kenntniss  von  dem  Veriahreo 
des  Reichhofes;  was  diese  nicht  aufklären,  bleibt  Oberhaupt  in 
Dunkelheit  gehüllt.  Dabei  macht  sich  nun  ganz  besonders  der 
öfters  schon  hervorgehobene  Uebelstand  geltend,  dass  uns  in 
den  seltensten  Fällen  eine  grössere  Zahl  von  Urkunden  in  Be- 
ziehung auf  denselben  Rechtsfall  erhalten  ist,  dass  sich 
vielmehr,  ausser  der  Ladung  etwa,  meist  nur  die  auf  die  Exe- 
kution bezüglichen  Urkunden,  nicht  die  über  die  vorhergehendes 
Verhandlungen,  namentlich  nicht  die  in  der  Sache  ergangenen 
Urtheile  vorfinden.  Denn  diese  Beschaffenheit  unserer  Quellen 
erschwert  nicht  nur  in  hohem  Grade  die  Untersuchung,  sie 
macht  die  Autklärung  einzelner  zweifelhaften  Punkte  gradezu 
unmöglich,  und  auf  einen  dieser  letzteren  ist  von  yornberein 
hinzuweisen. 

Die  erste  Voraussetzung  der  vom  Gericht  zu  verfügenden 
Exekution  ist  die  Vollstreckbarkeit  des  klägerischen  Anspruchs. 
Die  Urkunden  enthalten  aber  nirgends  Andeutungen  darüber, 
von  welchen  Bedingungen  jene  abhängig  war,  sie  sagen  nur  ganz 
allgemein:  der  Kläger  habe  .„es  erklagt  als  recht  ist''  oder  „das 
di  —  so  verre  geclagt  haben,  das  yn  anleit  doruf  zu  tun  erteilt 
ist''^;.  So  allgemeine  Bezeichnungen  aber  konnten  gebraucht 
werden  sowohl  dann,  wenn  der  Verklagte  ganz  ausgeblieben  war, 
als  auch  dann,  wenn  er  erschienen  war,  aber  die  Schuld  be- 
kannte, wie  endlich  auch  dann,  wenn  er  die  Forderung  des 
Klägers  bestritten  hatte,  aber  durch  Urtheil  für  schuldig  erklärt 
worden  war.  Wir  wissen  also  in  den  meisten  Fällen  nicht,  wie 
sich  der  Prozess  vor  beginn  der  Exekution  gestaltet  hatte  und 
ob   das  nunmehr   angeordnete   Verfahren    sich   darauf  gründete, 


')  Dies  ist  nach  den  unten  folgenden  Urkunden  des  Hofgerichu  gaos 
unzweifelhaft  und  kann  auch  für  das  gesammte  deutsche  Becbt  des 
Mittelalters  mit  Grund  nicht  geläugnet  werden.    Vgl.  Meibom  S.  129fgg- 

*)  Vgl.  z.  B.  Mon.  Zollerana  1.508,511,  VI.  524,  —  Lac  ob  biet 
lU.  478,—  Schreiber:  Urkundbuch  der  Stadt  Freiburg  I.  460,  — Sstor: 
de  iudicio  principum  S.  XVII  und  sonst  sehr  häufig. 
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dass  der  Verklagte  nicht  vor  Gericht  erschienen  war,  oder  dar- 
anf,  dass  er  das  gegen  ihn  ergangene  Urtheil  nicht  befolgte. 
Dass  die  Exekation  sich  verschieden  gestaltet  habe,  je  nachdem 
der  eine  oder  andere  Fall  vorlag  ^),  lässt  sich  aus  den  Urkunden 
des  Hofgerichts  nirgends  erkennen,  wir  werden  vielmehr,  da  ein 
solcher  Unterschied  nicht  erwähnt  wird,  annehmen  müssen,  der 
Modus  der  Exekution  sei  immer,  welcher  Umstand  auch  zur 
Anordnung  derselben  Veranlassung  gab,  derselbe  gewesen;  be- 
weisen aber  lässt  sich  diese  Annahme  nicht;  es  wäre  denkbar, 
wenn  auch  nicht  wahrscheinlich,  dass  der  Ausdruck:  Kläger 
habe  es  erklagt,  er  habe  die  Anleite  gewonnen  u.  s.  w.,  sich 
nur  auf  den  Fall  beziehe,  dass  der  Verklagte  überhaupt  nicht 
erschienen  sei.  Ja  noch  mehr.  Es  ist  aus  inneren  Gründen 
gewiss  höchst  wahrscheinlich,  dass  es  weder  in  dem  Falle,  dass 
der  Beklagte  wegen  Ungehorsams  als  in  der  Schuld  gewonnen 
angesehen  wurde,  noch  in  dem  andern,  dass  der  Schuldner  im 
Gericht  den  ganzen  Anspruch  des  Klägers  anerkannte,  eines 
Urtheils  bedurfte,  welches  die  Verpflichtung  des  Schuldners,  dem 
Kläger  gerecht  zu  werden,  noch  besonders  aussprach^),  dass 
vielmehr  in  beiden  Fällen  sofort  der  Befehl  zur  Beitreibung  der 
Schuld  —  der  gleich  zu  erwähnende  Anleitebrief  —  erlassen 
wurde  und  die  in  demselben  regelmässig  vorkommende  Formel: 
Kläger  habe  es  erklagt  u.  s.  w.,  jenes  Urtheil  ersetzte.  Aber 
beweisen  lässt  sich  auch  dies  —  wohl  verstanden:  aus  den 
Urkunden  des  Hofgerichts  und  in  Beziehung  auf  dieses  —  nicht; 
es  wäre  denkbar,  wenn  auch  wiederum  sehr  unwahrscheinlich, 
dass  dem  Befehl  zur  Anleite  ein  die  Schuldverpflichtung  con- 
statirendes  Urtheil  vorausging,  das  wir  nur  nicht  kennen,  und 
auf  welches  man  nur  deshalb  geringeren  Werth  legte,  weil  in  dem 
Exekutionsbefehl '  zugleich  ein  sicheres  Zenguiss  vorhanden  war, 
dass  der  Anspruch  des  Klägers  gerichtlich  festgestellt  worden  sei. 
Das  Anleiteverfahren  findet  nun  statt  bei  allen  Klagen  ans 
dem  ganzen  Gebiete  vermögensrechtlicher  Ansprüche,  also  bei 
Klagen  um  Erb,  Eigen,  Lehen,  selbst  dann,  wenn  der  Gegen- 
stand der  Klage  eine  ganze  Herrschaft,  ein  Coiift>lex  von  Gütern, 

^)  Vgl.   aber   diese   Frage    ansser   den   (S.    285    N.    2)   angefahrten 
Schriftstellern  anch  noch  Albrecht:  die  Gewere  S.  37  fgg. 
«)  Kfeibom  n,  a.  O.  S.  44  und  51. 
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ein  ganzes  Land,  oder  Försteutham  mit  allen  Regalien  nnd 
Hoheitsrechten  war  ^),  —  dann  bei  Riagen  um  Geldschuld  *},  — 
wegen  Ungerichts,  wenn  Schadensersatz^),  —  wegen  Yerletzong 
von  Privilegien,  wenn  die  für  die  Uebertretang  derselben  fest- 
gesetzte Busse  ^),  —  wegen  Nichtbeachtung  königlicher  Befehle, 
wenn  die  in  denselben  angedrohte  Strafe  gefordert  wird*}. 
Andererseits  kann  die  Anleite  nur  vollstreckt  werden,  wenn  der 
Kläger  eine  certa  res  oder  certa  pecunia  zu  fordern  bat;  er 
soll  durch  das  Verfahren  in  den  Besitz  einer  individuell  be- 
stimmten Sache,  eines  Gutes,  eines  Landes  gelangen,  —  er  soll 
angeleitet  werden  auf  Höhe  einer  quantitativ  bestimmten  Summe, 
—  er  kann  aber  nicht  angeleitet  werden,  wenn  er  Schadens- 
ersatz fordert,  ohne  dass  die  Höhe  des  Schadens  festgestellt 
wäre,  oder  wenn  er  Erbe  zu  sein  behauptet,  ohne  bestimmt  die 
Güter  angeben  zu  können,  welche  ihm  aus  der  Masse  zustehen.. 
In  solchen  Fällen  muss  der  durch  die  Exekution  beizutreibende 
Gegenstand  des  Rechts  des  Klägers  erst  durch  die  gerichtliche 
Verhandlung  mit  dem  Verklagten  festgestellt  werden  und  wenn 
dieser  durch  sein  Ausbleiben  die  Feststellung  vereitelt,  so  bleibt 
nichts  übrig,  als  eine  Würderung  durch  das  Gericht.  Wie  hier- 
bei verfahren  wurde  und  welche  Grundsätze  für  die  Aestimation 
des  Schadens  oder  Interesses  massgebend  waren,  ist  leider  wieder 
nicht  ersichtlich,  zweifellos  aber  ist,  dass  eine  solche  Würderung 
stattfand.  Und  zwar  erfolgte  dieselbe,  wenn  nicht  etwa  schon 
früher  im  Urtheil,  jedenfalls  in  dem  Exekutiönsbefehl,  indem  dem 
Kläger,  sowohl  bei  dinglichen  Klagen,  z.  B.  wegen  Herausgabe 
eines  Erbschaftsantheils ®}   oder  wegen  Restitution  von  Gütern'^), 

>)  Beispiele-.MoD.Zoll.I.öOS,  10,  III. 421,  VI. 524, 70,  — Schreiber: 
Urkdbacb  der  Stadt  Freibarg  I.  459,  —  Sudendorf:  B.  L.  III.  123. 

*)  Vgl.  z.  B.  Herrgott  II.  584,  —  Harpprecht  I.  9S. 

*)  Würdtwein:   diplom.    Mog.  480,  86,   —  Lacomblet  III.  672. 

«)  Mon.  Zoll.  VI.  398. 

*)  Chroniken  der  dentscben  Städte  IV.  170. 

*)  Vgl.  die  Urkunden  über  den  Erbschat'tsstreit  iwiscfaen  den  Burg- 
grafen von  NurnMrg  und  den  Markgrafen  von  Meissen  in  den  M  o  n. 
Zoll.  V.  165,  VI.  408  fgg.,  424  fgg.,  524  (Anleite  auf  Höbe  von  2000 
und  4000  Mark  Goldes)  und  570  (Nötige were  wegen  derselben  Summeo). 

^)  Schreiber:  Urkdb.  I.  459  und  dazu:  Geschichte  der  Stadt Frei- 
burg  I.  169. 
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als  auch  bei  Klagen  auf  Ersatz  zugefügten  Schadens  ^),  auf  Höhe 
einer  bestimmten  Summe  Anleite  ertheilt  wurde  mit  der  Mass- 
gabe, dass  der  Verklagte  nur  durch  Zahlung  dieses  im  Anleite- 
briefe festgesetzten  Betrages  die  Exekution  abwenden,  die  in 
Beschlag  genommenen  Güter  einlösen  konnte^). 

Das  Exekutionsverfahren  kann  gerichtet  werden  gegen  ein- 
zelne  Personen^),  aber  auch  auf  Grund  eines  und  desselben 
Befehls  gegen  mehrere  zugleich  *),  oder  endlich  gegen  juristische 
Personen  z.  B.  gegen  die  Bürger  der  Stadt  Mainz  gemeinlich 
und  gewisse  Genannte  insbesondere,  gegen  die  Bürger  insgesammt 
zu  Passau,  gegen  Stadt  und  Bürger  zu  Freiburg,  gegen  die 
Stadtgemeinde  Augsburg,  endlich  gegen  Bürgermeister,  äussern 
und  innern  Rath  und  die  Bürger  gemeinlich  der  Stadt  Roten- 
burg ^) ;  im  letzteren  Falle  kann  das  jGut  der  Einzelnen  ebenso 
in  Beschlag  genommen  werden  als  das  der  Gesammtheit  und  es 
findet  sich  keine  Andeutung,  dass  jene  etwa  berechtigt  gewesen 
sei^n,  den  die  Exekution  nachsuchenden  Gläubiger  zunächst  an 
das  Vermögen  der  Gemeinde  zu  verweisen. 

Ebenso  wenig  ist  davon  die  Rede,  dass  der  Gläubiger  rück- 
sichtlich der  Gegenstände  der  Exekution  eine  bestimmte  Reihen- 
folge hätte  beobachten  müssen,  dass  also  etwa  die  Immobilien 
erst  nach  den  Mobilien,  die  Substanz  des  Grundstücks  erst  bei 
Unzulänglichkeit  der  Früchte  desselben  hätte  angegriffen  werden 
können  ').     Die  Pfändung   wird   überhaupt  nicht  als  Exekutions- 


^)  So  in  den  S.  288  N.  3  angefahrten  Urkunden  bei  Würdtwcin 
und  Lacomblet. 

*)  Die  Verpflichtung  des  Gläubigers  von  dem  Erlöse  der  ihm  im 
Wege  der  Exekution  zngetheilten  Güter  denjenigen  Betrag,  der  zu  seiner 
Befriedigung  nicht  nothwendig  war,  an  den  Schuldner  herauszugeben, 
wird  in  den  Urkunden  des  Hofgerichts  nicht  besonders  erwähnt,  verstand 
•ich  aber  wohl  von  selbst.    Vgl.  Meibom  S.   132. 

»)  Herrgott  II.  584,  Harpprecht  I.  98,  Mon.  Zoll.  VI.  524. 

*)  Gegen  den  Grafen  von  Cleve  und  die  Städte  Clcve,  Wesel  u.  a.  m.: 
Lacomblet  III.  479,  ~  gegen  Heinrich  von  Hochberg,  die  Gräfin  von 
Tübingen  und  die  Stadt  Freiburg:  Schreiber  I.  459;  vgl.  Sudendorf: 
B..L.  III.  121  und  Mon.  Zoll.  III.  444. 

»)  Diplom.  Mog.  480,  86,  —  Mon.  Boica  XXVIII.  2.  439,  — 
Schreiber  I,  c,  —  Chroniken  IV.  170,  —  Mon.  Zoll.  VI.  398. 

*)  Vgl.  Meibom:  Pfandrechtes.  55  fgg. 
Frftokltn,  Reicbshofgericht.  II.  19 
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mittel  erwähnt,  auch  wird  die  Anleite  niemals  anf  Mobilieo  allein 
ertbeilt:  sie  erfolgt  zunächst  immer  auf  die  unbeweglichen  Gflter, 
ergreift  aber  alle  Zubehörungen  derselben  und  insofern  aach  das 
bewegliche  Vermögen  des  Schuldners.  Im  Einzelnen  herrscht 
hier  grosse  Verschiedenheit.  Die  Anleite  wird  gegeben  aaf  ein 
einzelnes  benanntes  Gut  oder  auf  mehrere  benannte  Güter  mit 
Zubehörungen:  z.  B.  1361  auf  die  Veste  Rabenstein,  die  Dörfer 
Neusess^  Schirmridel,  Altendorf,  Buttenheim,  Mistendorf  und 
Friesen  „und  uf  allez,  daz  czu  den  egenanten  vesten  und  dorfern 
gehört,  besucht  und  unbesucht,  varnde  oder  lignde  habe^);  — 
oder  auf  einzelne  Güter,  welche  Kläger  bezeichnen  wflrde;  z.B. 
1324  quatenus  actorem  in  possessionem  bonorum  ipsius  rei,  que 
YObis  designaverit ,  inducatis^),  —  oder  auf  einzelne  benannte, 
gleichzeitig  aber  auch  auf  sonstige  unbenannte:  z.  B.  HÖH  aaf 
die  Schlösser  Oelsnitz,  Vögtsberg  mit  Allem,  was  dazu  gehört 
„und  euch  uf  alle  und  iegliche  eygene  gttttere  und  habe,  es  sej 
stette,  slosse,  dorffere,  wylere,  herscheffte,  mannscheffte,  leben* 
scheflFte,  wildtpenue,  czolle,  geleyte,  landtgerichte,  gerichte. 
yogtyen  geistlich  und  werntlich,  erbe,  eygen,  leben,  pfandscheffte, 
zinsze,  gülte,  rente,  schulde,  czehenden,  gQlte,  golde,  silber,  mQnze, 
huszere,  hove,  eckere,  wiezene,  weide,  wunne,  weyde,  lute  oder 
güttere,  varnde  oder  liegende  habe,  besuchte  und  unbesuchte, 
nichtz  uszgenommen ^},  —  oder  auf  ganze  Länder:  z.  B.  1357: 
auf  des  Herzogs  Wilhelm  von  Lüneburg  gut,  das  ist  auff  sein 
hertzogthumb,  land,  leut  und  gut,  besucht  und  unbesucht ^),  und 
1363  auf  die  Lande  Lauenburg  und  Lüneburg  mit  allen  Städten. 
Burgen,  Dörfern ^  Höfen  und  Gütern,  wie  sie  einzeln  benannt 
oder  wo  immer  sie  gelegen  sind  „mit  alier  irer  zugehomnge, 
mit  allen  herschafften,  lehenschafften  und  eygenschafflen,  die  zu 
demselbin   hertzogtume   zugehoret,    landen,    luten    und   gutem, 


*)  MoD.  Zoll.  III.  421;  ebenso  1384:  auf  die  Vesten  Bobenburg  ond 
Oamroesfeld,  aaf  die  Stadt  Uffenheim  und  Dorf  ond  Mark  Eibelstadt: 
das.  V.  145;  vgl.  noch  die  Urkunden  von  1361,65,  66  bei  Harppreeht 
I.  96,  105,  111. 

«)  Harppreeht  I.  98;  vgl.  Herrgott  II.  584,  —  Lacomblet  III. 
479,   -   Schreiber  I.  459. 

»)  Mon.  Zoll.  VI.  524 

*)  Eetor:  de  indic.  princ.  S    XVI. 
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varender  and  leggender  habe,  besucht  und  anbesncht^),  —  oder 
endlich  überhaupt  auf  des  Verklagten  ganzes  Vermögen :  k.  B. 
1332  der  König  soll  gegen  die  Bürger  der  Stadt  Mainz  richten 
mit  der  Anleite:  zu  allem  irem  gute,  liggende  odir  varcnde,  in 
steten  odir  uf  dem  lande,  besucht  oder  unbesucht  ^),  oder  1357: 
auf  alles  ir  gut,  eygen  und  leben,  varents  und  ligents,  besaht 
und  unbesuht  ^),  dann  1358:  uff  alle  der  vorgenanttn  gut  gemein- 
lich, daz  sie  haben  in  dem  römischen  riebe,  es  sei-  eigen,  leben 
oder  varende  gut;  wi  man  ouch  di  mit  besundirn  namcn  mag 
genennen*},  weiter  1367:  auf  die  Bürger  zu  Passau,  das  ist 
auf  alles,  das  sie  haben  da  oder  anderswo,  es  sei  gleich  in 
vesten,  Städten,  dörfern,  weilern,  hofen,  erb  oder  eigen,  wo  sie 
das  haben  oder  gelegen  ist,  fahrend  oder  liegende  habe  ^),  ebenso 
1392  gegen  die  Stadt  Augsburg:  uf  alles,  das  sie  haben,  be- 
sampt  oder  besunder  und  das  jeglicher  hat  in  der  stat  und  uif 
dem  lande,  es  sey  vesten,  merkte,  dorfer,  erbe,  eygen,  heuser, 
höfe,  eker,  wisen,  holczer,  wasser,  weyer,  wunn  und  weyde,  leut 
und  gut,  varend  oder  ligend  habe,  ob  der  erd  und  under  der 
erd,  nichts  usgenomen*},  endlich  1407  gegen  Rotenburg:  uf  alles 
—  es  sy  vesten,  slosse,  dörfere,  wilere,  erbe,  eygen,  lehen, 
pfantschaifte,  zinsen,  gulten,  czehenden,  hüscre,  höfe,  eckere, 
wisen  u.  s,  w.  —  nichts  usgenomen ''), 

Immobilien  also  und  Mobilicn,  beide  ohne  Rücksicht  darauf, 
wo  sie  sich  zur  Zeit  der  Exekutionsvollstreckung  befinden,  ferner 
die  eigenen  Leute  des  Verklagten,  ebenso  Rechte  desselben  gegen- 
über Dritten,  namentlich  Forderungsrechte,  können  vom  Gläubiger 
zum  Zwecke  seiner  Befriedigung  angegriffen  werden.  Welche 
Grundsätze  für  die  Behandlung  der  einzelnen  von  der  Exekution 
ergriffenen  Vermögenskategorien  massgebend  waren,  ob  namentlich 

>)  Siidendorf:  B.-L.  III.  122;    v^l.    auch  Giiden:    sylloge  Nr.  31 
S    641. 

sj  Diplom.  Mog.  480,  86. 

»)  Lacomblet  III.  479. 

♦)  Schreiber  Urkd.  I.  461. 

*;  Mon.  Boica  a.  a.  O. 

•)  Chroniken  IV.   170. 

^  Mon.  Zoll.  VI.    398;    vgl,  noch  Senckenberg:  de  sigillis  357, 
bist.  Nor.  diplom.  S.  528  und  andere  Urkunden  mehr. 

19* 
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wenn  Mobilien  in  Beschlag  genommen  wurden,  die  sonst  geltenden 
Vorschriften  über  die  Aufbewahrung  und  das  Aufbieten  der  ge- 
pfändeten Sachen  ^)  auch  am  Hofgerich^  beobachtet  wurden,  wissen 
wir  nicht.  Denn  das  Verfahrjen  ist  im  Einzelnen  nicht  bekannt, 
sondern  kann  nach  den  Urkunden  nur  in  seinen  Hauptzflgeu  ge- 
schildert werden.  .Diese  aber  lassen  einen  Unterschied  zwischen 
Mobiliar-  und  Immobiliarexekution  nicht  erkennen,  beide  Arten 
sind  vielmehr,  wie  es  auch  nach  fränkischem  Reichsrecht  der  Fall 
war^),  in  ein  einziges  Verfahren  zusammengezogen.  Dagegen 
stimmt  der  Prozess  des  Hofgerichts  darin  mit  dem  gemeinen 
deutschen  Recht  des  Mittelalters  YoUkommen  überein,  dass  in 
dem  Exekutionsverfahren  zwei  Abschnitte  bestimmt  zu  unter- 
scheiden sind.  Das  erste  Verfahren  —  Zuerkennung  und  Aus- 
führung der  Anleite:  die  wirkliche  oder  symbolische  Einweisung 
des  Klägers  in  den  Besitz  der  Güter  des  Verklagten  —  bezweckt 
nur  die  Sicherstellung  des  Gläubigers;  das  zweite  —  die  Ein- 
weisung in  die  Nutzgewere  —  gewährt  ihm  die  Möglichkeit,  sich 
durch  den  Gebrauch,  den  Versatz  oder  den  Verkauf  der  GQter 
wegen  seiner  Ansprüche  zu  befriedigen  *).  Dagegen  lässt  sich 
aber  wieder  für  die  Einzelnheiten  des  Verfahrens  eine  völlige 
Identität  des  letzteren  mit  dem  Rechte  bestimmter  Länder  und 
partikulärer  Rechtsquellen  nicht  behaupten;  man  fohlt  und  er- 
kennt wohl  überall  die  Einheit  der  Grundanschanungen  im  Reichs- 
rechte  und  im  Rechte  der  einzelnen  Theile  des  Reichs,  aher 
man  sieht  doch  auch,  dass  der  Prozess  des  Hofgerichts  sich 
auch  auf  diesem  Gebiete  selbständig  entwickelt  hat  und  entwickeln 
musste,  weil  grade  am  Reichshofe  die  Regeln  (dt  das  Verfahren 
in  land'  und  lehnrechtlichen  Sachen  so  häufig  in  einem  nnd 
demselben  Rechtsstreit  zur  Anwendung  kommen  mussten,  dass 
sich  schliesslich  ein  Verfahren  für  alle  Arten  der  Civilrechts- 
pflege  entwickelte.  Im  Einzelnen  gestaltet  sich  nun  das  Exekations- 
verfahren  in  folgender  Weise. 

Hat  der  Kläger  seine  Klage  mit  Recht  vollführt,  so  stellt 
er  den  Autrag,    dass   ihm   Anleite   ertheilt  werde   und  benennt 


>)  Meibom  a.  a.  O^  S.  71-97. 
«)  A.  a.  O.  S   56  fgg.,  S.  76. 
»;  Vgl.  Meibom  S.  70  fg. 
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zugleich  denjenigen,  darch  welchen  er  dieselbe  vollstreckt  zu 
sehen  wttnscht  ^).  Findet  das  Gericht,  dass  die  Klage  soweit 
verfolgt  worden,  um  den  Antrag  als  begründet  erscheinen  zu 
lassen,  so  ergeht  ein  Urtheil,  dass  die  Anleite  zu  vollziehen,  und 
der  Richter  ertheilt  dem  von  dem  Kläger  vorgeschlagenen  An- 
leiter  den  Befehl,  dieselbe  zu  vollstrecken: 

1255.  Adolf  Graf  von  Waldeck,  iusticiarius  reipublicae,  an 
Marquard,  Schultheiss  zu  Oppenheim.  Cum  —  decanns  et  ca- 
pitulum  S.  Gereonis  in  Col.  super  iniuriis  suis  in  Nackheim 
deposuerint  multiplices  querimonias  coram  nobis  ac  nos  —  domino 
de  Hoenfels,  ut  super  instantias  ipsorum  staret  iuri,  frustra 
direxerimu^  litteras  regias  et  mandatnm,  —  premissos  dec.  et 
capit.  misimns  in  possessionem  bonorum  suorum  in  Nackheim. 
Mandantes  itaque  tibi  sculteto,  —  quatinus  ducas  eos  in  posses- 
sionem eandem  et  nomine  regio  celsitudinis  conserves  inductos  '). 

1281.  König  Rudolf  an  den  Bischof  J.  von  Kamerik  — 
quatinus  visis  praesentibus  ad  principaliora  loca  praenominatarum 
terrarum  accedens  et  tuam  praesentiam  eis  exhibens  personalem 
—  saepedictum  Joh.  comitem  sive  certum  procuratorem  ipsius  — 
in  corporalem  possessionem  —  indncas  —  *). 

1293.  Johann  von  Chalon  erstreitet  das  Urtheil:  quod  deberet 
mitti  per  comitem  palatinum  Burgundiae  in  possessionem  —  et 
missus  manuteneri  contra  quoslibet  et  defendi.  Qua  sententia 
810  lata  —  comes  —  nostrum  in  se  recipiens  mandatum,  legaliter 
promisit  fideliter,  quod  —  Johannem  —  in  possessionem  mitteret, 
manuteneret  et  missum  defenderet  bona  fide  *'). 

1300.  Nicolaus  von  Wartenfels:,  Hofrichter,  an  den  Grafen 
von  Rinach.  —  gebnt  euch,  dass  ir  Lut.  von  Regensperg  —  an- 
leitet nach  rechte  nf  den  halben  teil  des  hofes  zu  lUenfurth  — , 
daran  in  irret  grave  Diebalt  von  Pfurte  der  alte  mit  gewalte  on 

1)  Landfriede  von  1298  (legg.  482,  Boehlan  S.  48):  Wir  setzen 
and  gepieten,  wer  sein  cUg  mit  reht  vollfurt,  das  im  anlaite  erteilet  wirt 
aaff  die  lawt  oder  auf  die  gut,  darauf  er  geclagt  hat,  das  der  ricbter 
einen  anlaiter  geb,  den  er  vordert. 

*)  Guden:  cod.  dipl.  Mog.  I.  651,  Harppreeht  I.  96. 

>)  Vgl.  oben  Bd.  I.  S.  157  und  die  Urkunden  bei  Lünig:  cod.  Germ, 
dipl.  II.  2415,  31. 

*)  Ficker:  acta  sei.  378. 
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rechte,  uud  sullent  in  anlaiten  nach  rechte,  swas  er  oaeh  wiset 
uf  graven  D.  gut  unib  500  markhe  Silbers,  darumbe  er  van  ihm 
mit  unrecht  ze  schaden  ist  khomen,  and  sullct  in  anleiteo  nach 
rechte,  swa  er  ouch  wiset  uf  des  vorgen.  —  gut  umbe  600 
markhe  Silbers,  darumbe  er  in  ansprichet  von  einer  schulde 
wegen.     Und  tuet  ir  des  nut,  man  richtet  von  uch  nach  rechte')* 

1324.  Berthold  von  Graispach,  index  specialiter  deputatus, 
an  Gerhard  von  Landskron.  Mandamus  —  quatenus  prefatum 
Arnoldum,  actorem,  in  possessionem  bonorum  ipsius  rei,  qne 
vobis  dcsignaverit,  inducatis,  ea  sibi  in  predicta  summa  (1000 
Mark  Silber)  assignando,  tenenda,  donec  idem  reus  ea  recuperet 
legitima  via  iuris.  Insuper  vobis  -mandamus  auctoritat^  iadiciaria, 
quatenus  premissnm  actorem  inducere  'velitis  in  possessionem 
bonorum  in  B.  et  N.,  que  dicuntur  bona  illins  de  B.  (des 
Klägers),  que  bona  predictus  reus  sibi  subtraxit  sine  aliqua 
iusticia  sive  iure.  In  quibus  si  negligens  extiteritis,  contra  vos, 
prout  iuris  ordo  dictaverit,  procedemus  ^). 

1357.  Der  Hofrichter  Przimislaus  von  Teschen  an  Arnold 
von  Rybelen.  Wir  gebiten  dir  von  gerichtis  wegen  — ,  daz  du 
an  widerred  anleitest  Ludwigen  K.  uf  graven  Johans  van  Cleve 
gut  umb  zwei  hundert  tusent  march  lotigs  silber  minner  oder 
mer:  uf  der  scheppfen  und  uf  der  burger  gut  gemeinlicben  20 
Cleve,  Wesel  — ,  umb  hundert  tusent  march  lotigs  silber  minner 
oder  mer.  Das  ist  uf  alles  ir  gut,  eygeu  und  leben,  varents 
und  ligents,  besuht  und  unbesuht,  wa  du  sin  bewist  wirst.  Wau 
er  es  uf  si  erclayt  hat  an  herren  A.  (Arndts  Herrn  von  Rummen 
und  Quadbeck)  stat,  als  reht  ist.  Du  solt  in  auch  anleiten  uf 
denselben  guten  mit  dem  rehte  dry  tag  und  sechs  wochen,  den 
guten  an  schaden.  Tetcst  du  des  niht,  wir  rihten  darunib  zu 
dir  als  reht  ist^). 

1408;  Der  Hofrichter  Engelhard  zu  Weinsberg  an  Hans 
Mengersreuter.  —  tun  dir  kunt  — ,  das  die  —  burggraven  zu 
Nürnberg  uf  die  slosse  Olzniz,  —  und  Tierszheim  und  uff  alles, 
das  darin  und  darzu  gehöret,  es  sey  herrscbeffte,  mannscfaeffte, 
lehenscheflfte,    wildpenne,    czolle,   geleyte,    landgerichte,  gerichle, 

>)  Herrgott:  gen.  Habsbg.  II,  584. 

«)  Guden:  1.  c.  II.  1026,  Harpprecht  I.  98, 

*)  Lacomblet  III.  S.  478  fg.  n» 
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mttnze,  vogtyen,  geistlich  und  werntlich,  merckte,  dörffore,  wylere, 
erbe,  eygen,  lehen,  pfandscbeffte,  zinsze,  gülte,  rente,  czehenden, 
hnszere,  faove,  eclcerc,  wiesene,  weide,  liolzer,  wasser,  weyer, 
wanne,  weide,  Int  oder  güttere,  besuchtz  und  anbesnchtz,  nichtz 
ussgeuommen  —  amb  2000  marcke  goltz  minner  oder  mere,  und 
oucb  nf  alle  und  iegliche  eygene  gttttißre  und  habe,  es  sey  stette, 

slosse besuchtz  und  unbesucfatz,  nichts  uszgenommen,  dye 

sy  von  erbes  wegen  von  dem  marggraven  Wilhelm,  irem  obeim, 
Uferstorben  und  angefallen  sind,  —  so  verre  geclaget  haben,  das 
in  anleyte  doruf  zu  tund  erteylet  ist,  als  recht  ist.  Darumb  — 
von  hoffgerichtes  wegen  gebieten  wir  dir ,  das  du  —  die- 
selben —  uff  die  vorgenante  slosse,  zugehörunge,  stete,  dörffere, 
herrscheffte  und  alle  und  igliche  andere  vorgesohrieben  stücke 
umb  die  vorgenannte  summe  anleyten  sollest  als  recht  ist,  doch 
unschedlich  doran  allen  den,  die  das  zu  verantworten  meynen, 
sechs  Wochen  und  drey  tage,  die  nach  dem  tage,  als  du  solche 
anleite  getan  hast,  an  einander  kummen  werden;  wann  tust  du 
das  nicht,  man  rieht  darumb  zu  dir,  als  des  hoffgerichtes 
recht  ist  ^). 

Ueber  die  Ausfahrung  dieses  Auftrages  bestimmte  der  Land- 
friede  König  Albrechts:  und  sol  im  der  anlaiter  die  anlaite  geben 
mit  des  nächsten  richters  poten,  do  die  anleite  geschehen  ist 
(Legg.  482,  Boehlau  48).  Urkundlich  ist  aber  von  einer  Mit- 
wirkung des  Gerichtsboten  nichts  bekannt;  die  uns  erhaltenen 
Berichte  der  Anleiter  sprechen  vielmehr  fiberall  davon,  dass 
letzterer  in  eigener.  Person  den  Auftrag  des  Gerichts  vollzogen 
habe.  Bei  den  königlichen  Landgerichten  wurde  dagegen  die 
Thätigkeit  des  Gerichtsboten  in  höherem  Masse  in  Anspruch  ge- 
nommen, wie  z.  B.  die  aus  dem  14.  oder  15.  Jahrhundert 
stammende  Ordnung  des  Hofgerichts  zu  Rotweil  bestimmte  ^} : 
Welcher  in  acht  ist,  auff  des  gütter  mag  der  kläger  anlait  nemen ; 

»)  Mou.  Zoller.  VI.  S.  524  fg.  Andere  Anleitebriefe  vgl.  noch: 
Diplom.  Mog.  480,  86,  —  Lünig:  R.  A.  XXIII.  1424,  —  bist.  Nor. 
dipl.  Nr.  284,  —  Senckenberg:  de  «ig.  S.  357,  —  Zauger:  de  exe. 
1479,  —  Eetor:  de  iud.  princ.  S.  XVI,  —  Schreiber;  ürkdb.  I.  459. 

•)  Pars  X  tit.  1,  (In  der  Auegabe  von  Faul  M.  Wehner,  Frankfurt 
1610,  S.  299).  Ueber  diese  Gerichtsordnung  vgl.  Stobbe:  Recbtsquellen 
U.  S.  264  fgg. 
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dieselbigen  gütter  soll  er  eigentlichen  angeben;  alsdann  so  ma- 
chet ihm  der  hofschreibcr  einen  anlaitbrief,  darin  setzet  er  ihm 
einen  anlaiter:  das  ist  der  urtheilsprecher  einen  des  bofgerichts, 
welchen  er  da  will,  und  zeichnet  die  stück  und  gttter  alle  in 
einen  zettel;  solchen  anlaitbrief  nimpt  des  hofgerichts  geschwor- 
ner  bot  und  geht  damit  za  dem  anlaiter  und  heist  ihm  gewalt 
geben  zum  anlaiten;  also  gibt  der  anleiter  ihm  gewalt;  so  gibt 
der  bot  dem  kläger  oder  einem  klagführer  oder  procnrator  den 
anlaitbrief  wieder  und  lauft  mit  dem'  anlaitzettel  an  die  ende, 
da  das  gut  gelegen  ist,  und  gibt  die  von  ihm  denen,  die  das 
gut  oder  gütter  innhaben  oder  bawen,  und  ob  die  niemand  achtet, 
so  gibt  er  die  zettel  dem  obersten  amptmann  des  orts,  da  die 
gütter  gelegen  sein;  er  gib^t  auch  ein  anlaitzettel,  darin  die 
gütter  begriffen  seyn,  dem  echter,  auf  des  gütter  man  anlaitet 

Die  Anleite  stellt  sich  dar  als  eine  vorläufige  Beschlag 
nähme  gewisser  Güter  des  Verklagten  zum  Zweck  der  Sicher 
Stellung  des  Klägers.  Sie  entspricht  also  der  bei  anderen  Ge- 
richten üblichen  Fronung  des  Grundeigenthums  ^),  nur  nahm 
nicht  das  Gericht  selbst  das  Gut  in  Verwahrung,  sondern  der 
Kläger  wurde,  wenigstens  nach  älterem  Recht,  in  den  Besitz  des- 
selben eingewiesen:  quatinu.s  ducas  eos  in  possessionenn  eandem 
et  conserves  inductos,  —  in  corporalem  possessionem  inducas,  — 
inducere  velitis  in  possessionem  bonorum  (S.  293  fg.).  War 
die  Anleite  in  dieser  Weise  vollstreckt,  so  behielt  zwar  der  Ver- 
klagte die  juristische  Gewere,  der  faktische  Besitz  aber,  eine 
Gewere  in  diesem  Sinne,  ging  auf  den  Kläger  über'),  aber  auch 
nur  der  Besitz,  nicht  das  Recht,  das  Gut  zu  gebrauchen,  die 
Früchte  desselben  zu  ziehen.  Diese  Befugnisse  werden  ihm 
vielmehr  erst  in  einem  späteren  Stadium  des  Exekutionsverfoh- 
rens  eingeräumt,  so  dass  sein  gegenwärtiges  Verhältniss  zum 
Gut  genau  demjenigen  gleich  ist,  welches  nach  sächsischem 
Recht')   die  vorläufige  Einweisung   des  Klägers  in  das  Gut  des 

1)  Vgl.  Meibom:  S.  103  fgg.,  114. 

*)  Meibom  a.  a.  O.  104  fg.,   135  fgg. 

*)  Hierüber  Homeyer:  System  S.  591  fgg.,  Alb  recht  a.  a.  0. 
S.  40  fg.,  Stobbe:  Gewere  459  fg.,  t.  Bar:  BeweisortheU  184  fg.  £i 
ist  nur  zu  bemerken,  dass  dieses  Besitzen  ohne  Fracbtgenass  nichts  dem 
sächsischen  Recht  Eigenthümliches  war,   sondern  nach  allen  deutseben 
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angehorsamen  Verklagten  zar  Folge  hatte:  er  soll  es  halten  „ane 
not  nnde  ane  gelt,  absqae  redditibus'"  (sächs.  Lehnrecht  43  §  1 , 
65  §  21,  Görl.  Lehnrecht  XXV.  29.  A.  Y.  II.  §  29,  Richtsteig 
Lehnrechts  10  §  5),  welchem  Ausdruck  es  entsprechen  möchte, 
wenn  in  den  Urkunden  des  Hofgertchts  gesagt  wird,  die  Anleite 
solle  geschehen  den  „Gfltern  ohne  Schaden*'  ^}.  Wurde  der  Kläger 
mit  Gewalt  des  Besitzes  entsetzt,  so  hinderte  ihn  das  nicht, 
weitere  £xekutionsanträge  zu  stellen,  immer  vorausgesetzt,  dass 
der  Verklagte  nicht  innerhalb  der  dafilr  bestimmten  Frist  das 
Gut  rechtlich  verantwortete^}. 

Ueberhaupt  aber,  konnte  die  Anleite  nur  in  der  eben  ange- 
gebenen W^ise  vollstreckt  werden  ?  Für  die  ältere  Zeit  lässt  sich 
die  Frage  mit  einiger  Zuverlässigkeit  nicht  beantworten,  seit 
dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  aber  nahm  das  Verfahren,  all- 
mälig:  wie  es  scheint,  einen  anderen  Charakter  an  und  gestal- 
tete sich  schliesslich  so,  dass  der  Verklagte  nicht  nur  die  6e- 
were,  sondern  auch  den  Besitz  des  gefronten  Gutes  behielt,  die 
Anleite  also  nur  die  Wirkungen  eines  gerichtlichen  Veräusse- 
rangsverbots  behauptete.  Man  ersieht  nicht  klar,  wie  sich  die 
Praxis  in  dieser  Beziehung  entwickelte.  Möglich,  dass  beide 
Verfahrungsarten  von  Anfang  an  am  Hofgericht  ttblich  waren. 
Im  13.  Jahrhundert  zeigte  es  sich  deutlich,  dass  die  vom  Ge- 
richt angeordnete  Einweisung  in  den  Besitz  nicht  immer  aus- 
führbar war,  dass  sie  insbesondere  gegen  die  mächtigeren  Grossen 
nicht  vollstreckt  werden  konnte,  wenn  nicht  der  König  seinen 
Befehlen  mit  Heeresmacht  den  nöthigen  Nachdruck  verlieh'). 
'Man  gab  nun  unzweifelhaft  die  wirkliche  Einsetzung  in  den 
Besitz  als  Zweck  der  Anleite  nicht  sofort  auf  —  sie  wird  z.  B. 


Recbtsquellen  das  regelmässige  Verhältniss  des  Gläubigers  zu  den  ge- 
fronten Sachen  im  ersten  Stadium  der  Exekution  darstellt. 

»)  Vgl.  SS.  B.  Estor  a.  a.  O.  S.  XVII.,  —  Senckenberg:  de  sig. 
357,  —  Lacomblet  III.  479,  —  Schreiber  I.  461  (denselben  gutem 
in  der  zyt  an  schaden). 

*)  Ueber  einen  solchen  Fall  vgl.  die  Urkde  bei  Herrgott:  gen. 
H.  II.  584.  * 

')  Sehr  anschaulich  wird  dies  nach  den  Urkunden  über  das  Ver- 
fahren gegen  Wido  von  Flandern,  welches  ich  Bd.  I  S.  157  fgg.  dar- 
gestellt habe. 
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1324  nach  der  Urkunde  S.  294  N.  2  noch  ausdrücklich  gefor- 
dert — ,  aber  man  half  sich,  wenn  Kläger  nicht  zum  Besitz  der 
Güter  gelangen  konnte,  die  Anleite  jedoch  gehörig  verkündet 
war,  mit  der  Fiction  der  vollzogenen  Einweisung.  So  geschah 
es  namentlich  in  dem  eben  erwähnten  Prozessum  Reichsflandem ; 
der  mit  der  Anleite  beauftragte  Bischof  von  Kamerik  begiebt 
sich  mit  einem  Bevollmächtigten  des  Klägers  an  einzelne  Orte 
in  den  diesem  letzteren  zugesprochenen  Ländern,  verkündet  dort 
die  Befehle  des  Königs  und  auf  Grund  dieser  Handlungen  wird 
nun  angenommen,  der  Kläger  sei  in  den  Besitz  gesetzt  worden; 
der  Bischof  sagt:  in  possessionem  misimus  corporalem,  und  Jo- 
hann von  Avesncs  behauptet  später  selbst,  er  sei  durch  den 
Anlciter  in  Besitz  gesetzt  worden  (Bd.  I  S.  158  Note  3:  in 
quarum  possessionem  —  missus  fuit),  aber  der  Verklagte  habe 
ihn  gehindert,  qnominus  libere,  quiete  ac  utiliter  possideret  ter- 
ram.  Einen  Schritt  weiter  ging  dann  die  Uebung,  indem  sie 
für  den  Vollzug  der  Anleite  die  Einweisung  in  den  Besitz  über- 
haupt nicht  mehr  forderte;  sondern  es  für  genügend  erachtete, 
wenn  die  Fronung  des  Gutes  nur  durch  ein  symbolisches  Zeichen 
angedeutet  wurde;  so  wird  z.  B.  1358  eine  Anleite  auf  das  ge- 
rammte Gut  der  Bürgerschaft  von  Freiburg  im  Breisgan  dadurch 
vollzogen ,  dass  der  Anleiter  zwei  Späne  aus  zwei  Thoren  der 
Stadt  aushieb^),  und  1375  wird  auf  das  Gut  der  Stadt  und  Bür- 
gerschaft zu  Köln  ebenfalls  in  der  Weise  angeleitet,  dass  man 
einen  Span  aus  der  Stadtpforte  schnitt  und  dem  Kläger  fiber- 
Handte^).  Endlich  wird  man  auch  diese  symbolische  Handlung 
nicht  mehr  für  noth wendig  gehalten  haben,  sondern  es  galt  für 
ausreichend,  wenn  dem  Verklagten  oder  seinem  Vertreter  die 
Anleite  gehörig  bekannt  gemacht  und  er  zur  Verantwortoog  des 
Gutes  aufgefordert  wurde.  So  war  es  im  15.  Jahrhundert  bei 
dem  Hofgericht  zu  Rotweil  nach  der  angeführten  Ordnung:  und 
wann  sechs  wocben  drey  tag  und  mehr,  nachdem  die  anleit  ver- 
künt  wirdt,  vergüudt  (vergehen),  ist  dann,  dass  die  anleitin  dar- 
zwischcn  mit  recht  nit  versprochen  noch  verantwort  wirdt,  so 
wirdt    ein    aulaitbesitzungsbrieff   übej;  den    anlaitbrieff  gemacht, 


1)  Schreiber:  Urkdb.  I.  460. 
S)  Lacomblet  III.  2.  672. 
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den  der  anlaiter  besiglen  und  auff  seyu  eydt  sagen  soll,  dass  der 
klägcr  die  aulaitin  soviel  zeit  als  vor  begriffen  ist,  unversprochent- 
lieh  bei  guten  gerichten  besessen  hab;  solcher  bricff  wirdt 
vor  offnem  gericht  verlesen  ond  fordert  darauff  der  kläger  oder 
sein  klagftlhrer  und  procurator  fOro  gericht^  so  wirdt  ertheilt, 
dass  man  ihm  furo  richten  soll:  also  wird  dannzumal  ein  nütz- 
licher gewehrbricff  gemacht  von  dem  hoffgericht  und  einem  an- 
dern urtheilsprecher  des  hoffgerichts  hotten,  dass  er  den  kläger 
derauf  in  nützliche  gewehr  setzet*).  Die  erkannte  Anleite  wurde 
also  dem  Verklagten  durch  den  Anleiter  nur  bekannt  gemacht; 
dagej^cn  konnte  dann  innerhalb  gehöriger  Frist  Einspruch  er- 
hoben werden,  geschah  dies  aber  nicht,  so  wurde  auf  weiteren 
Antrag  des  Klägers  die  Nutzgewere  ertheilt.  Dasselbe  Verfah- 
ren fand  im  15.  Jahrhundert  am  kaiserlichen  Landgericht  des 
Bnrggrafthums  Nürnberg  statt:  —  an  dem  landgericht  sorraan 
auch  haben  zween  anleitter;  —  die  sollen  anleiten  gen  dem 
beclagten,  da  es  mit  urteil  erkant  wurt,  under  äugen  oder  an 
offner  kantzell  in  des  beclagten  pfarkirchen  mit  einem  anleit- 
brieff,  der  im  ausz  dem  landt^ericht  geben  wurt,  das  derselbe  in 
6  Wochen  und  3  tagen  auff  das  nechst  landgericht,  das  nach- 
volget,  sich  gegen  dem  clager  verantwurtte  und  wo  er  des  iiit 
thue,  so  werd  man  dem  clager  vollung  zu  seinem  gutt  erkennen 
und  geben;  —  wenn  dan  die  6  w.  und  3  t.  ausz  sein,  so  sol 
derselb  anleiter,  der  die  anleit  vcrkünt  hat,  vor  gericht  auff  sein 
aid  sagen,  wohin  und  wen  er  die  anlait  thun  habund  die  anleit> 
Zettel  —  für  landgericht  bringen;  fint  sich  dann,  das  die  zeit 
verschinen  ist,  wie  vorstet,  und  kein  antwurter  entgegen  ist,  so 
das  landgericht  auffsten  wil,  alsdann  mag  der  clager  —  fragen 
lassen,  ob  man  im  icht  billich  gen  seinem  widerteill  vollung  er- 
kenn auff  laut  seiner  clag;  das  wurdet  im  erkant^).  Auch  hier 
also  lediglich  Bekanntmachung  der  Anleite,  dann  Nichtverant- 
Worten  des  Gutes  Seitens  des  Verklagten,  endlich  wird  dem 
Klager  ein  Vollungsbrief,  das  ist  eben  die  Nutzgewere  *),  ertheilt. 

»)  P.  X  tit.  1,  a.  a.  ö.  S.  300. 

^  Vogel:  des  Ritters  Ludwig  von  Eyb  des  Aelteren  Aafzeichnuug 
über  das  k.  Landgericht  (Erlangen,  1867)  S.  66  fg. 

*)  Vgl.  das  Formular  eines  solchen  bei  Vogel  S.  77  fgg.  Es  ent- 
spricht genau   den   zahlreichen   Tom  Landgericht  Nürnberg   wirklich  er- 
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Ueber  das  Verfahren  am  Reichshofgericht  fehlt  es  non  freilich 
an  ähnlichen  ausdrücklichen  Bestimmungen,  allein  es  ist  doch 
in  hohem  Grade  wahrscheinlich,  dass  sich  die  Praxis  an  allen 
kaiserlichen  Gferichten  conform  gestaltete,  ja  es  möchte  richtig 
sein,  zu  vermuthen,  dass  sich  die  der  Landgerichte  erst  nach 
der  am  Reichshofe  ühlichen  bildete  und  nicht  umgekehrt  das 
an  den  Landgerichten  beobachtete  Verfahren  von  dem  obersten 
Gerichte  im  Reiche  nachgeahmt  wurde.  Es  wäre  freilich  denkbar, 
dass  am  Hofgerichte  dauernd  verschiedene  Arten  des  Verfahrens 
neben  einander  bestanden  hätten,  dass  es  also  von  den  Umstän- 
den abhängf^  geblieben  wäre,  ob  man  die  Anleite  durch  Ein- 
weisung des  Klägers  in  den  Besitz  oder  nur  durch  Bekannt- 
machung au  den  Verklagten  vollstrecken  sollte.  Allein  ftlr  wahr- 
scheinlich kann  ich  dies  nicht  halten.  Es  ist  namentlich  beach> 
tenswerth,  dass  in  den  Anleitebriefen  der  späteren  Zeit  die  Ein- 
weisung in  den  körperlichen  Besitz  gar  nicht  mehr  erwähnt 
wird  und  es  bei  Ertheilung  der  Nutzgewere  nicht  heisst:  Kläger 
sei  in  das  (jut  eingesetzt  worden,  er  habe  das  Gut  besessen,  dass 
vielmehr  immer  nur  die  Rede  davon  ist,  er  habe  die  Anleite 
recht  und  redlich,  d.  h  ohne  Widerspruch  des  Verklagten^  er- 
sessen^). Genau  dieselbe  Ausdrucksweise  findet  sich  aber  in 
den  Urkunden  sowohl  des  Hofgerichts  zu  Rotweil:  1417  hette 
er  ouch  die  anleiti  uff  den  egenanten  stucken  und  guten  allen 
besessen  als  recht  were^},  als  auch  des  Landgerichts  zu  Nöm- 
berg:  1402  die  anleit  besass  er  nach  recht  mer  dann  sehs 
w.  und  drey  tage,  das  sye  nyemant  versprach  '),  und  man  darf 
daher  mit  Sicherheit  annehmen,  dass  an  allen  diesen  Gerichten 
unter  ;,Besitz  der  Anleite"   dasselbe  Verhältniss  des  Klägers  zu 


gangenen  Urkunden  über  die  Ertheilung  der  Nutzgewere,  von  denen  ich 
aas  den  Mon.  Zollerana  hier  anführe:  IV.  422,  V.  55,  116,  121,  206, 
6,  97,  329,  75,  86,  405,  VI.  143,  208,  96,  611. 

')  Hiiit.  Nor.  dipl.  528,  —  Mon.  Zoll.  I.  510,  HI.  421,  VI.  398, 
571,  — Schneider:  Erbach.Hiator.Urkd  S.  87  und  128,— Schannat: 
htst  Worm.  cod.  prob.  196,—  Eator:  de  iudic.  princ.  S.  XVI.,  Harp* 
p recht  1.  105,  10,  —  Chroniken  der  deutschen  Städte  IV.  170. 

s)  Mon.  Zoll.  VI.  S.  502,  3,  4. 

•)  Z.  B.  Mon.  Zoll.  VI.  S.  143;  ebenso  in  aUen  S.  299  N.  3  an- 
geführten Urkundan  desselben  Gertchta. 
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dem  gefrooten  Gate  verstanden  wurde,  dasjenige  nämlich,  welches 
in  der  Rotweiler  Hofgericfatsordnung  in  der  angegebenen  Weise 
geschildert  ist. 

Als  unzweifelhaft  darf  jedenfalls  gelten,  dass  nicht  sowohl 
der  Besitz  des  Gutes  Seitens  des  Klägers,  als  vielmehr  das 
Nichtverantworten  des  Gutes  Seitens  des  Verklagten  die  noth- 
wendige  Yoraussetzuifg  ftlr  die  Fortsetzung  des  Executionsver- 
fafarens  bildete;  nicht  des  Besitzes,  sondern  des  beharrlichen 
Schweigens  und  Ungehorsams  des  Verklagten  wird  in  jeder  ein> 
zelnen  Urkunde  über  die  Ertheiluug  der  Nutzgewere  gedacht: 
1400  und  das  auch  die  vorgen.  solich  ire  anleyde  uff  dem 
vorgen.  dorffe  etc.  recht  und  redlichen  ersessen  hat  mere  wann 
sechs  Wochen  und  drey  tage,  das  die  uyemand  versprochen  oder 
verantwort  hat^);  1407  das  ouch  der  yczgen.  her  Friedrich 
solich  anleyte  recht  und  redlich  ersessen  hat  mer  dann  sechs 
Wochen  und  dry  tag,  dass  die  egen.  von  Rotemburg  das  nicht 
verentwort  haben  noch  nyemant  von  iren  wegen  verentwort  haben, 
als  des  egen.  hofgerichtes  recht  ist^);  1410  dass  die  vorge- 
nandten  jdden  und  Jüdinnen  das  nicht  verantwort  noch  verspro- 
chen haben  noch  yemand  von  ihrentwegen  als  des  egen.  hofg. 
recht  ist^);  und  sonst  noch  sehr  häufig.  Dieses  Verantworten 
des  Gutes  —  untreden:  Ssp.  I.  70  §  1,  uttien:  Sachs:  Lehn- 
recht 42  §  2,  43  §  1,  65  §  21,  72  §  4,  Richtsteig  Lehnrechts 
10  §  7,  understen:  schwäb.  Lehnrecht  148  b,  donec  idem  rens 
ea  (bona)  recuperet  legitima  via  iuris  (Guden  IL  1027),  se  op- 
ponere  immissioni  (Ennen  und  Eckertz  IIL  41)  —  entspricht 
der  in  den  süddeutschen  Quellen  erwähnten  Lösung  ans  der 
Fronung  und  der  Befreiung  des  Gutes  von  der  provisorischen 
Vertheilung  nach  sächsischem  Recfct^);  die  ihm  dazu  gestattete 
Frist  war,  nach  allen  bereits  angeführten  und  noch  anzuführen- 
den Urkunden,    am   Reichshofe   wie  am  Hofgericht  zu  Rotweil, 


>)  Schneider:  gräflich  Erbaohivche   Historie,  Urkd.  S.   128. 

*)  Mon.  Zoll.  VI.  S.  398. 

*)  Hist.  Nor.  dipl.  S.  528  Nr.  284.  Ebenso  in  alten  Urkunden 
des  Landgerichts  zu  Närnberg. 

^)  Meibom  104,  112,  —  Albrecht  S.  54  fgg.,  —  Homeyer: 
System  593,  —  Stob be  460  fg. 
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am  Landgericht  za  Nflrnberg,  am  Landgericht  zu  Rotenborg^) 
und  an  anderen  Orten  auf  sechs  Wochen  und  drei  Tage  fest> 
gestellt. 

Der  zweite  Abschnitt  des  Verfahrens  wird  damit  eröflFnet 
dass  der  Kläger  nach  Ablanf  dieser  Frist  den  Antrag  stellt,  ihm 
auf  die  Güter  des  Verklagten  Nutzgewere  zn  ertheilen.  Zu 
diesem  Zwecke  beweist  er,  dass  er  gchOrig  angeleitet  worden 
und  die  Anleite  recht  und  redlich  besessen  und  zwar  fahrt  er 
diesen  Beweis  durch  das  Zeugniss  seines  Anleiters^}.  Bei  man- 
chen Gerichten,  z.  B.  in  Rotenburg,  geschah  dies  so,  dass  der 
letztere  selbst  vor  dem  Richter  erschien  und  eidlich  bekundete, 
„an  welcher  statt  und  um  wieviel  er  angeleitet  habe  nnd  wie 
lange  die  anleite  ersessen  sei"^).  Sicherlich  konnte  auch  am 
Reichshofe  in  dieser  Weise  verfahren  werden,  die  Regel  aber 
war,  dass  der  Anleiter  sein  Zeugniss  schriftlich  in  einem  offenen 
Briefe  unter  seinem  Sigel  abgab :  lä&6  wanne  die  egen.  kläger^ 
die  anlait  recht  und  redlichen  besessen  han  -t  als  sie  das  vor 
uns  erzewget  mit  —  ires  anleitters  briefe  und  insigeln  als  recht 
ist*),  —  1407  als  das  vor  uns  in  demselben  hofgericbt  mit 
des  —  anleiters  bricf  und  insigel  recht  und  redlich  bewiset  ist, 
als  recht  ist*),  —  1410  mit  des  anl.  offenem  brief  und  siege! 
auf  deit  eidt,  und  gleichlautend  in  zahlreichen  anderen  Urkunden 
aus  den  verschiedensten  Zeiten  %  Dieses  Verfahren  empfahl 
sich  hauptsächlich  deshalb,  weil  es  für  den  Auleiter  nicht  leicht 
war,  den  Hof  des  Königs  behufs  Berichterstattung  persönlich 
aufzusuchen,   und  wurde,   soviel  wir  wissen,  zuerst'')  durch  Al- 

1)  Vgl.  S.  299  N.  1,2,  die  das.  N.  3  gedachten  Urkdcn  nnd  Bensen: 
Reichsstadt  Rotenburg  S.   165,  M»eiboni  a.  a.  O.  110. 

*)  Ebenso  am  Landgericht  Nürnberg  (S.  299  N.  3)  und  am  Hof- 
gericht zu  Rotweil:  Mon.  Zoll.  I.  502. 

')  Bensen  a.  a.  O.  165. 

*)  Schannat:  bist.  Worm.  cod.  prob.  S.   196. 

»)  Mon.  Zoll.  VC.  398  und  571. 

*)  Hist.  Nor.  dipl.  S.  528,  —  Chroniken  der  deutschen  Städte 
tV.  170,  —  Herrgott  U.  584,  —  Mon.  Zoll.  I.  508,  510,  lH.  421 
und  öfters. 

"^j  In  dem  Prozesse  gegen  Wido  von  Flandern  sendet  der  Anleiter 
/.nerst  schriftlichen  Bericht  über  Ausfuhrnng  seir.es  Anftrags ;  da  aber  der 
Verklagte  die  Richtigkeit  desselben  bestreitet,  beschliesst  das  Gericht,  den 
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brecht  I.  gesetzlich  festgestellt:  und  sol  auch  der  horr  (der  An- 
leiter)  zu  hoff  entpieten  auff  seinen  aid,  das  die  anlaittung  ge- 
schehen se j  an  gevärd  mit  seinem  offen  prief  Gegg.  IL  483 ;  der 
Yon  Böhlaa  S.  48  abgedruckte  Text  hat:  nnd  sol  auch  der 
rihter  her  ze  hof  enbieten  n.  s.  w.;  damit  könnte  nur  der 
Richter  gemeint  sein,  dnrch  dessen  Boten  die  Anleite  geschehen 
sollte,  ich  halte  aber  die  Lesart  nicht  für  richtig,  da  von  Be- 
richten dieses  Richters  urkundlich  nichts  bekannt  ist).  Solche 
Berichte  —  es  sind  die  Auleitbesitzungsbriefe  der  Rotweiler  Hof- 
gerichtsordnung ^)  —  sind  uns  vielfach  erhalten: 

1300.  Der  Graf  von  Rynach  an  den  Hofrichter:  als  mir 
von  hofe  geboten  und  entboten  wart,  das  ich  minen  junckherrn 
L.  V.  R.  anleiti  uf  graven  D.  guet  von  Pfurt,  den  hof  zu  Illen- 
furt  und  was  zu  den  beiden  höret  es  seyen  getwinge,  benne, 
lote  oder  gut,  und  sint  des  dri  tage  und  sechs  wochen  und  mc, 
das  dis  ist  beschehen;  das  (dis)  war  sy,  des  spreche  ich  und 
sagen  es  uf  minen  eyd^). 

1339.  Johann  Burggraf  von  Hammerstein  an  den  Hofrichter: 
Ir  sult  wissen,  also  als  mir  von  gerichte  geboden  wart,  dat  ich 
Conrad  Meckinger  anleyden  solde  von  wegen  hern  G.  hern  zu 
Landschrone  uf  den  walt  zu  R.,  gelegen  in  dem  gerichte  zu 
Hoiugen  under  dem  hern  von  A.  Dat  hau  ich  J.  burchgrave 
von  Hammerstein  gedan  etc.  Und  sagen  uf  minen  eyt,  dat  sich 
dieselve  anleyt  ergangen  hat  me  dan  ses  wochen  unde  dri  tage  ^. 

1358.  Ritter  Klaus  vom  Haus  an  den  Hofrichter  Przimis- 
laus  von  Teschen :  Als  ir  mir  gebotten  haut  von  des  richs  wegep 
umb  graf  Egenen  gutt  von  Friburg,  daz  ich  darumb  anleite  (auf 
das  gut  der  gräfin  Klara  von  Tübingen,  Gräfin  und  Frau  von 
Freiburg,  um  fünftausend  Mark  Silber,  —  auf  des  Grafen  Hein- 
rich von  Hochberg  Gut  um  1000  M.  S.,  —  auf  der  Stadt  Frei- 
burg Gut  um  5000  M.  S.),  solt  ir  wissen,  das  ich  also  angeleit 
han.     Und  hab  ze   Friburg  uf    die    bürg  geanleit   von   der  — 

Anleiter  yorznladeii  oder  durch  Commissarien  vernehmen  au  lassen. 
Bd.  T.  157.  58  fg. 

1)  Vgl.  einen  solchen  bei  Senckenberg:  k.  h.  G.  Nr  Xr.  S.  34. 
Andere  sind  erwähnt  in  den  Mon.  Zoll.  I.  502. 

*)  Herrgott:  «eneal.  Habsb.  II,  Nr.  692  S.  584. 

»)  Uuden:  cod    dipl  Moß.   II.J078. 
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froQwen  Clara  wegen  and  af  alles,  daz  si  hat  in  dem  römischen 
riche,  und  hab  us  der  lein  an  der  bürg  ein  span  nsgehonwen, 
want  die  brug  nfgetzogen  was,  das  ich  zuo  dem  tore  nit  komen 
mochte.  So  han  ich  geanleit  af  die  —  stat  ze  F.  and  af  alles, 
daz  sie  hant  in  dem  römischen  richc,  and  han  zwen  spene  os 
zwein  toreu  der  stat  gehoawen.  (Ebenso  gegen  Heinrich  von 
Hochberg.)  Daz  ich  dis  also  getan  han,  als  hie  yorgeschriben 
stat,  das  sprich  ich  bi  minem  eide,  den  ich  minem  herren  von 
minem  leben  getan  han.  Und  beschach  die  anleit  af  den  zinstag 
nach  — ;  and  des  ze  urkflnde,  senden  ich  üch  die  —  spenc 
mit  disem  brief,  besigelt  mit  minem  eigen  ingesigel  ^). 

Die  weitere  Thatsache,  dass  Verklagter  das  Gat  nicht  ver- 
antwortet habe,  braachte  nicht  besonders  bewiesen  zn  werden, 
es  genügte  die  Dernfang  auf  das  Zeagniss  des  Gerichts;  in  den 
Urkunden  wird  regelmässig  nur  bemerkt,  es  sei  „redlich  far- 
bracht  and  bewyst  als  des  hofgerichtes  recht  ist**,  dass  „die 
nymand  versprochen  oder  verantwort  hat  als  recht  ist*'.  (S.  301 
N.  1—3). 

Wiederum  durch  Urtheil  des  Gerichts^)  wird  nunmehr  der 
Kläger  in  die  Nutzgewere  eingesetzt  und  der  Richter  fertigt  dar- 
über eine  Urkunde  aus,  welche  man  am  Hofgericht  zu  Rotweil 
den  „nutzlich  Gewehrbrief,  —  am  Landgericht  zu  Nürnberg 
„VoUungsbrief*,  —  am  Reichshofe  selbst  „Erfolgbrief*  zu  nennen 
pflegte ').  Solche  Urkunden  sind  uns  in  grosser  Zahl  erhalten  *), 
im  Grossen  und  Ganzen  übereinstimmend,  nur  in  späterer  Zeit 
ausführlicher  und  umständlicher  als  früher. 

Regelmässig  wird  bemerkt,  Kläger  habe  soweit  geklagt,  dass 
ihm  auf  benannte  oder  unbenannte  Güter  des  Verklagten  Anleite 
ertheilt  worden,  die  Anleite  sei  die  nöthige  Zeit  hindurch  er- 
sessen, das  Gut  nicht  werantwortet  worden,  worauf  dann  des 
nun  ergangenen  Urth ei Is  in  folgender  Weise  gedacht  wird: 

1)  Schreiber:  Urkdb.  I.  460,  Geschichte  der  Sudt  II.  169  tgg. 

*)  Ebenio  am  Landgericht  Nürnberg  und  zn  Rotweil. 

')  Vgl.  z.  B.  Schneider  a.  a.  O.  Nr.  73  8.  130,  Mon.  Zoll. 
VI.  400. 

*)  Ausser  den  im  Folgenden  erwähnten  Urkunden  rgl.  noch  Guden: 
sylloge  653,  Sohannat:  hist.  Worm.' cod.  prob.  196,  Schneider:  a. 
a.  O.  Kr.  34  und  83  S.  87  und  138,  Chroniken  der  deotaeheo  Städte 
IV.  170,  Zoepfl:  Rg.  §  127  Note  18. 
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1358.  Wir  Bolka  —  hofrichter  —  sazzen  zu  gerichte, 
da  die  ritter  irteilten  — ,  daz  wir  grafen  E.  von  Friburg  in 
nutz  und  gewere  allir  der  gud  sulden  setzen,  dye  yni  —  sein 
anieiter  von  gerichtes  wegen  geanleit  hatte  als  recht  ist  mer 
denne  dry  tage  und  sechs  wochen  —  uf  markgrafen  H.  von 
Hochberg  vesten — — .  Und  sint  dem  male,  daz  die  ritter  uf 
ir  eide  daz  also  für  ein  recht  gesprochen  und  irteilt  haben,  so 
setzen  wir  den  vorgen.  grafen  yn  nutz  und  in  gewer  allir  der 
gut,  als  die  davor  in  disem  briefe  sint  bcgrifi'en  ^). 

1361.  Der  Hofrichter  Przimislaus  von  Teschen  macht  be- 
kannt, dass  Burggraf  Friedrich  V.  von  Nürnberg  „vor  uns  mit 
gesamptcr  urteil  in  nucz  gewer  geseczt  ist  uf  die  vesten  —  — 
um  fUnftausent  mark  silber  — .  Und  mag  die  selben  erclagten 
gut  angreiifen,  wie  er  wil,  und  sich  der  underziheu  als  ander 
seiner  eygenlichen  gtit"^). 

1363.  Der  Hofrichter  Joh.  Graf  zu  Hardeck  an  alle  Ge- 
treuen  im  Reiche,  dass  der  Herzog  Rudolf  von  Sachsen  „.vor 
uns  mit  gesamenter  urteil  erfolget  und  erclaget  hat  und  euch 
mit  rechter  clage  in  nutz  und  in  gewer  gesetzet  ist  —  auf  das 
Uerzogthura  Lüneburg  —  und  auf  Lauenburg  — ,  das  er  sich 
dersclbin  hertzogthumen ,  herschefften,  gutern  und  allen  iren  zu- 
gehorungen  mag  underwinden  und  die  haben  und  besitzen  und 
auch  dormite  on  bindcrnisse  tun  und  lassen  als  mit  andern 
sinen  eygenlichen  gntern"^). 

1365.  Herzog  Friedrich  von  Teck  bezeugt,  dass  die  Be- 
vollmächtigten des  Herzogs  Rudolf  von  Oesterreich  „ervollet  und 
erclaget  haben  und  auch  mit  rechter  clag  und  urtheil  in  nutz 
und  gewehr  gesetzt  sein  auf  — .  Davon  setzen  wir  den  —  als 
ertheilt  ist  von  gerichts  wegen  —  mit  crafft  dies  bricfs  in  nutz- 
gewehr  — ,  das  sy  sich  der  vorgeschriben  herschafft  mügen  un- 
derziehen  als  ander  ihr  guet'**). 

1367.  Ebenfalls  Friedrich  von  Teck.  Zunächst  gleichlau- 
tend mit  den  vorhergehenden  Urkunden,  dann  aber:  „Im  ist 
auch  vor  uns  mit  gesambter  urteil  erteilt,   das  er  mit  derselben 


*}  Schreiber  I.  401  fg. 
«)  Mon.  Zoll.  IIL  421. 
»)  Sudendorf:  B.-L.  111.  122. 
*)  Harpprecht  1.  105:  Ebenso  1366  daselbst  110. 
Franklin,  Keichshofgeriokt.   II.  20 
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Stadt  (Passau)  und  iren  gütern  -*-  mag  thoa  und  lassen  mit  ver- 
setzen, verkauffen,  kehren  and  wenden  ewiglich  als  ander 
eigen  gut  des  gotteshaases  zu  Pazzowe*'^}. 

1384.  Johann  Landgraf  zn  Lenehtenberg.  —  „also  seczen 
wir  den  in  nnczgewer — mit  craft  diss  briefe,  also  daz  er  domit 
ton  nnd  lazzen  mag,  keren  und  wenden,  nach  seinem  besten 
willen  als  mit  andern  seinen  eygentlichen  gnten''^. 

1407,  Engelhard  Herr  zu  Winsperg.  „—  wann  nu  dommb 
(dem  Burggrafen  Friedrich  von  Nflrnberg)  alle  nnd  igliche  vor- 
genant  der  von  Rotenburg  gütere  und  habe  —  mit  rechter  or- 
teyle  zugeteylet  sind  nnd  er  onch  der  mit  rechter  urteylein  nnczlich 
gewere  geseczet  ist,  als  recht  ist,  also  das  er  die  erclagt,  erlanget 
nnd  ervolget  haben  sol,  das  kein  laugen  mer  dafür  ge- 
höret'), und  das  er  die  ouch  innemen  und  furbassmere  inne- 
haben, beseczen,  entseczen,  messen,  verkouffen,  verseczen  oder 
hingeben  und  damit  tun  und  lassen  möge,  was  im  f&glich  ist, 
als  mit  anderm  sinem  eigenlichen  gute,  als  vil  und  als 
lange  bis  das  im  die  egenant  summe  (1000  Mark  Goldes)  ge- 
rieht  und  beczalet  ist:  dorumb  —  seczen  wir  ouch  also  in  crafft 
diss  briefs  denselben  —  in  nuczlich  gewere  der  vorgeschribeD 
gutere  und  habe^'^). 

1409.  Derselbe  |Io(richter,  „—  wann  nu  darumb  den  vor- 
genanten herm  -rr  die  schlösse,  stette  u.  s.  w.  ziigeteilet  sind 
nnd  sy  onch  der  mit  rechter  orteyle  in  nnzlich  gewere  gesezet 
sind,  also  das  kein  langen  fflrbasz  mer  dafür  gehören  sol 
nnd  das  sy  die  ouch  furbasz  mere  angreiffien,  innemen,  inneha- 
ben, nyessen,  besezen,  entsezen,  verkouffen,  versezen  oder  hin- 
geben nnd  damit  tun  und  lassen  mügen,  was  in  Atglich  ist,  als 
mit  andern  iren  eigentlichen  guten,  on  allermennlgUchs 
nnd  eins  yglichen  hindemusse,  irrunge  und  widersprechen,  als 
viel  und  als  lange  bisz  in  die  vorgenannte  beede  summen  genz- 


>)  Mon.  Böica  XXVIII.  2.  439. 
*)  Mon.  Zoll.  y.  I4ö. 

')   Dieselbe   Bestimmung   in   allen   Urknnden    des  Landgeriebti   so 
Nürnberg. 

«)  Mon.  Zoll.  VI.  39S  fg. 
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lieh  und  gar  gericht  nnd  bezahlet  aind:  daromb  *-  sezen  wir 
onch  —  dieselbea  —  in  aazlich  gewere  derselben  scfeloese  — '*  ^). 

1417«  Graf  CKlniher  von  Schwarzbarg.  Zwei  in  den  ent- 
scheidenden Stellen  gleichlanteode  Urkunden  mit  nar  geringen 
Abweichungen  in  den  Worten:  wann  nn  darumb  dem  vorgenan- 
ten  —  die  guter  —  mit  rechter  urteil  zugeteilt  aind  und  er  der 
auch  in  nuczlich  gewere  gesetset  ist,  also  das  derselb  —  die 
erlangt,  erclagl,  ervolgt  und  erwnnnen  haben  sol,  daz  kein  langen 
fiirbaz  dafür  gehören  sol  und  das  er  —  domit  tun  und  lassen 
möge  —  als  mit  andern  sinen  eygentlichen  guten  — 
aisvil  und  aislang  etc.  — ''  ^). 

Sachlich  stimmen  hiermit  auch  die  Nutzgewerbriefe  des 
Ho^erichts  zu  Rotweil  und  des  Landgerichts  zu  Nürnberg 
ftberein,  z.  B.: 

Botweil  1417.  Kläger  fuhrt  aus,  er  hätte  die  Anleite  auf 
den  in  der  Urkunde  erwähnten  Gtttem  mit  allen  ihren  Rechten 
BBd  Zugehörungen  besessen  als  Recht  wäre;  Und  darnach  do 
wnrde  im  ertailt,  das  man  in  daruf  setzen  sott  in  nützlich  gewer 
und  im  schirmer  darfiber  geben  solt.  Und  des  wurde  euch  er 
also  daruf  gesetzt  in  nützlich  g.  und  hetti  euch  er  die  nutz- 
lich gewer  uf  denselben  stucken  und  guten  allen  mit  allen 
iren  rechten  besessen  als  recht  were  nnd  zeugt  euch  er  dez 
allez  gut  redlich  versigelt  brief,  das  4is  alles  also  was').    Und 


^)  Mob.  Zoll.  VI.  571.  Hiermit  fast  wörtlich  nbereioatiauneod 
eioe  Urkunde  von  1409  M  Schneider  a.  ».  O.  Nr.  S3  S.  12S  und  von 
1410  in  der  bist.  Nor.  dipl.  Nr.  2S4  S.  59S. 

*)  Mon.  Zoll  L  5aS  nnd  510.  Pia  »weite  Urkde.  auch  bei  Harp- 
p recht  I.  126. 

*)  Die  Urkunden  des  Reiefaehofee  erwähnen  des  EMitsens  der  Nnts- 
gewere  nieht  und  es  zeigt  sich  hier  eine  bemerkenswertbe  Abweichung 
in  dem  Verfahren  der  beiden  Gerichte.  Das  Nähere  ei^^ibt  die  Hofge- 
riehtsordnung  a.  a.  O.  Wenn  sechs  Wochen  und  drei  Tage  seit  £rthei- 
lang  der  nat»liehen  Gewere  (S.  299  N.  1)  vergangen  sind  und  in  dieser 
Frist  Niemand  die  Gewere  verantwortet  hat,  so  fertigt  der  Anleiter  zum 
Beweise,  ,»dass  die  nntalich  g.  darauf  besessen  sei^,  den  Kläger  einen 
^nützlich  Gewehrbesitzungsbrief**  aus.  Begehrt  Klager  nnn 
weiter  Rechtens  nnd  erscheint  Niemand  .von  Seiten  des  Verklagtes,  so 
wird  jenem  ein  Volgbrief  (wie  ein  solcher  im  Text  mitgetheüt)  and 
ein  Schirm  brief  ertheiK  „Wann  ihm  dann  die  werden,  so  mag  er 
zu  den  guttern  greiffen  nnd  damit  thun  nach  der  brieff  besag.    Man  gibt 

20  * 
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af  das  —  ward  mit  rechtem  gerichte  and  mit  gesamneter  artail, 
als  af  dem  hofe  za  Rotwil  recht  was,  erteilt,  das  —  der  klftger 
—  die  gQter  —  wol  angriffen  sol  und  mag^  es  *sige  mit  ver- 
setzen oder  mit  verkoaffen,  mit  vermachen  oder  mit  hingeben, 
franden  oder  lantlflten,  dnrch  gott  oder  darch  ere,  oder  im  selb 
nnd  sinen  erben  behaben  mag,  und  waz  er  damit  tut  öder  tun 
wil  nn  oder  hienach  in  künftigen  ziiten,  daz  allez  sol  and  mag 
gnt  kraft  und  macht  haben  luterlich,  ainvalteclich  und  ane  alle 
geverde  ^). 

Nfirnberg  1402.  Kläger  hat  mit  seinem  Anleiter  yor  Ge- 
richt bewiesen,  dass  er  die  Anleite  ersessen:  Und  dorumb  ist 
im  Mi  urteil  von  gerichte  geben,  nutz  und  gewere  an  den  vor- 
geschriben  guten  — ,  daz  kein  laugen  mer  dafür  gehöret  ^.  Und 
do  der  obgenante  herre  dieselben  gute  —  also  —  ervollet  hete, 
do  bat  er  mich  fragen  einer  urteil,  ob  yemant  hinter  im  auf 
dieselben  gute  erclagt  und  ervollet,  ob  im  das  wol  biUichen  und 
zu  recht  kein  schaden  bringen  solt,  man  verkfint  im  dann  daz 
vor  zu  hauso;  zu  hofe  oder  untter  äugen  mit  gerichtsbriefen  und 
boten,    also  daz  er  sein  gewar  würde.     Dasselbe  ward  im  er- 


ihm  auch  schirmer  darüber,  wiewil  fursten,  berro,  edelleat  und  statte  er 
darüber  zu  schirmer  begert^*.  (Ein  Schirmbrief  dieses  Gerichts  steht 
bei  Senckenberg:  ▼on  der  k.  h.  G.  Beilagen  S.  105  am  Ende  und  fgg.) 

1)  Mon.  Zoll.  I.  Nr.  ö6S,  69  S.  502  fgg.  Eine  andere  gleichlaa- 
tende  Urkunde  desselben  Gerichts  bei  Senckenberg:  k.  h.  G,  Nr.  XLUc 
S.  103  fgg. 

*)  Auch  am  Landgericht  zu  Nürnberg  war  das  Verfkhren  in  Betreff 
eines  Punktes  anders  als  am  Reichshofe.  War  nämlich  aaf  Antrag  des 
Klägers  Vollnng  erkannt  (S.  399  N.  3),  so  soll  nach  der  Aafseiehnung 
Ludwigs  von  £yb  a.  a.  O.  S.  67  „der  landschreiber  den  voUungsbrief 
nicht  hinausgehen  bisz  anff*  das  nechst  landgerioht  darnach^  so  es  auff- 
stet;  ob  der  beclagt  auf  dasselb  gerlcht  kem  nnd  sein  ehehafit  beweiset, 
wie  recht  ist,  darzn  sol  er  gelassen  werden;  kumpt  aber  nimaats  auf 
dasselbig  gericht,  so  sol  man  im  sein  Teilung  hinausgeben.**  Nach  Ab- 
lauf der  Frist  yon  sechs  Wochen  und  drei  Tagen  ergeht  also  swar  das 
Urtheil,  durch  welches  dem  Kläger  die  Nutzgewere  zugesprochen  wird, 
dasselbe  wird  aber  nicht  sofort  vollstreckt,  sondern  dem  Verklagten  noeh 
bis  zum  nächsten  Landgericht  gestattet,  durch  den  Beweis  echter  Notb 
die  bereits  ausgesprochenen  Nachtheile  seines  Ungehorsams  von  sieh  ab- 
zuwenden. In  den  Urkunden  des  Reichshofgerichts  findet  sich  keine 
Nachricht,  welche  berechtigte,  auf  die  Geltung  eines  ähnlichen  Rechu- 
satzes  zu  schliessen. 
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teilt.  —  Mere  warde  im  erteilt,  was  er,  und  sein  hel£fer  an  den- 
selben seinen  erclagten  guten  —  teten,  doran  solten  sye  nicht 
gefrevelt  haben,  das  sie  wedef  pessern  oder  puessen  solten  gen 
lantfrieden,  lantgerichten  noch  gen  yemants,  nnd  sol  man  dem 
vorgen.  herren — dorüber  zu  schirmer  geben,  wes  er  begert  ^). — 

Ungeachtet  der  grossen  Zahl  solcher  Exekutionsnrtheile  ist 
es  dennoch  nicht  ohne  Schwierigkeiten,  das  Yerhältniss,  in  wel- 
ches der  Gläubiger  nach  dem  Rechte  des  Reichshofes  durch  die 
Ertheilung  der  Nutzgewere  zum  Schuldner  und  zu  den  ihm  zu- 
ertheilten  Gütern  trat,  juristisch  zu  bestimmen.  Ein  Versuch, 
dieses  Yerhältniss  aufzuklären,  ist,  soviel  mir  bekannt,  überhaupt 
nur  einmal  und  zwar  in  allerncuester  Zeit  (Meibom:  Pfandrecht 
S.  113  —  15)  gemacht  worden:  darüber  wird  zuerst  zu  spre- 
chen sein. 

Meibom  betrachtet  die  Anleite  und  die  Ertheilung  der  Nutz- 
gewere ausschliesslich  als  Formen  der  Immobiliarexekution.  Das 
Verfahren  bei  der  letzteren  habe  sich  verschieden  gestaltet  je 
nach  dem  Ziele,  welches  die  Exekution  verfolgte.  Einer  Gruppe 
von  Rechtsquellen  sei  das  eigenthümlich ,  dass  das  Verfahren 
auf  Befriedigung  des  Gläubigers  durch  Zuerkennung  des  gefron- 
ten  Grundstücks  an  Zahlungsstatt  hinauslaufe:  so  nach  dem 
Sachsenspiegel  und  andern  sächsischen  Quellen,  so  auch,  wenn 
gleich  mit  Modifikationen,  das  in  den  fränkischen  Landen  vor- 
kommende Insatz-  oder  Einwerungsverfahren  (S.  105' —  10). 
Nach  diesen  fränkischen  Rechten  findet  sechs  Wochen  und  drei 
Tage  nach  der  Fronung  die  Einweisung  des  Gläubigers  in  den 
Besitz  und  Fruchtgenuss  des  gefronten  Grundstücks  —  die  erste 
Einwerung  —  statt,  nnd  zwar  in  Form  einer  symbolischen  Besitz- 
fibergabe. Dann  folgt  das  Aufbieten  des  Pfandes  und  endlich 
nach  Jahr  und  Tag  die  Uebereignung  des  Pfandes,  die  Einwe- 
rung „zu  besserem  Rechte"  oder  „in  erblicher  Weise"  oder  „in 
eigener  Weise"  (a.  a.  0.  S.  110  —  13).  Mit  diesem  Verfah- 
ren nun  sei  das  am  Hofgericht  übliche  Anieiteverfahren  überein- 
stimmend. Die  Anleite  entspreche,  was  als  richtig  zuzugeben 
ist,  der  Fronung,  —  die  Ertheilung  der  Nutzgewere  jener 


1)   Hon.    Zoll.  VI.    Nr.  145  S.  143.    Zahlreiche   andere  VoUangs- 
brieie  desselben  Gerichts  sind  S.  299  N.  3  angeführt. 


Digitized  by 


Google 


^10^ 

ersten  Einwernng,-  -•-  und  dass  aacb  am  Reichshofe  nach 
Ablauf  von  Jahr  and  Tag  dnrch  einen  abermaligen  Insats 
die  Nntzgewere  in  Eigenthnm  verwandelt  werden  konnte,  wenn 
die  Schuld  nicht  inzwischen  abgetragen  war,  —  dürfe  auch  ohne 
nrkandlichen  Beweis  behauptet  werden,  da  an  der  Identität  der 
Verfahrungsarten  nicht  zu  zweifeln  sei  (S.  114,  15). 

Gegen  diese  ganze  Ausfilhning  sind  aber  die  erheblichsten 
Bedenken  zu  erheben.    Zunächst  ist  zu -erwägen,  dass  dies  An- 
leiteverfahren nicht  gegen   die  Immobilien    allein  gerichtet  ist, 
sondern  dass  es  auch  die  Mobilien  ergreift  ^),  und  man  wird  daher 
von   vornherein  geneigt  sein,  das  Recht  des  Reichshofes  eher 
mit  denjenigen  Rechtsquellen  zu  vergleichen,  nach  welchen  der  Un- 
terschied zwischen  Mobiliar-  und  Immobiliarexekution  verschwin- 
det,   als  mit  jenen,   welche  beide  Arten  der  Exekution  streng 
von  einander  scheiden.   Sodann  erscheint  eine  Oleichstellong  des 
Verfahrens  an  den  einzelnen  Gerichten  des  Reichs  bei  der  bun- 
ten Mannigfaltigkeit  der  Entwicklung  des  Prozesses  in  Einzel- 
heiten sehr  bedenklich  und  kann  nicht  der  bestimmteste  Beweis 
für  die  Gleichartigkeit  hier  und  dort  gefährt  werden,    so  wird 
man  eher  an  eine  flberall  selbständige,  als  an  eine  identische 
Gestaltung  des  Verfahrens   im  Einzelnen  denken  müssen.    Wie 
schon  bemerkt,  hat  sich  aber  grade  das  Exekutionsverfahren  des 
Hofgerichts  in  manchen  Beziehungen   anders  ausgebildet  als  das 
anderer  Gerichte;   es  stimmt  nicht  einmal  Oberall  mit  dem  an 
den  grossen  königlichen  Landgerichten  flblichen  Uberein,  wamm 
soll  es  nun  grade   mit  dem  durchaus  gleichartig  sein,    welche 
jene  partikulären  fränkischen  Rechtsquellen '  schildern  ?   Irgend 
einen  direkten  urkundlichen  Beweis  fftr  diese  Identität  hat  nsn 
nicht  zu  finden  vermocht  und  betrachtet  man  das  Verfahren  im 
Einzelnen,    so  scheint  eher  Alles  gegen  als   fflr  dieselbe  tn 


I)  Um  missverstandliohen  Auffassungen  dieses  hier  nud  früher  wie- 
derholt gebrattchten  Ausdrocks  au  begegnen,  bemerke  ioh  aasdröokUeli, 
dass  ich  nicht  behaopte,  die  dem  Giäiibiger  ao  den  unbeweglicbea  6i- 
tern  ertheilte  juristisohe  Gewere  echliesse  sugleich  die  an  den  beweg- 
lichen Gütern  in  sich  (AI brecht:  Gewere  S.  19 4.  und  dagegen  Stobbe 
§  34);  nar  das  Verfahren  ist  gegen  beide  Arten  des  Vermögens  gemein' 
sehaftlich  gerichtet,  die  Gewere  am  bewegliehen  GnU  wird  dem  Qliobi- 
ger  ansdrncklich  neben  der  an  den  Immobilien  snerkaDat* 
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sprechen.  Nach  jenen  fränkischen  Quellen  gründet  sich  die 
erste  Einwemng  auf  das  Urthcil,  dass  der  Kläger  das  Gut  vom 
Tage  des  Insatzes  an  soll  halten  Jahr  and  Tag:  löst  es  der 
Schuldner  hinnen  dieser  Zeit,  so  wird  es  wieder  sein,  anderen- 
falls soll  sich  der  Kläger  durch  den  Richter  in  das  Gut  lassen 
.setzen  und  weren,  —  damit  vergleiche  man  die  Urtheile,  auf 
welche  sich  die  Einweisung  in  die  Nutzgewere  gründet,  um  den 
durchaus  verschiedenen  Charakter  clieser  beiden  angeblich  iden- 
tischen Akte  zu  erkennen.  Das  nach  fränkischem  Recht  noth- 
wendige  Aufbieten  des  Pfandes  wird  in  den  Quellen  für  den 
Prozess  des  Hofgerichts  nirgend  erwähnt  und  fiir  die  zweite 
Einwerung  nach  Jahr  und  Tag  fehlt  ebenso  jedes  Zeugniss. 
Der  letztere  Umstand  ist  von  besonderer  Bedeutung,  denn  es 
ist  doch  kaum  denkbar,  dass,  wenn  die  Uebereignung  der  ge- 
fronten  Güter  in  der  That  einen  Bestandtheil  des  Exekutions- 
verfahrens am  Reiohshofe  gebildet  hätte,  es  so  durchaus  an 
Nachrichten  über  den  Vollzug  dieses  Aktes  fehlen  sollte:  eine 
grosse  Zahl  von  Anleiteverfügungen,  eine  noch  grössere  von  Er- 
folgbriefen, aber  keine  einzige  Urkunde  über  eine  stattgehabte 
Einwehrung  zu  besserem  Rechte  1  Das  kann  nicht  zufällig  sein 
und  ist  nicht  zufällig;  jener  zweite  Insatz  fand  am  Hofgericht 
nicht  statt  und  konnte  nicht  stattfinden,  weil  schon  die  Er- 
theilung  der  Nutzgewere  denselben  in  sich  schloss.  Denn  nach\ 
fränkischem  Recht  erhält  der  Gläubiger  durch  die  Uebereignung 
das  Recht,  mit  den  Gütern  „vorder  zu  thun  und  zu  laszin  als 
mit  synem  eygin  gude"  oder  „ut  eadem  bona  —  iure  et  ratio- 
nabiliter  possent  vendere  cuicunque  et  ea  alienare  tanquam  pro- 
pria,  prout  ipsis  videretur  pro  suo  commodo  melius  expedire" 
(a.  a.  0.  S.  111,  13).  Diese  Formeln  enthalten  eine  SpeciiUi- 
sirung  der  dem  Gläubiger  nach  Jahr  und  Tag  zugesprochenen 
Eigen thumsbefugnisse,  genau  derselben  Befugnisse,  wel- 
che, wie  die  vorstehenden  Urkunden  zeigen,  am  Hofgericht 
dem  Kläger  schon  durch  die  Ertheilung  der  Nutzge- 
were eingeräumt  werden:  die  Formeln  stimmen  so  durchaus 
mit  den  Erfolgbriefen  überein,  dass  sie  ungeändert  in  letztere 
hätten  aufgenommen  werden  können.  Das  fränkische  Insatz-  , 
und  das  reichsgerichtliche  Anleiteverfahren  waren  also  überall 
nicht  identisch, —  eine  Uebereignung  nach  Jahr  und  Tag  ins- 
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besondere  fand  am  Hofgericht  .nicht  statt,  —  die  Einweisung 
in  die  Nutzgewere  bildete  vielmehr  den  Schlussakt  des  gericht- 
lichen Exekutionsverfahrens  am  Reichshofe. 

Der  zweiten  Hanptgruppe  von  Kechtsquell.en  ist  nach  Mei- 
bom a.  a.  0.  105,  15  eigenthümlich ,  dass  das  Verfahren  den 
Zweck  hat,  den  Gläubiger  durch  den  vermittelst  Versatzes  oder. 
Verkaufs  des  Grundstücks  zu  erlangenden  Gelderlös  zu  befriedi- 
gen. Hierbei  werden  zwei  ,  weitere  Klassen  von  Rechten  unter- 
schieden: diejenigen,  welche  bei  der  Immobiliarexekution  noch 
auf  die  Frist  von  Jahr  und  Tag  Rücksicht  nehmen,  und  dieje- 
nigen, namentlich  süddeutschen,  welche  diese  Rücksicht  nicht 
kennen  und  damit  den  Hauptunterschied  zwischen  Mobiliar-  und 
Immobiliarexekution  fallen  lassen  (S.  121  fgg.);  in  Beziehung 
auf  das  Verfahren  soll  zwischen  den  Quellen  der  letzteren  Art 
auf  der  einen  und  den  fränkischen  Rechten  sowie  dem  Rechte 
des  Reichshofes  auf  der  andern  Seite  überall  keine  Verwandt- 
schaft bestehen  (S.  116). 

Allein  auch  hier  muss  ich,  soweit  es  das  Exekutionsver- 
fahren des  Hofgerichts  betrifft,  Einspruch  erheben  und  möchte 
vielmehr  behaupten,  dass  wenn  man  letzteres  überhaupt  mit  dem 
Prozess  anderer  Gerichte  vergleichen  will,  ein  solcher  Vergleich 
am  ehesten  mit  dem  Exekutionsrecht  jener  süddeutschen  Quellen 
zulässig  erscheint.  Dort  wie  hier  keine  Rücksicht  auf  die  Frist 
von  Jahr  und  Tag,  —  kein  Unterschied  zwischen  Immobiliar- 
und  Mobiliarexekution,  —  kein  Aufbieten  des  gefronten  Grund- 
stücks, —  endlich  dort  wie  hier  nur  zwei  gerichtliche  Verfü- 
gungen (a.  a.  0.  S.  122  fg.):  die  Fronung  (Anleite)  and  die 
Ermächtigung,  das  Grundstück  zu  versetzen  oder  zu  verkaufen 
(die  Ertheilung  der  Nutzgewere).  Dennoch  bin  ich  weit  entfernt, 
eine  Identität  beider  Verfahrungsarten  zu  behaupten.  Es  besteht 
immerhin  ein  wesentlicher  Unterschied  und  dieser  beruht  in  der 
Wirkung  der  zuletzt  erwähnten  zweiten  gerichtlichen  Verfügung. 
Nach  den  süddeutschen  Quellen  nämlich  gewährt  dieselbe  dem 
Gläubiger  zunächst  nur  das  Recht,  die  Grundstücke  zu  versetzen 
oder  zu  verkaufen,  und  erst,  wenn  weder  Verkauf  noch  Versats 
zu  Stande  kömmt,  werden  die  Güter  nach  erfolgter  Sshätzung 
dem  Gläubiger  durch  das  Gericht  als  Eigenthum  zugesprochen 
(a.  a.  0.  125,  42).    Anders  verhält  es  sich  beim  Hofgericht  mit 
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der  Ertheilung  der  Notzge^vere.  Diese  schliesst,  wie  schon  be- 
merkt, eine  Uebereignang  der  Grundstücke  unzweifelhaft  in  sich ; 
der  Kläger  darf  sie  besitzen  und  geniessen  wie  andere  seine 
eigentlichen  Güter,  er  darf  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen 
darüber  verfügen,  es  sind  von  der  Zeit  der  Einweisung  in  die 
Nutzgewere,  wie  die  Quellen  niehrfach  sagen,  seine  Güter ^); 
ausser  anderen  Eigenthumsbefugnissen  hat  er  denn  auch  das 
Recht,  die  Grundstücke  zu  verpfänden  oder  zu  versetzen,  aber 
er  ist  rechtlich  nicht  verbunden,  diese  Versilberung  zu  versu- 
chen, wie  er  nach  den  süddeutschen  Quellen  zu  thun  verpflichtet 
ist.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  am  Hofgericht  von  einer 
Schätzung  und  Ucbereignung  des  Gutes  nach  der  Nutzgewere 
niemals  die  Rede  ist,  daraus  folgt  aber  auch,  dass  das  Rechts- 
verhältniss  des  Gläubigers  an  den  ihm  zuertheilten  Gütern  ein 
anderes  sein  muss,  als  dasjenige  war,  welches  er  nach  den  süd- 
deutschen Quellen  an  den  ihm  nur  zum  Versatz  oder  Verkauf 
gewältigten  Gütern  einnahm.  Und  zwar  ist  dieses  Verhältniss 
nach  den  Urkunden  des  Hofgerichts,  unseren  alleinigen  Quellen, 
in  folgender  Weise  aufzufassen: 

In  Folge  des  Urtheils,  welches  dem  Kläger  die  Nutzgewere 
zuspricht,  verliert  der  Verklagte,  selbst  wenn  er  noch  im 
Besitz  ist  und  vorläufig  auch  im  Besitz  bleibt,  das  Besitzrecht, 
die  Gewere,  wogegen  der  Kläger  eine  juristische  Gewere  er- 
hält^: er  kann  sich  des  Gutes  unterwindeu,  dasselbe  angreifen, 
einnehmen.  Wird  letztere  nunmehr  durch  Ausführung  der  Exe- 
kution realisirt,  d.  h.  gelangt  der  Kläger  in  den  Besitz  des  ihm 
zugetheilten  Gutes,  so  hat  er  an  demselben  eine  Eigenthums- 
gewere,  er  schaltet  und  waltet  mit  seinem  Eigenthum,  wie  es 
ihm  gut  und  nützlich  dünkt.  Zu  Verpfändungen  und  Veräusse- 
rungen  bedarf  er  nicht  der  Genehmigung  des  Gerichts;  er  ver- 


1)  Vgl.  z.  B.  Mon.  Zoll.  I.  609,  II,  HI.  421,  V.  146,  Harp- 
precht  I.  lU. 

*)  In  Beziehung  anf  die  Wirkung  steht  also  die  Ertheilung  der  Nntz- 
gewei«  der  endlichen  Yertheilung  eines  Gutes  nach  sächsischem  Rechte 
gleich.  Homeyer:  System  S.  592,  Stobbe:  Gewere  §.  27  am  Ende. 
Das  „verdelen  aller  ansprake  an  deme  gude*^  bedeutet  nichts  anderes, 
als  dass  der  Verklagte  sein  Recht  am  Gute,  genauer:  die  Gewere  als 
Recht  zu  besitzen,  verliert.     Vgl.  auch  Stobbe  §.  11  am  Ende. 
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äussert  auch  nicht  im  Namen  des  Gerichts  oder  des  Schuldners, 
sondern  er  ver&ussert  seine  eigenen  Sachen^).  Bei  Ertheilnng 
der  Nutzgewere  insbesondere  an  ganzen  Ländern  gelten  alle  dem 
Verklagten  geschworenen  Eide  als  gelöst,  alle  Unterthanen  und 
Lehnsmannen  sind  gehalten,  dem  Kläger  gewärtig  za  sein  und 
ihm  zu  huldigen,  wenn  er  es  fordert,  sie  sollen  ihn  ansehen  als 
ihren  rechten  Herrn  ^.  Der  Verklagte  kann  die  Oflter,  aacfa 
das  bestimmen  die  Quellen  ausdrflcklich,  nicht  mehr  verantwor- 
ten, er  kann  sie  nur  noch  durch  völlige  Befnedigang  des 
Klägers  lösen,  wie  jede  verfilgte  Exekntionsmassregel  in  solcher 
Weise  rflckgängig  gemacht  werden  kann;  in  allen  Fällen  na- 
mentlich, wo  das  Exekntionsurtheil  auf  eine  bestimmte  Summe 
Geldes  lautete,  kann  die  Lösung  nur  durch  Zahlung  der  letz- 
teren —  nicht  etwa  durch  Erbieten  zu  Recht  wegen  der  ur- 
sprflnglichen  Forderung  —  erfolgen  und  bis  zur  Einlösoog  kann 
der  Gläubiger  alle  ihm  aus  der  Uebereignung  des  Gutes  zuste- 
henden Befugnisse  ebenso  ansähen,  als  wenn  der  Vorbehalt  zu 
Gunsten  des  Schuldners  nicht  gemacht  wäre.  Die  Rechte  dritter 
Personen  an  den  dem  Kläger  zugetheilten  Gfltem  können  aller- 
dings, da  ein  Aufgebot  der  letzteren  nicht  stattfietnd,  nicht  ohne 
Weiteres  verloren  gehen,  sondern  dürfen  auch  später  noch  — 
eine  Frist,  innerhalb  der  dies  geschehen  solle,  findet  sich  nir 
gend  bestimmt  —  verfolgt  werden;  der  in  die  Nutzgewer  Ge- 
wiesene hat  aber  in  allen  Fällen,  selbst  wenn  er  noch  nicht  in 
den  Besitz  gelangt  sein  sollte,  die  Stellung  des  Verklagten  und 
braucht  nur  zu  antworten,  wenn  ihm  die  Klage  gehörig  ver- 
kündet worden.  So  schon  1282:  quod  comes  H.,  tamquam  iuris 


')  Anders  überall  da,  wo  nur  eine  Gewaltigong  dei  GsIm  mm  Ver- 
sau oder  Yerkaof  stattfand:  Meibom  U2  fg.,  144. 

*)  Als  1363  dem  Herzog  Rudolf  Ton  Sachsen  die  Nutsg.  auf  die 
Lande  Lüneburg  und  Lanenburg  ertheilt  wurde,  erging  an  alle  die,  welche 
das  Land,  Städte,  Bargen  oder  Dorfer  innehatten,  der  Befehl,  ,,das  sie 
dem  obgen.  hertzogen  von  Sachsen  domite  wartende  ein  und  yn  ooeh 
und  nymand  anders  halden,  nemen  und  haben  vor  einen  reohten  karren 
und  ym  an  Widerrede  hnlden  und  sweren,  wann  er  es  aa  sie  ordert 
oder  ymand  von  s^nen  wegen.  Und  wer  die  weren,  die  des  niebl  en- 
teten— ,  die  weren  und  teten  sere  Widder  des  heiligen  riebe  r•eht^^  Sn* 
dendorf:  B.-L.  III.  Nr.  169  S.  191;  vgl.  auch  die  dasu  gehorlga  Ur- 
kunde bei  Lndewig:  relqq.  X.  Nr.  11  1^. 
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praedictarum  terraram  —  possessor  (die  Güter  waren  ihm  defini- 
tiv znerkannt  worden,  er  konnte  aber  nicht  in  den  faktischen 
Besitz  gelangen),  pro  ipsis  terris— non  actoriS;  sed  rei  debeat 
praesentare  personam,  si  aliqnis  unqnam  hominnm  dixerit  sibi 
ins  competere  in  praedictis  ^) ;  dann  z.  B.  1378:  im  ist  onch 
erteilt,  ob  ieman  äff  die  vorgeschriben  Testen  nnd  gnt  clagen 
wflrde,  daz  sol  im  zn  keinem  schaden  knmen,  es  würd  im  danne 
verknnt  zn  bans,  zu  hof  oder  nnder  angen:  so  mag  er  es  ver- 
antworten ob  er  wii^;  1384:  im  ist  mer  erteilt,  ob  jemant  uff 
dieselben  seinen  erclagten  gnt  elagt  oder  clagen  wolt,  daz  im 
daz  keinen  schaden  brengen  sol,  man  verkündet  im  ez  danne  zu 
hns,  zn  hof  oder  under  angen,  mit  forgeboten  und  brieffen :  daz 
mag  er  verautwurten ,  ob  er  wil');  ebenso  1417:  im  werde  dann 
das  bevor  verkttndet,  als  recht  ist^),  und  öfters. 

Die  Realisirung  der  erkannten  Nutzgewere  blieb  zunächst 
dem  Kläger  selbst  überlassen:  er  konnte  die  ihm  zuerkannten 
Rechte  sofort  an  andere  übertragen  ^),  die  Güter  veräussem,  ohne 
sie  in  Besitz  genommen  zu  haben,  —  er  konnte  aber  auch  den  Ver- 
such machen,  Besitz  nnd  Frucbtgenuss  Ar  sich  zu  erwerben  und 
war  dabei  durch  die  Strafbestimmungen  der  Reichsgesetzgebung 
und  der  Landfrieden  über  Selbsthilfe  und  Eigengewalt  nicht  ge- 
bunden.   Zugleich  wurde  im  Urtheil  bestimmt,  dass  dem  Kläger 


»)  Vgl.  Bd.  I.  S.  160  Note  2. 

*)  Senckenberg:  t.  d.  k.  h.  6.  Beil.  S.  164. 

*)  Mon.  Zoll.  Y.  146. 

*)  Harpprech*  I.  127  am  Ende.  Dieselbe  BestinmiaDg  in  allen 
Vollnngsbriefen  des  Landgerichte  Nürnberg. 

*)  Aof  einen  solchen  Fall  t^ezieht  sich  eine  Urkunde  des  Hofgerichts 
von  1384 1  Mon.  Zoll.  Y.  8.  14d.  Konrad  Czingel  bittet  ein  Urtheil 
darüber :  ob  er  die  ihm  vom  Gericht  ertheilte  Nutsgewere  auf  die  Yesten 
Bebenbnrg,  Hammesfeld  u.  s.  w.  übertragen  dürfe,  wem  er  wolle.  Es 
wird  gefunden:  dies  möge  er  wohl  thun  Er  übertragt  nun  alle  erlangten 
Reehte  auf  den  Burggrafen  Ton  Nürnberg,  welcher  seinerseits  Einweisung 
In  die  Nutsgewere  beantragt  nnd  erhalt.  —  Einen  andern  Fall  von  1387 
siehe  ebendas.  Nr.  236  S.  245  fg.  —  Ebenso  wurde  es  am  Landgericht 
sn  Mümberg  als  zulässig  angesehen,  dass  der  Klager,  welchem  die  Nuta- 
gewere  ertheilt  war,  alle  dadurch  erlangten  Rechte  an  einen  Dritten  ab- 
trat, worauf  letzterem  alle  vom  Gericht  erlassenen  Urkunden  so  bestätigt 
wurden,  als  wären  sie  von  Anfang  an  aaf  seinen  Antrag  erlassen  worden : 
a.  a.  O.  Nr.  150  S.  150  fgg.    Ygl.  das.  Y.  S.  136,  201,  3  fg. 
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von  Gerichts  wegen  Helfer  nnd  Schirmer  gegeben  werden  sollten  ^) 
und  das  Gericht  wies  darauf  bald  bestimmte  Personen,  bald  alle, 
^welche  darnm  angegangen  werden  würden,  an,  dem  Kläger  bei 
der  Ergreifung  und  Fortsetzung  des  Besitzes  an  den  Gütern 
Hilfe  zu  leisten*    Das  Nähere  ergeben  die  Urkunden.* 

1300.  Der  Hofrichter  an  den  Grafen  von  Rynach;  derselbe 
erhält  den  Auftrag :  daz  ir  L.  v.  B.  sezint  in  sin  nuzelicbe  gewer 
und  in  schirmint  nach  rechte  — ;  tunt  ir  daz  nut,  man  richtet 
von  euch  nach  rechte^). 

1358.  Nachdem  Graf  Egeno  von  Freiburg  „in  nutz  und  in 
gewer'*  der  Güter  der  Stadt  Freiburg  u.  s.  w.  gesetzt  worden, 
haben  ihm  „die  ritter  schirmer  irteilet  aller  der,  der  er  gert." 
Der  Hofrichter  ernennt  dazu  den  Herzog  von  Oesterreich,  den 
Pfalzgrafen,  die  Bischöfe  von  Mainz,  Strassburg,  Freising,  Eost- 
nitz,  zahlreiche  Grafen,  Edle  und  Städte  „und  darzu  alle  die, 
die  er  mit  disem  briefe  zu  schirmer  vordirt.  Und  gebieten  euch 
allen  von  gerichts  wegen  —  und  ewir  iglichen  besunder,  daz  ir 
den  egenanten  grafen  Egen  getrüwlich  schirmt  und  im  vestig- 
liehen  bystet  und  beholfen  syt,  wie  oft  er  des  an  euch  vordirt 
und  begeret.  Tet  ir  des  nicht,  wann  es  im  mit  urteil  irteiit 
ist,  wir  richten  zu  euch  als  recht  ist;  wann  wer  in  schirmt,  der 
tut  recht  und  nicht  unrecht^). 

1361.  Der  Hofrichter  Przimislaus  von  Teschen  an  ver- 
schiedene namentlich  bezeichnete  Fürsten  u.  s.  w.  und  an  alle, 
denen  dieser  Brief  gezeigt  werden  würde :  daz  ir  den  —  schirmet 
nüczlich  und  getreulich  —  ]ind  im  auch  ernstlich  darnff  beholffen 
seyt,  wanne  er  ez  an  ewr  einen  oder  iglichen  besunder  vorder!. 
Im  ist  auch  vor  uns  mit  gesampter^  urteil  erteilt,  was  er  und 
alle  sein  helfer  tünde  an  den  selben  erclagten  guten,  daz  si  dar 
au  niht  freveln  wider  dehein  gericht,  geistlichs  oder  wertlichs 
noch  wider  den  landfride*). 

^)  Gleiches  bestimmen  auch  die  Urkunden  des  Landgerichts  Nürnberg, 
ebenfalls  mit  dem  Zusatz,  was  der  Kläger  und  seine  Helfer  an  des  Ver- 
klagten Gütern  tbäten,  daz  sie  daran  nicht  gefrevelt  noch  getan  sollen 
haben,  daz  sie  wedder  pessern  noch  püssen  solten  gen  lantfriden,  laut- 
gerichten,  noch  gen  yemants. 

*)  Herrgott:  gen.  II.  584. 

»)  Schreiber:  ürkdb.  I.  461—63. 

*)  Mon.  Zoll.  m.  421. 
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1384:  die  des  niht  enteten  —  zu  den  wollen  wir  rihten  als 
reht  wer.  Im  ist  auch  erteilt,  was  er  und  alle  sein  helffer  teten 
an  den  obgeschriben  seinen  erclagten  guten»  daz  si  doran  niht 
frefeln  wider  dhein  gerihte,  lantfride  noch  lantgerihte  in  dhein 
weyse  ^). 

1392:  in  allem  Wesentlichen  gleicblantender  Schirmbrief  fQr 
Barsiboi  von  Swinar,  welcher  im  Namen  König  WenzelsT  gegen 
die  Stadt  Angsbnrg  geklagt  hatte  ^). 

1407:  dem  Burggrafen  Friedrich  von  Nürnberg  sollen  zur 
Ausführung  der  Nntzgewere  gegen  Rotembnrg  beholfen  sein  alle 
geistlichen  und  weltlichen  Forsten,  Grafen,  Freie,  Herrn,  Dicnst- 
lente,  Ritter,  Knechte,  Burggrafen,  Landrichter,  Richter,  Amt- 
leute, Bfirgermeister,  Schöffen,  Räthe  und  Gemeinden,  sowie  alle, 
denen  dieser  Brief  vorkommen  würde;  wer  das  nicht  thäte,  gegen 
den  sollte  gerichtet  werden  als  des  Hofgerichts  Recht  ist. 
Im  üebrigen  übereinstimmend  mit  den  vorigen'). 

1409:  im  Wesentlichen  gleichlautend;  zum  Schluss:  was  sy 
und  ire  helffer  —  tun  oder  tun  werden,  dass  sy  daran  nit  freveln 
oder  missetnn  wider  das  heilige  riebe,  noch  wieder  keyner- 
ley  gerichte  —  noch  wider  kein  ander  dinge  in  dhein  wisze*). 
Ebenso  1410,  17  und  in  anderen  Urkunden  aus  früherer  und 
späterer  Zeit*).  Bisweilen  werden  die  Handlungen,  welche  dem 
Kläger  und  seinen  Helfern  straflos  gestattet  sein  sollen,  noch 
näher  angegeben,  z.  B.  in  einem  Urtheil  von  1386:  yn  ist  ouch 
erteilt  mit  gesamter  urteil,  was  sie  alle  oder  yglich  besunder  oder 
alle  ir  helfer  tun  mit  angriffe,  mit  name,*mit  brande,  mit  be- 
kumern  und  mit  allen  Sachen,  wie  man  sie  erdencken  mag,  daz 
sie  daran  nicht  freveln  sulle  noch  unrecht  tuen  in  dheinerweis 
wider  kein  gericht,  zentegericht  oder  lantgericht,  wie  sie  sein 
oder  wo  sie  gelegen  sein^). 

»)  Mon.  Zoll.  V.  146, 

')  Chroniken  der  deutschen  Städte  IV.  170  fg. 

»)  Mon.  Zoll.  VI.  399. 

*)  Mon.  Zoll.  VI.  572. 

»)  Historie  Nor.  dipl.  S.  629,  —  Harpprecht  l.  105,  11,  27,  — 
Mon.  Zoll.  III.  444, —Schneider:  Krbach.  Eist.  ürkd.  Nr.83S.  128, 
^  Guden:  sylloge  S.  653,  — Sadendorf:  B.-L.  III.  S.  122,  —  Wü  rdt- 
wein:  diplom.  Mog.  480  fg.,  486  fgg. 

•)  Schannat:  bist.  Worm.  cod.  prob.  S.  196. 
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In  Gemftssbeit  des  Urtbeils  erUsst  das  Gericht  dann  aber 
aach  noch  besondere  Befehle,  dem  Klfiger  bei  Aasfthmng  des- 
selben behüUlich  zu  sein.  Dabei  tritt  Qberall  das  natOrliche 
Bestreben  hervor,  dem  Klüger  eine  anch  möglichst  wirksame 
Unterstütznng  zn  gewähren:  man  wendet  sich  an  di^'enigen« 
welche  dorch  Macht,  Ansehen  and  Torzngsweise  darch  die  Lage 
ihrer  Herrschaften  geeignet  erscheinen,  auf  den  Yerkhigten  nach- 
drücklich Zwang  anszaflben  and  den  Klfiger  mit  Waffengewalt 
zn  nnterstatzen.  Der  Inhalt  solcher  gerichtlichen  Befehle  ist 
im  Wesentlichen  (Lberall  derselbe,  mögen  sie  nnn  an  einzelne 
Personen  oder  an  eine  grössere  Anzahl  von  Fürsten,  Herrn  nnd 
Stftdte  ergehen  oder  noch  allgemeiner  gefasst  seien.  Als  1407 
dem  Barggrafen  Friedrich  von  Nürnberg  aaf  die  Güter  der  Stadt 
oad  Bürgerschaft  zn  Botembarg  Natzgewere  ertheilt  war,  er- 
gingen solche  Gebotsbriefe  an  die  Bischöfe  von  Eichstftdt  nnd 
Wirzbarg,  an  die  Grafen  von  Hennebeig,  Wertheim  und  Wirttem- 
berg,  sowie  an  viele  Edle  nnd  Herrn  im  Frankenlande  nnd  zwar 
an  jeden  einzeln;  sie  werden  angewiesen,  dem  Klfiger  za  den 
ihm  zagetheilten  Gütern  beholfen  za  sein,  and  ihn  nnd  die 
Seinen  dabei  festigUch  zu  schützen  ond  zu  handhaben,  dem 
heiligen  Reiche,  den  Rechten  and  dem  Hoj(gericht  m  Ehre  ond 
Liebe  ^).  Als  es  sich  dagegen  1363  darnm  handelte,  den  Herzog 
Rodolf  von  Sachsen  in  die  Natzgewere  des  ihm  anerkannten 
Herzogthnms  Lüneburg  zu  setzen,  wendet  sich  der  Hofrichter  in 
einem  gemeinschaftlichen  Mandat  an  die  Erzbischöie  von  Mainz, 
Köln,  Trier,  Magdeborg  and  Bremen,  an  die  Bischöfe  von  Minden, 
Hiidesheim,  Halberstadt,  Münster,  Paderborn,  Osnabrügg,  Schwerin 
nnd  Havelberg,  an  die  Markgrafen  von  Brandenbarg,  die  Herzöge 
von  Pommern  und  Mecklenbnrg,  an  zahlreiche  andere  benannte 
Fürsten,  Grafen  and  Herrn,  sowie  an  alle  bedentenderen  Stfidte 
in  Nord-  and  Ostdeutschland;  nachdem  erwähnt  worden,  dass 
dem  Klfiger  dies  Land  mit  seinen  Zugehörungen  rechtlich  zu- 
erkannt worden,  folgt  die  Zusicherung  der  Straflosigkeit  für  alle 
Handlungen,  welche  der  Herzog  und  seine  Helfer  zur  AasfÜhroDg 
des  Urtbeils  vornehmen  würden,  und  schliesslich  der  Befehl,  dem 
Kläger  in  jeder  Weise  behilflich  zu  sein  *). 

»)  Mon.  Zoll.  VI.  Nr.  3S6,  S7  S,  400  fgg- 

>)  Sadondorf:  B.-L.  IIL  Nr.  IdO  S.   1S2  fgg.     Der  gleiebMitig« 
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Hiermit  endete  die  Thfttigkeit  des  Ho^richts:  ob  das  Urtheil 
anch  wirklich  zur  Ansfnhrang  gelangte,  blieb  von  den  Umständen 
abhängig.  Minder  Mächtige  bengten  sich  wohl  dem  Recht  nnd 
wichen  den  ihnen  drohenden  Gefahren  nnd  Belästigungen  ans; 
andere  beharrten  in  dem  ungehorsam.  War  die  Uebermacht  anf 
ihrer  Seite,  so  versnchte  der  Kläger  gar  nicht  erst  die  Ans- 
itlhmng:  der  Verklagte  erhielt  sich  im  Besitz  von  Gut  nnd  Herr- 
schaft, wie  sich  dies  z.  B.  in  dem  langwierigen  Prozesse  gegen 
Wido  von  Flandern  zeigte.  Glaubte  der  Kläger  des  schliess- 
lichen  Erfolges  sicher  zn  sein,  so  griff  er  mit  seinen  Helfern  zn 
den  Waffen  nnd  es  begannen  dann  jene  länderrerwftstenden 
Kriege,  von  denen  die  Geschichte  des  Mittelalters  so  viel  zu 
berichten  hat:  ein  solcher  Kampf  war  es,  den  von  1370  an  die 
Herzöge  von  Sachsen-Wittenberg  gegen  Magnus  II.  von  Braun- 
schweig zu  ftohren  hatten.  Die  Reichsgewalt  befand  sich,  wie 
die  Geschichte  des  Hofgerichts  gezeigt  hat,  selten  in  der  Lage 
zur  Ausflihmng  der  vor  dem  Reiche  ergangenen  Sprüche  mit- 
zuwirken. Der  König  suchte  durch  Reichsacht  und  Aberacht  zu 
schrecken  oder  rief  den  Beistand  der  Kirche  an  oder  verfägte 
alleiiei  kleinliche  Massregeln  gegen  die  Ungehorsamen  ^),  aber 
zu  einem  rechten  und  festen  Handeln  kam  es  selten.  War  es 
in  einzelnen  Fällen  mögb'ch,  die  Kräfte  des  R  ichs  rasch  zu 
concentriren  und  den  Reichskrieg  gegen  die  Ungeh.  rsamen  ener- 
gisch zu  fllhren,  dann  freilich  mnssten  sich  auch  die  mächtigsten 
Rdchsfflrsten  der  Autorität  des  Königs  beugen  und  hatten  ihren 
Widerstand  mit  dem  Verlust  ihrer  Lehen,  Lande  und  Leute  zu 
büssen:  anch  von  solchen,  leider  nur  vereinzelten  Kraftäusserungen 
der  Reichsgewalt  ist  in  dem  geschichtlichen  Theile  dieses  Werkes 
mehrfach  berichtet  wordra. 


entoprocbeode  Befahl  an  «Ue,  denen  der  Brief  gezeigt  werden  wurde,  steht  bei 
L n d e w i g :  relqq.  msept.  X.  B7S9.  —  Aebnliche  Uaadnte  bei  Schneider 
S.  87,  129,  —  Guden:  sylioge  653,--  Hsrppreeht  I.  106,  7,  —  Mon. 
Zoll  IXI.  424. 

>)  Vgl.  z.  B.  Band  I,  S.  315  N.  1.  Sehen  im  Jahre  1340  aber  erlisM 
einmal  König  Lndwig  an  die  Reichslureien  den  sehwacblieheii  Befahl:  nt 
epiaeopnm  et  «apimlam  —  et  conununitatem  eivitatlt  Cameraoenaie  in 
pertonia,  rebos  et  inrlbna  suis,  qnantum  poaaent,  gravarent,  invaderent  et 
occoparentl  (Ifieria  II.  632). 
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VI. 
Die  Reichsaeht. 

Das  Achtverfahren  am  Reichshofe  kaon  ans  verschiedeoeo 
Veranlassungen  eingeleitet  werden  ^).  Der  erste  Fall  ist  der, 
dass  die  von  einem  niederen  Gericht  verkQndigte  Acht,  die  Ver- 
festung,  vestinge,  zur  Reichaacht  gesteigert  wird.  Die  Verfestung 
hat  nur  eine  örtlich  beschränkte  Wirksamkeit,  sie  gilt  nar 
für  den  Bezirk,  für  welchen  der  Richter,  der  sie  verkündete, 
Gerichtsgewalt  hat:  Ssp.  III.  24  §  1,  Görl.  Ldrt.  39  §  2  b, 
Dsp.  235,  Swsp.  L.  137  b,  Weisthum  des  Herzogs  JEludolf  von 
Sachsen  1365:  Wer  in  einem  obresten  gerichte  eynes  farsten 
vervestet  wirdet,  der  ist  ouch  in  dem  nedresten  vervestet  und 
nicht  also  desglich  herweder  ^.  Auf  Betreiben  des  Richters  aber 
kann  der  Yerfestete  „in  de  hogeren  vestingen''  und  zuletzt  io 
die  Reichsacht  gebracht  werden:  Ssp.  I.  71,  III.  34  §  1,  Riebt- 
steig  Ldrt.  33  §  7,  Dsp.  94,  259,  Swsp.  103  b,  285,  Land- 
frieden für  Rlicinfranken  von  1179  (wer  den  Frieden  bricht 
durch  Mord,  Verwundung  oder  Raub,  soll,  wenn  er  flüchtig 
wird,   ad  ter  as   (per  trinas)   quatuordecim   dierum   indncias  ge- 


^)  Vgl.  zu  diesem  Abschnitt  ausser  den  bekannten  Sehriften  tod 
MarezoJI:  Ueber  die  bürgerliche  Ehre  1824,  Budde:  Rechtlosigkeit, 
Ehrlosigkeit,  Echtlosigkeit  1842,  Hillebrand;  Entziehung  der  bürger- 
liehen  Ehre  1845,  Perthes:  de  proscriptione  et  banno  regio  1834,  noch 
Eichhorn  XI.  §  384,  Zoepfl  §§  .131,  32,  Walter  II.  §§  721  fgg.  Bei 
der  letzten  Revision  des  Manuscripts  konnte  auch  noch  die  Dissertstioo 
von  Bienko:  de  proscriptione  secundum  fontes  iuris  Sazonici  medii  aeri 
(Königsberg,  1867)  und  Ficker:  Forschungen  zur  Staats-  und  Rechts- 
geschichte Italiens  1868  verglichen  werden,  welcher  in  sehr  eingehender 
Weise  von  der  Acht  und  dem  Reichsbann  in  Italien  handelt. 

•)  Sudendorf;  B.-L.  Urkdb.  III.  180.  —  Vielfach  tritt  aber  im 
Mittelalter  das  Bedurfniss  hervor,  der  Verfestung  grössere  Ausdehnung 
zu  geben,  und  das  geschieht  dadurch,  dass  vertragsmässig  festgestellt  wird, 
die  in  einem  Sprengel  ausgesprochene  Verfestung  solle  auch  in  anderen 
anerkannt  werden.  Vgl.  z.  B.  Sudendorf  a.  a.  O.  VI.  26.  Wegen  der 
in  den  Städten  magdeburgischen  Rechts  Geächteten  siehe  insbeiondere 
Behrend:  Stendaler  Urtheiibuch  S.  24fg.  und  Bienko  a^a.0.  S.64fgg. 


Digitized  by  VjOOQIC 


^2t^ 

laden  und,  wenn  er  nicht  erscheint,  geächtet  werden:  iudices 
malefactornm  proscriptores  ad  presentiam  imperatoris  dehent 
venire  et  a  sna  dementia  postalare,  ut  illos  sua  proscribat  an- 
ctoritate;  probabnnt  etiam  cnm  Septem  viris  ternas  XIY.  diernm 
inducias  et  earum  qaamlibet  eis  legitime  datas  faisse  ^) ;  end- 
lich trenga  Henrici  §  17:  proscriptns  antem,  si  infra  16  dies 
negiexerit  absoivi,  a  iudice  terre  cnrie  regie  tradetur  pro- 
scribendns  ^).  Wird  es  gehörig  bewiesen,  dass  die  Verfestnng  in 
dem  nächst  niederen  Gerichte  ordnnngsmässig  geschehen  sei, 
80  darf  der  Reichshof  die  Bestätigung  derselben,  das  heisst  eben 
die  Verkündigung  der  Reichsacht,  nicht  verweigern,  wie  im 
Jahre  1209  auf  die  Frage  des  Bischofs  von  Trient:  si —  aliqoos 
pro  snis  factionibus  et  excessibas  banniret,  si  non  illud  bannum 
confirmare  .deberemns,  vom  Reichshofe  das  Urtheil  gefunden 
warde,  dass  dies  allerdings  geschehen  mtlsse').  In  der  Geltang 
dieses  Rechtssatzes  lag  allerdings  eine  Bflrgschaft  für  die  Wirk- 
samkeit der  Yerfestung  ^),  nur  ward  die  Bedeutung  desselben 
wieder  wesentlich  dadurch  verkümmert,  dass  es  thatsächlich  so 
überaus  schwer  war,  Rechtshilfe  beim  Reichshofe  zu  suchen, 
ganz  abgesehen  davon,  dass  im  späteren  Mittelalter  die  könig- 
liche Gewalt  die  Wirkungen  der  Reichsacht  selbst  mehr  und 
mehr  abschwächte. 

Der  andere  Fall  ist  der,  dass  es  zur  Verkündigung  den 
Reichsacht  kommt,  ohne  dass  eine  Verfestnng  vorausgegangen', 
wäre').  In  allen  Rechtssachen  also,  welche  zur  ausschliesslichen' 
Competenz  des  Reichshofes  gehören,  in  Fürstensachen  z.  B.,  wird, 
wenn  es  überhaupt  nothwendig  ist,  sofort  auf  Verhängung  der 
Reichsacht  erkannt;  ausserdem  bei  gewissen  Anklagen,  welche 
nach  dem  Rechte  des  Mittelalters  von  vornherein  mit  demselben 


^)  F  ick  er:  acta  sei.  imp.  130.  In  diesem  Landfrieden  werden  be- 
sUmmt  unterschieden :  die  Verfesteten  (von  dem  niederen  Richter  Geäch- 
teten), die  Reichsächter  (proscripti  in  prosc.  imperatoris)  und  die  Ober- 
achter  (ezleges  nach  Jahr  und  Tag). 

>}  Legg.  II.  268. 

•}  Legg.  II.  216. 

^)  Dies  hebt  Ficker:  Italien  S.  140  als  einen  Vorzog  des  dentschen 
Verfahrens  gegenüber  dem  in  Italien  hervor. 

»>  Vgl.  Perthes  a.  a.  O.  31. 
FnuikUn,  R«ichahofgerleht.  II.  21 
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Rechtsnachtheile  bedroht  sind,  z.  B.  Ssp.  IIL  60  §3,  Dsp.  311, 
Swsp.  134. 

In  beiden  Fällen  aber  war  das  Verfahren  am  Hofgerichte 
selbst  im  Wesentlichen  das  gleiche  and  zwar  galten  in  Bezag 
darauf  folgende  Grandsätze. 

Das8  über  die  Frage,  ob  gegen  einen  Angeklagten  oder  Be- 
klagten die  Reichsacht  anszasprechen  sei,  darch  ürtbeii  ent- 
schieden werden  masste,  bedarf  nach  dem,  was  über  den  Cha- 
rakter des  Verfahrens  vor  dem  Hofgencht  im  Allgemeinen  ge- 
sagt warde,  keines  Beweises;  die  Berichte  der  Scliriftsteller 
sowohl  wie  die  Urkunden  betonen  es  auch  jederzeit  aasdrüc^Iieh, 
dass  die  Aechtang  erfolgt  sei:  iadicio  principnm,  ex  sententia 
princ,  ad  volnntatem  omnium,  per  sent,  approbante  oder 
dictante  sent,  mit  gesamter  urteil,  mit  rechter  urteyle  u.  s.  w., 
oder  es  heisst:  proscriptionis  sententiam  incurrit,  oder:  der 
Kläger  hätte  die  Acht  erklagt  und  ervolget  und  ähnliche  Aus- 
drücke mehr^). 

Das  Verfiahren  bis  zur  Ach tvericündigung  kann,  die  Fürsten- 
sachen aliein  ausgenommen,  nicht  nur  vor  dem  König,  sondern 
auch  vor  einem  von  ihm  Beauftragten,  namentlich  anch  vor  dem 
Hofrichter  stattfinden.  Denn  die  Bestimmung  des  Mainzer  Reichs- 
rechts:  institiarius  reos  non  proscribet,  hatte,  wie  obenS.  t07fg. 
nachgewiesen  wurde,  nicht  den  Sinn^  dass  das  Gericht  nur  unter 
dem  persönlichen  Vorsitz  des  Königs  anf  Verhängung  der  Reichs- 
acht  hätte  erkennen  dürfen;  vielmehr  sollte  nur  die  feierliche 
Verkündigung  der  Acht  —  verhallter  declarare,  müntlich  sprechen: 
wie  später  gesagt  wird  —  dem  König  vorbehalten  sein. 

Ist  ein  auf  Verkündigung  in  die  Reichsacht  lautendes  Urtheil 
ergangen,  so  braucht  dasselbe  nicht  auch  sofort  zur  Ausführung 
gebracht  zu  werden.  Es  wird  z.  B.  erkannt:  quod  in  qaerela 
seu  actione,  quam  —  comes  Haynoniae  movere  intendebat  contra 
praepositum,  scabinos,  iuratos  totamque  communitatem  Valenche- 

»)  Vgl.  z.  B.  Bd.  I.  92,  95,  99,  104,  169,  66,  84  n.  s.  w.  und  too 
Urkunden  z.  B.  Hnillard-B.  I.  407,  IV.  335,  58,  69,  V.  8$,  legg.  *97, 
Würdtwein:  dipl.  Mog. 480,  86,  Guden:  cod.  dipl.  IV.  50,  Mon.Boiea 
XVin.2.438,  Sndendorf:  B.-L.  III.  j^20,  Mon.Zoll.  VI.  403,  Laeom- 
biet  IV.  36  und  231,  Riedel  II.  3.  233,  Lunig:  R..A.  XIU.  1336  und 
sahlreiche  andere. 
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nensem  —  strcnuus  Conradns  —  nomine  dicti  comitis,  citationi- 
bns  contra  dictos  —  emissis  debiUs  et  consnetis,  obtinnit  ooram 
nobis,  qnod  proscriptionia  sententia  debent  locis  et  temporOms 
congruis  innodari^).  Aach  der  Kläger  kann  einen  Anfischiib  der 
Yollziehang  bewilligen,  lässt  sich  dann  aber  durch  Urtheil  zu- 
sichern, dass  die  Yerkflndigang  der  Acht  auf  seinen  Antrag  jeder- 
zeit erfolgen  mflsse,  z.  B.  1294:  Adolphus  —  rex.  Nobis  in 
castris  apnd  M.  pro  tribonali  sedentibns  —  Cterh.  Mog.  archiop. 
—  docait,  qnod  in  causa,  quam  idem  princeps  noster  habere 
dinoscitur  contra  —  duces  de  Brunswig  esse  processnm,  qnod 
scilicet  ubicumque  et  quandocumque  ex  parte  reqnireremar  eins- 
dem,  dictos  duces  proscribere  deberemus;  der  Erzbischof  gewährt 
dann  Frist,  der  König  aber  erkennt  wiederholt  seine  Verpflich- 
tung an,  die  Acht  auf  Begehren  desselben  jederzeit  auszusprechen  ^. 
Im  15.  Jahrhundert  geschieht  es  sogar,  dass  Einzelnen  durch 
Privilegien  zugesichert  wird,  es  sollten  gegen  sie  ergehende  Acht- 
erkenntnisse nicht  sofort  vollstreckt  werden,  wie  z.  B.  1468 
den  Grafen  von  Eberstein  die  besondere  Gnade  ertheilt  wird, 
dass  so  oft  gegen  sie  am  königlichen  Gericht  oder  zu  Rotweil 
auf  Yerkflndigung  in  die  Acht  erkannt  werde,  letztere  auf  zwei 
Jahre  suspendirt  sein  solle,  damit  sie  in  dieser  Zeit  sich  mit 
ihren  Gegnern  gütlich  vergleichen  könnten^). 

Ueber  die  Förmlichkeiten  bei  Yerkflndigung  der  Reichsacht 
ist  nichts  Näheres  bekannt.  Nach  älterem  Rechte  musste  die- 
selbe wohl  in  dem  Heimathlande  des  Beklagten  oder  Angeklagten 
erfolgen^),   das  neuere  Recht  forderte  nur,  daas  Reichsacht  und 


>j  Urkde  Adolfs  tod  1292  bei  Martene:  tbes.  f.  1148. 

*)  Scbnnk:  Beiträge  III.  256.  Ebenso  erstreitet  1295  der  Ere- 
biscbof  von  Köln  das  Urtheil:  qaod  ipsos  cives  Colonienses  proscribere 
tenebimar,  quandocnmque  per  ipsam  sen  per  certiim  nuntiom  tpsins,  patentes 
snas  litteras  saper  hoc  deferentem,  faerimns  reqnistti:  Lacomblet  11.570. 
Vgl.  auch  noch  die  Urkunde  von  1344  ans  Tolner:  bist.  Pal.  S.  68  in 
Bd.  I.  195. 

»}  Lunig:  R.-A.  XXIII.  1657. 

*)  Vgl,  oben  S.  68  fgg.  Bei  Twinger  von  Konigshofen  S.  765  findet 
sich  noch  zu  1390  erzählt,  dass,  als  Konig  Wenzel  in  einer  böhmischen 
Stadt  die  Acht  gegen  Strassbnrg  verknndet  habe,  das  Bedenken  erhoben 
worden  sei:  do  man  doch  die  uff  dem  Jäine  nyergent  anderswo  ehten  sol 
denn  uff  frenckeschem  erterieh,  also  etlieh  sprechent. 

21  * 
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Yerfestang  an  öffentlichen  Orten  ausgesprochen  werden:  preterea 
statnimns,  heisst  es  in  der  constitatio  generalis  von  1234,  at 
sententia  proscriptionis  tantam  in  locis  publicis  promalgetnr, 
and  dieselbe  Vorschrift  findet  sich  in  den  Landfrieden  von  1 235 
c.  12,  1281  c.  5  (—  dat  negein  reithere  imanne  za  achte  da, 
wan  openbare,  —  wen  offenliche)  and  1287  c.  14  (wanne  offen- 
liehe).  Bisweilen  werden  bei  Verkandigang  der  Acht  noch  be- 
sondere Bestimmangen  über  die  öffentliche  Bekanntmachung  des 
ergangenen  Urtheils  erlassen  ^}. 

Seit  dem  Jahre  1235  ist  es  Kegel,  dass  das  Achtartheil 
in  das  am  Hofgericht  geführte  Achtbuch  eingetragen  wird,  indem 
Friedrich  IL  bestimmte,  der  Hofschreiber  solle  aaüzeichnen: 
nomina  proscriptorum  et  actorum  et  causam  ipsam  sive  qaerelam 
et  diem,  quo  proscriptioni  involventar.  Diese  Anordnung,  vielleicht 
einer  ähnlichen  Vorschrift  in  den  sizilischen  Constitutionen  nach- 
geahmt '),  wurde  in  späteren  Beichsgesetzen  wiederholt,  aach  auf 
die  Oberacht  ausgedehnt^),  and  blieb  bis  zum  Untergange  des 
Reichshofgerichts  in  Wirksamkeit.  Es  wird  oft  erwähnt,  dass 
jemand  in  des  heiligen  Reichs  Achtbuch  eingetragen,  oder  sein 
Name  in  demselben  gelöscht  worden  sei,  dass  die  bei  niederen 
Gerichten  Verfesteten  auf  gehörige  Anzeige  an  den  Reichshof  in 
die  bei  letzterem  geführten  registra  memorialia,  in  den  über 
proscriptionum  eingetragen  werden  sollten^).  Dass  das  Acht- 
register   noch    im    15.   Jahrhundert  regelmässig  geftlhrt  wurde. 


^)  AU  z.  B.  1371  Herzog  Magnus  Ton  Brannschweig  mit  vielen  seiner 
Anhänger  in  die  Oberacht  erklärt  wurde,  erhielten  zahlreiche  Fürsten  und 
Städte  den  Auftrag,  für  das  Bekanntwerden  des  Urtheils  zu  sorgen :  man 
sollte  es  in  Kirchen  und  öffentlichen  Orten  vorlesen  und  Abschriften  an 
den  Thüren  affigiren  lassen.  Sndendorf:  B.-L,  IV.  154.  Aehnlicbe 
Anordnungen  bezüglich  der  Oberacht  in  der  Urkunde  Karls  IV.  von  1376 
bei  Lünig:  R.-A.  Xlll.  352. 

*)  Constt.  Sic:  bannam  etiam  et  causam  banni,  pro  qua  bannitos 
aliquis  fuerit,  et  diem  bannitionis  etiam  in  praesentia  magistri  iustitisrii 
et  iudicum  curiae  nostrae  in  actis  volumns  contineri,  si  quando  per  magntm 
curiam  nostram  citatus  et  contumax  bannitionis  poenam  incurrit. 

*)  Landfr.  Albrechts  c.  37  legg.  482:  wir  setzen  und  gepieten  aoeb, 
swer  mit  rechter  clag  in  die  oberacht  kumpt,  den  sol  unser  Schreiber  an 
unser  achtbuch  schreiben  umb  welche  sach  und  warumb  er  in  die  ober- 
acht komen  sey. 

^)  Vgl.  die  Stellen  in  meiner  Schrift:  de  inst,  curiae  imp.  S.  83. 
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zeigen  die  Anszflge  ans  demselben,  welche  fflr  die  Jahre  1442, 
43  nnd  45  veröffentlicht  worden  sind  ^).  Sie  enthalten  die 
Namen  der  Kläger  nnd  der  Geächteten,  nnd  den  Vermerk :  wann 
die  obgenannten  alle  an  unserm  nnd  des  heiligen  reichs  hof- 
gericht  in  die  achte  mit  urtail  nnd  recht  geteilt  sind,  darumb 
sprechen  nnd  verkündigen  wir  sy  in  nnser  nnd  desselben  reichs 
achte  nnd  nemen  sy  ansz  dem  friden  und  setzen  sy  in  den  nn- 
friden;  bei  dem  Namen  einzelner  Aechter  findet  sich  bemerkt: 
absolutns  ad  cantelam  de  mandato  domini  regis.  Auch  die 
Oberächter  werden  in  demselben  Buche  aufgezeichnet  und  zwar 
mit  dem  Zusatz :  wann  die  obgen.  alle  in  nnser  und  des  heiligen 
reichs  achte  vast  me  dann  iar  nnd  tag  frevelich  gelegen  sind 
und  noch  ligen  wider  uns  und  daz  heilige  reiche,  darumb  von 
rom.  kgl.  macht  und  gewalt  tun,  sprechen  und  verkundigen  wir 
sy  in  die  aberachte  und  nemen  sy  ausz  unserm  und  dez  reichs 
fride  und  setzen  sy  in  den  unfride;  bei  denen,  welche  von  der 
Oberacht  gelöst  wurden,  ist  öfters  angeführt:  absolutus  quia  con- 
cordavit.  Die  regelmässige  Fortführung  solcher  Achtbücher  erwies 
sich  als  sehr  praktisch  nnd  fand  denn  auch  bei  andern  Gerichten, 
dem  kaiserlichen  Landgericht  zu  Rotweil  z.  B.,  aber  auch  bei 
denen  zahlreicher  Reichs-  und  Teriitorialstädte  Nachahmung,  in 
Augsburg  z.  B.,  Ulm,  Speier,  in  den  verbundenen  Städten  Braun- 
schweig, Goslar,  Lüneburg,  Hannover,  Einbeck,  Hameln,  Helm- 
stedt, und  in  vielen  andern^. 

Ueber  die  Verkündigung  in  die  Reichsacht  wird  dann  ferner 
unter  dem  Sigel  des  Königs  oder  des  Hofgerichts  eine  Urkunde 
ausgefertigt.  Diese  Achtbriefe  sind  in  älterer  Zeit  sehr  kurz, 
werden  aber  im  späteren  Mittelalter  immer  ausführlicher. 

1225  von  König  Heinrich.  Nt)tum  faciinus,  quod  ad  que- 
rimoniam  —  episcopi  — ,  sententia  coram  nobis  dictante,  comitem 
Barrensem  H.   pro    iniuriis,    quas    dicto    episcopo    —    inferre 

^)  Bei  Chmeh   GeschichtB  Kaiser  Friedrich  IV.  Bd.  II  S.  721  fgg. 

')  Vgl.  die  Nachweise  in  meiner  angefahrten  Schrift  und  aasserdem: 
Ficker  acta  imp.  sei.  551,  Chroniken  der  deutschen  Städte  IV.  47, 
Sudendorf:  B.-L.  III.  74,  Schnchard:  die  Stadt  Liegnitz  S.  151  fgg., 
Vogel:  Landgericht  Nürnberg  48  und  im  Allgemeinen  Bad  de  a.  a.  O. 
153  fgg.,  Homeyer:  Stadtbücher  S.  15  nnd  an  verschiedenen  Stellen, 
Bienko  33. 
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dzno8€itur,  et  F.  de  B.  pro  gravamine,  qaod  eidem  infert,  legitime 
eitavimus,  qai  cum  diebus  ipsis  assignatis  noo  coiuparaissent  et, 
nunciis  dicti  episcopi  —  ipsos  in  curia  nostra  expectaiitibus, 
nollos  responsales  misissent,  nos  —  inxta  senteutiam  priucipum 
et  nobilium  —  ipsum  comitem  H.  et  nobilem  viram  F.  vinculo 
uostrae  proscriptionis  innodavimus  ^). 

1232  von  Friedrich  IL  Derselbe  macht  bekannt,  er  habe 
den  Grafen  von  Wasserburg  und  vierzehn  Genossen  auf  Klage 
des  Bischofs  von  Regensburg  geächtet:  —  ad  querimoniam  pre- 
dicti  principis  et  quia  id  constitit  manifeste  predictos  omnes 
principnm  approbante  sententia  proscripsimus.  Ad  cuius  pro- 
ecnptionis  memoriam  presens  scriptum  fieri  iussimus  maiestatis 
nostre  sigillo  mnnitnm  ^). 

1232  ächtet  derselbe  Albert  von  Entsee  wegen  Gewaltthat 
gegen  den  Bischof  von  Wirzburg:  quod  quia  —  episc.  sicut 
debuit  plene  probavit,  princ.  et  aliorum  magnatum  —  approbante 
sent  eundem  Albertum  duximus  proscribendum.  Ad  cuius  me- 
moriam — '). 

1274.  Rudolf  verkündet  die  Reichsacht  gegen  Heinrich  von 
Hessen:  cum  W.  archiep.  Mog.  in  nobilem  virum  H.  dominum 
Hassiae  pro  notoria  et  manifesta  iniuria,  quam  idem  —  sibi  — 
temero  irrogavit,  excommunicationis  sententiam  protulerit,  iuris 
ordine  observato,  nosque  petente  eodem  archiep.  ipsum  ob  hoc 
ad  nostram  mandavimus  presentiam  evocari,  certum  sibi  ter- 
miuum  —  prefigentes:  quia  idem  nobilis  die  sibi  prefixo  neu 
curavit  nostro  conspectui  se  offere  et  dictus  archiep.  inramento 
proprio  et  per  testes  fide  dignos  probavit  legitime  coraro  nobis, 
se  rite  et  rationabiliter  contra  dictum  nobilem  processisse,  indo 
in  ipsum  nobilem  0()ltre  prd^criptionis  proferimns  sententiam^). 

1363.  Karl  IV.  verkündet  allen  Getreuen  im  Reiche,  dass 
er  auf  Klage  des  Herzogs  Rudolf  von  Sachsen- Wittenberg  den 
Herzog  Erich  von  Sachsen-Lauenburg  in  die  Reichsacht  erklärt 
habe :  —  daz  wir  tzu  achte  gethan  haben  —  den  —  von  des  — 


^)  Haiilard-B.  U.  826. 

*)  Ried:    cod.   dipl.  Ratisb.   I.  369»   Mod.  Boioa   XXX.  1.   19% 
H.-B.  lY.  358. 

•)  Mon.  Bote»  a.  a.  0.  201,  H.-B.  359. 
*)  Guden:  cod.  dipl.  I.  Nr.  344  S.  765. 
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clage  wegene,  der  it  up  yn  irclagit  hed,  als  recht  ist  vor  unserm 
und  des  h.  richs  hoffgerichte.  Da  von  gebete  wir  ach  allen  von 
gerichtes  wegen  and  von  unser  k.  gewalt,  daz  ir  dem  egenanten 
Rad.  —  ap  des  obgenanten  echtirs  Hb  and  gnt  behulpen  syd, 
als  dicke  das  au  ach  gefurdert  wirdet  und  ouchr  denselben  echtere 
hoset,  heget  noch  herbirget  in  allen  uwern  Blossen,  steten,  landen 
unde  gebieten  und  yn  euch  mydei  nnde  myden  hysset  alle  die 
awern  mit  allir  gemeynsamkeit.  Und  wer  dy  weren,  d^  des 
nicht  en  teten,  tza  den  wolle  wir  heyssen  richten  als  recht 
were  *). 

1407.  Ruprecht  verkündet  die  Acht  gegen  die  Reichsstadt 
Rotemburg:  —  tun  kunt  —  wann  der  —  Bui^raf  Friedrich 
von  Nflrnberg  —  vor  unserm  und  des  h.  richs  hofgerichte  uff 
die  —  Bürgermeister,  Rath  und  Gemeinde  —  soverre  erclaget 
und  auch  erlanget  hat,  als  recht  ist,  das  sy  durch  solicher  on- 
gehorsamkeite  wille,  dorumb,  das  sy  sich,  nachdem  sy  —  recht 
und  redlich  geladen  und  geheyschen  waren  und  dornach  —  an 
dem  ersten,  dem  andern  und  dem  dritten  hofgerichten  beclaget 
wurden,  —  gegen  solicher  clage  weder  durch  sich  selber  noch 
dorch  ymants  anders  verantwort  oder  versprochen  haben  als 
recht  ist,  in  anser  und  des  heiligen  richs  ahte  mit  rehter  urteyle  , 
geteylet  sind,  als  des  —  hofgerichtes  reht  ist.  Dorumb  von  rom. 
kgl.  mähte  und  gewalte  haben  wir  dieselben  —  Burgermeister, 
Rath  und  —  andere  Burgern  gemeinlich  mannes  gesiecht  und  aber 
vierzehn  iare  alte  —  in  unser  und  des  h.  richs  ahte  getan  und 
gekündet  und  haben  sy  usz  unsern  und  desselben  richs  fride  und 
schirme  genomen  und  in  die  nnfride  geseczet  und  haben  auch 
ailermenniclich  gemeinschafift  mit  in  zu  haben  wissentlich  ver- 
hotten  und  gebieten  dorumb  allen  —  getraeii  —  by  unsern  und 
desselben  richs  rehten  und  gehorsamkeyte  ernstlich  — ,  das  sy 
die  egen.  ^  unser  und  des  richs  —  ehtere  furbaszmere  weder 
husen  noch  hoven,  etzen  noch  trenken  noch  keynerley  gemein- 
schafift mit  in  haben  noch  die  iren  haben  laszen  weder  heimlich 
noch  offinlich  in  dhein  wise,  sunder  den  egenanten  Friedrich  — 
uff  dieselben  ehtere  getruelich  und  ernstlich  behulffen  sin  und  sy 
auch  in  allen  steden,  sloszen,  gerichten  und  gebieten  und  an 

>)  Sudendorf:  B.-L.  111.  Nr.  ISS  S.  120.  HofgerichtasigeK 
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allen  enden,  zu  wasser  and  zn  lande  Yon  ansern  and  de8  richs 
and  auch  des  egen.  Fried,  wegen  uffhalden  and  als  desselben 
richs  angehorsamen  ehtere  bekammern,  angrifen  and  mit  yn  tin 
and  gefaren  sollen,  als  man  mit  des  h.  r.  angehorsamen  ehtern 
billich  and  von  rehts  wegen  tan  and  gefaren  sol,  als  vil  and 
als  lange,  bisz  das  sy  in  unser  and  desselben  richs  gnade  and 
gehorsamkeyte  wiederkomen  sind,  als  recht  ist;  wann  was  also 
an  denselben  ehtern  geschiht  und  getan  wirdet,  damit  sol  noch 
mag  von  rehts  wegen  nymant  missetan  noch  gefreveln  wider  ans, 
das  riebe,  noch  säst  wider  ymants  anders,  noch  wider  keinerley 
gerichte,  geistlicbs  noch  werntlichs,  landfrid,  laatgerichte,  stet- 
gerichte,  frybeit  noch  gewonheit  noch  wider  kein  ander  ding  in 
dheinwis.  Were  auch  diese  —  gebotte  frevenlichen  aberfüre  oder 
die  nicht  hielde,  tete  oder  nach  sinem  vermögen  voUenfÜrte,  der 
und  die  wurden  in  sölich  unsere  and  des  richs  ahte  ond  pene 
verfallen,  glicherwise  als  die  vorgen.  ehtere  verfallen  sind;  man 
wurde  auch  doramb  zu  dem  oder  den  richten,  als  des  —  hof- 
gerichtes  reht  ist^). 

1415.  Sigismund  verkündet  die  Acht  gegen  die  Herzöge 
Otto  and  Kasimir  von  Pommern,  die  Städte  Stettin,  Garz  und 
0  Strassburg,  sowie  zahlreiche  Vasallen  der  ükermark.  Die  Urkunde 
ist  im  Wesentlichen  gleichlautend  mit  der  vorigen;  insbesondere 
wird  noch  verboten,  mit  den  Geächteten  Gemeinschaft  zu  haben 
„mit  kauffen  noch  verkauffen'* '). 

1 425.  Achtserklärung  gegen  Arnold  von  Egmond.  Der  Ver- 
klagte, heisst  es,  sei  nach  Recht  und  Gewohnheit  des  Reichs 
dreimal  geladen  und  die  gehörige  Insinuation  der  Ladungen 
durch  Briefe  und  glaubwürdige  Instrumente  bewiesen  worden,  die 
Kläger  hätten  auch  den  letzten  Gerichtstag  ansgewartet  Die 
Fürsten  nehmen  ein  Gespräche  und  verkünden  dann  das  Urtheil: 
quod  cum  nobilis  A.  de  Egm.  tribus  vicibus  et  finaliter  ad  com- 
parendum  -^  citatus  fuerat  occassione  provinciamm  Geldr.  et 
Zutph.  cum  suis  appertinentibas  et  ipsi  —  die  Kläger  —  ter- 
minos  iuris  observassent  .et  in  iudicio  comparuissent  et  stetissent 
et  Arnoldas  nee  per  se  nee  per  procuratores  et  vice  gereutes 


>)  Mon.  Zoll.   VI.    Nr.  CCCLXXXIX  S.  403  fg.   Hofgerichtstigel. 
>)  Riedel:  cod.  dtpl.  II.  3.  8.  233.  Ho^erichtssigel. 
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tales  dies  iudiciales,  qai  ei  tribns  vicibos  et  finaliter  statnti 
erant,  noo  observasset  oec  tunc  comparaisset,  sed  temerariter 
et  inobedienter  absens  reroansisset  et  non  venisset  nee  se  nee 
caasam  —  in  Jadicio  defendisset  ac  nobis  et  institiae  inobediens 
fnisset,  qood  nos  contra  eam  nostram  et  sacri  imperii  bannum 
pronanciaremns  — .  Diesem  Urtbeil  gemäss  erklärt  dann  der 
König:  —  illum  —  in  nostram  et  s.  imp.  bannum  verbauter 
declaravimns  et  declaramns  per  praesentes  ^). 

Endlich  1444.  Achterklärong  gegen  Soest.  Bürgermeister 
and  Rath  seien  verschiedenen  kgl.  Befehlen  nicht  nachgekommen 
und  hätten  sich  auch  geweigert,  -  erkannten  Urtheilen  Folge  zn 
leisten ;  endlich  seien  sie  an  den  kgl.  Hof  geladen  worden,  sich 
ZQ  verantworten,  unter  der  Verwarnung,  sie  würden  bei  ihrem 
Aasbleiben  in  die  Acht  verkündet  and  zu  den  P6nen  verurtheilt 
werden,  welche  gegen  sie  beantragt  seien.  Da  sie  in  diesem 
letzten  Termin  auf  dreimaligen  Aufruf  nicht  erschienen,  würden 
sie  nach  ürtheil  „in  unser  und  des  heiligen  richs  bau  und  acht 
völlig  declariert,  erkennt,  und  gesprochen,  seczen  sy  aus  dem 
frid  in  den  unfrid,  nemen  sy  den  frewnden  und  erlauben  sy 
den  veinden,  und  wir  btvelhen  —  allen  —  bey  vermeydung  un- 
seres und  des  richs  sweren  ungnadn,  das  sy  die  vorgen.  —  für 
offen  ächter  halten  und  in  wider  uns  noch  den  vorgenanten  — 
stifft  zu  Collen  weder  beystand,  hilff,  schuh  noch  gunst  in  einigen 
weg  tun  sollen,  sunder  sy  an  irem  leib  und  gut  allenthalben  be- 
kümmern und  aufhalten  so  lang,  bisz  das  sy  uns  und  dem  vor- 
gemelten  —  von  solicher  vorgemelter  —  urtail,  auch  der  vall 
und  peen  wegen  in  des  stiffts  Privilegien  begriffn  ein  ganz  aus- 
richtung  und  benngen  getan  haben  und  zu  Pflichtiger  gehorsam 
und  unsern  und  des  richs  gnaden  komen  sein,  und  wer  sy  also 
in  vorbegriffner  roass  augreifft,  bekümmert  oder  aufholt,  der  und 
dieselbn  sullen  daran  wider  uns  noch  yeroand  getan,  sunder  des 
allenthalben  recht  bahn,  und  wellen  euch  daz  die  vorgen.  von 
Soyst  dhainer  frihait,  gelaits,  scherros  noch  anders  hyeinnen  ge- 
niessen  mugn  —  ^). 


>)  Majeatätasigel.    Lünig:  cod.  Germ,  diplom.  II,  1799. 
s)   Chmel:   Regesten  Friedrichs  III.   Bd.  I.     Anhang  Nr.  67.  Seite 
LXXIII  f^. 
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Zur  Erläaternog  dieser  und  zahlreicher  anderer  Achtbriefe  ^) 
ist  nur  weniges  noch  anzuführen. 

Zunächst  ist  zu  bemerken,  dass  die  Reichsaoht  nicht  nur 
gegen  eine  oder  mehrere  namentlich  bezeichnete  Personen  aus- 
gesprochen werden  kann,  sondern  auch  über  ganze  Gemeinden; 
im  letzteren  Falle  finden  sich  dann  Bezeichnungen  der  mannig- 
fachsten Art.  Im  Jahre  1332  wird  die  Acht  verkündet  über 
zahlreiche  genannte  Bürger  von  Mainz  sowie  über  Bürgermeister, 
Rath  und  Gemeinde  „Miteinander  und  besunder''  der  Stadt; 
1370  über  die  Bürger,  Stadt  und  alle  Personen  von  Köln;  t367 
über  die  Bürger  gemeinlich«  arm  und  reich,  der  Stadt  zu  Passau; 
1407  über  Bürgermeister,  die  Bürger  des  innem  und  äussern 
Raths  und  andere  Bürger  gemeinlich,  männlichen  Geschlechts 
und  über  vierzehn  Jahr  alt  der  Stadt  Rotemburg;  1408  über 
Schmalkalden ,  „die  gemeinen  gemeinlich  daselbst,  männerge- 
schlechts  und  die  über  vierzehn  jar  allda  sind'';  1410  über 
benannte  Mitglieder  des  städtischen  Regiments  in  Lübeck  und 
^,ihre  Gesellen,  die  sich  vor  den  neuen  Rath,  und  alle,  die  sich 
vor  die  Sechszig  und  vor  die  Vollmächtigen  daselbst  halten''; 
1415  über  die  Herzöge  Otto  und  Kasipir  von  Pommern,  zahl- 
reiche benannte  Yasallen  der  Ukermark  und  „die  bürgermeistere, 
rete  und  bürgere  gemeinlich  und  sunderlich  der  Stete  zuStetin, 
Gartz,  Strassburg,  mannesgeslechte  und  über  viertzehn  jar 
alt";  1425  über  Bürgermeister,  Rathmänner  und  alle  Bürger 
männlichen  Geschlechts  und  über  14  Jahr  alt  gemeinlich  der 
Städte  Lüttich,  Hoye,  Truden,  Hasseln,  Tungern  und  Mastricht*). 


<)  Von  1332  bei  Waerdtwein:  diplomatam  Mog.  480  fgg.^  486 
fgg.i  von  1350  bei  Riedel:  c.  d.  Er.  Sapplementband  S.  27,  von  1367: 
Mon.  Boica  XXVUI.  3.  437  fg.,  von  1376:  Lacomblet  III.  2.  687, 
voD  1379  bei  Herrgott:  gen.  Habsbarg. II.  741,  von  1383  bei  Scbao- 
nat:  bist.  Worm.  191  und  bei  Senckenberg:  de  sig.  361,  von  1405 
bei  Lacomblet  IV.  36  fg.,  von  1408  bei  Kuchenbeeker:  anal. Haat. 
coli.  I.  Nr.  37  S.  151,  von  1410  in  Lünig's:  R.-A.  XIII.  1336  fg.,  von 
1415,  1420,  23  bei  Minutoli:  Friedrich  I.  S.  206,  361  fg.,  363,  aod  ia 
den  fontes  rer.  Austr.  II.  18.  546,  von  1431  bei  Lacomblet  IV. 
230,  von  1435  bei  Hodenberg:  Hoyer  Urkdb.  II.  8.  193. 

*)  Waerdtwein  1.  o.  486,  M.  Boica  XXVIII.  2.  438,  Lacom- 
blet III.  688,  Mon.  Zoll.  VI.  403,  Kuchenbeeker  I.e.  151,  Lfinig 
Xm.  1336,  Riedel  II.  3.  233,  Minutoli  a,  a.  O.  206. 
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Dass  die  Stellung  derer,  welche  ,,aDbenomet'^  ge&chtet  worden, 
eine  andere  gewesen  sei,  als  die  jener,  welche  „mit  namen''  in 
die  Acht  gekommen  (Ssp.  I.  66  §  3,  Richtsteig  35  §  4),  wird 
in  den  Urkunden  nicht  angedeutet^). 

Sodann  bestätigen  die  Urkunden,  was  bereits  an  anderen 
Stellen  (8.  234  fgg.)  erwähnt  wurde,  dass  die  Reichsacht  als  Un- 
gehorsamsstrafe  auch  bei  borgerlichen  Klagen  vorkommt.  In  dem 
Prozesse  des  Herzogs  Rudolf  von  Sachsen -Wittenberg  gegen 
Erich  von  Sachsen  •  Lauenburg ,  in  dem  gegen  die  Stadt  Rotem- 
bürg,  bei  dem  Verfahren  gegen  Arnold  von  Egmond,  gegen  die 
Stadt  Lübeck  1410,  gegen  die  Herzöge  von  Pommern  1415, 
und  in  zahlreichen  anderen  handelt  es  sich  ursprünglich,  wie 
die  näheren  Ausführungen  im  ersten  Bande  ergeben,  nicht  nur 
nicht  um  Klagen,  die  an  Leib  und  Hand  gehen,  sondern  über- 
haupt nicht  um  peinliche  Klagen  (Richtsteig  Ldrt.  28  §  1,  2), 
und  bei  dem  Verfahren  gegen  Mainz  im  Jahre  1332  erklärten 
die  Kläger  ausdrücklich,  dass  sie  „uf  nymans  üb,  liden  noch 
toid''  klagen  wollten,  sondern  nur  auf  Ersatz  des  ihnen  zuge* 
fügten  Schadens.  Dennoch  wird  in  diesen  und  vielen  andern 
Fällen  schliesslich  die  Reichsacht  verkündet  und  daraus  folgt 
eben,  wie  schon  hervorgehoben  wurde,  dass  letztere  nicht  nur, 
wie  die  Verfestung,   bei  Klagen  um  Ungerichtet),  sondern  auch 


^)  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  ein  solcher  Unterschied  nicht 
bestanden,  vielmehr  möchte  ich  grade  an  dieser  Stelle  darauf  hinweisen, 
dass  der  Natur  der  Sache  nach  die  Wirkungen  der  Reicbsaeht  und  Ober* 
aobt  sich  gegenüber  den  Mitgliedern  einer  geächteten  oder  friedlos  ge- 
wordenen Gemeinde  ganz  anders  äussern  mussten  als  gegenober  einer 
einzelnen  Person.  Dies  tritt  zuweilen  in  den  Urkunden  auch  deutlich 
hervor,  insofern  x.  B.  bei  der  Friedloslegung  einer  Stadt  keine  Rede 
davon  ist,  dass  etwa  alle  Bürger  getodtet  werden  konnten,  deren  Weiber 
zu  Wittwen  gekündet  wurden,  und  dergl.  mehr.  Auf  die  Unterschiede 
im  Einzelnen  einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort,  da  es  mir  im  Wesentli- 
chen nur  darauf  ankommt,  das  prozessualische  Verfahren  bei  der  Ver- 
kündigung in  die  lieichsacht  und  Oberacht  darzustellen.  Auch  reicht, 
soweit  ich  es  übersehen  kann,  das  vorhandene  Qaellenmaterial  nicht  aus, 
jene  Unterschiede  erschöpfend  nachzuweisen;  vieles,  was  Ficker  a.  a,0. 
S.  191  fgg.  über  die  Wirkungen  des  Bannes  in  Italien  hinsichtlich  dieser 
Frage  bemerkt  bat,  wird  im  Allgemeinen  auch  für  das  deutsche  Acht- 
Terfahran  massgebend  gewesen  sein.    Siehe  auch  Bienko  S.  28  fg. 

*)  Darüber  vgl.  noch  Bienko  S.  13--91;  seine  Ansicht  weicht  von 
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bei  bürgerlichen  Klagen  als  üngehorsamsstrafe  erkannt  wnrde. 
Der  Ungehorsam  aber  mosste  gehörig  bewiesen  werden  und  in 
dieser  Beziehung  stehen  sich  Yerfestnng  nnd  Reichsacht  wieder 
gleich;  setzte  jene  regelmässig  eine  dreimalige  Ladung^)  Aber 
vierzehn  Nächte,  beziehungsweise  Aber  sechs  Wochen  voraus 
(Ssp.  I.  67  §  1,  Dsp.  91,  Swsp.  L.  101),  so  konnte  auch  diese 
erst  verkündet  werden,  wenn  der  Geladene  an  drei  Gerichts- 
tagen nicht  erschienen  war.  Es  mag  freilich  geschehen  sein, 
dass  sich  der  Reichshof  an  die  Beobachtung  dieser  Förmlichkeit 
nicht  immer  gebunden  hielt,  aber  alle  Berichte,  die  wir  über 
Achtprozesse  besitzen,  insbesondere  die  Urkunden  ^,  erwähnen  der 
dreimaligen  Ladung  so  regelmässig  und  so  übereinstimmend,  dass 
wir  diese  constante  Praxis  als  auf  einem  unzweifelhaften  Rechts- 
satze beruhend  ansehen  müssen.  Aber  er  galt  nur,  wenn  es 
sich  um  unmittelbare  Verkündigung  der  Reichsacht  handelte; 
für  den  Fall,  dass  die  Verfestung  des  niederen  Gerichts  zur 
Reichsacht  gesteigert  wurde,  erwähnen  die  Quellen  die  Noth- 
wendigkeit  der  Ladung  des  Yerfesteten'  auch  vor  den  Reichshof 
nicht,  vielmehr  erfolgte  die  Verkündigung  der  Acht  sobald  nur 
die  vorher  geschehene  Verfestung  genügend  erwiesen  war*). 
•  Was  endlich  die  Wirkungen   der  Reichsacht  anbetrifft,  so 


der  Dartt«llaDg  anderer  onr  darin  ab,  dass  er  ausfahrt,  die  Verfestong 
könne  nach  andern  Rechtsqnellen  auch  bei  solchen  peinlichen  Klagen 
eintreten,  in  denen  es  sich  nicht  grade  um  ein  an  Hals  und  Hand  tu 
strafendes  Vergehen  handele. 

')  Ueber  den  Ausnahmefall,  wenn  die  peinliche  Klage  erhoben  wurde, 
ehe  sie  übernächtig  war,  sich  oben  S.  235  N.  3  nnd  jetzt  anofa  Bienko 
S.  8  fgg. 

>)  Vgl.  z.  B.  Band  I.  92,  100,  173,  265,  3t6,  ferner  die  Achtnrtheile 
bei  Lacomblet  IV.  36,  Mon.  Zoll.  VI.  403,  Kuchenbecker  1.  e. 
151,  Lünig  XIII.  1336,  Riedel  II.  3.  233  nnd  viele  andere.  Nur 
ausnahmsweise  erwähnen  die  Urkunden  nicht,  dass  der  Geachtete  dreimal 
vergeblieh  geladen  worden,  t,  B.  Wuerdtwein  dipl.  Mog.  486,  Mob. 
Boica  XXVin.  2.  438. 

*)  Vgl.  oben  S.  321  und  die  Urkunde  Rudolfs  für  Rotenburg  tob 
1274  bei  Lnnig:  R.-A.  XIV.  335:  adiicimna  etiam  ^,  qnod  si 
quem  de  ciritate  praedicta  proscribi  contigerit,  sna  debeat  regiae  Tel 
imperiali  cnriae  denunoiari  proscriptio,  ut  registris  memoriaübna  inseri- 
bacur,  non  restituendus  regalia  aut  imperatorie  benefioto  largitatis,  nisi 
absoWatur  in  loco,  nbi  primitus  est  proscriptus. 
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werden  dieselben  in  den  Achtnrtheilen  niemals  vollständig  anf- 
geführt,  namentlich  diejenigen  nicht,  welche  der  Acht  mit  der 
Yerfestung  gemeinsam  waren.  Diese  bestanden,  nm  an  Bekanntes 
in  Kürze  zu  erinnern,  nicht  nur  darin,  dass  die  Stellung  des 
Yerfesteten  rflcksichtlich  der  Handlang,  die  zur  Yerfestung  ge- 
führt  hatte,  und  gegenüber  dem  Kläger,  auf  dessen  Yeranlassnng 
sie  ausgesprochen  worden,  wesentlich  erschwert  war,  sondern  es 
traten  allgemeiner  wirksame  Rechtsnachtheile  verschiedener  Art 
ein:  der  Yerfestete  konnte  weder  Richter  noch  Urtheiler,  weder 
Yorsprecher  noch  Zeuge  sein,  —  seine  Berechtigung,  als  Kläger 
aufzutreten,  war  geschmälert,  und  sein  Yertheidigungsrecht,  wenn 
er  verklagt  oder  angeschuldigt  wurde,  erheblich  beschränkt,  — 
der  Friede  gewisser  Tage  schützte  ihn  nicht  vor  Haft  und  Yer- 
nrtheilung,  —  gegen  den  Yerfolger  endlich  durfte  ihm  nicht  Schutz 
und  Beistand  gewährt  werden  ^).  Alle  diese  Folgen  hatte  auch 
der  Reichsächter  zu  tragen  und  sie  trafen  ihn  um  so  schwerer, 
als  sie  für  das  ganze  Reichsgebiet  und  nicht  nur  für  einen  be- 
stimmten Gerichtssprengel  wirksam  waren. 

Zu  diesen  Rechtsnachtheilen  traten  andere,  in  höherem 
Masse  Alhlbar.  Wie  die  Rechtsbücher  von  dem  Yerfesteten 
sagen,  er  hätte  den  Frieden  verloren  (Ssp.  II.  4  §  t,  III.  34 
§  1,  Dsp.  99,  Swsp.  108),  so  heisst  es  in  den  Urtheilen  des 
Reichshofes,  der  Reichsächter  sei  aus  dem  Frieden  in  den  Un* 
frieden  gesetzt  worden:  1367  wann  wir  die  nehmen  und^geno- 
men  haben  aus  allem  fried  und  setzen  sie  in  den  unfried;  1405: 
und  haben  yn  usser  unsern  und  desselben  rychs  gnade,  fride 
und  beschirme  genomen  und  in  den  unfride  gesetzt;  1407:  usz 
unserm  und  desselben  richs  fride  und  schirme  genomen  und  in 
den  unfride  geseczet;  1408  und  10:  in  allen  unfride,  1415  und 
23 :  usz  unserm  und  dess.  rychs  fride  und  schirme  genomen  und 
in  den  Unfrieden  gesetzt;  de^gl.  1444  und  sonst  noch  häufig^). 

Allein  wie  jene  Aeusserungen  der  Rechtsbficher,  so  weisen 


>)  Vgl.  Perthes  21  fgg.,  HilLebrand  43  fgg.,  Budde  73  fgg., 
Homeyer:  Ssp.  Register  Acht  und  Yerfestang,  Walther:  Rg.  II. 
§  722,  Bienko  U  fgg. 

•)  Mon.  Boica  XXVIII.  2.  438,  Lacomblet  lY.  37,  Mon. 
Zoll.  VI.  403,  Knchenbecker  1.  c,  Lünig  XIU.  1336,  Riedel  If. 
3.  233,  MiDtttoli  206,  Chmel:  Reg.  Anhang  Nr.  57. 
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auch  diese  Formeln  unserer  Urkonden  keineswegs  auf  eine  Yer- 
nicbtung  der  gesammten  Rechtspers&nlickeit  des  Menschen  hin; 
die  Reichsacht  hat  ebenso  wenig  als  die  einfache  Verfestnng 
Friedlosigkeit  im  gebräuchlichen  Sinne  zur  Folge.  Dies  bedarf 
keines  weiteren  Beweises,  da  wir  aus  den  Rechtsbüchern  und 
Reichsgesetzen  (vgl.  unten)  bestimmt  wissen,  dass  die  Friedlosig- 
keit mit  ihren  schweren  Folgen  fQr  Leib  und  Out  erst  mit  der 
Oberacht  eintrat.  Nun  ist  es  freilich  richtig,  dass  sich  im  spft- 
teren  Mittelalter  die  Formeln  fQr  die  Verkündigung  der  Reichs- 
acht  depjenigen  ausserordentlich  nähern,  welche  sonst  nur  für 
die  y erhängung  der  Oberacht  üblich  waren  ^);  aber  als  zwei 
verschiedene  Strafen  des  Ungehorsams  blieben  sie  stets  aner- 
kannt und  insbesondere  werden  die  Hanjytwirkungen  der  Fried> 
losigkeit,  der  Verlust  des  Eigengutes  und  das  y6Uige  Preisgeben 
der  Persönlichkeit,  immer  als  Folgen  der  Oberacht  und  nicht 
schon  der  Reichsacht  erwähnt.  Wenn  dennoch  die  Ach  tur- 
theile von  dem  Setzen  aus  dem  Frieden  sprechen,  so  müssen  sie 
in  gleichem  Sinne  verstanden  werden  wie  jene  Stellen  der 
Rechtsbücher;  der  Reichsächter  verliert  nicht  alle,  aber  doch 
einen  werthvoUen  Theil  der  Rechte,  welche  sonst  jeder  unter 
der  Herrschaft  des  gemeinen  Friedens  geniesst, — seine  recht- 
liche Stellung  ist  ungünstiger  als  die  aller  sonst  durch  den 
vollen  Frieden  und  Schirm  des  Königs  und  des  Reichs  Geschütz- 
ten^) und  zwar  ungünstiger  nicht  nur  in  den  oben  erwähnten 
Beziehungen,  sondern  auch  insofern,  als  er  nicht  mehr  des 
vollen  Rechtsschutzes  seiner  Person  und  seines  Gutes  theil- 
haftig  ist. 

lieber  den  Einfluss  der  Reichsacht  auf  Leib  und  Gut  der 
Geächteten  sprechen  die  Urkunden  in  sehr  allgemeinen  Aus- 
drücken; z.  B.  1376  der  Kläger  möge  „lyf  und  gut  — gryfen  — 
zo  Strassen,  zo  wasser  und  zo  lande  und  damyt  vortvaren,  doen 
und  daz  in   sinen  eygen  nutz  und  urber  keren  zo  allen  sinen 


^)  Vgl.  z.  B.  die  Adhterklärang  Ton  1423  and  die  Oberachterklämng 
ron  U25  bei  Miiiutoli  a.  a.  O.  206  and  20S. 

*)  Aehnlicbe  Bemerknngen  über  die  in  italienischen  Statuten  ror- 
kommenden  Ansdrücke:  de  trera  eztrahere,  eximere,  stare  extra  trevam, 
snscipere  in  trevam  n.  s.  w.  bei  F  ick  er:  Italien  S.  95  fg.;  vgl.  aack 
Bad  de  a.  a.  O.  155.  fg. 
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willen,  mit  gerichte  oder  ane  gerichte'*;  1407:  man  soll  den 
Geächteten  von  der  Klägerin  und  des  Reichs  wegen  in  allen 
Städten,  Schlössern,  Gebieten  und  Gerichten  „bekümmeren  nnd  an- 
gryfen";  1407  nnd  8:  „uffhalden,  bekümmern,  angrifen",  1410,  15, 
25:  „bekümmern,  antworten,  angreiften,  vahen'' ;  1444  wieder  nur 
„bekümmern  and  aufhalten'*  ^}.  Die  Tragweite  dieser  Bestimmungen 
ist  nicht  recht  klar,  hauptsächlich  deshalb  nicht,  weil  die  Achtbriefe 
niemals  sagen,  was  mit  der  aufgehaltenen  Person  oder  der  bekümmer- 
ten Sache  weiter  geschehen  solle,  sondern  nur  vorsichtig  bemerken, 
man  solle  damit  „tun  nnd  gefaren,  als  men  mit  des  heiigen  rychs 
ungehorsamen  echter  billich  und  von  rechteswegen  tun  und  gefaren 
sor'  oder  „als  recht  und  gewonlich  i'st'*^).  Allein  wir  kennen 
sämmtliche  vorher  erwähnte  Ausdrücke  doch  afich  aus  zahlrei- 
chen anderen  Quellen  und  wissen,  dass  sie  immer  Bezeichnungen 
für  ein  und  dieselbe  Sache:  den  Arrest  nämlich,  gewesen 
sind*}.  Mit  der  Verkündigung  der  Reichsacht  ist  also  zugleich 
die  Yerhängung  eines  Arrestes  auf  die  Person  und  die  Habe  des 
Geächteten  verbunden;  sein  Gut  wird  ihm  nicht  vertheilt,  seine 
Person  nicht  für  friedlos  erklärt,  aber  jenes  soll  überall  im 
Reiche  in  Beschlag  genommen,  er  selbst,  wo  immer  er  sich  fin- 
den lässt,  zur  Haft  gebracht  werden.  Dieser  Arrest  wird  nicht 
in  Interesse  einer  bestimmten  Person  ausgesprochen,  sondern  in 
dem  der  öffentlichen  Rechtsordnung;  er  hat  nicht,  wenigstens 
nicht  allein,  den  Zweck,  einem  bestimmten  Kläger  die  Möglichkeit 
seiner  Befriedigung  zu  sichern;  sondern  er  soll  dazu  dienen,  die 
Ungehorsamen  zum  Gehorsam  gegen  das  Gericht  zu  nöthigen. 
Handelt  es  sich  um  Verfolgung  eines  Civilanspruchs,  so  mag  der 
Kläger  zugleich  die  Anleite  auf  des  Beklagten  Gut  nachsuchen; 
thut  er  dieses  nicht  oder  erweist  sich  die  Anleite  wirkungslos, 
so  wird  ihm  die  mit  der  Reichsacht  verbundene  Arrestverlägung 
allerdings  von  Nutzen  sein,  aber  die  letztere  erfolgt  doch  regel- 


^)  Lacomblet  lU.  6S8,  IV.  57,  Mos.  Zoll.  VI.  403,  Lonig  a. 
».  O.,  Kocbenb^cker  1.  o.,  Riedel  II.  3.  233,  Minatoli  207, 
Chmol  a.  a.  O.  vgl.;  auch  über  die  Rechtsfolgen  der  von  kaiserlichen 
Landgeriehten  ausgesprochenen  Acht;  Vogel,  Nürnberg  S.  77. 

*)  So  in  den  vorher  erwähnten  Urkunden  und  sonst  sehr  häufig. 

*)  Briegleb:  Zar  Arrest  -  Synonimik ,  in  seinen  vermischten 
Abhandlungen  L  S.  3  fgg.    . 
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massig  zugleich,  nm  dem  Gerichte  Gehorsam  zu  verschaffen:  sie 
soll  ausgeführt  werden  von  des  Klägers  und  „des  Reichs  wegen'*  ^) ; 
handelte  es  sich  endlich  nicht  um  bargerliche  Klagen,  so  ergeht 
die  ArrestverfOgung  ausschliesslich  in  Jenem  öffentlichen  Interesse. 
Es  ist  wahr,  dass  diese  Anordnung  des  Arrestes  gegen  die 
Reichsächter  in  unzähligen  Fällen  wirkungslos  blieb,  aber  man 
muss  zugestehen,  dass  dieselbe  an  sich  genagend  erschien,  den 
Zweck  der  Eeichsacht,  den  ungehorsamen  zum  Gehorsam  zu 
nöthigen,  zu  verwirklichen.  Mit  weiteren  Rechtsnachtheilen  wurde 
der  Geächtete  zunächst  nicht  bedroht;  erst  wenn  er  im  Unge- 
horsam beharrte,  sollte  sein  Gut  ihm  vertheilt,  seine  Person 
allen  Angriffen  schutzlos  preisgegeben  werden.  Auch  in  Italien 
beabsichtigte  dfe  Yerkfindigung  in  den  lösbaren  Reichsbann,  die 
Entziehung  des  Rechtsschutzes  durch  denselben,  zunächst  nur 
Haftnahme  der  Person  und  Beschlagnahme  des  Gutes  ^). 

lieber  die  Ausführung  des  so  verkflndeten  Arrestes  wissen 
wir  fast  nichts  Näheres.  Dass  derselbe  nur  die  Mobilien  er- 
griffen hätte,  sagen  die  Urkunden  nicht,  wiewohl  die  Ausdrucks- 
weise derselben  darauf  hinweist,  dass  man  hauptsächlich  an  eine 
Beschlagnahme  des  beweglichen  Vermögens  gedacht  habe.  Der 
Befehl  zur  Vollziehung  des  Arrestes  ergeht  nicht  nur  an  den 
Kläger  und  dessen  ernannte  Helfer,  sondern  an  alle  im  Reiche, 
welche  von  Jenem  oder  diesen  darum  angegangen  werden  würden. 
Die  Massregeln  sollen  fortgesetzt  werden,  bis  der  Geächtete  zum 
Gehorsam  gegen  das  Reich  zurückgekehrt  und  dem  Kläger  ge- 
recht geworden  sein  würde.  Die  Vollziehung  des  Arrestes  kann 
geschehen  mit  oder  ohne  Gericht;  es  wird  auch  berichtet,  dass 
zur  Vollstreckung  des  Personalarrestes  z.  B.  die  Hilfe  des  Ge- 
richts, in  dessen  Sprengel  sich  der  Geächtete  finden  liess,  nach- 
gesucht wurde,  wie  andererseits,  dass  sich  der  Extrahent  der 
Reichsacht  mit  anderen  verbündete,  um  der  Reichsächter  Leib, 


^)  Vgl.  die  auf  S.  335  N.  1  erwähnten  Urkunden  und  v.  a.  m. 

*)  Ficker:  Reichs-  und  Rechtsgescbichte  Italiens  165. —  Der  aus- 
drückliche Befehl  des  Gerichts,  den  Geächteten  anzugreifen  an  Leib  und 
Gut,  findet  sich  in  den  Achturtheilen  so  regelmässig,  dass  man  darin 
eine  Verschärfung  der  Acht  für  besonders  schwere  Fälle  nicht  sehen 
kann ;  nur  das  ist  einzuräumen,  dass  in  den  Achtbriefeo  der  älteren  Zeit 
dieses  Gebot  nicht  besonders  hervorgehoben  wird. 
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Gat,  Geld,  Habe  anzugreifen  und  aufzuhalten,  wo  und  wie  sie 
dies  am  Besten  könnten  ^}.  Welches  Verfahren  dann  weiter  zu 
beobachten  war,  welche  Verpflichtungen  ins))esondere  fQr  den 
Kläger  eintraten,  wenn  es  ihm  oder  seinen  Helfern  gelungen 
war,  den  Arrest  auszuführen,  ist  aus  den  Urkunden  nicht  er- 
sichtlich ;  ebenso  wenig  ist  der  juristische  Charakter  des  mate- 
riellen Rechtsverhältnisses,  welches  der  Arrest  in  diesem  Falle 
begründete ^),  genauer  erkennbar. 

Die  Ausfahrung  der  Reichsacht — und,  um  dies  gleich  hier 
zu  bemerken,  auch  der  Oberacht  ~  konnte  durch  den  König 
selbst  erfolgen  und  sie  hätte  ordnungsmässig  immer  durch  das 
Reich  geschehen  sollen.  Allein  da  der  König  aber  eine  eigene 
ausreichende  Heeresmacht  doch  nur  in  den  seltensten  Fällen  zu 
▼erfügen  vermag,  so  geschieht  es  ganz  regelmässig,  dass  einzelne 
Fürsten,  Herrn,  Städte  und  andere  mit.  der  Exekution  beauftragt 
werden,  wobei  noch  etwa  hinzugefügt  wird,  dass  sie'  berechtigt 
sein  sollen,  in  dem  bevorstehenden  Kriege  das  Reichspanier  zu 
führen,  oder  mit  der  weiteren  Anordnung,  dass  vom  König  be- 
auftragte Führer  „cum  imperiali  nostrDrum  armorum  insigniis**,  am 
Kampfe  Theil  nehmen  sollen  (vgl.  Bd.  I.  253  und  317).  Solche 
Heerfahrten  waren  es  z.  B.,  um  von  zahlreichen  anderen  zu 
schweigen,  welche  1180  gegen  Heinrich  den  Löwen,  1209  gegen 
Otto  von  Witteisbach,  1236  gegen  Friedrich  von  Oesterreich, 
1371  gegen  Magnus  von  Braunschweig,  1405  gegen  die  Stadt 
Rotemburg,  1415  gegen  Friedrich  von  Oesterreich,  1434  gegen 
Ludwig  von  Bayern,  1433  gegen  Arnold  von  Egmond  angeordnet 
wurden').  Aber  nicht  immer  erfolgt  ein  solches  Aufgebot  zu 
den  Waffen,  nicht  immer  schreitet  man  zur  Entfaltung  solcher 
Mittel,  sondern  in  andern  zahlreichen  Fällen  überiässt  man  es 
dem,  auf  dessen  Antrag  die  Verkündigung  der  Acht  erfolgt  ist, 
die  Ausführung  derselben  durch  die  ihm  zweckmässig  scheinen- 
den Mittel  herbeizuführen.  In  solchen  Fällen  beschränkt  sich 
der  Reichshof  darauf,    dem  Kläger   „Helfer  und  Schirmer''    zu 


>)  Vgl.  die  Urkanden  bei  Minuj;oli  S.  211,  214  fgg.,  218. 
>)  Vgl.  hierzu  Meibom:  Pfandrecht  162  —  77. 
•)  Vgl.  Bd.  I.  94  fg.,  99,  105,  252  fg.,  65  fg.,  72,  90,  317. 
Franklin,  Reichshofgeiidit.   II.  <22 
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ernennen  ^),  and  ttberdies  allen  im  Reiche  zn  befehlen,  ihm  Un- 
terstützung zu  leisten,  wenn  er  es  von  ihnen  begehren  würde.  Diese 
Befehle  lauten  bald  allgemein:  dem  Kläger  beholfen  zu  sein,  als 
Recht  ist,  bald  bestimmter  dahin:  man  solle  ihm  getreulich  und 
ernstlich  beholfen  sein,  indem  man  die  Aechter  angreife  und 
bekümmere  an  allen  Orten  und  mit  ihnen  verfahre  als  mit  des 
Reichs  Aechtem  billig  geschehen  solle.  Die  Vollziehung  der  Acht 
hängt  dann  von  Zufälligkeiten  aller  Art  ab:  von  der  Macht  des 
Klägers,  dem  Eifer  seiner  Helfer,  der  Willfährigkeit  der  Gerichte, 
an  welche  er  sich  wendet,  um  den  Arrest  gegen  die  Aechter 
vollstrecken  zu  lassen,  und  anderen  Umständen;  an  Stelle  einer 
raschen  und  energischen  Ausführung  dessen,  was  für  Recht  er- 
kannt worden,  treten  dann  kleinliche  Scheerereien  und  Placke- 
reien, welche  sich  Jahre  lang  dahinschleppen,  und  schliesslich 
doch  dem  Geächteten  so  wenig  ernstlichen  Schaden  bereiten, 
dasB  Acht'  und  Oberacht  allen  Schrecken  verlieren  und  ohne 
Beschwernisse  getragen  werden'). 


^)  Dies  geschieht  in  der  Weise,  dass  einzelnen  Standen  des  Reichs 
die  Verhängung  der  Acht  —  und  beziehungsweise  der  Oberacht  —  be- 
sonders notiiicirt  und  ihnen  aufgegeben  wird,  jede  Gemeinschaft  mit  den 
Geächteten  aufzugeben  nnd  dagegen  dem  Kläger  beholfen  in  sein  auf 
der  Aecbter  Leib  und  Gut.  Bei  der  Bestellung  solcher  Helfer  wird  dann 
hauptsächlich  darauf  Rucksicht  genommen,  dass  die  Ernannten  Termöge 
der  Lage  ihrer  Besitzungen  und  Herrschaften  auch  wirklich  im  Stande 
seien,  dem  Kläger  wirksame  Hilfe  zu  gewähren;  bei  der  Aechtung  too 
Rotemburg  im  Jahre  1408  wurden  z.  B.  zahlreiche  Fürsten,  Herrn,  Gra- 
fen, Reichsritter  und  Reichsstädte  in  Franken  zn  Helfiern  ernannt,  und 
bei  Aechtung  der  Herzöge  Kasimir  nnd  Otto  von  Pommern,  sowie  der 
Städte  Garz,  Stettin  und  Pommern  im  Jahr  1415  erhalten  die  Konige 
von  Polen  und  Dänemark,  die  Herzöge  Ton  Schlesien,  Brannschweig, 
Sachsen,  Lauenburg,  die  Städte  Kolberg,  Halberstadt,  Magdeburg  u.  s.  w. 
besondere  Notifikatorien :  Mon.  Zoll.  VI.  404,  5,  Riedel  IL  3.  235; 
vgl.  Lacomblet  IV.  233,  Lunig:  cod.  Germ.  dipl.  IL  1806,  Mion- 
toli  207,  364.  Auch  finden  sich,  vom  Achtnrtheil gesonderte  Notifika- 
torien an  alle  Stände  des  Reichs,  z.  B.  Riedel  a.  a.  O.  234. 

')  Ich  erinnere  an  das,  was  ich  im  ersten  Bande  S.  207  fg.  und  224 
fg.  über  den  Verlauf  des  Achtverfa^rens  gegen  Aachen  und- gegen  Lütticb 
bemerkt  habe.  Ueber  die  Wirkungslosigkeit  der  Reiohsacht  nnd  Ober- 
acht und  uher  die  Anträge,  diesem  Uebelstande  abzuhelfen  vgl.  über- 
haupt den  V.  Abschnitt  des  ersten  Bandes  an  verschiedenen  SteUen. 


Digitized  by  VjOOQIC 


839 

Da  aber  die  Wirksamkeit  der  Verfestung,  Heichsacht  und 
Oberacht  nicht  nur  da^on  abhing,  dass  der  Kläger  überall  thä- 
tigen  Beistand  fand,  sondern  in  noch  höherem  Grade  davon, 
.dass  dem  Verfolgten  nirgend  Schatz  nnd  Hilfe  zu  Theil  wurde, 
so  enthalten  die  Achtbriefe  auch  regelmässig  das  Verbot  der  \  ^ 
Gemeinschaft  mit  dem  Geächteten,  häufig  unter  dem  Hinweis 
auf  des  Reichshofes  Recht,  weiches  sich  in  wesentlicher  lieber- 
einstimmung  mit  dem  der  Rechtsbttcher  und  der  Reichsgesetzge- 
bnng  entwickelt  hat^).  Auch  rücksichtlich  dieses  Punktes  sind 
die  Uricunden  bald  mehr  bald  weniger  ausführlich;  1332:  wer 
in  nach  der  achte  fürbas  beholffen  were,  der  sol  in  allen  schul- 
den sin  als  si  selber  mit  libe  und  mit  gute;  —  1363:  Karl  IV. 
gebietet  allen  Getreuen,  „daz  —  ir — denselben  echtere  huset,  he- 
get noch  herbirget  in  allen  uwem  slossen,  steten,  landen  unde 
gebieten  unde  yn  ouch  mydet  und  myden  heysset  alle  die  uwem 
mit  allir  gemeynsamkeit;"'  —  ebenso  1367;  —  1376:  und  daz 
kein  lantzherre,  ritter,  knecht,  stat  oder  ander  yeman,  so  wer 
der  were,  den  —  geächteten  Bürgern  von  Köln  —  trost  oder 
vordeil  doen  ensal  ob  enmach  oder  yn  keynerleie  spise,  kost, 
narunge  oder  koufmannschaf  durch  syn  lant,  gewalt  oder  ge- 
richte  zo  oder  af  kernen  lassen,  mer  er  sal  daz  verbieden,  keren 
und  w^en  mit  alle  sinre  macht;  —  1405:  l^iemand  soll  den 
Geächteten  furbasmer  wider  husen  noch  hoven,  etzen  noch 
trenken  noch  dheynerley  gemeynschaft  mit  ym  haben  noch  die 
iren  haben  lassen  wider  heymelich  noch  offenlich  in  dheyn 
wys; —  1407  und  8  ebenso;  —  1410:  in  dem  Achtbriefe  gegen 
Lübeck  wesentlich  gleichlautend,    doch   mit  dem  Hinweis,    dass 


^)  Ssp.  II.  72,  III.  23,  Ricbtsteig  Ldrt.  33  §  6,  41  §  4,  Dsp.  195, 
234,3l7d,  Swsp.  16,  137c,  253,  83.  Vgl.  Bienko  52  fgg.,  John:  Straf- 
recht I.  131,  235,  und  Osenbrüggen:  Hausfrieden  50  fgg.  und  Alam. 
Strafr.  175  fgg.,  wo  zahlreiche  entsprechende  Stellen  aus  den  Land-  und 
Stadtrechten  nachgewiesen  sind.  Die  Reichsgesetzgebung  widmete  grade 
diesem  Gegenstande  unausgesetzte  Sorgfalt.  Abgesehen  von  den  zahl- 
reichen Bestimmungen  über  die  Verfolgung  der  Landfriedensbrecher  über- 
haupt, sind  namentlich  folgende  gegen  die  Aufnahme  Geächteter  insbe- 
sondere gerichtete  hervorzuheben:  .sent.  von  1219,  const.  1230  c.  17, 
1236  c.  13:  legg.  234,  68,  317;  vgl.  auch  das.  59,  102,  283,  92  und  die 
späteren  Landfrieden  von  1281  c.  14,  1287  c.  36  und  40,  Albrechts  c.  27 
nnd  40,  sowie  das  Reichsurtheil  von   1309:  legg.  434,  8,  51,  83,  97. 

22* 
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auch  aller  Handel  (Kaufen  and  Verkaufen)  mit  den  Geächteten 
verboten  sei;  —  1420:  in  einem  Achturtbeil  gegen  einen  Jaden 
zu  Erfurt  wird  nicht  nur  befohlen,  mit  dem  Geächteten  selbst, 
seinem  Weibe  und  seinen  Kindern  keine  Gemeinschaft  zn  haben,, 
sondern  auch  verboten,  ihnen  Geleit  zu  gewähren,   „aach  sollen 

—  sie  —  kein  recht  und  keine  gemeinschaft  haben  in  jaden- 
schul  noch  in  judenkirchhoff  mit  andern  in  unserm  reyche'";  — 
1 425  mit  verschiedenen  geächteten  niederländischen  Städten  soll 
kein  Handel  ferner  geduldet  werden ; — 1444:  es  darf  dem  Geäch- 
teten in  keiner  Weise  Beistand  nnd  Hilfe,  Vorschub  oder  Ganst 
gewährt  werden  u.  s.  w.  ^). 

Wer  gegen  das  vorher  erwähnte  Gebot  oder  Verbot  handelt, 
wird  mit  Strafe  bedroht.  Auch  hier  haben  die  Urkunden  ver- 
schiedene Wendungen;  1332:  sie  sollen  mit  Leib  und  Gut  in 
derselben  Schuld  sein  als  die  Geächteten  selbst  und  das  Reich 
soll  wider  sie  richten  als  Recht  ist;  1363:  tzu  den  wolle  wir 
heyssen  richten,  als  recht  were; —  1367:  weiten  auch  darumbe 
in  unserm  kayserlichen  hofe  zu  im  heizzen  richten  als  recht  ist ; 

—  1376:  und  wer  herwieder  detde,  der  detde  kuntlichen  wieder 
sine  truwe  und  wieder  eyde  und  wieder  daz  heylige  reich;  — 
1405:  der  oder  die  würden  in  des  Reiches  Acht  und  in  dieselbe 
Poen  verfallen  sein,  als  der  Geächtete  selbst  und  man  würde 
gegen  sie  richten  als  des  heiligen  Reichs  Hofgerichts  Recht  ist; 

—  1407,  8.  10,  15,  25:  gleichlautend;  —  1420:  der  solde  in 
unser  schwerer  ungnade  sein  und  wollten  dieselben  straffen  als 
sich  dann  dazu  gebürt;  —  1444:  es  sollte  gegen  die  Ueber- 
treter  der  königlichen  Gebote  wegen  Wandel  und  Poen  verfah- 
ren werden,  als  sich  das  zu  Recht  heischet^).  Bei  Verkündi- 
gung in  die  Oberacht  erfolgen,  um  dies  schon  hier  zu  bemerken, 
Gebote  und  Verbote  ähnlicher  Art  und  es  ist  dann  auch  gar 
nicht  selten,  dass  auf  Grund  derselben  wider  die  Zuwiderhandeln- 


>)  Waerdtweiii:  dipl.  Mog.  489,  —  Sadendorf:  B.  -  L.  111. 
120,  —  M.  B.  1.  c—  Lacomblet  111.688,  IV.  37,—  Mon.  Zoll.,- 
Lünig,  -~  Kncheubecker  1.  1.  c,  -^  Minatoli  363  and  307,  — 
Chmel  a.  a.  O.     Vgl.  aach  uoch  Riedel  II.  3.  233. 

*)  ^gl>  <iio  in  ^^^  ▼origen  Note  angefahrten  Urkunden  in" derselben 
Folge.  Dieselben  Bedrohungen  finden  sich  anch  in  den  S.  338  N.  I 
erwähnten  besondern  Notifikatorien. 
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den  geklagt  wird.  Unter  Sigismnnd  z.  B.  erscheint  vor  dem 
Hofrichter  Jobann  von  Lupfen  ein  Bürger  von  Köln  und  be- 
schwert sich  darüber,  dass  die  Stadt  Frankfort  den  Bürgern  von 
Wetzlar  Geleit,  Verkehr  und  Schatz  gewährt  habe,  wiewohl  doch 
Bürgermeister,  Rath  und  Bürger  gemeinlich  von  Wetzlar  längst  vor- 
her schon  auf  seine  Klage  in  des  Reiches  Acht  und  Oberacht  gekün- 
det worden,  und  begehrt  Urtheils  darüber,  was  die  von  Frankfurt 
ihm  wegen  Missachtung  der  kgl.  Achtbriefe  zu  leisten  hätten  ^). 
Im  Jahre  1431  erscheint  vor  demselben  Hofrichter  Hans  Otter- 
wasch und  klagt  gegen  Rath  und  Bürgerschaft  von  Kottbus,  sie 
hätten  den  edlen  Herrn  Hans  von  Kottbus,  der  auf  seinen  An- 
trag in  die  Oberacht  gekommen  sei,  gehaust  und  gehofet:.  sie 
sollten  deshalb  „in  solich  acht,  aberacht  und  poen  verfallen  sin, 
als  der  vorgen.  von  K.  verfallen  gewest  were'';  die  Verklagten 
bestreiten  die  thatsächlichen  Anführungen:  Hans  von  K.  sei 
ihr  Erbherr,  Schloss  und  Stadt  gehörten  ihm,  auch  sei  ihnen 
die  Acht  nicht  verkündet  worden^).  Handelt  es  sich  in  diesen 
Fällen  um  Uebertretung  des  Verbots  der  Gemeinschaft  mit  den 
Geächteten,  so  bezieht  sich  eine  andere  Klage  auf  Verletzung 
des  in  den  Achtbriefen  enthaltenen  Gebots,  den  Kläger  zu  un- 
terstützen. Wigand  von  Sunnenborn  hat  gegen  die  Städte  Am- 
sterdam und  Leyden  die  Verkündigung  der  Aberacht  erstritten; 
er  hätte  Hab  und  Gut.  der  Geächteten  in  den  Städten  Berlin 
und  Köln  „betreten  und  funden  und  die  mit  gericht  und  recht 
verbotten  und  verhefft'',  Bürgermeister  und  Rath  aber  hätten  ihn 
„geirrt  und  gehindert  und  im  solich  hab  und  gut,  die  er  also 
erclagt,  ervolgt  und  erlangt  hat,  —  nicht  lassen  volgen,  und 
getrut,   man  solt  im  darumb   zu   (den  Städten  Berlin  und  Köln) 


1)  Der  Strafantrag  wurde  znräckgewiesen,  weil  die  Stadt  Frankfurt . 
sieb  auf  Privilegien  von  1376  und  1424  berufen  konnte,  wonach  gegen 
keinen  Besucher  der  dortigen  Messe  während  der  Dauer  derselben  und 
in  einem  bestimmten  Umkreise  von  der  Stadt  ein  Achturtheil  vollstreckt 
werden  durfte,  auch  sollte  es  den  Bnrgepn  keinen  Schaden  bringen,  wenn 
sie  in  dieser  Zeit  offenbare  ReichBächter  hausten.  Vgl.  Privilegia  et 
Pacta  des  h.  r.  Reichs- Stadt  Frankfurt  (1728)  S.  187,  264  und  das 
Urthell  des  Hofgerichts  S.  27d. 

>)  Riedel:  cod.  dipl.  Suppl.-Bd.  Nr.  LVII.  S.  60.    Die  Sache  kam 
nicht  zur  Entscheidung. 
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richten  mit  der  aberacht,  als  recht  were*'  *).  Dass  auf  solche 
Klagen  so  schwer  Recht  zu  erlangen  war,  dass  man  die  Straf- 
gebote des  kgl.  Gerichts  nicht  streng  genng  handhabte,  trug 
wesentlich  dazu  bei,  die  Bedeatung  der  Acht  and  Aberacht  zu 
mindern.  In  noch  höherem  Masse  aber  geschah  dies  dadurch, 
dass  zahllosen  Städten,  Herrschaften  nnd  Familien  ansdrftcklich 
gestattet  wurde,  in  ihren  Gebieten  mit  den  Geächteten  und 
Oberächtern  Gemeinschaft  zu  haben,  ihnen  Geleit  zu  geben,  sie 
zu  hausen  und  hofen,  mit  ihnen  Handel  zu  treiben  n.  s.  w.; 
diese  Befugniss  wurde  bald  auf  Zeit,  bald  dauernd  verliehen,  — 
bald  mit,  bal^  ohne  die  Klausel,  dass  dem  Kläger  unverzttglich 
Recht  gewährt  werden  solle,  wenn  er  den  Aechter  in  dem  Ge- 
biete des  Frivilegirten  betreffe,  —  auch  andere  Einschränknogen, 
z.  B.  in  späterer  Zeit,  dass  die  Freiheit  nicht  gegen  das  Kam- 
mergericht gelten  solle,  kommen  vor:  —  gewiss  aber  ist  es,  dass 
durch  solche  Privilegien,  wie  immer  sie  ge&sst  waren,  die  Um- 
gehung aller  in  den  Achtbriefen  enthaltenen  Gebote  und  Verbote 
des  Reichshofes  wesentlich  erleichtert,  man  kann  sagen:  von 
Reichs  wegen  gefördert  wurde  ^). 

Im  Gegensatz  zu  jenen  Strafandrohungen  findet  sich  ferner 
in  den  Achtbriefen  regelmässig  die  Bestimmung,  dass  Alles,  was 
jemand  thun  wflrde,  um  *die  Vollstreckung  der  Acht  zu  ermög- 
lichen, ihm  keinen  Schaden  bringen  solle;  1367:  also  was  je- 
mand thut  an  ir  leibe  und  gut,  es  sey  fahrend  odef  liegend  habe, 
das  die  daran  nicht  fräveln  noch  thun  wieder  ans. und  das  hei- 
lige reiche  noch  wieder  kein  gericht,  geistlich  oder  weltlicbs, 
landgericht  noch  landfriede  in  dhain  weiss,  sondern  dass  sie 
dieselbe   ächter,  ihr  leib   nnd  gut  mögen  angrieffen  aaf  wasser 


^)  Aus  einem  Ladebriefe  bei  Riedel  a.  a.  O.  Nr.  LXXIII«   S.  377. 

*)  Vgl  Bd.  I.  S.  354  fgg.  Zahlreiche  PriTilegien  dieser  Art  sind  in 
Chmel's  Reg.  Friedriche  III.  nacbgewiesea,  viele  andere  finden  eieh  ia 
Lünig'e  R.-A.  XIII.  und  XIV.  und  an  andern  Stellen.  Das  PrtT.  for 
Freiburg  im  Brelsgau  z.  B.  Ton  1361  (Schreiber:  Urkdb.  I.  4S6)  be- 
stimmt die  Aufnahme  von  Aechtern  solle  der  Stadt  in  keiner  Weise  Scha- 
den bringen,  nur  sollte  dieselbe  gehalten  sein,  „ob  iemant  gerichte  for» 
dert  über  den  achter  und  man  in  mit  gerichte  by  in  anfiel,  so  suUen  sie 
richten  von  dem  ächter,  als  man  von  einem  achter  billich  riebten  sol**. 
Ebenso  in  dem  Pri?.  für  die  Markgrafen  von  Baden  bei  Schoepfün: 
bist.  Zar.. Bad.  VI.  406. 
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und  auf  lande,  domit  za  bandeln  und  zn  tnn,  wie  sie  wollen 
nnd  mögen;  —  1376:  und  daz  keyn  man  daroyt  gebrechen  oder 
mysdoen  enmag  wieder  yeman  oder  wieder  yemans  berlicbeit, 
recht,  yryeheit  ob  gerichte  nf  eyngen  stetden;  1405:  wann  waz 
also  an  denselben  echter  geschiht  and  getan  wirdet,  damit  soll 
und  mag  von  rechteswegen  nymant  missetnn  noch  gefreveln  wider 
uns,  dat  heiige  ryche  noch  sust  wider  ymantz  anders  noch  wider 
dheynerley  gericht,  geistlichs  noch  werntlichs,  landfriede,  land- 
gerichte,  Stetgerichte,  frybeit  noch  gewonheit  noch  wider  dheyn 
ander  ding  in  *dheynre  wys;  —  1407,  8,  10,  15  und  25  sind 
gleichlautend,  1444  aber  heisst  es  kürzer:  und  wer  sy  also  in 
vorbegriffner  mass  angreifft,  bekümmert  oder  aufhelt,  der  und 
dieselbn  sallen  daran  wider  uns  noch  yemand  getan,  snnder  des 
allenthalben  recht  haben'). 

Eine  weitere,  in  allen  spätem  Achtbriefen  wiederkehrende 
Formel  ist  die,  dass  die  Acht  währen  solle  ;,als  vi!  und  als 
lange  bis  das  sy  (die  Aechter)  in  unsere  und  des  richs  gnad  und 
gehorsamkeite  wider  komen  sind^).  Wie  die  Reichsacht  veran- 
lasst ist  durch  Ungehorsam  gegen  das  Reich,  so  kann  sie  erst 
aufgehoben  werden,  wenn  dieser  Grund  wieder  beseitigt  ist;  ist 
sie  verkündet  worden  im  Interesse  und  auf  Antrag  bestimmter 
Personen,  so  kann  diese  Rückkehr  zum  Gehorsam  erst  dann 
angenommen  werden,  wenn  zugleich  Sicherheit  geboten  wird, 
dass  der  Aechter  auch  dem  Kläger  gerecht  werden  würde.  Das- 
selbe gilt  auch  für  die  Verfestung.  Darum  fordern  die  Rechts- 
bücher, dass  der  Yerfestete  Bürgen  setze,  dem  Kläger  zu  ant- 
worten oder  ihm  um  seinen  Anspruch  und  dem  Richter  um  seine 
Busse  gerecht  zu  werden  (Ssp.  IL  4  §  1,  2,  III.  17  §  2,  Richt- 
steig Ldrt.  34  §  2,  Dsp.  99  und  226,  Swsp.  108,  277),  und 
bestimmen  dann  ferner,  dass  wenn  die  Verfestung  zur  Reichsacht 
gesteigert  werde,-  die  Lösung  der  letzteren  davon  abhängig  sei, 
dass  der  Aechter  durch  Eid  oder  Bürgen  Sicherheit  biete,  vor 
dem  Richter,  der  ihn  zuerst  verfestete,  zn  erscheinen  und  sich 
zu  Recht  zu  erbieten  (Ssp.  III.  34  §  1,   Dsp.  259,  Swsp.  285). 


^)  Ans  deB  S.  340  N.  1  und  2  erwähnten  Urkunden. 

*)  Z.  B.  liOö:  Lsoomblet  IV.  37,  1407;  Mon.  Zoll.  Vi.  404, 
1408:  Kucbenbecker  löl,  1410:  Lnnig  1.  c,  1415:  Riedel  III.  2. 
234>  1423:  Minntoli  207. 
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Noch  weiter  gehen  die  Reichsgesetze;  bald  machen  sie  die  Aaf- 
hebung  der  Verfestung  und  Acht  davon  abhängige  dass  dem 
Kläger  vorher  Genugthunng  geleistet  werde,  —  bald  davon,  dass 
der  Kläger  seine  Zustiramang  zur  Lösung  ertheile,  —  bald  nur 
davon,  dass  für  die  Befriedigung  des  Klägers  genfigende  Sicher- 
heit gegeben  werde,  —  bald  endlich  stellen  sie  das  alternative 
Erforderniss  auf,  dass  der  Geächtete  sich  mit  clem  Kläger  aus- 
einandersetze oder  aber  für  die  Hauptschuld  und  allen  dem 
Kläger  erwachsenen  Schaden  vorher  ausreichende  Bargschalt 
darbiete^).     Die  Regel  war   wohl,    dass  es    denf  Ermessen   des 


1)  Landfrieden  ^on  1179  (Ficker:  acta  selecta  imperii  130):  taliter 
pro8oripto8  nee  Imperator  nee  index  alias  a  proscriptione  absolvere  debet 
nisi  prins  actori  satisfecerit ; —  —  constitutio  contra  incendiarios  1187 
(legg.  184):  dominas  etiam  imperator  proscriptorum  neminem  a  «ententia 
proscriptonis  absoWat,  nisi  de  illicitis  primo  dainpnis  cum  ininriato  com- 
ponat  et  nisi  consentiente  iudice  hoc  faciat;  —  treuga  Henrici  17:  si 
quis  proscriptns  faerit,  absolvi  a  proscriptione  non  aliter  poterit,  nisi 
datis  dnobns  Tel  tribus  fideiossoribus,  qni  tantnm  habent  in  eadem  iaris- 
diotione  feudi  vel  proprietatis,  unde  possint  dampnum  restitaere  com  de- 
bita  poena  et  iudicis  compositione  (legg.  208);  ^  constit.  generalis  von 
1234  (das.  301):  si  quis  fide  data  promiserit  altquid  et  convictus  faerit  — 
fidem  non  servasse,  continno  proscribatur  nee  a  proscriptione  poterit  ab- 
solvi nisi  dupliciter  persolvat  quod  promiserat  et  pro  quo  fidem  de- 
derat  et  iudicet  (judici)  ins  suum,  und  weiter:  nee  proscripti  aliquatemis 
absoWantnr,  nisi  sufßcienti  cautione  fldeiussoria  precedente:  diese  Be- 
stimmung  soll  auch  für    die   Reicbsacht  gelten; copst.  Mog.  (das. 

314)  c.  2:  nee  proscriptio  relazetur,'  nisi  triplum  damni  persoWerit  illati, 
c.  3:  nee  unquam  absoWatur  a  proscriptione  preter  volnntatem  actoris, 
c.   12 :  nee   proscriptio  relazetur,   nisi  sufficienti  cantione  premissa,   qood 

satisfaciat  actori  secundum  consuetudinem  terre; car.  Norimb.  und 

Mog.  1281  c.  3  (legg.  433,  37):  unde  sal  en  nimmer  uter  achte  laten 
ane  des  clegers  willen,  und  o.  5 :  unde  dat  neghein  reitbere  ene  man  oter 
agte  late,  he  neme  de  wishet,  dat  deme  degere  grithet  werde  na  des 
landes  gewonheit:  wi  geloven  dat  wie  dat  selve  balden;  —  1287  c.  10 
und  14  (das.  449);  —  1298:  swenne  er  sich  berihtet  mit  dem  clager  omb 
die  sacb,  dar  umb  er  in  die  aber  abt  komen  ist,  oder  ans  Sicherheit  git 
an  des  klagerz  stat  umb  hauptschulde  und  umb  schaden,  dar  nmb  er  in 
die  aberaht  komen  ist:  so  suln  wir  in  uz  der  aberiht  lassen.  —  Nach 
dem  bayerischen  Landfrieden  von  1300  (Qaellen  z.  b.  und  d.  Gesch. 
VI.  122)  wird  die  Verfestung  gelöst,  wenn  sich  der  Verfestete  eidlich 
▼erbindet,  dem  Kläger  Recht  thun  zu  wollen;  thut  er  dies  dennoch  nicht 
und  wird  wieder  Terfestet,  so  darf  diese  zweite  Verfestung  nicht  ao^ehoben 
werden,    wenn   dem  Kläger  nicht  vorher  sein  Schaden   ▼ollig  ersetat  ist. 
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Reichshofes  flberlassen  bliebe  zn  bestimmen,  in  welcher  Weise 
das  Interesse  des  Klägers  zu  sichern  sei«  Schien  das  letztere 
genügend  gewahrt,  so  konnte  der  König  wohl  ohne  ausdrückliche 
Zastimmong  des  Klägers  den  zum  Gehorsam  gegen  das  Reich 
Zurflckkehrenden  von  der  Acht  lösen ;  nur  findet  sich  gar  nicht 
selten,  dass  der  Kläger  sich  durch  ürtheil  oder  durch  ein  be- 
sonderes Versprechen  des  Königs  zusichern  lässt,  dass  die  Auf- 
hebung  der  Acht  nicht  ohne  seine  Zustimmung  erfolgen  dürfe, 
z.  B.  1332:  auch  ward  erteilt,  daz  wir  noch  das  rieh  die  vorgen. 
von  Mentze  usser  der  achte  nicht  sollent  noch  enmogent  lassen 
ane  der  klager  willen  und  wissen,  und  1370  gelobt  Karl  IV.,  er 
wolle  die  geächteten  Bürger  von  Köln  aus  der  Acht  nicht  ent- 
lassen: ayn  des  —  ertzebischoffs ,  synre  nacoemlinge  und  synes 
gestiebtes  volbort,  wist  und  guten  willen  ^). 

Eine  weitere  Bedingung  der  Aufhebung  der  Acht  ist,  dass 
der  Achtschatz  entrichtet  werde.  Dieser  erscheint  nach  dem 
Landfrieden  von  1235  zunächst  als  eine  wichtige  Einnahmequelle 
des  Reichshofes  und  diente  als  Mittel,  den  Hofricht^r  zu  remu- 
neriren;  um  ihn  zu  desto  sorgsamerer  Pflege  seines  Amtes  zu 
veranlassen  und  Bestechungsversuche  auszuschliessen,  sollen  ihm 
zustehen:  iura,  que  ex  absolutione  proscriptorum  proveniunt,  que 
vulgo  dicuntur  wette,  eorum  dumtaxat,  quorum  causae  coram  eo 
tractate  sunt;  war  das  Achturtheil  nicht  vor  dem  Hofrichter  ge- 
funden worden^  sp  fiel  &lso  der  Achtschilling  an  die  königliche 
Kammer.  Dabei  blieb  es  auch  bis  zum  Untergange  des  Reichs- 
hofgerichts und  noch  im  15.  Jahrhundert  wird  hervorgehoben, 
dass  der  König  „gross  guet  und  schätz"  aus  dieser  Einnahme 
beziehe,  dass  man  aber  auch  befQrchtete,  der  Hofrichter  und  der 
Gerichtsschreiber  könnten  gemeinschaftliche  Sache  machen,  um 
ihren  Antheil  an  diesen  Gerichtsgebühren  zum  Nachtheil  des 
Königs  zu  vergrössern  ^).  Dieser  Achtschatz  Aber  galt  nicht 
nur  als  eine  Einnahme,  auf  welche  das  Gericht  beliebig  hätte 
verzichten  können.  Schon  in  der  treuga  Henrici  und  in  der 
const.  generalis  von  1234  (oben  S.  344  N.  1}  wird  bestimmt, 
die  Acht  dürfe  nicht  aufgehoben  werden,  wenn  nicht  dem  Richter 


0  Wardtwein:    dipl.   Mog.  I.  4S0,  S6,    Lacomblet   IV.  S.  6S3. 
Aehnliche  Urkunden  aas  Italien  bei  Ficker  S.  169  fg. 

*)  Tomaschek:  kais.  hoohate  Gerichtsbarkeit  S.  11,  52,  61. 
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sein  Gewette  gezahlt  oder  für  die  Entrichtung  desselben  Sicher- 
heit geleistet  sei,  und  der  Mainzer  Landfrieden  setzte  erst  im 
Allgemeinen  fest:  ut  omnis  iudex,  tarn  princeps  quam  inferior» 
nemini,  qui  a  proscriptione  absolvitur,  relaxet  penam,  que  dicitnr 
wette,  ut  magis  ceteri  timeant,  ne  proscriptionibns  involvantur, 
und  ordnete  dann  grade  in  Beziehung  auf  die  Keichsacht 
noch  besonders  an:  quam  penam  nemini  relaxabit,  ut  homines 
proscriptionem  pocius  timeant  ^).  Die  gleiche  Vorschrift  ward 
in  späteren  Landfrieden  wiederholt  Oegg.  433,  37,  49)  und  galt 
dauernd  als  ein  fär  alle  Fälle  der  Verfestung  und  Acht  mass- 
gebender Rechtsgrundsatz.  Natürlich  aber  schloss  die  Geltung 
desselben  nicht  aus,  dass  der  König  ans  besonderen  Gründen 
auf  die  Einforderung  des  Achtscbatzes  verzichtete  \  und  niemals 
scheint  letzterer  beansprucht  worden  zu  sein,  wenn  es  sich  nur 
um  Suspension  der  Acht  auf  Zeit,  wie  solche  häufig  in  älterer 
und  jüngerer  Zeit  erfolgte  ^),  handelte. 

Es  ist  gewiss,  dass  der  König  berechtigt  war,  die  Lösung 
der  Reichsacht  auch  noch  von  andern  Bedingungen  abhängig  zu 
machen,  dass  er  z.  B.  dem  Geächteten  zur  Pflicht  machen  konnte, 
bestimmte  Zeit  hindurch  das  Reich  zu  meiden  oder  seine  Unter- 
werfung unter  das  Recht  durch  gewisse  Handlungen,  z.  B.  längeren 
Aufenthalt  am  königlichen  Hofe,  zu  bezeugen.  Aber  reichsgesetz* 
lieh  bestanden  keine  anderen  als  die  angeführten  Bedingungen 
für  die  Aufhebung  der  Acht,  namentlich  kann  ich  keinen  Fall 
nachweisen,    in   welchem    von    der   bekannten  Bestimmung    der 

')  So  cap.  12  und  15  der  const.  Mog. ;  Tgl.  aoch  cap.  llnnd  im  All- 
gemeinen hierzu  Boehlau:  nove  constit.  S.  S4.  Von  demaelben  GesiehU- 
punkte  aus  wird  die  Verpflichtung  sur  Zahlung  de«  Aehtechataes  auch  in 
Dsp.  97  und  Swsp.  106  a.  betrachtet ;  im  oesterr.  Landrt.  Art.  3  und  4 
(Uasenoehrl  237  fg.)  wird  dagegen  jener  Grund  nicht  besonders  betont. 

*)  So  erlässt  z.  B.  Albrecht  1304  den  Bürgern  von  Worms  die  Strafe, 
genannt  Achtschatz  oder  Achtschilling;  Regesten  489. 

*)  Urkunde  von  1237  bei  Huillard-B.  V.  83:  Friedrieb  II.  entlässt 
den  Konrad  von  Stralenbnrg  aus  der  Acht,  weil  er  dem  Kaiser  auf  «eiaem 
Zuge  nach  Italien  folgen  wolle;  die  Entlassung  dauert  aber  nur  für  die 
Zeit  des  Kriegszuges  nnd  sechs  Wochen  nachher;  kann  der  Schuldige  bis 
dabin  nicht  nachweisen,  dass  sein  Streit  beigelegt  sei,  so  tritt  die  Wirkung 
der  Acht  wieder  ein.  —  Nach  dem  Landfrieden  von  1431  bei  Riedel  IL 
4.  117  wird  die  Acht  für  alle  Tbeilnehmer  am  Hussiteozuge  suspandirt.  — 
Vgl.  auch  Bd.  I.  S.  355. 
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Rechtsbücher— Ssp.  III.  34  §  1.2,  Dsp.  259,60,  Swsp.  285  — : 
he  sal  deme  hove  volg^  ses  weken  —  praktische  Anwendung 
gemacht  wurde;  vielleicht  bestand  eine  solche  Uebung  in  älterer 
Zeit,  in  den  Urkunden  aber  geschieht  derselben  niemals  Er- 
wähnung. 

Wie  die  Verkündigung,  so  konnte  auch  die  Lösung  der 
Beichsacht  nur  durch  den  König  selbst  erfolgen.  Reos  —  nee 
a  proscriptione  absolvet,  bestimmt  der  Mainzer  Landfrieden  für 
den  Hofrichter;  er  sol  auch  nyeman  in  die  acht  thun  noch 
daranss  lassen,  wann  das  suUen  wir  selber  thun.  Diese  Vor- 
schrift wird  in*  den  späteren  Landfrieden  wiederholt  —  seit  128  t 
mit  dem  Zusatz:  unde  wellen  anderes  nimanne  gelaten  (oder 
gestaten),  dat  he  sich  dar  mide  overlade  (legg.  435,  39,  451, 
Boehlau:  nove  const.  S.  43)  —  und  es  ist  mir  auch  kein  Bei- 
spiel bekannt,  dass  die  Lossprechung  von  der  Reichsacht  jemals 
durch  die  Hofrichter  geschehen  sei.  Dagegen  ist  es  unzweifel- 
haft, dass  der  König  dies  ihm  vorbehaltene  Recht  auf  andere 
übertragen  durfte,  und  es  ist  gar  nicht  selten,  dass  einzelne 
Reichsfürsten  bevollmächtigt  werden,  die  Reichsacht  mit  denselben 
Wirkungen  zu  lösen,  als  wäre  dies  durch  den  König  selbst  ge- 
schehen. So  ermächtigt  1296  König  Adolf  den  Grafen  Adolf 
von  Berg:  proscriptionis  sententias  — ,  quando  placet  et  prout 
expedire  noverit,  auctoritate  regia  —  relaxare^);  —  als  Karl  IV. 
1348  die  Eingesessenen  der  Mark  Brandenburg ,  welche  den 
falschen  Walderaar  nicht  als  Markgrafen  anerkennen  wollten,  in 
des  Reichs  Acht  kündete,  ertheilte  er  diesem  die  Befugniss,  alle, 
welche  ihn  später  aiierkennen  würden,  aus  der  Acht  zu  ledigen: 
gleicher  weiss  als  wir  selber^);  —  1371  macht  derselbe  bekannt, 
er  habe  den  beiden  Herzögen  Wenzel  und  Albrecht  von  Sachsen 
das  Recht  ertheilt,  diejenigen  geächteten  Anhänger  des  Herzog 
Magnus  von  Braunschweig,  welche  zum  Gehorsam  gegen  ihn  und 
das  Reich  zurückzukehren  beabsichtigten,  aber  wegen  der  weiten 
Reise  nicht  an  den  königlichen  Hof  kommen  könnten,  zu  resti- 
tuiren:  pensatis  enim  longis,  de  partibus  illis  ad  nostre  roaiestatis 
presentiam  veniendi  viarnm  distantiis,  qnibus  ad  obedientiam  et 


>)  Laeomblet  II.  Nr.  963  S.  569. 
>)  Riedel  II.  2.  227. 
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fidem  sacri  Romani  imperii  redire  volentibas  aditns  aufertur  coiu- 
moditas,  —  dncibas  — ,  ot  aniversos  et  singnios  —  nostra  et 
imperii  sacri  aactoritate,  vice  et  nomine  in  integrum  restitnere, 
pristinis  statni,  honori,  iori,  libertati,  fame,  privilegiis,  emonita- 
tibus,  gratiis,  indultis,  pheodis,  possessionibas — ,  qaibns  — privati 
et  exnti  existnnt,  plenam  —  concedimus  —  licentiam  — ,  nt 
perinde  sint  per  omnia  planarie  restitnti  ac  nobis  et  imperio  — 
reformati,  ac  si  nnllam  iuris,  Status,  bonoris,  bonorum  et  fame 
seu  cniusvis  alterius  note.  vel  pene  cnipam  aut  maculam  nllatenus 
ineurrissent^);  —  ebenso  erhält  1415  Markgraf  Friedrich  Yon 
Brandenburg  von  Sigismund  die  Berechtigung,  die  Städte  Wismar 
und  Rostock,  wenn  sie  sich  dem  Recht  feigen  wollten,  im  Namen 
des  Königs  aus  der  Reichsacht  zu  entlassen  ^)  —  und  1442  Aber- 
trägt Friedrich  III.  dem  Herzog  Heinrich  von  Mecklenburg  die 
Befngniss,  die  über  die  Stadt  Rostock  verbängte  Reichsacht  auf- 
zuheben, wenn  sie  sich  mit  ihm  vergleichen  sollte'). 

Ist  die  Lösung  von  der  Reichsacht  ausgesprochen  worden, 
so  soll  darüber  ein  Vermerk  in  die  Achtbflcher  aufgenommen 
werden.  Das  Mainzer  Gesetz  von  1235  schrieb  darflber  dem 
Hofgerichtsschreiber  vor:  scribet  —  item  nomina  absolutorum  a 
proscriptione  et  actoris  propter  quem  proscripti  fuerunt,  causam 
et  diem  absolucionis,  üdeiussorum  absoluti  nomina,  qni  sint  et 
unde  sint,  sive  aliam  cautionem  quam  prostat  absolvendns  iuxta 
consuetudinem  terrarum  pro  satisfactione  querelantis,  was  der 
Basler  Text  des  Landfriedens  (legg.  581,  —  der  Senckenb.  cod. 
das.  gibt  die  Stelle  corrumpirt)  dahin  Obersetzt:  und  sol  die 
bürgen  schriben,  die  den  clegern  gesetzet  werdent,  und  wannen 
sy  sin  und  wie  sy  heissent,  und  sol  schriben  ander  gewysheit« 
die  man  den  clegern  tut  nach  landes  gewonheit,  während  der 
Görlitzer  Text  (Boehlau:  nove  const.  44)  die  Bestimmung  dabin 
wiedergiebt:  der  sol  auch  schreibin  di  besserunge,  die  dem  cleger 
behort,  und  worum  die  besserunge  gesaczt  wirt,  und  sol  an- 
schreibin alle  die  besserunge,  die  den  clegern  werdin  getan  und 
sol  die  besserunge  und  die  namen  nymr  vortilgen.  Es  ist  schon 
bemerkt  worden,  dass  die  Sitte,   in  solcher  Weise  die  Lösung 

>)  Sudendorf:  B.-L.  IV.  Nr.  284  8.  158. 

*)  Riedel  11.  3.  40.    Vgl.  auch  die  Urkunde  bei  MinatoH  216. 

*)  Cbmel:  Heg.  Friedrichs  639. 


Digitized  by 


Google 


von  der  Reichsacht  zu  registriren,  sich  bis  in  das  15.  Jahrhun- 
dert erhalten  hat  und  dass  auch  die  Aafhebnng  der  Oberacht  in 
gleicher  Art  vermerkt  zu  werden  pflegte. 

Wie  Aber  die  Verkündigung,  so  wird  auch  Aber  die  Lösung 
der  Reichsacht  —  und,  um  dies  schon  hier  zu  bemerken,  der 
Oberacht  —  eine  Urkunde  ausgestellt,  was  von  besonderer  Be- 
deutung ist,  wenn  die  Yerfestung  des  niederen  Gerichts  zur 
Reichsacht  gesteigert  wurde;  denn:  des  koninges  brief  sal  he 
medebringen  unde  sin  ingesegele,  die  dem  richtere  dat  to  wetene 
du,  dat  he  der  achte  ledich  si^).  Solche  königlichen  Briefe 
sind  uns  in  nicht  geringer  Zahl  erhalten  ^),  z.  B. . 

Karl  IV.  entlässt  1364  den  Herzog  Wilhelm  von  Lüneburg 
aus  der  Acht:  In  sulcher  clage  und  achte,  die  der  —  Herzog 
Rudolf  von  Sachsen-Wittenberg  —  myd  rechter  clage  und  urteil 

>)  Ssp.  III.  34  §  1,  Richtfltg  Ldrt.  34  §  7,  Dap.  259,  Swsp.  L.  285, 
W.  234.  Vgl.  hierzu  die  Bilder  4  und  5  auf  Tafel  XIX  der  Teatschen 
Denkmäler ;  auf  dem  ersten  übergiebt  der  König  dem  Geächteten,  auf  dem 
andern  der  Geächtete  dem  Richter  die  über  die  Lösung  der  Acht  aus- 
gefertigte Urkunde. 

*)  Ausser  den  folgenden  vgl.  von  Friedrieh  II.  ans  dem  Jahre  1237, 
▼on  Albrecht  1304,  von  Ludwig  1315  bei  Hnillard-B.  V.  83.,  Baur: 
Hess.  Urkunden  II.  Nr.  645  S.  642,  Mohr:  Regesten  la  Nr.  194,  95. 
Vgl.  ferner  die  Formulare  bei  Bodmann:  cod.  epist,  190  und  209,  so- 
wie in  Joh.  Ton  Geylnhusen:  coli.  perp.  form,  bei  Hoffmann:  unge- 
druckte Nachrichten  II,  119,  nur  ist  aus  denselben  nicht  klar  ersichtlich, 
ob  es  sich  um  Befreiung  Ton  der  Reichsacht  oder  ^on  der  Acht  eines 
niedern  Gerichts  handelt.  Dass  die  königliche  Gewalt  sich  das  Recht 
vindicirte,  die  Acht  jedes  niederen  Gerichts  aufzuheben,  zeigt  eine  Urkunde 
▼on  1380  bei  Schmid:  Monum.  Hohenbergica  S.  640,  nach  welcher 
König  Wenzel  den  Grafen  Rudolf  von  Hohenberg,  dessen  Diener  und 
Unterthanen  von  aller  und  jeder  Acht  befreit,  in  welche  sie  am  Hof- 
geriebt  oder  einem  kgl.  Landgericht  um  irgend  welche  Klage  oder  auf 
Antrag  welchen  Gerichts  immer  gekommen  seien.  Gegen  solche  Ein- 
griffe suchte  man  sich  wohl  durch  Privilegien  zu  schützen,  wie  z.  B. 
Karl  IV.  im  Jahre  1373  den  Herzögen  Albrecht  und  Leopold  von  Oester- 
'^eich  die  Gnade  that,  dass  die  von  ihren  Landgerichten  in  Schwaben  und 
Elsass  verkündete  Acht  vom  Reichshofe  nicht  dürfe  aufgehoben  werden. 
(Urkunde  bei  Lünig:  cod.  Germ,  diplom.  IL  883).  —  Auch  kommen 
Befreiungen  von  der  Reichsacht  vor,  die  sich  gar  nicht  auf  einen  be- 
stimmten Fall  beziehen,  sondern  allgemein  lauten:  tun  sie  us  der  achte, 
ob  sie  in  die  —  umb  dheinerley  sacken  komen  sin  (Urkunde  von  1348 
bei  Schmid  a.  a.  O.  S.  409  fg.). 


Dtgitized  by  VjOOQIC 


vor  uns  und  ttnserm  keiserlichen  bofgericfate  isrvolget  and  er- 
claghet  hat  uff  —  Herzog  Wilhelm  — ,  lassen  wir  —  denselben 

—  US  der  achte  uff  recht  also,  das  derselbe  dem  —  Herzog 
Rudolf  —  unverzogen  und  unverwyset  gerecht  sal  werden  vor 
uns  und  unserm  k.  hofgerichte,  wo  wir  denne  sjb  werden  umb 
alle  Sachen,  die  er  zu  ym  zu  clagen  und  zu  sprechen  hat  — . 
Und  wo  der  —  Herzog  W.  —  dem  —  also  nicht  gerecht  wurde, 

—  so  musten  und  wolden  wir  dem  Herzog  R.  —  zu  dem  —  H. 
W.  —  myd  der  aberacbte  richten'  als  recht  were '). 

Derselbe  entlässt  1375  die  Stadt  Halle:  —  auss  unser  und 
des  reichs  acht,  daryn  sie  von  wegen  des  — -  vormals  mit  recht 
kommen  sind  —  und  haben  sie  —  in  unsem  und  des  reichs 
frede  und  gnade  gesatzt  in  aller  der  massen,  als  sie  darione  ge- 
west  sein,  ehe  sie  in  suliche  unser  und  des  reichs  acht  kommen 
waren.  Und  davon  gebieten  wir  euch  —  bey  unsem  und  des 
reichs  hulde,  dass  ir  die  vorgenanteu  —  fürbass  mer  an  irem 
leibe  oder  gutte  nicht  hindern  noch  aogreiffen  sollet,  sondern  sie 
bey  sulichem  unserm  friede  und  gnade  gleich  andern  des  reichs 
getreuen  gerniglich  und  one  allerley  hindernisse  bleiben  lasset^. 

Wenzel  entlässt  1393  Bürgermeister,  Räthe  und  Bürger 
gemeinlich  der  Stadt  Strassburg:  wie  wol  daz  sy  —  in  unsere 
und  des  richs  acht,  aberacht  and  nagnade  kommen  waren,  iedoch 
sint  sie  für  unser  Maiestat  kommen  sin,  sich  mit  uns  gütlichen 
vereynet  und  uns  demüticlichen  gebetten  haben,  daz  wir  sie  uss 
solicher  acht  und  aberacht  lassen  weiten,  so  haben  wir  —  sie 
darum  —  uss  solicher  unser  und  des  r.  a.,  aberachte  und  Un- 
gnade gentzlichen  abgetan  und  tun  die  abe  in  crafit  dis  brifes 
und  kuniglicher  macht,  also  daz  sie  fürbas  von  solieher  a.  — 
wegen  von  uns  und  dem  riebe  und  sust  von  alles  mengiich  an- 
bckumbert  und  ungehindert  bliben,  und  nemen  sie  uss  dem  un- 
friden  und  setzen  sie  wieder  in  unsern  und  des  heiligen  nchs 
fride;  so  mögen  und  sollen  sie  auch  aller  irer  fryheiten,  rechte 
und  gnaden  —  geniessen  und  gebrucben  glicherwise  als  —  vor 
der  Achtverkündignng  —  und  gebieten  darnmb  — allen  Getreuen — , 


>)  Sadendorf:  B.-L.  III.  Nr.  221  S.  Ii3.  Unter  dem  Sigel  des 
Hofgerichts. 

')  Lentsens  diplom.  Stifts-  nnd  Latideshistorie  von  Msgdeborg 
S.  533.     Dasselbe  Sigel. 
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dass  sie  die  vorgen.  —  von  Strassburg  voa  solicher  acht  —  — 
farbas  niht  anteydingen,  angriffen 9  hindern,  irren,  noch  be- 
schädigen sollen,  noch  gestatten,  das  sy  darnmb  gehindert  *— 
werden  —  ^). 

Ruprecht  entledigt  1408  die  Rotembnrger,  nachdem  er  die- 
selben mit  dem  Burggrafen  Friedrich  „von  solicher  unser  und 
des  richs  achte  wegen,  doryn  er  sy  vor  —  dem  hofgerichte  mit 
rechter  clag  und  urteyl  erclagt  und  bracht  hatte'*  gfltlich  ge* 
sfihnet  und  nachdem  dieselben  auch  „dem  hofrichter  umb  sinen 
ahtschatz  und  dem  hofschriber  umb  sine  recht  genug  getan  haben'*, 
der  Reichsacht,  setzt  sie  wieder  in  den  Frieden,  gestattet  allea 
Getreuen  Gemeinschaft  mit  ihnen,  und  verbietet  bei  des  Reichs 
Hulden,  dieselben  ferner  anzugreifen  oder  zu  schädigen^). 

In  F&llen,  wo  die  Reichsacht  ohne  vorherige  Yerfestung 
ausgesprochen  war^  endigte  das  Achtverfahren  mit  der  Ledigung 
durch  den  König;  in  andern  Fällen  begann  nunmehr  das  in  den 
Rechtsbttchern  beschriebene  Verfahren  vor  dem  Richter,  welcher 
die  Yerfestung  ausgesprochen  hatte,  und  für  letzteres  war  denn 
eben  das  Zeugniss  des  Königs  über  die  Beseitigung  der  Reichs- 
acht eine  nothwendige  Voraussetzung^). 

Zieht  sich  dagegen  der  Verurtheilte  nicht  innerhalb  Jahr 
und  Tag  aus  der  Reichsacht,  so  soll  er  in  die  Oberacht  ge- 
kandet  werden:  Ssp.  III.  34  §  3,  Dsp.  261.  Diese  Bestimmung 
gründet  ajch  auf  altes  Reichsrecht,  nur  kennen  die  Reichsgesetze 
der  früheren  Zeit  den  Ausdruck  Oberacht  nicht,  sondern  be- 
zeichnen nur  die  Wirkungen  dieser  geschärften  Ungehorsams- 
strafe, wie  dies  auch  in  anderen  Rechtsquellea  ziemlich  regel- 
mässig geschieht.  So  Ssp.  I.  38  §  2:  die  ok  jar  und  dach  in 
des  rikes  achte  sin,  die  deü  mau  rechtlos  (Glosse :  rechtlos  — 
dat  is  vredlos.  —  wunden  oder  doden,  dat  moit  man  dissen  wol 
don)  unde  verdeü  in  egen  unde  len,  dat  len  den  herren  Icdich, 
dat  egen  in  die  koningliken  gewalt;  Richtsteig  Landrecht  35 
§  8 :  is  he  sns  jar  unde  dach  in  des  rikes  achte,  —  so  vintme, 
he  si.  rechtlos  unde  sin  len  si  dem  heren  ledich  unde  dat  eigen 


^)  Lünig:  R.-A.  XIV.  747.  Majestatssigel. 

*)  Mon.  ZoUerana  VI.  Xr.  422  S.  44S.    Sigel  des  Hofgerichts. 
')  Das  Verfahren   Tor  dem  niederen   Gericht   ist  hier  nicht  darzu- 
stellen; vgl.  darüber  Perthes  1.  c.  S.  27  fgg.,  32,  Bienko  66  fgg. 
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dem  rike;  Görlitzer  Laodrecht  XXXII.  §  3  c:  swer  abir  in  des 
kunigis  ban  belivit  jar  unde  tach,  der  vorliQsit  sine  ere  ande  OQch 
sin  recht  nnde  sine  vriheit  unde  sin  erbe  nnde  sin  len;  Weich- 
bild (Daniels  185S):  —  welch  man  aber  in  des  konigis  achte 
hübet  jar  nnd  tag,  der  hat  verloren  sien  ere  nnde  sien  len  nnde 
sien  recht  unde  syne  friheit  nnde  sjnen  lip,  ab  em  getolgt  wirt 
mit  rechten  orteiln  unde  ab  er  dorynne  begriffen  wert;  Rb.  n. 
D.  lY.  XXI.  dist.  37;  Dsp.  43,  Swsp.  45:  alle  die  iar  und  Uc 
in  des  riches  ehte  sint  die  erteilt  man  alle  rehUos.  man  verteilt 
in  eigen  und  leben,  daz  leben  dem  herren  ledic.  —  daz  eigen 
dem  knniclichen  gewalte  (Vgl.  367  IL  nnd  Ruprecht  36).  Eben- 
so auch  in  den  Reiohsgesetzen ;  Landfrieden  von  1179:  si  vero 
proscripti  in  proscriptione  iroperatoris  per  annum  et  diem  fuerint 
exleges  erunt  et  omni  iure  de  cetero  carebnnt  nee  aliqnod  ins 
in  beneficiis  et  allodiis  habebunt;  —  constit.  contra  inceadiarios 
1187:  si  quis  autem  a  proscriptione  et  excommunicatione  simal 
infra  annum  et  diem  non  fuerit  absolutus,  universo  iure  et  honore 
et  legalitate  sua  privatus  habeatur,  ita  ut  in  ferendo  testimonio 
vel  ad  causandum  de  cetero  neqnaquam  sit  admittendus:  omni 
quoque  feodall  iure  perpetno  carebit;  —  treuga  Henrici  c  17: 
wer  Jahr  und  Tag  in  der  vom  Reiche  verhängten  Acht  beharrt, 
exlex  iudicabitur;  —  cbnst«  Mog.  1235  c.  12:  item  statuimus, 
ut  quicumque  per  annum  et  diem  in  proscriptione  imperatoris 
perstiterit,  si  actor,  ad  "Cnius  querelam  fuit  proscriptu^,  de  hoc 
ipsum  legitime  convicerit  coram  nobis,  per  sententiam  nostram 
erenlos  et  rehtlos  pronuncietur  ^). 

Ueber  das  Verfahren  bei  Yerkflndigung  in  die  Oberacbt  ent- 
halten die  Gesetze  keine  näheren  Bestimmungen.  Eine  noch- 
malige Ladung  des  bereits  Geächteten  wird  nicht  erfordert,  da 
der  Ungehorsam  desselben  bereits  ausreichend  festgestellt  ist. 
Dagegen  lässt  der  Wortlaut  nnserer  Quellen  (die  delt  man  recht- 
los —  verdelt  in  egeh,  —  so  vintme,  he  si  rechtlos,  —  exlex 
iudicabitur,  —  per  sententiam  —  pronnncietnr)  keinen  Zweifel 
darüber,  dass  die  Frage,  ob  die  Oberacht  auszusprechen  sei, 
durch  Urtheil  zu  entscheiden  war,  dass  also  die  Wirkungen  der 

>)  Ficker:  acta  imp.  sei.  130,  legg.  184,  268»  317;  vgl.  sacK  den 
Bayerischen  Landfrieden  von  1244  in  den  Quellen  s.b.  und  d.  Gesch. 
V.  86. 
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Oberacht  nicht  schon  von  selbst  eintraten,  wenn  der  Aechter  Jahr 
und  Tag  in  der  Acht  verblieb  ^).  Die  Verkflndigang  des  Urtheils 
geschah  ohne  Zweifel  ebenfalls  öffentlich.  Daran  schliesst  sich 
die  Eintragung  in  das  Achtbach  und  die  Bekanntmachang  der 
getroffenen  Entscheidung  an  alle  im  Reich  oder  an  einzelne 
bestimmte  Stände: 

1371.  Nachdem  schon  im  Jahre  1370  gegen  Herzog  Magnus  II. 
von  Braunschweig  als  Verweser  des  Landes  Lüneburg  und  über 
das  Land  selbst  die  Acht  ausgesprochen  worden  war,  der  Herzog 
aber  und  alle  seine  Anhänger  sich  dennoch  und  trotz  der  jhnen 
noch  besonders  gedrohten  Strafen  den  Dispositionen  des  Kaisers 
über  das  Land  nicht  fügen  wollten,  spricht  Karl  lY.  über  Magnus 
dessen  Bruder  Ernst  und  seine  Helfer  die  Oberacht  aus:  Ipsos- 
qne  omnes  et  singulos  necnon  et  alios  — ,  qui  ipsis  de  cetero  — 
adheserint,  — ,  proscribimus,  bannimus  et  forbannimus  ac  eos 
Omnibus  privilegiis,  iuribus,  graciis,  indultis,  emunitatibus,  ho- 
noribus,  statibus  et  literis  —  penitus  exuimus  et  privamus  — 
ac  eciam  per  totum  —  imperium  —  omni  prorsns  fide,  virtute, 
iure,  statu  et  honore  privates  necnon  inhabiles  et  infames  existere 
ac  in  iudicio  et  extra,  publice  et  occulte  minime  audiendos  nee 
ad  quoscunque  actus  legitimes  et  civiles  quomodolibet  admittendos, 
ac  nuUa  —  cuiuscunque  in  personis,  bonis  et  rebus  suis  securi- 
täte,  conductu  seu  pace  gaudere.  Universa  eciam  et  singula 
feoda,  ciyitates,  castra,  opida,  proprietates,  predia,  villas,  bona, 
redditus  et  proventus,  dominia  directa  et  utilia  dictoram  terrarum, 
districtuam  —  et  bonoram  omnium  —  nostri  imperialis  erarii 
sive  fisci  ac  dictoram  (der  Herzöge  von  Sachsen  als  Kläger)  — 
ac  aliorum  principum  et  hominum,  in  quorum  dominus  —  sita 
sunt  et  a  quibus  dependent  in  feodum,  —  usibus  applicamus.   An 

')  Abgesehen  von  den  angeführten  Stellen  and  davon,  dass  nns  zahl- 
reiche Oberachtartheile  erhalten  sind,  spricht  gegen  die  im  Text  abge- 
wiesene Annahme  anch  der  gesammte  Charakter  des  hofgerichtlichen  Ver- 
fahrens. Die  Aeusserangen  in  dem  Landfrieden  von  1179:  exleges  erunt 
und  in  der  oonst.  contra  incend.  1187:  privatns  habeatur  können  dem 
gegenüber  nicht  so  anfgefasst  werden,  als  sollte  der  Reichsächter  nach 
Jahr  und  Tag  ipso  inre  friedlos  werden,  sie  enthalten  vielmehr  nur  eine 
Bedrohung  mit  bestimmten  Rechtsnachtheilen,  deren  Eintritt  aber  abhängig 
bleibt  von  dem  nach  Ablauf  jener  Frist  zu  verkündendem  Urtheil.  Vgl. 
Ficker:  Italien  182  fgg. 

Franklin.  Retqhahofgeiicht.   II.  23 
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der  Ausfübrang  dieser  über  den  Herzog  and  seine  Genossen  rer- 
bängten  Massregeln  soll  Niemand  dorcb  Eide^  die  er  denselben 
geleistet,  —  Bandnisse,  die  er  mit  ibnen  geschlossen,  gehindert 
sein,  vielmehr  werden  alle  derartigen  Eide,  Gelöbnisse,  Treoe- 
Terbindnngen  n.  s.  w.  gelöst  and  ans  kaiserlicher  Machtvoll- 
kommenheit für  unwirksam  erklärt;  auch  soll  gegen  dieangeord- 
neten  Massregeln  keine  Berufung  auf  Gesetze,  Statuten  der  Städte, 
Privilegien,  Gewohnheitsrechte  und  Observanzen  zulässig  sein. 
Dann  folgen  Bestimmungen  über  die  gehörige  Publikation  des 
königlichen  Befehls  und  die  Festsetzung  einer  Strafe  von  tausend 
Mark  Goldes  fBr  alle  diejenigen,  welche  die  Herzöge  Wenzel  and 
Albrecht  von  Sachsen  nicht  bei  Ausführung  der  Oberacht  anter- 
stfltzen  oder  in  irgend  einem  Punkte  den  königlichen  Anord* 
nungen  zuwiderhandeln  würden;  diese  Strafgelder  sollen  die  Her- 
zöge einzuziehen  berechtigt  sein,  ihnen  auch  die  Hälfte  deraelben 
zufallen,  die  andere  Hälfte  aber  an  den  königlichen  Fiskus  ent* 
richtet  werden;  würden  die  getroffenen  Anordnungen  nicht  ge* 
nügen,  den  Ungehorsam  der  Geächteten  zu  brechen,  so  will  der 
Kaiser  gegen  dieselben  nach  Vorschrift  der  Rechte  mit  noch 
schärferen  Strafen  vorgehen^). 

1376.  Da  Rath  und  Bürger  von  Köln  Jahr  und  Tag  un- 
gehorsam in  der  Reichsacht  verharrten,  erklärt  Karl  IV.:  eives 
et  incolas  civitatis  Coloniensis  et  eorum  quemlibet  sententialiter 
universis  et  singulis  suis  privilegiis,  iuribus,  gratiis,  libertatibus, 
exemptionibus,  statibus,  honoribus,  observantiis,  usibus,  officiis 
publicis ,  consuetudinibus ,  ungeltis ,  conductibus ,  emunitatibas, 
et  indultis  —  exuimus  penitus  et  privamus,  -—  dedarantes, 
eosdem  cives  Colonienses  —  per  totum  —  impcrium  —  obique 
locorum  omni  prorsus  fide,  virtnte,  jare,  fama,  publicis 
eflSciis  pariter  et  honore  privatos  —  necnon  tam  in  iudido  quam 


»)  Sudendorf:  B.-L.  IV.  löO  and  die  Urkde  vooi  7.  Novbr.  1372: 
das.  219  fgg.;  in  letzterer  heisst  es,  der  Herzog  sei  lehenloe,  ehrlos  nod 
rechtlos  erklärt  und  es  seien  ihm  Leib  und  Qut  vertheilt  worden.  -^  Ich 
bemerke  noch,  dass  die  Androhung  von  Geldstrafen  gegen  diejenigen, 
welche  den  königlichen  Befehlen  nicht  gehorsam  sein  war  den,  sonst  den 
deutschen  Acht-  und  Oberach turtheilen  fremd  ist,  während  sie  sich  sehr 
häufig  bei  Verkündigung  des  losbaren  und  unlösbaren  Reiohsbannes  in 
Italien  findet.     Ficker  a.  a.  O.  S.  165,  212. 
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extra  —  tamqoam  inffames  et  inkabiles  —  minime  aadieDdoä 
neqne  ad  qooscnnqne  actus  iegitimos  aut  civiles,  pablicos  aat 
privatos  qaomodolibet  admittendos  ac  eos  tales  esse,  die!  —  et 
etiam  ab  univeris  repntari,  tanqnam  publicos  bestes  imperii,  reos 
iaesae  maiestatis  crimine  et  indignos.  8ie  sollen  nirgend  Ckleit» 
Sicberbeit  oder  Frieden  haben ;  alle  ihnen  etwa  günstigen  BQnd« 
nisse  und  alle  ihnen  gegenüber  eingegangenen  Verpflichtungen 
werden  fBr  unverbindlich  und  nichtig  erklärt.  Allen  im  Rekbe 
wird  unter  Hinweis  auf  die  dem  Könige  schuldige  Treue  und 
sub  poena  periurii  verboten,  den  Oberächtern  Beistand  zu  leisten; 
vielmehr  wird  geboten,  sie  und  ihre  Anhänger  überall  anzugreifen : 
sed  potius  eos  —  in  personiS;  bonis  et  rebus  suis  —  invadaift 
et  opprimant,  eosque  et  eorom  quemlibet  impune  molestent,  arres- 
tent,  capiant  et  offendant,  proot  accuratius,  exquisitins  et  melius 
potemnt--*.  Was  das  Vermögen  der  Geächteten  und  derer,  so  ihnen 
beholfen  sein  würden,  insbesondere  betrifft,  wird  bestimmt:  universa 
—  castra,  oppida,  fortalitia,  bona,  feuda,  proprietates,  praedia, 
villas,  possessiones,  reditus  et  proventns,  nee  non  nerces  et  res 
quascunque  alias,  mobiles  et  immobiles,  ubicunque  locorum  con- 
sistant,  per  quemcunqne  posse  et  debere  impune  diripi,  arrestari, 
occupari,  anferri,  recepta  tanquam  legitime  conquisita  in  usus 
recipientium  —  decemimus  applicari.  Gegen  di^enigen,  welche 
den  königlichen  Befehlen  nicht  gehorsam  sein  würden^  sollen 
gleiche  Strafen  verhängt  werden  ^}. 

1389.  König  Wenzel  an  alle  Fürsten  u.  s.  w.  und  nament* 
lieh  an  die  Stadt  Erfurt:  das  wir  veruftheilet,  verzehlet  und  ver* 
weiset  haben  —  Bernhard  grafen  von  Anhalt  —  von  klage  wegen 
des  edlen  Günther  grafen  von  Schwarzburg,  der  es  kampflichen 
auf  ihn  erklaget  hat  vor  unserm  hofgericht,  mit  rechtem  urthefl 
als  recht  ist  und  wir  haben  denselben  gesetzet  in  allen  unfride, 
sein  leib  und  gut  haben  wir  ihm  genommen,  ehr  und  recht  ge- 
kündiget, sein  weih  zu  wittwen,  sein  kind  zu  waisen,  seinen  leib 
den  vögeln  in  den  lüften,  den  fischen  in  dem  meer,  den  thieren 
in  den  Wäldern  gegeben,  denen  herren  seine  leben,  von  denen  sie 
rühren,  sein  eigen  dem  kläger.  —  Davon  gebieten  euch  bey  unsem 
und  des   heiligen   reichs    rechten,    das  ihr   denselben   —  weder 


^)  Lünig:  R.-A.  XIII.  3öl   fg. 
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haaset  noch  hofet,  weder  etzet  noch  trencket  and  ihn  meidet 
and  meiden  heisset  alle  die  enren. —  and  dem  *--  Grafen  Gftnther 

—  anf  des  —  leib  und  gut  behoifen  seyd,  als  oft  er  es  an  ench 

—  fordert  und  ihm  des  noth  geschihet«  und  —  die  das  nicht 
th&ten  — ,  die  sollen  schwerlichen  in  sothaner  poen,  verzehlang 
and  artheii  verfallen  sein  als  der  obgenante'  grafe  von  Anhalt, 
warum  wir  ihn  abgeworfen,  vertilgen  and  vernichten  von  allen 
rechten  mit  kraft  dieses  briefes^). 

1425.  Nachdem  im  Jahre  1423  die  Bflrgermeister,  Rath- 
mannen  und  Bürger  gemeinlich  der  St&dte  LOttich,  Mastricht 
u.  8.  w.  auf  Klage  des  Markgrafen  Friedrich  von  Brandenburg 
in  die  Acht  erklärt  worden  and  länger  als  Jahr  und  Tag  in  der- 
selben verharrten,  verkündet  Sigismund  am  29.  Januar  1425, 
dass  er  dieselben  in  seine  und  des  Reichs  Oberacht  gethan  habe: 
und  haben  sie  aus  unserm  und  des  reyches  frieden  genomen  und 
in  des  reychs  Unfrieden  gesetzt  und  yedermann  gemeinschaft  mit 
inen  zu  halden  verboten  und  allermenniglich  ir  leip  und  ir  gut 
von  unsern  und  des  reychs  (und  des  Klägers)  wegen  anzugreiffen 
erlaubt.  Wir  haben  in  auch  genommen  alle  recht  und  freyheit, 
ir  eigen  in  unser  und  des  reichs  kamer  und  ir  leben  den  herren, 
von  den  sie  rttren,  gegeben.  Nun  folgt  das  Verbot,  mit  den  Ge- 
ächteten Gemeinschaft  zu  halten,  und  der  Befehl,  dieselben  zu 
verfolgen  und  anzugreifen  bis  sie  in  des  Königs  und  des  Reichs 
Gnade  zurückgekehrt  sein  würden  und  dem  Kläger  genug  gethan 
hätten.  Was  immer  gegen  die  Oberächter  geschehe  mit  „beküm- 
mern, angreifen,  antasten,* fahen",  soll  straflos  sein;  wer  dagegen 
dem  königlichen  Befehl  zuwiderhandle,  wird  ebenfalls  in  die 
Reichsoberacht  verfallen  und  über  ihn  gerichtet  werden  als  des 
Hofgerichtes  Recht  ist^). 

1433.  Nachdem  im  Jahre  1431  Arnold  von  Egmond  auf 
Antrag  des  Herzogs  Adolf  von  Geldern  in  die  Acht  gekündet 
worden,  wird  auf  weiteres  Verlangen  des  letzteren  „solich  acht 
und  bann  mit  unser  und  des  h.  röm.  reichs  aberacht  geschweret 
und  gestercket**;   er  wird   aus   dem  Frieden   in   den   Unfrieden 


')  Sehoettgen  and  Kreysig  I.  420.  Dass  Graf  Berohard  Jahr 
und  Tag  in  der  Reichsacht  gewesen,  sagt  der  König  in  einer  andern  das. 
419  abgedruckten  Urkunde. 

«)  Minutoli  a.  a.  O.  208  fg. 
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gesetzt,  nnd  jedermann  gestattet,  seinen  Leib  und  sein  Gnt  an- 
zogreifen; es  werden  ihm  genommen  alle  Rechte  nnd  Freiheiten, 
die  Lehen  dem  Herrn  ledig  erklärt,  das  Eigen  soll  für  des 
Reiches  Kammer  eingezogen  werden;  dann  folgen  weitere  Ge- 
bote nnd  Verbote  wie  in  der  vorhergehenden  Urkunde;  die  Wir- 
kungen der  Aberacht  sollen  währen,  bis  Graf  Arnold  „in  unser 
und  des  heiligen  reichs  gnade  und  gehorsam  widerkommt  als 
recht  Ist  und  dem  hertzog  Adolflfen  nach  siner  clage  und  an- 
spräche genug  thut***). 

t436.  Aberacht  gegen  Albrecht  von  Egloffstein  nnd  seine 
Söhne.  Auch  sie  sind  Jahr  und  Tag  in  der  Reichsacht  gewesen, 
werden  wegen  ihres  Ungehorsams  aus  des  Reichs  Frieden  und 
Schirm  gesetzt,  den  Freunden  genommen  und  den  Feinden  er- 
laubt. Der  weitere  Inhalt  übereinstimmend  mit  den  vorherge- 
henden Urkunden,  insbesondere  auch:  die  Lösung  der  Oberacht 
dUrfe  erst  erfolgen,  wenn  die  Schuldigen  den  Klägern  gerecht 
geworden  sein  würden^). 

Die  Yerkttndigung  der  Reich  sacht  konnte,  wie  erwähnt, 
erfolgen,  ohne  dass  eine  Yerfestung  Seitens  niederer  Gerichte 
vorhergegangen  war;  die  Ob e rächt  aber  konnte  niemals  ausge- 
sprochen werden,  wenn  nicht  vorher  eine  Verkündigung  in  die 
Reichsacht  erfolgt  war^).    Man  hat  freilich  das  Gegentheil  be- 


^)  Länig:  cod.  Germ.  dipl.  II.  1803.  Ad  demselbeD  Tage  wurden 
auch  eämmtliche  Anhänger  Arnolds  in  die  Oberacht  gekündet:  das. 
1806  fgg. 

s)  Minntoli  a.  a.  O.  Nr.  258  S.  363  fgg.—  Mit  den  vorhergehen- 
den  Urkunden  ist  zu  vgl.  das  Formular  für  Oberachterklärungen  beim 
kaiserl.  Landgericht  zu  Nürnberg:  Vogel  a.  a.  O.  75  fg. 

*)  Die  bekannte  Stelle  Ssp.  III.  34  §  3  (Dsp.  861)  steht  hiermit 
nicht  im  Widerspruch.  Denn  wenn  es  hier  heisst:  sve  sik  ut  der  achte 
tut  unde  rechtes  nicht  ne  pleget,  west  he's  verwunneu,  man  dut  ine  in 
overachte,  als  of  he  jar  unde  dach  in  achte  hebbe  gewesen,  —  so  ist  von 
jemand  die  Rede,  der  faktisch  (in  Folge  des  Ausziehens  aus  der  Acht) 
nicht  mehr  in  der  Beichsacht  ist,  aber  in  derselben  war  und  von  dem 
wegen  Verletzung  des  dem  Könige  geleisteten  Schwurs  rechtlich  ange- 
nommen wird,  dass  er  sich  noch  in  der  Acht  befinde.  Aber  auch  ohne 
diese  Fiktion  ist  eine  mit  dem  im  Text  Gesagten  sehr  wohl  übereinstim- 
mende Auffassung  der  Stelle  möglich.  Die  Voraussetzung  der  Verkün- 
digung der  Oberacht,  kann  man  sagen,  ist  nicht  vorhanden,  weil  der, 
welcher  sich  aus  der  Acht  gezogen  hat,  nicht  mehr  in  der  Acht  ist,  wohl 
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haaptet  and  die  Oberacht  als  eine  sofort  zu  erkennende  Strafe 
gewisser  Vergehen  anfgefasst  ^) ;  diese  Ansieht  beruht  aber  auf 
einem  Missverständniss,  auf  einer  Verwechselung  von.  Oberacht 
und  Friedloslegung. 

Wenn  wir  auch  selbst  im  Vorhergehenden  die  Oberacht  als 
Strafe  bezeichnet  haben,  so  ist  doch  nicht  zu  abersehen ,  dass 
die  Verkündigung  der  Oberacht  nur  die  prozessualische  Form 
fflr  die  Verhängung  der  den  Oberächter  treffenden  Strafe  ist. 
Die  Strafe  selbst  aber  ist  die  Friedlosigkeit ^,  und  diese  kömmt 
nicht  nur  als  Folge  der  Oberacht  vor,  sondern  ist  im  Reichs- 
strafrecht'}   auch    als    die    unmittelbar    zu   verhängende 


aber  ist  die  Voraussetzung  der  sofortigen  Friedloslegaug  Torhanden,  ein 
Vergehen,  nämlich  der  Brach  des  geschworenen  Eides,  welches,  mit 
dieser  Strafe  bedroht  ist.  Derjenige,  sagt  also  die  Stelle,  welcher  Rech- 
tens nicht  pflegt,  wird  friedlos,  nur  gebraucht  der  Verfasser  des  Sachsen- 
spiegels nicht  diesen  Ausdruck,  sondern,  indem  er  die  besonders  hänfig 
vorkommende  Anwendung  der  Friedloslegung,  —  friedlos  in  Folge  der 
Oberaeht  —  im  Auge  hat,  die  Wendung:  man  dut  ine  in  overachte, 
wozu  er  um  so  mehr  Veranlassung  hatte,  als  er  jenen  mit  dem  Reichs- 
ächter  vergleicht,  welcher  Jahr  und  Tag  in  der  Acht  geblieben  ist. 

>)  So  äussert  sich  z.  B.  Ficker:  Italien  S.  177. 

*)  Dass  in  Folge  der  Oberacht  Friedtosigkeit  eintritt,  ist  nicht  be- 
stritten und  kann  auch  nach  den  S.  353  fgg.  mitgetheilten  Stellen  and  nach 
allem,  was  über  die  Wirknngen  der  Oberacht  im  Einzelnen  bekannt  ist, 
nicht  bestritten  werden.  Vgl.  Perthes  S.  33,  Bndde  S.  76,  106  fgg., 
Hillebrand  S.  6  fgg.,  Hälschner:  Strafrecbt  III.  S.  40,  u.  v.  a. 
.*)  So  im  Landfrieden  von  1179  (Ficker  acta  imp.  sei.  13S):  item 
quandam  sententiam  antiqaam  iustam,  sed  diu  sopitam  renovarirnns,  caias 
Promulgation!  curia  nostra  assensnm  dedit.  Hec  autam  senteatia  talis 
est :  qui  nocturna  incendia  commiserint  et  ea  comnisisse  non  negaveriat, 
omni  iure  privatnr  nee  in  beneficii«  sive  allodlis  aliqnod  ins  oblineat. — 
Confoed.  cum  prino.  ecci.  1220  (legg.  286  lin.  18  -  20):  sl  qols  vero 
contra  bano  oonstitueionem  reliquias  .(cuiusquam  prinoipis  eccleaiastiei) 
sibi  vendicare  presompserit,  proscriptns  et  exlex  habeatnr  et  feodo  sive 
beneficio,  si  qood  habet,  permaneat  destitntns.  —  Trenga  Henrioi  c.  90 
(legg.  268):  si  quis  de  inoendio  manifesto  tertia  manu  eomm,  qai  iostl- 
tiam  voluerint,  aocusatas  fnerit,  septima  manu  eorum,  qni  ad  hoc  depntali 
et  electi  sunt,  se  expurgabit;  quod  si  non  fecerit,  exlex  i^dicabitur  et 
deprehensos  rota  pnnietur  (d.  h.  es  trifft  den  Angeklagten,  wenn  er  sieb 
dam  Gerichte  nicht  stellt,  dieaelbe  Strafe,  die  nach  e.  17  desselben  Land- 
friedens über  den  seit  Jahr  und  Tag  in  der  Reichsacht  Verharrenden 
ausgesprochen  werden  soll).—  Conat  paoia  1236c.  3:  Qnod  ai  per  mor* 
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Strafe  einzelner  bestimmter  Verbrechen  für  den  Fall  aner- 
kannt, dass  sich  der  Angeschnldigte  nicht  sofort  dem  Gerichte 
stellt^).     Für  die  Friedloslegung  bildet  hiernach  die  vorhe- 


tem  aliouiua  treage  faeriot  violate  —  violator  convictas  perpetuo  sit 
erenlofl  et  rehUoi.  (Wer  den  gelobten  Frieden  in  anderer  Weise  ver- 
letzt, erleidet  die  geringere  Strafe  der  Acht).  —  Dieselbe  Strafe  für  Ver- 
letzung der  Vorschriften  aber  das  Widersagen,  dann  pro  crimioe  lese 
maiestatis  und  pro  perfidia  vel  homicidio,  qaod  dicitur  mort  (das.  c.  5 
nnd  c.  12). —  Ferner:  filins  vero,  qui  mortem  patris  faerit  macbinatus, — 
omni  iure  omnique  aotu  legitimo  perpetuo  sit  ipso  iure  privatus,  quod 
vulgo  dicitur  erenlps  et  rehtlos.  (Das.  c.  11.  „Ehrlos  und  rechtlos*' 
bezeichnet  in  dieser  Constitution  überall  die  nach  c.  12  auch  den  Ober- 
ächter  treffende  Friedlosigkeit.)  —  Wesentlich  übereinstimmend  mit  der 
cqnst.  von  1235  auch  die  curia  Nuremb.  und  Mog.  von  1281  c.  1,  2,  3, 
und  der  Landfriede  von  1287  c.  2,  9,  11.  —  Beachtenswerth  sind  auch 
die  Beschlüsse  des  Beichstages  von  1338:  zu  dem  ersten,  swo  wir  riten 
oder  unter  vicarie  oder  amptman,  wie  der  geheizzen  ist,  von  des  reichs 
wegen  oder  not,  daz  wider  uns  nnd  di  selben  nieman  chomen  noch  riten 
sol,  uns  oder  die  selben  ze  hindern  oder  se  irren.  Und  wer  daz  dar 
über  taete,  der  hat  da  mit  an  daz  reich  geraten,  und  sol  uns  und  dem 
reich  sin  üb  und  gut  vervallen  sin,  und  haben  och  dez  üb  und  gut  ge- 
nomen  uz  dem  frid  und  getan  in  den  unfrid  und  erloubt  aller  menlicben 
über  sin  lib  und  gut,  also  daz  nieman  dar  an  frevel  noch  dheiner  bezze- 
rang  schuldig  werde  noch  sei  waz  im  an .  leib  oder  an  gut  widervert.  ^-> 
Ferner:  Wo  wir  riten  oder  dhein  unser  vicari  —  daz  uns,  unserm  vic. 
oder  amptmann  all  des  reichs  man  und  lüt  nachziehen  oder  volgen 
sullen  nach  irr  macht  und  vermngen.  Und  wer  dez  nicht  entet,  der  hat 
wider  daz  reich  getan,  und  sol  och  da  mit  vallen  in  all  obenn  gesribenu 
pen.  —  Dass  überhaupt  Hochverrath  und  Majestäts verbrechen  aller  Art ' 
bei  dem  Ausbleiben  des  Angeschuldigten  mit  sofortiger  Friedloslegung 
bestraft  wurden,  zeigen  die  zahlreichen  derartigen  Prozesse,  welche  ich 
im  ersten  Bande  S.  22  —  36  dargeBtellt  habe;  vgl.  insbesondere  den  Bd. 
I.  S.  46  erwähnten  Fall  des  Markgrafen  £kbert.  —  Im  Allgemeinen  zu 
vgl.  Bad  de  107  fg.,  und  Hälschner  a.  a.  O.,  mit  welchem  letzteren 
ich  ganz  darin  übereinstimme,  dass  die  in  solchen  Fällen  eintretende  Fried- 
losigkeit wirklich  Strafe  und  nicht  prozessualisches  Zwangsmittel  ist: 
worin  ich  von  seiner  Meinung  abweiche,  wird  die  folgende  Note  er- 
geben. 

>)  Es  ist  mir  kein  Beispiel  bekannt,  dass  die  Friedlosigkeit  gegen 
einen  Angeklagten  ausgesprochen  wurde,  wenn  sich  derselbe  dem  Grericht 
zur  Verantwortung  stellte  oder  vor  dem  Urtheil  in  die  Gewalt  desselben 
gelangte.  Ich  kann  mich  dafür  im  Allgemeinen  auf  die  schon  geschil- 
derten Prozesse  der  älteren  Zeit  berufen,  aber  auch  die  sogleich  zu  er- 
wähnenden Fälle  dienen  als  Zeugnisse:  es  bandelt  sich  dabei  überall  um 
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rige  Verkündigung  in  die  Reichsacht  keine  Yoranssetznng,  wohl 
aber  ist  dies  der  Fall  hinsichtlich   der  Yerhängung  der  Ober- 


Verbandlongen  gegen  Abwesende.  Diese  constante  Praxis  des  Reichs- 
bofes  ist  wohl  zugleich  das  sicherste  Mittel  zur  Interpretation  der  in  der 
yorhergehenden  Note  mitgetheilten  Reichsgesetze.  Wenn  sich  dieselben 
auch  so  äussern,  als  sei  die  Friedlosigkeit  die  einzige  für  gewisse 
Vergehen  besCinunte  Strafe,  so  werden  sie  danach  doch  nicht  anders  auf* 
zufassen  sein,  als  dass  sie  die  Friedlosigkeit  nur  für  die  Falle  als  Straf- 
mittel anerkennen,  |n  denen  die  eigentliche  Strafe  nicht  vollstreckt  werden 
kann;  am  Hofgeriltht  selbst  wenigstens  wurden  sie  nicht  anders  anfge- 
fasst  und  bisweilen  erkennt  auch  das  Gesetz  selbst,  —  vgl.  die  treuga 
Henrici  c.  20:  exlex  iudicabitur  et  deprebensus  rota  punietnr  ^~  die 
Subsidiarität  der  Friedloslegung  als  Strafe  an.  Auch  ich  kann  mich 
daher  nicht  der  Ansicht  ansohliessen ,  dass  die  Reichsgesetse ,  Insbeson- 
dere das  Mainzer  Gesetz  von  1236,  gleichsam  das  Bekenntniss  der 
Staatsgewalt  enthielten,  dass  sie  zu  schwach  und  unfähig  sei,  eine  „ei- 
gentliche** Strafe  zu  verhängen  und  auszuführen  (so  Hae Ischner  1.31; 
dagegen  Bohl  au:  nove  constit.  84).  Es  bestanden  „ eigen tiiche** 
Strafen  der  eventuell  mit  Friedlosigkeit  bedrohten  Verbrechen ;  der  Hoeh- 
verräther  z.  B.  wird,  wenn  er  im  Gericht  erscheint  und  überfuhrt  wird, 
mit  dem  Tode  —  in  milderen  Fällen  mit  Exil  oder  Gefängniss  —  be- 
straft, wie  die  Fälle  des  Babenberger  Adalbert  und  des  Grafen  Gero 
(1.  22  und  35)  zeigen;  ist  der  Angeklagte  aber  nicht  erschienen,  so  trifft 
ihn  Friedlosigkeit,  in  milderen  Fällen  die  Reichsacbt,  oft  in  Verbindung 
mit  dem  Verluste  der  Reichslehen.  Und  dass  man  sich  der  „eigentli- 
chen** Strafe  auch  bei  Verhängung  der  Friedlosigkeit  bewussi  blieb, 
zeigt  sich  darin,  dass  erstere  gar  nicht  selten  neben  der  letzteren  er- 
kannt wird  —  Askuin  von  Kärnthen  z.  B.  wird  friedlos  und  zugleich 
zum  Tode  verurtheilt:  1.'24  — ,  sowie  darin,  dass  ausgesprochen  wird, 
der  Friedlose  solle,  wenn  er  ergriffen  wurde,  mit  dem  Tode  bestraft 
werden,  so  bei  dem  Verfahren  gegen  Otto  von  Nordheim:  L  33  N.  1. 
Aber  ebenso  bewusst  war  man  sich  der  faktischen  Schwierigkeit  der 
Vollstreckung  eigentlicher  Strafen,  —  man  wusste,  dass  der,  welcher  sich 
'  eines  mit  dem  Tode  bedrohten  Verbrechens  schuldig  fühlte,  alles  eher 
thun  wurde,  als  sich  vor  Gericht  zu  verantworten,  —  man  wusste  end- 
lich, wie  leicht  sich  der  Verbrecher  Jahre  hindurch,  dauernd  sogar,  der 
Haft  und  Strafe  zu  entziehen  vermochte,  und  darum  musste  die  Gesete« 
gebung  grade  diesen,  am  Häufigsten  vorkommenden  Fall  in  das  Auge 
fassen.  Welche  eigentliche  Strafe  nach  Reichsrecht  und  Landrecht  den 
Verbrecher  treffen  solle,  stand  anderweitig  fest:  —  die  Todesstrafe  für 
Hochverrath,  Mord,  Brandstiftung,  Ranb,  Nothzncht:  vgl.  s.  B.  Bö  hl  au 
1.  c.  76  fgg.  — 9  aber  wie  man  den  Verbrecher  zwingen  solle,  sich  der 
Gerechtigkeit  zu  beugen,  und  welche  Rechtsnachtheile  ihn  treffen  sollten, 
wenn  er  sich   der  Vollstreckung  der    verdienten    Strafe    entsiehe,   das 
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acht.     Und  diese  Yerschiedenheit  in  den  Yorbedingnngen  dieser 
and  jener  ist  keine  zafiUlige  und  willkflrlich  festgesetzte,   sie  ist 


rnosste  bestimmt  werden  und  ist  in  den  Landfrieden  bestimmt.  Und 
grade  der  Umstand,  dass  auf.  Friediosigkeit  nur  erkannt  wird,  wenn  die 
eigentliche  Strafe  nicht  ▼ollstreckt  werden  kann,  hat  noch  andere  Folgen, 
auf  die  hier  hinzuweisen  ist.  Die  Friediosigkeit  wird  nur  ansgel^trochen 
wegen  todeswürdiger  Verbrechen;  der  Angeklagte,  welcher  sich  schuldig 
fühlt,  ist  daher  für  den  Fall,  dass  er  sich  dem  Gericht  unterwirft,  der 
Vernichtung  gewiss.  Die  Gesetzgebung  setzt  es  daher  gar  nicht  voraus,  dass 
der  Angeklagte  sich  dem  Gericht  stellen  werde.  Die  einfache  Acht  kann 
nur  ausgesprochen  werden,  wenn  der  Verklagte  dreimal  rergeblich  ge- 
laden worden,  weil  es  möglich  und  wahrscheinlich  ist,  dass  er  sich  dem 
Gerichte  eher  stellen  wolle,  als  sich  den  Rechtsfolgen  der  Acht  auszu- 
setzen; bei  Anklagen  dagegen,  welche  hier  in  Betracht  kommen,  ist  auf 
diese  Wahrscheinlichkeit  nicht  zu  zählen:  die  Friediosigkeit  wird  daher 
sofort,  ohne  dass  mehrfache  Ladung  nothwendlg  wäre,  ausgesprochen. 
(Die  S.  358  fg.  mitgetheilten  Reichsgesetze  setzen  wenigstens  nicht 
überall  die  Nothwendigkeit  einer  dreimaligen  Ladung  vor  der  Friedlosle- 
gung voraus  und  in  zahlreichen  Fällen,  in  denen  diese  letztere  beim 
Reichshofe  ausgesprochen  wurde,  wird  gleichfalls  nicht  erwähnt,  dasn 
der  Angeklagte  mehrfach  geladen  worden  sei  oder  dass  man  auch  nur 
an  die  Nothwendigkeit  wiederholter  Ladung  gedacht  habe :  Bd.  L  S.  24  N.  1 , 
27  N.  1,  30  N.  2,  33,  46,  104,  7,  78).  Und  weiter:  die  Reichsacht  ist 
losbar,  ebenso  die  mit  der  Verkündigung  in  die  Oberach  t^  ver> 
bundene  Friediosigkeit,  weil  immerhin  anzunehmen  ist,  der  Ober- 
äcbter  werde  lieber  dem  Gericht  und  dem  Kläger  gerecht  werden,  &U 
dauernd  die  Folgen  tragen,  die  gegen  ihn  ausgesprochen  sind.  Von  der 
sofort  zu  erkennenden  Friediosigkeit  soll  dagegen  nach  einzelnen 
Reichsgesetsen  keine  Lösung  stattfinden.  Dies  ist  wiederum  in  dem  Cha- 
rakter der  Strafe,  mit  welcher  das  vom  Friedlosen  begangenen  Verbrechen 
eigentlich  bedroht  ist,  begründet.  Eine  Lösung  ist  denkbar,  aber  sie  ist 
es  nur  um  den  Preis  des  Lebens:  he  ne  bede  den  lief  darumbe,  sagt 
ganz  zutreffend  der  Rudolfinisobe  Landfrleden  von  1281  (legg.  433,  37); 
die  Genug^huung,  welche  der  Rechtsordnung  werden  muss,  ehe  die  Lö- 
sung eintreten  darf,  ist  die  Unterwerfung  unter  die  Strafe,  welcher  der 
Friedlose  durch  seine  Gerichtsflucht  zu  entgehen  suchte.  Dass  der  Ver- 
brecher in  solcher  Weise  seine  Schuld  sühnen  werde,  kann  die  Gesetz- 
gebung wieder  nicht  voraussetzen,  sie  muss  daher  aussprechen:  perpetuo 
Bit  erenlos  et  rechtlos,  omni  iure  omniqne  actu  legitimo  perpetuo  sit 
ipso  iure  privatus.  (Vgl.  die  ähnlichen  Bemerkungen  von  F  ick  er  über 
den  beständigen  Reicbsbann  in  Itolien,  a.  a.  O.  S.  148,  170,  212.)  Dass 
dennoch  eine  Lösung  auch  der  Friediosigkeit  ohne  Unterwerfung  unter 
die  verdiente  Strafe  durch  die  Gnade  des  Königs  erfolgen  konnte,  ist 
nicht  besonders  hervorzuheben;  oft  wird  sie  ertrotzt,  oft  aus  politischen 
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vielmehr  darin  begründet,  dafis  die  Friedloaigkeit  nnr  die  Folge 
von  Verbrechen  und  zwar  besonders  schweren  Verbrechen  ist, 
während  die  Oberacht  auf  peinliche  nnd  bürgerliche  Klagen  aller 
Art  erkannt  werden  kann.  Wird  letztere  ansgesprochen,  so  hat 
sie,  welches  immer  der  ursprüngliche  Anlass  zur  Einleitung  des 
Recht^erfahrens  war,  dieselben  Wirkungen  wie  die  sofortige 
Friedloslegung,  aber  sie  hat  dieselben  aus  einem  andern  Grunde. 
Die  sofortige  Friedloslegung  erfolgt  wegen  eines  bestimmten,  mit 
dieser  Strafe  bedrohten  Verbrechens,  —  bei  der  Oberachterklä- 
rnng  kömmt  das  ursprüngliche  Streitverhältniss  gar  nicht  in  Be- 
tracht, sondern  lediglich  das  Verhalten  eines  Beklagten  oder 
Angeklagten  nach  bereits  erfolgter  Achterklärung.  Sahen  wir 
oben,  dass  jeder  Ungehorsam  gegen  königliche  Befehle  als  eine 
Handlung' betrachtet  wurde,  die  mit  der  Reichsacht  zu  strafen 
war,  so  stellt  sich  der  fortgesetzte  beharrliche  Ungehorsam  des 
Reichsächters  als  ein  Verbrechen  dar,  welches  die  Anwendung 
der  härtesten  Strafe,  der  Friedloslegung  rechtfertigte^).  Zum 
Thatbestande  dieses  Vergehens  gehörte  also,  wenn  ich  so  sagen 
soll,  der  Nachweis,  dass  der  zu  Strafende  Jahr  und  Tag  in  der 
Reichsacht  war:  daher,  wie  ich  vorher  bemerkte,  niemals  Ver- 
kündigung in  die  Oberacht,  wenn  nicht  vorher  die  Retchsacht 
ausgesprochen  war. 

Es  ist  von  grosser  Wichtigkßit,  dieses  Verhältniss  zwischen 
Friedlosigkeit   und    Oberacht  bei   der  Würdigung    der  Berichte 


und  andern  Granden  bewilligt  worden  sein.  (Bbenao  in  Julien:  Ficker 
8.  213  —  16.  Aus  der  Praxis  des  Reiobshofes  erwähne  leb  nur  wenige 
Fälle;  die  friedlos  erklärten  Theilnebmer  am  Morde  Philipps  vonHobes- 
stanfen  sind  wenige  Jabre  später  von  allen  Rechtsnacbtbeilen  befreit: 
Bd.  I.  S.  105;  dem  Herzog  Jobann  von  Oesterreicb,  friedlos  erklärt 
wegen  Ermordung  König  Albrecbts,  wird  1312  die  Todesstrafe  in  Gna- 
den erlassen:  das.  179;  Ludwig  von  IBayern  -  Ingolstadt,  im  Jahre  1434 
wegen  zahlreicher  Vergeben  friedlos  gesagt,  weiss  sich  rasch  mit  dem 
Könige  zu  einigen  nnd  ist  schon  wenige  Wochen  später  wieder  zu  Gna- 
den aufgenommen:  S.  2S9  fgg.,  u.  s.  w.). 

^)  Ebenso  konnte  in  Italien  der  beständige  Reiebsbann  eintreten, 
wenn  auch  ursprünglich  gar  keine  strafbare  Handlung  vorlag:  erst  der 
beharrliche  Ungehorsam  gegen  das  Reich  erscheint  als  das  Verg^Ma, 
welches  die  Verbängung  einer  so  schweren  Strafe  rechtfertigte.  Vgl. 
Ficker:  a.  a.  O.  S.  170  fgg. 
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Aber  einzelne  Prozesse  des  Mittelalters  im  Ange  zu  behalten. 
Häufig  wird  erwähnt,  dass  ein  Angeklagter  zum  Verlust  von  Leben 
und  Ehre,  Eigen  und  Lehen  verurtheilt  worden  sei,  ohne  dass 
von  einem  vorhergehenden  Achtverfahren  die  Rede  wäre.  Solche 
Urtheile  sind  nicht  wiilkflriiche  Abweichungen  des  Gerichts  von 
den  für  die  Reiehsacht  und  Oberacht  geltenden  Grundsätzen;  es 
wird  nicht  letztere  mit  Uebergehung  der  ersteren^  auch  nicht 
die  Reichsacht  mit  den  Wirkungen  der  Oberacht  ausgesprochen, 
sondern  es  wird  eben  nur  die  Strafe  zur  Anwendung  gebracht, 
mit  welcher  die  Handlung  bedroht  ist;  nicht  an  Acht-  und  Ober- 
achterklärung  ist  dabei  zu  denken,  sondern  an  sofortige  Fried- 
loslegung. Freilich  ist  es  bei  Prüfong  solcher  Berichte  oft  sehr 
schwierig,  bisweilen  unmöglich,  zu  erkennen,  ob  es  sich  im  ge- 
gebenen Falle  nur  um  Achterklärung  oder  um  Friedloslegung 
handelte  ^),  die  Geschichtschreiber  namentlich  lassen  in  dieser 
Beziehung  sehr  häufig  Zweifel  entstehen.  Handelt  es  sich  bei 
der  erhobenen  Anklage  um  Verbrechen,  welche  nach  dem  Reichs- 
strafrecht,  soweit  wir  es  kennen,  unzweifelhaft  mit  sofortiger 
Friedloslegung  bestraft  wurden,  so  ist  die  Entscheidung  verhält- 
nissmässig  leicht,  nur  kennen  wir  das  Reichsstrafrecht  nicht  sei- 
nem ganzen  Umfange  nach  und  häufig  berichten  die  Schriftsteiler 
von  den  Gerichtsverhandlungen  in  einer  Weise,  dass  der  That- 
bestand  des  Verbrechens  nicht  deutlich  zu  erkennen ,  also  auch 
nicht  zu  bestimmen  ist,  ob  letzteres  diesem  oder  jenem  uns  be- 
kannten Satze  des  Reichsstrafrechts  zu  unterwerfen  sei.  In  sol- 
chen Fällen  wird  dann  aus  dem  Inhalt  des  Urtheils  zu  unter- 
suchen sein,  ob  es  sich  um  Acht  oder  um  Friedloslegung  han- 
delt^.    Fttr   die  letztere  ist  nicht  entscheidend,    wenn   erzählt 


^)  Wenn  Fioker  a  a.  O.  S.  149  htnsichtlioh  des  italieniscboD  Bann- 
Terfabrens  bemerkt,  es  sei  im  Einselfalle  oft  kaum  mit  Sicherheit  zn 
entscheiden,  welche  Art  des  Bannes  —  lösbarer  oder  beständiger  —  ▼er- 
liege, so  gilt  ganz  dasselbe  hinsichtlich  der  Reichsacht  und  Friedlosigkoit 
für  das  deutsche  Verfahren. 

*)  Die  in  Urkunden  und  bei  den  Gesehichtschreibern  vorkommende 
Wendung,  es  sei  Jemand  sum  hostis  publiens,  reipublicae,  regni  erklärt 
worden,  beweist  nicht  immer,  dass  der  Angeklagte  auch  friedloswurde. 
Der  Ausdruck  möchte  überhaupt  kein  technischer  sein,  sondern  gleich- 
bedeutend mit  dem  so  häufig  begegnenden  reus  maiestatis  (Bd.  I.  25 
N.  1,  27  N.  2,   33  N«  1,  34  u.  s.  w.)   oder   den   selteneren   contemptor 
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wird,  der  Angeklagte  sei  seiner  Ehre  oder  seines  Rechtes  ver- 
lustig erklärt  worden,  denn  weder  die  Ehrlosigkeit  Tür  sich  noch 
die  Rechtlosigkeit  fikr  sich  sind  gleichhedeatend  nnd  von  gleicher 
Wirkang  mit  der  Friediosigkeit  ^).  Aach  das  beweist  nicht,  dass 
dem  Angeklagten  seine  Reicfaslehen  abgesprochen  worden;  denn 
der  Verlust  der  Lehen,  also  auch  der  Reichslehen,  ist  freilich 
eine  Folge  der  Friedlosigkeit  nnd  deshalb  auch  der  Oberacht, 
aber  derselbe  tritt  doch  auch  aus  zahlreichen  anderen  Ursachen 
ein,  die  mit  jener  nichts  zu  thun  haben  ^).  Dagegen  wird  es  ent- 
schieden für  sofortige  Friedloslegung  sprechen,  wenn  in  dem  Ur- 
theil  zugleich  die  Eigengflter  des  Angeschuldigten  und  dessen 
sämmtliche  Lehen  ledig  erklärt  werden,  weil  wir  diese  Ledi- 
gung  nur  als  Folge  der  Oberacht  und  Friedloslegung  kennen. 

Allein  wenn  es  auch  häufig  zweifelhaft  ist,  ob  es  sich  bei 
dem  Gerichtsverfahren  um  Verkündigung  der  Reichsacht  oder 
sofortige  Friedloslegung  handelt,  so  giebt  es  doch  eine  ganze 
Reihe  von  Fällen,  die  unbedenklich  als  Beispiele  für  letztere  *) 
anzuführen  sind.  Diese  Strafe  triflft  z.  B.  976  Askuin  von 
Kärnthen,  von  dem  berichtet  wird:  imperialis  maiestatis  reus 
totiusqne  populi  iudicio  perpetualiter  damnatus,  vita,  lege  prae- 
diisque  omuibus  privatus:  er  war  an  der  zweiten  Empörung 
Herzogs  Heinrich  von  Bayern   gegen  Otto  IL  betheiligt  und  wir 


imperii  (Lünigt  cod.  German.  dipl.II.  1S02),  Invasor  imperii,  persecator,  inU 
micus  domini  sui,  vastator  regni  (Bd.  I.  24  N.  1. 25  N.  1,  27  N.  2,  33  N.  1,  45, 
46  u.  8.  w.).  In  vielen  Fällen  wird  der  Reichsfeind  allerdings  sogleich  friedlos 
(z.  B.  27  N.  1,  33  N.  1, 45, 46, 121  N.  5),  in  andern  aber  wird  er  nur  geächtet 
und  verliert  die  Reicbsleben,  ».  B.  34  N.  1,  85  N.  1  nnd  ans  dem  14. 
Jahrhundert  das  Srkenntniss  gegen  den  Grafen  Engelbert  von  der  Mark 
bei  Tescbenmacher:  ann.  Cliviae  cod.  dipl.  Nr.  44  S.  34:  Indignun  est, 
ut  bouis  seu  fendis  imperialibns  debeant  gaudere,  qui,  sacramenti  fidelitaüs 
imperio  praestiti  immemores,  tanquam  ingrati  in  rebellionein  contra  imperiam 
ac  fideles  ipsius  se  erigere  non  formidant.  Cupientes  igitur  abEngelberto— , 
qui  se  nostrum  et  imperii  inimicnm  constituit,  —  ipsum  —  omnibus  — 
bonis,  quae  ab  imperio  titulo  fendali  aut  nomine  pignoris  hactenns  tenuit, 
privamus  et  privatum  remanere  decemimns  insticia  exigente. 

*)  Hierüber  besteht  bei  aller  Verschiedenheit  der  Ansichten  aber  die 
Bedeutung  von  Rechtlosigkeit  nnd  Ehrlosigkeit  kein  Zweifel. 

*)  Wie  ich  dies  schon  vorher  S.  238  fg.  hervorgehoben  habe. 

")  Wie  häufig  dieselbe  erkannt  worden  sein  mag,  zeigen  wohl  die 
bald  zu  erwähnenden  Schenkungsurkunden  von  confiscirtem  Gute. 
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dürfen  aooehmen,  dass  auch  der  Herzog  selbst  friedlos  wurde« 
wiewohl  die  Qaellen  nur  erwähnen ,  er  sei,  honore  et  commu- 
nione  privatus,  nach  Böhmen  geflüchtet,  habe  seine  herzogliche 
Gewalt  verloren  and  sei  excommanicirt  worden.  Ernst  von 
Schwaben  wird  wegen  desselben  Verbrechens  1030  für  einen 
Reichsfeind  erklärt,  aller  seiner  Güter  (nicht  nur  des  Herzog- 
tbums)  verlustig  erklärt  und  ebenfalls  excommanicirt.  Unter 
Heinrich  HI.  wird  Herzog  Konrad  von  Bayern  wegen  Hochver- 
raths  seiner  Lehns-  und  Allodialbesitzungen  verlustig  erklärt, 
was  die  gleichzeitige  Friedloserklärung  desselben  voraussetzt. 
Im  Jahre  1086  wird  gegen  den  Markgrafen  Ekbert  von  Meissen 
erkannt,  ipsum  sicut  manifestum  hostem  regni  et  imperii  per- 
sequendnm:  er  verliert  zugleich  all  seine  Besitzungen;  dasselbe 
Verfahren  wiederholt  sich  drei  Jahre  später.  Otto  von  Nord- 
heim wird  1070  als  Reichsfeind  friedlos  erklärt:  bona  eins  con- 
fiscantur,  praedia  publicantur  ^).  Auch  aus  späterer  Zeit  fehlt 
es  nicht  an  zuverlässigen  Zeugnissen  für  den  sofortigen  Eintritt 
der  Friedlosigkeit^).     Sie   wird    U63  über  die  flüchtigen  Theil- 


>)  Vgl.  Bd.  I.  24  Note  1,  25  N.  1,  27  N.  1,  30  N.  2,  46,  33. 

')  Es  könnte  auffallen,  dass  ich  hier  Dicht  aoch  der  Verurtbeilung 
Heinrich  des  Löwen  gedenke,  aber  grade  bei  diesem  Falle  zeigt  es  sich, 
wie  schwer  es  ist,  ans  den  Nachrichten  der  Quellen  mit  Sicherheit  zn 
ersehen,  worin  denn  eigentlich  die  Strafe  des  Verartheilten  bestanden 
habe.  Eins  steht  ganz  fest:  Heinrich  ist  nicht  zuerst  in  die  Acht  und  dann 
nach  Jahr  und  Tag  in  die  Oberacht  gekündigt  worden,  sondern  es  hat 
ihn  nur  eine  Ungehorsamsstrafe  getroffen  und  das  war  entweder  die  ein- 
fache Reichsacht  oder  die  sofortige  Friedloserklärung.  Von  alleu  Quellen 
erwühnt  nur  die  Repgowische  Chronik  (Massmann  427):  in  der  achte 
belef  he  jar  unde  dach ,  dar  umme  wart  eme  Tordelet  echt  unde  recht, 
egene  unde  len,  dat  len  al  sinen  herren  ledich,  dat  egen  an  de  koning- 
liken  walt;  es  dürfte  aber  unzweifelhaft  sein,  dass  sich  der  Verfasser  der 
Chronik  die  ihm  bekannten  Nachrichten  über  den  Prozess  Heinrichs 
nach  Ssp.  I.  3S  §  2  zurechtlegte,  (vgl.  Ficker:  Entstehnngszeit  S. 
71  fg.),  im  Widerspruch  mit  allen  andern  Quellen,  welche  von  einer 
mehrfachen  Verurtbeilung  Heinrichs  nichts  wissen  und  den  Verlust  der 
Guter  auf  einen  einzigen  Rechtsprnch  1179  oder  80  zurückfuhren.  Wurde 
nun  der  Herzog  nur  geachtet  ?  Dafür  würde  sprechen,  dass  in  der  const. 
duc.  Col.  bestimmt  gesagt  wird:  prosoriptionis  sententiam  inciderit,  dass 
andere  Quellen  ebenfalls  nur  der  proscriptio  gedenken,  während  doch 
grade  in  jener  Zeit,  wie  der  S.  352  angeführte  Landfrieden  von 
1179  zeigt,  die  technische  Bezeichnung  für  das   Friedloslegen :  exlex  in* 
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nehmer  an  der  Ermordting  des  Erzbischofe  Arnold  von  Mainz 
ausgesprochen,  während  die,  deren  man  habhaft  werden  konnte, 
zum  Tode  vernrtheilt  werden^).  Friedlos  werden  femer  Otto 
von  Witteisbach  nnd  seine  Mitverschworenen  wegen  des  Mordes 
an  König  Philipp:  sie  verlieren  Ehren,  Würden,  Lehen,  die  Ei- 
genbesitzangen  fallen  an  die  Erben,  die  Bargen  des  Pfalzgrafen 
werden  gebrochen,  an  ihm  selbst,  als  er  ergriffen  wird,  (Ue 
Todesstrafe  vollstreckt').     Dieselbe  Strafe  trifft  den  Grafen  von 


dicari  ist.  Das«  in  der  const.  dac.  Col  sach  erwähnt  wird.  Heinrieh 
habe  alle  seine  Reichslebe'n  verloren,  würde  mit  dieser  Meinung  nicht  im 
Widerspruch  stehen,  denn  ich  habe  oben  S.  238  fg.  gezeigt,  dass  der 
Verlust  der  Reicbslehen  auch  in  Verbindung  mit  der  einfkcben  Reichs* 
aobt,  dass  er  häufig  auch  da  eintritt,  wo  von  einem  AebtTerfahr«ii  gar 
nicht  die  Rede  ist.  Andererseits  erwähnen  aber  eahlreiehe  glaubwürdige 
Quellen  (Band  I.  92,  4,  95),  Heinrich  habe  nicht  nur  die  Reicbslehen 
verloren,  sondern  überhaupt  alle  Lehen  nnd  nicht  nur  diese,  sondern  all 
sein  Gut,  omnis  hereditas,  hereditaria  proprietas  sei  ihm  abgesprochen 
worden.  Und  dies  hätte  nur  geschehen  können,  wenn  Heinrich  xngleieh 
wegen  Hoobverraths  friedlos  erklärt  worden  wäre,  wovon  in  der  einaigen 
oiBciellen  Erklärung  des  Reichshofes,  eben  der  const  dncat.  Col.«  aber 
gar  nicht  die  Rede  ist.  Man  konnte  freilich  sagen,  dasa  dies  nicht  gegen 
die  Annahme  einer  sofortigen  Friedloserklämng  st^reohe,  denn  es  sei  bei 
Erlass  der  Urkunde  nicht  darauf  angekommen,  alle  prozessualischen  Vor- 
gänge hervorzuheben,  sondern  nur  diejenigen,  welche  die  Berechtignag 
des  Kaisers  zur  Vertheilung  des  Herzogtbnms  Sachsen  begründeten,  d.  b. 
eben  die  Aberkennung  der  Reichslehen  (s.  a.  B.  Weiland  in  den  For- 
sohungen  z.  d.  Gesch.  VIT.  171).  Das  wäre  an  sieh  möglich,  aber  auf- 
fallend bliebe  das  Schweigen  der  Urkunde  grade  rucksiohtlicli  der  schwer- 
sten, alle  andern  vom  Reichshofe  getroffenen  Dispositionen  von  selbst 
rechtfertigenden  Strafe  dooh  immer  und  man  kann  nicht  der  Urkunde 
gegenüber  alles  Gewicht  auf  die  Berichte  der  Gesohichtschreiber  allein 
legen.  Wie  dieser  Punkt,  so  sind  übrigens  auch  noch  Tiele  andere  in 
dem  Proaesse  Heinrichs  trois  der  ausführlichen  Ar^lt  von  Weiland 
a.  a.  O.  175  fgg.  8«hr  im  Unklaren.  Vgl.  jetzt  auch  Picker  in  den 
Forschungen  zur  Reichs-  nnd  Rechtsgeschiehte  Italiens  175  fgg.,  183 
und  Heigel  und  Riesler:  das  Herzogthum  Bayern  sur  Zeit  Heinrichs 
des  Löwen  (1807)  S.  40  fgg. 

»)  Vgl.  Bd.  I.  8.  80,  1,  2. 

*)  —  proseripti  sunt  et  bona  eoram  publieata;  —  firoseripsit  eoeque 
dignitatibus,  beneflciis  ae  prediorum  suorum  redditibue  sina  spe  recnpe* 
rationis  iudiolaliter  privavü,  dignitates  eontm  in  alioe  transferans  •liie- 
que  beneficia  concedens,  reditibus  prediorum  heredibns  eornm  delegada. 
Band  U  104  N.  2. 
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Isenborg  wegen  gleichen  Verbrechens:  omnibus  ei  abiadicatis 
tarn  allodiis  qnam  feudis,  fenda  libera  adiadicata  sunt  dominis 
suis,  ailodia  proximxs,  ministeriales  sive  ministri  et  homines  a 
inramento  ei  prestito  absolnti,  nxor  eins  ?idaa,  iiberi  eins  or- 
phani  snnt  iadicati ;  als  man  des  Mörders  habhaft  wird,  trifft  ihn 
gleich&lls  die  Todesstrafe  ^).  Friedlosigkeit  ist  anch  die  Strafe  Her- 
zogs Johann  von  Oesterreich  nnd  seiner  Helfer  umb  den  mort,  den 
si  getan  habentan  dem  romischen  chnnig  Albrehten :  wir  haben  in  e 
nnd  reht  genomen,  ir  leben  den  herren  ledig  geseit;  ir  elich  wiertin, 
witiben,  allez  ir  rehtiz,  ir  elich  chint  weisen,  allez  irrehtiz;  wir 
verbieten  sie  leren  vrenndeu  und  erlouben  sie  ieren  veinden; 
wir  nemen  in  gemeinlich  alle  din  reht,  die  semper  lat  and  un- 
versprochen  leut  ze  reht  haben  salen  nnd  gnnnen  in  ir  lebens, 
als  lang,  als  sie  verschnlt  haben  — ;  ez  ist  onch  erteilt  —  daz 
die  —  alle  ir  lent  and  alle  ir  gnt  niht  verandern  mugen  weder 
mit  verchoaffen  noch  mit  versetzen  noch  mit  deheinerleye  ding, 
wan  daz  di  selben  lent  and  gut  dem  romischen  reich  zo  reht 
gevallen  sint^).  Im  Jahre  1370  erklärt  Karl  lY.  den  Ritter 
Hertwit  den  Enchler  fOr  friedlos:  haben  im  genomen  ehr  and 
recht,  eigen  nnd  leben,  das  eigen  dem  kläger,  die  leben  ledig 
den  herren,  von  denen  sie  rührent;  wir  haben  gekündet  sein 
^weib  za  wittiben,  seine  kint  za  waissen,  seinen  leib  den  vögeln 
in  den  lüften,  den  thieren  in  dem  walde,  den  fiscden  in  dem 
wasser,  and  haben  ihn  von  allen  rechten  in  das  anrocht  gesetzet 
and  haben  ihn  erlaabt  aller  maenniglichen,  dass  niemand  an  in 
frevelt  noch  anrecht  than  solt  and  wer  in  angreifet,  der  sol 
des  keine  entgeltang  haben — ;  wann  es  Ulrich  Velber  ritter  — 


M  Vgl.  die  Stellen  Bd.  I.  107  N.  2  und  108. 

>)  Legg.  n.  497.  Vgl.  die  Darstellung  in  Bd.  f.  177  —  7».  Einer 
der  Sobuldigen  wenigstens  wnrde  ergriffen  nnd  an  ihm  die  Todesstrafe 
vollzogen,  ohne  dass  es  eines  nochmaligen  Urtheils  bedurfte.  Rad.  de 
W.  vero,  iuzta  locum  oceisionis  regis  ductns  ad  iadicium,  cnm  non  da« 
retnr  ei  advocatas  pro  se  loqnens,  primo  negans  oecldisse  regem,  obtnlit 
se  dnello.  Secundo  dixit,  in  eo  nollnm  faisse  crimen  commissnm,  qai 
oecidendo  dominum  säum,  Adolfnm  regem  Rom.,  reus  laesae  matestatie 
fnisset.  Sed  ex  quo  ipai  occisores  füerunt  per  sententiam  Htwriei  tm* 
peratoris  daimntUi^  —  »enteniiatwn  fuit,  nuüa  aiia  sententia  e&ntra 
ip9um  Eud,  de  W,  opus  esse  nee  suas  defensiones  esse  attendendas, 
Sicqne  ^  flezns  est  super  rotam. 
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vor  unsern  hofgericht  —  auf  in  erclagt  bat,  —  dass  derselbe 
an  das  h.  röm.  reich  gerathen  and  das  —  nicht  verant- 
wort  hat,  als  recht  ist^).  Auch  bei  dem  Verfahren  gegen  Lud- 
wig von  Bayern  im  Jahre  1 434  handelte  es  sich,  wie  ich  glaube, 
um  sofortige  Friedioserkiärung  and  nicht  um  Verkündigang  der 
einfachen  Reichsacht;  allerdings  heisst  es  in  der  betreffenden 
Urkunde  zunächst  nur,  der  König  verkündige  den  Herzog  in  des 
Reichs  Acht  und  Bann;  aber  es  wird  sogleich  hinzugesetzt:  wir 
erklären  ihn  auch  „vellig  all  seiner  eren,  wirden,  adels,  stats 
und  alles  rechtens  und  auch  all  seiner  habe  und  gute,  es  sei 
an  leben,  landen,  leuten,  renten,  Zinsen,  gülten,  nutzen  oder 
vellen'*;  dann  folgt  weiter  das  Verbot,  den  „verpanten,  verfluch- 
ten and  verachten*'  irgendwie  zu  unterstatzen  und  der  Befehl, 
dem  Könige  gegen  den  Herzog  behilfllich  zu  sein:  wer  dem  zu- 
widerhandeln würde,  soll  mit  gleicher  Strafe  bedroht  sein,  Leib 
und  Gut  würden  dem  Reiche  verfallen,  die  Lehen  aber  den 
Herrn  ledig  erklärt  werden^). 


^)  Urkuode  bei  Ludewig:  reliqq.  mscp.  IV.  304.  Mit  derselben 
steht  in  VerbiDdnng  die  s.  a.  O.  302  veröffentlichte  Urlcnnde  des  Hof- 
richters Przimislaus  von  Teschen,  welche  den  Befehl  zur  Ausfahrang  des 
Urtheils  enthält:  bei  des  Reiches  Holden  und  zur  Vermeidung  königlicher 
Ungnade  soll  jfeder  im  Reich  dem  Ankläger  beholfen  sein  auf  des  Fried-' 
losen  Leib  und  Gut,  und  wer  dawider  thäte,  gegen  den  soll  der  Hof- 
richter  richten  als  des  Reichshofes  Recht  sei.  In  andern  Urkunden  fehlt 
es  an  solchen  Befehlen  zur  Ausführnng  des  Urtheils,  es  verstand  sieb 
aber  von  selbst,  dass  jeder  im  Reiche  dazu  ebenso  verpflichtet  war,  als 
wenn  es  sich  um  Vollstreckang  der  Oberacht  handelte,  für  welchen  Fall 
die  Urtheile  selbst  oder  besondere  Urkunden  die  nothigen  Anordnungen 
enthielten.  —  Ueber  eine  andere  Friedloslegung  aus  der  Zeit  Karls  IV. 
siehe  oben  8.  846  N.  4. 

S)  Urktftade  von  28.  April  1434  bei  Gemeiner:  Regensbargische 
Chronik  III.  43  fg.  Am  24.  Februar  1434  war  Ludwig  allerdings  aacb 
und  zwar  auf  verschiedene,  unmittelbar  am  Reichshofe  angebraehte  Kla- 
gen in  die  Reichsaoh^  erklärt  worden  <Bd.  I.  287  N.  2),  diese  aber  konnte 
nicht  schon  nach  zwei  Monaten  zur  Oberacht  gesteigert  werden.  Ludwig 
war  aber  auch  schon  seit  längerer  Zeit  vom  Concilium  zu  Basel  ezcom* 
municirt  worden  und  dieses  hatte,  gestützt  auf  die  unten  zu  erwähnenden 
Reichsgesetze  und  insbesondere  die  constitutio  Carolina  von  1359  (Gol- 
dast: coli,  const.  II.  92;  eine  spätere  Aasfertigung  für  die  Magdeburger 
Kirchenprovinz  von  1377  im  codex  dipl.  Sax.  reg.  H.  Nr.  650  S.  167 
%.,  vgl.  das.  Nr.  838  S.  381)   die  Hilfe  der  weltlichen  Macht   angerufen. 
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Die  Urkunden  über  die  Yerkflndigung  in  die  Oberacht  zeigen, 
je  nach  der  Zeit,  in  der  sie  aasgefertigt  sind,  und  je  nach  dem 
Subjekt  der  Verurtheilung,  mancherlei  Verschiedenheiten,  stimmen 
aber,  was  die  Kechtsfolgen  des  Urtheils  anbetrifft  ^),  im  Wesent- 
lichen nicht  nur  untereinander,  sondern  auch  mit  denen  über  die 
sofortige  Friedloslegung  wegen  Verbrechen  überein.  Hier  wie 
dort  Vernichtung  der  gesammten  Rechtsfähigkeit  des  Menschen 
und  in  Folge  davon  Verlast  von  Ehre  und  Freiheit,  sowie  aller 
und  jeder  Berechtigungen,  Vorrechte  und  Würdigkeiten;  Lösung 
ferner  aller  Familienbande;  Entziehung  endlich  des  sonst  allen 
zu  gewährenden  Rechtsschutzes,  sodass  jeder  den  Verurtheilten 
ohne  Furcht  vor  den  Strafen  des  Rechts-  und  Friedensbruchs 
angreifen  darf  und  angreifen  soll.  In  vermögensrechtlicher  Be- 
ziehung dann  weiter  Verlust  des  Lehnrechts;  die  Reichslehen 
fallen  an  das  Reich  und  werden  vom  Könige  sogleich  oder  zu 
gelegener  Zeit  an  andere  verliehen^);  sonstige  Lehen  werden 
den  Herrn  ledig,  von  denen  sie  rühren');  wo  es  nöthig erscheint, 


Nan  hatte  Karl  IV.  angeordnet:  quod  qnkunque  laicaB  —  sacerdotem  vel 
clericum  secnlarem  vel  religiosiim  diffidaverit  vel  captaverit,  proscripserit, 
BpoHaverit,  occiderit,  mutilaverit  aut  in  carceije  detinuerit  —  all  dieser 
Vergehen  hatte  das  Concil  den  Herzog  schuldig  erkannt  —  sint  ipso  facto 
infames  et  omni  honore  privati  nee  ad  placita  vel  concilia  nobiliom  ad- 
mittendi  qnovis  modo.  Auf  diese  Bestimmung  hin  ward  das  Urtheil  vom 
28.  April  1434  erlassen,  und  zwar  wurde  dieselbe  (Gemeiner  S.  45)  da- 
hin verstanden,  dass  der  Schuldige  nach  dem  Gesetze  Karls  „aller  seiner 
eren,  adelstants  und  wirdigkeit  entsetzet  ist  und  alle  seine  habe  durch  das 
gantz  reich  unsträflich  von  jedermann  mag  angegriffen  werden."  Die  Ent- 
scheidung vom  April  wurde  also  wieder  nichts  sein,  als  die  Anwendung 
einer  im  Reichs  recht  für  die  betreffenden  Verbrechen  unmittelbar  ange- 
drohten Strafe,  wobei  zugegeben  werden  kann,  dass  die  Auslegung,  welche 
der  Reichshof  dem  Gesetze  Karls  IV.  gab,  vielleicht  nicht  die  richtige  war. 

>)  Ueber  die  Wirkungen  der  Oberacht  und  Friedlosigkeit  vgl.  Mare- 
2 oll:  bürgerliche  Ehre  293,  309  fgg.,  Budde  a.  a.  O.  76  fg.,  106  fgg., 
Hlllebrand  1.  c.  S.  2—10,  Perthes  S.  33  fg.,  Grimm:  R.-A.  39  fgg., 
730  fgg.,  Walter  §  721,  Zoepfl  §  129a,  131;  wegen  der  Folgen  des 
beständigen  Reichsbannes  in  Italien  siehe  Ficker  a.  a.  O.  193 fgg.  Vgl. 
aber  auch  das  oben  S.  331  N.  1  BemerlUe. 

*)  Zahlreiche  Fälle  aus  der  Praxis  des  Hofgerichts  habe  ich  angeführt 
Bd.  I.  23  N.  2,  24  N.  1,  27  N.  1  und  2,  30  N.  2,  33  N.  1,  34  N.  I, 
45  N,   1,  87  N.  1,  92,  95,  99,  104,  175,  177  u.  s.  w. 

*)  Beispiele  ans  der  Praxis  Bd.  I.  31  N.  4,  33  N.  1,  45  N.  1,  94  N.  1 

Franklin,  Reichshofgprlcht.   II.  24  . 
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werden  die  Vasallen  noch  besonders  der  geschworenen  Eide,  die 
Unterthanen  der  gelobten  Treue,  alle  VerbQndeten  der  aus  dem 
Verbündniss  hervorgehenden  Pflichten  frei  erklärt*).  Zugleich 
hat  aber,  wie  die  Rechtsbücher  und  Reichsgesetze,  die  vorher 
mitgetheilten  Urkunden  und  zahlreiche  andere  Nachrichten  er- 
sehen lassen^),  die  Vernichtung  der  gesammten  rechtlichen  Exi- 
stenz des  Verurtheilten  auch  den  Verlust  des  Eigen  zur  Folge, 
tlber  welches,  je  nach  Zeit  und  Umständen  verschieden,  zu 
Gunsten  des  Reichs  allein  oder  des  Reichs  und  der  Erben  oder 
auch  des  Klägers  verfügt  wird^). 

(et  episcopis,  ut  sua  reciperent,  quae  in  beneficio  habnerat,  mandat)  und 
95  N.  1  (omnia  boneficia,  quae  vel  a  regno  vei  ab  episcopis  possedit, 
eidem  abiadicaotur),  104,  107  (feuda  libera  adiudicata  sunt  dominis  suis) 
und  108  ( —  alia  feuda  ipsius  ad  saos  dominos,  ad  quos  de  iure  specta- 
bant,  per  sententiam  principum  redierunt),  110  N.  1  (beneficiis  eius  simi« 
liter  ad  ius  et  potestatem  dominorum,  aquibus  habebant,  redeuntibus),  121 
N.  5  (uni versa  —  feuda  —  abiudicavimus). 

*)  So  nicht  nur,  wenn  der  Verlust  der  Lehen  In  Folge  der  Oberaeht 
oder  zugleich  mit  der  Reichsacht  ausgesprochen  wird,  sondern  auch  in 
anderen  Fällen  der  Aberkennung  eines  Lehen;  vgl.  Bd.  I.  175,  77  und 
253  nnd  besonders  die  an  letzterer  Stelle  erwähnte  Urkunde  Karls  IV. 
bei  Sudendorf:  B.-L.  IV.  149:  Insuper — universa  et  singula  fidelitatuni, 
subiectionum  et  omagiorum  promissa,  pacta,  ligas  et  literas,  eciam  iura- 
mento  vatlata,  —  per  quoscunque  vasallos,  incolas  et  subditos  —  facta 
sen  cum  quocunque  inita,  annullavimus,  cassavimus  et  irritavimus  ac  fuisse 
et  esse  declaravimus  nullius  penitus  vigoris,  elficacie  et  mooenti, 

*)  Vgl.  z.  B.  im  ersten  Bande  'S.  22  N.  1,  25  N.  1,  27  N.  l,  30  N.  2, 
33  li.  1»  45  N.  2,  104  N.  2,   107  N.  2,  110  N.  1,  121  N.  5  u.  a.  m. 

')  Ka  wurde  die  kränzen  meiner  Arbeit  weit  überschreiten,  wenn  ich 
in  diesem  Abschnitt,  iu  welchem  es  sich,  wie  ich  schon  einmal  bemerkte, 
im  Wesentlichen  nur  darum  bandelt,  das  prozessualische  Verfahren  bei 
der  Verkündigung  in  die  Reichsacht  nnd  Oberacht  darzustellen,  auf  die 
"Wirkungen  dieser  und  jener  weiter  eingehen  wollte,  als  es  oben  S.  33*2 
fggM  62  fg.,  69  fg.  geschehen  ist.  Ich  mass  mich  daher  auch  rücksiclitlich 
des  Eigengules  des  Oberächters  auf  die  im  Text  enthaltene  kunte  Uia- 
Weisung  beschränken,  zumal  das  Eingehen  auf  die  möglichen  Schicksale 
des  dem  Oberächter  vertheilten  Guts  zunächst  eine  umfassende  Krörterung 
der  Frage  nöthig  machen  würde:  ob  überhaupt  und  in  wie  weit  und  zu 
welcher  Zeit  etwa  die  Grundsätze  des  romischen  Rechts  über  die  Coa- 
fiskation  des  Vermögens  in  Deutschland  reoipirt  wurden.  Nur  Folgeades 
möchte  ich  in  Kürze  anführen. 

Dass  im  10.  und  11.  Jahrhundert  die  Einziehnng  auch  des  allodialen 
Vermögens    dureh    den  König  erfolgt,    wenn    die  Friedlos Igkeit   wegen 
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Ueber  die  Anfhebang  der  Oberacht  enthalten  die  Qaelten 
keine  näheren  Bestimmungen.     Man  hat  im  Hinblick  anf  Ssp.  I. 


UochTorraths  und  anderer  schwerer  Verbrechen  aasge- 
sprochen wird,  ist  unzweifelhaft  und  ergibt  sich  nicht  nnr  aus  den 
Nachrichten,  anf  welche  in  der  vorigen  Note  hingewiesen  wnrde,  sondern 
auch  aus  den  zahlreichen  Urkunden  über  Schenkungen  coniiscirten  Gutes. 
Ist  ans  denselben  auch  nicht  immer  erkennbar,  ob  es  sich  nnr  um  Ver* 
gabung  beirogefallener  Lehen  handelt,  so  erwähnen  sie  dooli  häufig  der 
Einziehung  aller  Guter  im  Gegensatz  zu  den  Lehen  oder  gradezu  des 
Erbgutes.  Man  vergleiche  z.  B.  folgende  Urkunden.  Von  Otto  I :  tale 
praedium,  quäle  Lantberto  et  M.  per  K.  comitem  secundum  ins  scitumque 
Francornm  iudiciumve  scabinorura  ablatum  et  in  fiscum  regium  —  trans- 
missnm  est  —  (Beyer  I.  S.  267);  monasterium  —  quod  iudicio  optima- 
tum  Francoruro  in  nostrum  imperiale  ins  deventt,  quom  C.  et  E.,  qui  illnd 
hactenus  possidere  visi  sunt,  exheredes  et  inlegales  sunt  adiudicati  (das. 
283);  curtis,  qne  quondam  Rudolfi  erat,  sed  ob  infidelitatem  eins,  qnam 
in  nostrum  iraperium  exercuerat,  in  nostrum  ins  diiudicata  (Lacomblet 
I.  53);  quicquid  liraedii  M.  et  R.  fratres,  antequam  ob  latrocinia  et  male- 
facta  eoriim  in  publicum  regni  vel  imperii  ius  et  fiscum  adiudicatum  est, 
haereditarium  habere  visi  sunt  (Beyer  282).  Von  Otto  IL:  quandam 
nostrae  proprietatis  partem,  quam  antea  qaidam  6.  tenuit  et  modo  iustu 
in  nostmm  fisenm  diiudicatum  est  (Bdebmer:  cod.  dipl.  Mfr.  zum  Jahre 
97ö).  Von  Heinrich  II. :  tale  praedium,  quäle  nobis  iusto  iudicnm  iudicio 
legaliter  pertinere  videtnr,  und:  praedium  —  de  R.  lege  iudiciali  adnostram 
cameram  acquisitum  (Ludewig:  reliqq.  VII.  440,  Mon.  Boica  XXVIII. 
L  464).  Von  Konrad  II:  praedium,  qnale  W.  habuit  —  in  oomitatu  R. 
comitis,  quod  in  ipsius  oomitis  presentia  secundum  leges  transiit  in  nostrum 
ins  atque  dominium,  oder:  que  in  nostrum  ius  et  dominium  pro  iUorum 
culpa  vel  criminibus  legaliter  devenerunt  (Mohr:  cod.  d.  Rhaet.  I.  118,9). 
Von  Heinrich  HI:  qnoddam  praedium  B.  rei  maiestatis  et  in  palatino 
placito  dampnati  atque  proscripti  (Urkdb.  d.  Landes  ob  der  Enns  H. 
88);  praedium,  quod  in  nostram  imperialem  potestatem  ex  H.,  qui  fuit  ex- 
lex, quod  Tul^ariter  dicitur  elos,  devenit  (Mon.  Bqica  XXIX.  1.  118); 
tale  praedium,  quäle  R.  habuit,  cum  in  palatino  plucito  reus  maiestatis 
inventus  communi  omniura  iudicio  capitali  sententia  est  dampnatus  (das. 
120,  1.25  und  ähnlich  XXXI.  1.  327  und  335);  gewisse  Güter  des  wegen 
Incest  yernrtheilten  Grafen  Otto  werden  dem  Stift  Freising  geschenkt: 
diffinitum  —  omnia  ad  ^scum  pertinere,  quaeidem  —  potuit  habere  (das. 
XXIX.  1.  123).  Von  Heinrich  IV:  praedium  qnoddam  —  iusto  iudicio 
Welfoni  —  ablatnm  (das.  202);  die  Guter  des  Gegenkonigs  Rudolf  werden 
der  bischöflichen  Kirche  Lausanne  geschenkt:  ob  multas  in  nos  regnum- 
que  nefandas  presnmptiones  omni  divina  et  humana  lege  tam  vite  quam 
rerum  prescriptus  et  dampnatus  (Zerleder  I.  45);  terram,  quam  Atto 
habere  videbatur  et  ad  regale  ius  iudicario  more  pro  sui  ipsius  coramisso 

24  * 
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38  §  3:  —  he  ne   diustere  vor  des  keiseres  ^schare,    dar   he 
enen  anderen   koning   mit  stride   bestat,   so  wint  he   sin   recht 

fiflcata  sunt  (Mieris  I.  67);  Güter,  quae  in  potestatem  nostram  aeu  pro- 
prietatem  lege  efc  indiciario  iure  pervenerant  (Reges ton)  1 925) ;  bei  der  Dis- 
position über  die  eingezogenen  Güter  des  Grafen  Ekbert  wird  ausdrück- 
lich gesagt:  praedia  et  quae  »  nobis  habnertit  beneficia^  imperiali  nostrae 
ditioni  ac  potestati  adiudicavernnt  und:  marchia  aliisqne  bonis  suis  pri- 
▼ari  debere  —  indicav-erunt  sibiqno  ablata  nostrae  potestati  asslgna?emDt 
Bd.  I.  45,  6).  —  Zweifelhaft  ist  dagegen,  ob  die  Einziehung  des  Eigen- 
gutes für  den  Konig  oder  das  Reich  —  vgl.  den  Bd.  I.  S.  34  N.  3  er- 
wähnten Rechtspruch  —  auch  dann  erfolgte,  wenn  die  Oberacht  in 
Folge  anderer,  namentlich  bürgerlicher  Klagen  ausge- 
prochen  wurde.  Ein  ausdrückliches  Zeugniss  dafür  ist  mir  nicht  be- 
kannt, und  mit  Bezugnahme  auf  das  ältere  germanische  Recht  (Wilda 
289  fgg.,  520  fgg.,  Waitz  Vfg.  IV  439)  Hesse  sich  wohl  behaupten,  daaa 
eben  nur  bei  besonders  schweren  Verbrechen  die  Confiskation  mit  der 
Friedlosigkeit  verbunden  war.  Andererseits  ist  doch  zu  bemerken,  dasa 
die  Rechtsbücher  des  13.  Jahrhunderts  das  Verfallen  des  EigenguU  in 
die  königliche  Gewalt  nicht  als  eine  Schärfung  der  Oberacht  bei  Anklagen 
wegen  einzelner  Verbrechen,  sondern  ganz  allgemein  als  eine  Folge  der 
Oberacht  überhaupt  aussprechen,  woraus  ich  schliessen  möchte,  dass  in 
älterer  Zeit  die  Confiskation  auch  des  allodialen  Vermögens  des  Ober- 
ächters  stets  erfolgte. 

Dagegen  hat  nun  bis  zum  13.  Jahrhundert  die  strenge  Regel  über  den 
Verfall  des  Eigengutes  eine  wesentliche  Modifikation  dadurch  erfahren, 
dass  ein  Unterschied  gemacht  wurde  zwischen  beweglichem  und  unbeweg- 
lichem Vermögen.  Die  Lehen  der  Friedlosen  fallen  an  die  Herrn,  das 
allodiale  Grundeigenthum  —  totum  praedium,  Patrimonium,  hereditaa, 
proprietas  —  erhalten  die  Erben,  die  Fahr  habe  wird  confiscirt.  So 
findet  sich  das  Princip  in  den  Reichsgesetzen  seit  dem  Ende  des  11.  Jahr- 
hunderts ausgesprochen  (die  betreffenden  Stellen  sind  nach  der  Zeitfolge 
geordnet  abgedruckt  bei  Ficker  a.  a.  0.  203;  über  ähnliche  Madifika- 
tionen  der  Grundsätze  über  die  Einziehung  des  gesammten  Vermögens  im 
Territorialrecht  vgl.  besonders  Osenbrüggen:  Alam.  Strafreoht  §  48) 
und,  für  einen  Fall  wenigstens,  ist  es  auch  in  dem  Weisthum  des  Reicbs- 
hofes  über  das  Veraiögen  der  wegen  Ketzerei  zum  Tode  Vernrtheilten 
vom  Jahre  1231  (legg.  284)  dahin  anerkannt:  quod  heredes  Ctmdempnati 
hmis  eiu8  deberent  hereditariis  ac  poirmonio  gnudere^  beneficiis  eina 
similiter  ad  ius  et  potestatem  dominorum,  a  quibus  habebant  redeuntibus ; 
Domino  vero,  cuiuscunqne  esset  homo  condempnatus,  bonis  eins  mobiiibns 
innitente,  hoc  tamen  excepto,  quod  sumptus  ad  incendium  hereticorum 
faciendi  et  merces  comitis  de  bonis  etiam  forent  mobiiibns  recipienda. 
Mit  den  Reichsgesetzen  stimmen  denn  auch,  was  das  zu  vollem  Recht  be- 
sessene Grundeigenthum  anbetrifft,    die  Rechtsbücher  überein,   indem  si« 
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weder  unde  nicht  sin  gut,   dal  ime  verdelt  is   (vgl.  Görl.  Ldrt. 


das  Recht  der  Erben,  dasselbe  durch  Beweis  ihrer  Erbberechtigung  binoen 
Jahr  und  Tag  an  sich  zu  ziehen ,  ausdrüdclicb  anerkennen :  Ssp.  I.  38 
§  2,  Richtsteig  Ldrt  35  §  8,  Görl.  Ldrt.  XXXVI.  §  2,  Dsp.  43,  Swsp. 
L.  45.  Und  dass  der  Satz,  da^  Eigen  des  Friedlosen  falle  an  die  Erben, 
im  13.  Jahrhundert  auch  wirklich  praktisches  Recht  war,  zeigen  mehrere 
dieser  Zeit  angehörende  Entscheidungen  des  Reichshofgerichts:  ich  er- 
innere namentlich  an  die  Urtheile  gegen  Otto  von  Witteisbach  1208  (re- 
ditibus  prediorum  heredibus  eorum  delegatis)  und  gegen  Friedrich  von 
Isenburg  wegen  des  Mordes  an  Engelbert  von  Köln  1226  (allodia  pro- 
zimis* —  adiudicata:  Bd.  I.  104  und  107)  und  an  die  bemerkenswerthe 
Entscheidung  Friedrichs  II.  von  1234  (Regesten  391,  Huillard-B.IV. 
501):  conquerentibus  nobis  —  filiis  quondam  H.  de  Ravensburg,  intellexi- 
mus,  quod  propter  infamiam  vel  deiictum  p^rentum  suonim  non  tantum 
bonis  feudalibus,  verum  etiam  praprietatibus  ^  in  quibtM  ipsi  debebant 
succedere^  sint  iam  multo  tempore  spoliati.  —  Cum  —  patris  iniqnitatem 
filius  portare  non  debeat,  ut  puniatur  amissione  proprietatis  paterne,  nos 
—  principum  —  dictanto  sententia,  ipsos  ad  bona,  que  parentes  eorum 
proprietatis  titulo  possidebaut,  restituimns  universa.  Bei  dem  Verfahren 
gegen  Johann  von  Oesterreich  wegen  Ermordung  König  Albrechts  ent- 
standen dagegen  wegen  des  Eigenguts  des  Schuldigen  allerdings  Anstände. 
Heinrich  VII.  erklärte,  er  werde  den  österreichischen  Herzögen  Friedrich, 
Leopold  und  Heinrich  nicht  eher  gerecht  werden,  bis  sie  das  Erbe  des 
Johannes  als  dem  Reiche  verfallen  herausgegeben  hätten  (Kopp  IV.  1. 
S.  72),  und  wenn  er  auch  später  auf  diese  Güter  verzichtete  und  seine 
Rechte  auf  die  Herzöge  übertrug  (Boehmer  Reg.  164),  so  enthält  doch 
das  am  Tage  nach  dieser  Einigung  verkündete  Urtheil  (legg.  497)  noch 
den  Satz,  dass  Leute  und  Gut  der  Schuldigen  dem  Reiche  zu  Recht 
gefallen  sein.  Da  dieses  Urtheil  gesprochen  wurde  nach  der  Kaiser  ge- 
schriebenem Recht  (vgl.  dazu  meine  Beiträge  zur  Gesob.  der  Recep- 
tion  des  röm.  Rechts  S.  140),  so  nimmt  Ficker  a.  a.  O.  204  an,  die 
Abweichung  von  den  Grundsätzen  des  deutschen  Rechts  aus  der  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  sei  wohl  durch  Geltendmachung  römischer  Rechts- 
bestimmungen zu  erklären.  Ich  möchte  mich  dieser  Ansicht  nicht  an- 
schliessen.  Bei  dem  gesammten  Verfahren  gegen  Johann  von  Oesterreich 
liess  sich  Heinrich  VII.  doch  überwiegend  durch  politische  Rücksichten 
leiten;  es  handelte  sich  um  die  Schwächung  der  österreichischen  Macht: 
nicht  nur  die  Erbgüter  des  Johannes,  sondern  auch  eigene  Besitzungen 
der  Herzöge  wurden  ihnen  bestritten.  Gelang  es  dem  König  nicht,  seine 
Ansprüche  auf  jene  thatsächlich  durchzusetzen,  so  sollte  das  Urtheil  wenig- 
stens ein  rechtliches  Anerkenntniss  derselben  enthalten :  dies  ist  denn  auch 
in  der  Urkunde  vom  18.  September  1309  ausgesprochen.  Und  zur  Be- 
gründung desselben  brauchte  man  sich  nicht  auf  römische  Bestimmungen 
zu  beziehen:   es  war  Recht  des  fränkischen   und  deutschen  Reichs  der 
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XXII.  §  3  d)  angenommen,  die  Lösung  der   Oberacht   habe  nnr 


früheren  Zeit,  das«  das  Eigen  de«  wegen  bo  schwerer  Verbrechen  lur 
friedlos  Erklärten  dem  Reiche  verfiel.  Möglich  ist  es  aber  allerdings  auch, 
dass  sich  bereits  zn  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  wieder  eine  neue  Rich- 
tung in  der  Praxis  des  Reichshufes  geltend   machte. 

Bei  den  Oberachts-  und  Friedloserklärnngen  der  späteren  Zeit  näm- 
lich findet  sich  ein  Unterschied  zwischen  beweglichem  und  unbeweglichem 
eigenen  Vermögen  des  Verurtheilten  nirgend  mehr  gemacht.  Ueber  die 
Lehen  wird  noch  ganz  in  der  alten  Weise,  über  das  Kigengut  aber  in 
verschiedener  Art  verfügt.  Nach  Urkunde  von  1371  soll  das  ganze  an- 
bewegliche allodiale  Vermögen  bestimmt  sein:  usui  —  imperialis  erarii 
sive  fisci  und  der  Kläger  und  derjenigen,  in  deren  Herrschaften  -es  ge- 
legen ist;  1376:  das  eigen  dem  kläger;  1389:  sein  eigen  dem  kläger; 
1425:  ir  eigen  in  unser  und  des  reichs  kamer;  1433:  und  sein  eigen  in 
unsere  und  des  reichs  kamer  (sämmtliche  Urkunden  sind  vorher  im  Text« 
mitgetheilt).  Es  handelt  sich  also  nicht  nur  um  Einziehung  des  beweg- 
lichen Vermögens  —  rücksichtlich  dessen  auch  die  Rechtsbücher  ein 
Ausziehangs recht  der  Erben  nicht  anerkennen  und  von  dem  Swsp.  L. 
367  II«  ausdrücklich  sagt:  hat  er  varnde  gut  —  daz  ist  och  des  riches; 
sol  er  aber  gelten,  daz  man  bewaern  mac  selbe  drite,  daz  sol  daz  riche 
oder  sin  richtaer  für  in  gelten  — ,  sondern  das  gesammte  Eigengut 
mit  Einschluss  des  unbeweglichen  Vermögens  ist  dem  Reiche  verfallen: 
der  König  kann  es  für  des  Reiches  Kammer  einziehen,  er  kann  darüber 
anch  sofort  zn  Gunsten  Dritter  verfügen.  Es  ist  also,  wie  es  scheint,  ein 
abermaliger  Wechsel  der  Rechtsanschauung  eingetreten.  Wie  aber  ist 
diese  Umbildung  za  erklären? 

Es  liegt  nahe,  sofort  au  eine  Einwirkung  des  römischen  Rechts  zu 
denken,  welches  die  Confiskation  als  Folge  jeder  Verurtheilung  zu  Kapital- 
btrafen  kennt  (Marezoll:  bürgerliche  Ehre  S.  39—76).  Für  einen  be- 
stimmten Fall  (c.  5—8  Cod.  ad  legem  Juliam  maiestatis  XI.  8,  anrea 
bulla  24)  ist  anch  die  Reception  unzweifelhaft;  inwieweit  das  fremde  Recht 
auch  für  andere  Fälle  und  in  welchem  Umfange  es  recipirt  wurde,  ist 
noch  nicht  ausreichend  nachgewiesen  und  kann  auch  an  dieser  Stelle  nicht 
näher  erörtert  werden.  Insbesondere  würde  es  sich  fragen,  ob  bei  der 
Reception  die  mildernden  Bestimmungen,  welche  Justinian  Nov.  134  c. 
13  zu  Gunsten  der  Descendenten,  Ascendenten  und  der  Ehefrau  des  Schul- 
digen für  alle  Fälle  der  Confiskation,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Ver- 
urtheilung wegen  Majestäts verbrechen,  getroffen  hat  (vgl.  hierzu  Mare- 
zoll 63  fgg.,  331  fgg.),  ausgeschlossen  blieben  oder  nicht?  In  den  an- 
geführten Urkunden  wird  eines  solchen  Vorbehalts  zu  Gunsten  der  Erben 
nicht  gedacht  und  wir  würden  also,  wenn  die  Urkunden  durchaus  wört- 
lich zu  nehmen  sind,  zu  dem  Resultate  gelangen,  dass  in  der  That  in 
allen  Fällen,  in  denen  es  sich  um  Verkündigung  in  die  Oberacht  handelte, 
die  Einziehung  des  Vermögens  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Erben,    also 
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erfolgen  können,   wenn  der  Geächtete  in  der  hier  beschriebenen 


gegen  die  Bestimmungen  nicht  nur  des  älteren  deutschen,  sondern  auch 
des  neueren  römischen  Rechts  erfolgte.  In  Italien  war  für  diese  Auf- 
fassung der  Boden  wohl  geebnet,  insofern  dort  die  Confiskation  des  freien 
0 Eigen  längst  schon  mit  dem  beständigen  Reicbsbanne  verbunden  war 
(Ficker  a.  a.  O.  204  fggO;  sie  hat  auch  in  Deatschland«  wie  wir  aus 
der  Carolina  wissen,  missbräuchlich  Platz  gegriffen,  aber  ich  zweifle  sehr 
dass  sie  überall  und  insbesondere  im  Reichsrecht  Anerkennung  gefunden 
habe.  Wäre  die  Einsiehung  des  Vermögens  ein  ausschliesslich  romisches 
Institut,  so  wäre  es  natürlich,  dass  dasselbe  so,  wie  es  in  jener  Zeit  Ton 
den  Juristen  behandelt  ward,  bei  uns  recipirt  wurde.  Dies  ist'aber  nicht 
der  Fall.  Der  Verfall  der  Güter  in  die  königliche  Gewalt  ist  nrgerma- 
nisch :  das  Institut  hat  im  Mittelalter  seine  eigene  Geschichte  gehabt  und 
diese  weist  überall  auf  eine  allmälige  Milderung  der  ursprünglichen  Härte 
hin.  In  der  ältesten  Zeit:  Verfall  des  gesammten  Vermögens,  später; 
Anerkennung  der  Rechte  der  Erben  auf  das  unbewegliche  Vermögen,  und 
dem  hätte  sich  dann  als  letzte  Phase  wieder  die  Anwendung  der  mit  den 
strengen  Grundsätzen  der  älteren  Zeit  im  Wesentlichen  übereinstimmenden 
Bestimmungendes  älteren  romischen  Rechts  anschliessen  sollen?  Die  that- 
sächliche  Anwendung  derselben  wird  nicht  überall  ausznschliesaen  ge- 
wesen sein,  aber  von  einer  rechtliehen  Anerkennung  wird  kaum  irgendwo  die 
Rede  gewesen  sein.  Und  am  Reichshofe  insbesondere,  der  so  oft  nach 
den  milderen  Grundsätzen  des  deutschen  Rechts  erkannt  hat,  hätte  sich 
jene  rechtliche  Anerkennung  durchsetzen  sollen?  Und  die  Reichsstände 
ferner  hätten  eine  solche  Uebung  ohne  Widerspruch  geschehen  lassen  ?  zn 
König  Rudolfs  Zeiten  erklärten  die  Kurfürsten  es  für  eine  zu  schwere 
Bürde,  dass  das  Kind  um  des  Hocbverraths  des  Vaters  willen  sein  £rb> 
eigenthum  yerlieren  solle,  und  sie  sollten  geschwiegen  haben,  wenn  in 
jedem  Falle,  in  dem  es  zur  Oberacht  kam  —  und  es  handelte  sich  dabei 
nicht  einmal  immer  um  peinliche  Klagen  — ,  auf  diesen  Verlust  erkannt 
worden  wäre? 

Dem  entgegen  ist  es  yielleicht  nicht  ungerechtfertigt,  für  die  Praxis 
des  Reichshofes  die  Geltung  anderer  Grundsätze  zu  behaupten.  Wurde 
die  Oberacht  oder  Friedlosigkeit  wegen  Mojestätsverbrechen  oder  der  in 
der  goldenen  Bulle  hervorgehobenen  Verbrechen  ausgesprochen,  so  wa** 
allerdings  Confiskation  des  gesammten  Vermögens  die  nothwendige  recht 
liehe  Folge;  in  allen  andern  Fällen  der  Oberacht  aber  blieb  es  bei  der 
Rechtsübung,  wie  sie  sich  im  13.  Jahrhundert  entwickelt  hatte,  d.  h.  die 
Berechtigung  der  Erben,  das  unbewegliche  Eigen  an  eich  zn  ziehen,  be- 
stand fort.  Die  Urkunden  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  erwähnen  frei- 
lich dieser  Berechtigung  nicht;  aber  daraus  folgt  nicht,  dass  der  Reichs- 
hof dieses  Recht  überhaupt  nicht  mehr  anerkannt  habe,  sondern  nurduss 
bei  Verkündigung  der  Oberacht  keine  Veranlassung  war,  diese  selbst- 
Terständlicbe  Befügniss  noob  ausdrücklich  herTorzubeben  oder  die  Erben 
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Weise  einen  Zweikampf  bestehe^).    Allein  dieser  Satz,  dessen 

auf  dieselbe  besonders  biozuwelsen.  Man  könnte  also  sagen:  das  ge- 
sammte  Eigengut,  auch  das  unbewegliche,  wird  zwar  sofort  als  der  kgl. 
Kammer  erledigt  angesehen  oder  zu  Gunsten  Dritter  darüber  yerfigt, 
beides  geschieht  aber  nur  unter  der  stillschweigenden  Bedingung,  dass^^ 
die  Erbberechtigten  ihre  Ansprüche  am  unbeweglichen  Vermögen  nicht 
geltend  machen  sollten.  Ich  kann  aber  allerdings  diese  Sätze  nicht  anders 
denn  als  Vermuthung  aussprechen  und  muss  insbesondere  darauf  hin- 
weisen, dass  doch  schon  in  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  der  Satz,  das 
Eigen  falle  in  die  königliche  Gewalt,  durch  Hinweis  auf  1.  2  Cod.  IX. 
49  motivirt  wird.  (Vgl.  die  kürzere  Glosse  zum  sächsischeu  Lehnrecbt 
bei  Homeyer  II.  1.  348). 

^)  So  z.  B.  Perthes  1.  c.  33.  Der  Rechtssatz,  welchen  ubrigeos  die 
Glosse  ausdrücklich  als  „sunderliken  der  sassen  recht*^  bezeichnet,  besagt 
zweierlei.  Einmal:  der  nach  §  2  des  Artikels  in  Folge  beharrlichen  Un- 
gehorsams rechtlos  (d.h.  hier:  friedlos)  Erklärte,  kann  das  ihm  vertheilte 
Gut  überhaupt  nicht  wiedergewinnen;  sodann  zweitens:  er  kann  auch  die, 
seine  persönliche  Stellung  treffenden  Rechtsnachtheile  in  keiner  andern 
Weise  beseitigen,  als  durch  Bestehen  des  Kampfes  vor  dem  Beicfasheere. 
Erfüllt  er  diese  Bedingung,  so  gewinnt  er  sein  Recht  wieder.  Was  „Recht^* 
hier  bedeute,  ist  streitig  (vgl.  z.B.  Bud de  76,  Hillebrand  10),  ich  meine 
aber,  ohne  mich  auf  eine  Erörterung  im  Einzelnen  einlassen  zu  können, 
der  Sinn  der  Stelle  sei  ziemlich  einfach.  „So  wint  he  sin  recht^,  heiast 
nicht:  er  gewinnt  alle  Rechte  wieder,  welche  er  in  Folge  seines  Unge- 
horsams überhaupt  verloren,  sondern  es  heisst:  er  erhält  diejenigen  zurück, 
welche  er  durch  die  Verkündigung  in  die  Oberacht  verloren  hatte,  die- 
jenigen also,  welche  die  Friedlosigkeit  ihm  genommen  hat,  namentlich  die 
Familienrechte;  diejenigen  Rechtsnachtheile  aber,  welche  schon  in  Folge 
der  Verfestung  oder  der  einfachen  Reichsacht  eingetreten  waren,  werden 
nicht  ohne  Weiteres  beseitigt,  sie  hören  erst  dann  auf,  wenn  sich  der  Un- 
gehorsame nunmehr  auch  ans  der  Reichsacht  und  beziehungsweise  der 
Verfestung  zieht.  Das:  „so  wint  he  sin  recht  weder*^  im  §  3  bildet  den 
Gegensatz  zu  dem:  „die  delt  man  rechtlos'*  im  §  2:  —  er  gewinnt  das 
Recht  wieder,  das  man  ihm  vertheilt  hatte.  Bedeutet  das  rechtlos  im  §  2 
friedlos,  was  anerkannt  ist,  so  bedeutet  das  Wiedergewinnen  des  Recht« 
im  §  3  das  Aufhören  der  Friedlosigkeit,  nicht  mehr,  nichtminder;  welches 
die  rechtliche  Stellung  des  Mannes  sei,  nachdem  in  solcher  Weise  die 
Folgen  der  Oberacht  oder  Friedlosigkeit  beseitigt  sind,  sagt  das  Rechts- 
buch gar  nicht.  —  Soviel  beiläufig  über  den  Sinn  der  Stelle.  Das  Reichs- 
recht erkennt  eine  Beschränkung  der  Lösbarkeit  der  Oberacht  nicht  an; 
nicht  von  dem  im  Sachsenspiegel  erwähnten  und  nicht  von  irgend  einem 
anderen  „obsequium  vel  servitium^*  (so  sagt  die  lat.  Glosse  s.  Ssp.)  macht 
dasselbe  die  Aufhebung  abhängig,  sondern  nur  von  der  Rückkehr  cum 
Gehorsam  gegen  das  Reich  und  voil'der  Befriedigung  des  Klägers.    War 
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historischen  Ursprung  ich  nicht  nachzuweisen  vermag,  hat  zweifel- 
los seit  dem  13.  Jahrhundert  nicht  mehr  gegolten.  Alhrechts 
Landfrieden  von  1298  bestimmte  bereits  ansdrücklfch,  die  Lösung 
der  Oberacht  könne  erfolgen,  wenn  der  Verklagte  sich  mit  dem 
Kläger  vergleiche  oder  Sicherheit  gebe  um  Hauptschuld  und 
Schaden;  das  Achtbuch  gedenkt  dieser  Lösung  mit  dem  Vermerk: 
absolutus  quia  coucordavit;  die  mitgetheilten  Oberachtbriefe  end- 
lich erkennen  die  Lösbarkeit  auch  der  Oberacht  überall  an  und 
machen  dieselben  von  keinen  andern  Voraussetzungen  abhängig, 
als  den  auch  bei  der  einfachen  Reichsacht  erwähnten:  dass  der 
Schuldige  zurückkehre  zum  Gehorsam  gegen  das  Reich  und  dem 
Kläger  gerecht  werde  wegen  aller  Ansprüche.  Daneben  war 
denn  auch  der  vielleicht  erheblich  erhöhte  Achtschatz  zu  ent- 
richten ^)  und  der  König  konnte  im  einzelnen  Falle  von  dem, 
der  die  Lösung  begehrte,  wohl  auch  noch  besondere  Garantien 
künftigen  Gehorsams  fordern  oder  über  ihn  besondere  Strafen 
aussprechen;  aber  von  einer  allgemeinen  Erschwerung  der  Lös- 
barkeit der  Oberacht  wissen  die  Reichsgesetze  und  weiss  die 
Praxis  des  Reichshofes  nichts,  wie  sie  auch  nichts  davon  wissen, 
dass,  wenn  die  Lösung  erfolgte,  nicht  alle,  sondern  nur  einzelne 
Wirkungen  der  Oberacbt  ausser  Kraft  treten.  Die  Härte  der 
Strafe  lag  also  in  den  Wirkungen  derselben,  solange  die  Fried- 
losigkeit  dauerte,  nicht  aber  in  der  gesteigerten  Schwierigkeit 
der  Beseitigung  dieses  Zustandes.  Dass  es  anders  war  und 
warum  es  anders  sein  musste,  wenn  jemand  wegen  schwerer 
Verbrechen  sofort  friedlos  gelegt  wurde,  ist  oben  auseinander- 
gesetzt worden. 


dem  genügt,  so  musete  die  AufheboDg  erfolgen:  es  hing  nicht  Ton  der 
Gnade  des  Königs  ab,  ob  er  sie  gewähren  wollte  oder  nicht.  Und  ward 
die  Losung  ausgesprochen,  so  hörten  alle  Polgen  der  Oberacbt,  aber 
auch  wieder  nur  dieser,  auf,  wenn  nicht  etwa  zugleich  im  Gnadenwege 
auch  die  Wirkungen  der  Torhergebenden  Reichsacht  und  beziehungsweise 
Verfestnng  beseitigt  wurden.  Nur  das  bereits  an  Dritte  verliehene  oder 
für  die  königliche  Kammer  eingezogene  Gut  ward  nicht  zurückgegeben, 
wenn  nicht  auch  hier  die  Gnade  des  Königs  mildernd  half  oder  politische  Ver> 
hältnisse,  Verhandlungen,  Verträge  das  Geschehene  ungeschehen  machten. 
*)  Bei  dem  kaiserlichen  Landgericht  zu  Nürnberg  wurde  z.  B.  für 
Lösung  ans  der  Oberacht  die  Zahlung  des  doppelten  Achtschillings  ge- 
fordert: Vogel  a,  a.  0.  70  fg. 
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Reichte  die  Yerhängung  der  Reichsacht  nicht  aus,  den  Un- 
gehorsamen zur  Unterwerfung  unter  die  Rechtsordnung  zu  zwin* 
gen,  80  wandte  sich  der  Reichshof  an  die  kirchliche  Gewalt  um 
Beistand  und  Hilfeleistung  ^)*  Den  schönen  und  tief  sinnigen  Ge- 
danken, dass  die  beiden  Schwerter,  welche  Gott  der  Kirche  und 
dem  Kaiser  gegeben  hat  zum  Schirme  der  Christenheit,  sich 
beholfen  sein  sollen,  unrechten  Widerstand  zu  brechen,  hat  die 
Reichsgesetzgebung  wiederholt  anerkannt  und  demselben  dadurch 
praktische  Bedeutung  gegeben,  dass  sie  einerseits  mit  der  kirch- 
lichen Excommunikation  auch  weltliche,  mit  der  Acht  auch  kirch- 
liche Rechtsuachtheile  fttr  den  Betroffenen  verknüpfte,  und  dass 
sie  andererseits  bestimmte,  es  solle  der  in  der  kirchlichen  Ex- 
communikation Verharrende  mit  der  Acht,  der  Geächtete  mit 
dem  Kirchenbanne  gestraft  werden.  Nur  die  letzteren  Bestim- 
mungen sind  hier  in  Betracht  zu  ziehen^). 

>)  Vgl.  zum  folgenden  im  Allgemeinen  Philipps:  Kirchenreclit  II. 
bOo  fgg.,  Kober:  Kirchenbann  443  fgg.,  Schilling:  Kirchenbann  207 
fgRt  Friedberg:  de  finium  inter  eccl.  et  civ.  reg.  iiidicio  S.  46  fgg., 
154  fgg.,  und  wegen  der  Excommanikation  insbesondere  München:  das 
kanon.  GericbtsTerfahren  und  Strafrecht  II.  160  fgg. 

*)  Const.  contra  incend.  1187  (legg.  184):  proscriptum  ?ero  —  dio- 
cesanas  episcopns  —  a  communione  ecclesiae  —  abiciat  et  extraneum 
reddat  nee  enm  absolvat,  qnoadusque  laeso  dampnnm  restitaat;  et  e  con- 
▼erao,  qoem  episcopns  legitimis  indnciis  citatnm  lustitia  dictante  ezcom* 
municaferit  et  hoc  indici  insinuarerit,  index  enm  banno  proseriptionia 
condempnet  nee  prins  enm  absolvat,  quam  coram  episcopo  de  his,  pro 
qnjbas  condempnatus  est,  satisfaciat;  —  const  in  fa?.  princ  eccl.  1220 
(legg.  235,  Huillar  d-B.  I.  767):  item  sicut  iustum  est  excommunicatos 
eomm  (der  geistlichen  Fürsten),  dum  tarnen  ab  ipsis  viva  Toce  vel  per 
litteras  eomm  vel  per  honestos  nancios  fide  dignos  uubis  denunciati  fiic- 
rint,  vitabimus  et  nisi  prins  absoWantur,  non  concedemus  eis  personam 
standi  in  tudicio,  sie  distingnentes,  quod  excommunicatio  non  eximat  eos 
a  respondendo  impetentibus,  sed  sine  advocatis,  perimat  antem  in  eis  iua 
et  potcstatem  ferendi  sententias  et  testimonia  et  alios  impetendi;  et  quta 
gladius  materialis  constitntns  est  in  subsidium  gladii  spiritualis,  excommuBi- 
cationem  si  excommnnicatos  in  ea  ultra  sex  septimanas  perstitisse  predictorum 
modorum  aliquo  nobis  constiterit,proscriptio  subseqnetur,  non  revocanda,  niai 
prius  excommunicatio  revocetnr;  —  const.  1220 (legg.  243):  item  quecumque 
communitas  vel  persona  per  annum  in  excomm.  —  perstitcrit,  ipso  iure 
imperiali  banno  subiaceat,  a  quo  nnllatenus  extrahatur,  nisi  prins  ab 
ecclesia  beneficio  absolutionis  obtento;  —  Weisthum  von  1234  (legg. 
302):  quicnnque  secnlare  indicium  adversns  aliqnem  clerienm  ezercuerit, 
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Gewiss  ist,  dass  keine  von  beiden  Gewalten  gegen  den  Un- 
gehorsamen einschritt,  ohne  Antrag  der  anderen  oder  derjenigen 
Partei,  welche  die  Aechtung  oder  Excommunikation  zuerst  her- 
beigeführt hatte.  Weiter  wurde  dann,  was  wenigstens  die  Ver- 
kündigung der  Reichsacht  aubetriift,  vom  Reichshofe  der  Nach* 
weis  gefordert,  dass  die  vorhergehende  Excommunikation  den 
kirchlichen  Gesetzen  entsprechend  ordnungsmftssig  erfolgt  sei^}. 
Wie  lange  der  Ungehorsam  gegen  eine  der  beiden  Gewalten 
danern  musste,  ehe  die  Hilfe  der  andern  nachgesucht  werden 
konnte,  war  nicht  zu  allen  Zeiten  gleichmässig  bestimmt.  In 
älterer  Zeit  kommt  es  vor,  dass  die  Excommunikation  gleich- 
zeitig mit  der  Reichsacht  verkündet  wird;  unter  Otto  II.  z.  B. 
wird  Herzog  Heinrich  von  Bayern  mit  seinen  Anhängern  gleich- 
zeitig in  Acht  und  Bann  gethan^)  und  in  gleicher  Weise  wurde 

in  hi«  qoe  sanguinis  iuclicium  reqiiirunt,  ante  degradationein  ab  episcopis 
faciendam,  preter  id,  quod  in  canonem  late  sententie  incidit —  ex  nostra 
Sit  sententia  proscribendus ;  —  nach  dem  Landfrieden  für  Bayern  von 
1344  c.  21  soll  der,  welcher  40  Tage  im  Banne  ist,  vom  Hersog  geächtet 
und  der,  welcher  ungehorsam  in  der  Acht  verharrt,  vom  Bischof  gebannt 
werden;  nach  dem  Siraubinger  Landfrieden  von  1255  soll  schon  der, 
welcher  14  Tage  im  Bann  ist,  geachtet  nnd  gleicherweise  der  vom  Herzog 
Geächtete  |n  den  Bann  gethan  werden;  nnd  enmach  weder  der  achter 
noch  der  baennige  man  erloset  werden,  er  werde  e  erloset  von  dem  der 
in  e  gebunden  hat*  ez  si  danne  das  ei{i  bischof  einem  manne  mit  gewalt 
verzihet  losnng  aus  dem  banne;  »  Konig RndolÜB  bayerischer  Landfriede 
▼on  1281  c.  35  bestimmte:  swelich  graf,  frei  oder  dienstmann  iar  und 
tach  in  offen  banne  ist,  den  sol  man  in  die  aeht  tun,  ist  ea  aber  ejn 
ander  man,  so  sol  man  in  über  sehs  wocben  in  die  aeht  tbun,  und  swer 
als  lang  in  der  aeht  ist,  als  da  vor  von  dem  bann  geschriben  ist,  onf  den 
gevellet  ze  glicher  wis  der  ban  (QneUen  zur  bayer.  und  d.  Gesch. 
V.  81,  145,  344,  legg.  428);  vgl.  auch  noch  legg.  254,  334,  451  c.  40, 
und  Friedberg  165.  Unter  Kaiser  Friedrich  III.  wurden  die  Hofge- 
richtsfiskale ganz  allgemein  angewiesen,  die  Hilfe  des  geistlichen  Gerichts 
gegen  ungehorsame  Aechter  nachzusuchen:  Band  I.  S.  356. 

^)  Vgl.  namentlich  die  S.  326  N.  4  angeführte  Urkunde  Rudolfs 
von  1274. 

*)  Lamberti  ann.:  Otto  —  Heinricum  dnoem  ezpuHt«  —  Ann.  Hil- 
desh.:  Heinricus  dux  Bajowariornm  sua  potestate  depositus  et  excom- 
mnnicatns  degit  cum  Slavis.  —  Ann.  Altah.:  altera  vice  perrexit  Impe- 
rator ad  Bavariam,  Heinricum  ducem  expulit,  Bavariam  Ottoni  duci 
Suevornm  committit  regendam.  —  Thietmar  III.  5:  anno  vero  d.  976 
Hainricus,  dux  Bav.,  honore  et  communione  privatua  Boemiam  fngit.  -^ 
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nnter  Konrad  II.  gegen  Ernst  von  Schwaben  verfahren  ^).  In  den 
vorher  angeführten  Reichsgesetzen  des  12.  und  13.  Jahrhunderts 
sind  die  Fristen  verschieden  bestimmt:  selbst  auf  den  Stand  der 
ungehorsamen  Partei  wird  dabei  Rücksicht  genommen.  Gegen 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  aber  spricht  der  Reichshof  als 
Rechtssatz  aus:  quod  illi,  qui  proscrijytionis  sententiaro  in  se 
animo  indurato  sustinuerunt  per  annum  et  ampliua^  invocato 
brachio  ecclesiastico  debeant  excommuuicationis  sententia  xnno- 
dari;  ut  eos,  qui  rigore  temporalis  gladii  non  terrentur,  ad  bonum 
obediencie  nervus  revocet  ecclesiastice  discipline  *)  und  zu  dersel- 
ben Zeit  wird  auch  in  königlichen  Urkunden  anerkannt,  dass  wer 
Jahr  und  Tag  im  Banne  ist,  mit  der  Reichsacht  gestraft  werden 
müsse').  Dabeiblieb  es  nun  auch  während  des  ganzen  Mittelalters^). 

Ezcommunicatio  H.  dacis  bei  Pertx.  legg.  II.  2.  171  :  canooicam  et 
Bpostolicam  auctoritatorem  secuti,  Heinricum  sanctae  huius  RatesponeoaU 
eccletfiae  sedque  regni  domini  nosti  imperatoris  invasorem  et  hos  sni 
sceleris  complices  et  fautores  —  a  sancta  cathulica  et  apostolica  dei  ec- 
clesia  separamus  et  iudicio  sancti  Spiritus  excommonicamiis. 

1)  WIpo  o.  25:  Ibi  (zu  Ingelheim  Ostern  1030)  Ernustus  —  duca- 
tum  recepit  eo  tenore,  ut  ^exefonem  militem  sunm,  qni  mnltis  factio- 
nibus  regnum  tnrbaverat,  quasi  hostem  reipublicae  cum*  omnibus  suis 
persequeretur,  idque  se  facturum  cum  sacramento  confirmigrot.  Qnod 
cum  dnx  facere  noilet,  hostis  publicns  imperatoris  dijudicatus  est,  et  pe- 
nitus  dncato  amisso,  cum  paucis  inde  recessit.  Imperator  Tero  communi 
consilio  omnium  principum  regHi  eundem  Ernnstnm  et  cnoctoa  justitiae 
et  paei  reluctantes  ab  episcopis  excommuDicari  feeit  eorumqne  res  pnb- 
licari  jufsit. 

*)  Die  Rechtoprncbe  aus  Boehmers  Reg.  1304,  5  cum  Jahre  1387 
▼gl.  Bd.  I.  S.  161  N.  3.  Ausser  dem  im  Text  mitgetheilten  Urtbeil  er- 
ging noch  das  andere:  ut  contra  illos,  qui  per  annum  et  amplius  in  pro- 
scriptione  huinsmodi  permanserunt,  deberemus  ecclesiastici  bracbii 
auxilium  invocare. 

')  Privilegium  König  Adolfs  für  den  Erzbischof  von  Trier:  item 
promittimns  omnes  ezcommunicatos  et  excommunicandos  tua  et  tuorum 
autoritate,  ultra  annum  et  diem  in  excommunicatione  permanentes,  ex 
tunc  ad  tnam  et  tuorum  subditorum  requisitionem  subjicere  banne 
regali,  quod  Tulgariter  dicitur  „don  in  de  ahte**  et  in  tali  bauno 
eoe  tenere  qnousque  redierint  ad  ecdesiae  unitatem  (Günther:  cod. 
dipl.  Rh.  M.  II.  Nr  344  S.  488).  Nach  Dsp.  97,  317  b  und  Swsp.  Vor- 
wort  f,  106  b,  246  ist  die  Frist  noch  auf  sechs  Wochen  bestimmt.  VgL 
auch  Fried berg  1.  e.  S.  160  fg. 

*)  Vgl.  die  königlichen  Propositionen  für  die  Berathung  der  Stände 
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Das  Verfahren  gestaltet  sich  nun  so,  dass  das  Hofgericht 
die  geistliche  Gewalt  am  Yerhängang  der  Eirchenstrafen  nach- 
sucht und  diese,  wohl  nach  gehöriger  Prüfung  des  Antrags,  die- 
selben ausspricht.  So  schreibt  König  Rudolf  1286  an  den  Erz- 
bischof Sifrid  von  Köln:  qnoniam  dno  sunt,  quibus  principaliter 
regitnr  orbis  terre,  sacra  videlicet  pontificalis  auctoritas  ^re- 
galis  potestas,  non  minus  utile  quam  necessarium  fore  dinoscitur 
iuxta  legitimas  sanctiones,  ut  utriusque  potestatis  officia  —  sibi 
alterne  subventionis  suffragio  subveniant,  ut  sie  mutuo  interve- 
niente  snccursu,  quos  unius  iuris  dictionis  coertio  a  raalo  non 
revocat,  alterius  saltem  potestatis  gladius  a  contumacia  coerceat 
ac  peccato  et  per  hoc  utriusque  yigor  in  suo  permaneat  robore 
firmitatis.  *  Sane  cum  nos  —  comitem  Clevensem  ipsius  exigente 
contumacia  ad  instantiam  —  lantgravii  Hassie  —  iuxta  curie 
nostre  sententiam  proscriptionis  irinculo  innodaverimns,  per  quam 
—  non  potuit  a  contumaci  sua  pertinacia  pertinacique  contu- 
macia revocari,  sinceritatem  tuam  requirimus,  — *  quatenus  — 
predictum  comitem,  qui  tanto  tempore  proscriptionis'  sententiam 
sustinuit  — ,  qnod  excommunicationis  debet  mucrone  feriri,  se- 
cundum  consuetudinem  per  regnum  nostrum  undiqne  approbatam, 
vinculo  excommunicationis  subicias  et  involvas,  ut  sie  eum,  qui 
rigore  temporalis  gladii  non  terretur,  ad  bannum  obedientie  re- 
vocet  ner?us  ecclesiastice  discipline  ^).  Im  Jahre  1287  ferner 
ersuchte  Rudolf  den  päpstlichen  Legaten  und  mehrere  Bischöfe, 
gegen  Wido  von  Flandern;  der  über  Jahr  und  Tag  in  der  Reichs- 
acht  sei,  den  Kirchenbann  zu  verkünden,  und  der  Legat  ent- 
sprach dem  soweit,  dass  er  den  Grafen  und  dessen  Anhänger 
aufforderte,  sich  binnen  Monatsfrist  dem  Könige  zu  unterwerfen, 
widrigenfalls  sie  in  die  Kircheustrafen  verfallen  würden^).  Auch 


im  Jahre  1434  bei  Wencker:  app.  arch.  327  fgg.:  das  geistliche  Ge- 
richt solle  dem  weltlichen  beholfen  sein,  sodass  jeder,  welcher  Jahr  und 
Tag  in  der  Reichsacht  bleibe,  in  den  Bann  komme,  und  dass  jeder ,  der 
ebenso  lange  im  Bann  sei,  Tom  Konig  in  die  Reichacbt  gekündet  werde, 

>)  Lacomblet  II.  Nr.  819  S.  486, 

*)  Boehmer:    Reg.    1306,   7,   Martene:    thes.    I.    1208,    16.     Vgl. 
Band  I.  161. 
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vom  Hofrichter  konnten  solche  Anträge  aasgehen,  wie  z.  B. 
1363  Heinrich  von  Schwarzbarg  dem  Korrichter  zu  Begensburg 
kand  giebt:  „dass  herr  Fr.  der  Aaer  von  B.  lenger  denn  jar 
and  tag  frevenlichen  in  des  heiligei^  rtehs  acht  gewesen  ist  and 
stet  auch  noch  uf  disen  heutigen  tag  in  dem  achtbnch  geschriben 
von#es  herrn  von  Stein  klag  wegen.  Wan  nu  daz  geistlich 
gericht  dem  wertlichen  beholfen  sol  sein  und  das  wertHch  dem 
geistlichen,  so  manen  und  biten  wir  euch  von  gerichtswegen,  dae 
ir  denselben  herrn  Heinrich  von  Stein  richtet  mit  dem  banne 
und  im  beholfen  sit,  wan  er  daz  an  euch  fordert*'^). 

In  ähnlicher  Weise  requirirt  der  geistliche  Richter  die  Hilfe 
des  Reichshofes,  wie  z.  B.  ein  Schreiben  des  Erzbischofs  von 
Salzburg^}  an  König  Rudolf  von  1275  und  ein  aifderes  der 
Richter  des  Mainzer  Stuhls  an  Heinrich  VII.  ersehen  lässt:  sie 
bitten,  der  König  möge  einen  seit  Jahr  and  Tag  excommunicir- 
ten  Ritter  auch  in  die  Acht  kflnden,  quateuas  in  subsidium 
ecclesiastice  iusticie  prefatam  Jacobam  sententia  regie  proscrip- 
tionis  dignomini  innodare,  ut  quem  rigor  nequivit  ecclesiastice 
severitatis  pennollire,  sattem  vestre  celsitudinis  potentia  eiusdem 
malitia  evincatur^;.  Aber  der  Vertreter  der  geistlichen  Gewalt 
konnte  den  Antrag  auf  Verhängung  der  Reichsacht  aach  mOnd- 
lieh  im  königlichen  Gericht  stellen;  ein  solcher  Fall  aas  König 
Rudolfs  Zeit  ist  schon  (S.  326  N.  4)  mitgetheilt,  —  einen  an- 
dern betrifft  eine  Urkunde  Friedrichs  II.  von  1223:  der  Propst 
Dietrich  von  Beromanster  klagt  aber  Gewaltthätigkeiten,  welche 
die  Grafen  von  Kiburg  gegen  das  Kloster  verübt  hätten;  sie 
wären  deshalb  vom  Bischof  von  Konstanz  excommunicirt  worden, 
der  Papst  hätte  den  Spruch  bestätigt,  die  Excommunikation 
währte  schon  drei  Jahre,  ohne  Erfolg  zu  haben;  der  Propst 
bittet  deshalb:  ut  qnod  ad  imperiale  spectat  officium  exinde 
persequi  dignaremur.     Nos   igitur  —  predictos   comites   excora. 


^)  Ried:  cod.  Ratisb.  II.  Nr.  947  S.  895.  Aehnliche  Urkunden  von 
1366  nnd  89  bei  Lünig:  R.  A.  XXill.  1425  und  Schoettgen  und 
Kreysig  I.  419.     Vgl.  auch  Band  L  S.  356  N.  4. 

')  Bodmann:  cod.  epist.  S.  33,  Baamgartenberger  Pormelbnch 
(Bärwald)  337;  vgl.  das.  400, 

»;  Wuerdtweln:  subsidia  1.  407. 
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sent.  contempnentes  sententialiter  proscriptos  denanciamus^  man- 
dantes,  ipsos  de  cetero  velat  proseriptos  ab  omnibus  evitari. 
Et  ab  ipsa  proscriptione.  ipsos  decernimos  noQ  solvendos,  nisi 
praedicto  praeposito  condigne  satisfaciant  et  ecclesiae  suae  sicut 
debent  ^). 

Was  die  Lösang  von  der  ExcommoDikation,  wenn  dieselbe 
der  Reftbsacht  folgte  anbetrifft,  so  besitzen  wir  darüber  zwar 
keine  besonderen  Zeugnisse,  doch  galt  dafür  ohne  Zweifel  der- 
selbe ^Grundsatz,  den  die  Reichsgesetzgebung  für  den  amgekehr- 
ten  Fall  anerkannte,  d.  b.  wie  die  Reichsacht  nicht  gelöst  wer- 
den sollte,  bevor  nicht  die  Befreiung  vom  Kirchenbann  nach- 
gewiesen war  ^),  so  wird  auch  der  letztere  nicht  aufgehoben  wor- 
den sein,  ehe  sich  nicht  der  davon  Betroffene  aus  der  Reichs- 
acht gezogen  hatte.  Und  wie  die  Reichsacht  nicht  aufgehoben 
werden  sollte,  bevor  der  Ungehorsam  gebrochen,  dem  Richter 
die  Wette  bezahlt  und  Bürgschaft  geleistet  worden,  dass  auch 
dem  Kläger  sein  Recht  werden  würde,  so  konnte  auch  die  kirch- 
liche Strafe  nicht  gelöst  werden,  bevor  der  Ungehorsam  beseitigt 
und  Gewähr  geleistet  war,  den  durch  das  kirchlich  zu  strafende 
Delict  oder  die  Contumacia  in  ihren  Rechten  Gekränkten  —  der 
Partei  und  der  Kirche,  satisfactio  und  emenda  —  Genugthuung 
zu  verschaffen^).     War  die  Lösung  von  der   Kirchenstrafe    ein- 


*)  Herrgott  IL  Nr.  277  S.  229,  Huillard-B.  II.  319.  Vgl.  auch 
die  Urkunde  Otto  IV.  bei  Ficker:  acta  imp.  sei.  207,  nach  welcher  der 
König  1209  die  Acht  über  die  Burger  von  Kamerik  ausspricht,  quod  — 
episüopus  secundum  ius  curiae  probasset  iu  auditorio  nostro,  quod  idem 
cives  sni  per  annum  et  diem  in  excommnnicatione  sine  satisfactione  per- 
stitissent. 

*)  Vgl.  die  oben  S.  378  N.  2  angeführten  Bestimmungen.  Auch 
König  Wilhelm  verordnete  1254,  dass  wer  gebannt  und  geächtet  sei,  nicht 
eher  aus  der  Acht  zu  entlassen  bis  er  vom  Banne  befreit  sei  (Meck- 
lenburg. Urkdb.  II.  53).  Das  schwäb.  Ldrt.  246  sagt  allgemein:  und 
•kumt  er  e  in  den  bau  e  in  die  ahte,  man  sol  in  ouch  e  uz  dem  banne 
lan  e  uz  der  ahte,  kumtt  er  ouch  e  in  die  ahte  e  in  den  ban,  man  sol 
in  ouch  e  uz  der  ahte  lan  e  nz  dem  banne;  deweder  rihter  sol  in  uz 
dem  ban  noch  uz  der  ahte  lan  e  daz  er  von  den  schulden  kumet. 

•)  Kober  a.  a.  O.  S  512  f gg ,  Schilling  200,  213;  München  II« 
259  fgg. 
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getreten,  so  bot  dies  die  Gewähr,  dass  der  unmittelbare  Zweck 
jener  erreicht  war :  es  waren,  am  die  Befreiung  ?on  der  Reichs- 
acht zn  erlangen,  nur  noch  die  formellen  Bedingungen  zu  er- 
ffllleu;  welche  für  die  letztere  verausgesetzt  wurden;  und  umge- 
kehrt, war  die  Befreiung  von  der  Reichsacht  erfolgt,  so  trat  die 
Lösung  von  der  Excommunikation  ein,  sobald  jene  nachgewiesen 
und  der  Kirche  Genugthnung  fOr  den  Ungehorsam  gegen  die 
kirchlichen  Befehle  gegeben  war:  auf  die  ursprüngliche  Veran- 
lassung der  Acht  hatte  der  geistliche  Richter  nicht  zurückzu- 
kommen. I 


Weimar.  —  Hof-Bachdruckeref. 
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